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A. Rechtswissensehaft 



G i V i I r e c h t 



1. MetMe ler Aidefing ikr JistnianeiMhei 
KeektoMdMT, ud Prtfug der kkker keMften He- 
tMei. Vo» F. C. Schmidt, Dr. phil., Präsi- 
dent des Holstein -Lauenburg. Oberappellations- 
f nichts. IQel 1855. Schwers'sohe Buchbandl. 
38 S. 8. 

Bei Auslegung der drei justinianeischen 6e- 
setä)ttcher, Codex, Digesten und Institutionen 
muss nach der Ansicht des VFs. davon ausge- 
gangen werden, dass Justinian dieselben als 
ein zosamnienhängendes Ganze hat betrachtet 
wissen wollen, in welchem alle einzelnen Theile 
eine durchaus gleiche Autorität haben; aus 
welchem die ausschliessliche und alleinige Eni* 
acheidung für jeden Reehtsfall genommen wer- 
den soll Wenn man die Geschichte der Com- 
pilation, insbesondere Justinians Absicht, und 
die von ihm den Compilatoren erthellten Instmc- 
lionen genau ins Auge fasst, so muss man zu 
dem Resultat gelangen, dass die einzelnen 
Rechtssitze nur aus ihrem Zusammenhange in- 
nerhalb des Ganzen erklärt werden können, und 
dass bei Auslegmg der einzelnen Stellen der 

{'uslinianeischen Recht^ücher ausschliess- 
ich die Titel in Betracht zu ziehen sind, in 
weichet die Stellen stehen« Auf diesen Grund- 
satz Ist bisher zu wenig Rtcksicht genommen; 
es genügt nicht, den Tüel als ein wichtiges 
HüUsudttel fibr das Versündniss zu betrachten 
(Savigny), senden: die ganze Bedeutung des 
ReohtssHtzes ist allein aus dem Titel zu 
entnehmen. Nach Justinians Absicht soll jeder 
Tüel den Becl^sregeln flir ein bestimmtes Rechts* 
imlitut enthalten« Dadurch, dass nun eine Stelle 
in den Titel anfgenoramen wird, erhält sie ihr 
elgenthöniliches Gebiet angewiesen, das nicht 
ttMTsohritlen ww den darC Der In Betracht 
Jahrb. f. Rechttwisf . 1855. 



kommende Rechtssatz ist nur für den Titel 
Gesetz, in welchen er aufgenommen 
ist; weiter reicht seine Herrschaft nicht, und 
wenn sein Inhalt auch noch so allgemein lautet. 
Ein Rechtssatz aus dem Titel de Y. S. oder de 
R. J. hat eine andere Bedeutung als unter dem 
Titel de act. emt. et vendit.; L. 6 de transact. 
ist ganz anders zu verstehen als L. 1, $.1 
quemudm. testam. aper. Die grössere oder ge- 
ringere Allgemeinheit des Titels bestimmt mithin 
auch die Frage, in wie weit ein Rechtssatz als 
ein allgemeiner zu betrachten. Rechtsätze eines 
allgemeinen Titels sind allgemeine Rechtsregeln. 
Solche allgemeine Titel sind z. B. de V. S., de 
R. J. , de justit. el de jure, de reb. credit, (für 
alle Contracte, welche „im Vertrauen auf Red- 
lichkeit^^ eingegangen sind). Ist dahingegen 
eine Stelle in einen Titel aufgenommen, der 
nur einen engeren Gebietskreis hat, so kann 
dieselbe auch nur auf dies besondere Rechts- 
verhältniss angewendet werden. Ein Rechtssata 
im Titel de emt. et vendit. ist nur Gesetz flir 
diesen Titel; soll er allgemeine Rechtsregd 
werden, so muss er auch in einen aligemeine- 
ren Titel aufgenommen sein, der z. B. die lei-* 
tenden Grundsätze über alle contract bon. fiil 
enthält. Bei dieser Interpretationsmethode wird 
man zu der Gewissheit gelangen, dass wirklich 
Ordnung in der justinianeischen Compilation ist 
Auf diese Weise erklärt sich eine Reihe nm 
Stellen aus ihrem Zusammenhange, und viele 
der s. g. Controversen beseitigen sich ohne 
Mühe 1). So, wie das jusUnianeische Recht 



*) Die vielen vom Verfasser aofgeführten Beispiele 
sind für die exegetische Doctrin gewiss sehr scliätzens« 
werth. 
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nach Absicht des Kaisers verstanden und inter- 
pretirt werden muss^ ist es aber bisher nicht 
verstanden, und namentlich sind die Glossato- 
ren und die denselben folgenden Rechtsgelehr- 
ten von obiger Auslegungsweise vollständig 
abgewidien. Sie haben wenig darauf gesehen, 
was Justinian hat sagen wollen, wenn er einen 
Ausspruch der Juristen in seine Compilation 
aufnahm; als vielmehr die Meinung der einzel- 
nen Juristen selbst zu ergründen gestrebt In 
dem Verständniss derGlossatoren aber 
ist das römische Recht als Gewohnheitsrecht 
und Recht der Wissenschaft bei uns recipirt. — 
Unser römisches Recht der Gegenwart ist mit- 
hin gar nicht das eigentlich justinianisch e, 
sondern das römische Recht, wie es die Rechts- 
gelehrten aus der justinianeischen Compilation 
entnommen haben; wie es durch Doclrln, Ge- 
wohnheit und Gerichtsgebrauch ins Rechtsbe- 
wusstsein übergegangen ist [ — also eigentlich 
nur ein Recht der Wissenschaft. Anm. d. Ref.]. 
Ist das römische Recht aber nicht so recipirt, 
wie Justinian es verstanden hat, so ist fUr die 
Gegenwart allerdings auch keine gesetzliche 
Nolbwendigkeit vorhanden, es so zu interpretiren, 
wie Justinian es gewollt hat, und die fortbil- 
dende Rechtswissenschail wird auch die Ausle- 
gung der römischen Rechtsbücher bestimmet) 
und feststellen müssen. Kommt es aber darauf 
an, den Sinn aus den Gesetzen zu eruiren, den 
dieselben haben sollten als Justinian sie ins 
Corpus juris aufnahm, so kann keine andere, 
als die vom Verfasser auigestellte, Auslegungs^ 
methode angewandt werden. 39. 

)• GtllisitB der fiesetie. 

Die Collision zwischen den Particularrechten 
eines Staats und zwischen den Gesetzen ver- 
schiedener Staaten, nach allgemein europäischem 
und gemeinem deutschen Rechte. Von Prof. 
Dr. Pütt er in Greifswalde. (Archiv f. d. ci- 
vil. Pr. Bd. XXXVII. S, 384 fg. Bd. XXXVffl. 
S. 57 fg.). 

Im AUgemeinen sei, bei der Souveränität 
der Staaten, anzunehmen, dass kein Staat ein 
firemdes Gesetz als Gesetz von seinen Gerichten 
anwenden lassen könne, während umgekehrt im 
Stitftte die einzelnen Provinziab^echte, da sie in 
ihrem Fortbestände von der höchsten Gewalt im 
Staate gelassen, anzuerkennen seien. Aus je- 
nem aUgemdnen Satze folge jedoch noch nicht, 
dass das Gericht auch die ausländischen Rechts«* 
geschähe und Verhältnisse unbedingt nach sei-« 
Hern Landesrechte beurt^eilen müsse. Vielmehr 
müsse der christliche Staat alle in jedem ande- 
ren christlichen Staate nach dessen Gesetzen 
wd Rechten wohlerworbenen Rechte, wenn und 
so weit sie seinem Recht und Gesetz nicht zu- 
wider, anerkennen und schützen, wodurch er 
die fremden Landesgesetze zwar als Gesetze, 
aber nur iur das fremde Volk und Land aner* 
kenne und somit nicht mit der eignen Gesetz* 



febung in Widerspruch komme. Ist aber diese 
ulassung des fremden Rechts nur durch den 
Nutzen oder durch einen wirklichen Rechts- 
grund gerechtfertigt? Auch von Savigny be- 
zeichne sie im Systeme etc. in Bd. VIII. S. 28 nur 
als eine IreundUc he Zulassung an sich souveräner 
Staaten, die jedoch keine blosse Willkür sei, 
sondern eine eigenthümliche und fortschreitende 
Rechtsentwickelung erkennen lasse, welche glei- 
chen Schritt halte mit der Behandlung der Col- 
lisionen unter den Particularrechten desselben 
Staats. Es habe jedoch v. Savigny fiir diese 
Ansicht keine genügenden Beweise beigebracht. 
Der Verf. bemerkt, aass er sich fiinf Jahre lang 
gescheut und gezögert habe, dies öffentlich 
auszusprechen und darzuthun; aber die Nach- 
theile jener Ansicht nöthigten ihn, das wahre 
Recht auch gegen v. Savigny, seinen grossen 
Lehrer und Heister, zu vertheidigen. Der all- 
gemeine europäische Gerichtsbrauch, die in 
fremden Staaten nach deren Gesetzen etc. recht- 
lich erworbenen Rechte als wohlerworbene 
Recbte. soweit es ihr Landesrecht gestattet, 
anzuerkennen, werde vielmehr durch das all- 
gemeine Völkerrechtsgesetz der gegen- 
seitigen Anerkennung der christlichen Staaten 
als Staaten begrümiet. Dagegen sei flk* die 
gänzliche Gleichstellimg der fremde Landes« 
rechte .und Statuten mit den Particularrechten des 
eigenen Landes als Rechtsnorm fiir die Ge- 
richte kein Grund zu finden. Der Verf. ent- 
wickelt nunmehr L bei inländischen Sachen und 
Geschäilen die Regeln der Anwendung des ein- 
heimischen, beziehendlich in der einzelnen Pro- 
vinz geltenden Rechts. II. bn ausländischen, 
fremden Rechte suche man gewöhnUch nach 
allgemeinen Regeln bei der G)lli8ion der Ge- 
setze. Allein es sei ein Unterschied zwischen 
den Rechtsverhältnissen, worauf die Staatsge- 
walt und Gerichtsbarkelt unsers Souveräns met 
seine abwesenden Untertiianen und über die in 
seinem Staatsgebiete sich aufhaltenden Fremden 
Bicb beziehe. Man müsse unterscheiden Recbts- 
streitigkeiten : i) der als Fremde in einem an d e r n 
Staate verwellenden Inländer über dort einge- 
gangene Geschäfte und ihre hiesigen Rechte, 2) der 
als bremde in unserem Staatsgebiete sich auf- 
haltenden Ausländer über ihre mesigen Rechte, 
Rechtsgeschäfte und Verhältnisse, 3) der Inländer 
und der Fremden über ihre in einem fremden 
Staate wohlerw(M*beneR Rechte. Zu 1) sei zn 
berücksichtigen, dass der Inländer im Ausland« 
hiesiger Unterthan bleibe und daher den hiesi- 
gen Gesetzen unterworfen; Verträge, die sie 
mit einander im Audande eingehen^ letstwÜUge 
Verfügungen, die sie daselbst eingehen, sind 
in der Heimath voUgilUg, wenn sie die hier 
gesetzlichen Foraaen md andere Erfordemisae 
erfiillen. Auch die mit Fremden im Auslände 
nach dem heimischen Rechte eingegangene 
Rechtsgeschäfte seien vmi den heimischen Ge- 
richten anzuerkennen, woui nicht entgegen- 
atehetode besondere ^ auch nach bäBlsckem 
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Rechte nreidiencle Rechtogrttnde angefUirt und 
dargelhan werden. Eben so seien die .im 
Auslande von Inländern abgeschlossene, nach 
den dasigen Gesetzen abgeschlossenen Vertrüge 
zu respecliren, vorausgesetzt, dass sie nicht 
das rechtliche Verhältniss der Person des In- 
länders zum eigenen Staate und Souverän und 
Volk, namentlich seine blirgerliche Ehre, Rechts- 
fiihigheit, Rechtsgeschäftsfilhigkeit und Familien-* 
verl^ltnisse. betreffen, weil hier lediglich das 
inländische Recht gelten könne. Zu 2) Wo hier 
Staatsverträge nichts bestimmten, trete die volle 
Souveränität des Landesherm über alle im Lande 
sich aufhaltenden Personen etc., auch welche 
nur zeitweilig daselbst sich befmden, ein und 
könne daher z. B. Fremdengesetze erlassen, 
Repressalien etc. anordnen. Die Fremden als 
subdiii temporarii seien ferner, bei dem Manffel 
besonderer, für sie erlassener Vorschriften, den 
allgemeinen Landesgesetzen unterworfen und die 
Gerichte zu deren Anwendung verpflichtet. Die 
Rechts- und Rechtsgeschäilsfäliigkeit des Frem- 
den jedoch solle, nach der Ansicht einiger 
Rechtslehrer, nach seinem einheimischen Per- 
sonenrechte beurtheiit werden, da ihn dieses 
iiberali hin begleite. Allein auch hier könne 
für den lnlän£schen lüchter, der das Ganze 
des Rechtsgeschäils ins Auge fasse, nur das 
inländische Gesetz massgebend sein. Zu 3) 
verlange dagegen das zwischen den einzelnen 
Staaten bestehende völkerrechtliche Ver- 
hältniss den Schutz der wohlerworbenen 
Rechte. — Der Verf. bemerkt, wie er diese 
Grundsätze bereits früher, insb^ondere in sei- 
nem ypractischen europäischen Fremdenrechte^ 
(Leipdg 1845) aufgestellt habe. Die Ursache, 
dass man die Richtigkeit dieser Sätze nicht 
früher erkannt habe, liege hauptsächlich im 
Civllrechte selbst und zwar im gemeinen 
deutschen Clvilrechte. Während die römische 
Gesetzgebung keine genügende Entscheidun- 
gen der Zweifel darbiete, sei in Deutschland im 
I6ten und 17ten Jahrhunderte die Lehre von 
dem statulum personale (betreff der persönlichen 
Rechtsfähigkeit, der Familie, und des Erbrechts 
bei bewefi;licben Sachen) und statutum reale 
(betreff aller liegenden Gründe), so wie der 
Satz locus regit actum zur Entwickelung und 
AnwendttUff gekommen. Es habe jedoch ein 
Unterschied in dem Verfahren der Reichsge- 
richte und dem der Landes- und Stadt^ 
g erlebte Statt geftinden, indem die Reichs- 
gerichte diese Grundsätze durchgängig und all- 
gemein auch auf ausländische Fremden, Sa- 
chen und Rechtsgeschäfte anwendeten, während 
die übriffen Gerichte auch alle fremden Deut- 
schen oder Nichtunterihanen ihrer Obrigkeit wie 
aasUndische Fremde behandeUen. Die Zweifel 
über die Fragen, ob das Personal- uikI das 
Realsiatut, wie cms statvtnm mixtum über die 
Grenzen des Statuts oder des Statuirenden hin- 
aus sich erstrecken und inwiefern? erklärten 
fkh daher lor Genüge. Auf der daea Seite 



würde die Ansicht der Reichsgerichte garecht* 
fertigt gewesen sein , wenn das Römische Reich 
nicht blos die deutsche Nation, sondern, wie 
die Römische Kirche, alle christlichen Völker 
und Länder als Provinzen umfasst hätte, wäh« 
rend auf der andern Sdte die exclusive Rich- 
tung der Territorialgerichte in der Entwicke- 
lung der Landeshoheit in den einzelnen Län- 
dern, gegenüber dem Reiche, seine Stütze fand. 
Ein civilrechtliches Gesetz für die Anwendung 
fremdherrlicher Gesetze als solcher sei nicM 
aufzuGnden, was schon v. Wächter nachgewie- 
sen (Civ. Archiv XXIV. XXV.), auch ne«^- 
dings nur von v. Savigny und von Pfeiffer (In- 
ternat. Privatrecht, Stuttgart 18Ö2) wieder ver- 
sucht worden. Pfeiffer wolle das einheimische 
Gesetz unbedingt und ausnahmelos angewendet 
wissen, verliere sich aber dabei in Widerspru- 
che und habe kein richtiges Verständniss vom 
internationalen Rechte. — Der Verf. ist mit 
den Von v. Wächter für die CoUlsion der Pri- 
vatrechtsgesetze verschiedener Staaten und von 
V. Savigny Tür die Ck)llision der Statuten eines 
und desselben Staats aufgestellten Grundsätzen 
deshalb nicht durchgängig einverstanden, weil 
die altcivilistischen Kechtsregeln — auf denen 
jene Grundsätze beruhen — selbst wenn sie 
rein und richtig her- und aufgestellt werden 
könnten, jetzt nicht mehr von den deutschen 
Gi^chten angewendet werden dürften und dies 
deshalb, weil die deutschen Reichsfiirsten seit 
1806 souveräne Herren und Gesetzgeber und 
daher ihr gegenseitiges Verhältniss ein völ- 
kerrechtliches geworden. Von dieser Um- 
wandlung sei jedenfalls das Fremdenrecht 
b<»ührt worden. Die fremden Deutschen seien 
dem einzehien Staate gegenüber eben so gut 
Ausländer als die Franzosen und Engländer und 
könnten nur die Rechte beanspruchen, welche 
ihnen derselbe durch Gesetz oder Vertrag ein- 
räume. Es gelten somit auch für die deutschen 
Staaten und lür die fremden Deutschen in den- 
selben die allgemeinen Grundgesetze des prac- 
tischen Europäischen Fremdenrechts. Die deut- 
schen Fürsten hätten das alle deutsche Reichs- 
recht beibehalten können, es aber eben nicht 
S^han. Eben so sei me frühere civilistische 
»octrin und Praxis weder vom deutschen Bunde 
noch in deutschen Gesetzbüchern aufgenommen 
worden. Auf die Staatsverträge über gegen- 
seitige Rechtshilfe scheine dieselbe einen be- 
deutenderen, freilich zumeist abstossenden Ein- 
fluss gehabt zu haben. Der Verf. geht hier 
einzehie deutsche Gesetzgebumen, Staatsver- 
träge und andere legislative rroducte, sowie 
einzehie Entscheidungen deutscher Gerichtshöfe 
durch. — Der Verf. stellt nun mit Beziehung 
auf das Personenrecht, das Familienrecht, Sa- 
chenrecht, Schuldforderungsrecht und Erbrecht 
die Grundsätze zusammen, welche den meisten 
zeither veröffentlichten Obergerichtserkenntnis- 
sen zu Grunde liegen und mit den allgemeinen 
und Grundgesetzen des deutschen Staats- 
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und Europäischen Völkerrechte äberelnstiminen. ihume über das objective Recht ^ — error facti 

In jedem deutschen Staale gelten nur die Lan- über gleiche Befugniss , hervorgegangen aus 

desgesetze und Rechte, Statuten etc. für die einem Irrthume über eine Thatsache, beztig- 

Unterthanen, auch in der Fremde und für die lieh über eine eigene oder fremde Handlung. 

Fremden in allen ihren hiesigen Rechten, 22. 

Rechts -Geschäften und Verhältnissen ganz und ^ .. 

allein als Gesetze. Die frühere Doclrin und .*• »cdmpingeii. 

Praxis sei veraltet, wogegen das gemeine deut- Die Bedingung, wenn eine Person eine 

sehe Civilrecht mit den allgemeinen Staats-* und Schuld bezahle, wird als erfüllt angenommen, 

völkerrechtlichen Grundsätzen eben so wenig in wenn auch die Zahlung durch den Nachlass 

Widerspruch stehe, wie mit den Regeln, wel- dieser Person geschehen ist. (Erk. des OAG. 

che für die Collision der Statuten aus dem all-* zu Lübeck in Römers Samml. d. Entsch. dess. 

ffemeinen Rechlsgesetze der Unterordnung aller in Frankf. Rechts. 1, 3 S. 521). 8. 
Land- und Ortschaften des Staats und ihrer 

Statuten u. s. w. und Gerichte unter die höchste j; Terjährung. 
Staatsgewalt, Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit 

desselben Souveräns abgeleitet worden. Der üeber Abwehrung einer Verjährung durch 

Verf. fordert schliessUch zur Mittheilung von blosse Klaganstellung allein und wenn, ohne 

obergerichtlichen Erkenntnissen über diese Fra- ihre Schuld, vor Verjährungsende kein decret. 

gen auf.. 18. noch insinuat. erreichbar: was Rechtens? Vom 

Meckl. Schwer. Geh. Fin. Rathe Ahrens. (Zeil- 

3. IrrtkuB. sehr. f. Civilr. u. Proc. Bd. XIL S. 319 f.). 

TT^K^, ^-^TjA^^'ir • -^ I r !• • #• a Die Ansicht des Verf. ist — mit seinen eig- 

Ueber die Begnffe juris et facti ignoranUa.« „en Worten - folgende: „Sollte ein BerecL 

I? Hifnfihlr^r •?Hf«'f.!;'*e:.„ ^Vf J«" tigter so frühe Klage erheben müssen, dass 

inhi. AhtnE '''^'•f"t f fTt A noch binnen der 3Ö Jahre niclrt nur dcsWch- 

Proc Bd XII T377 f ^ *«" «•'"«'^» *" «1«^ Zeit ganz unbeslimmtes Er- 

• . p. oi g.;. messen, sondern auch seine eigene oder seine 

Die Hauptsätze dieser Abhandlung sind: von ihm dem Kläger überlassene Insinuation an 

Error und ignorantia sind zwar als Begriffe ver- den Beklagten wirklich erfolgt sei , so hat der 

schieden, sind aber auch nach einer Seite ver- Kläger ganz gewiss keine 30 Jahre vollaus; es 

wandt, und eben wegen dieser dem römischen fehlt daran der Zeitraum, den die richterUchen 

Recht allein wesentlichen Verwandtschaft recht- Handlungen erfordern. Man würde flir die In 

lieh in ihren Wirkungen und in der römischen der Spitze grade noch geltende Zeit ein neuer 

Rechtssprache identisch. Die Auffassung der Gesetzgeber, statt unter dem Gesetze zu sein, 

Eintheilung des error in error juris et facti als man verkürzte ihn und verböte ihm das ener- 

eiue objective führt zu unhaltbaren Conse- gische Reden irüher, als er es doch noch hat, 

quenzen. Ebensowenig der Irrthum in der Be- um anstatt dessen inslnuiren zu lassen. Und 

fugniss stets Recfatsirrthum sei, so sei auch der eine gesetzliche Noth Frist zu nehmen, ist doch 

Irrthum in der Befugniss nicht stets factischer nicht erlaubt." Der Verf. sagt noch: „Ob etwa 

Irrthum. Der Irrthum sei niemals der blosse deutsche conlractUche — ohne Irgend bestimmte 

Irrthum des Schülers , sondern er sei vielmehr Auszahlungstermine — auf eine ungewisse Zeit 

für den Juristen und das Recht ebenfells nur mit einer Bedingung vereinbarte remunerato- 

ein Irrthum im subjectiven Rechte, in der Be- rlsche Diäten (Taggelder) einer Verjährung, von 

fugniss, etwas zu thun oder zu unterlassen, jedem einzelnen Tage an zu rechnen, unterlie- 

Der letztere sei niu* einFolgeirrthum, indem gen könnten? wird eigentlich kaum durch ver- 

er aus einem andern Irrthum rcsultirt. . Wenn schiederte Gesetzesauslegtmgen ehiem Streit aus- 

ich nämlich in meiner Befuguiss. irre, so sd gesetzt sein können, da dieser in L. 7. $. 4. 

dies nur möglich, entweder weil ich mich über C. de XXX etc. 7. 39 ganz eigends entschieden 

das objective Recht in Unwissenheit oder Irr- ist. Wogegen eben so eigends der «ndere Fall 

thum befinde oder weil ich in dergleichen Lage einseitiger jährlicher Auslobungen zu geben 

in Beziehung auf eine Thatsache. Voraussetzung separirt für sich so in $. 6 ib. genau entschie- 

und Grund des Folgeirrlhums sei daher stets den ist, dass derselbe hier gar nicht anzuwen- 

ein zweiter, d^ Zeit nach früherer Irrthum, den erlaubt ist." 22. 
ein Grundirrthum. Der Folgeirrthum sei dem 

error iuris et facü gemeinsam, ebenso auch des* 6. Klagen, 
sen Object, die Befugniss. Die Ednthdlung 

könne daher nicht nach dem Objecto, son- Eine Klage auf Aufhebung eines Cessions- 

dem nur nach den Gründen, in denen error Vertrags ohne weiter© Consequenz als Zurück* 
juris und error facti verschieden seien, gemacht gäbe der Cessionsurkande ist statthaft (Sar* 
werden. Error jiuis sei daher der Irrthum wey Honatschr. f. Just in Würt. XIX. S. 12). 
über eine reine Befugniss, etwas zu thun oder 

zu unterlassen, hervorgegangen aus einem Inv- Unstatthaft «st eine Klage darauf, däss eiie 
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Verbindtidikeit des Klägers gegmüber vom Be* 
klagten nidit bestehe. (Ebead. S. 15). 

Demjenigen^ welcher eine öffentliche Schul- 
digkeit bezdilt, die einem Andern zn bezahlen 
ol^elegen hätte, steht keine Klage auf Erstat- 
tung des Bezahlten gegen den eigentlichen 
Schuldner zu. sondern nur, je nachdem die 
Bedingungen aanir vorhanden sind, actio negot. 
gest. gegen diesen, oder cond. Ind. gegen den 
Empränger. (Ebend. S. 20). 

Ein Klagerecbt auf Zulassung oder Bewerk- 
stelligung der gerichtlichen Insinuation eines 
(erltillten) Kaufvertrags ist unzulässig [mit Bez. 
auf die Frage über den casus unicus $. 2. Jnst. 
de act,]. (Ebend. 6. 23 ff.). 

Eine Klage auf Gllltigkeit eines vertrags- 
mässig ertheilten Consenses zur Verpfandung 
eines Gutes ohne einen hiermit verbundenen 
Anspruch auf eine bestimmte Leistung erscheint 
statthaft. (Ebend. S. 45). VgL über die Frage, 
inwiefern ein Klagrecht auf Anfechtung einer 
Uebereinkunft, ohne dass hieraus Leistungen 
der Beklagten folgen, bestehe, ebend. S. l.ff. 

7. Wie^ereiBsetzimg. 

lieber Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
wegen Nachlässigkeit des Advocaten. Vom 
Geh. Reg. Rath Emminghaus in Weimar. 
(Archiv F. pract. R. W. etc. von Elvers u. A. 
Bd. HI. S. 67 fg.). 

Das 0A6. zu Jena halle einen diese Frage 
betreffenden und unter dem 22. October 18i8 
bekannt gemachten Beschluss gefasst, welcher 
jedoch durch ein besonderes Landesgeselz vom 
16. Mai 1823 beseitigt wurde. Vgl. über das- 
selbe Ileimbach, Sachs, bürg. Proc. Bd.L 1852. 
S. 138 fg. — In dem vorliegenden Aufsatze 
wird nun die „eigentliche Basis** dieses Ge- 
setzes in Folgendem gegeben: „Zu Begründung 
eines solchen Restitutionsgesuchs wira erfor- 
dert: A) dass auf eine nicht unwahrscheinliche 
Art dargethan wird, wie der um die Restitution 
Bittende bei der Behandlung seines bürgerlichen 
Rech tsstreits einen wirklichen Rechts- 
nachtheil erlitlen habe, und zwar einen 
Rechtsnachtheil, welcher mittels besonderer 
Ausführung (in separate) nicht wieder abge- 
wendet werden kann; B) dass die Ursache 
desselben lediglich in einer, wenigstens fahr- 
lässigen, Pflichtwidrigkeit seines Ad- 
vocaten zu suchen sei, gleichviel übrigens, es 
möge sich dieselbe in einer nachlheiligen ün- 
thätigkeit, z. B. in der Versäumung von Fristen, 
oder in einer nachthelHgen Thätigkeit, z. B. in 
der freiwilligen Uebernahme eines Beweises, 
einer Urkuncten- Edition geäussert haben, und 
gldchviel auch, es möge der Advocat als ei- 
gentlicher Rechtsbeistand oder als Bevollmäch- 
tigter erschienen sein. — Unstatthaft ist ein 
Gesuch dieser Art wider einen solchen Rechts- 
nacblheli, welchen die Partei durch ihr eig- 



nes Verschulden, wenigstens theilwelse, 
sich zugezogen hat." Der Verf. gibt einige 
frühere Auslassungen der Weimarschen Justiz«- 
behörden über die, durch dieses Gesetz ent- 
schiedene Frage. 28. 

Die Restitution wegen Minderjährigkeit er- 
folgt nicht, wo der Minderjährige obrigkeitlich 
zu dem Betrieb des Gewerbes concessionirt ist, 
in Betreir dessen er dieselbe nachsucht. (Erk. 
würl. Oberger. in Tafel auserl. Rechtspr. Wttrt 
Ger. U, 2, S. 170). 12. 

8. Inderd. quod yi ant elam. 

Da bereits zu der novi operis nunciatio ein 
rein factischer Zustand des Nuncianten nicht 
genüge, sondern hierzu das Berufen auf ein 
Hecht oder auf den Besitz eines solchen erfor- 
derlich sei, so sei dies noch mehr bei dem auf 
die Wiederherstellung des gestörten Zu- 
stands gerichteten interd. quod vi aut clam der 
Fall. (OAG. zu Darmstadt. Elvers Archiv für 
pract. RW. Bd. IIL S. 142 fg.). 28. 

9. Spolienklage. 

Ueber die Zulässigkeit der Spolienklage bei 
Grunddienstbarkeiten nach bayer. Rechte. (Blät- 
ter für RAnw. 1855. S. 33 fg.). 31. 

10. SpeciSeation. Ueber den Erwerb desEi- 
genthums an Topfpflanzen aus Saamen oder Steck- 
lingen. (Entscheidung des OAG. zu Cassel. 
Heusers Annalen. Bd. II. S. 283 fg.). 

Der Grundsatz in 1.40 D. de act emti et 
vend. 19, 1. „arborum, quae in fundo continen- 
tur, non est separatum corpus a fiindo" findet 
wohl auch auf Topfgewächse Anwendung, indem 
auch diese nicht ein von den Töpfen und der in 
diesen enlhalteuen Erde verschiedenes Dasein 
haben, sondern als Accession derselben zu 
betrachten sind, vorausgesetzt, dass sie in die 
Erde der Töpfe wirklich „radlces egissenV*, indem 
bis dahin hier wie bei den in das fremde Grund- 
stück gepflanzten Gewächsen das Eigenthum ge- 
trennt bleibt. 

Dass über das Periinenzverhältniss, nämlich 
ob die Erde mit dem Topf der Pflanze, oder 
diese jenem folgt, naturaU ratione das Alimen- 
talionsverhältnlss hier so gut, wie bei den in 
den Grund und Boden gepflanzten Gewächsen 
entscheide, dafür spricht nur, dass ohne diese 
Alimentation aus der Erde des Topfes die Pflanze 
bald zu Grunde gehen würde, sie also in ihrer 
Existenz wesentlich vom Topf und der in ihm 
enthaltenen Erde abhängt. Dazu kommt aber 
auch,' dass das römische Recht die bekannten 
Bestimmungen über das Eigenthum an den Pflan- 
zen mit der Alimentation derselben ausdrücklich 
in Verbindung bringt*), obgleich es dieses Ali- 

*) Fr. 26. 5. 2. de A. R. D. XU. 1. 
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meBtoUonfprincip nur in snbsldlm anwendet, so 
dass ein Ekiom, der fußinem Ursprünge nach 
(so ist wohl das Wort origo in 1.6 $.2 D. 47^ 
7 zu verstehen) einem Grundstück angehört, 
dadurch noch nicht ein gemeinscbaflUcher wird, 
dass die Wursehi in das benachbarte Grundstück 
hinüberwurzeUi und auch von dorther dem Baum 
Nahrung suftthren. 

Dass auch in anderen Besiehungen das AU^ 
menlationsverhältniss über das Pertinenzverhält- 
niss und in Folge dessen über bleibenden Ei- 
genthumserwerb entscheidet, beweisen auch die 
Bestimmungen des römischen Rechtes über das 
Eigenthum an den Jungen der Thiere^ welche 
naturali ratione der Mutter, nicht dem Erzeuger 
gehören, so dass das jus naturale das jus seminis 
überall nicht anerkennt, sondern erst das jus 
dviie von dem Grundsatz: partus sequitur ven- 
trem eine Ausnahme zu Gunsten der patria no- 
testas macht 24. 

il. TheUnigsklage. 

Dieselbe ist unstatthaft bei einem, von meh- 
reren mit abgetheilten Wohngelassen, oder ge- 
meinschaßlichen Eingängen, Hausgängen etc. be- 
sessenen Haus. (Erk. des OTrib. zu Stuttgart 
bei Sarwey. Monatschr. f. Just in Würt 
Bd. XIX. S.211). 12. 

12. Cckrfakrt tter eli kcsteUtcB CmdstAek. 

Das Recht der Ueberrahrt auch über ein be- 
stelltes Grundstück hat die Regel gegen sich und 
bedarf besonderer Begründung, wobei jedoch 
vorausgesetzt wird, dass die Bestellung des 
Grundstücks nicht ungehörig, sondern der be- 
stehenden Feldor<krang gemäss erfolgt ist (H e u- 
sers Annalen Bd. 11. S. 296 fg. Entsch. des 
OAG. zu Cassel). 24. 

iS. Fihrgereektigkett. 

Das Befugniss, sich einer Fähre unentgeltlich 
oder gegen eine bestimmte Vergütung zu be- 
dienen, kann auch als ein dingliches Recht vor- 
kommen. (OAG. zu CasseL Heusers Anna- 
len etc. Bd.U. S.301 fg.). 24. 

14. Veher LIsehiig tm Ikpathekea. Vom OGR. 
Meyer in Celle und vom ^tadtsecretalr Andrä 
in Osnabrück. (Mag. f. Hann. R. Bd. 5. S. 116 fg.). 

Da wo, wie im Hannoverschen, zwar die Füh- 
rung von öffentlichen Hypothekenbüchem angeord- 
net, die Vorschriften über Ingrossation und Löschung 
Indess sehr lückenhaft gebUeben sind, wirft sich 
leicht die Frage auf, ob in dem Falle, wo ein 
Bypothekenrichter, ohne genügende Veranlassung, 
z. D. weil er Ae Legitimation des die Löschung 
Beantragenden ungehörig geprüft hat, eine nicht 
erloschene Hypothek im Hypothekenbuche ge- 
löscht, wo sodann in der Voraussetzung, dass 
jene Hypothek den Vorzug der OeJtentHchkeit 



verioroi, ete neuer CHäubiger gegen Ingrossation 
ein Darlehn auf das belreffenäe Immobile her- 
streckt, und wo schliesslich bei Veräusserung 
des Pfandes beide Hypotheken nicht, vielmdur 
nur eine von ihnen zur Befriedigung gelangen 
kann — die alte Hypothek als noch b^tehend, 
oder ob sie zu Gunsten des neaen Darleihens 
als erloschen betrachtet werden müsse? Der 
erste Verf. spricht sich für die letzte Ansicht 
mit besonderer Rücksicht auf den Zweck der 
Hypothekenbücher aus; der letzte Verf., Andrä, 
jedoch umgekehrt, zu Gunsten des filteren Gläu- 
bigers, für die erste Ansicht und allegirt zu dem 
Ende verschiedene Geriditsentscheidungen, na- 
mentlich auch des OAG. zu Celle, weil der Hy- 
potheken-Richter nicht befugt gewesen, ohne 
Antrag des wirklich Berechtigten demselben prä- 
judicirliche Bestiramunffen über dessen Vermö- 

Sm , also auch nicht Löschungen seiner hypo- 
ekarischen Forderung vorzunehmen. 40. 

15. fipm jilidale. 

Der Creditor erwirbt durch die von dem Exe- 
cutor Yorgenommene Veräusserung des pignus 
judiciale das Eigenthum an dem Erlös, sobald 
der Executor denselben in Besitz nimmt. (Erk. d. 
OAG. in Lübeck in Römers Samml. d. Entsch. 
dess. in Frankf. Rechtss. 1, 3. S.390, und in 
der Samml. ders. Entsch. [Frankf« bei Sauer- 
länder] 1, 2. S. 165 fg.). 8. 

16. hteregge. 

Beiträge zum Obligationsrccht von F. Momm- 
sen. 2. Abth. Zur Lehre von den Interessen. 
Braunschweig, Schwetschke u. Solm. 1855. (XIH. 
u. 301 S.) 8. 

Der Verf. behandelt insbesondere die Lehre 
über Umfang und Berechnung der Interesse. 
Seine Entwickelung ergiebt vomemlich folgende 
Sätze: Das Interesse im Sinne von sesammtem 
Interesse umfasst jeden positiven und negativen 
Schaden, welcher eine wirkliche Folge der zum 
Ersatz verpflichtenden Thatsache ist, ohne Rück- 
sicht darauf, ob dieselbe alleinige, unmittelbare, 
nothwendige und voraussichtUcne Ursache war 
oder nicht; es ist in diesem Sinne als ein stets 
gleichmössiger und untheilbarerBegrifi* im schar- 
fen Gegensatze zum obiectiven Sachwerihe zu 
lassen, und kann als solches mit wenigen Aus- 
nahmen in allen Fällen gesetzlicher Verpflich- 
tung zum Schadenersatz gefordert werden, na- 
mentlich überall, wo wegen Nichterftillung einer 
obligatio ein Aequivalent geleistet werden muss, 
wobei es nicht darauf aniummt, ob der Pflich- 
tige in dolo oder in culpa oder ohne alle Schuld 
ist, jedoch dass ersteren Falls einige Naohtbeile 
wie das juramentum ad litem u. s. w. eintre- 
ten. 6. 

17. Heller das Haass des Sekalenersatiei. In- 
auguraldissertation von G. Fr. Nu ss bäum er. 
Zürich , Zürcher u. Furrer 1865. 109 S. 8. 
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Der G«igfeii0|aiid dies« SchrifUiheiis ist durch 
Hommsens dem Verf. noch nnbekannle Schrift 
aber das Interesse allerdings umfassender und 
wohl auch theilweise richtiger erörtert worden. 
Der Verf. verlangt als Voraussetzung des Scha- 
denersatzes , dass ein gewöhnlicher, nicht durch 
ausserordentliche seltene Zufälligkeiten vermittel- 
ter Causabiexus zwischen dem zu ersetzenden 
Schaden und d^ zum Ersatz verpflichtenden 
Thatsache bestehen müsse, unter Häufung auf 
1. 21. S. 3. D. de A. E. V. 6. 

iS. Sekriftikkkdt der Tertrlge. 

Die Abfassung von Urkunden, welcher c. 17 
Cod. de fide instr. gedenkt, ist nur auf die Fälle 
zu beziehen, wo der Vertrag schriftlich abge- 
schlossen werden soll, wo mithin die Wil- 
lenseinigung selbst, nicht der Beweis des Con- 
senses selbst oder die vorschriftsmUssige Solen- 
nität als Zweck der Beurkundung erscheint. 
OAG. zu W. (Braunschw. ZeitschrJSöö. S.37). 

20. 

19. Vagflägkeit eines Terfrags 

wegen ttbeririebener Beschränkung der natür- 
Udien Freiheit wurde angenommen, als Beklag- 
ter versprochen hatte, dass, wenn er das Ge- 
schäft des Klägers, woselbst er angestellt war, 
verlassen würde, er daselbst in kein anderes 
gleiches Geschäft eintreten wolle, weil dieser 
Vertrag da^rauf gerichtet s^, die Arbeitskräfte 
des einen Paciscenten auszubeuten und diesen 
zugleich über die Dauer des Contractsverhält- 
ui^es hinaus an der Ausübung unveräusserlicher 
Rechte zu hindern. (Braunschw. Spruchpr. — 
Zeitschr. f. RPfl. in B. Bd. II. S. 8 fg.). 24. 

2t. CaaveitiaaaUtrafe 

ist bei Privatverträgen über dingliche Rechte 
an Grundstücken zulässig. (Entsch. des Cass. 
Hofs zu Wolfenb. — Braunschw. Zeitschr. Bd. II. 
ß. 12). 24. 

21. Yeririige JhrHter. 

Die Ableitung von Rechten aus Verträgen 
Dritter ist von dem AG. zu Eisenach in einem 
Rechtsfall (M. f. Rechlspfl. in Thür. II. S. 97) 
im Allgemeinen verworfen worden; am aller- 
wenigsten könne eHie« aolch«M Vertrage jene 
Wirkung beigelegt werden, wenn nach dessen 
Worten nieht dem Dritten ein Klaffrecht aus- 
bedungen, sondern blos eine Verbindliohkeit des 
dnen Contrahenten gegen die andern festge- 
setzt würde. 10. 

22. Cessiaa. 

Cessionen von Forderungen in Pausch und 
Bogen mit der dem Cessionar ertheilten Befug- 
Biss, sldi bis zum Belaufe einer bestinmitm 



Summe aus den d^ita oessa zu befriadigea, 
sind an sich nicht unciltig. (Erk. d. OAG. zu 
Lübeck in Römers Samml. d. Entsch. dess. in 
Frankf. Rechtsf. I, 3. S. 397 ff. und in den 
Samml. ders. Entsch. [Frankf. bei Sauerländer] 
1, 2. S. 176 ff.). 8. 

Die Verbindlichkeit zur Gewährleistung für 
eine edirto Forderung fällt dann weg, wenn 
der ersetzt verlangte Anspruch durch einen 
bischen Richterspruch abgesprochen worden 
ist; ebenso wenig aber genügt zu dem Nachr- 
weise der Nichtexistenz dieser Forderung die 
Berufung auf ein, die desfallsiffe Klage gegen 
den debitor cessus abweisendes Erkenntniss er- 
ster Instanz, sobald die Appellation dagegen 
offen stand und nicht erhoben ward. (Erk. ei- 
nes Würt.KGHofs bei Tafel. AuserlRechtsspr. 
Würt. Ger. U, 2. S. 186 flC). 12- 

23. Bmtrige nr L^re tter lUditggnuid iid 
Wesen der DeftiaciatiM des Getskman aa den 
Schridaer. Vom OAG. Präsidraten Dr. Müsse t 
zu Wiesbaden. (Zeitschrift f. Civilrecht u.Proc. 
Bd. XII. S. 339 fg.). 

Der Verf. bekämpft zuvörderst den Satz, 
dass die blosse Cession der Forderung schon 
den Wechsel des Gläubigers vollbringe, ohne 
dass es hierzu der Benachrichtigung des Schuld- 
ners bedürfe, wer der neue uläubiger sei. 
Liege schon in der Cession an sich, welche 
ohne Zustimmung des Schuldners erfolge, häufig 
eine Kränkung (fer Interessen des leizteren, so 
würde geradezu eine, zum Zustandekommen der 
Cession idcht nöthige Rechtsverletzung vorlie- 
gen, wenn dem Schuldner nicht blos ohne sei- 
nen Willen, sondern auch ganz unnöthiger 
Weise ohne sein Vorwissen ein nicht Uos nicht 
gewollter, sondern von ihm nicht gekannter 
Gläubiger auigedrungen würde. Das Wissen 
des Schuldners durch den Cessionar, dass und 
wer der neue Gläubiger sein soll, bewirke den 
Uebergang der Forderung auf den Cessionar. 
Daher könne der C!essionar gleich nach der 
Cession nicht bh)S alsBevollmäcntigto* die Klage 
auf den Namen des Gedenten anstdien, sondern 
auch, auf die Cession gestützt, als actio 
utjlls in eigenem Namen die Klaffe erbeben, well 
^ne litis c^nt. und h. z. T. mese Klage dem 
Schuldner zu insinuiren möglich ist, ohne ihn 
zu benachrichtigen, dass die Cession geschehen 
und wer der Cessionar ist Keineswegs habe 
der Schuldner durch die Cession nach einen 
Gläubiger bekommen, dergestalt, dass ihn die 
Zahlimg^an einen derselben befrde. Die Zah- 
lung an den Cessionar befreie zwar den Schuld- 
ner auch von der förmlichen Denuncialion. Al- 
lein auch eine solche Zahlung lasse sich sieht 
denken, ohne dass nicht wenigstens bei vnd mit 
der Annahme derselben der Cessionar als Gläu- 
biger sich bekenne. Diese In der Zahhing und 
der Annahme derselben liegende Denundation, 
nicfai die Zahlung an sieh nehme dem Cedeiten 
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die Elgenscbeft .ats Gläubiger. Dies gebe atEu^h 
daraus hervor, dass schon die Bezahlung einer 
blossen Abschlagssumme an den Cessionar dem 
Cedenten die Giäubiffereigenschaft gänzlich be- 
nimmt (c. 3. Cod. VUI. 42), welches doch die 
blosse Theilzahlung an sich nicht bewirken 
könnte, sondern nur durch die schon in der 
Annahme eines Theils der Forderung liegende 
Denunciation erklärt werden könne. Keines- 
wegs sei eine Denunciation nölhig, welche eine 
vollkommene Ueberzeugung gewähren müsse. 
Vielmehr werde nur eine so bestimmte Anzeige 
erfordert, dass aus ihr der Schuldner das We- 
sentliche seines neuen Verhältnisses und was 
von ihm verlangt werde, kennen lerne. Sollte 
flim jedoch die Wahrheit oder Giltigkelt der 
Cession zweifelhaft sein, so brauche er nicht 
eher Zahlung zu leisten, bis Ihm gerichtlich 
oder aussergerichtlich die Richtigkeit der ange- 
teigten Thatsachen nachgewiesen ist. Die Ei- 
genthtimUchkelt des Falles in c. 4. Cod. VIII. 17 
lasse keine Ausdehnung' zu; — daselbst werde 
allerdings mehr als ein denuntiare gefordert. — 
Der Verf. behandelt nun die Frage, welcher 
Cessionar als der Berechtigte anzusehen sei, 
wenn dieselbe Forderung nach und nach ver- 
schiedenen Personen cedirt worden ist. Die 
f gewöhnliche Lehre geht dahin, dass die Reihen- 
ölge der Cession in der Zeit entscheide. Der 
Verf. bemerkt: Nach der Cession stehe es 
dem Cessionar frei, durch eine Denunciation die 
Zahlung des Cessus an den Cedenten zu ver- 
bieten, die bis dahin anverwehrt gebUeben. 
Dieses Untersagungsrecht beruhe daher nicht 
auf einer Uebertragung oder einem Uebergange 
vom Cedenten auf den Cessionar, sondern ist 
erst in Folge der Cession entstanden. Hier- 
durch werde nun die Denunciation materiell und 
der That nach selbst zu einer Delegation (c. 3. 
VIII. 42), bei welcher, ohne dass man eine 
Tilgung der Schuld anzunehmen braucht, nur 
der Gläubiger wechsle. Eben weil mit der De- 
nunciation die Rechte des Cessionars an den 
Cessus In Wirksamkeit treten und die Vornahme 
dieses Actes fiir ihn von höchster Wichtigkeit 
ist, er auch wissen muss, ob und wann er 
Gläubiger geworden, sei die Denunciation ihm 
selbst und nicht dem Cedenten übertragen wor- 
den. In dieser Ausfuhrung liege auch die Ent- 
scheidung der Frage, ob bei mehreren Cessio- 
narien der erste Denunciant oder der erste Ces- 
sionar vorangehe, zu Gunsten des ersten De- 
nundanten. Die Cession sei gleichsam der Er- 
werbstitel, die wirkliche Erwerbung des Rechts 
aber, gleichsam die Besitzergreifung^ sei die 
Denunciation. Der Verf. benützt hierbei noch 
einige andere Rechtsanaiogien zur Verthddigung 
seiner Ansicht, wie er auch die processualen 
Schwierigkelten nachweist, welche sich bei der 
entgegengesetzten Ansicht ergeben würden, so 
wie auf die Inconvenienzen , welche mit ihr für 
den Schuldner verknüpft sind, obschon derselbe 
hek der ganien Sache ohne alle Schuld gewesen 



und nicht yerpfflchtet ist, sich um dte verschie- 
denen, ihm nicht bekannt gemachten Cessionen 
zn bekümmern. Auch der Einwand sei nicht 
begründet, dass mit äieseßr Anzeige der dolos 
des Cedenten gegen einen seiner Cesslonarien 
begünstigt werae , indem zunächst das Interesse 
des Schuldners ins Auge zu fassen und der 
frühere Cessionar mit einer Regressklage gegen 
den Cedenten sich schützen kann, wie es auch 
von ihm abhing, durch frühzeitige Denunciation 
sich sein Recht zu sichern und das Verhalten 
des cedens, mit welchem der Cessionar frei- 
willig in Verbindung trat, nicht dem Schuldner^ 
welcher an denjenigen bezahlt hat, der sich 
ihm als Cessionar legitlmlrt hat, präjudizIren 
kann. 22. 

24. Kanf — > Süllsckweigeade Ttraassetzui;. 

Die Erfüllung eines Kaufvertrags kann we- 
gen sich ergebender Umstände gegen die In- 
sinuation desselben verweigert werden : denn es 
ist schon im Allgemeinen als stillschweigende 
Voraussetzung der Contrahenten zu betrachten, 
dass die gerichtliche Bestätigung des Kaufge- 
schäfts werde ertheilt werden. (Erk. d. Oberlrib. 
zu Stuttgart bei Sarwey,-Monatschr. f. d.Just. 
in Würt. XIX. S. 44). 12. 

ti. Läsitaskbige beim Kaif. 

Dieselbe ist zulässig, wenn das erkaufte 
Object beim Käufer zu Grund gegangen ist, und 
der Verletzte der Verkäufe ist. (Erk. eines 
Würt. KGer. bei Tafel, auserl. Rechtsspr. 
Würt. Ger. II, 2. S. 277 If.). 12. 

21. Preisbesh'wMii; — BeweiilafL 

Wer mit einem Handwerker contrahirt, Ar- 
beiten und Waaren bei Ihm bestellt, ohne si<ih mit 
ihm vorher über die Preise zu einigen, contra- 
hirt mit ihm zu den ortsüblichen, fiir Arbeiten 
und Waaren der Art herkömmlichen Preisen, 
keineswegs überlässt er die Bestimmung der 
Preise lediglich seinem Ermessen. Der Be- 
weis der Ortsüblichkeit und Billigkeit liegt dem 
Handwerker, nicht der der Unbilligkeit seinem 
Contrahenten ob. (Entsch. d. OAG. zu Jena in 
d. Bl. f. Rechtspfl. in Thüringen. U. S.5). 10. 

27. S^cletas, «lerlaiUe. 

Der durch eine . unerlaubte Geschäftsverbin- 
dung während ihrer Dauer erzielte Gewinn 
muss unter den Gesellschaftern — argC 1.3. pr. 
D. de colleg. (47, 22) — getheilt werden, und 
zwar nach Kopitheilen, insofern nicht die Ge- 
sellschafter über einen andern Thellungsmaass- 
stab einig oder die Grösse des Gewinns unbe- 
stritten unter ihnen sein sollte. (Erk. d. OAG. 
zu Lübeck in Römer's Saaunl. d^Eotach. dess. 
in Frankf. Rechtsf. I, 3. S. 427 uad in der 
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Smmnl. ders. Rntscb. [Frankfurt bei Saüertän- 
der] I, 2. S. 225). — Vergl. mehrere hierauf 
bezügliche frühere Erk^ntnisse des». OAG. in 
der letzteren Samml. a. a. 0. S. 228 ff. 8. 

28. SekeBkiug. 

Inwiefern die Schenkung iährlicher Renten 
der gerichtlichen Insinuation bedarf? Zur Er- 
läuterung der L. 44. %. 4. C. de donat. YIU. 54. 
Vom Prof. Briegleb in GölUngen. (Archiv f. 
civ. Pr. Bd. XXXVllI. S. 142 fg.). 

Die Worte „vel adjiciatur tempus vltae vel 
donatoris vel ejus, qui donationem accipiet^ 
haben viel Schvrierigkeiten gemacht. Sie sind, 
nach der Ansicht des Yen,, dadurch entstan- 
den, dass man vitae als Genitiv in Verbindung 
mit tempus gebracht und mit Lebenszeit 
(was vorher einfach mit vitae ausgedrückt wor- 
den) übersetzt habe. Allein vitae sei der Da- 
tiv. Die Worte seien zu übersetzen: „oder 
wenn der Lebenszeit (vilae) entweder des 
Schenkers oder des Beschenkten noch eine 
Zeit zugelegt oder beigefugt wird," also, wenn 
die Rente noch irgend eine Zeit übejr den Tod 
des Einen oder des Andern hinaus fortdauern 
soll. Es würde hierdurch eine Verpflichtung, 
beziehungsweise eine Berechtigung der Erben aus- 

gedrückt sein. Bei solcher Auffassung sei die 
hterscheidung Justinians betreifs der Insinuation 
begreiflich, je nachdem die Dauer der Renten- 
schenkung auf einen Zeitpunkt innerhalb des 
Lebens des einen oder des andern ThoMs be- 
stimmt sei oder diese Schranke überschritten 
werde. Zu den letzteren gehöre aber ebenso- 
wohl der Fall der um einen einzigen Jahresbe- 
trag über die Lebensdauer hinaus continuir- 
ten Rente als der durch Bestimmung ihres 
Uebergangs auf die beiderseitigen Erben per- 
petuirten Rente. 18. 

29. Actio de recepto bei Poslanstalte». 

Ein Rechtsfall über den Umfang der Verant- 
wortlichkeit der Postanstalten für die ihnen an- 
vertrauten Gegenstände bei Tafel ausorl. 
Rechtsspr. Würt. Ger. II, 2. S. 280. 12. 

St. laftreriiiAdlichkeit der Wirthe. 

Es genügt nicht der blosse Beweis der Illa- 
tion, um den Wirth für haflverbindlich zu er- 
klären, sondern es gehört hierzu wenigstens 
eine allgemeine Wissenschaft des Wirlhes oder 
seiner Vertreter. In solchen Fällen geht häufig 
die Frage in das Grebiet der culpa über, sofern 
der Gast oder Wirth das versäumt hat, was 
Einer von dem Andern fordern konnte. In ei- 
nem Rechtsfall erachtete das Obertrib. zu Stutt- 
gart die Niederlegung einer Kiste in dem ge- 
meinsamen, Jedem zugängtichen Wirthszimm^, 
ohne Irgend den Wirth oder einen seiner Leute 
hierauf aufmerksam zu machen, und die sofor- 



tige Belassung daselbst die Nacht hindurch, nieht 
als einen die gesetzliche Haftpflicht des Wirthes 
begründeten Anfnahmeact. (Sarwey Mo- 
natschr. f. Just, in Würt Bd. XIX. S. 204 ff".). 

12. 

31. Negot gestio 

Hegt in der Zahlung einer Schuld eines Andern 
ohne dessen Auftrag und berechtigt den Zah- 
lenden zur Liquidalion im Concurse des Schuld- 
ners, ohne dass es einer Cession der Forde- 
rungsrechte des Gläubigers bedarf. (Entsch. d. 
OAG. zu Cassel. — Heuser Annalen Bd. 11. 
S. 163). 24. 

Ist bei der negot. gestio das Geschäft aus 
Gewinnsucht und blos um eigenen Vorlheilcs 
willen besorgt worden, so rällt der Entschädl- 
gungsansprucn des Geschäflsfuhrers hinweg. 
(Erk. d. OAG. in Lübeck in Römers Samml. 
der Entscheid, dess. in Frankf. Rechtss. I. 3. 
S. 475). 8. 

32. Bfirgschafi. 

Die verschiedenen Ansichten über die dem 
Bürgen aus Versäumnissen des Gläubigers zu- 
stehenden Einwendungen sind zusammengestellt 
und erörtert in einem Aufsatze des OJR. Dr. 
Kübel in Sarwey's Monatschr. f. Just, in Würt. 
XIX, 3. S. 276 fl*. 8. 

Bei einer Bürgschaft, mit welcher der Bürge 
sich für eine betagte Forderung ausdrück- 
lich auf die gleiche Zeit Terbürgt, innerhalb 
welcher der Schuldner dem Gläubiger zahlen 
soll, wird der Bürge zwar nicht sogleich 
nach Verfluss der zur Zahlung festgesetzten 
Zeit von seiner Bürgschaftsverbindlichkeit frei, 
weil sonst die Bürgschaft dem Gläubiger nichts 
nützen würde, dagegen erlischt die Bürgschaft, 
wenn der Gläubiger nicht innerhalb einer mäs- 
S'g langen Zeit, die der Richter nach den be- 
stehenden Umständen zu ermessen hat, den 
Bürgen belangt. (Erk. Würt. Oborger. in Ta- 
f e Ts AuserLRechtsspr. Würt. Ger. II, 2. S. 174 IT.). 

12, 

Die Verpflichtung des einen mehrerer Bür- 
gen als „Selbstschuldners oder Selbslzählers" 
scliliesst einen Verzicht auf die Einrede der 
Theilung nidit aus. (Erk. des Würt. Ob. Trib. 
in TafePs auserl. Rechtsspr. Würt. Ger. II, 2. 
S. 194 fl^.). 12. 

33. Noyatioa. 

Ein Beitrag zur Geschichte (fer Novation, 
besonders zum Versländniss der c. 8. Cod. de 
novat. (VIII. 42). Vom Auditor Grotefend 
zu Northeim im K. Hannover. (Zeitsclir. f. Q- 
vih-. u. Proc. Bd. XII. S. 272 fg.). 

Ob der animus novandi stets wörtlich er- 
klärt werden müsse, oder ob es genüge, wenn 
er Irgendwie ersiclitlich sei, darüber herrscht 
bekanntlich Streit. Man hat mehrseitig an einer 
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genügenden IntmretaUon der constS verzwel- 
feit und die Schuld häufig dem Gesetzg^er zu- 
geschoben. Nach der einen Ansicht wird stets 
eine ausdrückliche Erklärung des animus no- 
vandi^ eine expressis verbis voluntas verlanfft, 
während die andere Meinung das Ausdrückliche 
nicht auf das Wörtliche beschränkt. Beide An- 
sichten sind schon in der Glosse vertreten. Die 
erste wissenschafUiche Yertheidigung der er- 
steren Ansicht finde sich bei Hepp im Archive 
f. civ. Pr. Th. XV. S. 246 f., welcher den Satz 
aufstellt, dass Justinian nicht blos die Präsum- 
tionen der alten Juristen, sondern aus guten 
Gründen auch den tacitus consensus beseitigen 
wollen, der auch nur auf ein richterliches Er- 
messen hinauslaufe. Die andere Ansicht sei 
zunächst von Löhr (Mac. f. R. W. u. G. Th. IV. 
S. 29 fgg.) wissenschafllich vertheidjgt worden. 
In neuerer Zeit habe Kattenhom (in Rosshirt's 
Zeitschrift etc. 1841. S. 324 f.) eine eigenthüm- 
liche Ansicht aufgestellt, nach welcher Justinian 
nur den Grundsatz: Novatione legitime facta 
Uberantur hypotheca et pignus, usurae non cur- 
runt (fr. 18. de novat. XLVI. 2) abschaffen 
wollen. Diese Ansicht sei anlogisch und nach 
ihr würde das Gesetz, wenn nicht ein ganz il- 
lusorisches, so doch ein sehr unpraktisches sein. 
Sie lasse sich auch bei einer unbefangenen In- 
terpretation des Gesetzes nicht rechtfertigen. 
Der Verf. wendet sich nun zu der Exegese des 
Gesetzes selbst, indem er es missbilligt, dass 
man bei der Interpretation erst die Vernunft- 
mründe vorausgeschickt habe und ihnen die 
Exegese nachfolgen lassen. Der Verf. umschreibt 
den ersten Theil des Gesetzes folgendermassen : 
,»In denjenigen Fällen, in welchen bisher die 
Juristen den animus novandi präsumirten und 
^ne novatio praesumta mit der vollen Nova- 
tionswirkung gelten liessen, soll hinfort eine 
Novation nicht anders angenommen werden, als 
wenn die Parteien bei Vornahme der bisher an 
sich schon als Novation betrachteten Handlung 
die frühere Obligation ausdrücklich entlassen 
und genau erklärt haben, dass die jetzige zweite 
Obligation von ihnen an die Stelle der ersteren 
gesetzt worden sei.'^ In diesem Theile des Ge- 
setzes wollte der Gesetzgeber der alten Prä- 
sumtionswirtlischaft ein Ende machen. In dem 
zweiten Theile geht er weiter. Er will nicht 
einzebie Novationsrälle entscheiden oder regu- 
Uren, sondern rücksichtlich des Universum 
ins novationum gesetzliche Bestimmungen er- 
lassen. Diese allgemeine Vorschrift ist: volun- 
tate solum, non lege esse novandum. Sie soll 
nicht blos in den genannten und bezeichneten 
Fällen, sondern allgemein gelten. Das Gesetz 
nicht, sondern der Wille der Partien soll no- 
viren. Man müsse den zweiten Theil so mit 
dem ersten verbinden, als ob Justinian gesagt 
hätte: Ueberhaupt soll die Novation einer 
Forderung nur durch die voluntas d^ Parteien 
bewirkt und dieser animus novandi stets wört- 
lich erklärt werden, wogegen es ni(^t erfor- 



derUch ist, dass die Parteien bei der Aböado- 
rung einer bestehenden ObUgatton das Fehlen 
des animus novandi ausdrücUich erklären (sc. 
da jetzt die Vermuthung iilr das Nichtnoviren 
streitet), — mit kurzen Worten also: Eine jede 
Novation ist durch das Vorhandensein des aus- 
drücklich erklärten animus novandi der Parteien 
bedingt. Diese Interpretation werde durch $.3. 
J. III. 29 und durch die (bisher nicht beachtete) 
Uebersetzung der Constitution in den Basiliken, 
so wie durch die Erwägung, dass eine theil- 
weise Aufhebung des alten Rechts zu neuer 
Confiision Veranlassung gegeben haben würde 
und dass leicht eridärUch man von dem zeit- 
herigen Gebrauche gerade zu dem entgegenge- 
setzten übergegangen sei, unterstützt. Der Verf. 
bespricht noch besonders den Fall, wenn die 
spätere Obligation mit der früheren sich schlech- 
terdings nicht vereinigen lasse. Er habe sogar 
die Verteidiger der wörtlichen Erklärung des 
animus novandi bedenklich gemacht. Mehrseitig 
lasse man hier auch ohne ausdrückliche Erklä- 
rung die Novation zu. Der Verf. referirt hier 
die von Sintenis in d. Zeitschr. f. ävilr. Bd. IX. 
S. 135 fg. entwickelte Ansicht^ welcher zwischen 
Novation und Aufhebung eines Contractverhält- 
nisses unterscheidet Der Verf. ist der Mei- 
nung, hier eine Novation anzunehmen, für wel- 
che sich die Praxis einmal entschieden, da 
auch die Ansicht von Sintenis zu demselben 
Resultate führe. 22. 

34. Bereckiuii;. 

Eine gegenseitige Ab- und Berechnung be- 
gründet in Ansehung des nunmehrigen, gegen- 
seitig festgestellten Schuldvertrags eine Nova- 
tion betreffs der früheren Obligationsverhältnisse, 
welche diesen nunmehrigen Schuldbetrag end- 
giltig feststellt und ein Zurückgeben auf den 
ursprünglichen Betrag der Schuld und den Um- 
fang frimerer Zahlungen ausschUessL Die Fest- 
setzung der Schuld trägt alle Merkmale eines 
an sich giltigen Vertrags in sich. Die Behaup- 
tung, dass die frühere Schuld einen andern Be- 
trag, als angenommen worden, gehabt habe 
oder höhere Zahlungen geleistet gewesen, ist 
daher unerheblich, dafem der Verletzte sich 
nicht auf einen besondern Irrthum oder auf eine 
Täuschung des Gegners beziehen kann. (OAG. 
zu M. — BL f. RA. in Bayern. 1855. Erg. Bl. 
Nr.l).— Ebenso hat das OAG. zu Wolfenbültel 
angenommen, dass bei einem durch Zusammen- 
rechnung hergestellte ConstJtut die Wiederho- 
lung der einzelnen Posten nicht erforderlich, es 
viemiehr genüge, wenn das Rechts verhätniss, 
welches den Gegenstand der Berechnung und 
des Anerkenntnisses bildet, auch nur der Gat- 
tung nach bezeichnet wird. Der BleUaffte sei 
jedoch nicht bebindert, nachzuweisen, dass es 
an der Voraussetzung des constituti (einem frü- 
heren debitum) fehle. (Zeitschr. f. Bnuuischw. 
1866. S. 67 fg.). . 
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Die Abrechnang Uldel eteen sellNitstäii- 
digen KlaggruBd. Auch wird nicht erfordert, 
dass g&TMe gegenseitige Forderungen be* 
standen haben ^ vielmehr können auch gegen- 
seitiffe Forderunffen und geleistete Zahlungen 
den Gegenstand derselben ausmachen. DerYer- 
Idagte kann die rechtliche Verbindlichkeit zur 
Beaihlnng der bei jener Abrechnung aufgerech- 
neten Kosten (wenn sie nicht gesetzlich repro- 
birte Forderungen enthalten) nicht bestreiten. 
(Entscheid, des OAG. zu Cassel. — Heuser's 
Aanalen Bd. U. S. 134 fg.)* 24. 

IS. Acüi M. 

Bnen int^^santen Fall einer solchen mii 
Erk. des OAG. in Lübeck s. inRömer's Samml. 
d. Entschdd. dess. in Frankf. Rechlss. I, 3. 
S. 497 ff. 8. 

II. IMBMtatiaigBlidkt ferea tie üalerlaMeaeft 
4m CetMtetei. 

Schadensersatz bd Tödtung an die Ifia- 
lerlassmen des Gelödteten wurde begrilndet er- 
achtet und der Urheber der Tödlung zur Verab- 
rdchong von Alimenten an die Hinterlassenen 
verartheill, hierbei auch ausgesprochen, dass 
die Höhe der Alimenie nicht bloss danach zu 
bemessen sei, in welchem Umfange der Getödtete 
zur Verabreichung von Alimenten an die Seini- 
gen rechtlich verpflichtet, bez. im Stande gewe- 
sen^ vielmehr dieselbe durch die thatsädiliche 
Beschaffenheit des betreffenden Emährungsver- 
hflltnisses und die wirkliche, aus den erfahrungs- 
mässigen Leistungen ^des Verstorbenen erkennl^re 
Lage der Hinterbliebenen in dem Zusammenlebe 
mit diesem Familienvater wesentlich mitbe- 
stimmt werde. Die muthmassliche Lebensdauer 
des O^ödleten wurde zum Beweise ausgesetzt, 
Indem die spedelle Bestimmung der L. 68 ad L. 
Falcid. nicht passe. (Entsch. des OAG. zu Cas- 
sel, in Heusers Annalen Bd.U. S.426 fg.). 

24. 

17. i. L Aqailiae atOis. 

Bei einer Klage, welche ein Frachtfuhrmann 
w^en in Folge schlechter Beschaffenheit der 
Strasse erlittenen Vernichtung seiner Ladung an- 
gestellt hatte, wandte das OG. zu Woifenb. fol- 
gende SMtze an : die a. leffis Aquiliae utiUs oder 
in ftctum ist auch dem rlichtelgenthümer, der 
ein Interesse dabei hat, soweit als dieses Inte- 
resse reicht, zu gestatten, nötMgenfalls gegen 
cautio, ne dominus amplius inquietet. Der Staat 
hat de Amtshandlungen seiner Diener zu ver- 
treten. Der Fiscus ist zur Zahlung von Verzugs- 
zinsen verptiditet. Das juramentum in litem 
ist auch bei act. stricti juris behufs Ermittelung 
des wahren Geldwerths in dem Falle zulässig, 
wenn der beschädigte Gegenstand durch die 
Schuld des Zahlungspflichtigen nicht mehr existirt. 
(Bramiachweig. Zeitschr. 1855 S. 51). 20. 



18. ieüt de iniperie. 

Sie ist begründet, wen ein Hund Mischen 
ungereizt anfallt und verwundet. (OAG. zu 
Woifenb. -- Braunschw. Zdtechr. 1805 S.41). 

20. 

39. Gondictit sue caosa. 

Wer wegen antanglichen Mangels, oder spä- 
tem Wegfalls, oder Michteintritts eines voraus^ 
gesetzten rechtmässigen Gnmdes das Gegebene 
zurftckfordem will, hat nur zu behaupten und 
zu beweisen, dass er den fraglichen Gegenstand 
dem Gegner in Bezug auf die vorausgesetzte 
causa gegeben habe, nicht aber, dass die Sache 
in das Eigenthum des Empfängers übergegangen 
sei, dass sie noch in dessen Besitz sich l^finde, 
oder durch eine von ihm zu vertretende Hand- 
lung untergegangen sei. Er kann vielmehr er- 
warten, ob sein Gegner ihm einredeweise That^ 
Sachen entgegensetzen werde, welche ihn vom 
Anspruch des Klägers befreien. Demnächst hat 
er aber zu beweisen, dass die vorausgesetzte 
causa je nach Verschiedenheit der Fälle entweder 
gar nicht vorhanden gewesen, oder keine recht- 
Cch anerkannte oder später wieder weggefallene 
oder endlich, wenn es eine künftige war, nicht 
eingetreten sei ; denn eine dieser Thatsachen muss 
vornanden sein, wenn Zurttckforderung statt finden 
soll, sie gehört daher nothwendig zum Klaggrunde. 
Nur wo es lediglich von der Willkür des Geben- 
den abhängt, die causa futura nicht eintreten zu 
lassen, bedarf es eines besondem Beweises nicht, 
weil diese Willensmeinung durch die Zuruckfor- 
derung selbst deutlich genug ausgedrückt ist. 
Wenn daher ein Kaufmann eine unbestellte Waare 
mit Verkaufsanerbieten schickt, der Emptänger 
aber darüber sich nicht erklärt, so hat der Ab- 
sender eben nur das Hingeben zu beweisen, weil 
ihm zu Jeder Zeit freisteht, das Anerbieten zu 
widerrufen, so lange der Empfänger sich nicht 
einwilligend erklärt hat. (Ausfiihrnng vom GJR. 
Dr. Heer wart in Eisenach „zur Lehre von den 
Ck)ndictionen<^ in den Bl. f. Rechtspfl. in Thür. H. 
S. 261 fg.). 10. 

4f. Vdier die Gavtiaa wegen zikünfUgea Scha- 
dens. Inaugural- Abhandlung von Jos. Groh. 
München, Univ. Buchdr. v. Weiss, 1854. 44 
S, 8. 

Eine quellenmässige Entwicklung der dies- 
ÜBlIsigen Grundsätze des römischen Rechts. Von 
den hier einschlagenden Controversen ist haupt- 
sächlich zu bemerken, dass der Verf. (mit Ihe- 
ring, gegen Vangerow und Arndts) dem Besitzer 
in guten Glauben das Recht der Cautionsforde- 
nmg zugesteht, nicht unter Berufung auf 1. 13. 
S. 3. D. n. t., sondern auf die Stelle des Paulus 
1. 18. pr. h. t.; sowie dass er in 1. 39. pr. h. t 
keine Ausnahme von dem Grundsatze Gnoet, dass 
nur dann der vorige Mitefgenthümer dem andern 
CauUon zu4eisten gezwungen werden kann, wenn 
dem letzteren in Folge posMver und zwar un- 
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erlaubter Handlungen des erstereii durch die 
gemeinsame Mauer Schaden droht. 6. 

41. LocatidB der CiUiibifer in Gt&corse. 

Hofgerichlsralh Seh äffer in Giessen (Ar- 
chiT f. civ. Pr. Bd. XXXVni. S. 96 fg.) nimmt 
Veranlassung von einem Rechtsfalle betreffs der 
Frage, nach welcliem ein zur Sicherheil der 
nämlichen Forderung mit mehreren Specialhy- 
potheken auf verscniedene Gegenstände ver- 
sehener Gläubiger zu befriedigen ist, die zweite 
Frage zu erörtern, nach welchem Massstabe 
die sämmllichen Unterpfänder heranzuziehen : ob, 
wie die gewöhnliche Meinung, nach dem Ver- 
hältnisse der Gesammtmasse zu dem Werthe 
der verschiedenen Specialpfänder, oder ob diese 
ganz gleichmässig^ vorausgesetzt, dass eine 
einzelne Specialmasse so weil reicht, zur Be- 
richtigung der Schuld beizutragen haben. Et- 
was verwickelter könne sich nun die Sache ge- 
stalten und mehr zu Zweifeln Veranlassung ge- 
ben, wenn der bevorzug Generalpfandgläiäi- 
ger einzelnen ihm nachstehenden Hy- 
pothekargläubigern unter Verzicht 
auf sein Vorzugsrecht sich verbürgt 
hat. Dieser Fall tritt namentlich bei einer von 
einem Ehemanne unter Verbürgung seiner Frau 
und Entsagung derselben auf ihre weiblichen 
ReditswohlUiaten geschehenen Kapitalaufnahme 
und Pfandbestellung ein. Es kann hier mög- 
licherweise einerlei sein, ob man die Frau mit 
ihrer Illatenforderung in Folge des ihr an dem 
Vermögen ihres Mannes zustehenden privilegir- 
ten Pfandrechts in die erste Klasse locirt, die 
Hypothekargläubiger ihr nachsetzt, dabei aber 
ausspricht, dass sie diesen Gläubigern, soweit 
dieselben nicht ihre volle Befriedigung aus der 
Masse erhalten würden, mit dem ihr aus der 
Masse überwiesenen Vermögen fiir den Ausfall 
haftbar sei, — oder ob man in Folge der Ver- 
zicht- und Bürgschaitsldstung der Frau jenen 
Gläubigern die erste Stelle einräumt und die 
Frau ihnen nachlocirl. Dadurch, dass die Frau 
erklärt hat, mit ihrem Pfandrechte gewissen an- 
dern Gläubigem nachstehen zu wollen, treten 
diese nicht in der Art in ihre Stelle ein, dass 
das, was sie in Folge davon vorzugweise aus 
der Masse empfangen, als aus dem Vermögen 
der Frau gezahlt angesehen werden muss. Es 
hat vielmehr die Erklärung der Frau nur die 
Folge, dass sie durch Beanspruchung vorzugs- 
weiser Location ihrer Illatenforderung der Be- 
friedigung solcher Gläubiger nicht mit Erfolg 
entgegentreten kann, dass sie es geschehen 
lassen muss, wenn vor ihr diese Gläubiger aus 
dem Erlöse ihrer speeiell^ti Unterpfänder Zah- 
lung erhalten. — Eine Benachthdligung der 
Frau würde nach dem Bisherigen jedenfalls 
statl&iden, wenn man die Gläidyiger, deren 
Forderungen sie, in V^bindung mit Bürgschafte- 
leistung, einen Vorzug vor der ihrigen zuge- 
standen hat, ledigttch in Folge davon in das 



ihr aus der Masse ertragende Vermögen ein- 
weisen wollte. Ebenso würde es aber eine 
Benachtheiligung der übrigen Gläubiger 
enthalten, wenn die Vertheilung der Masse so, 
wie vom Untergericht beabsichtigt wird, im 
Wesentlichen in TJeberdnstimmung mit den vom 
Anwalt der Frau entwickelten Grundsätzen, statt- 
fände. 18. 

42. EheseUbaiss. 

Eine Reihe von Rechtsfallen bezüglich Kla- 
gen wegen nicht erfüllten E — s bei Sarwey, 
Monatschr. f. Just, in Würt. XIX, 47 ff., sowohl 
unter Begründung durch erlittene Ehrenkränkung, 
als auf Schadenersatzverbindlichkeit, namentlich 
Nachiheil wegen ferneren Fortkonmiens. Als 
Grund zur Efidirung der .Klage wird ebenda- 
selbst anerkannt. Anrulen einer Restitution 
wegen Minderjährigkeit bei Abschluss des Ehe- 
verlöbm'sses (mehrere Erkenntnisse das. S.53ff. 
Erörterung dieser Frage in entgegengesetztem 
Sinne S. 59 ff.) ; auch unter Umständen Irrthum 
über die Vermögensverhältnisse (ebend. S. 70); 
desgleichen das Ehehinderniss des ungleichea 
Alters [die Würt* Ehegesetze missbilligen die 
Heirathen zwischen „Alt^s halber gar unglei- 
chen Leuten,^ und die Ehegerichte haben sich 
18^^40 <ldhin ausgesprochen, dass solchen 
Personen die Erlaubniss zur Ehe nach Um- 
ständen gänzlich verweigert werden darf J. 

Das einem nicht in legaler Form abge- 
schlossenen Eheverlöbnisse ninzugefügte Ver- 
sprechen einer Entschädigung für den Fall, dass 
die Ehe nicht werde zu Stande kommen, ist 
nicht rechtsverbindlich. (OAG. zu Wolfenb. — 
Braunschw. Zeitschr. 1855. S. 49 fg.). 20. 

43. Die Besehränkaag leg Dotalprivilegii keiM 
aagneiitiii dotis durdi die Ntv. 97. Cap. 2. Vom 
OAG. Vicepräsidenten von Du ring U\ Celle. 
(Hann.Mag. Bd. 5 S. 282 ff.). Die Nov. 97. Cap. 2 
schreibt vor, dass dem augmento dotis nur dann das 
Privilegium dotis beiwohnen solle, wenn jenes 
in Immobilien beschalTt worden. Es wird wohl 
die Ansicht aufgestellt, dass diese Besclu*änkung 
nur dann eintrete, wetm die Ehefrau zur Zeit 
der Bestellung des augmenti im Besitze von 
Immobilien gewesen sei. Der Verf. deducirt 
nun zunächst, besonders unter Heranziehung 
des ffriechischen Textes, dass diese Ansicht 
die allerdings auch schon dem Glossator bei 
Anfertigung der auth. zu L 19. Cod. 5. 3 vor- 
gesch\jtrebt haben müsse, auf einem unrichtigen 
Verständnisse des Gesetzes beruhe. Dagegen 
deducirt der Verf. ferner, dass nach dem an- 
gekündigten Zwecke der Novelle jene Beschrän- 
kung nur dann wirksam werden könne, wenn 
im FaUe der Insolvenz des Ehemanns der An- 
spruch der Ehefrau aus dem augmento dotis 
in Collision gerathe mit älteren Pfendrechten, 
und dass in diesem Sinne auch die Schhissbe^ 
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sämramg der Nov. 97. Cap. 2: ^^si vero non 

fiieril debitum contra virum ullum tune 

ei in pecimiis, et nt Yohint, asgoientum fiat 
ab ite^^ zu verstdien sei. Der Verf. belegt zu- 
gleich seine Ansicht mit Präjudizien des OAG. 
zu CeUe. 40. 

44. EkeseheMiB^ 

wegen bösllcfaer Verlassung wurde erkannt, als 
eine Ebefrau sieb von ihrem Ehemanne getrennt 
hatte, und, aller Bemühungen desselben unge* 
achtet, während 13 Jahren weder zu ihm zu- 
rückkehren noch mit ihm sich versöhnen 
wollte. Diese Entscheidung der kurhessischen 
Spruchpraxis wird in einem Aufsatze des 06R. 
Büff zu CasseUHeuser'sAnnalen Bd. II. S.143) 
aus dem sitttichen Charakter der Ehe gerecht- 
ferUgt. 24. 

45. KinteKehte. 

Ein in der Ehe vor dem 182. Tage nach 
deren Eing^ung geborenes Kind hat das Recht, 
durch den blosen Beweis, dass ein Dritter in- 
nerhalb dear kritischen Zeit mit der Mutter den 
Betschlaf vollzogen habe, sich das Recht eines 
unehelichen, von jenem Dritten erzeugten Kin- 
des zu verschaffen. [Gegen Savigny System 
U. p. 389 not f. wird angenomm^, dass in 
c. 11. C. de nat. Üb. v. J. 530, in welcher ih- 
rem ganzen Zusammenhang nadi von der Ge- 
wfesheit der Frage über die Vaterschaft ausg^ 
gangen sein dürfte, ketne so durchgreifende 
Abänderung des in den später p!d)licirten Di- 
gesten, 1. 12 de stat. hom. und 1.3. $.12 de 
suis et legit., ersichtlichen altem Princips, son- 
dern, wie auch die Schlussworte der est. c be- 
sagen, nur eine Verfilgung gefunden werde, 
welche die Kihder, resp. deren Vertreter für 
dieselben geltend machen können, sobald sie 
solches vortheilhaft eraditen und so lange sie 
nicht in bindender Weise darauf verzichtet ha- 
ben]. — (Erk. d. OAG. zu Lübeck in Bö- 
rne r's Samml. d.Entsch. dess. inFrankf.Recbtss. 
I, 3. S. 512). 8. 

41. Sind BraatfaBder (gleich den ehelichen) 
erfeflUg? Vom Dr. J. Freudentheil in Stade. 
(Jur. Zeit. f. Hann. 1855. S. 3). Diese von manchen 
Rechtlehrem bejahte Frage wird hier, unter 
Anlehnung an die Vorschriften der Gesetze und 
unter Widerlegung der aus einer s. g. constan- 
ten Praxis hin und wieder hergenommenen Ge- 
gengründe, bestimmt verneint. 40. 

47. Veber die Förmlichkeiten eines ia einen 
TesIsMente bestätigten GodieUls. 

Der Codicill bedarf auch in diesem Falle der 
für die Codicille im Allgemeinen vorgeschrie- 
benen Solennitälen. Der bekannte Satz: „co- 
dBdUi confirmati pro parte tästamenti habentur* 



beziehe sich nicht auf die Form der Codicille. 
Entscheidung des OAG. zu Darmstadt. (Archiv 
f. d. pract. RW. von EIvots Bd. III. S. 135 fg.). 

28. 

48. Enterbang. 

Der Grund derselben kann zwar durch die 
Angaben des Testators im Testamente nicht be- 
wiesen, wohl aber der Beweis durch sie we- 
sentlich unterstützt werden. (OAG. zu Gassei. 
Heuser's Annalen Bd. II. S. 447). 24. 

49. Execntor testamenti 

ist zur Einklagung erbschaftlicher Aclivposten 
nicht legitimirt. (OG. zu Wolfenb. — Braun- 
schweiger Zeitschr. 1855. S. 26. — Vgl. noch 
Glück, Fand. Comm. XLUI. S. 423. Seuffert's 
Archiv III. Nr. 73). 20. 

M. laterd. de tak exUb. 

findet nur gegen deiyenigen Statt, der das Te- 
stament in Urschrift oesitzt und die a. ad 
exhib. ist nur auf Vorzeigung der Sache zur 
Verfolgung eines dem Kläger an derselben 
zustehenden Rechts gerichtet. (Angewendet auf 
den Fall, wo eine Klage auf Herausgabe oder 
Vorzeigung der Abschrift eines Testaments, 
welche dem Beklagten gehörte, abgewiesen 
wurde. OAG. zu Cassel. Heuser's Annalen 
Bd. II. S. 174). 24. 

51. Testament — PHichtfheU. 

Anerkenntniss eines Testaments von Seiten 
der auf den Pflichttheil gesetzten Kinder schliesst 
noch nicht Anerkenntniss der den Pflichttheil 
verringernden Bestimmungen des Testaments in 
sich. (Erk. d. OAG. zu Lübeck in Römer' s 
Samml. der Entsch. dess. in Frankf. Rechtss. 
I, 3. S. 436 und in der Samml. ders. Entsch. 
[Frankf., Sauerländer] I, 2. S. 243). 8. 

52. Pliehttheilsberechnung. 

In dem Falle, wo Kinder mit Enkeln von 
vorverstorbenen Kindern in der Beerbung des 
gemeinschaftlichen Stammvaters concurriren, ist 
bei Berechnung des Pflichttheils der Enkel nicht 
auf die denselben gemeinschaftlich zugefallene 
Stammquote, sondern vielmehr auf den Betrag 
der für jeden Enkel besonders zu berechnenden 
Intestatportion zu sehen. (Kurhess. Spruchpra- 
xis. Heuser's Annalen Bd. U. S. 361). 24. 
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53. Ueber die Wirksamkeit der exceptio ne 
raejudicinm fiat, gegenüber der faniliae erciscun- 
ae actio. Vom AR. Behncke in Celle. (Hann. 
Magaz. Bd. 5 S. 271 ff.). 

Nach 1, 1. 8. 1. D. fam. erdsc. 10, 2 soU 
der nicht besitzende Erbe, im Falle er den 
besitzenden Erben mit der Erb-Theilungsklage 
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belangt von diesem aber sein Erbrecht bestrit- 
ten wird, mit der Einrede znrückffewiesen wer- 
den können, ^ne praejudicium iat hereditaü.^ 
Der Verfasser fuhrt aus, dass der alleinige 
Grund dieser Bestimmung darin zu suchen sei, 
dass die major causa sicher gestellt werde ge- 
gen die Einflüsse der minor causa, die beredi- 
tatis petitio sei aber nicht an sich die maior 
causa im Verhältniss zur familiae erciscundae 
actio, sondern sei dies nur nach altrömischem 
Processe deshalb gewesen, weil das Gericht^ 
welches ihretwegen anzugenen gewesen, einen 
grösseren Glanz besessen habe als die Thei- 
lungsbehörde ; nach heutigem Rechte existire ein 
Unterschied der für beide Fragen anzugebenden 
Gerichte nicht mehr, und deshalb müsse auch 
die ganze Einrede als obsolet betrachtet wer- 
den. 40. 

54. GtUatiaa. 

Wenn ein an steh der Collatlon antcrwor- 
fenes Immobile veräussert worden ist, also bi 
Natur zur Zeit der Erbtheilunff nicht eingewor- 
fen werden kann , so ist nim dessen jetziger 
Werth, sondern der Erlös hieraus einzuwerfen. 
(Erk. eines würt. KGer. in T a f e l's auserl. Rechts- 
spr. würt. Ger. II, 2. S. 209). 12. 

55. Temäcktusfl 

Die Ademüon des Legats einer Geldsumme 
liegt weder in dem spliteren Verkauf mitlegirter 
Mobilien Seiten des Erblassers (arg. $. 17. J. 
de leg. u. 1. 1. D. de instr. leg.), noch an sich 
in der Aussetzung eines neuen Legats fär die- 
selbe Person, welche bereits mit einem Legate 
bedacht ist. (Erk. d. GAG. zu Lübeck in Rö- 
mer's Samml. der Entscheid, dess. in Frankü 
Rechtss. I, 3. S. 523). 8. 

Sl. Oral-FideioMuu» (f. c. praes. her. inj.). 

Zur giltigen Errichtung eines Oral-Fidei- 
commisses ist es erforderlich, dass die Auflage 
dem persönlich anwesenden Onerirten und münd- 
lich vom Erblasser geschehe. (Erk. d. OAG. 



zu Jena in d. BL f. Rechtspfl. in Thttriages DL 
S. 301). 10. 

Das sogenannte §deicommissum bereA prae- 
senti injunctum setzt, abgesehen von der Fraffe, 
ob es nur durch eine mündliobe Auflage des 
Erblassers an den Onerirten angeordnet wer«- 
den könne, jedenfalls eine an diesen direct er- 
gangene Mittheilung von Seiten des Erblassers 
voraus. Auf eine solche muss daher auch die 
zum Beweise eines solchen Fideicomnissei 
nachgelassene, resp. vorgeschriebene Eidesde- 
laüon als Bedingung ihrer Znlässigkelt gerichtet 
sein. (OAG. zu Darmstadt Elvers' Archiv fllr 
pract. RW. Bd. IIL S. 138 fo.). 28. 

Ist die Existenz eines (fral-Fideicomniisses 
anderweit constatirt, so bedarf es zum Beweise 
desselben nicht der Eidesdelation. (OAG. za 
Wolfenb. — Braunschweiger Zeitschr. 1865. 
S. 37). 20. 

S7. DniTersal-FideiMMnH. 

Aus der Vertretung des Verstorbenen durch 
den Fiduciar folgt die anerkannte Confusion der, 
Jenem an diesen zustehenden Fordenuiffen nicht 
minder, wie aus der Herausgabe der Erbschaft 
oder einer Quote derselben an den Fideicom- 
misserben entweder, wie es gewöhnlich aufge- 
fasst wird, die gänzliche oder theilweise Wie- 
derherstellung &T früheren Verbindlichkeiten, 
oder, was in Beihalt der Quellen nicht ohne 
Anschein ist (1. 27. t« H, L 58. pr., 1. 59. 

?r., l. 78. I. 1., 1. 80. D. ad SC. TrebelL) die 
erpflichtung der Fiduciarert>eD, neoe, dem 
Inhalte der erloschenen entsprechende Obliga- 
tionen zu constituiren. Die zwischen Erblas- 
ser und Fiduciarerben bestehenden Obligationen 
ruhen nicht blos während der Herrsdiaft des 
letzteren über die Erbschaft, sondern sie sind 
erloschen und leben mit der Herausgabe der 
Erbschaft erst wieder auf oder werden neu be- 
gründet. — Zu wiederholter Cautionsleistanff 
kann d^ Fiduciar nach La f. 3. D« 36, 4 
nicht angehalten werden. (Erk. d. OAG. zu 
Lül)eck in Römer's SammL d. Entsdi. dess. 
in Frankf. Rechtss. I, 3. S. 535 u. 541). & 



IL 

KircheHrecht 

Katkolisches Kirckeireeht. 
Rulsckai ier levestei Schriflei. 

Von L. A. Warnkönig. 

Wenn man den gegenwärügen Stand der überzeugt man sich leicht, dass dasselbe eine totale 
Wissenschaft des Kirchenrechts mit dem im Anfang Umgestaltung erhalten hat. Die meisten noch 
unseres Jahitunderts bestehenden vergleicht, so aus dem vorigen Jahrhundert stammenden da- 
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mtts ttbUelieB Lefarbttoher^ wie das von 0. L. 
Boetimer, die von Schnaubert und Wiese ^ wa- 
ren trockene Aufirisse der dogmatisch geltenden 
Grandsfltxe, Ustoriscb not spärUck beleachtet, 
deren Verfesser nicht von dem durch diese 
Wissenschaft gebotenen, sondern von einem 

rstenthells auf die natorrechtUchen Theorien 
ZeAi basirten Standpunkte ansgiengen, wel- 
che sie verhinderten, das Kirchenrecht, insbe- 
sondere das katholische, in seinem Geiste aaf- 
zotassen «ad in seinem wahren Liebte darzu- 
stellen. Auch cHe späteren Lehrbücher, wie 
das von Gambsjiteer (von 1816), von Sautter 
(zuerst 1805) und andern kalten diese Eigen- 
schaft und waren nichts weniger als anziehend. 
Die ganze Richtung war eine rationaUstisch- 
staatUch-reectionäre, welche nicht blos d^ 
streng orthodoxen, besonders der jesuitisch- 
papistischen, sondern auch der gemis^gten ent- 
gegentrat. 

Die früheren bd weitem meisten Lehrbikdier 
des katholischen Kirchenrechts, von Katholiken, 
vorzugsweise von Geistlichen, vielen Mönchen 
verbsst, waren bis in die Hälfte des achtzehn- 
ten Jahrhunderts nach der Ordnung der Dekre- 
tensammlnngen gegUedert, die nuttolalterliche 
Anschauungswdse der kirchlichen Verhilltnisse 
lag Ihnen zu Grund, die durch die Staatsge- 
setzgebungen sanctionirten Modificationen des 
canonischen Rechts wurden entweder ganz ig- 
norirt oder nur gelegentlich berücksichtigt. In-*- 
dessen hatte längst van Espen einen andern 
Weff eingeschlagen, er stellte das katholische 
Kirdienrecht so dar, wie es in den katholischen 
Ländern wirklich galt; eine Anzahl deutscher 
Canonisten folgte seinem Beispiel, und wie das 
römische Recht als heutiges gemeines Recht, so' 
wurde von Ihnen das Kirchenrecht als jus ec- 
clesiasticum in imperio germanico 
usltatum behandelt, von einigen mit bestän- 
diger Rücksicht des particularen Rechts dieses 
oder jenes Landes wie z. B. in Schenkl's in- 
stitutlones juris eccl^astid, worin das baye- 
rische Kirchenrecht zugleich mit dargestellt 
wurde. Dieselbe Methode befolgten Michl (1809), 
und schon vor Joseph II. die österreichischen 
ClKionIsten z. B. die beiden Rieg^eT) Rauten- 
strauch, Eybel, dann Pehem, Gmdner, Gärtn^ 
und andere, während Rechberger es geradezu 
ab österreichisches Kirchenrecht bdiandette 
(1807, 1809). 

Die frühere streng katholische Richtung 
wurde von den vorgerückteren Schriftstellern 
dieser Klasse In zweifacher Rücksicht verlassen, 
einmal darin, dass sie die Staatsgesetzgebung 
flilt zu einer Hauptgrundlage des Kirchenrechts 
machten und das canonische Recht nur insoweit 
als dieselbe es zuliess, gelten liessen; dann 
darin, dass sie das s. g. rapalsystem mit allen 
Waffen meistens den w^sichten v. Hontheim's 
(Justus Febronlus) folgend, bekämpften. Den 
protestantischen Kirchenrechtslehrem konnte 
diese Behandtungswdsa nur angenehm sein. 



sie stützten ihre diesen BidiluageB gemässe 
Ansichten auf katholische Autoritäten. Auf den 
Universitäten war dieser Lehrzweig ein den Stu« 
direnden wenig beliebter, er enthielt ja so viel 
Veraltetes, so viele mit dem Zeitbewusstsein 
des neunzehnten Jahrhunderts im grellsten Wi- 
derspruch stehenden Vorschriften, dass der 
Verfall des Faches von Jahr zu Jahr grösser 
wurde. Auch die vom Standpunkte des Kan- 
tischen Naturrechts aus versuchten rationellen 
Constructionen z. B. von Schmalz, halfen nicht 
auf, sie standen zu dem geschichtlichen im voll- 
sten Gegensalze. 

Da begann endlich im Jahr 1822 flir die 
Behandlung des ganzen Zweiges der Rechts- 
wissenschaft eine neue Periode. Es erschien 
die erste Ausgabe von Walter's Lehrbuch 
des Kirchenrechts aller Confessionen, 

Seschrieben Im Geiste und nach der Melhode 
er historischen Schule der deutschen 
Rechtsgelehrten und In anziehender Sprache. 
Gründliches Quellenstudium, tiefgehende ge^ 
schichtliche Forschung, geistreiche Darstelhmg 
der kirchlichen Institute und Ihrer organischen 
Entwicklung, eine der Kirche freundlich zuge^ 
wandte Gesinnung des Verfassers und ein den 
Zeitbedürfnissen entsprechendes (lewandt zeich- 
neten das Werk in so hohem Grade aus, dass 
es überall auf das Beste aufgenommen wurde. 
Sowohl die Theologen als die Rechtsgelehrten 
begrüsstcn es als eine erfreuliche Erscheinung, 
und rasch folgten bis 1833 sechs stets verbes- 
serte Auflagen desselben auf einander« Durch 
Walter war so ein Anstoss zur Wiederbelebung 
des Faches gegeben, der überaus nachhaltig 
werden sollte. Da dec Verf. der bis 1822 herr- 
schenden Richtung entschieden entgegentrat, so 
konnte es nicht ausbleiben, dass einerseits Ver- 
theidiger derselben, andererseits Mitkämpfer filr 
Ihn auftraten und oald auch eine vermittelnde 
Richtung sich Bahn brach; als Gegner Walter's 
finden ^vir seinen Collegen v. Droste-HülshoflT 
(1828), Brendel (1823) und Eichhorn (1831). 

Vom streng katholischen Standpunkt aus- 
gehend ist Walter ein antistaatlich und zugleich 
ein s. g. ultramontan gesinnter Canonist; doch 
war er in beiden Beziemingen anfengs geniäs- 
slgt; er räumte einerseits oem Staate Berechti- 
gungen ein, die der Ultramontanismus absolut 
verwirft, z. B. das Recht des landesherrlichen 
Placet (in nicht dogmatischen Dingen), ande- 
rerseits spricht er sich entschieden flir die (frei- 
lich beschränkte) Selbstständigkeit des Episco^ 
pats aus. Die französischen Ultramontanen nann- 
ten ihn einen gemässigten GalUcaner und jetzt 
bekennt er selbst S. 86, Nr. 1 der neuesten 
Ausgabe seines Lehrbuchs von 1863: dass f^ 
bis dahin nach -seiner angebomen conciliato- 
rischen Natur^ dem Staate zu viele Concessio- 
nen gemacht habe. 

Die untergeordnete SteUung d^ katholischen 
Kirche, wie sie seit 1803 in Deutschland sich 
gestallet hatte, war indoBsen auch nach den 
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Vereinbarungen mttRom (von 1821. 1824. 1827) 
mehr und mehr berestigt worden; die seit der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts überall gelteifde 
Theorie des jus circa sacra, enthaltend das 
Schutz- und Aursichtsrecht über die Kirche^ 
wurde durchgr^fend angewandt, und wie Wal- 
ter a. a. 0. sagt, war aus dem Schutz eine 
beengende Mitaul'sicht und Bevormundung der 
Kirche abgeleitet worden, wodurch ihre Obern 
aus ihrer Stellung verdrangt und die Verwal- 
tung in die Hände der Landesregierungen kam. 
Das Cölner Ereigniss von 1837 ward der An- 
fang einer kirchlich -politischen Reaction, die 
(wi^Ref. in diesen Blättern Bd.1. S.237%. aus- 
führte), begünstigt durch die Bewegungen von 
18^%9 zuletzt in einem Theile Deutschlands in 
einen offenen Kampf der Kirche mit dem Staate 
übergieng, und ihre Rückwirkung auf die Be- 
arbeitung des Kirchenrechts nicht verfehlen 
konnte. WennGitzler in Breslau (18*^/41) noch 
mehr nach der staatlichen Richtung sich hin- 
neigt, so tritt 6. Philipps 1845 als leidenschaft- 
licher papistisch gesinnter auf und verfolgt, 
Bellarmin überbietend, in fünf Bänden (bis 18^) 
in beständiger Steigerung den von ihm einge- 
schlagenen Weg, die Kirche und in ihr den 
Pabst als die höchste Macht auf Erden darzu- 
stellen und alle Staatsgewalt ihm so unterzu- 
ordnen , dass, sollte Alles practisch werden, die 
Staaten in der Kirche aufgehen müssten. Die 
immense Gelehrsamkeit, der Scharfsinn, die 
glückliche Darstellungsgabe des Verfassers und 
seine rücksichtslose Kühnheit machten ihn noth- 
wendig zum Führer und Haupt der ganzen 
kirchlich - historischen, d. h. ultramontanen 
Schule, dem 1853, der kirchlichen Bewegung 
folgend, selbst Walter sich unterordnete, 

Philipp's Einfluss auf die Bearbeitung des 
Kirchenrechts wurde vor Allem in Bayern und 
Oesterreich sehr bedeutend; dort sehen wir mit 
Lehrbüchern 1846 und 1853 zum zweiten Male 
Üun noch mehr anhängend Permaneder (leider 
mit Recht des Plagiats ^ von Walter beschul- 
digt) hervortreten 1852 Eberl (in Dilingen), in 
Oesterreich Beidtel (1 8*^50), Pachmann 18*V5i, 
2um zweiten Male 1853, in Ungarn Porubszky 
(1853) und in Salzburg J. A. Schöpf (1854). 
Auch der so sorgsam am juste milieu baltenote 
protestantische Richter ist 1853 in der vierten 
Ausgabe seines Lehrbuchs etwas meihr auf die 
rechte Seite getreten; so dass gegenwärtig die 
DocUln der Lehrbücher dos katholischen Kir- 
chenrechts in Deutschland entschieden die ul- 
tramontane ist. Dieselbe herrscht aber auch im 
Auslande in dem des NeapoUtaners Pecorrelli 
(1847), der Franzosen Lequeux, Andr6e, Bouix^) 
und ohne Zweilel in mehreren anderen dem 



Referenten bis jeM nidit xu Gesicht gekom- 
menen dieser Länder. Nur Nuytz in Turin 
macht eine Ausnahme, musste aber erleben, 
dass über sdne Werke in einem eigenen Breve 
von Sr. Heiligkeit Pius IX. 1851 cue strengste 
Verdammung ausgesprochen wurde, deren Text 
Prof. Gintzel zu Leutmeritz 1851 in B. I seines 
Archivs iiir Kirchengeschichte und Kirchenrecht 
S. 294— 301 mit einer Rechtfertigung abdrucken 
liess ^). 

Eine vergleichende Kritik die in diesen ver- 
schiedenen Lehrbüchern vorgetragenen Theorien 
würde gewiss in mehrfacher Beziehung insbe- 
sondre den Staatsmännern von grossem Inter- 
esse sein, allein Ref. muss davon abstehen, zu- 
mal von den angeführten Werken dem Jahre 
1854 nur der erste einleitende Theildes (so eben 
in zweiter Auflage erscheinenden) Handbuchs 
von Schöpft), und der öte Band und die neue 
Auflage des ersten Bandes von Philipps' Kirchen* 
recht angehöre. 

Dagegen Hebtet Ref. die Aufmerksamkeit 
der deutschen Rechtsgelehrten auf verschiedene 
18^/55 auf dem Gebiete des katholischen Kir- 
chenrechts erschienene Monographieen, von de- 
ren Verfassern, wie zu erwarten war, die 
meisten gleichralls unter dem Einfluss der herr- 
schenden streng kirchlichen lUchtung schrieben, 
jedoch aber den Beweis liefern, dass unt^ ih- 
ren Verfechtern schon Dissensionen bestehen, 
d. h. dass unter ihnen extreme Zeloten sich 
inden, welche die ihnen nicht unbedingt gleich* 
gesinnten Canonisten feindselig hehandebi. 

Wir beginnen mit einer übersichtlichen 
Rundschau der neuesten Sdiriflen über das ka- 
tholische Eherecht. Es sind folgende: 

1) Nie. Knopp (bischöfl. OlBcial in Trier), 
vollständiges katholisches Ehe recht 
mit besonderer Rücksicht auf die practische 
Seelsorge. Regensburg 1850. 2 Bde. Zweite 
Auflage in einem Bande, 1854. 

2) Ad. Jos. Uhr ig (Prof. in Dilingen). 
System des Eherechts mit vorzüglk^er 
Berücksichtigoag der Praxis der römisdhen Cu-i 
rie, sowie der bayerischen und angrenzenden 
Diöcesen. DiÜngen 1854. S. l-^822, 

3) J. Fr. Schulte (Prof. in Prag), Hand- 
buch des katholischen Kirchenrechts 
nach dem gemeinen katholischen Kirchenrechte 
und dem österreichischen, preussischen, fran^ 
zösischen Particularrechte, mit Rücksichtsnahme 
auf noch andere Givllgesetzgebungen. Gäessen 
1855. (S. 1—622). 

4) J. W, Eberl (Prof. in Freysing), Ehe- 
scheidung und EhescheidungsprocesSy 
nach den gemeinen Quellen des canoniscbe« 



3) S. darüber die angeführte Zeitschrift Bd. 27 und 

1) Er verübt es aber vorzugsweise an Richter. die in Darmsladt erscheinende Allgemeine Kirchenzei- 

2) Ref. gab von diesen Werken ausführliche An- ^^S vom April 1855. 

zeigen in der kritischen Zeitschrifl für die Gesetzgebung 4) Eine Kritik desselben soll versucht werden, 

imd Rechtswitsenschail des Auslandes Bd. 24. 26. 27. wnm dawelbo weiter vorgerüekt sein wird. 
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und weltlichen Rechts unter Hinweisung auf die 
wichtigsten particularrechtlichen Nonnen der 
deutschen Staaten, ]nst>esondere Bayerns, bear- 
beitet. Freysing (Augsburg) 1854. S. 1—128. 

5) N. Knopp, Anwendbarlteit der Vorschrift 
des Condls von Trient über die Form der Ehe- 
schliessung auf Katholiken. Kirchenrechtliche 
AbhandluQff; veranlasst durch Uhrig's System 
des Eheredits. Regensburg 1855. S. 1—77. 

6) A. J. Uhr ig, zur Frage über die Aus- 
dehnung der tridentinischen Trauungsform auf 
die protestantischen und gemischten Ehen: eine 
Antwort an Herrn D. Knopp. Nördlingen 1855. 
S. 1 — 117. 

Was die drei ersten der hier aufgeführten 
Werke ttber das Eherecht überhaupt betrifft, so 
ist das älteste (von Knopp) von den Verfassern 
der beiden letzten beständig berücksichtigt wor- 
den, während das von Uhrig Herrn Schulte 
erst während des Druckes seines eigenen be- 
kannt wurde. Wesentliche Gegensätze unter 
denselben sind, dass die beiden ersten mehr 
zum Zwecke der Pastoration bestimmt sind, 
während das von Schulte für Rechtscelehrte 
geschrieben ist. und dass das Buch Knopp's 
ausschliesslich aas canonische Eherecht behan- 
delt (Der Verf. schrieb auf dem linken Rhein- 
ufer, wo die Civilehe eingeführt ist und die 
Staatsgesetzgebung in die kirchliche nur inso- 
fern eingreift, dass der kirchlichen Trauung der 
Abschluss der Civilehe vorhergehen muss). Uh- 
rig und Schulte berüchsichtigen dagegen auch 
(auf vergleichende Weise) die Staatsgeselzge- 
bung, wie diess Permaneder schon that. Gegen 
den Titel des Knopp'schen Werkes: Vollstän- 
diges katholisches Eherecht ist einzuwenden, 
dass in demselben doch nur die Lehre von den 
Ehehindemissen und den Wirkungen der Ehe 
behandelt wird, nicht aber von der kirchlichen 
Eingebungsweise der Ehe selbst. 

Die von den Verfassern befolgte Gliederung 
des Stoffes ihrer Bücher ist folgende: 

Nach einer kurzen Einleitung von den Ehe- 
hindemissen überhaupt ($. 1 — 3) handelt Herr 
Knopp von %. 4—32 (S. 17—314) von den 
trennenden, und zwar zuerst von den privat- 
rechtlichen, dann von den öffentlich rechtUchen 
I trennenden oder vernichtenden Ehehindernissen; 
I dann %. 33—39 (S. 415—422) von den auf- 
schiebenden, hierauf §. 40—49 (S. 423—526) 
' von den Dispensationen über die kirchlichen 
Ebehlndemisse , zuletzt ($. 50 — 52) von den 
Wirkungen einer gülügen Ehe (S. 527—546) 
L und (S. 53—56) von der Ehescheidung (S.519 
— 676). Ein 20 Formulare enthaltendes For- 
nralarium und ein alphabelisches Register be- 
schliessen das Buch (S. 577— 6(^). 

Herr Uhrig beginnt mit einer vollständig 
sein sollenden Angabe der Literatur des Ehe- 
recbts, in welcher der dem Verf. gewiss un- 
bekannt gebliebene, aber (wie Ref. anderswo 
Jahrb. f. Rcdittwiftt. 1855. 



gezeigt hat) ^) höchst wichtige Tractatus de 
matrimonio von Herrn Prof. Nuytz in Turin (von 
1850) fehlt, ferner die Hinweisung auf Peco- 
relli's Institutiones juris eccleslasUcl. Seine 
Abhandlung zerrällt in drei Hauptlheile, den 
ersten vom Verlöbnlss (8. 1—39, S. 1—123), 
den zweiten von der geschlossenen Ehe (ma- 
trimonlum ratum) 8. 40—186, S. 124—760; 
den dritten von der vollzogenen (matrimo- 
nium consummatum) §• 187 — 200, S. 761 — 
811. In allen Theilen wurden die einschlagen- 
den Lehren mit absoluter Vollständigkeit be- 
handelt, namentlich die vom Verlöbnlss und die 
von den Ehehindernissen. Auch ist alles Ge- 
schichtliche berücksichtigt, wie z. B. $. 115 u. 
116, selbst die Geschichte der Hochzeltsfeier 
bei den Juden, den Griechen, den Römern, den 
Germanen und In der christlichen Zeit. Zu 
bedauern 'ist, dass dem Herrn Verf. das vor- 
treffliche 1853 erschienene Werk von Herrn 
Prof. Rossbach (die römische Ehe) unbe- 
kannt blieb. Die Bestimmungen der Staatsge- 
setze über die Ehe sind überall gehörigen Orts 
auFffeRihrl und beleuchtet oder berückslchligt. 

jöas Werk von Herrn Prof. Schulte zerfallt 
in zwei (Haupt-) Theile: 

1) Das katholische Eherecht nach dem ge- 
meinen Kirchenrechte «. 1 — 56 (S. 1—482). 

2) Das katholische Eherechl nach dem öster- 
reichischen, preusslschen, französischen Parti- 
cularrechte mit Rücksichtnahme auf noch andere 
Civllgeselzgebungen. 

Im ersten Theile handelt der Verf. nach ei- 
ner ausflihrllchen Einleitung (In $. 1 — 7) von 
der Form der Eheschliessung, den einzelnen 
Ehehindemissen, den Eheverboten, welche nicht 
im eigentlichen Sinne zu den Ehehindemissen 
gehören, der Hebung der Ehehindemlsse, den 
rechtlichen Polgen der Ehe, von deren Auflö- 
sung und dem Verfahren in Ehesachen. Dem 
ganzen Werke sind noch verschiedene Docu- 
mente belgeßlgt, die nebst andem im Verlaufe 
desselben abgedmckten das Quellenstudium des 
ganzen Eherechts ausserordentlich erleichtern. 

Man könnte glauben, dass nach der überaus 
grossen Anzahl von Darstellungen des katho- 
lischen Eherechts theils in den allgemeinen 
Werken über das Kirchenrecht theils In Mono- 
graphleen, deren mehrere unserem Jahrhundert 
angehören, nichts Neues oder Bedeutendes über 
dasselbe hätte geschrieben werden können; al- 
lein man muss den drei Herren Verf. es nach- 
rühmen, besonders den Herren Uhrig und Schulte, 
dass sie diese Lehre bedeutend weiter geför- 
dert haben, der erste dadurch, dass er nach 
längerer Zeit wieder das katholische Eherecht 
in seinem wahren Lichte, ohne Beimischung 
modemer Ansichten über die Ehe, uns zeigt, 
die beiden andern, dass sie es zugleich histo- 



5) In der Zeitschrift für Gesetzgebung: des Aus« 
landes B. 26. 
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risch und philosophisch beleuchtet haben, und det das bekannte cap. 1, sess* 24 de Reforva- 
iusbesondere Herrn Schulte, dass er im Geiste tione matrimonii. Dabei ist es zweifellos, dass 
und nach der bewährtesten Methode der histo- es Ehen mit und ohne Einsegnung gibt; ob 
Tischen Juristenschule die ganze Lehre allseitig aber zu jeder ausser dem Consens d^ Nuptu* 
befriedigend behandelt hat, so dass sein BucE rienten noch das Ego vos conjungo des Pfarrers 
unter den juristischen Abhandlungen unseres kommen müsse, damit die Ehe für gültig ge- 
Jahrhunderts eine erste Stelle mit einnimmt, schlössen anzusehen sei, das ist ja gerade die 
Hatte der Verf. schon durch seine vortreffliche Streitfrage. Da nun aber der Verf. auch die 
von Richter bevorwortete Ausgabe der Canones von ihm s. g. Ehe erster Stufe flir gültig, also 
et Decreta Concilii Tridentini (Lipsiae 1853) für sacramen talisch erklärt, so gehört er zur 
sich als den gründtichsten Kenner des canoni- Classe der Canonisten, welche die Nupturienten 
nischen Rechts bewährt, so tritt er in seinem für Spender des Sakraments halten. Weil aber 
Eherechte als ein Kirchenrechtslehrer ersten in juristischer Beziehung diess allein relevant 
Ranges auf, zu dem unser Vaterland sich Glück ist, so kann gegen seine drei Stufen nur ein- 
wünschen darf. gewendet werden, dass die von ihm aufgeführte 

Nach dieser allgemeinen Charakteristik der zweite und dritte rechtlich gleichffültiff sind, 
drei Werke könnte auf eine vergleichende In- Eine andere Frage, welche nef. nier her- 

baltsangabe der einzelnen Capitei in denseU)en vorheben zu sollen glaubt, ist die in neuester 

hier die Rede sein. Allein eine solche würde Zelt so berühmt gewordene und vielfach behan- 

über die durch den Plan unserer Jahrbücher delte von den gemischten Ehen, 
gesteckten Gränzen hinausgehen und gewiss Man sollte glauben, dieselbe sei durch die 

nicht von allgemeinem Interesse sein. Dagegen vielen seit 18 Jahren über sie geschriebenen 

hält es Referent für sach- und zeitgemäss, her- Schrillen als vollständig erledigt zu betrachten, 

vorzuheben, auf welche Weise die Herren Ver- Allein es ergibt sich nicht nur aus den in den 

ÜBisser zwei Cardinalfragen des katholischen Ehe- drei Werken enthaltenen Untersuchungen, son- 

rechts behandelt haben. dern auch aus den zwei unter Nr. 5. 6 ange- 

Eine dieser Fragen ist die : welches der we- führten Abhandlungen von Knopp und Uhrig, 
sentUche Moment in der katholischen Einge- dass diess nicht der Fall ist. Man hat das von 
hungsform der Ehe sei? Dieselbe ist gleich der Kirche befolgte Prlncip über dieselbe aufs 
der von allen Kirchenrechtslehrern so oft be- Neue untersucht, mit aller Schärfe festgestellt 
handelten offnen freilich sehr bestrittenen Frage : und daraus mit der feinsten Dialektik Conse- 
wer Hinister Sacramen ti sei, ob die sich ver- quenzen abgeleitet, die über die vor Kurzem 
bindenden Nupturienten oder der trauende Prie- noch angenommene Auffassung in feindseliger 
ster? Knopp hat dieselbe m'cht behandelt, da- Richtung gegen den Protestantismus hinaus- 
gegen die beiden andern Schriftsteller, uqd gehen. Diess that nach Reinerding's WoTsanfi 
zwar Herr Schulte gleich im Anfange seines (v. J. 1853) Knopp in der Flugschrift Nr. 5 
Buches S. 6 — 21, und zwar mit einer so ge- und zwar auf eine so schroffe Weise gegen 
nauen Kenntniss der Quellen des geschichtli(£en Uhrig, dass dieser mit grosser Heftigkeit in 
Entwickelungsganges des katholischen Eherechts einer Antwort ihm entgegentritt. Inzwischen 
und zugleich einer solchen juristischen Schärfe, befasste sich Schulte mit der Frage, sucht aber 
dass er die Richtigkeit der jetzt allgemein in jenen kitzlichen Punkt zu umgehen. Eine Haupt- 
Deutschland geltenden Ansicht, die Nupturienten veranlassung des Streites zwischen Uhrig ist 
seien Spender des Sakramentes der Ehe und eboß ftir Trier erlassene Entscheidung der Gon- 
das matrimonium ratum nach dem katholischen gregatio inquisitionis , durch welche, gegen ein 
Dogma wesentlich Sakrament, auf das üb^^eu- Crtheil der Erzdiöcese Cöln, entschieden wurde, 

Sendste dargethan hat^ wobei jedoch Referent eine zwischen einem Katholiken und Protestan- 

edauert, dass er die sehr scharfsinnige Ver- ten vor dem protestantischen GeistUchen einge- 

theidigung der entgegengesetzten Theorie in gangene Ehe in einem Lande, wo das Conci- 

Nuytz' iractatus de matrimonio nicht kannte, lium Tridentinum pubUcirt worden, sei nichtig, 

um die darin enthaltenen Gründe derselben zu wenn in demselben kein päbstlicher Indult so^ 

bekämpfen. Einen eigenen Weg schläft Herr che Ehen filr gültig erkläre. 
Prof. Übrig in der Darstellung dieser Lehre ein. Daraus m*klärt sich der Titel der Schrift 

Er unterscheidet (S. 233 fg.) drei Stufen der Uhrig's: Zur Frage über die Ausdeh- 

kirchlichen Eheeingehung, die erste ist die Ehe nung der Tridentinischen Trauungs- 

der Getauften, die zweite die Angesichts form auf die protestantischen und ge^ 

der Kirche geschlossene Ehe, die dritte mischten Ehen. 

die von der Kirche gesegnete. Dieerste Um so kurz wie möglich den Gegenstand 

wird geschlossen durch den (vor dem Priester der Streitfrage anzugeben und die abweicheii- 

und zwei Zeugen erklärten) Consens der Con- den Ansichten über deren Lösung begreiflich 

trahenten, die der zweiten Stufe durch den zu machen, muss Ref. etwas weiter ausholen, 
trauenden Pfarrer, die der dritten durch Vor dem Decret des tridentinischen Cond- 

den segnenden Priester. liums über die Form der Eheschliessung $ess.24 

Die Grundlage dieser Unterscheidungen bll- in c. 1 de ReformatioBe matrlmoBtt bedurfte ^ 
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nicht des Abschlusses der Ehe vor dem com- 
Petenten Pfarrer und 2 oder 3 Zeugen, auch 
die s. g. matrimonia clandestina waren sakra- 
mentalisch gültig. Durch jenes Decret wurden 
sie pro futuro tür nichtig erklärt. Der compe« 
tente Pfarrer ist der katholische. Diess galt in 
allen Ländern und in allen Pfarreien 100 Tage 
nach der Proclamation der tridentlnischen Be- 
schlüsse als Territorialrecht. Eine nothwendige 
Folge dieser Vorschrift musste die sein: dass 

1) eine zwischen zwei Protestanten an einem 
solchen Orte durch ihren Prediger eingeseg- 
nete Ehe Yon der katholischen Kirche, weil 
nicht vor dem katholischen geschlossen, für ein 
matrimonium clandestinum und daher für nichtig 
angesehen werden musste und wurde; 

2) desgleichen eine vor einem solchen oder 
mem Magistrat gesdilossene gemischte Ehe. 

Die Kirche erblickt nur ein Concubmat in 
einem solchen Yerhältniss. 

Was die Lönder und Orte betrifft, in wel- 
chen das Tridentinum nicht pubUcirt war, so 
galt in ihnen das frühere Recht, wie sich mit 
Rothwendi^keit aus dem mit „Tametsi dubitandum 
non est, clandestina matrimonia libero consensu 
facta rata et vera esse matrimonia*^ beginnenden 
Anfang des angeführten Decrets ergibt. 

Am diese Weise mussten die in protestan- 
tischen Ländern abgeschlossenen Ehen von der 
Kirche als zu Recht bestehend angesehen wer- 
den, denn sie waren von ffetauften Chri- 
sten auf eine katholisch rechtsgültige 
Weise eingegangen. Allein es gc£ 

a) Länder, von welche es ungewiss war, 
ob einst das Tridentinum in ihnen publidrt 
worden, 

b) solche, wo es seine Anwendung verloren 
hatte: was war in ihnen also Rechtens? Diese 
Frage war besonders wichtig in den Staaten der 
vereinigten Niederlande, und nur deshalb erliess 
Benedict XIY. im Jahre 1741 seine Verordnung, 
worin er erklärt S. 7: Die zwischen Prote- 
stanten allda eingegangenen Ehen seyen als 
gültifir anzusehen, oesgleichen die gemischten, 
nir deren kirchliche Eingehung er die bekann- 

, iea Erfordernisse vorschrieb. Diese und die 
1741 festgesetzte Behandlung der gemischten 
Ehea wurde nun später auf andere Länder aus- 
gedehnt, 1764 auf Schlesien, 1774 auf Culm, 
1780 Äuf Russisch Polen, 1785 auf Wand, 1793 
auf das Herzogthum Cleve, 1830 auf die Bis- 
thümer des Niederrheins und Westphalens, auf 
Bayern 1822/34, auf Oeslerreich 1841, nicht 
aber auf andere protestantische deutsche Län- 
der , in welchen das Concil nicht publicirt war, 
and daher diese Frage nicht praktisch war. 

Da in den Deutschland betreffenden späteren 
päbstlichen Verordnungen über gemischte Ehen 
der unter zwei Akalholiken geschlossenen nicht 
gedacht wird, so konnte, in wie weit diess 
nidit geschah, die Frage entstehen: ob die ka- 
tholische Kircne sie, wenn in diesen Ländern 
irüher das Tridentinum verkündigt war, als 



rechtsgültige betrachte oder nicht, desgleiehthi 
ob die vor dem protestantischen GeistlSdMpi 
eingegangenen gemischten Ehen gültig 8«tm, 
so dass, wenn nicht, ^ -' 

a) die protestantischen Eheleute, wenn/ sie 
zum Katholicismus später überträten, ihre*:^e 
vor dem katholischen Pfarrer revalidiren mü^rstle^ 

b) der blos protestantisch verheiratheteKa^ 
tholik nach einer von der protestantischen Be'^ 
hörde ausgesprochenen Scheidung eine andiA^ 
weitige katholische Ehe einzugehen befugt '^elll 
musste. Diess letzte ist der in der Diö^C^ 
Trier vorgekommene Fall: eine einst (vor 1880)) 
bios vor dem protestantischen Pfarrer eiilg^ 
gangene Mischehe war durch die Staatsbehö)»d^ 

i retrennt worden, der katholische Theil "ver^ 
anffte sich wieder verehelichen zu dürfen. 'Dttfc 
Ormnariat erklärte diess fiir möglich, weil sälA6 
Mischehe wegen Nlchtbeobachtung der tridM^ 
Umsehen Eingehungsform nichtig gewesen; ^S6 
erzbischöfliche Curie in Cöln sprach auSj'^'Si^ 
sei gültig, und verweigerte daher die Befugiififi^ 
der Wiederverheirathung. Der Pfarrer von Ttl^ 
appellirte von dem Urtheil nach Rom, die 6ötk^ 
gregatio inquisitionis cassirte den Cölner Spi^ttek 
und stellte den des Trierer Ordinariats wieder 'her. 
Da non an allen katholischen Orten, 'w^ 
früher das Tridentinum publicirt worden ^'ttfid 
nun protestantische Pfarrffemeinden existf^ii^. 
tbeils unter Akatholiken, weils Mischehen ^blös 
vor dem protestantischen Geistlichen eingegaii^ 
gen worden, ohne dass in denselben die for- 
schriflen Benedicts XIV. von 1741 Anwendung 
finden: so ist die nothwendige Folge, dass ^ 
diese Ehen als matrimonia clandestina von' der 
katholischen Kirche iür nichtig oder als hW^ 
Concubinate zu erklären sind, so dass conse«^ 
quenter Weise der katholische Theil sich tren- 
nen und eine neue katholische Ehe eingehet! 
könnte, desgleichen der eine protestanti^sM^ 
Theil, wenn er vorher zum Katholicismus üb^r-f 
träte! Wie gefährlich das Ergebniss einer tol-^ 
dien Lehre für einen grossen Theil Deufebh-^ 
lands sein würde; wie beleidigend für die ¥t6^ 
testanten, deren nach den Vorschriften Iflf» 
Confession gültig eingegangenen Ehen docn 
nur als Concubinate angesehen würden, sprttigl 
in die Augen , und deshalb hat Herr Uhrig imt 
aller Energie, ja mit Indignation gegen ißthö 
solche mit Heftigkeit von Knopp ^) vertheidIgtÄ 
Lehre ausgesprochen, und zu zeigen versüdik, 
dass die Vorschriften des Tridentinum sich j^ 
nicht auf Akatholiken bezögen , dass zwar län- 
gere Zeit zelotische Canonisten, wie z. B. R6i|- 
lenstuel diess behauptet, aber später Alle, sJudh 
die Päbste, eine enlgegenffeselzte Ansicht aük- 
gesprochen hatten, und dass die Verordnung 
Benedict's XIV. von 1741 aus dieser Anüfew 
hervorgegangen, kein jus singulare se^: 



6) ZurBemhi^ng der Protestanten will Knopp 
Ehen Als putative behandelt wissen. 

2^ 
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dass also die Entscheidong der CongregatJo In* 
quisitionjs von 1853 ßir Trier mit dem wirklich 
namentlich in Deutschland geltenden Rechte im 
schärfsten und gefährlichsten Widerspruch stehe. 

Es würde Ref. zu weit führen, auf die Streit- 
frage weiter einzugehen, wozu die Acten In 
ührig's und Knopp's Schriften vollständig vor- 
liegen. Leider muss er sagen, dass die ju- 
ristische Consequenz mehr lür die Knopp'sche 
Ansicht ist, und dass auch Schulte sich zu der- 
selben hinneigt. Es ist daher sonderbar, wenn 
Letzterer dennoch den Satz aufstellt: ein Ka- 
tholik könne eine geschiedene Protestantin oder 
eine Katholikin einen Protestanten unter keiner 
Bedingung heirathen (ausser wenn der Pabst 
es gestatte): denn so oft die protestantische 
Ehe als nichtig zu betrachten ist, kann doch 
der Wiederverheiralhung des geschiedenen Pro- 
testanten kein inpedimentum dirimens ligaminis 
entgegenstehen. Ref. verweist nun über das 
Einzelne dieser wichtigen Frage die Leser die- 
ser Zeitschrift auf die Werke der drei Herren 
Verfasser, auf das von Knopp S. 377 fg., von 
ührig S.447.489.519fg., von Schulte S. 226 fg. 
und die Streitschriften der ersten. 

Uebrigens ist auch die s. g. mildere von 
den Päbsten zugelassene Observanz der Ein- 
gehung von gemischlen Ehen noch immer sehr 
streng. Nach Uhrig S. 499 fg. kann der ka- 
tholische Geistliche sich nur bei deren Abschluss 
betheiligen, wenn 

a) der akatholische Ehegatte gelobt, den 
katholischen nicht von seinem Glauben abtrün- 
nig zu machen; 

b) verspricht, dass alle in der Ehe zu er- 
zeugenden Kinder beiderlei Geschlechts in der 
katholischtn Kirche erzogen werden; 

c) dass der katholische Ehetheil verspricht, 
den akatholischen zur wahren Kirche zurückzu- 
ftlhren. Doch bedarf es zur Einsegnung der 
Ehe ungeachtet dieser Versprechungen einer 
Dispens, die dem Princip nach nur vom Pabste 
erlheilt wird — sehr selten von Bischöfen in 
Folge von Quinquennalfacultäten (jedoch in Oe- 
sterreich, Preussen und Bayern). Ohne diese 
Vorbedingung ist nicht einmal die Assistentia 
passiva des Pfarrers erlaubt, nicht die Befugniss 
des Aufgebots und des Erlassens von Demisso- 
rialien zuständig. Noch genauer bemerken Knopp 
und Schulte, dass ohne einen welter gehenden 
pabstlichen Indult, selbst wenn alle obigen Be- 
dingungen errallt und die päbstliche Dispens 
ertheilt ist, dennoch nur die passive Assistenz 
des Pfarrers, also nie Trauung oder Einsegnung 
Statt finden können. Ref. kann beifügen, dass 
diess in Frankreich gilt, wie auf mehreren der 
seit 1849 dort abgehaltenen Provincialconcilien 
förmlich decretirt wurde 7). 



7) Vergl. des Ref. Nachrichten über diese Conci- 
Üen in der Zeitschrift für die Gesetzgebung und 
Kechtswissenschafl des Auslandes B. 26. S. 49. 



Um noch ein Schlusswort ttber den wissen- 
schaftlichen Werth der drei Darstellungen des 
katholischen Eherechts beizufügen, muss Ref. 
sagen: dass sie alle drei, vor allen aber die 
Werke von Uhrig und Schulte eine wesentliche 
Bereicherung der kirchenrechtlichen Literatur 
sind , die ihre Bedeutimg nie verlieren werden. 

An dieselben reiht sich die unter Nr. 4 auf- 
gerührte Schriil von Eberl über die Eheschei- 
dung mit den Ehescheid ungsprocessen. Der 
Gegenstand ist zwar genügend bei Knopp, Uh- 
riff und Schulte behandelt, doch, was den Ehe- 
scheidungsprocess betriff, bei den beiden ersten 
ziemlich kurz; Eberl hat nun eine vollständige 
Darstellung der Lehre gegeben mit Herbeizie- 
hung aller aus der Theorie des Civilprocesses 
entnommenen Grundsätze und Vorschriften und 
dabei das geltende Recht, besonders Bayem^s 
fortlaufend berüchsichtigt, auch auf die bewahr- 
testen Processualisten , z. B. Bayer sich beru- 
fen. Am ausfuhrlichsten ist die Lehre vom 
Beweisverfahren in Ehescheidungsprocessen dar- 
gestellt, d. h. sowohl wenn es sich von der 
Nichtigkeitserklärung einer Ehe als von einer 
blossen Scheidung zu Tisch und Bett sich han- 
delt. Eine im Anhang des Büchleins beigefügte 
Casuistik nebst Formulainen erhöhen den prac- 
tischen Nutzen desselben. 

Ref. richtet nun die Aufmerksamkeit seiner 
Leser auf andere kirchenrechtliche Schrillen, 
und zwar zunächst auf zwei in engerer Bezie- 
hung untereinander stehende, nämlich auf 

7) Br. Schilling, der kirchliche Pa- 
tronat nach canonischem Rechte mit 
besonderer Rücksicht auf die Contro- 
versen dargestellt. Leipzig. S. 1 — 128. 

8) H. Gerlach, das Präsentations- 
recht auf Pfarreien. Regensburg bei Manz 
18Ö5. S. 1—88. 

Beide Schriften — die zweite scheint eine Docto- 
ratsdisputation zu sein, — sind von gutem Gehalte 
und wissenschaftlichem Werth. Das Geschicht- 
liche ist kürzer behandelt, in der ersten sogar 
absichtlich übergangen, doch wird J. Kaim's 
Geschichte des Kirchenpatronats vom Jahr 1845 
angeführt, überhaupt von dein Verfasser die 
frühere Literatiu* beständig berücksichtigt, wie 
die beiden Boehmer und ältere v. Fr. de Roye 
(von 1667), Thomassinus und besonders die 
letzte in Deutschland geschriebene Abhandlung 
über das Patronatrecht von Lippert (1829), so- 
wie die Lehrbücher Richter's, Walter's u. A. 
Herr Gerlach handelt ntu* von dem auf das Pa- 
tronatrecht sich stützenden Präsentationsrecht 
zu Pfarreien, tritt aber in vielen Streitfragen 
der ihm während der Abfassung seiner Schrift 
bekannt gewordenen Abhandlung Schilling's ent- 
gegen. 

Diese letzte ist gut systematisch geordnet, 
sie zerfällt in die Einleitung ($. 1— D), den 
ersten Abschnitt von der Erwerbung des Pa- 
tronats, h Cap. von der Erwerbung des Rechts 
selbst im Gegensatze zu der Ausübtmg (g.6 — 15)^ 
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n. Cap. von dem Erwerbe der Ausübung im 
Gegensatze des Rechts ($. 16—22) — den 
zweiten Abschnitt von den Bestandthellen des 
Palronats oder von den Rechten und Pflichten 
des Kirchenpalronats, I. Titel von den Rechten 
l Cap. vom Präsenlationsrechte C§. 23 — 57), 
n. Cap. von der Schutz- und Schirmgerechtig- 
keit fj. 58—62), III. Cap. von den Eherechten 
(%. 63 — 76), IV. Cap. von den pecuniären 
Vorlheilen (§. 71. 72), II. Titel von den Pflich- 
ten (J. 73 — 75), III. Abschnitt vom Verluste 
des Patronats, I. Cap. Modi finiendi juris pa- 
tronatus ($. 79—81), II. Cap. Modi amittendi 
juris patronatus ($. 82. 83). 

Die Güederung der Schrift von Gerlach ist 
folgende: Einleitung %. i. I. W^esen des Prä- 
sentationsrechts (S. 2 — 12), II. Ausübung des 
Prasentationsrechts ($. 13 — 27), III. Entstehung 
des Präsentationsrechts (8. 28—34), IV. Unter- 
gang desselben (J. 35 — 37). 

Herr Br. SchilUng stellt anfangs einen ziem- 
lich weiten Begriff* des Patronatrechts auf,, in- 
dem er verschiedene dem eigentlichen jus pa- 
tronatus verwandte kirchliche Schutzrechte, auch 
die Vogte! darunter begreift; doch hält er sich 
im Verlauf seiner Darstellung an den techni- 
schen canonischen Begriff' desselben. Das Prä- 
sentationsrecht wird richtig von J. Gerlach auf- 
gefasst, nicht blos als das gewöhnliche auf dem 
Patronatrechte ruhende, sondern auch das durch 
ein kirchliches Privilegium begründete Recht 
eines sonst nicht Berechtigten, einen Geistlichen 
dem Bischof zur canonischen Institution auf eine 
PfarrsteUe vorzuschlagen ($. 30. 31). — Da 
das Wesen dieser Rechte und die allgemeinen 
Grundsätze über deren Erwerb, Ausübung und 
Erlöschen bekannt sind, so glaubt Ref. hier nur 
einige der einschlagenden Streitfragen hervor- 
heben zu sollen, namentlich diejenigen, wor- 
über die beiden Herren Verf. verschiedener Mei- 
nung sind^). Es sind folgende: 

a) Kann der Bischof auf die eigene Pfarrei 
ein Präsentationsrecht haben? Diese Frage 
entsteht, wenn der Bischof an einer in seiner 
Diöcese gelegenen Pfarrei ein Palronatsrecht 
erwirbt. Herr Schilling behandelt dieselbe in 
$. 29 seiner Schrift unter Berücksichtigung 
verschiedener Stellen aus dem corpus juris ca- 
nonici, z. B. c. 18. X de jure patronatus, und 
entscheidet sie dahin: 

a) Setze der gesetzlich errichtete Stiftungs- 
brief die Pfründe fest, der Bischof soll nur qua 
patronus das Besetzungsrecht haben, so sei der 



8) Sonderbarer Weise hat J. Gerlach nicht gerügi, 
das8 SchiUiDg §.33 behauptet, dass, wenn bei einem 
Compatronatrecht der von der Majorität Präsentirte 
nicht föhig ist, der Candidat der Minorität für prä- 
sentirt gelte: das von beiden angeführte c. 3. X de 
jure patronatus sagt ausdrückiich: „si praesentatus 
sine scandalo insütui neu potest, antistes ordinabit 
ecclesiam.'* 



Bischof Patron und habe die canonische Insti- 
tution; 

ß) habe der Bischof sonst vor seiner Ein- 
setzung als solcher ein Patronatrecht gehabt — 
so wäre es während der Zeit seines Eplscopats 
suspendirt; 

r) desgleichen wenn nach seiner Einsetzung 
als Bischof ein Patronatrecht auf seine Person 
übergehe; 

d) dagegen erlösche das Präsentationsrecht, 
wenn der Patronat dem bischöflichen Amt er- 
worben werde (und zwar jure confusionis). 
Herr Gerlach ist dagegen der Ansicht, dass iü 
allen Fällen das Präsentationsrecht erlösche 
und in keinem wieder auflebe: Ref. ist durch 
die von ihm angeführten Griinde von der Un- 
richtigkeit der Schilling'schen Ansicht nicht 
überzeugt worden. Die Frage ist nicht iden- 
tisch mit der: ob, wenn ein Bischof, der zu- 
gleich Landesherr ist, aus den ihm zustehenden 
Kutteln eine Kirche baut und fundirt, die Pfar- 
rei liberae collationis oder (landesherrliche) 
Patronatspfarrei sei? Herr Gerlach läugnet das 
letzte Tür alle FaUe (S. 8); doch dürften ihm 
die Gerichte nicht beistimmen, wenn es factisch 
feststünde: dass der Bischof blos als Landes- 
herr oder aus Staatsgeldem die Pfarrei gegrün- 
det und dotirt hat. 

b) Kann ein Hinderjähriger präsentiren? 
Nach Schilling $. 28 ja, wenn er mündig ist, 
da er nach c. 3. VI. de judiclis auch einen 
Rechtsstreit über das Patronatrecht fuhren kann, 
und falls er eine nicht geeignete Person prä- 
senlirt, der Bischof die Institution versagen wird 
(und, wie er hätte beifügen können, jure devo- 
lutionis die Pfarrei selbst besetzt). Gerlach ist 
auch hier anderer Ansicht und vindicirt dbs 
Präsentationsrecht dem Vormund. 

c) An wen ist bei erledigtem bischöflichen 
Stuhle die Präsentation zu richten? Sehr rich- 
tig sagt Gerlach ($. 21): an den auch die In- 
stitutio canonica ertheilenden Capitularvicar; 
dass sede vacante ein solcher die Verwaltunff 
der Diöcese hat, scheint Herrn Schilling in S*46 
entgangen zu sein, daher seine vergebliche De- 
monstration: die Präsentation sei an den (zu- 
dem nicht existirenden) Generalvicar des 
Bischofs zu richten, der aber die instituUo 
canonica nicht ertheilen könne. 

d) Auch die Frage: wann muss der Präsen- 
tirte die nöthigen Eigenschaften haben? wird 
richtig gegen einen von Schilling $. 38 be- 
haupteten Ausnahmsfall von Gerlach §. 16 da- 
hin entschieden: er müsse sie haben, z. B« 
das nöthige Alter, beim Ablauf der Präsenta- 
tionsfrist. 

e) Die sehr alte Streitfrage veranlasst durch 
c. 24. X de jure patronatus: ob der Laienpa- 
tron ein jus variandi privativum habe, d. h. 
innerhalb der Präsentationsfrist statt eines zu- 
erst von ihm präsenlirten Candidaten einen 
zweiten vorschlagen könne oder diesen nur dem 
ersten beifügen, so dass der Bischof zwischen 
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l«(idren die Wahl hat? wird von b^den Verfas- 
sern ausHihrUch und mit grosser juristischer 
SieMrfe behandelt; Schilling vertheidigt S-51.52 
die jZuständigkeit der variatio privativa, Gerlach 
dtoj« jetzt allgeniein angenommene entgegenge- 
setzte in S- 24. Auch weist er gegen SchilUng 
^buöß die rechtliche Möglichkeit der Wiederho- 
MOff der variatio binnen der Präsentationsfirist 
nach (8. 25). 

,} ; ){) In S* 33 sucht Gerlach gegen Schilling 
«nd die meisten Kirchenrechtslehrer (z. B. Rich- 
ißt.4' 142 a. E.) auszuAihren^ dass das Patro- 
■iatMcht nie durch 10, 20, ÜO oder 40jährige, 
scMMlem nur durch unvordenkliche Verjährung 
Erworben werden, resp. auf einen andern über- 
WBstien können, den Fall des Erwerbs des Guts, 
wüi\ das Patronatrecht zusteht, abgerechnet. 

'ig) Eine letzte sehr Interessante Frage ist 
die: ob der Patron, z. B. der Fiscus bei Ver- 
ftrtsfiferung eines Gutes das daran geknüpfte Pa- 
tN!Wi|!itrecnt davon lostrennen und sich vorbe- 
lietten könne? In c. 9. X de jure patron. wird 
Äe Trage dahin bejaht, dass eine geistliche 
Cöi^poralion diess zu thun berechtigt sei; wie 
imi auch ein Patronatrecht ohne das Gut an 
^ktliche Patrone verschenkt werden kann. 

Schilling nimmt nun mit andern Canonisten 
fa ,t^ S- 13? Note 72, dass jeder Patron es sich 
yiprbehalten oder vom Gute lostrennen und als 
bep^nliches an jeden verschenken könne. Diese 
Ai^licht bekämpfl; Gerlach in $. 37, will die 
Iielu'etalen auf die aubelührten Fälle beschränkt 
M;^^en, und erklärt daher ein sonst vom Gute 
ic^^trenntes Patronatrecht Air erloschen« 

i-^i h beiden Schriften vermisst Ref. die Be- 
tnlndlung einer andern Frage, nämlich der: ob, 
wenn ein Patronatsherr seine Patronatspfarrei 
4Mi<quoad spirltualla quam ad temporalia einem 
filoster mit dem fundus dominans incorporirt, 
^tiurch das Patronatsrecht als jus fundi auf das 
]ih>sfer übergehe; oder ob es, weil die Pfarrstelle 
idorMi das letzte als parochus principalis iür 
itjinier besetzt wird, jure confusionis untergehe? 
Dl^e schwierige Frage Ist gegenwärtig in der 
triH^frheinischen Kirchenproviuz eine practisch 
iwiehtige, da wirklich die Landesherren oft ein 
«diiliiüalificirt gewesenes Kirchengut durch die 
Säcularisation erworben haben. Denn muss man 
fiaohi> der von Gerlach $. 36 gut entwickelten 
lAfMicht beistimmen, dass In der Regel das ei- 
neth Kloster in einer Incorporirt gewesenen 
PIJBTel zuständig gewesene Recht, einen Vica- 
Äis^^perpetuus zu setzen, mit dem Untergang 
th^i'Xlosters erlosch, also auf den Landesherrn 
nicht übergieng; so verhält sich doch die Sache 
«nd^s, wenn das Kloster als Pal'-on die Pfarrei 
n^iCÜnem wirklichen Pfarrer besetzte, was der 
liantfesherr als Eigenthümer des säcularisirten 
f^UMils dominans auch jetzt noch zu äiun be- 
t»Örti(ligt sein muss. Die obige Frage verdiente 
äfthfe? und verdient noch einer speclellen Un- 
^kiChung. — Dass es geistliche Corporationen 



mit einem solchen Patronatsrecht einst gab, Ist 
geschichtlich nicht zu bestreiten. — 

9) J. A. Ginzel (in Leutmeritz, Heraus-^ 
gebor des Archivs für Kirchengeschichte und 
Kirchenrecht), die Pfarre oncursprüfung 
nach Staats- und Kirchengesetz. Wien 1855. 
S. 1—185. 

Eine sehr vollständige und gut geschriebene 
geschichtliche Darstellung des Instituts derPfarr- 
concursprüfung, gefertigt In der Absicht, die 
von den Slaatsregierungen seit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts eingeiUhrten, unter Lei- 
tung eines von ihnen ernannten Commissärs ge- 
halten werdenden Examina der Pfarrcandidaten 
zu verdrängen und die durch das Condlium 
Tridentinum sessio 24, cap. 18 de reforma- 
tione befohlenen blos durch bischöfliche Behör- 
den zu veranstaltenden zu ersetzen. Der Verf. 
hält die von dem Landesherrn angeordneten für 
eine Rechtsverletzung der Kirche, weil der Bi- 
schof allein berechtigt sei, die Fähigkeit und 
Würdigkeit der von ihm zu instituirenden Pfar- 
rer zu contestlren. Indessen beginnt er mit der 
Bemerkung, dass die Tridcntinischen Vorschrif- 
ten in Deutschland meist nicht befolgt und die 
Pfarrer lediglich nach dem Gutdünken der Kir- 
chenbehörden ernannt wurden, so dass der Staat 
sich genöthigt gesehen, gegen Missbräuche ein- 
zuschreiten und die Prüfungen anzuordnen. 
Diess dürfe aber künftig nicht mehr geschehen, 
Indem die Befolgung der Vorschriften des Trl- 
dentinum's eine vollständige Sicherheit gewähre, 
dass keine ungeeignete Subjecte auf Pfarrstellen 
kommen. Ob er nun gleich mehrmals sagt, dass 
jene Vorschriften nicht bindend seien fiirLaien- 

Eatrone, so will er doch nicht den Laien, die 
erechtigt sind, Pfarrer zu präsentiren und noch 
weniger dem Landesherm die Befugniss zuge- 
stehen, sich durch Vornahme eigener Prüfun- 
gen von der Tauglichkeit der Bewerber um 
Pfarrstellen zu versichern, oder Commissäre den 
bischöflichen Prüfungen beiwohnen zu lassen. 
Es springt aber In die Augen, dass Palrone 
und die Landesherren, wenn sie auch nur ein 
Bestäligungsrecht der vom Bischof oder Patro- 
nen ernannten Pfarrer haben, befugt sein müs- 
sen, sich auch von der Fähigkeit und Wür- 
digkeit derselben zu überzeugen, und nicht ver- 
Ffnchtet sein können, bei den blos bischöflichen 
rüfungen sich zu beruhigen, also entweder 
(wie früher in vielen Ländern geschah) selbst- 
ständige Prüfungen neben jenen vornehmen zu 
lassen, oder die ersten durch Commissäre zu 
beschicken befugt sein müssen. 

Die ganze Abhandlung GinzePs hat oflTenbar 
eine staatsfeindliche Richtung und bezweckt die 
absolute Unabhängigkeit des Episcopats und 
durch dieselbe eine absolute Unterordnung des 
Staats unter die Kirche, die man in keinem 
Lande zugeben kann. Hat der erste vollständi- 
ges Vertrauen in die Gesinnungen seines Cle- 
rus, so kann und wird er sich mH der bischöf- 
lichen Concursprüfung begnügen, sonst muss 
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ftm aber das Recht zuziehen , fn einer flir die %. 17. 18. (S. 192—210). Diese Mtttel ter- 
Bnitraclil von Staat und Kirche so wichtigen ^enen in hohem Grade die Beachtung der Re- 
Angelegenheit ein Wort mitzusprechen and die gierungen und Gesetzgeber, welche Ref. die 
ihm geeignet scheinenden Maassregehi zu neh- Kenntnissnahme der ganzen Schrift empfiehlt, 
men. Es ergibt sieh aus der Yergleichung der 

staatticben Yorschrfflen mit den Tridentinischen, 11) J. T. B. Ton Linde, Betrachtungen 
dass die ersten nicht weniger zweckmässig und über dieSelbstständiglceitundUnabfaän- 
der Kirche selbst vortheilhaft waren, so dass gigkeit der Kirchengewalt und Schutz- 
kein Grund Torliegt, dieselben so zu perhor- pfficht des deutschen Bundes und der 
resciren, wie der Verfasser thut. Der Inhalt sämmtlichen einzelnen Theilnehmer 
der Ginzerschen Schrift ist folgender: I. Ab- des westphälischenPriedensinDeutsoh- 
fteil Yorsehriften der Staatsgewalt Ober Pfarr- land. Giessen 1855. S. 1—202. 
concarsprüfimg A. iti Oesterreich, B. fn Bayern, Diese Schrift des berühmten durch ähnliche 
Württemberg, Baden tmd anderwärts (S.5 — 34), Abhandlungen über die Rechtsverhältnisse der 
C. Uebergang von der Staats- isur Kirchenge- katholischen Kirche in Deutschland bekannten 
setzffebung hi jenen Ländern (seit 1849) (S. 36 Staatsmannes ist durch den oberrheinischen 
—58). n. Ablhell. Gesetzliche Bestimmungen Kirchenstreit einer- und durch die in der Bun- 
der Kirche über die Pfarrconcursprüfungen in desversammlung verhandeile v. Kettenburgische 
ffinf Capiteln (S. 59 — 154), eki diplomatischer Angelegenheit in Mecklenburg andererseits ver- 
Anhang von acht Hrchllchen Docomentcn. ün- anlasst worden und hat zum Zwecke zu be- 
ffeachtet der Tendenz der Schrift muss dieselbe weisen: 

nir eine sehr befriedigende Darstellung des In- 1) der deutsche Bund sei rechtlich verbun- 
dtltuts der Pfarrconcursprüfungen erklärt werden, den , die confessionellen Rechte der Katholiken 

in den deutschen Staaten gegen Beeinträchti- 

10) P.J.Marx, der Eid und die jetzige gungen vonSeiten der Regierungen zu schützen; 
Eidespraxis, theologisch -juristische Abhand- 2) die unbeschränkte Ausübung derKirchen- 
lung, eine in München von der theologischen gewalt, wie sie das in Deutschland recipirte 
Pacultät gekrönte Preisschrift. Regensburg 1855. canonische Recht feststelle, zu gewährleisten; 
S. 1—210. 3) die Contrahenten des westphäUschen Frie- 

Zu den vielen auch in neuerer Zeit ge- dens könnten angerufen werden, die deutschen 
schriebenen Monographieen über den Eid ge- Landesherren zur Anerkennung und Garantirung 
seilt sich gegenwärtige weniger als juristische aller dieser Rechtsbeftiffnisse zu zwingen, m 
wie vlelm^r als moral- und religionsphiloso- der Yorrede fuhrt der Herr Yerf. aus, dass das 
phische und theologische, verfasst in der Ab- öffentliche Recht Deutschlands über kirchliche 
sieht, das Wesen und die hohe Bedeutung des Yerhältnisse seit dem Religionsirieden von 1855 
Eides nach der christlichen Religionslehre in eine Yerletzung der katholischen Kirche gewe- 
voltständiges Licht zu setzen, zum Zwecke zu sen sei, namentlich der westphälische Friede 
zeigen, wie wenig die gegenwärtige Eides- und der Reichsdepulationshauptschluss von 1803, 
Praxis befriedigt, sondern wie sie im Gegen- und dass dem deutschen Bunde dieYerpflichtung 
tfaeil den Meineid und den Eidesbmch erleich- aufliege, die der Kirche noch übrig gebliebenen 
tert und fördert; daher als Hauptzweck der anerkannten Berechtigungen zu gewährleisten. 
Schrift, YorscWäge zu Aenderungen in dersel- Nach einer Einleitunff von S. 1 — 10 beleuchtet 
ben und zur Anwenduiig von Maassregeln, die der Yerfasser L die Bestimmungen der Bundes- 
bewlrken, dass der Kd wieder seine hohe gesetzgebunff über Religlonsangelegenheilen (S. 
ernste Bedeutung erhalle, die er einst hatte und 11 — 20), Ii. die Grundsätze, nach welchen die 
den ReligionsgTundsätzen gemäss haben muss. Religionsangelegenheiten in Deutschland behan- 
Der Yerf. beurkundet eine umfassende und deft werden (sowohl vor als seit 1803) S. 21. 
gründliehe, auch historische Gelehrsamkeit, be- 102, schildert dann (als einen ungenügenden) 
leuchtet die Lehre auch durch Yergteichungen den gegenwärtigen Rechtszustand in Deutsch- 
des Eides der heidnischen Yölker — auszusetzen land, der derselbe sein sollle, wie er 1803 war 
ist etwa, dass derselbe zu wortreich ist, die- (S. 103—202). Seine Aufmerksamkeit ist vor 
selben Gedanken jeden Augenblick in anderer Allem auf den Art. 7, Abs. 4 und 16 der 
Passunff wieder vorbringt und dadurch seine deutschen Bundesacte gerichtet, deren erster 
Darstellung zuweilen verflicht. Der Slyl ist festsetzt: dass, wo es auf Religionsangeleg^- 
sonst kömig und blühend. holten ankommt, über dieselben weder in der 

Inhalt der Abhandlung. Einleitung (S. 1 engern Yersammlung, noch in pleno ein Be^ 
— 10). L Theil. Theorie des Eides nach den schluss durch Stimmenmehrheit gefasst werden 
Principien der Theologie und des canonischen könne; und der letzte: „die Yerschiedenheit der 
Rechts f. 1 — 8. (S. 11 — 136). IL Theil. christlichen Religionsparteien kann in den Län- 
Beurtheilung der heutigen Eidespraxis beim Ge- dem und Gebieten des deutschen Bundes keinen 
richtsveffahren §. 9 — 14. (S. 137 — 196). Be- Unterschied im Genüsse der bürgerlichen und 
Zeichnung der Mittel zu einer gründlichen na- politischen Rechte begründen;^ ausserdem führt 
tm^gemässen Reform der heutigen Gerichtspraxis er das Manifest der heiligen Allianz auf, um 
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za zeigen, welches dJe Absichten der Honar^ 
eben Europa's rücksicbtlicb der Bebandlung der 
Religionsangelegenheiten gewesen. Die Ent- 
stehungsgeschichte der eben genannten Bestim- 
mungen der Bundesacte wird ausfiihrlich erzählt, 
auch die des provisorischen Competenzgesetzes 
der Bundesversammlung vom 12. Juni 1817 
beleuchtet. Aus dem Art 53 leitet er dann die 
Verpflichtung des deutschen Bundes ab, die 
Katholiken im Genass ihrer poUtischen Rechte 
gegen Beeinträchtigungen der Regierungen der 
Confession wegen zu schützen (S. 88). 

Der Herr Verf. würde das Verständniss sei- 
ner Ansichten sehr erleichtert haben, wenn er 
die zwei Hauptfragen seiner Abhandlung aus- 
einander gehalten und völlig abgesondert dar- 
gestellt hätte. Die erste ist von der zweiten 
wesentlich verschieden und konnte durch eine 
geschichtlich retrospective Beleuchtung zur voll- 
ständigsten Klarheit gebracht und gezeigt wer- 
den, dass, wie einst im deutschen Reiche von 
R^chswegen Niemand im Genüsse der durch 
den westphäb'schen Frieden ihm gewährleisteten 
Rechte Confessionshalber gestört werden durfte 
und ihm daher von Kaisers- und Reichswegen 
Rechtsschutz geleistet werden musste, ebenso 
jetzt, ungeachtet der Verfügung der Bundesacte 
in Art. 7, der Bund verpflichtet sei, durch die 
ihm zustehenden Mittel die Bestimmungen des 
Art. 16 derselben aufrecht zu erhalten, also 
(inwieweit nach der Kenntniss des Falles zu 
sagen möglich ist) auch in der Kettenburgischen 
Ai^legenheit. 

Es vnirde sich aber dann auch ergeben ha- 
ben, dass von der Anwendung des Art. 16 
nicht die Rede sein kann, sondern dass Art. 7 
maassgebend ist, wenn Beschwerde geführt 
werden sollte: ob die Ausübung der Episcopal- 
gewalt in einem deutschen Staate durch Ge- 
setze oder landesherrliche Verordnungen auf 
eine die Verfassung der katholischen Kirche 
verletzende Weise beschränkt sei? 

Der Aufwand der historischen Gelehrsamkeit 
des Herrn Verfassers — welcher nur das Ver- 
hältniss der Religionsparteien Deutschlands, wie 
es 1648 reguiirt wurde, beleuchtet, — reicht of- 
fenbar nicht aus, um die einstige unbe- 
schränkte Selbstständigkeit und Unabhängigkeit 
der Kirchengewalt in den katholischen Ländern 
Deutschlands darzuthun. Wenn daher derselbe 
auch gründlich den Fortbestand des Rechts je- 
ner Zeiten nachweist, so ergibt sich daraus 
nicht die Richtigkeit der vom Episcopat in un- 
sern Tagen an die Regierung gestellten Anfor- 
derungen; denn den YoUffenuss der von ihm 
beanspruchten angeblichen Rechte hatte er da- 
mals nicht. Der Herr Verf. hätte daher hierauf 
bezügliche rechtshistorische Forschungen an- 
stellen sollen, um die letzten übrigens doch 
fjremässigten Ck)nclusionen zu rechtfertigen. Viel- 
eicht hätte er dann auch nicht für nöthig er- 
achtet, in der Intervention auswärtiger Mächte 
(v^e auch Herr v. Ketteier that) „ein Schutz- 



mittel zu suchen, welches die RechtgrerfaBSUig 
Deutschlands angesehen die Incompetenzerklä- 
rung der deutschen Bundesversammlung darbie-* 
tet^^ (S, 19) auch wahrscheinlich nidit alle die 
Schlussbemerkungen gemacht über die Incom- 
petenz der Landesgerichte bei Conflicten zwi- 
schen der Kirchen- und der Staatsgewalt ($.21). 
Die genannten Forschungen sind gemacht wor- 
den in des Ref. so eben erschienener Schrift: 

12) Die staatsrechtliche Stellung 
der katholischen Kirche in den katho- 
lischen Ländern des deutschen Reichs 
besonders im achtzehnten Jahrhun- 
dert: eine rechtsgeschichtliche und rechtsdog- 
mengeschichtliche Abhandlung von L.A. Warn- 
könig. Erlangen S. 1—260. 

Der Verf. stellte sich zur Aufgabe, ge- 
schichtlich nachzuweisen, welche nechte in 
Deutschland die weltliche Gewalt, d. h. Kaiser, 
der Reichstag, die weltlichen und geistlichen 
Landesherren in kirchlichen Angelegenheiten 
von den ältesten Zeiten an gehabt, wie sich 
dieselben erweiterten und nach den von der 
lütte des siebenzehnten Jahrhunderts an sich 
entwickelnden Theorieen des jus circa sacra 
wissenschaftlich aufgefasst und demgemäss auch 
practisch genauer bestimmt, festgestellt und 
ausgeübt wurden. Die Darstellung des gegen- 
seitigen Verhältnisses der drei christlichen Kon- 
fessionen im deutschen Reiche blieb als nicht 
zur Sache gehörig zur Seite liegen, dagegen 
wurde so vollständig, als die Benützung der 
dem Verf. zu Gebot stehenden historischen 
Quellen erlaubte, das Verhältniss der welt- 
lichen Landesherren zu den Bischöfen, in deren 
Diöcesen ihre Länder lagen, behandelt, des- 
gleichen die eigenthümlichen Verhältnisse in den 
geistUchen Staaten. Als seine Hauptaufgabe 
sah der Verf. die Dogmengeschichte der Theo- 
rieen des jus circa sacra an, besonders wie 
dieselbe durch die katholischen Canonisten des 
vorigen Jahrhunderts sich ausgebildet hatte. Die 
Ordnung des Stoffes der absichtlich so kurz 
wie mci^lich gefassten Abhandlung ist folgende: 
i) Einleitung; 2) Blicke auf die kirchlichen Zu- 
stände im IMuttelalter; 3) Einfluss der Reforma- 
tion, der modernen Staatsentwicklung und der 
allgemeinen Bildung des achtzehnten Jahrhun- 
derts; 4) Ausbildung der Theorie vom jus circa 
sacra; 5) die jura ecclesiastica des Kaisers; 
6) das jus circa sacra des Reichstags; 7) das 
jus circa sacra der weltlichen deutschen Lan- 
desherren; 8) von den Rechten der Unterthanen 
in Religionssachen und der Betheiligung der 
Landstände an der Regulirung kirchlicher An- 
gelegenheiten; 9) von der Gestaltung des jus 
circa sacra der geistlichen Landesherren im 
deutschen Reiche; 10) die Gränzen der geist- 
lichen und weltlichen Gerichtsbarkeit; 11) Ver- 
hältniss von Kirche und Staat in Bayern; 12) 
geschichtlicher Ueberblick der staatlichen Ver- 
hältnisse der katholischen Kirche in den öster- 
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reicfabchea Erblanden; 13) Blicke auf die ka*- 
tholJschen Zustände io den preussischen Staaten 
TOD Friedlich II. an bis zum Ende des acht- 
zehnten Jahrhunderts. 

Beigefligt ist ein Anhang von Urkunden und 
Auszügen aus Staats- und kirchenrechtlichen 
Werken, unter welchen besonders das chur- 
bayerische Concordat mit Augsburg von 1788, 
das mit Regensburg von 1789 und das vorder- 
österreichische mit Constanz von 1629 von 
höchster Wichtigkeit sind. 

Ein tieferes Eingehen auf Detailfragen wurde 
überall vermieden, desgleichen jede Parteinahme 
daseeen ein treues Bild der staatsrechtlichen 
kaäollschen Zustände in Deutschlands katho- 
lischen Ländern mit grösstmöglicher Objectivität 
gegeben, so dass es den Rechtsgelehrten, Staats- 
männern und Geschichtsforschern sehr leicht 
ffemachi ist, sich zu überzeugen, wie diese 
Kirchlichen Verkältnisse einst waren, und dass 
die vom oberrheinischen Episcopat in seiner 
Denkschrift vom 18. Juni 1854 aufgestellten 
Behauptungen hierüber der geschichtlichen Be- 
gründung durchaus entbehren. 

Die Schrift des Referenten ist nun ein Mit- 
telpunkt für Specialuntersuchungen über einzelne 
noch jetzt practisch .wichtige kirchliche Ver- 
hältnisse im deutschen Reiche, und so reiht 
sich an dieselbe an die so eben erschienene 
von 

13) 0. F. Krabbe: wem steht das Ei- 
genthum der vormaligen Jesuitengü- 
ter, beziehungsweise das Recht zu, sie 
zu verwalten und zu den stiftungsmäs- 
sigen Zwecken zu verwenden? Alünster 
1855. S. 1—86. 

D^ freilich nicht ausdrücklich angegebene 
Zweck derselben scheint dem Ref. kein anderer 
zu sein, als der: es zu ermöglichen, die Je- 
suitenklöster durch einseitige Anordnung der 
Bischöfe von Münster und Paderborn in ihren 
Diöcesen wieder herzustellen und die 1773 ein- 
gezogenen Güter des Ordens ihnen wieder zu- 
zuwenden. 

Als Clemens XIV. den Orden aufhob, ord- 
nete er an, ihre Güter sollten der Kirche er- 
halten und deren Einkünfte von den Bischöfen 
nach ihrem Gutdünken zu kirchlichen Zwecken 
verwendet werden. Ref. hat in seiner Schrift 
angefiihrt, wie der Kaiser auf ein reichshof- 
räthUches Gutachten hin die durch den deut- 
schen Episcopat versuchte einseitige Publication 
der Bulle: Dominus et redemptor, verboten, 
zugleich aber das Placet zu einer im Namen 
des Kaisers und Reichs zu machenden Veröf- 
fentlichung derselben ertheilt hatte. Die Frage: 
wie es mit den Gütern des aufgehobenen Or- 
dens gehalten werden sollte, wurde vom Kaiser 
so erledigt, dass den Landesherren deren Ver- 
waltung zugewiesen und ihnen überlassen wurde, 
im Einverständniss mit den Bischöfen deren 
künftige Bestimmung festzusetzen. Protestan- 
Uscben Laudesherren wurde die Betheiligung 



hierbei untersagt. Es entstanden sogleich Strei* 
tigkeiten hierüber, doch wurde die kaiserliche 
VerRigung im Ganzen befolgt. Die ehemaligen 
Jesuitengüter waren also im Jahre 1803 noch 
kirchliche, doch gingen die Berechtigungen der 
Landesherren der säcularisirten geistUchen Staa- 
ten und die mancher weltlichen katholischen an 
protestantische Fürsten über, die zum Theil mit 
demselben wie mit anderem säcularisirten Kir- 
chengul verfuhren. Die Bischöfe verloren in- 
soweit die Verwaltungsrechte an denselben und 
ihre Einkünfte wurden so verwendet, wie die 
neuen Landesherren es fiir zweckmässig hielten. 

Das ganze Verfahren der weltlichen Gewalt 
rücksichtllch dieser Güter wird nun von Herrn 
Krabbe als eine fortlaufende Rechtsverletzung 
der katholischen Kirche geschildert und zu zei- 
gen versucht. 

1) dass aer Kaiser nicht berechtigt war, dem 
Episcopat die Verwaltung der gewesenen Jesui- 
tengüter gegen die päbstliche Anordnung zu 
entziehen und den Landesherren das Recht zu- 
zusprechen, bei der künftigen Zweckbestimmung 
ihrer Einkünfte sich zu betheiligen und zwar 
auch deshalb nicht, weil der Reichshoirath nicht 
durch ein förmliches Urtheil, sondern nur in 
einem juristisch unwirksamen Gutachten diess 
ausgesprochen hatte; 

2) dass 1803 die protestantischen Fürsten 
keinerlei Rechte rücksichtlich dieser Güter er- 
werben konnte, dass also 

3) jetzt noch der Episcopat die freie Ver- 
fügung über dieselbe und deren Zweckbe^m- 
mung haben müsse, und diess namentlich in 
Preussen, wo der Art. 15 der Verfassungsur- 
kunde vom' 13. Dec. 1850, der stärker sei als 
alle Bajonette grundrechtlich festsetze, die ka- 
tholische Kirche sowie jede B^iigionsge- 
sellschaft verwalte ihre Angelegenheiten selbst^ 
ständig^ ^ d. h. ohne dass der Staatsgewalt 
irgend eine Mitbetheiligung hiebei zustehe. 

Die Consequenzen dieser Deduction liegen 
auf flacher Hand und ftihren zu dem oben auf- 
gestellten Satze: dass den Bischöfen von Mün- 
ster und Paderborn das freie Verwaltungsrecht 
der ehemaligen Jesuitengüter und die Befugniss 
zustehen müsse, ihre Einkünfte zu den slif- 
tungsmässigen Zwecken zu verwenden. Da 
diese einst die waren, Einkünfte von Jesuilen- 
anstalten zu sein, so versteht es sich von selbst, 
dass jetzt nach der Wiederherstellung des Or- 
dens die genannten Bischöfe dieselben wieder 
zurückzugeben verpflichtet sind^ 

Ref. möchte aber hier dem Verf. zu beden- 
ken geben, 

1) dass nach der Aufhebung des Jesuiten^ 
Ordens die Staatsgewalt berechtigt und verpflich- 
tet war, die Verwaltung dieser Güter wenig- 
stens provisorisch an sich zu ziehen, ohne 
dass die päbstliche Bulle sie daran hindern 
konnte; 

2) dass zu jeder innovatio beneficii die welt- 
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Uche Gewalt ihre Zastimmung ZQ geben hat^ 
also seit 1773 zu der der Jestutengüter es zu thun 
berechtigt war und noch berechtigt ist, 
dass 

3) hierauf der Umstand, dass 1803 die Lan- 
deshoheit der Staaten, in welchen solche Güter 



sich fanden, auf protestantische Fürsten über- 
ging, nichts änderte; und dass 

4) 1803 wenigstens ein Theil dieser Güter 
säcularisirt wurde, so dass es lediglich Sache 
der deutschen Sotiveraine ist, zu bestimmen, 
wie diese jetzt zu yerwenden sind. 



m. 
taatsrecht 



Recktspflfgf. 

(Gerichtsorganisation — Competens der Gerichte zur Eatscheidaog fSiber VerfassangsnätsiglceiC 

der Gesetze — Compelenzeoöflicte zwischen Jastis- und Yerwaltun^eMrdefi — VoiMdaig 

und Prüfung der Richter und Advocaten -^ Adrocateowesen«) 



1. IKe dentsebea Jirifttea nid die deutsche 
TtUathinliehe desetzgelrai^ seit 1848 , zugleich 
als Prognose für nationale Rechtsreform (viribus 
unitis), von Dr. Friedr. Nöllner, Hofger. RaUi 
ia Giessen. Cassel 1854. Fischer. 432 S. 8. 

In der Einleitung entwickelt der Verf. 
zuvörderst, dass man zwar die einzelnen Theile 
des Rechtswesens in Deutschland eifrig uiHersucht 
und eröi^tert habe, wobei man dem fremden 
Rechte den Hauptplatz eingeräumt und ia neue- 
rer^eit mit der Krililc der Gesetzgebung ein-* 
zelner Staaten sich beschäftigt habe. Aber es 
finde sich keine Literatur über die Gemein- 
samkeit der deutschen Gesetzgebung, keine 
Forschungen über den Geist, welcher die ein- 
zelnen legislativen Arbeiten durchdringe und das 
Wesentliche von dem 2UirälUgen scheide und die 
einzelnen Glieder zu einem und demselben Le- 
bensprincipe erhebe. Die verkehrte Richtung 
der Jurisprudenz habe die Verurtheilunff der- 
selben durch die intelligente öffentliche Meinung 
herbeigeführt. Die deutsche Jurisprudenz sei 
immer in particulärer Richtung befangen und 
Schleppträgerin des fremden Rechts gewesen, 
dadurch aber habe sie sich von dem Leben und 
von Yolksthümlichkeit entfernt. Man habe im J. 
1848 das Bedürfniss einer neuen Gesetzgebung 
erkannt, allein „die Reformpilze, welche her- 
vorffeschossen, seien nicht aus dem Leben des 
Volks, sondern aus dem Dünger verwesender 
Elemente hervorgegangen und die Gerechtigkeit 
sei die dienstbare Magd einer durch particulären 
Constitutionalismus seit Jahrzehnten grossge- 
zognen, revolutionären Politik. Eigne schöpfe- 
rische Krafl sei nicht bemerkbar gewesen, son- 
dern die deutschen Juristen hätten bei andern 
Nationen geborgt, weil ihr eignes geistiges 
Vermögen zu gering gewesen/' Unter dem er- 
heuchelten Titel des volksthümlichen Rechts sei 
französisches Recht Deutschland aufgebürdet 
worden. Auch ein Theil der Praktiker sei 



Schuld an diesem Unwesen, indem er sich dem 
fVemden Rechte jubelnd entgegengeworfen und 
der bereits weit verbreitete, besonders durch 
die seit 1848 elngetretnen politischen Schwan- 
kungen gesteigerte Servilismus im Staats- 
dienste mit seiner Grundsatzlosigkeit sich 
dienstbar gemacht habe. Dieser Sef^ismus sei 
durch den Mangel allgemeiner Bildung und die 
erbärmlichen Lebensverhältnisse der Mehrzahl 
der deutschen Juristen und durch das stete La- 
viren der Gesetzgebung nach dem Leuchtthurme 
der liberalen öffentlichen Meinung entstanden. 
Auf das Fachstudium beschränkt, durch krie- 
chende Bemühungen um Verbesserung ihrer 
Lage etc. herabgewürdigt, gerathe ein grosser 
Theil in einen bedenklichen Zustand der Rusti- 
cität, der Indolenz und der Charakterlosigkeit, 
wodurch auch dasTalent dem öffentlichen Dienste 
und der Anhänglichkeit an die bestehende Staats- 
ordnung entfremdet werde. Die Revolution sei 
besiegt, aber die aus der Volkssouverainftftt 
geborne Gesetzgebung dauere fort. Mt Freude 
blicke man auf Oesterrcich, wo die ver- 
schiedenen Nationalitäten unter einem volks- 
thümlichen Rechte sich wohl fühlen und wo 
die Principien der Oeffentlichkei^ 
Unmittelbarkeit und der Rechtsspre-* 
chung durch rechtsgelehrte Richter, 
wo deutsche Musler für nachahmende 
Gesetzgeber gewährt worden. Ueberall 
fehle es sonst an festen Grundsätzen. Nur ge- 
meinschaflliche deutsche Grundsätze, EntscWe- 
denheit der Regierungen und der Entschhiss, 
mit Geist und mit fester Hand zur Ausführung 
zu schreiten, könnten den Sieg über eine durch 
unsichres, schwaches Experimentiren und durch 
halbe Maassregeln merkwürdige Zeit erringen. 
Den herrschenden Ansichten wolle die vorlie- 
gende Schrift entgegentreten. Zugleich soDe 
sie als der allgemeine Theil einer nachfolgen- 
den speci eilen Kritik der neuesten deutschen 
Gesetzgebung den deutschen Juristen gewidmet 
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sein. — Das Buch zerfällt fn zwölf Abschnitte, besondere In Baden Ihren Grundcharakler be- 

weiche folgende üeberschriften tragen: die po- wiesen. Die zeilheriffe Abhängigkeit des Volks 

Htische Grundlage des deutschen Rechts, — von den Spitzfindigkeiten der romanistisehen 

Yolksrecht, Juristenrecht, volksthümUches Recht, Schule habe das Volk im Jahre 1848 mit Ekel 

— Theorie und academisches Studium, — Pra- gegen sein Recht erfüllt und es unter Aegide 
xis und Staatsdienst — die Civilgesetzgebung democratischer Juristen und mit Hülfe schwacher 

— das Civllverfahren, — die Organisation der Regierungen sinnlos in das entgegengesetzte 
ÖTllfferlchte , — die deutschen Advocaten, — Extrem geführt. Von einer organischen Ent- 
(Be Sfrafgesetzgebung, — das Gefängnisswe- Wickelung der Rechtsinstitute und einem wahr- 
sen, — das Strafverfehren, — die Organisation haft volksthümllchen Rechte sei keine Rede ge- 
der Strafgerichte. wesen und der Rechtszustand habe sich we- 

I. Die poHlische Grundlage des deutschen sentlich verschlimmert. Der zeitherige Zustand, 

Rechts. Die Gesetzgebung sei abhängig von das Romanistenrecht, sei ein Nationalunglttck 

der Dolltlschen Basis des Staats. Der Verf. be- und der nagende Wurm der Unzufriedenheit In 

spricht die Entstehung der Grundrechte, welche Deutschland. An dessen Stelle habe man wie- 

zwar aufgehoben worden, ohne dass die de- der fremdes Recht gesetzt, weil man es Iftr 

mocratischen Elemente der deutschen Gesetz- volksthUmlfch ausgegeben, und habe z. B. den 

gebung von 1848 beseitigt worden, indem man code civil nicht recipirt, weil er nichts mit der 

weder die Fähigkeit besessen, an deren Stelle Volkssouverainität zu Ihun habe. Die einzelnen 

etwas Solides zu bieten, noch die Energie, die Theile der Gesetzgebung seien getrennt und 

Eolldsche Verwandtschaft mit jener Geselzge- ohne Einheit behandelt. — IIF. Theorie und 
ung zu zerrelssen. Es passe Alles unter je- academisches Studium. Theorie und Praxis 
neu Constitutionalism , welcher seit 1820 in schieden sich leider! immer mehr. Die Contro- 
Deutschland sich entwickelte, von der demo- versen vermehren sich. Selbst der Gebildete 
cratischen Basis bis zu den Kammersystemen, fürchte sich, mit den Gerichten etwas zu thun 
deren gemeinschaftliche Wirksamkeit die Auf- zu haben. Die historische Schule und die von 
hebung des monarchischen Princips und die Savigny vorgeschlagene Theilung der Arbelt 
Schwächung einer kraftvollen Regierung sei. biete keinen Ausweg. Die Theorie solle nicht 
Nur eine vereinte Macht, die VoTlendnng des blos den Geist des positiven Rechts darstellen 
monarchisdien Princips durch eine weise Ge- oder wohl gar fremdes Recht übertragen, vlel- 
setzgebung etc. vermöge dies zu beseitigen und mehr solle sie im Ganzen und im Einzelnen 
*ese Aufgabe sei in den Fundamentalgesetzen beweisen, wo die Gesetzgebung wieder in Eln- 
Deutschslands vorgezeichnet, die man nur ver- klang mit dem Gemeinwillen zu bringen sei. 
nachlässlgt und die Macht zersplittert habe, wo- Die vinculirende Kraft des römischen Rechts, 
durch das Jahr 1848 entstanden. Der Verf. für welche vergebens jetzt wieder Sintenis U.A. 
führt diese Sätze weiter aus. Er findet hierbei, im Angriffe gegen Codificationsversuche aufge- 
dass der Bund, nach seiner Innern Bedeutung, treten, müsse gebrochen und ihr jetzt, wo die 
verpfBchtet sei, das gemeinsame politische Band Zelt zur Gesetzgebung gekommen, mit verein- 
fest zu halten und dass die durch das consti- ter Kraft entgegengetreten werden. Der Verf. 
tutlonelle Prhncip geforderte Theilung der Ge- prüft hierbei die Codificalionen in den verschle- 
walten bundesgesetzlich unstatthaft sei. Die denen Thellen des Rechts. Ebenso bedürfe die 
einzelnen bundesgesetzlichen Bestimmungen über Theorie im Rechte, das academische Studium 
landständische Verfassung seien nicht auf das dringend einer Reform, da es am weitesten 
Princlp des Constitutionellen, wie es sich nun- sich vom Leben entfernt habe. Die fehlerhafte 
mehr entwickelt habe, auszudehnen. Oester- Behandlung der Theorie, gegründet auf ein 
reich habe seine Macht durch Beseitigung des fremdes, unvolkslhümliches Recht, gelrennt von 
Repräsentativsystems wieder erlangt , während der Praxis und dem Leben , sei die Quelle der 
Preussen unter dieser Abhängigkeit erliege und fehlerhaften Ausbildung der Jurisien. Es fehle 
an einer angeblich volksthümllchen Gesetzgc- namentlich an der allgemeinen Bildung. — IV. 
bung leide, welche Preussens Richter an se- Praxis und Staatsdienst. Das Jahr 1848 habe 

fensrelcher Bethätigung in dem wichtigsten einen tiefen Blick in den Charakter unseres 

heile des Rechts hindere. Der Bund dürfe Staatsdienstes gethan. Die feile Schaar, welche 

Verfassungen nicht dulden, welche dem mo- in erniedrigender Servilltüt sich als die Stütze 

narchlschen Principe widerstreben und hiermit des monarchischen Princips dargestellt habe, 

eine nationale Gesetzgebung verhindern, und die wankte beim ersten Anlaufe gegen dasselbe und 

Bundesversammlung solle ihre Kraft entwickeln, lavirte glücklich in den Hafen der aura popu- 

um eine solche herzustellen. — IL Volks- laris. Gerade in Baden, wo man alles Begehrte 

recht, Juristenrecht, volksthümUches Recht, für die „bürgerliche Freiheit" gewährt habe und 

Man habe Im Jahre 1848 eine angeblich doch der Sturm am heftigsten losgebrochen sei, 

volksthftnliche Gesetzgebung von Frankreich hätlen die meisten Staatsdiener den Eid der 

auf Deutschland übertragen. Es seien de- neuen Regierung geleistet. Die bisherige vor- 

mocratlsche Ideen gewesen, die diese Ge- herrschende Theorie der Rechtswissenschaft 

setzgebung beherrscht und deren Ausbruch Ins- stumpfe die Festigkeit und Gediegenheit — die 
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OTSten Erfordernisse des Staatsdieners — ab 
und führe hierdurch zum juristischen Proleta- 
riat Der Nepotismus, — Mangel an Fortbil- 
dunff, — Ueberlullung der Gerichte mit Refe- 
rendaren etc., — mangelhafte Staatsprüfungen 
würdigten den Stand immer mehr herab und 
raubten das Vertrauen im Volke. Die geringe 
Dotirung der Richterstellen stehe im schlechten 
Einklänge mit der Selbstständigkeit und Unab- 
hängigkeit des Richteramts. Die Geschäftslast 
der Untergerichte sei zu bedeutend und die 
Beamten geradezu durch ihre kümmerliche Be- 
zahlung erniedrigt. Die Trennung der Justiz 
von der Verwaltung sei unbedingt nöthig, um 
Einheit in die Gerichtsgeschäfte zu bringen. 
Auch die Obergerichte zeigten häufiff in ihren 
Präsidenten und Mitgliedern den Mangel der 
Lebenserfahrung. Die Klage über jhre Pedan- 
terie und Saumseligkeit sei eine historische. 
Die Lebensfrische der Collegien werde auch 
durch die unbeschränkte Selbstständigkeit des 
Richteramts beeinträchtigt, welche die Entfer- 
nung untauglicher, altersschwacher und unwür- 
diger Mitglieder erschwere und selbst verhin- 
dere. — V. Die Civilgeselzgebung. Auch sie 
bedürfe, um Einheit und Consequenz zu errei- 
chen, des monarchischen Princips und die Thei- 
lung der gesetzgebenden Gewalten hindere eine 
gecuegene Codincation. Ein solides Ganze sei 
nirgends zu Stande gekommen. Das Civilrecht 
eines Volks besonders müsse mit dem Steigen 
der Cultur, der Industrie und Agricultur etc. 
Hand in Hand gehen, dabei aber durch die 
Einfachheit seiner Regeln und durch den allge- 
meinen Standpunkt der Auffassung Jedermann 
zugänglich sein. Die französischen codes civil 
und de commerce hätten diese Principe be- 
griffen, sie gerade aber habe das Jahr 1848 
nicht recipirt. Immer noch plage man sich mit 
der gemeinrechtlichen Richtung, wenn gleich 
jetzt eine mehr casuistische Bearbeitung sich 
zeige, iiir die nationale Rechtsentwickelung und 
für die Verwendung des gesammelten Rechts- 
stoffs geschehe nichts. Der Verf. geht dabei 
auf den hessischen und l£öm*gl. sächsischen Ent- 
wurf eines Gesetzbuchs ein, wünscht Sachsen 
zu dem Entwürfe Glück und mahnt, mit der 
Einführung dessen nicht zu zögern. — VI. Das 
Givilverfahren. Unser jetziger beklagenswerther 
Rechtszustand flihre zu KostspieUgkeit der Pro- 
cesse und mit der wachsenden Processlust gehe 
die Verarmung und Demoralisation Hand in 
Hand. Der Processsucht .müsse der Boden ent- 
zogen werden. Dieselbe und die Vermehrung 
der Verbrechen stünden in Verbindung. Die 
W^ahrheit müsse das Princip nicht blos des 
Strafprocesses , sondern auch des Civilprocesses, 
sein. Der Verf. erklärt sich dabei gegen jede 
Adoption des englischen Verfahrens und der 
Jury im Civilprocesse. In der Ablehnung der 
letztem Seiten der Freunde der Criminaljury 
liege zugleich eine Kritik der Jury überhaupt. 
Die Trennung der Rechts- und Thatfrage sei 



unausführbar. Oeffentlichkeit und Unmittelbar- 
keit (insofern nicht der Ausschluss der 
Schriftlichkeit darunter verstanden werde) seien, 
wie allgemein anerkannt werde, im Civilpro- 
cesse nölhig; ebenso das richterliche Frage-r 
recht Der deutsche Process lasse sich leicbl 
reformiren, der französische Process tauge in 
seinen Fundamenten nichts. Das schriftliche 
Vorverfahren, das Eventualprincip , die gericht- 
liche Leitung, rechtskräftige Beweisinteriocute 
etc. seien beizubehalten. Der Verf. geht hier- 
bei in allgemeinen Umrissen die neuen deutschen 
Gesetzarbeiten durch, um die grenzenlose Nach^ 
ahmungssucht und den unheilvollen Particularis- 
mus zu zeigen, der hierbei herrsche. Die Staats- 
anwaltschaft passe nicht in den Civilprocess. — 

VII. Die Organisation der Civilgerichte. Die 
Patrimonialgerichte und die Verbindung der Ju- 
stiz mit der Verwaltung seien schwere Hin- 
dernisse einer guten Organisation. Die Colle- 
gialgerichte erster Instanz seien eine theure, 
unpassende und den Bedürfnissen des Volks 
nicht entsprechende Einrichtung. Der Verf. er- 
klärt sich ftir Einzelgerichte und für Trennung 
der Justiz von der Verwaltung, die sich in 
Hessen vollständig bewährt habe. Er bespricht 
die Gründe ftir Collegialgerichte und spricht 
sich für Belassung der freiwilUgen Gerichtsbar- 
keit bei den Einzelgerichten aus, die er über- 
haupt entschieden in Schutz nimmt, zugleich 
unter specieller Beziehung auf Hessen. Das 
Notariat sei auch mit ihnen zu vereinigen. Ein 
schreckenerregendes Chaos zeige sich in den 
neuen Gerichtsorganisationen, die der Verf. 
durchgeht. Auch in England erkenne man im- 
mer mehr in Civilsachen die Nothwendigkeit der 
Einzelgerichte an. Halte man an der Grund- 
lage der Entscheidung durch Einzelrichter in 
erster Instanz mit schriftlicher Grundlage für 
die Thatsachen fest, verbinde damit für grös- 
sere Sachen und eigentliche Erkenntnisse eine 
zweite Instanz vor einem Collegialgerichte mit 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit und Zulassung 
der Advocatur zu mündlicher Rechtsausftihrung, 
so sei eine drittelnstanz nicht weiter nöthig. — 

VIII. Die Auvocaten. Kein Land habe so viele 
und verhältnissmässig so weniff gute Advocaten. 
Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen biete eine 
gute Garantie ftir gute Advocaten und der He- 
bel der Ehre sei es, welchen der Staat mit 
dieser öffentlichen Ueberwachung verbinden 
müsse, um den Eigennutz zu b^ämpfen und 
das PfÜchtgefiihl anzuregen. Nahrungslose Ad- 
vocaten vermehrten die Processe. Die über- 
mässige Zahl der Advocaten sei der Ruin vor- 
nemlich des Landvolks und eine Freigebung der 
Advocatur eine Landescalamität. Advocaten- 
vereine hätten wohlthätig fllr den Stand ge- 
wirkt. — IX. Die Strafgesetzgebung. Man finde 
in den neuen Strafgesetzbüchern nirgends eine 
grundsätzliche Gestaltung, überall die willkür- 
ßchste Grundlage, die auffallendste Verschie- 
denheit und die Accommodation des Strafensy- 
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Sterns nach den zoßilb'g von Alter» her Im Lande 
entstandenen Strafanstalten. Es käme haupt^ 
sächlich darauf an, wie die Strafe ^virke, ob 
sie namentHch nicht blos einen repressiven 
Charakter besitze, sondern auch, wenn auch 
nicht gerade moralisch hebe, doch nicht demo- 
ralisire. Man habe sich beschrankt, die Ge- 
setzbücher dem Code pönal öbnlicher und für 
das Institut der Jury gebräuchlicher zu machen, 
die Wirkungen der Strafen aber nicht ins Auge 
gefasst. Auch hier geht der Verf. die einzelnen 
Legislationen durch. — X. Das Gefangnisswe- 
sen. Man habe mit einer Reform des Gefanff- 
nisswesens beginnen sollen. Hier herrsche 
grosse Unkenntniss. Noch immer bestanden 
Ehrenstrafen und eine unpractische Gliederung 
der Freiheitsstrafen. Die Beaufsichtigung des 
Gefängnisswesens müsse der Verwaltung entzo- 
gt werden; sie gehöre der Justiz an. Eine 
Vereinbarung der deutschen Staaten über das 
Getangnisssystem sei die Bedingung jeder ge- 
meinsamen Strafgesetzgebung. Die Einzelhail 
sei die einzige, dem Begriffe der Freiheitsstrafe 
entsprechende Vollzugsmethode. — XI. Das 
Strafverfahren. Der Verf. erklärt sich gegen 
die Jury. Die Geschichte derselben in Deutsch- 
land seit 1848 zeige diese le^slative Periode 
in ihrem tiefsten Verfalle. Oesterreich und 
Sachsen hätten sich von ihr nicht bethören las- 
sen. Man habe ungerechterweise früher mit der 
Jury auch OefTentlichkeit und Mündlichkeit ver- 
weigert und sei darum zuletzt, von jeder Par- 
tei verlassen, der siegreichen Democratie un- 
terlegen. Es sei ein Verdienst des Jahres 1848, 
die rechtliche Nothwendigkeit der OefTentlichkeit 
und Mündlichkeit festgestellt zu haben. Der 
letzterji gebührten alle die Vorzüge, welche 
man mit der Jury zu verbinden pflege. Die 
Jury sei der ersie und letzte Vehikel für die 
Democratie; sie sei rein aus politischen Grün- 
den eingefiihrt worden. Je höher wir in der 
Wissenschaft stehen, desto tiefer werden wir 
durch Geschworne hinabgezogen, wenn sie als 
Rechtsanstalt erscheinen sollen. In England 
stehe man bei weitem noch nicht auf dem Stand- 

E unkte deutscher Rechtswissenschaft. Aber die 
deutschen hätten sich im , Jahre 1848 durch 
Frankreich fireiwilUg unterjochen lassen. Der 
Verf. geht auf die Verhandlungen des franzö- 
sischen Staatsraths unter Napoleon betreffs der 
Jury näher ein. Die Einrichtung der Aburthei- 
hing durch rechtsgelehrte Richter habe sich 
völlig bewährt und insbesondere die Motivirung 
der Erkenntnisse auch betreffs der Thatfrage die 
Garantien derselben vermehrt. Der leichtfertige 
Begriff der „inm'gsten Ueberzeugung^^ sei völlig 
nichtig; es sei aas alte Augustin'scbe : „si non 
quaeris, scio; si quaeris, nesciol** Der Verf. 
kritisirt hierbei die Erklärungen einzelner Juri- 
sten vor und in dem Jahre 1848 betreffs der 
Jury und die Erklärungen einzelner Regierun- 
gen bei Einfuhrung der letzteren, so wie die 
Schwankungen der deutschen Gesetzgebungen. 



Alle Vorschläge zu Verbesserungen der Jury 
zeigten die .Untauglichkeit und führten conse- 
quent zur [Aufhebung derselben. Auch hier 
kritisirt der Verl. die einzelneu Legislationen 
und die Beschränkung des Untersuchungsprin- 
cips, der man in mehreren von ihnen begegne, 
tadelt die Zulassung des Vertheidigers zu den 
Verhören in der Voruntersuchung und die An- 
sicht, als ob auf die Erlangung des Geständ- 
nisses kein Werth zu legen sei, und bespricht 
das Gebot der Einstimmigkeit der Jury und die 
Unanfechtbarkeit ihrer Verdicte. Allenthalben 
erklärt sich der Verf. mit Wärme gegen die 
Jury und die ihr angewiesene Stellung. Der 
Verf. bespricht, unter Bezugnahme auf die Mo- 
tiven zum sächsischen Entwurf, die Frage we- 
gen der zweiten Instanz, indem er sich, bei 
starker Besetzung der Gerichte, gegen die Re- 
construction vor einem höheren Gerichte, vor- 
behaltlich der Cassation, erklärt, jedoch ein 
Rechtsmittel auch bei unlogischer, unrichtiger 
oder unvollständiger Construction der Beweise 
zulassen will. Dies nöthige die Richter zu 
gründlicher Motivirung. Der Verf. will fem^ 
ausschliessliche Angabe der Nichtigkeitai 
im Gesetze selbst» Er verwirft positive Be- 
weistheorie, hält aber die alleinige Ueberzeu- 
gung der Richter bedenklich, empfiehlt (tie 
österreichische Vorschrift wegen der Beweismi- 
nima, und verwirft den Entwurf der königL 
Sächsischen Strafprocessordnung, der alle und 
jede Beweisregeln ausschliesst Er missbilligt 
die Beschränkungen der Oeffentlichkeit in der 
österreichischen Strafprocessordnung. — XU. 
Die Organisation der Strafgerichte. Der Verf. 
verlangt Einzebrichter fUr die Voruntersuchung 
mit Einschreiten von Amtswegen mid Benach- 
richtigung an den Staatsanwalt, welcher den 
Inquirenten unterstützen könne. Auch hier kri- 
tisirt er das österreichische Gesetz und den 
sächsischen Entwurf. Eine gründliche Vorun- 
tersuchung sei nöthig; sie gebe die einzige 
Gewähr dafür, dass nicht übereilte Anklagen 
erfolgten und dem Staate enorme Kosten er- 
wuchsen. Eine grosse Verwirrung zeige sich 
auch in der Organisation der höheren Instanzen. 
Der Verf. kritisirt mehrere Organisationen und 
lobt die Oesterreichische. Die leichten Straf- 
fälle seien auch behufs der Aburiheilung d^ 
EiHzeh-ichtem zuzuwdsen, wogegen die Abur- 
Üieilung der mittleren einem Collegium aus zu- 
sammentretenden Einzehichtern des Bezirks und 
beziehungsweise benachbarter Bezirke zu übertra- 

Een sei. Die Appellation oder N. B. gehe, ohne 
hterschied, an einen Senat des Appellations- 
gericbts. Letzteres habe auch über me schwe- 
ren Verbrechen zu urtheilen und hier gehe 
die Appellation und N. B. an den höchsten €re- 
richtsbof. — In einer Schlussbetrachtung wird 
hauptsächlich die österreichische Legislation der 
neuesten Zeit wieder gerühmt und in ihr von 
Neuem der Beweis gefunden, dass sich eine 
gesegnete Legislation nur in einem Reiche eni- 
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CttUen könne y welches keine conslikUlonell^ gebungsgewaU herrührt; In dem hi^ Yorras- 

Hemmnisse kenne, sondern die ongetheilte Macht gesetzten Fallle, ob es von dem Regenten , als 

des monarchischen Princips in seinem ganzen positivem und dem Landtage, als negativem 

Werihe besitze. — In einem Anhange erhalten Factor herstammt. 3) £ine sich der äussern 

wir : eine Uebersiclit der GeschäRsthütigkeit der Form nach als Gesetz darstellende Norm hat der 

Einzelrichter in einzebien Provinzen des Grossher- Richter als verfassungsmässig entstanden zu prae- 

zoglhum Hessen, — den Vortrag Simeons vor sumiren, weil der publicirenden Behörde inner- 

Napoteon über die Jury im Jahre 1804 — das halb ihrer Amtssphäre fides pubUca und prae- 

Rundschreiben des österreichischen Justizmini- sumlio legalitatis zukommt. 4) Ergiebt sich 

sters betreffs der neuen Strafprocessordnung — für den Richter, sei es durch eigene Forschung, 

und den Ausschussbericht der Bundesversamm- sei es durch Beweisfllhrung der streitenden 

lung in der kurhessischen Yerfassungsfrage. 33. Partheien, dass die unter 3) gedachte I^rm von 

der Gesetzgebungsgewalt nicht ausgegangen ist, 

2. GerichtgorfaiisatiM. Kanzleiralh Jäger indem entweder der Regent allein, oder die 
in Tübingen spricht sich (in Schletters An* Stände allein, oder der Regent und eine auf 
nalen Bd. XXXIX. 1. S. 9 ff.) gegen die Be- Grund eines ungülligen Wahlgesetzes zusammen- 
schränkung der Gerichtsbehörden auf 1^'nen Zweig gesetzte, mithin verfassungswidrige Volksver- 
der Rechtspflege und dafür aus, dass bei den tretung thätig gewesen sind, dann bat der Rieh- 
Untergerichten mehrere oder alle dieser Zweige ter, vermöge seiner Pflicht nur gültige Rechts- 
vereiiügt und jedem Beamten, der Lust und Be- Vorschriften anzuwenden, in dem einzelne Falle, 
tähigung dazu besitzt, die MögUchkeit geboten welcher seiner Entscheiduag unterstellt wird, 
werde, in mehreren derseU)en thätig zu sein; jener Norm, die sich als Gesetz fälschlich an- 
er erachtet diese Abwechselung liir anre- kündigt, keine Folge zu geben. 6. 
gend, roissbilligt dagegen alle Zuweisung von 

Iremdarligen Geschäften (Kosten-, Rechnungs- 5. YerfassiAgsmftssgkeit 4er Gesetze. Der Rieh- 

wesen, Verwaltung der Naturalvorräthe in Be- ter muss die Gesetze und Statute, welche in 

zug auf Gefängnisswesen etc.) an die Crlminal- verfassungsmässiger Form pubUcirt sind, ohne 

gerickte. 8. Untersuchung der Frage, ob solche auf legale 

Weise entstanden sind, befolgen. (Cass. Hof zu 

3. JistizmiUtieieB. Ein Leitfaden zur Vor- Wolfenbüttel. Braunschw. Zeitschrift S. 172 ff.), 
nähme der Justizvisitationen der Landgerichte (Ebenso das OAG. zu Dresden). 20. 
in Bayern ist vom App. R. Rehm zu Bamberg 

in der Zeitschrift f. d. Gg. Bayerns Bd. l S. 411 «. Mer üe Zutladigkeit 4er Gerichte hiracht- 

veröffentlicht worden. 20. fick der Frage: eh die Staatsregierur m Erlas- 

sifig euer Tererdiniir befigt war! Vom OHGR. 

4. lat der Richter efa (ieseti aaziweiden, Dr. Zentner. (Mag. f. bad. Rechtspfi. L 1. 
welches obae die nach der Verfasmg erfirderikke S. 74 — 79). 

Siiwiliigaag der StAide erlassen werde» isti 

Ein Beitrag zum constttuyonellen Staatsrechte. Diese Frage war in einem Pressfalle bei dem 

Von Dr. A. Vollert in Weimar (Zeitschr. f.d. badischenOHG.inBezugaufdiein dem katholischen 

ges. StW. Jahrg. X. Heft. 3. 4. S. 586 — 644). Kircheiistreite ergangene höchste landesherrliche 

Verordnung v. 7. Nov. 1853 zur Entscheidung 

Der Verf. prüft die von ihm sorgfältig zu- gelangt. Es wurde dahin entschieden, dass die 

sammengestellten verschiedenen Bewdsiührungen gedachte Verordnung in verfassuigsmässiger öus- 

flir die bejahende oder verneinende Beanlwor- serer Form vom Staatsoberhaupte erlassen 

tung dieser Frage, und fasst schliessUch die sei und folglich mit der Publication aUgemeiae 

Hauptmomente seiner Argumentation in Folgen- Verbindlichkeit erlangt habe, da sie den Cha- 

dem zusammen: 1) In einem Staate, wo ver- racter eines provisorischen Gesetzes in sidi 

fagsungsmässig zu allen oder zu einigen Ge- trage (V. U. $.5 u. 66.) und von einem verant^ 

setzen die Zustimmung des Landtags erforderlich wortlichen Hinister contrasignirt aei; der ma- 

ifll, beruht das Wesen der Gesetze auf deren ^terielle Inhalt und die angeregte Frage, ob und 

von dem Fürsten als positivem und dem Land- * inwiefern die Verordnung mit andern Gesetzen 

tage als negativem Factor der Gesetzgebungs- und Anordnungen verträglich sei, könne nicht 

gewalt, gemeinschaftlich anerkannten rechtlichen Gegenstand der richterlicher Beurtheilung se^y 

NothweiHUgkeit. Der Wille des Staates, als soiulem unterliege verfassungsmäsäg (V.U. $.67.) 

ehier juristischen Person, wird in Beziehung auf nur der Gontrole der Stände. Der Verf. führt 

die Gesetzgebiflig repräsentirt von dem in Ue- diese Grundsätze näher aus. 6. 

bereinstimmung mit den Ständen handehiden w n ^ -l«u • j n • l* oi * j 

Oberhaupte, und dem Gesetze durch das Zu- ^ ?' Das TeriilUlmss der (knchte zo Staab- ind 

sammenwirken des Fürsten und der seine Macht »epenuigggacliea. Vom Ob^genchtsrath Büff in 

negativ begrenzenden Landcsverlretung die Seele ^f%\ i^on^^^K' 

eingehaucht. 2) Der Richter hat bei jedem Ge- ^' ^^ ^' ^^^ ^'^ 

(Mtze xu prüfen^ ob dasselbe von der Gesetz- Die Abhandlung betrifft hai^tsächlich die 
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Erörtenmg der Frage, ob es dem Civilrichter 
xuslehe, die GilUgkeU von Regierungshandlim- 
gen, auf erhobne Klage des Einzelnen, dass sie 
in ihre Recbtssphäre verletzend einffriffen, ei- 
aar Prüfong zu unterwerfen« Der Verf. unter- 
sucht die Frage zunächst nach „gemeingiltigen 
wissensdiafUichen und gesetzlichen Rcchtsgrund- 
sätzen'S und versucht sodann auf dem parücu- 
laren (kurhess.) Gebiete gewissennassen die 
Probe l&r die gefundenen Resultate und geschicht- 
liche Erörterung ihrer Entwicklung zu oiachen. 
— Insoweit der Staat nicht als Privatperson, 
als Fiskus, sondern in seiner öffentlich-rechtli- 
chen Bedeutung, als Staatsgewalt, aufgefasst 
werden müsse, könne er weder als Kläger noch 
als Verklagter vor den von ihm angeorchieten 
Gerichten auftreten, weil hier Partei und Rich- 
ter dieselbe Person sein würden. Ebensowenig 
seien exemte Privatrechte, deren Verletzung 
ausnahmsweise zu gerichtlichem Einschreiten 
gegen die Staatsgewalt oder umgekehrt exemte 
Aeusserungen der letzteren, die zu jenem be- 
fugten, lo^sch denkbar. Nach einer Digression 
des Verf. über die Rechtsverfassung im deut- 
schen Reiche und die subordinirte Staatsgewalt 
der Reichsfürsten, findet derselbe in der Erhal- 
tung der Herrschaft des Rechtsgesetzes den einzig 
wesentlichen Zweck des Staats, fiir welchen Beför- 
derung der Aufklärung, SiUlichkeit etc. nur als 
unterstützende Momente in Betracht kommen. 
Die Justiz allein verfolge den Hauptzweck des 
Staats und der Inhaber der Staatsgewalt werde 
von der Hitwirkung an Verfolgung des Haupt- 
zwecks ganz ausgeschlossen. Nach diesem Grund- 
satze (l&chtsschuiztheorie) könne allerdings for- 
mal über jede von der Staatsgewalt ausgegangne 
Handlung als eine Rechtsverletzung beim Ge- 
richte Klage erhoben werden. Es bleil>e aber 
immer noch die materielle Frage: Worin be- 
steht das Recht, das verletzt sein soll? und: 
Welches Recht bat die Staatsgewalt? Es werde 
ein jus quaesitum oder wohl erworbenes Recht 
vorausgesetzt, d. h. ein auf einem SpecialUtel 
beruhendes, mittels eines besonderen Rechts- 
gronds erworbenes, und da wirkliche Rechte, 
im Gegensatze zu nur möglichen , alle einen 
solchen Titel voraussetzen, könne man sagen: 
ein wirklich schon bestehendes, nicht blos mög- 
liches Recht , nicht eine Rechtsrähigkeit (wäh- 
rend bei Privaten schon die Nichtachtung der 
letzteren zur Klage ausreiche und die Staatsge- 
walt nicht gehindert sei, Rechtsßihigkeiten zu 
ändern, welche auf dem Gesetze beruhen). Es 
solle init dieser Regel (welche sich auf den 
Unterschied der jura quaerenda und quaesita 
stütze) nicht gesagt werden, dass für Klagen 

E^gen die Staatsgewalt ausnahmsweise die Ver- 
tzung dnes juris quaesiU erforderlich sei, son- 
dern es werde nur die Befugniss der Staatsge- 
walt an den Rechten der Privaten zu ändern 
für die ajif dem Gesetze beruhenden RechtsFähig- 
keiten oder möglichen Rechte, nicht für die be- 
r^ls erworbenen j würklichen Rechte zugegeben» 



Der Verf. prüft hier die Ansichten Andrer, ins- 
besondere Ffeiffer's und Mittermaler's und macht 
noch auf den Unterschied dieses Princips mit 
dem eingangsgedachten rein formalen aufmerk- 
sam, indem nach dem letzteren vor die Gerichte 
nur Privatrechtsverhältnisse gehören, so 
dass auf beiden Seiten privatrechtliche Stand- 
punkte vorausgesetzt worden, wogegen nachdem 
ersteren allein entscheidend sei, ob auf der 
Seite des klagenden Privaten Rechte, wel- 
cher Natur sie übrigens sein mögen, verletzt 
seien. Nach beiden Systemen sei es der Rich- 
ter, welcher die eigne Competenz zu bestimmen 
habe, da er allein befugt sei, zu bestimmen, ob 
Privatrechtsverhältnisse vorhanden sind, so wie ob 
wenigstens der Private Rechte habe, die verletzt 
worden. Nur bei einemgemischtenSysteme, 
nach welchem man der richterlichen Cognition 
nicht ausschliesslich Privatrechtsverhältnisse und 
andrerseits nicht alle Verletzungen der Rechte 
der Privaten durch die StaatsgewaU unterbreiten, 
sondern ausnahmsweise den Richter zwar 
auch dann erkennen lassen will, wenn dem Pri- 
vaten die Staatsgewalt gegenübersteht, aber nur 
in solchen .Fällen, wo die Staatsgewalt unbescha- 
det ihrer Souveränität sich dem Richterspruche 
unterwerfen, d. h. anheischig machen kann, die 
angefochtene Handlung zu unterlassen, ist eine 
Competenzbestimmung von andrer Seite als dem 
Richter selbst her denkbar, ja nothwendig. Un- 
ter vorzugsweiser Würdigung der von Stahl, 
die Lehre vom Staate S. 446 f. vorgetragnen 
Ansichten spricht sich der Verf. dahin aus, dass 
den Gerichten zunächst zwar die EntschUessung 
darüber, ob eine Diflerenz hoheitlicher Natur sei, 
zu überlassen, ihnen jedoch die Entscheidung 
über hoheitliche Fragen nicht einzuräumen, je- 
doch einer besonders niederzusetzenden Behörde 
das Recht zu gestalten sei, auf Antrag die Er- 
öffnung des Rechtswegs in solchen Differenzen 
zu genehmigen. Diese Ermächtigung habe zur 
Folge, dass das Gericht sich der Entscheidung 
unterziehe, jedoch sodann auch die Differenz 
lediglich von seinem Standpunkte aus, von dem 
der Gerechtigkeit beurtheile, in Formen, die 
seiner Eigenschaft in solchem Fall als eigentli- 
cher Recursinstanz entsprechen. Der Verf. zeigt 
nun in specieller Darlegung der Entwicklung 
der Frage in der kurhessischen Gesetzgebung 
und Praxis, wie daselbst nach und nach alle 
drei Systeme zur Geltung gekommen. Das rein 
formale Princip hat daselbst bis 1831 , das ma- 
teriale bis 18ol und das gemischte seit 1852 
bestanden, indem gegenwärtig daselbst als lei- 
tender Grundsatz anzusehen: Alle fiscalischen, 
mitEinschluss der Entschädigungssacben, und von 
den hoheitlichen Sachen die, iwr welche das Ge- 
setz den Rechtsweg ausdrücklich gestattet, so- 
wie die. exemte (auf Privileg etc. beruhende) 
Rechte betreffenden Sachen eignen sich zum 
Gerichtsverfahren. Gegenwärtig entscheiden über 
die Frage, ob eine Sache hierhingehöre, bis zur Bil- 
dung eines Competenzgerichtshofs die Gerichte. 2(X 
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8. Beilrag zw Lekre rao den GegeistäiideA 
d«8 CiTilprocesses. Von Ober -Appell. Raih Dr. 
Lauk zu Müncken. (In d. Archive für pract. 
Rechtswissenschaft, von Dr. Elvers etc. Mar- 
burg, 1854. Bd. IL S.l f.) 

Der Satz, den noch Puchta Institut. Bd. I. 
S. 70 aursteile, dass alle Rechte^ deren Existenz 
bestritten werden könne, deren Verletzung also 
den Character eines relativen Unrechts habe^ 
auch öffentliche Rechte unier dieser Voraus- 
setzung im Wege des Civilprocesses geltend zu 
machen seien, sei nicht richtig. Er führe zu 
einer Ueberordnung der Justizgewalt über alle 
Zweige der Staatsgewalt. Vielmehr seien als 
Civilprocesssachen nur die dem Privatrechts- 
gebiet anheimfallenden Individualrechte der 
Slaatsgenossen zu betrachten. Dieser Salz wird 
näher erläutert und durch die Mittheilung meh- 
rerer Entscheidungen des OAG. zu München 
unterstützt 1): 1) Die Klage gegen den Fiskus, 
weil er Leistungen der Grundbesitzer an die 
Gutsherrschaft Tür erloschen erklärt hatte, da 
dieselben sich als Souveränitätsgerälle darstell- 
ten, die nicht ferner zu erheben seien, gehört 
nicht vor die Gerichte; 2) Eine Gemeinde oder 
Person, welche von der Administralivbehörde 
zur Beitragsleistung bei einem Strassenbaue zu- 
gezogen worden ist, kann eine Klage bei Ge- 
richt erheben, zwar nicht auf Befreiung von 
Beiträgen gegen den Bezirk, wohl aber gegen 
denjenigen, aen sie auf dem Grunde erweisli- 
cher Privatrechtstitel als den wahrhaft Verpflich- 
teten bezeichnet; 3) Die Gerichte sind zu- 
ständig bei Klagen gegen den Fiskus auf Scha- 
denersatz in Finge semechter Beschaffenheit der 
Landstrassen. 28. 

9. Untersnchimg der Natur eines RechtsrerhUt- 
■isses als tvelle der Entscheidunff über zweifelliafte 
Zosl&ttdi^eit der Gerichts- eder Yerwaltangsbehdrde. 
Vom Reg. Ass. Turban (Mag. f. bad. Rechts- 
pflege II, 1. S. 113 — 118). 

Der Verf. führt aus, dass die Rückforderun- 
gen Abgabenpflichtiger an den Staat oder die 
Gemeinden wegen ungebührlich bezahlter öf- 
fentlicher Abgaben dem öffentlichen Rechte an- 
gehören und daher der Cognition nicht der Ge- 
richte, sondern der Verwaltungsbehörden un- 
terstehe. 6. 

10. Gmpetenz « Genflicte zwischen Jastiz uid 
Verwaltimi;. 

a) in Preussen: 

Der Rechtsweg ist unzulässig: über die Ge- 



1) Bei Competenzconflicten entscheidet ein Senat 
des OAG., welcher aus einem Vorstande und drei 
Ober- Appell. Rälhen, sowie aus drei höheren Verwai- 
ion^beamten besteht. 



setzmMssigkeit oder Nothwendigkeit einer poli- 
zeilichen Beschlagnahme (Entsch. des K. Preuss. 
G. — JusUz.-Min. Bl. 1854. S. 16), wenn die 
Gemeindevertretung selbst die Anordnung der 
Aufsichtsbehörde anfechten will, welche einen 
von der ersteren geschlossenen Jagdverpach- 
tungs- Vertrag nüssbilligt und die Abschliessung 
eines neuen veranlasst hat (ebendas. S. 21), — 
über den Antrag auf Wiederherstellung eines 
in Folge polizeilicher Anordnung niedergerisse- 
nen Anbaues (ebendas. S. 35), — über die exe- 
cutivische Einziehung von Pfarrabgaben, welche 
auf notorischer Ortsverfassung beruhen (ebendas. 
S. 45, 95 f.), — über die Verpflichtung, Bei- 
träge zum Synagogenbau zu leisten (ebendas. 
S. 71), — über die von der Dienstbehörde an- 
geordnete Entlassung eines widerruflich ange- 
nommenen Beamten aus seinem dienstlichen Ver- 
hältnisse (ebendas. S. 83), — gegen Strafverbote 
der Polizeibehörden und auf Erstattung der von 
einem Magistrate im Aufsichtswege verhängten 
und eingezogenen Ordnungsstrafen (ebendas. S. 
164 f.), — auf Erstattung zu viel erhobener 
Einkommensteuer (ebendas. S. 179), — über die 
Frage, ob ein Fusssteg ein öiTentlicher sei oder 
nicht (S. 180), — über Streitigkeiten, welche 
die Herausgabe säcularisirter Stiilungsgüter zum 
Gegenstande haben (S. 238 f.), — von Vindi- 
cationsklagen gegen Expropriationen^ welche 
zu öffentlichen Zwecken ausgeführt worden sind 
(S.270f.), — von possessorischen Klagen gegen 
strompolizeiliche Anordnungen (S. 375, 381) und 
gegen poh'zeiliche Verßigungen über die Be- 
erdigung von Leichnamen auf einem Begräb- 
nissplalze (das. S. 392 f.), — von Schädenklagen 
gegen Gensdarmen wegen Handlungen und Mass- 
regeln, welche sie vermöge ihrer Amtsgewalt 
vollzogen haben (das. S. 394 f.), — über die 
Frage, zu welchem Gemeindeverbande ein Grund- 
stück gehört (das. S. 423), — gegen Verle- 
gungen der Polizeibehörden, durch welche Je- 
mandem die Haltung einer Privatschule untersagt 
wird (das. S. 424), — gegen die Erhebung von 
städtischen, von dem Magistrate mit Genehmigung 
der St.-V. ausgeschriebnen Steuern (das. S. 428 
f.), — über die Beilragspflicht der Gemeinde- 
glieder zu den gemeinen Lasten (das. S. 430 f.) 
zu den Kultuskosten einer Kirchengemeinde (das. 
S. 443), — über die Verpflichtung der Eisen- 
bahngesellschatlen , die benachbarten Grundbe- 
sitzer gegen Gefahren und Nachtheile in der 
Benutzung ihrer Grundstücke zu sichern (das. 
S. 452). 21. 

Der Rechtsweg ist zulässig: bei dem Antrage 
auf Entschädigung wegen polizeilicher Anord- 
nungen, welche von der vorgesetzten Behörde 
als unzulässig wieder aufgehoben werden (Entsch. 
des K. Preuss. Gerichtshofs — Justiz MJn. Blatt 
1854. S. 23); — bei Streitigkeiten über die 
Nüthwendigkeit von Pfarr- und Kirchen-Bauten 
(aus particularrechtllchen Gründen) (Ebendas. 
S. 94 f.), — wenn die Verbindüchkeit zur Ent- 
richtung von Beiträgen iur die Gemeindeschule 
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auf Grand eines spedeUen RechtsUtelfi bestritten 
wird (Ebendas. S. 122 f.) — unter den Mildie- 
d^n einer Gemeinde über die gegenseitige bei- 
Irigspflicht derselben zu den C^einde- und 
Sodetüts-Lasten (ebendas. S. 361 ), — über ver- 
meintliche Ansprüche auf Entschädigung für die 
ZOT Ungebühr erfolgte Einziehung von Gemeinde- 
Abgaben (ebendas. S. 371), — über solche 
Ldstungen der Gemeindemitglieder an Kirche 
und Schule, welche nicht auf allgemeinen ge- 
setzlichen Bestimmungen oder Orts-Observanzen, 
sondern auf recessmässigem Uebereinkommen 
b€TOhen (das. S. 438 f.). — ' 21. 

b) in Bayern. 

Die Israeliten geniessen zwar in Bayern nicht 
die Rechte öffentlicher Kirchengesellschanen, 
sind aber als Privat -Kirchengesellschaften auf- 
ff^ommen und es steht ihnen, unter gewissen 
Voraussetzungen, das Recht zu, eigne kirchliche 
Gemeinden zu bilden. Schulen zu errichten etc. 
Die Verpflichtung der einzelnen Mitglieder, die 
hierzu erforderlichen Beiträge zu leisten, beruht 
auf keinem civilrechtUchen Yerhältnisse, sie ist 
vielmehr ein Gegenstand des staatspolizeiUchen 
Aufsichtrechts. Die diesfallsigen Streitigkeiten 
wurden daher zur administrativen Entscheidung 
verwiesen. (Bl. f. Qlechtsanwendung in B. 1854. 
S. 121 f.). 31. 

c) in Baden. 

Bei einem ne^tiven Competenz-Conflikt, 
zwischen Vermiltungs- und Justizbehörden stellte 
das Grossh. Staats - Ministerium den Grundsatz 
auf, dass cfie Civilgerichte zwar die aus dem 
öffentlichen Rechte zu beantwortenden Fragen, 
welche mit einem privatrechtlichen Gegenstande 
zusammenhängen, sich selbst zu lösen hätten, 
jedoch nur insofern als es Fragen sind, die zu 
ihrerLösung keines besonderen Ausspruchs 
dtf Verwaltungsbehörde bedürfen, wie z. B. die 
Entziehung des Staatsbürgerrechts im Falle der 
heimlichen Auswanderung. (Magazin f. Bad. 
Recbtspfl. I. S. 482). — Die Entscheidung der 
Frage, ob und wann wegen eines rückgängig 
gemachten Kaufs der Verbindlichkeit zur Ent- 
richtung der Kauf-Accise wieder aufgehoben 
werde, gehört vor die . Adminislrativbehörde. 
(Annalen d. Bad. Ger. XXI. S. 340). — Die 
Ermächtigung zu Rechtshandlungen einer Ehe- 
frau ist rechtspoUzeilicher Natur, und gehört 
lücht vor die Gerichte, obgleich sie im II. Knf. 
Edikt nicht ausdrücklich dem polizeilichen Ver- 
ehren unterworfen ist. Dagegen ist die Ein- 
w^sung in den Besitz einer Verlassenschaft als 
dne Art possessorium summariissimum eine 
reine Rechtssache und desshalb zur richterlichen 
Competenz gehörig. (Jahrb. d. Bad. OHG. N. F. 
Xm. S. 316). — Die Einweisung in den für- 
sorglichen Besitz des Vermögens eines Ver- 
schollenen gehört vor die Administrativbebörde 

Jahib. f. Reebttwitf. 1855. 



und mcht vor die Gerichte, welche erst dann 
competent werden, wenn jene dem l^nweisunffs- 

Jesuche wirklich Statt gegeben hat. (Annalen 
. Bad. Ger. XXL S. 338). 60. 

11. Heber die Aishildoag der Riehter ni Ad- 
vekatea. Von Canzleiratk Jäger ia TAbiiren. (Gfe- 
richlssaal 1854. Bd. I. S. 478 ff. Bd. II. S. 72 ff. 
141 ff. 203 ff. 278 ff.). 

Während in den meisten Staaten Europas 
die Juristen die besondere Ausbildung zu ihrem 
Fache dadurch erlangen^ dass die gesammte 
Theorie der Rechtswissenschaft durch alle ihre 
Theile aur Hochschulen erlernt werde und die 
Einführung in das Geschüflsleben entweder unter 
der Leitung von erfahrenen Rechtsffelehrten in 
deren Praxis oder durch den Fraktikantendienst 
bei den Gerichten erfolge, werden in England 
auf den Hochschulen einzig die allgemeinen Bil- 
dungsgegenstände erlernt, wogegen die Rechts- 
wissenschaft im praktischen Leben erlernt werde. 
Das englische System beachte die Theorie zu 
wenig, das gewöhnliche System zu wenig die 
praktische Geschäftsgewandtheit. Der Zweck der 
Erlernung des Rechts könne ein verschiedener 
sein, fiir den, welcher sich nur eine encyclop. 
Kenntniss verschaffen will, für den künitigen 
Diplomaten, Historiker, Philologen, Tür die künf- 
tigen Advocaten und Beamten. Für alle diese 
Interessen, nicht blos dir die Ausbildung der 
Advocaten und Beamten seien die Lehranstalten 
zweckmässig zu organisiren. Der Lehrer habe 
sein Wissen in verständlicher Form allen Wiss- 
begierigen anzubieten und jedem derselben zu 
überlassen, ob und wieviel er sich davon zu 
eigen machen wolle. Der Lehrer habe nicht 
die Verpflichtung, den Einzelnen zu befragen, 
ob derselbe auch den Vortrag gehörig aulge- 
fasst habe. Dergleichen organisirte Prüfungen 
seien unpassend. Der Lehrer sei bereit, sich 
fragen zu lassen und Auskunft zur Belehrung 
zu geben, ohne ihn jedoch zu verpflichten, auch 
den Unbeholfnen die Sache unbedingt klar zu 
machen; vielmehr genüge es, wenn ihn diejeni- 
gen verstehen, weiche die erforderliche Befähi- 
gung und Vorbildung mitgebracht. Mündliche 
Besprechungen über wissenschaftliche Gegen- 
stände würden den gesammelten Stoff klären 
und sichten, auch dem Hörer die oft jetzt er- 
mangelnde Fähigkeit, das Gelernte gehörig wie- 
der vorzutragen, verschaffen. Der Staat möge 
für solche Besprechungen sorgen, jedoch ohne 
hieraus einen Zwang zu machen. Der Verf. 
empQehlt auch Disputirübungen, wobei er den 
Wegfall der Disputation bei Promotionen beklagt, 
jedoch dabei den Wegfall bestellter Opponenten 
und völlige Freigebung der Opposition wünscht. 
Der Verf. spricht sich ferner für die Repelitorien 
und Examinatorien aus, um jedem Einzelnen 
hierdurch die Gelegenheit zu geben, die Tiefe, 
Vollständigkeit und logische (5)nseqiienz seines 
theoretischen Wissens in allen Richtungen prac- 

3 
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tisch zu erproben, ffierbei bemerkt er, den 
die Obliegenheit des Examinirens erst neuer- 
dings <lem academiscben Lehriaohe beigesellt 
worden, während sie nach dem Begriffe und 
nach der Geschichte keineswegs dazu get)öre. 
Ebenso fordert der Verf. Processpractica und 
Reiatorien, um die [»^cdsche Urtheilskraft xu 
erproben und zu üben, sowie überhaupt eine 
gründliche wissenschaftliche Vorbildung. Hierbei 

Seht der Verf. auf die Nothwendigkcit des Stu- 
iums der alten Sprachen, der Ibthematik, der 
Philosopi.ie (insbt^ der Psychologie) etc. ein 
und bemerkt: Historisch und philosophisch soUe 
der Jurist seine Wissenschait erlernen und er- 
fassen, die Cultivirung der einen Richtung auf 
Kosten der andern sei eine sehr schädliche Ein- 
seitigkeit. Das historische Wissen müsse sich 
immer an die jetzige Zeit anschliessen und misre 
jetzigen Verbältnisse erklären. Leider sei den 
jungen Juristen oft das wirklich gililge Recht 
eine terra Incognila, deren Studium sie auf die 
Zeit der praclischen Anwendung verschöben. 
Allerdings sei hieran das Conglomerat unserer 
Gesetze mii Schuld. Das bestehende practische 
giltige Recht, nach seinem positiven Bestände 
vollständig vorgetragen, und philosophisch und 
historisch gehörig entwickelt, dies sei es, was 
unsere Rechtspflege verlange, während man jetzt 
häufig Alles antiquarischen und archäologischen 
Forderungen nachsetze. Dabei sei das Missver- 
hältniss zu beklagen, dass in den academiscben 
Vorlesungen der allgemeine Theil vor dem be- 
sondern aufTällig begünstigt werde. Bei den 
Vorlesungen sei durch Verweisung auf practische 
Fälle ein besseres Verständniss und eine Vor- 
bildung zur Praxis zu erstreben und bei den 
Relatorien immer das Bedürfniss der Praxis im 
Auge zu behalten. Das Studium der willkürli- 
chen Gerichtsbarkeit werde gleichfalls zur Un- 
gebühr vernachlässigt und ebensowenig Unter- 
richt in den Geschäftsformen ertheUt, so dass 
sich die Aspiranten für den gerichtlichen Dienst, 
trotz aller theoretischen Kenntnisse, wenig brauch- 
bar zeigten. Weiter entscheidet sich der VerC 
fär Beibehaltung der Prüfungen. Er will dine 
theoretische nach Vollendung der Universitäts- 
studien, und nach einer angemessenen Lehr- und 
Probezeit im Dienst- und Geschäflsleben eine 

tractische. Die Richtung der Prüfung solle da- 
in gehen, zu erforschen, ob die jungen Leute 
nicht nur wirkliches Wissen, sondern auch, ob 
sie es mit Verstand In sich aufgenommen haben, 
weshalb die Examinatoren hiemach Ihre Fragen 
einrichten sollten. Der Verf. macht hierbei auf 
die manchen Betrügereien auftnerksam, welche 
bei den schriftlichen Arbeiten unter Aufsicht 
durch Einschwärzunff von Hilfsmitteln verübt 
werden, und macht Vorschläge zu besserer Ein- 
richtung der schriftlichen Prüfungen. Ebenso 
verbreitet er sich über die Einrichtung münd- 
licher Prüfungen und erörtert sodann me Frage, 
ob die Prüfungen durch die Professoren oder 
andere Sadiverstäadige vorzunehmen seien. Er 



seigt <Ke Bedenken, wdMie aoweM g^gfm den 
ersten als gegen den letzten Vorschlag sich er- 
geben, und schlägt die Nlederseteong einer ge- 
mischten Ckwnssion vor, webel den BeanSen 
haoptsüdilich die pracüsolMi FietMr nmlhel^ 
len. Auch möchten die mindlidHfn früftmgen 
öffentlich gehalten werden. Es könnten 4 Tag« 
fiir die schriftlichen Arbeiten und 2 für die 
mündHchen Prüiungen bestimmt wer4en. Man 
solle übrigens strenge AnfordemngRn sIeHeii. 
Der Einwand, dass man gelinde veriin^ren solle, 
weil fich sehr häufig im ipractfschen Leben ein 
Mann noch sehr tüchtig bewähre, der in der 
Prüiung nicht glänzend bestanden habe, sei bei der 
Seltenheit solcher Fälle nicht sticbhallig. Noch 
könne die Frage entstehen, wie es mit den sog. 
Autodidaelen zu halten sei (welche die erfor- 
derliche Vorbikking nicht, oder doch nidht le^ 
diglich auf ^ner Hochschule gemacht haben). 
Der Verf. will sie »fassen. Endlich entsobeUel 
er sich ftir Concursprüfungen im Gegensntze 4er 
Einzetprüfangea. 38. 

12. Dfber lie PrlfniK der CandMttei der 
RechtswissfMeliaft. Von Ober -Appell. Ger. Rath 
Brinckmannin Kiel. Kiel, 1853. TOS. 8. 

Der Herr Verf. (seit mehr denn 20 Jahren 
Mitglied des juddiscben Examinations-Colleglf 
fUr Holstein und Lauenburg) behandelt in zw^ 
Hauptabschnitten zunächst nach allgemeinen Ge- 
sichtspun^Lten die Prüfung der Reohts-Gandidaten 
deutscher Staaten, und sodann im besonderen 
die vor dem holstein - lauenburgiscben Ofoerap- 
pellatlonsgericht in Kid übUobe Prttfimg. Nadi 
einer kurzen Erörterung über den Zweck der 
Prüfung wird eine UebenHcht derjenigen wissen- 
schafUichen Materien aufj^esteUt, welche in den 
deutsdien Staaten ziemlich allgemein fiegenslniid 
der juridische Examina sein werden (%. 1.) 
(Wir möchten denselben noch die Bhiioflophieiy 
wenigstens die Geschichte derselben, die g^ 
richtUche Medizin und Psychologie hinzufügen.) 
Zu den .,schädlichen und überflüssigen Hemm- 
nissen aer Prfifung^^ (S.2.) reohnet der Verf. 
jede Einrichtung, nach welcher die 2Ma8Sunff 
zum Examen sich etwa nach Gdrart und Stand 
bestimmen sollte, oder von einer jedesmaligen 
binderen Erlaidmiss abhängt ist Er ver- 
wirft das Prindp, den Zutritt zur Universüät 
von einem bestandraen Maturititsexamen abhän-- 
gig zu machen^), und erklärt sich auf das Ent«- 



1) f^Es ist nkht üi Abrede zu stellen , dass mitun- 
ter ein von Natur reich begabter für den Stand der 
Juristen vorzügUch geeigneter Kopt^ in einer Lage sich 
befindet, die es ihm unmöglich macht, eine Gelehiten- 
schule zu besuchen oder hinlänglich zu besuchen; 
oder durch Privatunlenicht, oder auf dem Wege der 
Selbstbelehrung so ausreichende Schulkenntnisse sich 
zu erwerben, dass er es wagen dürfte, sich einer 
t€hn]g«rechten Mataiitätsprüfiing zn nntcrwarfea. -*- 
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schiedeiisie fiigim jeden Zwaijig, eine Universität 
überhaiq)!^ ^.der wepigateos die Landes-Uniyer- 
sital besudiit, jgewisse Jalure ac;iideinisch verlebt, 
oder gewisse Vorlesimgan gehört zu haben. 
1.3: „Ob eine oder mehre Prüfungen"? Eine 
einzige Prürung beim Eintritt In's Gesohäftaleben 
werde genügen. Die praktische Befähigung und 
ioisbildung, welche 4^ch etwaige spätere Prü- 
gingen beurkundet werden soHy werde sich 
schcw iß der Praxis selbst so herausstellen, dass 
die Behörden, denen die definitive Anstellung 
und Beförderung der jungen Juristen (PraKtikan- 
\ffBL , Auditotren u. s. w.) obliegt , sich jederzeit^ 
auch ohne zweites und dritte^ Examen, darüber 
Auflkunfl verschaffen können. — Die Function 
der Prüfungsbehörde muss den höheren Landes- 
behörden überwiesen werden (%, 4.) , und zwar 
nicht als eine Nebenbeschäftigung, sondern als 
eine ^o we;sfmtUche Aufgabe, das^ während der 
Dauer der Prüfung im IJebrigen Gerichtsferien 
eintreten. Der Verf. erklärt sich bei dieser Ge- 
legenheit gegen die Errichtung besonderer Prü- 
fungs-Commissionen. Zwar werde es bei sol- 
cher Einrichtung leicht, das Examinations-Colie- 
giwn nur raM aolciien Personen zu besetzen, 
welche zur Prüfung das erforderliche Geschick 
.und die Neigung besitzen, .allein unter dem 
(schwer qi vermeidenden) häu6gea Wechsel 
ier Commiwons-MiigUeder leide die Ausbildung 
fester Grundsätze über die an die Candidaten zu 
stellenden Anforderungen und eines festen Maass- 
atabes für die Leistungen derselben. Jedenfalls 
dürfe eine solche Comndssion nicht aus zu we- 
Hiffen Mitgliedern bestehe, weil die Verantwort- 
lichkeit derselben eine zu grosse ^i. Auch das 
äSenÜkbe Vertrauen zur Befähigung der Candi- 
daten sei ein festetres , sobald das Zeugniss von 
dnem beaUmroten grösseren Collegium ausgehe. 
|. 5 : ,,Vejrbalten der Prüfungsbehörde gegen 
4ie Candidaten^V: die vom Verf. aufgestellten 
leitenden Grundsaize können wir in folgendem 
Ausspruch desselben zusammenfassen: 
„Stets wird das Bestreben dahin zu richten 
„aoin^ ,die Fäh^p^en und Kenntnissreiohsten 
„bis wr Cb*änze ihres Wissens und ihrer Be- 
^mrtbeiiungskrafl zu führen, sowie dem ge- 
,^nger)Begabten tund mit no4hdürftigen Kmnir- 
y,nissen Ausgerüsteten Gelegenheit zu geben, 
„nach Möglichkeit sich im vortheilhaflen Licht 
,^ ^fd|9€in. — Vor Allem 4as NQthdürfUgste; 
,^aBQ bJs zom möglichst Erreichbaren hin- 
n«ttfl« 



Solchen fähigen , in apsa^oFdeotliisher lAge aich be- 

Jodendfon, Kdpfen geschieht Unrecht. — Ma- 

'toriULtsprÜfongen en^Cehlen sich lediglich zum eignen 
^st«n derjenigen, die einen Schul -Cursus durchge- 

.macht haben — der Staat selbst darf von sol- 

.eben Prüfungen nur den Genuss der Stipendien ab- 
hängig VMfihwa- — ICein Schul-, kein Univer- 

iit#t8-, kein Collegien- Zwang." p. 10— 12. (Zu be- 
merken ist, dass der Verf. s^bst lange Zeit acadenü- 
scher Lehr^ gewesan.J 



Die Prü{^ng selbem (i.A) möge aus eiaani 
sich gegenseitig ergänzenden schriillicben und 
mündlichen Exi^en hosteten. Für das SchrHt- 
Uche: zwei von den einzebten Candidaten selbst 
zu wählende Abhandlungen (eine in deutsdier^ 
eine in lateinischer Sprache), die Anfertigung 
einer Prozess- Relation aus Civil -Acten, sowie 
die unter Abtheilungs-Clausur beaufsichtigie Be- 
antwortung einer Reibe gegebener Fragen aus 
allen Fächern der Rechtswissensohalt (darunter 
2 — 3 Fragen die in lateinischer Sprache zu l)e- 
antworten^j. Die Prüfungen isind zu bestimmten, 
regelmässig wiedorkehrenden Terminen abzuhal- 
ten , und me sich meldonden Candidaten zusam- 
men zu prüfen. (S. !•.) Die Zusammenatellung, 
namentlich der schriftlichen Arbeiten, macht oa 
möglich, das Verhältniss der Candidaten zu ein- 
ander hinsichtlich ihrer Kenntnisse und Fähig- 
keiten zu besUmmeti. ft. 8 u. 9: ,Pas Zei^niss 
und die Wirkung des Zeugnisses". Nzch vol- 
lendeter Prüfung ist die einlache Frage die, ob 
der Geprüfte so Viel geleistet hat, dass er unter 
die Zahl der zum ötfentlichen Dienst Befähigten 
aufgenommen zu werden verdient. Was gehört 
aber zur Würdigkeit? Nach welchem Ilaass- 
stab sind die Leistungen zu beurtiteilen ? Sehr 
wahr bemerkt Verf. : Bei diesen Fragen laufe 
im Grunde Alles auf Gelükl, Tact, willkürliches 
Urtheil und unbeschränkles Ermessen hinaus. 
Nur eine längere Hebung, und die längere col- 
legialische Verbindung 4er Examinatoren könne 
dazu beitragen, eine Festigkeit und Beständig* 
koii in die Abschätzung zu bringen. Um al^ 
dem ertheiUen Zeugniss einen praktischen Werth 
und das erforderliche Ansehen zu erhalten, ist 
Zweierlei nöihig: Ein Mal, dass die Prüfungs- 
behörde sorgfältig prüft, das Zeugniss gewissen- 
haft abwägt. Sodann, das» der Staat dem Zeug- 
nisse das gebührende Gewicht einräumt. Der 
Verf. bemerkt, es müsse allerdings auf die aus- 
gezeichneten Grade grosses Gewicht gelegt wer- 
den, verkehrt aber sei es, wenn der Staal 
schon die Bewerbung um gewisse Aemter an 
einen bestimmten Grad des Zeugnisses binde. 
Schon das Prädicat hinlänglicher Kenntnisse 
müsse den Candidaten als würdig erscheinen 
lassen, sich um jede Stelle au bewerben, welche 
Rechtsbildun|[ voraussetzt. In den folgenden 
%%. 10—16 giebt der Verf. eine detailUrte Schil- 
derung des Examens, welches seit 1834 für die 
holstein-lauenburgischen Rechts-Candidaten beim 
Oberappellalionsgericht in Kiel vorschrillsmäs- 
sig stattfindet, im Wesentlichen mit den oben 
angeführten Grundzügen übereinstimmt, und von 
welchem der Verf. in seinem „Vorwort" wohl 
mit Recht sagt, dasselbe erfreue sich überall 
eines guten Rufes. Eine genaue Darstellung 
desselben würde hier zu weit führen, allein beim 
Durchlesen dieses Abschnittes wird sich die 



2) Die holsteinische Prüfung findet gerade in dieser 
Weise statt. 

3* 
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Ueberzei^nff geltend machen, dass selbst die- 
ser locale Inhalt keineswegs ein nur locales In- 
teresse darbietet. Auch dieser Theil des Buches 
enthält Hittheilungen , die auch an andern Orten 
sich als praktisch erweisen werden , und aus 
Allem blickt die reiche Erfahrung des Verfas- 
sers, so wie seine, im Lande selbst allgemein 
bekannte, Liebe zur Sache auf das Unverkenn- 
barste hervor. — Den statistischen Bemerkungen 
entnehmen wir die Notiz, dass von Michaelis 
1834 bis ebendahin 1864 vor dem Oberappella- 
ttonsgericht sich 562 Candidaten zur Prüfung 
gemeidet haben. 140 derselben traten vor be- 
endeter Prüfung zurück, oder wurden wegen 
offenbarer Unfähigkeit abgewiesen. Von den 
geprüften 422 Candidaten erhielten:^; 



17 den (besten) „ersten Charaliier.^ 

46 den 2. mit sehr rühmlicher Auszeichnung. 

92 den 2. mit rühmlicher Auszeichnung. 
113 den 2. mit Auszeichnung. 
115 den 2. 

39 den 3. (niedrigster Grad.) 

Unter den Beilagen befindet sich u. A. auch 
ein Verzeichniss der den Candidaten, in zwei 
verschiedenen Prüftingsterminen , vorgelegten, 
schriftlichen Fragen. — Das juristische Publi- 
cum wird dem Herrn Verf. fär seine Schrift, die 
auch fiir Studirende mehrfache schätzenswerthe 
methodologische Winke enthalt, sicherlich Dank 
wissen*). 39. 



•ie leiestei Bestrebugen der Cresetegebug vid Literatur ii BeiEvg auf das 

Advokateawesen. 

Vom Finanzprocurator Advokat J. H. Beschorner in Dresden. 



„Das Amt der Fürsprecher, sagt v. Feuer- 
bach, bat in dem ewigen Rechte selbst und in 
der ewigen Ungleichheit menschlicher Anla- 
gen und Kräfte seinen Grund'^ und eben so 
wahr als schön ist der Ausspruch eines alten 
berühmten sächsischen Juristen Stübel: „Ohne 
Rechtsbeistände ist kein Richter, ohne Richter 
kein Recht und ohne Recht kein Werth des 
Lebens.^ Die Advokaten sind also in einem 
Staate eine Nothwendigkeit und wenn sie auch 
von mancher Seite her mit misstrauischen Augen 
als ein nothwendiges Uebel betrachtet werden 
mögen, so haben sie doch, wie jeder and^e 
Stand im Staate, die Berechtigung, zu verlangen, 
dass man auf ihre physische und moralische 
Existenz im Staatsleben Rücksicht nehme und 
dafür Sorge trage, dass denselben eine Stellung 
angewiesen und erhalten werde, welche ihnen 
ihrem hohen Berufe nach gebührt. 

Leider wird in manchen Ländern unsers Va- 
terlandes dieser Rücksicht nicht allenthalben 
Rechnung getragen. Es ist in der Tliat eine 
aufiaUende Erscheinung, dass man in gesetzt 



geberischer Hinsicht im Allgemeinen so weniff 
von den Rechtsanwälten Notiz nimmt, während 
doch ausser allem Zweifel ist, dass sie einen 
bedeutenden Einfluss auf den ganzen innem 
Organismus des Staatslebens ausüben. Sind es 
nicht die Anwälte, welche auf die Meinung und 
das Urtheil der Staatsbürger über die Mängel 
oder die Vorzüge der Gesetze, die gute oder 
böse Absidit der Regierungen, die Ehrenhaftig- 
keit oder Bestechlichkeit des Ridiierstandes den 
grössten Einfluss üben und dadurch Waffsn er- 
halten, die sie dem Staate eben so nützlich als 
gefährlich machen können? Das Volk, (itte Rech^ 
suchenden, werden in dem Advokaten immer 
ihre natürlichen Freunde erbhck^i, und sich 
gern von ihnen leiten lassen. Der grössere 
oder geringere Geschäftsbetrieb in den Justiz^ 
und Verwaltungsbehörden hängt viel mit von 
den Advokaten ab. Wo deren eine Uebefzahl 
ist, wo der Stoff der Gesdiäfte mit den Kräften, 
die ihn bearbeiten, in Missvcrhältniss liteht, da 
wird dne unnöthige, verderbliche Geschäftslast 
auch den Behörden aufgebürdet. Denn je mehr 



3^) Bis zum Jahre 1850 wurden auch die schleswig- 
schen Candidaten mil den holsteinischen zusammen 
examinirt, und ist die Zahl derselben in obige Ziffern 
einbegriffen. Seit 1850 findet für die Schieswiger ein 
besonderes Examen vor dem schleswig'schen Appella- 
llonsgericht in Flensburg statt. 

4) Wir fugen noch folgende, auf denselben Gegen- 
stand bezäglichen Notizen, welche uns von andrer 
Seite zugehen, bei: 

In einem Aufsatze in d. Mag. f. Hannöv. Hecht 
wird mit Beziehung auf die Resultate der letzten Prü- 
fungen (Winterhalbjahr 18^/53, ^^ ^^^ 28 als nicht 
bestanden 8 zurückgewiesen worden sind) darauf hin- 
gewiesen, dass die jungen Leute, welche die Univer- 
sität verlassen, häufig nicht mit den erforderlichen 
Kenntnissen ausgerüstet seien und namentlich des er- 



forderlichen Verständnisses des Rechts entbehrten. £s 
wird die llrsache hauptsächÜcfa in der Art des StudU 
gefunden, indem die jungen Leute die erste Zeit ver- 
geudeten und in der letzten Zeit durch Repetitorien 
gleichsam sich etwas FUtterstaat für das Examen ver- 
schaffien. 18. 

In Bayern ist in §. 40 der Verord. ▼. 6. März 1830, 
die Concurspräfung der zum Staatsdienste adspiriren- 
den Reehtscandidaten betr. bestimmt, dass diejenigen 
Candidaten , welche die practische Concursprüfung be- 
standen haben, ihre Praxis bei den kgl. Stellen oder 
Behörden oder, insofern sie sich der Advocatie be- 
stimmen wollen, bei einem recipirten Anwalte fortzu- 
setzen haben. Zur näheren Ausfuhrung dieser Vor- 
schrift ist eine besondere Verordnung erlassen worden. 
(Zeitschr. f. Gesetz«;. Bayerns L S. 176 f.) 20. 
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die Advokaten dem Gerichte zu dran geben^ 
desto grössere Ausdehnung müssen diese er- 
halten, desto mehr muss das Beamtenpersonal 
vergrössert uid der JusUzaufwand vermehrt 
werden. 

Es liegt daher, um hier nur Einen wichtigen 
Punkt zu berühren, für eine Regierung nichts 
näher, als Einrichtungen zu treffen, welche die 
Zahl der Advokaten in einem Staate auf ein 
richtiges Verhältniss zu dem Bedürfnisse zu- 
rückführen. Wir haben zwar früher selbst für 
unbeschränkte Zulassung zur Advokatur ge- 
kiUnpft Hod müssen auch jetzt noch die dafür 
angeführten Gründe imPrincip iiir richtig halten; 
allein keine Regel ist ohne Ausnahme; eine 
übertriebene Consequenz führt zu Schaden. Hat 
sich in einem Lande die Zahl der Sachwalter 
in einer so bedrolüichen, gerechte Besorgnisse 
erweckenden Zahl vermehrt, wie in Deutschland, 
besonders aber in einigen kleinem Staaten des- 
selben, vorzugsweise dem Königreich Sachsen, 
da ist es die Pflicht der Regierung, rasch und 
energisch einzugreifen; denn sonst gehen die 
Advokaten wie die Rechtsucbenden zu Grunda 
Es treten dann allerdings alle die Uebelstünde 
ein, welche die Gegner der freien Advokatur 
vorziAräigen pflegen, dass die Sachwalter alle, 
auch die schlechteste Sache übernehmen, dass 
die Processe über die geringrügigsten Gegen- 
stände bis ins Unendliche aus'gesponnen und 
breit getreten werden, dass das Publikum zu 
Anstellung von Processen von geschäflslosen. 
hungrigen Anwälten künstlich angespornt una 
die gemeinsten Mittel, Bestechungen aller Art, 
Anpreisungen der Dienste, Auslheilung von Adres- 
sen an Lobnbediente, Hausknechte etc. ange- 
wendet würden, um nur Praxis sich zu ver- 
schaflen. Daher kommt es, dass sich die alten 
Klagen über das Unwesen der Advokaten immer 
wieder erneuern. Was hilft es, dass aus dem 
Stande der Advokaten selbst seit den letzten 
Decomien so viele Stimmen laut geworden sind 
und dringend um Abhülfe des Nothstandes ge- 
beten haben; was haben alle die wohlgemeinten 
Vorschläge gefruchtet , Advokatenordnungen 
mit Disciplinarräthen zu errichten , die Zahl der 
Advokaten auf ein richtiges Maass zurückzu- 
führen, die Zulassung zur Advokatur durch die 
strengsten Prüfungen zu erschweren, entlassene 
Staalsdiener nicht in die ehrenwerihen Reihen 
der Advokaten wieder eintreten zu lassen, als 
wären sie für diesen Wirkungskreis noch gut 
genug? Nur in wem'gen Staaten hat sich die 
Seset^ebung mit dem Advokatenstande beschäf- 
ttgt Leider ist Sachsen ^) nicht darunter be- 
griffen, das freilich üb^haupt mitten in seinen 



1) VergL meinen Aufsalz im Archiv für civ. Praxis 
31 B. S. 474 ff. über freie Advokatur. 

2) In der allemeasten Zeit im^J. 1854 ist daselbst 
dif Zahl der jährlich zu creirenden Advokaten von 35 
aof 25 herabf etetit worden. 



grossen, geselsgeberiscken Geburtsarbeiten, die 
nichts weniger als Umgestaltung aller zeither 
bestandenen Gesetze bezweckten, sitzen geblie- 
ben ist und vor der Hand sich nur mit einigen 
neuen Gesetzen begnügen wird, die eine Reor- 
ganisation des Advokatenwesens nicht gerade 
unbedingt erheischen. 

Es hat in der That für denjenigen unter 
den deutschen Advokaten, der seinen Beruf von 
einer höheren Seite auffasst und die redliche 
Absicht hat, auf das uneigennützigste die Inte- 
ressen seiner Clienien zu fördern, der nicht blos 
handwerksmässig verfährt und die Advokatin- 
als eine blose Quelle seines Erwerbes ansieht^ 
sondern die hohe« Mission darin erbUckt, für 
AuGrechthaltung der Gesetze im Staate und Wah- 
rung der Rechte der Staatsbürger zu kämpfen^ 
etwas tief Kränkendes und Bescnämendes, wenn 
er Schilderungen über den Zustand des deut- 
schen Advokatenwesens lesen muss, wie sie in 
der jüngst erschienenen, sehr beachtenswerthen 
Schrift von Nölhier, die deutschen Juristen und 
die deutsche volksthümliche Gesetzgebung seit 
1848. Cassel 1854. S. 265 ff. (s. vorsl. S. 28) 
enthalten sind. 

Leider enthält der Artikel unendlich viel 
Wahres. Wer unter den Advokat^ Deutsch- 
lands geschätzt und geachtet ist, der «ist es 
leider nicht „weil" sondern „obgleich** er 
Advokat ist. Leider gilt d^ Spruch eines gros- 
sen Königs, der freilich den Advokaten über- 
haupt so feindlich gesinnt war, dass er sie ganz 
aufliob auch noch heute: Multi sunt advocati, 
sed pauci electil — Es sind in der That zu 
viele; Nöllner hat berechnet, dass ein Heer von 
6000 Advokaten — circa 1000 allein im Kö- 
nigreiche Sachsen, wovon etwa 170 auf Dresden 
und 188 auf Leipzig kommen! — über Deutsch- 
land ausgebreitet ist, und dass wenn man das 
Einkommen eines einzehien nur zu 1500 Gulden 
annehmen wollte, vom deutschen Volke ein Tribut 
von 9 Millionen Gulden jährlich von Urnen er- 
hoben würde! — 

Er stellt den Advokaten Deutschlands dn 
wahrhaft beschämendes Zeugniss aus. Er sagt^ 
die Abneigung der Regierungen und des Volkes 
gegen die Advokaten sei eine historische, es 
herrsche nur eine Stimme darüber, dass die 
deutschen Advokaten entartet seien, dass der 
materiellste Eigennutz Feilheit und Gemeinheit 
der Gesinnung, Rabulisterei bei ihnen zu finden 
sei und bezi^t sich dabei auf das Urtheil eines 
der ausgezeichnetsten der deutschen Anwälte, 
Steinackers 3). 

Deutschland, Tährt er fort, sei ein wahres 
Eldorado, ein Califomien der Advokaten, das 

fresse Invalidenhotel aller Processlustigen. Kein 
and der Welt habe so viele und verhtiltniss- 
mässig so wenig gute Advokaten, nirgends 
wüthe mehr die Seuche der Processsucbt, nir- 

3) In seiner Schrift: die Aufgabe des Adyokaten- 
standet. S. 27. 29. 
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gends trage sfe meW zur Yerarmong bei, als fn 
Deutschland. Dabei misst er allerdings die 
Schuld davon der mangelhaften Gesetzgebung 
ti>erhaupt und den unzweckmässigen Einlrich- 
tonffen des Processverfahrens, der ganzen Rechts- 
yernissung, bei. Und so ist es^ auch. Es ist 
nur zu verwundern, dass bei der grossen Üeber- 
schwemmung Deutschlands mit Advokaten und 
bei den höchst mangethaften Einrichtungen die 
Rechtsanwälte sich in der Mehrzahl noch auf 
der Stufe erhalten haben, auf der sie sich ge- 

fenwärtiff befinden. DafSS übrigens Nöllner den 
erfall des Advokatenstandes mit zu grellen 
Farben schftdert, lässt sich nicht leugnen. Wir 
müssen wenigstens Sachsens Advokaten gegen 
dergleichen Beschuldfgunpit, wie sie Nöllner 
vorbringt, in Schatz nehmen. Kein Land in 
Deutschland hat verhältnissmössig soviel An- 
wälte als Sachsen und dennoch bewahrt die bei 
weitem gfrössere Mehrzahl derselben die Ehre 
des Standes und zeichnet sich durch Rechtschaf- 
fenheit, Berufstreue und Geschicklichkeit aus. 
Räudige Schafe finden sich überall, auch die 
Staatsdiener sind davon nicht frei. Allein dop- 

telt und dreifach hoch ist es an einem Advo- 
alen zu schätzen, wenn er trotz detr grossen 
Ungunst der Verhältnisse, tfotz der mangelhaften 
Einrichtungen, den Lockungen zu Unredlichkeiten 
und Treulosigkeitenr widersteht, die in keinem 
Stande so häufig und in so mächtig anreizen- 
der Weise vorkommen, als in dem Sachwalter- 
Stande. Wer weiss nicht, wie leicht Leiden- 
schaK zu missbradchen Ist; und die Leidenschaft 
ist es in der Reffet, die die Processe veranlasst 
imd zu dem Gebrauche eines Advokaten führt. 
Wie oft kommt nicht der Anwalt in die Lage, 
die verlockendsten Zusagen für die Durchfüh- 
rung einer Sache, den Gewinn des Processes 
KU erhalten, wie oft wird er nicht veranlasst, 
sein eignes Interesse mit dem seines Clienten 
KU verknüpfen! Wie leicht ist es dem cha- 
rakterlosen, leichtsinnigen, habsüchtigen Rath- 
geber in den Augenblicken, wo sich sein Client 
In der höchsten Noth und Verwirrung befindet, 
sich Vorthetle zu stipuliren und seinen Clienten 
Schaden zu verursachen! Wir sind daher zu 
der Schhissfolgerung berechtigt, dass, wenn von 
Seite der Re^erungen für Hebung des Standes 
etwas gethan viilrde, der Advokatenstand zu 
dem Ansehen und der Stufe sittlicher Voll- 
kommenheit gebracht werden vnirde, die Ihm 
seiner hohen Mission nach gebührt. 

Wir sind allerdings auch mltNölhier (Vergl. 
auch: Dr. Gustav Gelb, die Reform des deut- 
schen Rechlslebens, Leipzig 1848. S.61 ff.) der 
Ueberzeugung , dass schon die Oeffentlichkelt 
des Verfahrens viel dazu beitragen wird, rich- 
tigere Urthelle fm Publikum über die Advokaten 
hervorzubringen. Die wirklich geschickten, gut 
gesinnten, redlichen unter Ihnen müssen dann 
hervorleuchten. Allein das Advokatenwesen 
seihst muSs auch in den meisten Staaten Deutsch- 
lands noch besser organisirt w'^deh; es i^h^- 



len AdvOkatenordütmgeA ; es thVH dl¥ dtt 
Ehrgefühl der Hitglieder, den esprtt de corps, 
erweckende Einrichtung der Disciplinarräthe, 
das Taxwesen ttrass in efner Welse gefeg^R 
werden , dass der Sachwalter nicht durch dtfe 
unpassende Art und Weise der Abstreicnun- 
gen seiner (Jebühren erniedrigt und seftien 
Clienten gegenüber compromittlrl werde; die 
Zulässigkeit zur Advokatur muss auf das äns^ 
setste erschwert werden und die Regierung 
muss ein sorgfältiges Auge darauf haben, dass 
die Zahl der Sachwalter nicht das gehörig^ 
Mass überschreite *); bei deft Prüfungert <fer 
Candidaten zur Advokatur wäre es nicht un- 
2weckmässiff, den älteren, erfahrenfere Advokaten 
eine MitwirKung und eine Stimme mit einzu- 
räumen ; eine gewisse Unabhängigkeit muss dem 
Advokaten gesichert bleiben, Wenn sein Wir- 
ken nicht ein ganz illusorisches sein soll ^}. 

Wir shid überzeugt, dass wenn der Advo- 
katenstand in der so eben gezeigten Weise 
eine iWiedergebm't feierte, er allenthalben dfe 
Achtung seiner Mitbürgei^ wiedei« gewini^A 
würde, so dass man mit tlecht von Imn sagen 
könnte, was der berühmte Canzter d'Aguesseaa 
in so schöne Worte gefasst hat: 

,,Un ordre aussi anclen, que la magistrature, 
aussi noble que la vertu, aussi nöcessalre que 
la justice.** 

Der Advokatenstand ^ einst das seminarlutt 
dignitatum. so sehr gepriesen zur Zeit der Re- 
publik und der Kaiser in Rom und jetzt nodi 
in hohem Ansehen in Ländern des öffentlichen 
mündlichen Verfahrens, wie England, Frankrei(*, 
Amerika, wird, auf bessern Boden verpflanaA^ 
seine erhabene Mission begreifen lernen! Es 
wird ihm die höchste Aufgabe sein, das Rechd 
im Staate zu verwirklichen und das Ansehen 
der Gesetze des Landes aufrecht zu erhaltcfifi 
in suchen! — 

Die Advokaten werd^ dann als eine mit 
den Waffen der Intelligenz ausgerüstete Macht 
erscheinen, welche nicht blos gegen die Staats- 
gewalt und deren Organe aufgestellt Ist, sondetli 
auch für dieselben In Zelten des Umsturzes und 
der Revolution. Dass dies viele der Advokaten 
in den stürmischen Jahren 1848 und 1849 nicht 



4) In Sachsen -Coburg z. B. ist mittels Verordo. V. 
11. Nov. 1840 die Zahl der Advokaten auf 12 be- 
schränkt worden, (Einwohnerzahl circa 41000). In 
Schwarzbnrg-Sondcrshausen beschränkt eine Verordn. v. 
21. März 1842 die Zahl aaf 15 für den nnterherrschaft- 
licben Landestheil und auf 12 für deh oberfaerrschaft- 
liefaen. Um dieselbe Zeit traf ameh Hannover Ansti^ 
ten, die Zahl der Advokaten «af das BOthweäcy^t 
Bedürfniss zurückzuführen. 

5) Eine solche Unabhängigkeit wird im höchsten 
Grade gefährdet, wenn man die Advokaten, sei es 
auch nur auf einige Zeit, gleichsam auf Frobe abstel- 
len wollte, wie diess nach ßopp , im Gerichtssaal Y. 
Augusthetl, 1853. S. 150 flf*. im Grosshe^ogthnrii Hessen 
beabsichtigt worden. Der Anwaltvetein in Hessen hat 
dagegen protestirt. 
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iMgriffm hebea^ W tr^lUk travrig, beweist aber 
nur, ims die Eegiermgen verabsäumt hatten^ 
den Advokalenstaad die richtige Stellung im 
Staate dnsurteBiien. Es gab übrigens auch ge-» 
nog Advokaten in jenen Zelten^ welche den 
ezfdiirtra Genossen ihres Standes in den Weg 
traten »d ihnen zonefen, der Boden des Ge- 
setzes sei niemals zu verlassen; in Revoiulionen 
habe der Anwalt gerade vor allen andern Staets- 
bär^em die doppeke, hdlige Verpfiicbtang, mit 
MhIa und Entschlosseiriieft seiner Pflicht und 
seinem Eide getreu durch Wort und Tbat dabin 
zu wirken^ dass das Ansehen und die Krall der 
Gesetze unenffetastet bleibe. Der Advokat hat 
¥or allen An&rn den Ciceronianischen SfNruch^ 
der auch auf den Sesseln des Dogen von Ve- 
nedig zu lesen war, zu beherzigen: Idcirco 
legum servi sumus, ut liberi esse possimus. 

Ist es der Regierung gelungen, den Advo- 
katen ihren richtigen Platz unter den Staatsbür- 
gern zn verschalen, so werden jene als die 
geschworenen Feinde aller Revolutionen, aller 
gesetzlosen Zustände erfunden werden; denn 
sie sind ja als die Wächter der Gesetze bestellt^ 
det&i Verletzung sde nicht ungestraft hingeben 
lassen ddrfen! — 

Man beg^pie nur den Advokaten mit Ver- 
traoen: sie haben in den letzten Decennien durch 
Wort und That gezeigt, dass es ihnen Ernst 
um ihre moralische Erhebung ist; welches reiche 
Feld bietet nicht, wie wir weiter unten zeigen 
werden, die Literatur seit 1840 an zwekroäs- 
ägen Vorschlägen filr verbesserte Einridtiungen, 
dto alle von Sachwaltern ausffegangen sind, 
wichen der jetzige unglückliche Zustand der 
Enuedrigung von Tag zu Tag unerträglicher 
wurde. — Doch wir brechen hier unsere Ein- 
Idtung zu dem reichhaltigen Stofle ab und gehen 
zo der uns gestellten Auigabe selbst über, welche 
in einer g^rängten Schilderung des gegenwär- 
tigen Zttstandes der Gesetzgebung und der Li- 
teratur bezüglich des Advokatenwesens besteht. 

Werfen wir nun einen Blick L auf die ge- 
selzgeberisehe Thätigkeit, welche be- 
sonders seit dem Jahre 184S neue Einrichtungen 
in Bezug auf das Advokatenwesen hervorgerufen 
bat, so begegnen wir zuerst 

1) in Oesterreich einer provisorischen 
Advokatenordnung aus dem Jahre 1849, die 
unter dem Justtzfl^nister Schmerling zu Stande 
gekommen ist und nur iiir die deutsch-österreichi- 
schen Staaten Gültigkeit hat. Nach ihr soll die 
Zahl der Advokaten nach dem jedesmaligen Be- 
dürfirias bettessen werden. Sie fuhrt Advoka- 
tenkammem ein und besliramt deren Organisa- 
tkw. Auch lisst sie bei Prüfung der Cai^idaten 
ar Advokatur MilgUedar des Advokatenstandes 
Tbml nehmen. Das Gesetz, welches auch nur 
ein provisorisches sein soll, ist äusserst allge- 
mein und summarisch gehalten und würde als 
defniUves Gesetz nicht allenthalben genügen. 
Ein weit vollständigeres und beacbtungswertberes 
Ges^tsisl dagegen die Advokatenordnung, welche 



mittel Kaiseri. Patentes vom 24. JuU 1852 filr 
Ungarn, Groatien, Slavonien, das Temeser Banat 
und die serbische Woiwodsctiaft, mit Ausnahme 
der Militärgrenze, promulgirt worden ist. 

Das Gesetz besteht aus 63 Paragraphen und 
zerfällt in 5 Hauptstücke, von denen das 1. über 
die Bedingungen zur Erlangung der Advokatie, 
das 2. von den Rechten und Pflichten der Advo- 
katen, das 3. von den Advokatenausschüssen, 
das 4. von der Ausübung der DiscipÜnargewalt 
über die Advokaten und das 5. von der Erlöschung 
der Advokatur handelt. Wir heben daraus fol- 

Sendes als besonders bemerkenswerth hervor: 
iit der Advokatur ist weder mk besoldetes Staats- 
amt noch die Ausübung von Häklergeschädlen 
vereinbar. Die Advokaten werden vom Justiz- 
minister ernannt, welcher auch die Zahl der- 
selben für den Sprengel jedes Gerichtes und 
deren Vertheilung an die verschiedenen Ge- 
richtsorte nach Vernehmung mit den Qber- 
Serichten und dem Advokatenausschusse, 
em jeweiligen Bedürfnisse gemäss, bestimmt. 
Das Redit des Advokaten, Parteien im Civilrechts- 
wege zu vertreten, erstreckt sich auf den ganzen 
Sprengel des Distriktsobergerichtes, in welchem 
er seinen Wohnsitz hat Diesen darf er ohne 
Genehmigung des Justizrolnisters nicht ändern« 
Auch darf er sich ohne Genehmigung des Ober- 
gerichtes aus dem Distrikte nicht entfernen. 

Die Rechte und Pflichten der Advokaten sind 
im 2. Hauptstück äusserst speciell aufgeführt, 
was wir lobend anerkennen und was wir z. B. 
in der für das Königreich Sachsen von den An- 
wälten selbst entworfenen Advokatenordnung^ auf 
die wir weiter unten zurückkommen, schmerzlich 
vermissen. So ist z. B. dem Advokaten die 
strengste und gewissenhafteste Prüfung der ihm 
übertragenen Sache zur Pflicht gemacht; er muss 
über den Gegenstand des Streites einen schrill- 
Uchen Aufsatz (species facti) verfassen, darin 
die ihm angegebenen Thatsachen und Bewds- 
mittel genau anführen, und denselben von der 
Partei unterzeichnen und eine Abschrift davon 
unter seiner Vollziehung der Partei auf derra 
Verlangen aushändigen. Das Original ist er dem 
Richter auf dessen Begehr vorzulegen schuldig. 
Seinen Beistand darf der Sachwalter nur aus 
gegründeten Ursachen verweigern. 

Eine Taxordnung für die (^bühren der Advo- 
katen scheint nicht zu bestehen. Der Advokat 
hat zu liquidiren und wenn der Client nicht be- 
zahlt, so wird darüber nach vorläufigem eondra- 
diktorischem Verfahren durch Urtheil entschieden. 
Die Belohnung, welche ein Advokat von sdner 
Partei zu beanspruchen hat, ist nicht nach der 
Bogenzahl und der Zahl der Termine, sondern 
nach den im Processe wirklich geleisteten Diensten 
zu bestimmen. Es soll dabei darauf gesehen 
werden, ob der Advokat auf die Vorbereitung 
zum Processe, vorzüglich auf die Herbeischaflung 
der Beweismittel grosse Mühe verwendet, in den 
Verhandlungen einen höheren Grad von Kennt- 
nissen, Fieiss und Geschicklichkeil bewiesen^ die 
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Yorscfariften der Processordnang genau beobachtet 
und den Process nach Möglichkeit beschleunigt 
habe etc. 

Was die Advokatenausschüsse anlangt, so 
werden sie nicht von den StandesinitgUedern, 
sondern vom Justizministerium gewählt und zwar 
auf Ein Jahr; die Ausschussmitglieder können 
aber von Jahr zu Jahr wieder bestätigt werden. 
Sie haben keine Strafgewalt, sondern können nur 
über das pflichtwidrige, strafbare Betragen der 
Mitglieder Anzeige bei dem zuständigen Gericht 
machen. Uebrigens stehen dem Ausschusse unter 
andern folgende Rechte zu: Begutachtung der 
Gesuche um Verleihung der Advokatur, das Recht, 
Vorschläge wegen Aenderung und Verbesserung 
in der Rechtspflege und im Advokatenweseif 
zu machen; Leberwachung der Aufrechthaltung 
der Ehre und Würde des Advokatenslandes ; 
Oberaufsicht über die Standesgenossen und Disci- 

Elinargewalt über die Advokaturs -Candidaten. — 
^er Ausschuss Tührt zu diesem Zwecke genaue 
Verzeichnisse über die Candidaten etc. 

Die eigentliche Disciplinargewalt über die 
Advokaten üben die Gerichte aus ; der 4. Ab- 
schnitt handelt darüber sehr ausführlich. Die 
Strafen bestehen in Geld, Suspension und Re- 
motion vom Amte. Eine recht erfreuliche Be- 
stimmung ist die, dass von den Gerichten nicht 
blos die von den Advokaten verwirkten Verweise 
und Strafen aufgezeichnet werden sollen, sondern 
auch das besondere Lob, das ihnen von den 
Gerichten ertheilt wird, damit, vfie es heisst, 
bei vorkommender Gelegenheit der ver- 
dienstliche Rechts freund vorzüglich 
berücksichtigt werden könne. Solche 
Anordnungen beleben das Ehrgefühl der An- 
wälte und wirken aufmunternd. Auch in Frank- 
reich hat man den Nutzen einer ähnlichen Vor- 
schrift eingesehen. Nach einer Ordonnanz vom 
20. Nov. 1822 Art. 44 haben die Gerichte jedes 
Jahr dem Justizminister diejenigen Advokaten 
namhaft zu machen, welche sich durch ihre Kennt- 
nisse, ihren Takt und ihre Uneigennützigkeit 
auszeichnen. 

Ein andres sehr umfassendes, in die Details 
gehendes werthvolles Gesetz ist auch 

2) das hannoversche v. 8. Nov. 1850 
über die Einrichtung von Advokatenkammern. 

Man unterscheidet in Hannover auch zwischen 
Anwälten und Advokaten, eine Trennung, die 
wir schon der dadurch entstehenden Weitläu- 
figkeit und Kostspieligkeit wegen nicht billigen 
können ^). Höchst anerkennenswerth ist es, dass 
das Gesetz den Advokaten mit eüiem Vertrauen 



6) Vergl. Schlink im Gerichtssaal V. Jahrg. Aprü- 
heft S. 273 S. 

' Zeitschr. für Recbtswissensch. n. Gesetzgebung des 
Auslandes B. XVI. S. 285 ff. 

Meine Schrift: die Reform des Advokatenslandes 
in Deutschland. Dresden und Leipzig, Amold'sche 
Buehhandlong 1840, S. 14 ff. 



begegnet, wie es seHen in andern Statten n 
finden ist. Die Advokatenkammem dürfen nach 
diesem Gesetz durch das Organ des Staatsan- 
waltes — das Institut der Staatsanwaltschaft M 
in Hannover eingeführt — Anträge auf Erlas- 
sung neuer oder Veränderung bestehender Ge- 
setze oder Verordnungen stellen, wahrgenom- 
mene Mängel in der Verwaltung der Rechtspflege 
zur Sprache bringen, Gutachten über mitgetiieitte 
Gesetzentwürfe an die Regierung erstatten, die 
Regierung von den Bedürfnissen des Advoka- 
tenstandes in Kenntniss setzen und die geeig- 
neten Maasregeln zu Hebung des Standes und 
Förderung des Berufs in Vorschlag bringen, über 
die von der Regierung etwa an sie gelangend«! 
Fragen über Festsetzung der Anwaltszahl bei 
dem Obergerichte, über Ernennung von Anwäl- 
ten oder Advokaten und über me Befähigung 
der Angehörigen der Kammer gutachtlich sich 
äussern etc. Die besondern Geschäfte der Kam- 
mern werden durch Ausschüsse verwaltet. Die 
Kammern haben Disciplinargewalt, die der <Se- 
richte ist aufgehoben; nur bei den Gerichts- 
sitzungen üben dieselben, wie sich von selbst 
verst^t, die Polizei aus. 

Die Advokatenkammem können sogar Suspen- 
sion auf die Dauer von zwei Jahren und Re- 
molion wegen Unwnrdigkeit aussprechen. Die 
Vollziehung der Strafen geschieht durch den 
Staatsanwalt. Die Anträge auf Disciplinar- 
strafen ausser der blosen einfachen Rüge ge- 
schehen durch ein dazu beauftragtes HitgUed 
der Kammer (Syndikus), welches das Amt eines 
Staatsanwaltes ausübt. Der Ausschuss urlheitt 
nach seiner Innern Ueberzeugung. Üeber an- 
gelegte Recurse entscheidet, wenn Anträge auf 
Suspension oder Remotion des Beschuldigten 
vorliegen, der Cassationssenat des Oberappella- 
tionsgerichtes, ausserdem die Plenanrersamm- 
lung der betreffenden Anwaltskammer. 
/ Die Beiordnung von Armenanwälten und Ad- 
vokaten geschieht durch die Anwaltskanuner, 
der auch eine zweckmässige Mitwirkung bei 
dem Honorar durch Erstattung von Gutachtoi 
überwiesen worden ist. 

Auch in Braunschweig ist 

3) ein Gesetz über Advokaten unterm 19. 
März l8ö0 erschienen 7). Auch dieses Gesetz 
trennt die Sachwalter in Anwälte und Advoka- 
ten. Zum Anwalt kann Niemand ernannt vrer- 
den, der nicht Advokat ist. Die Zahl der An- 
wälte ist beschränkt, die der Advokaten nicht. 
Es bestehen Advokatenkammem mit Disciplinar- 
gewalt. Sie können den Antrag auf Suspen- 
sion stellen. Ihr Befugniss geht also nickt so 
weit, vde in Hannover, wo die Kammern die 
Suspension und Remotion ihr^ Mitglieder durch 
Vermittelung des Staatsanwalles s^bst v#meh-« 



7) lieber die gleichzeitige Taxordnung s. in der 
Braunsehw. Zeitschr. f. 1854. S. 17 ff. 

1k Red. 
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mm ktaien. Jedes Mar findet eine General- 
ToraaDUttlung der Anwälte statt. 

4) Im Itönlgreiche Sachsen hat sich seit 
dem Jahre iSSö dine ungewöhnUcbe Regsam- 
lutiy ein anerkennenswerther Eifer gezeigt^ um 
eine moralische Erhebung des AdvoEatenstandes 
zu bewirken. Es war die Presse nicht allein, 
wetehe mit Reformvorschlägen hervortrat und 
auf die Mängel und Gebrechen des Advokaten- 
wesens aiAmerksam machte^ sondern es Uldc^en 
sich ober das ganze Land Advokatenvereine; 
der Assodationsgeist trug audi die herrlichsten 
Früchte. Ihm allein ist das seit dem Jahre 
1849 bestehende segensreiche Institut dner 
Wittwen- und Wais^kasse für Advokaten im 
Königreiche Sadisen und ctem angrenzenden 
Herzogäium Altenburg zu verdanken. Diese 
Einrichtung besteht jetzt im schönstm Flore; 
eine nicht unbedeutende Anzahl Wittwen und 
Waisen genossen schon die Früchte derselben 
und preisen die Urheber des gegenwärtigen 
Institutes. 

Es besteht gegenwärtig noch ehi allgemei- 
ner sächsischer Advocatenverein , der Jährlich 
seine Generalversammlung hält. Auf einer 
derselben wurde bereits im Jahre 1848 eine 
Advokatenordnung berathen, deren Entwurf im 
gedachten Jahre der Regierung zur Berücksich- 
tigung bei der künftigen Gesetzgebung über- 
reicht wurde. Er findet sich abgedeckt im 
Wodienblatt für merkwürdige RechtoTälle. Leip- 
tig bei Tauchnitz. 8 Jahrg. 1848. S. 88 fr. und 
in der (jetzt eingegangenen) Anwaltzeitung 
Darmstadi bei Jonghaus. 5. Jahrgang. 1848. 
S.14öfr. 

Sieben Jahre sind sdtdem verflossen, allein 
bis jetzt hat ^ch die Regierung noch nicht ver- 
anlasst gesehen, dn solches Gesetz emaniren 
zu lassen. Es ist uns aber nicht unbekannt, 
dass sie sich mit dem Gegenstande mehrüach 
beschäftigt hat und dass der Grund, vi^eshalb 
man noch mit Erlass der Advokatenordnung zö- 
gert, darin liegt, weil man sie als eng zusam- 
menhängend mit eineat neuen bürgerlichen Pro- 
cessordnung erachtet, die bis jetzt noch nicht 
berathen worden ist, da eine Menge anderer 
tief dngrdfender Gesetze, wie eine neue Straf- 
processordnuttg, dn neues Strafgesetz, ein 
neues Civilgesetzbuch etc. zu bearbdton waren. 

Da man aber einmal davon hat absehen 
müssen, die totale Reform der Gesetzgebung 
Sachsens in Bnem Gusse herzustellen, da z. b. 
die Strafprocessordnung , das neue Strafgesetz 
hn Lande publicirt wenlen und zur Anwendung 
kommen wird, bevor nur die Civilprocessord- 
nong und die andern, mit einander eng zu- 
sammenhängende Gesetze im Entwürfe noch 
fertig geworden, so erscheint es uns unbedenk- 
lich, wenn dne Advofcatenordnung, die von 
dem ehrenwerthesten Thdie der sächsischen 
Sachwalter so lange schon vergeblich ange- 
strebt worden, unberüdcsichtigt des gleichzo- 
gen Erachdnens anderer Gesetze, wie der bür- 



gerlichen Proeesserddung, jetzt schon erlassen 
würde. 

Wir tfadlen über den Inhalt des von den 
sächsischen Sachwalt^n sdbst zu Stande ge- 
brachten Entwurfs hier Folgendes mit: Er zer- 
fällt in vier Abschnitte mit dnem Anhange. 

Der erste Abschnitt enthält allgemeine Grund- 
sätze über den Anwaltstand, wobei unter an- 
deren zu Wahrung der Unabhängigkeit desselben 
bestimmt ist, dass d^ Advokat kein Staatsdie- 
ner sei. 

Auch geht der Entwurf noch von der Idee 
der freien Advokatur, der unbeschränkten Zu- 
lassung zu derselben, wenn den Bedingungen 
des Examens genügt ist, aus. Dieser Grund- 
satz wird wenigstens in so wdt aufzugeben 
sdn, als der Regierung, welche zweckmassig 
dabei das Gutachten der Advokatenkammem 
dnzuholen haben wird, es frei stehen muss, 
dner übermässigen Koncurrenz, einer üeber- 
schwemmung des Landes mit Anwälte, wie sie 
jetzt im vollsten Masse besteht, vorzubeugen. 

Der 2. Abschnitt handelt von der Zulässig- 
keit zur Advokatur und bestimmt zweckmässig 
die Theilnahme der Sachwalter bei den Prüfun- 
gen der Candidaten. 

Der 3. Abschnitt beschäftigt sich mit den 
Rechten und Pflichten der Advokaten. Dieser 
Thdl könnte noch specidler sdn, da der Can- 
didat, der in den Advokatenstand eintritt, vor- 
her nirgends Gelegenhdt gehabt bat, sich genau 
mit der eigentlichen Au%abe sdnes Berufes, 
seinen Rechten und Pflichten bekannt zu machen. 
Es ist diess eine von den vielen Lücken, die 
auf den Universitäten, die doch zunächst für 
die Praxis ausbilden sollen, bemerkbar sind und 
wofllr manche Spreu in den Lehrgegenständen 
wegbleiben könnte, die für das praktische Le- 
ben auch nicht den geringsten Nutzen gor- 
währt. 

D^ vierte Abschnitt enthält die speciellen 
Normen für die Anwaltkammem und deren 
Einrichtungen, Zusammensetzungen und Wah- 
len. Eine Landesanwaltkammer, die aus Mit- 
gliedern der Bearksanwaltkammer besteht, ver- 
tritt die Gesammtheit der Advokaten des Lan- 
des. Der Anwaltkammer steht dn Disciplinar- 
strafrecht (Ermahnung, Verweis, Geldstrafe etc.) 
zu und sie kann bei der Regierung auf Sus- 
pension und Remotion einzelner Standesmitglie- 
der antragen. 

Ein Anhang über (tte Regresspflicht der 
Sachwalter könnte vielleicht Zweifel verursa- 
chen, ob er nicht passender in das Civilge- 
setzbuch gehöre. Er wurde in die Advokaten- 
ordnung aber mit aufgenommen, weil die der- 
malen bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
darüber äusserst hart sind und die ganze bür- 
gerliche Existenz dnes Advocaten oft von einem 
Zufalle abhängig machen. 

5) In Preussen besieht im Appellations- 

ferichtsbezirke Cöln in Folge des Gesetzes vom 
. Juni 1844 ein Disdplinarrath der Advokaten 
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und AitwMl0 •). Die QmbAHsf^Mnt ist dabei 
nicht ausgeschlossen. 

Bei j^em aoss^halb Cöbi bestriienden Land- 
ffericble^ an dessen Amtssitze wenigstens 12 
beim AppelMonsg^lchte immatriknlirte Adro- 
katen wohnen, soll ein Dlsciplinarrath Ton 5 
AdvokatanwSlten gebildet werden. In CöUi 
selbst b^teht er aus 9 Mitgliedern. 

Advokatan walte, die schon einmal mit 
Suspension belebt oder im Laufe des letzten 
Jahres zu irgend einer Disciplinarstrafe Tenor- 
tbellt worden, können nicht Milglieder des Dis- 
cipBnsfratties sein« 

Die Wahl zum Dlscipllnarradie geschiebt 
folgender Massen: 

Sämmtllche Adrokaten und Anwälte des Be- 
zirks, für welchen die Wahl stattfinden soll, 
werden Mtit Genehmigung des Generalprocura- 
tors (ohne welche überhaupt keine GeneraWer- 
sammlung derselben zulifcisig ist) durch schrift- 
liche Einladung zusammengerufen und wählen 
nach Stimmenmehrheit in Cöln 14, in den übri- 
gen Bezirken 8 Candidalen, von welchen we- 
nigstens <He Hälfte ans den älteren (?) Ifitglie- 
dmi des AdTOkalenstandes genommen werden 
muss. 

Der Generalprocurator begtimrai nun flir das 
nächste Justigabr unter den Gewalten die Mit- 
glieder des Disciplinarrathes und dessen Vor-* 
Steher, der zugleich Vorstand der Advokaten 
mtd Anwälte Ist. Das jüngste Mitglied versieht 
die Funktionen eines Sekretärs. Die ffewsöilten, 
aber nleh« zu MItgUedem des Disciplinarrathes 
ernannten Advokatanwälte sind zur Stellver- 
tretung berufen. 

Dem Dlscipltorratbe liegt ob, nicht blos 
über die Erfüllung der besonderen Amtspflicht 
ten, sondern auch derjenigen Pffichten der Ad- 
vokaten und Anwälte zu wachen, welche Eh- 
renhaftigkeit, Redlichheit, ZartgePühl und An- 
stand mit sich bringen; er bat Beschwerden, 
welche die Partelen an ihn bringen, zu unter- 
suchen und zur Erledigtmg zu bringen; Ver- 
stösse gegen die Anwaltspflichten geeigneten 
Falles im DiscipUnarverfahren zu besU^afen, ohne 
Rilcksicht auf den deshalb imCMl- oder Straf- 
verfahren zulässigen Rechtsweg. Jeder Advo- 
kat und jeder Anwalt ist verpflichtet, über Be- 
schwerden oder Anschuldigungen sesen ihn 
auf Erfordern des Vorstehers schriftliche Aus- 
kunft zu geben. Das Strafverfahren vor dem 
Disciplinarrathe besteht darin, dass der An^e- 
sckuldigte unter Hittheihmg der erhobenen An- 
schuldigung und der Beweismittel acht Tage 



8) Siebe über die Advokatanwälte bei dem rheini'^ 
nitehen Strafverrahreii , die Schrift von Dr. Schletter, 
die rheinische Gerichtsverfassung und das rheinische 
Strafverfahren (Altenburg 1847) S. 49 if. Anwalt 
kann nur der sein, der auch Advokat ist, so dass 
jeder Anwalt zugleich Advokat (Advokatanwalt) ist, 
nicbl aber jeder Advokat auch Anwalt ivt 



vorlier xu seiner VernehMunff su einer Sizng- 
d es Disciplinarrathes einffek&n wini Im diaaer 
wird der Angeschuldigte vemeamien wai die 
nach Süroaemehrheit beaeUosseiie Entschei- 
dung sofort oder in ehier nicht über 8 Tage 
Unaus anxnsetzenden Sitounff verkttncfat 

Die Strafen, welche eraannt werde» kön^ 
nen, b«;stehen in Ermahnung, Verweis, Suspen- 
sion nicht über ein Jahr (mer Vertust der Ei- 
genschaft als Advokat oder Anwalt Nach eimr 
zweimaUffen Suspension ist» wenn dieselbe zun 
dritten Male verwirkt wäre, stels auf Verlust 
der Eigenschaft als Advokat und Anwall acui 
erkennen. 

Gegen das Straferkenntidss ist Berufung ia^ 
nerhalb Monatsfrist zulässig, ttber welche der 
Dlsciplinarrath des AppellationsgMichts entschei- 
det. Gegen die Entscheidung 2. Instans ist nur 
Kassatioiisrecurs zulässig. 

Für die alten preussischen Provinzen be^ 
steht die Verordnung über die Bildung einen 
Ehrenrathes unter den Justizcommissarien, Ad-- 
vokaten und Notarien voan 30. April 1847, 
welche nur unbedeutende Modificationen durch 
das Gesetz vom 21. JuU 1852, 9- 667. In Ver- 
bindung mit dem Gesetz vom 7. Mai 1861, 
|. 37—43, in*" Bezug auf das Vcarfohren be- 
züglich der Appellatieaen wider die Entschei- 
dung des Ehrenrathes erhalten hat 

bei jedem LandesjnstizcoUegium wird aus 
der Mitte der Advokaten ein Ehrenrath von 6 
— tO Mitgliedern einschh'essUch des Vorsitzen-- 
den geUloet. Der Ehrenrath, den die Advokaten 
selbst mit absoluter StiramemDehrheit der in dcff 
Generalversammlung Anwesenden wählen (|« 21 
der Verordnung) und der sefai Amt unentgelt- 
lidi verwaltet, ist befugt und verpflichtet, über 
die Erfällung der besonderen Amtspffichten, mh- 
wie deijeaigen Pflichten seiner Standesgenossen 
zu wachen, welche durch Ehrenhaftigkeit, Red** 
lichkeit und Anstand bedingt werden. 

Jedoch wird dabei in dem Befugnisse d^ 
Gerichte, in den bd ihnen schwebenden Rechts*- 
angelegenheüen die Advokaten z« ihrer Schul«* 
digkeit anzuhalten und mit Ordnungsslrafen n 
biegen, nichts geändert. Der ^renrath iuit 
das Recht, die Disciplinamntersnchung, welche 
durch einen zu Wissenden Beschluss zu eröSben 
ist, selbst zu ftthren, Zeugen vorzuladen, den 
Angeschuldigten zu vernehmen etc. 

Behufs der Entscheidung wird der Ange«* 
schuldigte durch eine schriftliche Vorladung, in 
welcher die gegen ihn erhobenen Anschuldi- 
gungen und Beweise angegeben sebi müssen, 
zu einer Sitzung des Ehrenrathes eitirt. fai 
dieser Sitzung werden die einzelnen Anscbul*- 
digungs^unkte von dem Referenten enUdcfait^ 
die Zeujgenaussagen und anderen Beweismittei 
vorgelesen, der Staatsanwalt mit seinen Antrat 
gen and der Angeschuldigte mit sein^ Ver*- 
theidigung gehört und sodann die beschlossene 
Entscheidung sofort oder do(^ in einer binnen 
8 Tagen anzusetzenden Sitzung verkündigt 
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ne St^altNV, #gi itor EhrmirMli ei^keniiett Emenrnnig erfbigl durch kdufgliches Dekre« N» 

iirf , bestehen In Eimsihming oder Warmng. eliien tm Lande besthnnüen Ort Die Prexfg Ufl 

Vmreis, fiefdbnssen bis za öOO Thaler hihi aber im ganzen Königreich gestattet. 
fifeBsteffHassimg. Bei der EnUeheidong bat der Dfe Mbtthrenordming Ist vom 15. Dec. 185!^ 

Efarenrath nach seiner ans dem ganzen Inbegriff DiselpttnarriKhe der Advokaten bestehen nicht, 

der Verhandlungen und Beweise gesdiföfiten bi der Rheinpfelz gelten die französischen 6e- 

Uebc^^EeWgunrg zu uTtheiten. setze. So viel m/s bekannt, existlren daselbst 

Dem Affgesehvidigten wie dem Staatsanwatte anch keine DiscIpUnarräthe. Die Dlsciplin lAer 

Sieht gegen Ae Eiitscbefdiing des Ehrenralhes die Advokaten wird von den Gerichten ausge*- 

ein Recvrs aiV das Obertribunal offen. Das tH)t nach zwei Verordnungen vom 23. März 

Terfiihren dabei richtet sich nach dem Gesetz 1813 und 28. Januar 1822. In München besteht 

vom 7. llai 1861. §. 37 — 43. ein Anwaltsverein, jedoch nur ohne ofßciellen 

Uebrigens erfolgt die Wahl der Mitglieder Charakter. Der Stand der Advokaten soll auch 

Am Ehrenrathes und ihrer Stellvertreter auf In Bayern im allgemeinen in Ungunst stehen, 

sechs Jahre. Nach Ablaof von drei Jahren wenn auch etnzehie Mitglieder einen hohen Grad 

tfchddet Ae H§ine der Mitglieder und Stellver- von Ansehen bei ihren Mitbürgern erreichen. 

Ireter ans und w^d von Neuem gewihlt. Das Die pekuniäre Stellung der Advokaten ist aus^ 

erste Mid werden die Ausscheidenden durch ein serordentlich verschieden und hat das Hgen- 

Loos, demnächst dtirch die Zeit bestimmt, wel* thümliche, dass ein Mittelstand fehlt und dass 

che seit ihrer Wahl verstrichen. Die Ausschei* es viele sehr beschiftigte Advokaten nrft gros- 

denden sind wieder wählbar, können jedoch sen Einkoninien und sehr wei^ gesuchte, mit 

die Wahl ablehnen, wenn die Wiedererwählung dürfUgen Einnahmen giebt. - 
Mch Abltfuf der drei Jahre erfolgt. 7) Ausserhalb Deutschland ist uns ein neues 

Die Annahme der Wahl kann nur aus über- Dekret in Frankreich vom 22. März 1852 unter 

wfetenden Gründen, deren Prüfung dem den Louis Napoleon als Präsidenten der Republil^ 

Wralakt leitenden Präsidenten des Landesjustiz- beliannt geworden , welches die Wahlen der 

eoHegiums zukommt, abgelehnt werden. Der Disciplinarräthe (conseil de discipiine) regelt. 
Vorsitzende des Ehrenrathes wird von den Mit- Es ist darin vorgeschrieben, dass die Dfs- 

ffliedem desselben durch absolute Stimmenmehr- clplinarräthe direkt von der Generalversamm- 

fielt gewäbft. Die Mitglieder des Ehrenrathes hing der immatriknlirten Advokaten (inscrits an 

werden durch die Amtsblätter bekannt gemacht, labteau) und zwar nach absoluter Stinmienmehr-^ 

Sicherem Verndimen nach hat sich die Bn- beit der wiriitich Erschienenen gewählt werden. 

Ttchtnüg des Ehrenrathes in Preussen bewährt Der Vorsteher, Stabträger (bätonnier de Ton- 

mid die Rechtsanwälte selbst sind damit zufrie- dre) wird wieder von dem Disciplinarräthe mit 

den. Die Praxis hat in Bezug auf das Verfahren absoluter Stimmenmehrheit gewählt und zwar 

bieff iMsefplinarvergehen nachgeholfen. So er- nur aus der Mitte des Discipllnarrathes selbst 

tbeih z.B. derEhrenrath an manchen Orten bei (Diess ist eine Beschränkung, die früher nicht 

geriilgeren Verstössen Mahnungen und Verwar- bestand, indem der bätonnier sonst aus liämmt- 

nängeA ohne fiirmlicbes Urrtieil und ohne münd*- liehen Mitgliedern der betreffenden Abiheilung 

bebe V^handlung durch eine einfache VerHl- (colonne) erwählt werden konnte). DerAdvoka^ 

gütig nach vorgängig^ schriftlicher Verantwor- welcher ehimal eine Disciplinarstrafe erlitten, 

inng des Beschnldigten. Die letzteren sind in kann nach Befinden der Umstände bis auf 10 

der Regel mil diesem abgekürzten Verfahren Jahre von der Wählbarkeit in den Disciplinar- 

zQMeden. Das im Gesetz vorgeschriebene Un- rath ausgeschlossen werden. Der Secretär wird 

tei-sncbaArsveriMren ist übeHiaupt etwas zu auf Präsentation durch den bätonnler von dem 

schwerning. Die Idee des Gerichtes der Stan- Disciplinarräthe bestimmt, 
deegenössen, Judicium parium, wird allerdings Im Jahre 1850 wurde auch in Genf ein nenes 

dorch des Recursverfahren , iii welchem das Gesetz über Advokaten entworfen , welches den 

Obertrlbuüal entscheidet, etwas allerirt. Den- Unterschied zwischen avocats und avou*s bei- 

iN^ck wird ein Rechtsmittel immer nöthig blel- behielt. Vergl. Archiv itir civ. Praxis 34. Bd. 

ben «id öine andere Instanz, etwa der Ehren- S. 128 ff. 

rath eines benachbarten Bezirks , auch Ihre Be- Bin h*ellich nicht mehr ganz neues Gesetz 

denken haben, da diesem die PersönUclikeit des ist das am 2. Sept. 1899 in Toskana erschie- 

betreffbiiden ImHviduums oft lan^e nicht so be- neue. Vergl. darüber Mittermaier in der Zeit^ 

kalffit sefn Wfrd, wie dem Geriditshof, in des^ schrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung 

Mi Sfn'etigel der Angeschuldigte sich befindet, im Auslande 18. Band 2. Heft XV. S. 248 ff. 

6j bn Königreiche Bayern sind unseres (Die Advokaten stehen in Italien in grossem 

Wleseüis in neuester Zeit keine den Advokaten- Ansehen). 
StMd betrcfSlBtide Gesetze erlassen worden. Es Es bleibt uns 
ist, um in Bayern Advokat zu werden, kein II. 

beizenderer BIMungsgang vorgeschrieben, son- um unsere Aufgabe vollständig zu lösen, noch 

dem die Advokaten werden aus der allgemei- übrig, unsern Lesern eine Ueberschau der 

HM 1^1 der Slaatsaspiranten genommen. Die neusten Erzeugnisse der Literatur be*« 



Digitized by 



Google 



41 



m. ttMlirecMt 



1 



sjl^rUch des von ans behandelten -Gegenslandes 
2U geben. Als d^ Verfasser des vorliegenden 
Aufsatzes vor nunmehr fiinfzehn Jahren mit sei- 
ner Schrift: die Reform des Advokatenstandes 
in Deutschland. Dresden und Leipzig. Arnold* 
sehe Buchh. 1840, das lange Schweigen un- 
terbrach, das in der Literatur über den Advo- 
katenstand bisher geherrscht hatte, begann er 
seine Vorrede damit, dass der beste Theil aller 
literarischen Thätigkeit nicht sowohl in dem 
bestehe, was sie gebe, als in dem, was sie in 
andern Geistern anrege und durch diese wirke. 
Dieser Satz bewährte sich auch trefHich. Wie 
als wenn nun das Zeichen zur EröfTnung der 
allgemeinen Debatte über die angeregten Fragen 
gegeben worden, lösten sich auf einmal die 
Zungen und es folgten nun kurz hinter einander 
mehrere werthvoUe und bedeutende Schriften. 
Gleichzeitig mit dem Werke des Verfassers der 
vorliegenden Abhandlung erschienen die „Ideen 
zur Verbesserung des Advokatenstandes im 
Königreich Sachsen^^ von Blechschmidt, die 
derselbe als Petition den damals versammelten 
Ständen überreichte. 

Beide Schriften bezweckten, dem Advoka- 
tenstande eine würdigere Stellung im Staate zu 
verschaffen. Beide kamen darin überein, dass 
de Mittel dazu lediglich durch eine verbesserte 
Gesetzgebung geschaffen werden können, dass 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens, 
Errichtung von Disciplinarkammem, slrenge 
Prüfungen der Candidaten der Advokatur durch 
mündliches, öffentliches Examen vorzunehmen 
seien. 

Blechschmidt erklärte sich auch für Fest- 
stellung der Anzahl der Advokaten und ange- 
messene Vertheilung derselben im Lande, eine 
Ansicht, die wir damals in unserer Schrift noch 
bekämpften und von der wir jetzt nur in so weit 
zurückgekommen sind, dass wir der Regierung 
das Recht und die Pflicht vindiciren müssen, 
bei einer zu colossalen Ueb^häufung der Mit- 
glieder des Anwaltstandes einen Damm vorzu- 
schützen. 

In beiden Schriften wird unter andern auch 
auf Abstellung der Uebelstände gedrungen, wel- 
che das unkundige, gewissenlose Practiciren der 
Nichladvokaten sogenannter Winkeladvokaten, der 
Agenten und überhaupt unberufener Personen, 
worunter häufig auch subalterne, höhere Staats* 
beamten zu finden, mit sich fuhrt; es wird 
auf eine anständigere Behandlung der Advokaten 
in Bezug auf die Vergütung ihrer Mühewaltun- 
gen hingewies^ — wir haben uns stets gegen 
eine Taxordnung im Principe erklärt. — 

Im Jahre 1841 erschien eine neue Schrift 
von K. Steinacker (Advokat in Holzminden^ 
im Jahre 1842 Präsident der Braunschweigischen 
Ständeversammlung), die Aufgabe des Advoka- 
tenstandes in constitutionellen Staaten. Braun- 
schweig. Friedrich Viewer und Sohn 1841. 
Dieses Buch ist eine der beachtenswerthesten, 
bedeutendsten Erscheinungen auf dem Gebiete 



der Literatur über den van uns behandelten 
Gegenstand. Der Verfasser ist ganz von der 
Grösse und Erhabenheit seines Berufes durch«- 
drungen und alle seine Schilderungen und Ver- 
besserungsvorschläge deuten auf ^en edkm, 
ehrenwerthen Charakter. 

Er entwickelt in seiner Schrift zubdrs^ die 
Bedeutung des Standes, geht dann auf die Schil- 
derung des gegenwärtigen Verhältnisses des 
deutschen Advoluitenstandes über, bespricht so- 
dann die Ursachen seines Verfalles und gelaafft 
endlich zu den Vorschlägen üb^ die Mittet, 
dem Uebel abzuhelfisn. Sie stimmen mit dänen 
überein, die wir oben schon erwähnten. Audi 
Steinacker verspricht sieh von der OeffentUch- 
keit des Verfahrens den günstigsten Einfluss auf 
die Hebung des Advokatenstandes. Welche 
hohe Meinung er von dem Berufe eine Sachwal- 
ters hat, geht daraus hervor, dass er folgende 
EigenschalV^n von einem Advokaten fordert: 
Tüchtige, gediegene und umfassende Bildung, 
klares, besonnenes Urtheil, gründliche au»» 
dauernde Arbeit, Ordnang und PünktUchk^ 
ein strenger und gewissenhafter Rechtssinn, Red- 
lichkeit, Treue und Uneigennützigkeit, uner- 
schrockenen Muth mit Geduld und besonnener 
Ruhe gepaart, endlich und vor all^ Dingen 
ein kräftiges Selbstbewusstsein auf fleckenlose 
Sittenreinheit gegründet. 

Auch in Preussen regte sich das EhrgeiäU 
der Anwälte und machte sich Luft in mehreren 
Produkten der Presse. 

Beachtenswerth ist in dieser Beziehung die 
Schrift von Dr. Strass, über die Reform des 
Advokatenwesens im Preussischen Staate aa- 
menllich in Bezug auf die Stellung der Jistiz- 
commissarien. wriin 1840. Der Verfasser 
scbliesst sich im allgemeinen den von Blech- 
schmidt in der oben angezogenen Schrift ge- 
machten Vorschlägen an, ist für Fixirong der 
Zahl der Anwälte und spridit sich für Advo- 
katenordnungen mit Disciplinarkammem ans. In 
einem Punkte können wir mit demselben nicht 
übereinstimmen. Er will nämlich den Sachwal- 
ter als angemessene Ermunterung und Aus-^ 
Zeichnung Rang, Titel u. dgl. vindidrt wissen. 
Wenn wir nun auch der Ansicht, sind, dass 
Advokaten gleich andern Staatsbürgern, welclie 
sich um das allgemdne Wohl verdient gemacbk 
haben, gidcher Massen die im Staate üblichen 
Auszeichnungen zu Theil werden müssen, so 
können wir doch nicht den Vorschlägen Strass's 
beitreten, sondern meinen, dass der Advokat 
sich durch unverbrüchliche Treue und Redlich- 
keit, durch unermüdlichen Flelss und Gesdiick- 
lichkelt eine Stellung im Publikum verschaffen 
möge, die ihn in dem Auge des Vernünftigen 
weit höher stellt, als Rang, Titel undO^den!-^ 
Der Vorläufer eines grösseren Werkes waren 
die 

Beiträge zur Reform der Advokatur 
in Deutschland und insbes-ondere in 
den altpreussischen Provinzen, Magde* 
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borg W BmU Bttnsdi 1845, iv^ehe in vier Ab- 
scholUeB über die Gebtthren der Advokaten^ die 
Verpffichtang zwr Uebernahme von Armensachen, 
die Winkeladvokaten nnd Uilüsvereine handelte. 
Im Jahre daranf erschien das Hauptwerk selbst, 
betitelt: Me Reform der Advocatu* in Deutsch* 
fand und insbesondere in den altprenssischen 
Provinzen. Yen A. v. Hagen, Justizoommissar 
und Notar. Diess ist eine sehr fleissig gearbei- 
tete, gründliche, interessante Schrift, welche 
auch viele neue historische Notizen über den 
Advokatenstand enthält, im übrigen aber in der 
Hauptsache unter Allosirung und Benutzung der 
früher erschienoien Schriften den gemachten Re- 
{(Nrmvorschüigen bettritt. Der Verfasser ist übri- 
gens für geschlossene Zahl der Advokaten. Die 
Schrift hat ftir Preussen besondern Werth, da 
z. 6. der zweite Abschnitt derselben die Preuss. 
Justizcommlssariatsordnung zum Gegenstande 
hat. InKurbessen stellte sich der Obergericbts- 
mwalt L. Aisberg zu Cassel an die Spitze 
sekier Standesgetiossen , und berieth sich mit 
denselben über die Mittel, um eine Verbesse- 
nng des Advokatenwesens hervorzubringen. 
Er legte das Resultat dieser Verhandlungen in 
emer kleinen Schrift»): Vorschläge zur Ver- 
besserung der Stellung des Anwaltstandes (Kas- 
sel 1848) nieder. Auch er ist ftir Errichtung 
von Anwattskammem und Disdplhiarräthen aus 
der Mitte d^ Advolcaten selbst. In Bezug auf 
das Honorar spricht er sich für das GnHidprin- 
cip aus, dass die Gebühren nach dem Werihe 
des Sireitgegenstandes und der Wichtigkeit der 
Sdiriftea und Termine in verschiedene Abstn- 
fitogen zu I)estimmen sind. 

Eine neue von Aisberg vorgeschlagne Ein- 
richtung ist die Errichtung von Salarienkas- 
sen, weic^ den Zweck hat, die Sachwalter 
von der drückenden Last zu befreien, den Stem- 
pel und die Gerichtskosten, Portis, Insinuations-^ 
gebitfiren aus «gnen Mitteln für cHe Parteien 
vorzusdiiessen. Es ist dem Schriftchen der 
Entwurf der Organisation eines solchen Salarien- 
kasseainstituts beigetfeben. Nach demselben 
sollen Vorschüsse in diese Kasse geleistet wer- 
den , «reiche auf Verfügung des Gerichts bin- 
nmi einer gewissen Frist von jeder der strei- 
tendeft Parteien eingezahlt werdfen. Aus dieser 
Kasse werden nun alle obige Kosten auch der 
Stempel bestritten. 

Auch befindet sich in der Alsberg'scfaen 
Schrift als Anhang zu den VorsiMägen ein 
Entwurf einer Anwaltsordoung für Kurhessen 
mit Anwattskammem. lieber die Einrichtung 
der letzteren, deren Geschäftskreis und Geschäfts- 
flinridilung, sind sehr qpecielle Bestimmungen 
darin getroffen worden. 

Das neueste beaohtenswerthe Werkchen üb^ 
den vorliegenden Gegewtand ist vom Dr. Höpf- 



9) HttcM. in den kritischen Jahrb. für deutsche 
HaebindMaDsoludU XH. Jahrer, 9. H<(U S. S29 ff. 



ner in Dresden. Er hat es betitelt: Die Ent- 
würfe A., eines Gesetzes über die BefMriffUng 
zu juridischen Staatsämtem und über die Aus- 
übung der Rechtsanwaltschaft. B. EhierRechts- 
anwaltsordnung, und es soll als Anhang zu 
des Verfassers Entwurf einer bürgerlichen Pro- 
cessordnung ftir Deutschland gelten. 

Dr. Höpfner fand einen reichen Stoff, ein 
bereits sorgfältiges bebautes Feld vor. Er hat 
die Vorschläge seiner Vorgänger fleissig benutzt 
und zweckmässiges davon in seinem Entwürfe 
verwendet. So will er, dass Anwalt und Richter 
auf ganz gleiche Weise gebildet und geprüft^ 
von beiden gleiche Kenntnisse und Fäh^rkeiten 
verlangt werden. Er dringt auf Verbesserung 
des juristischen Lehrcursus auf den Hochschulen. 
Er wünscht, dass ihm eine praktischere Richtung 
gegeben werde. Seiner Ansicht nach soll schon 
auf den Gymnasien juristische Encyklopädle 
vorgetragen und eine Chrestomathie juristischer 
lateinischer Schriftsteller eingeführt sein. Die 
Prüfungen sollen theils mündlich, theils schrift- 
lich sein; die schriftUchen müssen unter Clausur 
gearbeitet werden. Das Resultat der Prüfung 
soll einfach auf Tüchtig oder Untüchtig lauten; 
die Annahme verschiedener Abstufungen sei an 
sich unnütz und führe zu Begünsligungen und 
Verdächtigungen. 

Ein beim ersten Anblick unwichtiger Gegen«- 
stand wird auch vom Dr Höpfner mit berührt, 
der bei den Prüfungen der Kandidaten berück- 
sichtigt werden soll, die Handschrift, he*- 
serlichkeit derselt)en sollte geradezu als Er«- 
forderniss im Gesetz mit aufgenommen werden. 
Der Praktiker weiss, welche grosse Nachtheiie, 
welche entsetzliche Zeitverschwendunff eine he*- 
derlkhe, nachlässige, unleserliche Handschrift 
verursacht. Der lüchter, der Advokat bringt 
mit Entzifferung unleserlich geschriebener Akten 
viele Stunden bei der Arbeit mehr zu; er liest 
oft etwas falsch oder bringt eine Stelle rar nicbt 
heraus. Und dann beb» Mundiren, welche In- 
convenienzen ! Der Copist braucht mehr Z^t^ 
um solche Hieroglyphen abzuschreiben; in die 
Reinschrift gelangen aller Mühe ungeachtet, mehr 
Fehler; der Durchsehende verliert mit Anstrei- 
obuttg derselbe wieder Zeit, zur Correktur wird 
abermals Zeit vergeudet Welches Unhdl stütet 
also d^e Nachlässigkeit des sich Gehenlassen des 
Schreibers an! — 

Nach Höpfher's Entwürfe soll das Efgenthum 
an den Privatakten dem Sachwalter zugehören, 
gegen Versäumnisse derselben soll ohne Unter- 
schied sofort restituirt werden. Die Rechtsmi- 
waltsordnung Höpfner's ist richtiger ein Gesetz- 
entwurf über Einrichtung von Anwaltkammem 
zu nennen. Um jede Suprematie der verschie- 
denen im Lande bestehenden Anwaltkammem zu 
hindern, verwirft der Vferfasser die Einrich- 
tmig einer Landesanwaltkammer, wie sie der 
vom allgemeinen Sächsischen Anwaltverein vor- 
gelegte Entwurf einer Advokatenordnung vor-* 
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EKhlagen und ^eUt eine sofcumwAB V<>r^ 
ino»ar fasst, die dureh das Loes l^s^mt 
werden soll und die Vertretwi 4ef Geawwini- 
hidk der Anwälte des Landes au? Ein Jahr Über- 
»ehraen soll. 

In maoehen Dingen geU 4er Verfasser m 
weit und räumt dem Aufsiohtsrathe (oder Disoi** 
plinarrathe) der Kammern Befugnisse eiji^ deren 
Ausübung sich die Regierung nicht nehmen las- 
sen kann. Suspension undKemotion der Advo- 
katen kann nicht in die Hände des Disciplinar- 
rathes gelegt werden, es mag ihm das Betugniss 
erlheitt werden, Anträge bei der Regierung dar- 
auf zu stellen ; allein wenn die Regierung die 
Advokaten anstellt, muss ihr allein das Recht 
zustehen, sie su suspendiron oder ganz abzu- 
setzen. Noch verdient eine kleine Brochure Er- 
wähnunff, weil sie die Anschauung eines älte- 
ren sädisischen Rechtsanwaltes über die Ver- 
hältnisse der Advokaten in Sachsen enthält, 
welche betilelt ist: 
Aphoristische Gedanken über die Reform des 
Sachs. Advokatenstands von E. Fr. A. Behr- 
nauer Advokat und Gerichtsdir. zu Bautzen. 
Der Verfasser wünscht unter Anderm eine 
verbesserte Einrichtung der Prüfung der Candi- 
dalen zur Advokatur. Sie sollen z.B. die Fer- 
tigung von Klagen, Einlassungen, Beweisen, 
Defensionen etc. als Probearbeiten auferlegt be- 
lioniittdn; die praktische Vorübung bei einem 
Advokaten soll durch Gesell besser geregelt und 
-durch Vermitlelung der DisoipUnarlounmern d»- 
4iin gewirkt werden, dass die gereiileren Advoka- 
ten sich der Ausbildung der Candidaten besser 
jds bisher unterziehen. Behraauer ist übrigens 
ete entschiedener Gegner der freien Goncurrenc 
bei der Advokatur; er will eine geschlossene 
Zahl derselben und meint, dass die Verthei^Uffer 
des entoegengesetzten Princips sich von m*- 
jchen Se^iffen von Freiheit hätten verleite 
lassen. & empfiehlt das Institut der Anwalts«*- 
!kanmem mit Disciplinargewalt, spricht sich aber 
gegen die Taxordnungea rücksichttich der Ge^ 
i)ühreQ der Advokaten aus, und will, dass dieBe* 
Stimmung des Honorars lediglich der freien Ver- 
einigung zwischen dem Anwalte und dem Clients 
-überlassen werde. 

lieber dies^ Punkt lässt sieh VÜ0I sagen. 
Wir haben in «einem Aufsätze in der Zeitsohr. 
jür Reohtspflege und Verwaltung N. F. her. von Dr. 
Tauchnitz Xn. B. S. 328 ff. den Gegenstand 
^ner sorgfältigen Prüfung unterworfen und sind 
dabei zu folgenden Resultaten gelangt: Eine 
Taxordnung für geistige Arbeit ist ein Unding; 
^e wird noch cbzu von Personen gehandhabt, 
die gar nicht die richtigen Sackv^ständigen sind. 
Sie ist und muss deshalb ungerecht sein, weil 
sie sich nach dem steigenden und fallenden Werthe 
des Geldes nicht ändert, sondern einmal gegeben, 
fest stehen bleibt Nur ein lang verjährter Brauch 
hat die Taxordnungen eingeführt; die Ursachen 
.der Einfuhrung sind weggefallen, man könnte 
Mbßv die Taxordnung ohn^ Gefahr iür das recht- 



suchende Pui)Ukwii wkäer wAebm Mid 4to 
RestiuupuDg 4les,HonMr«rs ider freien Veneteigang 
der Interessenteu unter nch üb€rk3isen. 

Da sich jedoch sobiiirerUch eine Aegienmg 
finden w»rd, we^he jener tief eingtramirzelton Idee 
von der Nothwendi^it der Taxeraaungen eaA^ 
gegen djeseiben aumebe, so sebtii^ der YerfasMr 
jenes Aufsatzes ein zweckmässiges llittfil ^or, 
allmäl^ig w^enigstens die Abschawug jmet BiAr* 
richtung vorzubereiten. 

M^ überlasse als Regel die Beelimmniig 
4es Honorars der «freien Veremiguag der Parie&ea, 
lasse aber lur den Fall ein^ über die Höhe des 
Honorars statt findeitden DÜTerenz eine Ta»ird'* 
jMing z«, so dass also cKese sich nur «Is suIh- 
sidiarisohes Uüfirsmittel darstellte. Diese £ki^ 
richtuag hat sich bei uoseren Aeroten in Sadisen 
bewährt mid sie wärde sich daher auch mit gu«- 
tem Erfolg bei den Advokatoi eiiifiihren lasMii. 
Wir sind uns dabei noch dazu bewusst, einen ganz 
uneigennützigen Vorschlag gemacht zu briMS, 
da auf dem vocgeaoUagenen Wiege 4as Hononar 
xler Advokaten gewiss' nicbl erhöht wird. AUete 
e.s koamit ihnen danu doch wenigstens auf eine 
anständigere, ihr EhrgelUhl nicht verletzende 
Art und Weise zu, wie leider jetzt. 

Will man aber ganz bei der drühet^en EIb- 
riobtung bleiben, so wird immer bei Eindohtunf 
der Taxordnungen der Hasssiab der richtigste 
sein, nach welchem die Taxe der Arbeit sieh 
bestimmt uaoh dem Zeitaufwand , den die Hiifa^ 
waltung verursacht, sowie der geistigen An- 
strengung und Schwierigkeit, die mit der Aus*- 
führung verknüpft ist, wobei auf die Güle der 
Arbeit und der dabei angewendeten Gesohickliob^ 
keit mit Rücksiebt genommen werden muss. 
Begrenzt muss aber jener Massstab wieder w^t- 
den durch die Grösse des Streitgegenstandes, 
da es einleuchtet, dass eine Arb^ in ehwr fisr- 
gatellsaohe bis zu 20 Thalem nicht so hoch bei- 
zählt werden kann, wie in einer Sache, in dec^ 
es sich um viele Tausende handelt. Hierzu «mr- 
pfiehlt sich noch ein specialer Tarif für die ver^ 
scbiedenen im Processe vorkommenden Arbeiten 
und Mühwaltungen. 

Bei den Ansätzen nun cUe richtige Mitte zu 
finden, ist die schwierigste Angabe des iGeseti«- 
gebers. Stellt er die Ansätze zu hoch und wcr^ 
den dadurch die Honorare dar Saehwalter zu 
weit hinaufgeschraubt, so wird .die Verfqlgung 
des Rechtes erschwert; Viele lassen sich lieber 
unrecht thun und beschreiten d^ Weg des Pro^ 
oesses nicht, weil er ilmen zu theuer zu stehen 
kommt. Sicherem Vernehmen nadi herrscht 
dies^ Uebelstand in Preussen, wo <He Taxord- 
nung zu hoch ist, und wo viele Advokaten, an 
ihren Clienten nicht unverhä^tnissmäsag viel ab*- 
zufordem, iM>oh unter d^nrTaxe UqukUren. Fällt 
aber der Gesetzgeber in den entgegengesetzten 
Fehler und stellt die Taxe zu niedrig, so macht 
er den Leuten das Processfrai zu Idcht, leistet 
der Processsuoht Vorschub und vertheuert da- 
durch die gamß Ref^Asfüege, da die iGedeble 
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mit Geschäften überhäuft werden und Immer 
Yermebrung ihrer Arbeitskräfte bedürfen. So in 
Sachsen, wo z.B. durch den in mancher andern 
Beziehuns; recht lobensweiihea Baptellproetss, 
in welchem Advokaten nur aus Geraifigkeit gegen 
ihre Clienteo auftreten können, da der Verdienst 
dabei ein nicht nennenswerther ist, eine fiudht, 
auch bei den kleinsten, unbedeutendsten Sachen 
vor Gericht zu laufen pnd einen Process anzu- 
fangen, herrscht, die ohne Beispiel ist. Der 
Vorschlag, bei Bestimmung der Höhe der ein- 
zehien Ansätze in der Taxordnung auf die bes- 
seren oder sclilechleren VermögensverhäUnisse 
der Parteien Rücksicht zn nehmen , der z. B. in 
der Schrift: Beiträge und Bemerkungen zu einer 
Ad Vokalenordnung München 1846 bei G. Franz 
S. 9 gemacht worden, erscheint uns nicht als 
zweckmässig , da es ein Ding der Unmöglichkeit 
wäre, das Vermögen der Parteien so genau 
abzuschätzen, um auch nur annähernd einen ange- 
messenen Massstab aufzufinden. 

Das System der Bauschtaxen hat 

Brauer in seinem Aufsatze: Bemerkungen 
über die Anwaltsgebühren im Gerichtssaal. Zeit- 
scbr. für volksthümL Recht 3. Jahrg. Aprilheft 
XXUI S.319 ff. 

wieder in Anregung gebracht und gefolgt ist 
ihm in diesem Princip das preussisclie Gesetz 
V. 12. Hai 1851, das zugleich einen Tarif enthält 
und den Werth des Streitgegenstandes als Mass- 
stab für die Ansätze bestimmt ^^J. 

Der Braunschweig'sche Entwurf einer Tax- 
ordnung V. Jahre 1847 kennt keine Bauschtaxen, 
richtet sich aber nach der Grösse des Objektes 
and enthält einen Tarif fiir die einzebien Schriften 
und Mühwaltungen. 

Die Anwälte des Grossherzogfhums Baden 
haben sich im Jahre 1847 in einer Schrift ent- 
schieden gegen das System der Aversallaxen für 
ilen ganzen Process ausgesprochen. Sie bezeich- 
nen dieses System als ungerecht, unbillig und 
verderblich für die Rechtsuchenden sowohl als 
fiir die Advokaten. Auch sind sie für specielle 
Auswerfung der einzebien Ansätze. Das Nähere 



t(f) Vergl. noch die K. preuss. Min. Terf. v. 1853 
fiber ättk Ansatz von Anwaltgebfliiren in Strafsachen. 
(JostMBl. V. 1853 S. 182 318). Anm. d. Red. 



kann man in meinem citirten Aufsatze nach- 
lesen **)• 

Noch erwähnen ivir, uro unsern Bericht über 
die auf ien Adv«kalenstand bezügliche Literatur 
zu vervollständigen, folgende neuere Interessante 
Schriften: Pranz v. Seybold, Vollständige 
D&rsleHttnf «ämmtlicher Verhältnisse des anwalt- 
schaftlichen Standes und der sich hieraus erge- 
benden Grundlagen einer AnwaKsordnung nebst 
Gebühren regs^laUv. München 1847, eine Schrift^ 
die besonders die bayerischen Verhältnisse der 
Advokaten berührt. Ueber die dienstliche Stel- 
lung und amtliche Thätfgkeit der öffentlichea 
Anwälte hat Hofgerichtsrath Gerau in Darmstadt 
Verdienstliches gesciuieben in der Zeltschr. Hlr 
Civlb-echt und Process N.F. V.B. 2.HeU S.263 
3.H. S. 297— 309. 

Die Frage, ob es nothwendig, oder dodi 
wünschenswerth sei , dass einer Anstellung im 
Richterstande eine Vorbildung in der Advokatur 
vorangehe, hatDr.Levita in Mainz Im Gerichts- 
saal 2. Jahrg. Nov. Heft S. 411 ff. behandelt. 
Der Aufsatz enthält noch viele allgemeine Be- 
merkungen über Advokatenwesen und Citate aus 
französischen Schrinstellen über die Aufgabe, die 
der Advokat vermöge seines Berufes zu erlTtllen 
hat. Ob die öffentuchen Anwälte eines Oberge- 
richtssprengels Corporatlonsrechte erhalten sollen, 
beantwortet Purgold in d. a. Z. Jahrg. 1849 
Nr. XXI.; über die Ausbildung der Richter und 
Advokaten handelt ein anderer Artikel in ders. 
Z. 6. Jahrg. 1854 S. 203. 

Ueber die Einrichtungen des firanzöslschen 
Advokatenwesens finden sich im Gerichtssaal recht 
interessante Mittheilungen, so z. B. von dem 
französischen avou^ und avocat von Dr. Frey 
in Heidelberg Gerichtssaai I. Jahrg. im Januar- 
heft. Ferner: Rechte und Pflichten des Anwaltes 
(avou6) in Frankreich von Dr. Jul. Levita in 
Mainz, Gerichtssaal 1849 Augustheft Vm. S. 126 ff. 
Hier findet sich u. a. sehr genau angegeben, was 
alles in Frankreich dazu gehört, um Advokat zu 
werden. 

' ■ I I - ü I ■■!-.. ■ .. .1 I I tu I 

11) Vergl. feraer G^etz über d. Gebühren d. Rechts- 
anw. v. 1846 in Hermsdorr, Jahrb. üb. d. dentsche 
Ges. Bd.IIl. S. 298. — Ueber die Gebühren der An-, 
wähe in Strafsachen, Min. V. im Grossh. Baden v. 
n. März 1851 in den N. Jahrb. f. Gftchs. Btrafr. Bd. VII. 
'S. 269. Amn. der Red. 
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Bayerisches KecbL 

Aueifei Ttn Sckriftei Uer Gifü- ni &{nfyfcm ib1 GerickbirgaiiualitA« 

Von Staatsrath i. a. D. Arnold in Hünchen. 



1. Die eesetzj^ebmij; des Köaigreiclu Bayern seit 
Maximilian II., mit Erläuterungen. Heraus- 
gegeben von Dr. C. F. Do II mann. Zweiter 
Theil, 3tes Helt, enthaltend: Gesetz vom 2R. 
Mai 1850, die Kompetenz-Konl'likte be- 
treffend, erläutert von Dr. St. Rineker. Er- 
langen, 1854. 8. 

Das ganze bis jetzt nur in Bruchstücken er- 
schienene Werk hat verschiedene Mitarbeiter und 
den Plan, die seit dem Regierungsantritt Königs 
Maximilian II. in Bayern erschienenen und er- 
scheinenden Gesetze mit Erläuterungen heraus- 
zugeben. 

Das oben angezeigte Heft hat das Gesetz, 
die Kompetenz -Konflikte betr. zum Gegenstand. 

In einer Einleitung schildert der Herr Ver- 
fasser die Natur der Kompetenz -Konflikte und 
die Nothwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 
der Zuständigkeit fiir die Entscheidung solcher 
Konflikte. Er geht sodann über auf die Ge- 
schichte der Gesetzgebung in dieser Beziehung 
und wie insbesondere die Kompetenz - Konflikte 
zwischen Gerichts- und Verwaltungs- 
stellen, nach der Konstitution vom Jahr 1808 
vom geheimen Rath, nach den Verordnungen 
vom Jahr 1817 vom Staatsrath zu entscheiden 
waren, aber noch im Jahre 1817 dem Staats- 
rath nur die Bora thung hierüber zugewiesen, 
dem Könige aber die Entscheidung vorbe- 
halten und hiebei es auch im Wesenth'chen in 
der Instruction fiir den Staatsrath vom Jahr 1821 
und in einer Verordnung vom 18. Novbr. 1825 

Seiassen wurde; wie aber verschiedene Beschwer- 
en der Landstände die Folge hatten, dass die- 
sen im Jahr 1828 der Entwurf eines Gesetzes 
über die Kompetenz-Konflikte vorgelegt und von 
denselben berathen und mit Momficationea an- 
genommen wurde, wegen welcher die Sanction 
des Monarchen unterblieb. 

Der Herr Verfasser bemej^kt ferner, dass die 
Kompetenz-Konflikte der Gerichte unter sich 
vor dem neuen Gesetze in der Regel vom Ju- 
stizministerium, in Strafsachen aber von den 
Obergerichlen entschieden wurden. 

Uebergehend auf das Gesetz vom Jahr 1850 
gibt der Herr Verfasser vorerst eine kurze Ge- 
schichte der Berathung desselben in den Kam- 
mern und liefert dann dieses nebst einer in den 
ministeriellen Motiven, dann in den Kammerver- 
handlungen und oberstrichterlichen Entscheidun- 
gen be^iUideten Erläuterung. 



Das Gesetz hat drei Abschnitte. Der erste 
Abschnitt handelt von den Kompetenz- 
Konflikten zwischen Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden. Sie werden vom 
obersten Gerichtshofe in einem Senate 
entschieden, welcher aus einem Vorstande und 
drei (vom Plenum gewählten) Räthen des ober- 
sten Gerichtshofes, dann aus drei (vom Köm'ge 
bestimmten) höheren Verwaltungsbeamten zu be- 
stehen hat (Art. 1). Die Verwaltung, wenn sie 
die Zuständigkeit in irgend einer Sache in An- 
spruch nimmt (affirmativer Kompetenzkon- 
flikt) Icann auf solche Entscheidung nur so lange 
provociren, als nicht vom Gerichte über die Zu- 
ständigkeitsfrage rechtskräftig entschieden, oder 
das in der Hauptsache erlassene Endurtheil rechts- 
kräftig geworden ist (Art. 2). lieber die Anregung 
und Instruction des Kompetenzkonflikts sind beson- 
dere Vorschriften gegeben (Art. 3 — 7); eben so 
über den Vortrag, welcher in öffentlicher Sitzunff 
geschieht, über den Antrag des Staatsanwalts und 
über Berathung und Abstimmung; die Verkün- 
digung des Erkenntnisses mit Entscheidungs- 
gründen geschieht in öffentlicher Sitzung und 
durch Einrückung im Regierungsblatt (Art. 8). 
Ist die Verwaltung als zuständig erklärt worden, 
so hat das Gericht nur noch über die Kosten 
des vor der Anregung des Konfliktes statt ge- 
habten Streites zu erkennen (Art. 9). Im Falle 
eines negativen Kompetenzkonflikts steht die 
Anregung desselben den Parteien zu und auch 
hier sind für das Verfahren Regeln gegeben 
(Art. 10— 13^). 

Im zweiten Abschnitt ist von den Kom- 
petenzkonflikten zwischen den Gerichten in 
den Landestheilen diesseits des Rheins die 
Rede, well fiir die Pfalz In dieser Beziehung die 
dortigen Gesetze gelten. Es entscheidet solche 
Kompetenzkonflikte das zunächst vorgesetzte 
Obergericht und wenn ein solches gemeinsames 
Obergericht fehlt, ein oberstrichterricher Senat^ 



1) Die Zahl der Rompetenzkonflikte zwischen Ge- 
richts- and Verwaltungsbehörden war in der ersten 
Zeit der Wirksamkeit des Gesetzes etwas bedeutender 
als in den folgenden Jahren, weil jeder Theil sich 
Hoffnung auf den Sieg machte. Später minderten sie 
sich, weil die öffentliche Bekanntmachung der Ent- 
scheidungen eine Wiederholung bereits entschiedener 
Fragen als nutzlos darstellte. Im ersten Jahre wurden 
23, im zweiten 14, im dritten 18 Kompetenzkonflikte 
dieser Art entschieden. 
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welcher ta Falle eines Konflikis aswiscben Civil- 
mid Militärpersonen ans einem Vorstände und 
dreiKäUien des obersten Gerichtshofs, dann drei 
Miigliedflni des Generalaudüoriats zusammenge- 
setzt ist (Art. 14). Der Kommentar bemerltt hier^ 
dMs die Frage nicht gelöst sei, wer zu ent- 
scheiden liabe, weifli sich zwischen den I&atho- 
Uschen gei^chen Ehegerichten und einem Ci- 
Ti^erichte ein Kompetendionflikt ergibt und es 
wM die Ansicht aulgestellt, dass in einem sol- 
chen FaUc bei dem obersten Gerichtshofe ein 
Senat ans einem Vorstande und drei Käthen des 
OberappeUaÜonsgerichts und aus drei MütgUedem 
des (kfkhoUscben) Konsistoriums zu bilden wäre 
(S. 351. 352 2). Ueber das Verfahren bei der- 
gMchen Kompetenzkonflikten unterscheidet das 
y<»etz zwischen Strafsachen und bürgerlichen 
Rechtssachen. In Strafsachen müssen die in 
Konflikt gekommenen Gerichte die Acten vorle- 
gen undnaben bis zur Entscheidung nur dieje- 
nigen Handinnffen vorzunehmen, wo Gefahr auf 
dem Verzug hmtet; nach instruirtem Konflikt und 
nach Anhörung des Staatsanwalts wird in ge- 
heimer Sitzung entschieden (Art 15. 16. 17). 
In bürgerlichen Rechtssachen ist, wenn 
die Gerichte wegen der Zuständigkeit in Streit 
gerathen, jede Partei berechtigt, auf die Ent- 
sdMidung des Konflikts anzutraben (Art. 18) und 
nach instruirtem Konflikt (Art 18—20) wird auf 
Vortrag und nach Anhörung der Partelen und 
des Staalsanwalts, welche in öffentlicher Sitzung 
statt finden, das Urtheil im Beralhungszlmmer 
beschlossen und dann in öffentlicher Sitzung, 
jedoch mcbt durch das Regierungsblatt 3) verkündet 
(Art 21 vergl. mit Art 8 Abs. 1—4 und Abs. 6). 
Der dritte Abschnitt hat die Kompe- 
tenzkonflikte zwischen Gerichten der Lan- 
destheile diesseits des Rheins und 
Gerichten der Pfalz zum Gegenstande. Es 
werden diese Konflikte bei dem obersten Ge- 
richtshofe in einem Senat entschieden, welcher 
aus dnem Vorstande und sechs Räthen, darunter 
drei Mitglieder des Kassationshofes der Pfalz, 
zusammengeselzt ist Das Veriahren und die 
Formen <fer Entscheidung richten sich nach 
den bezüglich der Kompetenz der Gerichte 
unter sich gegebenen VorschriAen (Art. 22). 
Der Kommentar bemerkt hiebei, S. 367 fg., dass 
das Ges^z fiir den Fall eine Lücke enthält, 
wenn in der Pfakc Kompetenzconflikte zwischen 
GlTil- und Militärgerichten entstehen, es mögen 
\M^e in der Pfalz oder in anderen Theilen 
f» Bayern sich befinden: es wird die Andcfat 



2) Ob die kmiholiichtn ^eittliehen Gerichte die 6e- 
ond dk Oeiichte des Staats in solchen Fällen 

anerkennen 7 

3) Die Butler für Kechtsanwendmig, die nan einge- 
gangenen Sitzungsberichte der bayerischen Strafgerichte 
and die Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtspflege 
des R5ttigreiclit Bayern liefern . die Entscheidungen so- 
wohl in Strafsachen als in bürgerlichen Rechtssachen. 

Jahih. 1 Reehtswifs. 1855. 



aufgestellt, dass in analoger Gesetzanwendimg 
der vorhergehenden Artikel der oberste Ge-* 
richtshof in einem Senate entschdden könne^ 
welcher ans einem Vorstände , drei Räthen des 
Kassationshofs und drei Mitgliedern des Gene- 
ralauditoriats zusammengesetzt ist. 

Als Anhang liefert die Schrift zwei Regle- 
ments für den obersten Gerichtshof bezüglich 
der Behandlung der Kompetenzkonflikte zwischen 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden und zwi- 
schen Gerichten in bürgerlichen Rechtssachen. 

Ein alphabetisches Sachregister erleichtert 
das Nachschlagen. 

t. Seifert, Jak. Alaai; Kommentar Ober 
die bayerische Gerichtsordnung. (Codex juris 
bavarici judlciarii de anno 1753). Zweite Auf- 
lage. Erster Band, unter Blitwirkung des Ver-' 
fhssers bearbeitet von Karl Brat er. Erlangen 
1863. — Zweiter Band, in Verbindung mit 
Joh. Jak. Lauk. Erste Lieferung. Erlangen, 
1854. 8. 

Es ist dieses Kommentars (insbesondere der 1. 
Auflage) schon oben (Bd. 1. S. 167) in der Einleitung 
zum bayerischen Rechte gedacht worden. D&t 
erste Band dieser zweiten Auüage enthält nebst 
einer Einleitung, in welcher die Quellen, Hilfs- 
mittel und Literatur des bayerischen Civilpro- 
cesses angegeben sind, die &länterung des 
ersten und zweiten Kapitels der Cierichtsordnung^ 
dann als Einleitung zum dritten Kapitel eine 
Darstellung der Verhandlungs- und der Even- 
tnalmaxime. Beim ersten Kapitel, welches vom 
Verbot der Selbsthülfe, von den verschiedenen 
Geriditsstanden , von der freiwilUgen und der 
delegirien Gerichtsbarkeit, von Recusirung des 
Richters und von Zeit und Ort der Gedchtsaus- 
übung handelt, ist besonders hinsichtlich der 
Lehre vom Forum eine durch die seit dem Er- 
scheinen der ersten Auflage verkündeten Gesetze 
nothwendig gewordene Umarbeitung zu bemer- 
ken ^). Aber auch im zweiten Kapitel (Bestel-: 
lung der Gerichte, Amt und Eid des Richt^is 
und Gerichtsschreibers, ferner Advokaten, Win- 
kelagenten, Gerichtsdiener) ist bedeutende Ver- 
besserung zu bemerken. Die erste Lieferung 
des zweiten Bandes erläutert das dritte Kapitel 
der Gerichtsordnung, enthaltend die verschiede- 
nen, insbesondere die ausserordentlichen Pro- 
cessarten, das beschleunigte Verfahren im münd- 
lichen Verhör, denExecuHvprocess, das Verhaltniss 
des petitorischen zum possessorischen Process 
und letzteren selbst nebst dem possessorinwu 
summarissimum; femer die Lehre von der Fä- 
higkeit, vor Gericht aufzutret^, von den Wogen, 
A&i Streit zu verhindern, vom Armenrechte, von 



4) Hier war die Bearbeitung um so schwieriger, 
als die neuesten Gesetze theils im Verhaltniss zu den 
früheren, theils unter sich selbst auf verschiedenen 
Prinelpien beruhen. 
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dem Uebergange des Streits mf Erben und 
Nachfaker und von Endigung des Recbtsstreils 
durch Verzicht Auch in dieser Lieferung sind 
thdlweise YerbessermgeB der ersten Auftsge 
^siehtÜGb« 

3. IMgiaii«, Carf, vergleichende Darstelhing 
des gemeinen und bayerischen Civilprocesses, 
nach der Ordnung des gewöhnlichen Processi 
Verlaufes bei den Untergericbten, als Leitfaden 
für Studirende und angebende Praktiker. Erste 
und zweite AMhelhing. Erlangen, 1864. 8. 

Der Plan dieses Werkes ist, wie das Titel- 
lUMf die Vorrede und die bis jßtzl erschienenen 
zwei Abtheiiungen zeigen, den Studirenden und 
den angebenden Praktikern einen Grundriss des 
gemeinen und bayerischen Civilprocesses und 
die Ausführung einzelner Materien, insbesondere 
der Differenzpunkte zwischen diesen Processi 
arien^ dann der bedeitenderen Kontroversen des 
bayerischen Processes und jener Fragen aus 
dem gemeinen und bayerischen (Civil-) Process 
zu Mefem, worüber die Kompendien wenig oder 
nichts enthalten. Es soll also nicht ein voll-- 
ständiges Lehrbuch oder Handbuch geliefert 
werden und der Herr Verfasser ba€ sich hiebei 
Vangerows Pandekten als Vorbiki gewühlt. 

Die bis jetzt erschienenen beiden Abtheilun* 
gen entiialten nebst einer die Processformen 
und die Processarten betreffenden Emleitung die 
Lehren von der Klageschrift, von den richter- 
lichen Verfugangen auf die Klage, von der er- 
sten VertheMigungssohrift des Beklagten, vosa 
Kontumacial-&kennlirisse, von der richterlichen 
Verfiignng auf die erste Schrift des Beklagten 
nnd von den Folgen des partiellen Ungdu^rsams, 
von der Replikhandlung, von der ricbterlichen 
Verfügung auf che RepUk, von der DupIii^ 
dem weitem Verfahren und dem Aktenschluss, 
von dem Erkenntniss auf das erste Verfahren, 
von der Beweisantirelong, vom Produktioasver- 
ÜBbren im weitem und engern Sinn, von den 
ekizelnen Beweismitlidn, Zeugen, Urkunden, Au- 

Senschein, Eid, Geständniss, Venm^hungeo, 
[otorietät, endlich von dem richterlichen Er- 
kenntnisse nadi beendigtem Beweisverfahren. — 
Es ist also noch die Lehre von den Rechtsmittehi, 
vom Vergleich, von der Execution, dann von 
den besonderen Processarten mit Einschluss des 
Concursprocesses zu erwarten. 

Die Literatur des gemeinen und bayerischen 
Processes ist bei den einseinen Gegenständen 
angegeben. 

4. Kdttnaiii, Edaarl, Handbuch des Ver&h-* 
rens in den bürgerlichen Rechtsstreüigkeiten, 
einschlüssig des Wechsel- und Merkantilprozes- 
ses in den königl. bayer. Landestheilen messeits 
des Rheins. Nach den Quellen bearbeitet. Erste 
Abtheilung. Regensburg, 1855. 8. 

Das bayerische Civilprozessgesetzbuch vom 



Jahre 1758 mit se&ien vieh» NoveHe» hat be*^ 
reits mehrere oben Bd. I. S. 167 in deriSnleitung 
angegebene Bearbeitmgen geiinMleBw Herr KoM« 
mann hat aber im ob^iangesdgten Werke eimi 
andere besonders dem Praktiker angenehme Dnr- 
Stellung begonnen. Er liefert den Texl der 
Gesetze nacn der Ordnung dbs Gesetabuchs und 
zu jedem Paragraphen des Gesetzbuchs die dtxu 
erschienenen Abändenmffen. Gänzlich an%0*- 
hobene Gesetzstelkn sind weggetassea. Wo es/ 
dem Herrn Herausgeber no&wendig trBchkem^ 
hat er erläuternde iuinierkungen bttgefiigt Da» 
ersehienene erste Heft entfaSt das erste Kapüd 
des Gesetämcbs ^ von den Geriokten und der 
G€richtsbark0lt, namentlich von den verschiede- 
nen Gerichtsständen, von den KiMqietenzcon- 
flicten und deren Entscheidung, von der pror^- 
girten nnd der delegirten GerichtsbarlGeü, vom 
Hechle der ersten faistanz, von Bieensirung de«* 
Richters und von Zeit ukid Ort der Gerichtsver^ 
wallunff handelnd; das zweite Kapitel von den 
gerichufchen Haupt- vnd Nebenpersonen^ Advo«* 
katen und Netaren; enidliefa das 3. Kap. ven den 
verschiedenen Prozessarten, bisbesendere vont 
beschleui^glen VerEahren im mündlichen Verhör^ 
vom Executivprozess, finldagung der Hypothek^ 
Zinsen, von den possessorischen und petitori- 
schen Prozessen y von der Fähigkeit, Prozese 
zu fahren, von Vorsichtsmaasregehi und Siihne^ 
versuch vor dem Prosess, vom Armenrecbt, 
von Anfang, Fortgang md Ausgang des Strettsi^ 
von Beobachtung der Prozessordnung und von 
Unzulässigkeit &r Kabinetsjustiz. 

5. TMern jf rf-Waradein, Eduard, Freib. von^ ' 
Denkschrift an Seine Exellenz, Herrn Dr. von 
Kleinschrod, die Gerichtsorganisation be^ 
treffend. Nördlingen 1854. 8. 

Ausgehend von der Ansicht, dass die durch 
Gesetz vom Jahr 1850 angeordnete Geriditsor-* 
ganisation nicht zum Völlig kommen werdet), 
macht der Herr Verfasser Vorschläge zur Ab-- 
hölfe der Prozessnoth und des Geschäftsdranges 
bei den Untergerichten. Es soll von der Iren-* 
nung der Rechtspflege von der Verwaltung üin- 
gang genommen werden, weit der Staatsreperung 
immerhin ein solcher Einfluss auf die Justiz ge*^ 
gönnt werden müsse, dass Ae letztere in über* 
einstimmender Weise mit dem Organismus dee 
Ganzen gehandhabi werde. „Das ganze GeUel 
der administrativen Justiz und die PoUzelstrafsa^ 
eben erforderten nebst der Rechtskenntniss auch 
praktische und technische Erfobnmgen, Kenntsis« 
und Routine im Verwaltungs - System und ^^den 
festen Willen, dergleichen Streitigkeiten, so 
weit die bestehenden Rechtsquellen dem Richter 
die Auslegung gestattm^ stets nach deü Sinn 
Und Geiste der bestehenden Regiernftf 
und ihres Systems zu entscheiden.* 
Der Herr Verf. nennt beinahe alle Classen voij 

5) Vergl. oben di^ Einleittuig zum bayeriychen 
Raeb«. 
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RachteatraiUckaUea mA selbst diese nur als 
BoiyfJe ,,WQ- es in hokem Grade zweckmässig 
Bad fir das Staatswobl ibrderlieh SQi^ dass bei 
den Berathitngea und Entscheidungen 
der Gerichte die Organe der Verwaltung 
auf entsprechende Weise mitwirken: 
dieser Zweck aber ^erde durch das InsUtat der 
Slaatsanwaltschaft nicht oder doch nicht In dem 
erforderlichen Umltu^ erreicht werden/^ ($. 11.) 

Da efai neues uvilproMssgesetzbuch noch 
lange nicht vi hoffen, das bisherige Civiigesets- 
hncn aber bis anf das Veraltete ein Meisierwerk 
sei, so bedürfe es nur einer aMf Abschaffung 
der bestehenden Mängel beschränkten Novelle 
(I.L). Wenn der Prozcss in abgeiiürzten Fri* 
sten schriftlich instruirt isiy soll die Sache vor 
den gleichzeitig versammelten Richtern beider 
Instanzen (der oberste G^jchtshof soll nur 
fiber die Nichtigkeit der Gesetzauwendung ent^ 
scheiden) von den b^erseitigen Anwälten »ünd- 
hcli vorgetragen und a«ch die Beweise aufge- 
nommen werden, so dass im Fall einer Berufung 
die Richter zweiter Instanz sclion im Voraus in- 
struirt sind) ulso das Verfahren zweiter Instanz 
abgekürzt und das Urtheil zweiter Instanz bin- 
nen höchstens 14 Tagen nach jenem erster Instanz 
erlassen werden kann^). (f. HL FV.) 

Der Entwurf der Prozessnovelle ist beigefügt 
und betrifft nebst der Organisation auch das Ver- 
fahren bei den Verwaltungsbehörden sowohl als 
bei den Gerichten. Jedes Landgericht soll mit 
einem Landrichter y einem Amtspfleger und einem 
(oder mehr) Gedchtsvollziehern besetkt, wichti- 
gere AdministraÜvsacl^n sollen ftir je vier Land- 
Mdchte einem der Landrichter übertragen wer- 
den. Die Amispfleger sollen den Landrichter im 
Falle dessen Verhiiulerung vertreten, die frei- 
i^lige Gerichtsbarkeit verwalten, Polizeislrafsa- 
chen, wo die Uebertretung zugestanden und Auf- 
trage in Streitsachen erledigen , in Strafsachen 
aber jene Geschäfte besorgen, welche denLand- 

E richten obliegen. Für die freiwillige Gerichts- 
rkdl in grösseren Städten werden Stadtpfleg- 
ämier errichtet. Die Gerichtsvollzieher besorgen 
anch die Zustellungen, 

Für abgeleugnete Polizeiübcrtrelunffen wer- 
den Polizaistrafgerichte errichtet, welche^ nach- 
d&xi die Voruntersuphung vom Amtspfleger ge- 
fiihrt ist^ die Sache in einer Sitzung, bei welcher 



0) Den Einwand Mittermaier's (Archiv fGr civ. 
Prax. XXXV. S. 150) gegen denselben Vorschlag, wel- 
cbnt dat Herr Verf. in seiner Im J. 1850 erscbienenea 
Sehiift: J^r bürgeriiehe Rechttsreit, dargestellt ab 
Intwoff * sebon gemacht hatte, dass n&mlich die Rieh* 
ter zweiter Instanz, deren eventuelle Beiziebung kost- 
spielig sei , bis zur Verhandlung vor ihnen anch noch 
andere Rechtsstreite anhören mnssten, den Inhalt der 
versebiedenen Veitandlungen aus dem Gedächtnisse 
verlieren oder vermischen könnten, dass sie inzwi- 
schen lurank werden, sterben oder von diesen Stellen 
entfeiBt weiden könnten, bat der Herr Verf. jetzt nicht 
berfihrt. Vergl. S. 88. 89. 



zwar iKein Staatsanwalt, aber auch dlel0tgUeder 
der zweiten Instanz gegenwiirtig, verhaüdehi 
und nach Abtreten der Richter zweiter Instanz 
entscheiden. Das Bemfungsfotale ist 3 Tage und 
die zweite Instanz entscheidet nach Annörung 
des BeschwerdelUhrers. 

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, dann die 
Strafrecht^flege hinsichtlich der Verbrechen und 
Vergehen sollen in erster und zweiter Instaw 
vor Bezirksgerichte gehören, deren jedes mit 
einem Vorstand, aclS Richtern und einem Ge- 
richtsschreiber besetzt sein soll; die Zahl der 
Richter und Gerichtaschreiber kann'') von der 
Regierung vermehrt werden. Die mündliche 
Verhandlung geschieht in Gegenwart der acht 
Gerichtsnütglic^ , von welchen nach gepfloge* 
ner Verhandlung drei die erste Instana bilde« 
und entscheiden, die fünf übrigen fär die zweite 
Instanz gehören und vor Berathang der ersten 
Instanz abtreten^). DenStreittheilen^) steht frei) 
wen von den acht Richtern sie in die erste oder 
in die zweite Instanz wählen wollen und der 
Herr Verf. verspricht sich hievon S. 100 einen 
besseren Anhaltspunkt für die Stastsregierung 
bei künftigen Beförderungen als von den bis^ 
herigen Chialificationslisten der Vorstande und 
Oberbehörden. In bürgerlichen Rechtssachen 
dürfen die Parteien über eine geringere Zahl 
Richter in erster und zweiter Instanz sich ver- 
einigen. In administrativcontentiösen Streitsachen 
sollen einige der acht Gerichtsmitglieder Ver- 
waltungsbeamte sein. — Jeder G^chtssitzung 
soll ein Staatsanwalt beiwohnen. 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten geht der 
mündlichen Hauptverhandlung ein schridliches 
Vorbereitunffsveriahren voraus, bei welchem 
schon durch Nichterklären der Rechtsnachtheil 
des Zugeständm'sses verwirkt werden kann, wel- 
cher auch eintritt, wenn der Verklagte zur Haupt* 
Verhandlung nicht erscheüit. Der Gerichtsvoll- 
zieher hat niebei so ziemlich das Amt des firan- 
zösischen Huissier. Gegen die erstriditerliche 
Entscheidung hat Berufung innerhalb acht Tagen 
statt. Gegen die Entscheidung zweiter Instanz 
kann zwar Oberberufung ergrmen werden, je- 
doch nur wegen Rechtsfragen. 

Kommt es auf Beweis an, so wird dieser in 
der Regel vom Bezirksgerichte unmittelbar und 
nur wo dies schwierig oder kostspielig, diurch 
Commission erhoben. 

Die Execution geschieht durch den Gerichts- 
vollzieher; sie setzt kein Urtheil voraus, wenn 
der Anspruch unstreitig oder auf eine vollstreck- 
bare Urkunde gegründet ist: was unter letztrer 
zu verstehen, sagt S. 55 des Entwurfs. Ein- 

7) Diese Vermebmng kann nur dahin zielen, jEr- 
satzinänner zu haben. 

8) Ob der Vorstand aneh unter den acht Richtern 
sein kann , was überhaupt sein Amt ist und wer Vor- 
stand in erster und zweiter bistanz sein soU, erhellet 
nicht. 

9) In StraüMclien dem Angesohuldigten. 

4* 
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sprach (Opposition) gegen die Hölfetonstreckung Besorgung des innern V^rwaltiiii|fsbches in er- 
ftidei statt und bewirkt nebst gerichtlicher Ver- ster Instanz ob, hinsichtlich der Strafrechtspflege 
handlung des Streits in der Kegel auch Sus- jedoch nur die Voruntersuchung, indem die mH 
Pension der Hülfsvoüstreckung. geringerer als Zuchthausstrafe bedrohten Ver- 

Im Arrestprocess soll nur die Forderung, brechen und die Vergehen (ausgenommen die 
nicht die Verlustgefahr bescheinigt werden: es durch die Presse begangenen) von den Kreis- 
isl Sache der Einrede, die Sicherheit darzuthun. und Stadtgerichten in erster Instanz — die mit 

Der Gantprocess soll auf Antrag des Staats- Zuchthaus- oder schwererer Strafe bedrohten 
attwalts und nach Gestatlung rechtlichen Gehörs Verbrechen, dann Verbrechen und Vergehen, 
erkannt werden. Nach Abhaltung des Termins welche durch die Presse begangen wwden, von 
z«r Anmeldung der Ansprüche und jenes zur den Schwurgerichten abgeurtheilt werden. 
Anmeldung der Einwendungen werden die un- Der letzte Abschnitt des Werks stellt die 
bestrittenen Forderungen als richtig gestellt in Personatverhältnisse der Landgerichtsbeamten und 
eine Tabelle eingetragen, über die bestrittenen Landgerichtsdiener dar, insbesondere die Slabi- 
wird nach Schrill^nwechsel in öffentlicher Sitzung lität der Beamten in so weit sie Justizbeamle, 
verhandelt und entschieden. Nach rechtskräftiger die Besoldung und Nebenbezüge und den Rang. 
Entscheidung wird die inzwischen verwaltete Die Besoldung der Landrichter erster Classe 
Masse ausgeschüttet. besteht in jahrlicti 12(X) Gulden, jener zweiter 

• In Wechsel- und Merkantilsachen sollen die Classe jährlich 9(X)fl. jener dritter Classe jlhr- 
gewöhnlfchen Gerichte entscheiden, jedoch filr lieh WO fl. nebst 300 fl. Functionszulage: Die 
technische Fragen Sachverständige beiziehen. Nebenbeamten ^^) erhallen jeder jährlich nebsl 

In Ehescheidungssachen sollen statt zweien 600 Gulden Besoldung nach zurückgelegtem fünf- 
der Richter zwei Geistliche der treffenden Con- ten Dienslesjahr 100 fl., nach zurückgelegtem 
fession — bei gemischten Ehen von jeder Con- zehnten Dienstesjahr 200 fl. Remuneration, 
ifession einer beigezogen werden. 

7. PrljilideB, entnommen den Erkenntnissen 

C. lellmuth, Gleneat, die königlichen baye- des strafrechtlichen Senats des obersten Gerichts- 
rischen Landgerichte diesseits des Rheins vom hofes für das Königreich Bayern. Bayreuth^ 
24. März 1802 bis zur Gegenwart, bezüglich 1854. 8. 
ihrer Bezirksformation, Verfassung, amtlichen 

Stellung und der Personalverhäitnisse ihrer Der oberste Gerichtshof des Königreichs 
Beamten. Mit einem Vorworte über den ge- Bayern ist seit Einfiihrung des öffentlich mOnd- 
genwärtigen Stand der Neuorganisationsfrage. Heben Verfahrens in Strafsachen Cassationshof 
Nördlingen, 1854. 8. und entscheidet auch über Competenzconflide : 

seine Entscheidungen erfolgen in einem hieffir 

In der durch ministerielle Erklärung letzt bestellten Senat, welcher in der Regel aus sle- 
gerechtfertiglen Ansicht, dass das königliche ben Mitgliedern, wenn aber vom Schwurgcrichts- 
bayerische Gerichtsorganisationsgeselz vom 25. bot auf Todes- Kelten- oder Zuchthausstrafe 
Juli 1850 eben so wie das modificirende Gesetz erkannt ist, aus neun Mitgliedern besteht, 
vom 28. Mai 1852 un vollzogen bleibe, wird in Die PräJudicien jenes Senats seit 1. Januai^ 
obigem Werke die Organisation der Landge- 1849 (Einluhrung des neuen Verfahrens) bis 
richte in Bayern (mit Ausnahme der Pfalz am 1. Januar 1854 sind in dem oben angezeigte» 
Rhein), wie sie im Jahre 1802 angeordnet und Werkchen sowohl hinsichtlich des materiellen 
seitdem mehrfach modificirt wurde und wie sie Strafrechts als hinsichtlich des Strafprocesses 
jetzt in verschiedener Weise sich darstellt, dem in kurzem Auszuge gesammelt und nach Ord- 
Leser vorgeführt. Die Verschiedenheit des Or- nung der j^rtikel des Strafgesetzbuchs, des 6e- 
ganismus, das Complicirte und der Umfang des setzes wider den Diebstahl vom 25. März 1816 
Wirkungskreises und das Verhällniss der Beam- und einiger anderer Strafgesetze, dann des Pro- 
ton der einzelnen Landgerichte untereinander cessgesetzes vom 10. November 1848 aneinander 
sind von der Art, dass hier nur eine ganz gereiht; es ist dabei die Nummer des UrUieils- 
kurze Anzeige des Inhalts des Werks gegeben buchs des obersten Gerichtshofs und bei jenen 
werden kann. Erkenntnissen, welche in den Sitzungsberichten 

Nachdem der Stand der Landgerichte nach der bayerischen Strafgerichte uad in cten Blättern 
der Verordnung vom 24. März 1802 nebst den für Reohtsanwendung bekannt gemacht worden 
nachherigen durch Territorialveränderungen, sind, der treffende Band und die Seite jener 
Kreiseinlneilungen und Regierungsanordnungen Werke angegeben, 
veranlassten Aenderungen dargestellt ist, wird 

der gegenwärtige Stand (239 Landgerichte) ver- 

zeichnet (S. 33) und dann die Verfassung und 

amtliche Stellung der Landgerichte in ihrer ,av v v ^ r. u . v- «r , 
historischen Entwicklung seit 1802 und bis auf i.„A^M*5^ !llT \''^^^*"^? obigen Werks wurde 
Aii^ \0^iiirn 7oJt xr/x..^ .1^«^^« n^« T j li. J®"®*^ Landgenchlsnebenbeamlen, welche bisher den 
tl ^u f aI' \ \f&^»^«&«"' Den Landgerich- Titel „Acluare- hatten, gleich den übrigen Nebenbeam- 
ten liegt die JustizpUege, die Polizei und die ten der Titel „Assessor" verliehen. 
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BayriMliH lübcht. SS 

8« SM«lufif voAlDnWerial-EntsdiUdflsiiiH fiir ddn Fall grosse ZweiM «^ifekc», dt^ in 

fen und Auszügen obersiriehteriicher Erkennl« der öffentlichen Silznng des Kreis* lud SladU- 

nisse XU dem immi Stnff erfahre flir das König- serichts sieh keine neuen UmsUtode ergeben babra, 

reich Bayern. Nach den einsdilägigen Artikdn dann darüber, in welcher Eigenschaft das App« 

E' lel und henuMegeben mit hödisier Bewii- Ger. za erkennen habe, 

des köttigl. StaatsmiBlsierittnis dm* Jostix Eine Ansieht geht dahin, dass wenn gegen 

r. Fertig, köniffL Appellationsgeriohtsratii den Besehlnss des App. Ger. auf Verweisung 

m Bamberg, drittes Heft. Fortgeselzt von Dr. kk die öffentBche Sttznng des Kreis- und StadI* 

Otto Freiherrn von Vöidcrndorff, königl. gerichts die Nichtigkeitsbeschwerde nkht er«^ 

Staatsanwril - Substitut. Nördlhogen, 1854 8. griffen wurde, so stehe es fest, dass die That 

(46 SO- ^^^ Yor ^AS Scbwurgeridit gehöre und die 

Der TiM dieses Nachtrags zeigt schon an, Sache könne in Ermanglung neuer Umstände 

wasrin di^em au finden ist. Es sind, wie in nicht mehr an das Appeilationsgericht verwiesen, 

im zwei ersten Heften, Auszüge, welche das sondern es müsse vom Kreis- und Stadtgerichte, 

Strafverfahren beireffen «nd als Anhang noch wenn es nicht wegen einer zh seiner Compelenz 

Anflüge in Beür^ des Gesetzes über Kompetenzr gehörigen That verurtheilen könne, auf Frei^ 

Conffikte, dann der Bestrafung der Jagdfrevel, sprecbung erkannt werden. Andere Ansichten 

(efier des Gesetjses zum Schulz gegen den Miss- ffestatten zwar dem Verwdsnngsbescbliiss die 

brauch der Fresse, des Gesetzes über die Ver- Kraft nicht, dass die Sache nun nur unter Vor- 

sammhiiigen und Vereine und des Gesetzes über ansseizung neuer Umstände vor das Schwurge« 

Bestrafung der Aufsehlagdefraiidationen. rieht gebracht werden könne, sind aber darüber 

verschieden, in welchen Formen cHe Sache aus 

I. TiUenid«ff, «tto, Freih. von, Reper- d^r öffentlichen Atzung des Kreis- und Stadl- 
torium »er die zum neuen Strafverfahren geriohts vor das Appellationsgericht und von 
ergangenen Entschliessuagen und Präjudicien, diesem an das Schwurgericht gelangen könne, 
so wie über (Me noch gültigen Novellen zum Eine Meinung geht dahin, des Kreis- und Stadt- 
II. The« des Strafgesetzbaches von 1813, zu gericht habe sich lediglich Tür incompetent 
den Sammkmgen von Fertig rnid Doppel- « erklären, hingegen habe der Staatsanwalt 
mayr, SD wie zn dem einschlägigen Inhalte *« Berufung an das Appellationsgerioht zn er- 
der Blältw für Rechtsanwendung und zu den greife», dieses erkenne in öffentlicher 
Slteangsberichten der bayerischen Strafgerichte. Sitzung als Berufunffsinslanz und ver- 
Nönffingan, 1664. 8. wandle sich, wenn es die Sache vor das Schwur- 
gericht gehörig erachte, brevi manu in eüie A n- 
Dieses Repertorium enthält A. eine chrono- klage kämm er, wo es die Verweisung vor das 
logische Uebersichl aHer bis 24. December 1853 Schworgericht ausspreche. Eine andere Mei- 
erschienenen zu den jetzt noch geltenden Straf- nung will schon dem Kreis- und Stadtgerichte 
process gehörigen königl. Verordnungen, dann die Befugniss gestalten, die Sache sogleich 
EntSchliessungen der Ministerien, B. ein alpha- in die geheime Sitzung des Appellations- 
betisch geordnetes Repertorium, dessen Inhalt gerichts (an die Anklagekammer) zu ver- 
der Titel der Schrift anzeigt und wobei nur weisen: gegen diese Verweisung stehe aber 
noch zu bemerken ist, dass nebsl den Präjndi- den Betheiligten eine Berufung an das Appella- 
cien des obersten Gerichtshofs auch Fräjudi- tionsgericht, also indessen öffentliche Sitz- 
den der Appellationsgerichte und der &eis- ung zn. Finde dieses die Sache vor ein 
and Stadtgerichte angegeben sind. Schwurgericht gehörig, so verweise es solche 

in die geheime Sitzung des Appellations- 

1». Stengel, Stephan v., die wiederbelebte Gerichts d. i. in die Anklaffekammer. Eine 

Instnnzentlassung im bayerischen Strafverfiahren, fe>™ro Anächt will den Art. 321 nur von dem 

ein BeHrag zum Verständniss des Art. 321 des P«" verstehen, wenn in der öflentUchen Sitzung 

bayerischen Sk^ibrocessgesetzes vom 10. Nov. ^^ Kreis- und Stadtgerichts sich keine nova 

1848. Winoben 1854. o. hervorgethan und dann soll dieses Gericht» wenn 

es die Sache vor das Schwurgericht gehörig 

Das bayerische Straiprocessgesetz v.J. 1848 erachtet, sich filr incompetent erklären, d«> 
verordnet im Art. 321, dass wenn In der öfient- Staatsanwalt hiegegen die Benibng ergreifen 
Uchen Verhaadlung einer Strafsache vor dem und dann das Appellationsgericht in öffeni- 
Krels- und Stadtgerichte sich Umstände erge- lieber Sitzung nur über die Competenz- 
ben, denen zufolge sich die That zur Aburthei- frage erkennen. Hält es das lü^- und 
long dur<^ das Schwurgericht eignet, das Kreis- Stadtgericht fiir conftpetent, so verweise es d» 
und Stadtgericht die §acbe entweder^ an das Sache an dieses zurück t hält es die Sadie 
Appellatiooagericht, oder wenn noch weitere vor das Schwurgericht gehörig, so habe es in 
Erhebungen erlbrderiich scheinen, an das Unter- der öffentlicnen Sitzung lediglich die Be- 
suchungsgericht zu verweisen hat. rufung zu verwerfen, sodann aber in geheimer 

Ue^ die Auslegung und Anwendung dieser Sitzung auf Anklage und Verweisung vor das 

Bestimmwg haben sich^ namentlich aber auch Schwurgericht zu erkennen. 
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Diese Tersofatedeneii Ahstehtm «uttrwMt der 
flerr Verfasser einer KrIUk: er gibt nicht zu, 
dass Art. 321, welcher keioe« UnterscMed mactie, 
ob in der dffentUchen Vertiandlung vor dem Kreia- 
und Stadtgerichte neue Vmstäme Yorgekonmien 
oder nicht, anf die eralere Alternative beschränkt 
werden dürfe; er bestreitet ganz bestimmt, daae 
eine in der üffenlMoben SItnmg des Kreis -^ uMd 
Stadtgerichts veihandelte Sache in die geheime 
Sitzung^ des Appellatlotisgerichfe verwiesen 
werden könne und macht «nfinerksam, dess wem 
eine solche Verweismig mögUck wiu^, das Ap- 

tellationsg^icht, welches dnnn als Anklage- 
ammer zu beschUessen hütte, die Sache nicht 
«Is eine bereils iBentÜch gegen den Beschuldig- 
ten als Angeklagten geführte Hauptverivand- 
iong, sondern als eine Vorunt^rsnchuiig behan- 
dehi mid ihm das Recht zustehen mttsste, nicht 
Ues VerweiMng vor das Schwwrgericbt, son- 
deöm arodi Einstellung der Untersuchung 
SU beschtiessen. Nach bayerischen Gesetzen 
habe (tte Versetasng in den Anidagestand wegen 
Verbrechens verschiedene politische nachtbeflige 
Folgen, welche bis zu erlangter Freispre- 
chung andauern. DerAngektogte könne weder 
Gemeindevorsteher nodi Gmeindebevdlmächtig- 
ter, Moh liitglied des Districtratbs oder des 
Lafndratks sein und wenn er Staatsdiener M, 
so werde er vom Amte snspendirt nnd sdn 
D i e n s Us gehalt %m vorenthalten. Erkennt nun 
die ^klagekammer nach Versetzung in den 
Anhhqifestand nur auf EinsteHnng der Unters«^ 
chang, so danerten jme polillachen Fol^ in's 
Unbestimmte fort, d. h. es bleibe derselbe Zu- 
stand, welcher nach dem »idit mehr geltenden 



StrafjroMnigeselR vom SUn* 1848 wR ^der jetil 
nicht mehr staofindenden Bntlassmig von der 
Instaifö verbunden war^^). Naoh den 
Sirarproaessgesctsen kdnne derjenige, welc 
in den Stmid der Afachtddigmig versetit und 
wider welchen in 4MtontHcber Strang verhandelt 
worden, verlangen, dass er vor^theilt oder 
freigesprochen werden. Die nach dem Art. 32t 
mögliche Verweisung an den Untersuchungsrich*- 
ter sei keine ZuriMweianng m Vämahme wti 
Voruntersuchungshandlungen, sondern zu Br*- 
gänzunffen fQr das schon begonnene und nur 
unterbrochene öffentliche Hanp t ver- 
fahr e n. Ueber die öffentliche Veitoidlimg könne 
nur in öffentiteher SMzung ein Urfbeil erfolgen 
«nd eben deshalb sei das Appellalf onsger&ht 
auch befcgt, eine sdion öffenMch verhandeile 
Sache in öffentlicher Sftiung vor das Schwm^ 
gericht zu verwesen. 

Der Herr Verf. stellt als ResoMat setner Ab- 
handlung (Seite 17) folgende Sfttze aitf: 

Die Verweisung der Sache aus der öffentli- 
chen Kreis- imd Stady^ricMmMattng an das 
Appellationsgericbt na(liArt.321 des'Geäeizes 
vom 10. November 1848 ftihrt jedesmal in die 
öffentliche Sitsung des letztern. 

Nach MeatU^ier Verhandhmg der Sache 
erkennt das AppeUationegerkbt in <lffotttlioher 
Sitzung entweder die Verweisung vor das 
Sdtwurgeriehl, oder es evUsst in der Hauptr- 
sache cfas EnduriheH, welches ein verurlhief^ 
lendes oder ein freispreoheildes s^ kamK 



11) Daher der Titel der Sehfill. 



BadischeB Keeht 

Oehersiekt jler eivilrechtlitkea Literatur« 

Von Domainenrath Dr. Warnkönig in Werthein. 



Das faM&sciie Givilrecht tat adt der verhält^ 
alssmässig noch kurzen Zeit seiner Codification 
i^ne numerisch wenigstens so ansehnliche Lite- 
ratur aufzuw^sen, dass darüber schon im Jahre 
1830 (in dem Archiv für badische Rechtspflege 
und Geset^ebang) eine umfassende Abhand- 
lang, und im Jahre 1847 ein ganzes Werk 
Se^hrieben werden konnte. Letzteres ist das 
Ir den Praktiker fast unentbehrliche ^^Handbuch 
der Lfteratur des badischen Rechts von Fr. 
Kappler.^' Im Ormde sind es jedoch nur die 
Ergebnfese d^ periodischen Literatur, und 
insnesondere die darin verMbnlhchten Bntscbei- 
dongen der Geriefatshöfe, welche ihr Umfimg 
und Gehalt geben. 

Von systematischen Werken ist das nicht 

Siedfisch badi9(^ ,,iian(tt)uch des französischen 
ivilreehts^ von K. S. Zachariä (wovon die 
erste Ausgabe im Jahre 1S08 und die flinfte 



von Anschtitz besorgte im Jahre 1853 er- 
schien), noch toirn^ im ^zige, welchlBls bei 
Schule und Forum in ungetheiltem Ansehen und 
Gellmg sieht. An diese<3 scbüesst sich du 
f^System des badischen Civihreohts ki ZuaölMii 
zur zweiten Auflage von Zacbfffüt's Hnndbtdt^ 
im Jahre 1824 von Chr. Trefurt, sodann die 
„Anmerkungen «u ZachatiS's frarasösfschen Gi- 
vilrecht (4. Ausg.), — ein Na<ihtrag zu Tre- 
furt's badischem Civilrechl^* Im Jahre 1839 Von 
Dr. Muncke herausgegeben; diese beiden, 
llbrieens wenig benutzten, Werke sind, wie ihr 
Titel schon andeutet, bloss Ergänzungen zu 
ZacharlsTs Handbuch in Bezug auf die Abwei- 
chungen des badi^chen von dem französischen 
<;ivilrecht. NSohst Zacharlfi sind es die fran- 
zösischen Commentare des Code Napoleon v(m 
Toullier, Troplortg, Duranton, Delvincoifft, Mar- 
cad^, Ciemolombe, Gilba^, Sirey «ad Insbe- 



Digitized by 



Google 



BtdiMbto Recht 



» 



iM»ftto« Boll6ax, we1oii6 in dnr göridittioliai 
PrtJd» des graste Angehen geoiesseo, daher 
fl»ch einige devtsche Umarbeitosgen dersetbea 
YOn Hofjgeiichterfttti Thilo sehr gesncht sind, 
iMillch ^dM franaöMfcbe Geaelstwch und Hau- 
•lelsrecbt erläolert ans Urtheilen der iranzö- 
alschen GerlchtshMß^ Geaeisett wid msti^ 
ren Quellen, naoh Slrey's und Villeneiive's 
«ödes amiot^/ welches 1838^ End „die Con- 
treversen ^des firani^sischen CivilreoiiU nach 
d«n Conunentaiiie sur le code civil par J. ItL 
Boitesx mit einem einleitenden Vorwort von 
frof. Dr. Zd^/ welche 1841 heraus Icamen. 
in der Absicht die badiscben Pralctiker mit der 
gericMttchen Anwendung des Code Nafol^on in 
mnkr^ch und Beigiien fortwährend bekannt zu 
machen, giebi femer Hofgerich tsrath Burk- 
hard seit den Jahre 1634 eine Samnhfflg her- 
aas onter dem Titel ^^RecirtsTdUe mit Entscheid 
ikingen der fraiizösischett und belgischen Ge- 
richlsliöfe enr Erltfaterung des französischen 
Ctvilreobts mit Rfichsiohi auf das badische Land- 
-fechi.** Desgleichen haben sich die ,,Aanaien,^ 
TOK denen s^ter die Rede sein wird, seit 1840 
^ur Aufgabe gewacht ^ in efnem besonderen 
•Seiblan Entschoidungen der französischen Ge- 
Hchti^e jedoch mir unter kurzer Angabe des 
als entscheidend angenommenen Grandes be- 
itmmt zn machen. 

Eine eiffenthttmlicbe Slelinng auf dem Felde 
der badfs^en ReebtsUteralur nehmen ein die 
^^iliaterungen dber den Code Mapotöon md 
dl« ffFOSshcrzogiieh badische Gesetzgebung^^ 
¥m «aatsrath Dr.«rauer in 6Bänden 1^)9— 
-1812 heransgogeben. Der Verfesser war be- 
tenutNch tr£Me^ der Bto* die Redaktion des 
IMiachen Landcechts niedergesetzten Gesetege^ 
Hninffs-^Oommlssion imd ist als Schtoi'er der 
log»e|i Uebarsetaunff des Code Napofeon so- 
wohl^ als 4er vieKadien Abänderwigen and 
ZuaMze «nzuaehen, wekiie er bei seiner Re^ 
tei^on kl Baden «irUeU. W«gen dieser Stel- 
Juttf seines Veiihssers wurde diesem Werloe 
lange ZeM dasiselbe Gewickt beigelegt, wie 
tlner autbenli^hen Interpreiation des bamschen 
Latidreohts; nacbiem sich aber einmal die flei- 
dett)er|fer Juristenfacultät in dnem Gutachten 
«elegMtUch gegen eine solche Autorität der 
irwier^chen firlttutenmgen ansgesprochen hatte, 
entspann sich insbesondere unter der Aegide 
4e6 j€4^en Oberhofrichters Dr. Stabel eine 
sotelie ReaoUon tlageMn , dass gegenwärtig das 
Ofcerhorgerioht kein bedenken trügt, Abände- 
ntngen des Code Napoleon, welche nach den 
^kaiei^sohea Erläuterungen unzweifelhaft beab- 
^chtigft w«rden, da wo sie im offonbanen Wi- 
derspruch mit dem Geiste des französischen 
Gesetzbuches stehen, so beschränkend auszul^ 
tfen, dass dadurch die iwirkHche Absicht des 
Gesetzgebers ganz umgangen wird. Diese Ten- 
denz des böcbsten Gerichtshofs hat übrigens 
^QB ß^Üm der MiUelflperichte vieilachen Wider- 
spruch erfahren, so dass das Brauer^sche Wetk 



vomussMittlch noch lange in der WagscMa 
der I>edischea Rechtspflege schwor wiegen wird. 

Ausser Zacbariä hatien noch andere Lehrer 
des französischen und badischen Civihrechts an 
4ea Landesuniversititen es yersucht, Lebrt)ticher 
darüber zu schreiben, aber meist nur mit ge^ 
rinffom Erfolg; so schrieb Professor Rosshirt 
kl Hetdolberg im Jahre 1842 ein „französisches 
und badisches Civifarecfat/ wovon aber nur des 
J. Bandes 1. Abtheib»! und d^ Y. od^ letzte 
Band erschienen; die MlUetbände kwiea wegen 
mangelnder AuGranterung nicht in den Druck; 
Prot Bauritte 1 in FreiWg, welcher im Jahre 
1838 — 1889 einen „Commentar zum Code Napo- 
leon zugleich als Landrecht fiir das Grosriv^r* 
zogthum Baden^^ herausgab, begann im Jahre 
1848 ein sehr reichhaltiges „Handbuch des ba- 
discben bürgerlichen Rechts für Geschäftsmän- 
ner,'^ das aber noch immer nicht yolleadet ist 
Eine ziemlidi gute Aufnahme fand das zwar 
kurz gefasste, aber ^hr ibersiehtiich geschrie- 
bene „Lehrbuch des badischen Landrechis^ von 
Prof. extraord. Lud w. Frey in Heidelberg, wäh- 
rend ein früheres grösseres Werk «tesselben 
„Lehrbuch des französischen CivÜrechts,^ wel- 
ches im Jahre 1840 in 3 Bänden erschien, fast 
ganz uabekannl; geblieben ist. Zum Gebraocbe 
bei seinen Vorlesungen gab Prof. Miyer in 
Freiburg im Jahre 1849 einen „Leitfoden flir 
das StiMÜum des badisdien Landrechts mii Eln- 
schluss des Handelsrechts^ heraus, welches ei- 
nen f&r die Studirenden sehr brauchbaren, fost 
vollständig systematischen Auszug des baltischen 
€ivilreahts enthält. 2cr demselben Zweck sehrieb 
auch Prof. Rosshirt im J^hre 1850 einen 
kirzen „Grundriss zam französischen und badi- 
schen Civilrechte,^ welchem einige wenigie Ab- 
handlungen über einzelne Lehren, gewiaser- 
oaassen gedruckle DikMe angehäegt sind. Auch 
Oberhofricfater Dr. Stabel schrieb zur Z^, 
wo er Professor in FreibuRg war (1843—1845), 
einen Leitfaden zum Laadrecht und einige ge^ 
druckte Diktate, die zwar nicht tai BuchhaMel 
circuliren, at)er von Studenten und PrdcUkein 
sehr gesiM^i werden. 

Eine sehr geschätzte Arbeit dieses Leizteren 
sind dessen im 3dixre 1843 -ersdiienenen >> Vor- 
träge über das französische und badische Civil^ 
recht, insbesondere über dessen Ekileitung (titre 
pr^Uminaire)^ d. i. über die 6 ersten im ba- 
discben Landrechto aber sehr vermehrten Artikel 
des Code; von besonderem Werthe ist darin 
eine finst vollständige Abhandlung über PädiUg- 
keiten. Aehnlicl^ Schriften MefertenDr. Mu ncke, 
wekher im Jahre 184Ö „Vorträge zur Einlei- 
tung in das Studiwn des badischen bürgerlichen 
Rechts ,^^ mid Rosshirt, welcher im Jahre 
1847 eine Abhandlung „ü^r das franedsisohe, 
rheinische und badisohe Qvihrecht, ttber dessen 
Studium und Vortragt schrieb. Ausserdem sind 
selbstständige Abharälungen über einzebie Rechts- 
materien ffeschrieb^ worden von Sander ttber 
„die elteillche und efaelidhe Nutzniessung nach 
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iMdredkV' (1929) Bekk „über die dkig^ 
Hohen Rechte an Liegenschaften, und Insbeson- 
dere über die Bewahrung derselben durch die 
Eintragungen in die Grund- und Pfandbttcher^ 
(1831), Seng, iäm das ^Bii)redit für das Gross- 
herzogthum Baden^ (1830), Schneider, über 
„(Ue eheliche Gütergenieinschafl nach franiö- 
sischem Rechte'' (1846) und in neuester Zeit 
Gageur, über ,«die Yormundschail, Pflegsdiaft 
und Beistandschan nach badischen Gesetzen und 
Verordnungen** (1852), Barbo, „die Theorie 
der Servituten des französischen Rechts mit den 
wichtigsten Streitfragen unter stetem Hinblick 
auf römisches Recht*' (1853) und Scheuer- 
mann, „die Lehre von den Vermögensüberga- 
ben und Verpfändungen nach den im Gross- 
herzoglhum Baden darüber geltenden Gresetzen 
und Verordnungen mit Hinweisung auf das ge- 
meine Civilrecht** (1853). 

Endlich giebt es noch eine Menge von Sam- 
melwerken, populären Darstellungen und Hilfs- 
bthchem zum Landrechle, die a^ meist kei- 
nen wissensdiaftUchen Werth haben; die be- 
kanntesten darunter sind die Sammlungen von 
Rheinländer, Kintzinger, Mors, Fink 
und Wehr er, sowie die populären Hand- 
bücher von Bayer, Müller, Achert, Ret- 
tig und Sander. 

Weniger reichhaltig ist die Literatur des 
badischen Ctvilprocesses ; der Processordnung 
vom Jahre 1832 gingen zwar viele Schriften 
voraus mit Gi^chten, Vorschlägen und Ent- 
würfen fiir die künftige Gesetzgebung, so von 
Weiler, Donsbach, Trefurt, Roth, Zieg- 
ler und V. Kettenacker; das Gesetz selbst 
aber rief ausser den im Jabre 1836 erschienenen 
„Erläuterungen zur grossherzoglich badischen 
neuen Processordnung** von Seng nur einen 
Commentar hervor, nänMch die von Thilo im 
Jahre 1841 herausgegebene „Processordnung in 
bürgerlichen Rechtsstreitiffkeiten für das (iross- 
herzogthum Baden, aus Quellen der Gesetzge- 
bung, richterlichen Entscheidungen und Doctrin 
für ]H*akiische Rechtsgetehrte ertautert** Die- 
ses fiir den Praktiker unentbehrliche Buch ist 
übrigens keine selbstständig wissenschaftliche 
Arbeit, sondern nur eine Sammlung des auf die 
einzelnen Bestimmungen der Processordnung 
bezüglichen Materials. Geschätzte Monographien 
über besondere Gegenstände des badlscnen Ci- 
vilprocesses sind Zentner' s „Erläuterungen 
tU)er die Rechtsmittel der badischen Process- 
ordnung^ (1844) und Stempfs „Gantverfahren 
und Gantrecht nack badischen Gesetzen und 
V^ordnungen ,'^ wovon die erste Ausgabe 1843 
und die zweite 1849 erschioi. 

Die bedeutendsten Ergebnfese hat bis jetzt 
unstreitig die perio<fische Rechtsliteratur gelie- 
fert. Sie hatte Mihe zwar aufzukommen, und 
ihre ersten Anfänge waren keineswegs vom 
Glück begünstigt; die erste, von den grössten 
rechtsgelehrten Notabilitäten jener Zeit Brauer 
vmA Zaohariä im Jahre 1813 gegründete, ju- 



rialiaclie ZeitsdMft „JahiMcher der Gea^tKga»* 
bung und Rechtswissenschaft'^ erlebte kaum das 
erste Jahr; ihnen folgten nach läagerer Zeit die 
von Staatsrath Roth herausgegebenen „ver^ 
roisditen Abbandlungeft meistens über 6^^^ 
stände des Rechts und der Recbtspolizd ,^ tw 
denen in den Jahren 1823 bis 1827 drei Tbeiie 
nebst einem Anhange erschlea^. 

Eines besseren Fortgangs hatten sieh dage^ 
gen diejenigen Zeitschriften zu erfreuen, die 
sich vorzugsweise die Veröffentlichung der Enik 
Scheidungen der Gerichtshöfe zur Aufgabe maob^ 
ten. Dahin gehören vorzüglich die ^Jahrbüeber 
des Grossh^xogUchen Oberho%erichts in Mann- 
heim^ zu^st im Jahre 1823 von Staatsrath v. 
Hohnhorst herausgegeben, seit 1833 ate 
-neue Folge^^ von demselben fortgesetzt unter 
oem Weitaren Titel „Sammhing einiger neuerer 
bdm Grossherzoglich badisdieA Oberboige- 
richte in Criminal- und (Svilsachen ergangenen 
Erkenntnisse und Verfügungen mit besonderer 
Rüci£sicht auf das Processverfahren.^ Seit 1836 
besorgten die Redaction bald der OberhofigB^«- 
richtsrath (Staatsrath) Trefurt, bald dar Vice- 
Kanzler (Staatsrath) Bekk, bald der Vice-Kans- 
ler (jetzt Oberhofrichter) StabeL Bis JeU« 
zählt diese Sammlung 7 Bände alter Folge iii 
4., und 12 Bände neuer Folge in 8., im Gan- 
zen 19 Bände oder Jahrgänge (von je 2 Jah- 
ren). Zu diesen 19 Bänden gab Wehr er 
(1853) unter dem Namen „AlpkabeUaches ReaL- 
r^ertorium zu den Jahrbik)hern des Grostther- 
zoglich badischen Oberhofgerichts ältere und 
neuerer Folge^^ ein Inhahsverzeichnisa berauos, 
bestimmt das Aufsuchen und Nachschlagen ekn 
zdner Entscheidungen und Rechtssätze zu «r*- 
leichtem, und den reichhnltiMa Stoff dieser 
Jahrbücher in Kürze darzustellen; einen wis- 
senschaftliche Werth besitzt dieses Repertoditti 
nicht, und s^bst seinen Zvireck dürfte es kaum 
erreichen, da der V^t mehr auf die Veber- 
schrift der einzehien AuCifiHze, als auf deren 
Inhalt refiectfa*t zu haben sch^t« Gefenwärtig 
wird diese Zeitschrift unter dem bloßen Titel 
^hrbücher desGrossherzogUoh halben Ober- 
hofgerichts,^ fortgesetzt unter der B^ctioii 
des Oberhofrichters Dr. Stabel, urtd ualer Mit- 
wirkung 4er GrossherzogUcben Hofg^chte; der 
i'etzt zu Ende gehende Jahrgang ist in zw^i 
)oppelheften erschienen i). Mit ReohtsfaUen 
aus der Prajds der Mittel- oder Hofeericbte 
beschäftigen sich vorzugsweise die ,»Annalen 
der Grossherzoglich badischen Gerichte,^ welche 
zuerst im Jahre 1832 unmittelbar nach de« Er- 
scheinen der neuen Processordnung in Verbin- 
dung mit Anderen herausgegeben wurden, von 
dem damaligen Ministerialrath Bekk und den 
Hofgerichtsmitgliedern Bayer, Merk, Litschgi 
und Sander. Sie erscheinen in wöch^llichen 



ettirt 



i) Sie sind in Nachstehendem kurz als „Jahrb.** 
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I t mrt fttm von flinem Qimrtbogon, ikiid zAIeti Mae ton Qbertiofgerichtsrftth Dr« Zentner^ 
Ms jetzt 21 voUständfg» Jahrgänge; dBe Redac- Proressor Dr. Renaud in Heidelberg und Ra- 
tion^ die im Laitfe der ZeH oft gewechselt listt, gierungsassessor Turban gegründete „Magazin 
besorgt gegenwärtig Oberhofgerichtsrath Bayer. iW bacUscheReehtspflege und Verwallung^ gestellt, 
Mich Form und Inhalt sind die Annalen eher von dem bis jetzt Ifi^nd erschienen ist ^). EssoU 
€dne GerlcktszeltURg, als eine wissenschafllicbe das gesammte Gebiet des badiscben Rechts vmr 
Zsitsdirift ni nennen, indem selbstständige Aus- fassen, also niolit allein das Civil- und Crlmi- 
Mmmg^ darin mmr äisserst selten vorkom- nalrecht, nebst lYocessrecht, soidern auch das 
lienS). Ztt den 19 ersten Jafargäiigen bat öffentliche Recht, insbesondere das Staats- und 
Wehr er In di^m Jahre (1864) ein glei<^es Kirchenrecht und die freiwillisfe Gerichtsbarkeil. 
„Aljphabetisdies Realrepertorium'^ herausgegeben, Sein Hauptbestreben geht dahin , die Wissenr 
wie za den Jahrbüchern. schaft des Rechts praktisch und die Praxis wis- 
Den Gegensalz m diesen mehr praktischen senscfaaftlich zu machen^ welches Ziel durch 
Zeitschriften bilden dieje^gen, welche der freien passende Verbindung der dogmatischen und hi- 
wisseKSchafttichen Erörterung Yon Gegenständen storischen Behandlung erreicht werden soiL 
aus dem Privatrecht sowohl als aus ctem öffent- Ausserdem soll es ein Organ ftir die Yerwal- 
Uchen Rechte gewidmet sind; es sind deren im tung geben, in welchem (ue beraerken^wertben 
Laufe der Zeit mehrere entstanden, aber nach Eatscheidungen der Behörden sowohl als die 
kurzer Zelt stets wieder eingegangen. Es ge- zur einheitlichen Anwendung und Fortbildung 
hört hieher ausser den schon ffenannten Ver- des Verwaltuogsrechts nothwendigen wissen- 
Sachen von Brauer, Zachariä und Roth vorzüg- schafUichen Erörterungen in periodischen Jlil- 
Bch iM3 im Jriire 1830 von Duttlinger, v. theilu&ffen niedergelegt werden könn^. 
Weiler und v. Kettenackef gegründete Schliesslich ist noch einer sehr verbreiteten 
.Archiv für Rechtspflege und Gesets^ebung im Zeitschriil für die freiwillige Rechtspflege zu 
Grossherzogthum Baden ,^ welches trotz seiner erwähnen, nämlich des seit 1842 erscboinenden 
vorzüglichen Leistungen schon im Jahre 1837 „Notariatsblatt für das Grossherzogthum Baden/^ 
wieder zu erscheinen aufhörte; eben so ergieng mit welchem gegenwärtig das früher selbststän- 
es den im Jahre 1840 von Mai er. Rettig, dige „Archiv nlr Bürgermeister, Gemeinderäthe^ 
Riief und Trefurt herausgegebenen „Blätter Rathssohreiber und Waisenrichter im Grossher- 
^ Justiz und Verwaltung im Grossherzogthum zogthum Baden'' im Jahre 1840 von Rhein- 
Baden,^ von denen nur 2 Bande erschienen. länder gegründet, als besondares Beiblatt ver- 
Die gldcke Angabe bat sich das in diesem einigt ist« 



2) Nachffebend alf „Annalen" citirt. 3) Nachstehend alt „Magazm** citirt. 



iisiftge als auf badigehes Civil- md Givilpricessrecht bezAgliehea 

lafgStzei. 

i. hfireiai Ausiändor ansprechen kann. (Jahrb. N. F. XIH. 

S. 245). 

Das Staatsbürgerredit (Indigenat), ausge- 
wanderter Hinderjährigen ruht bloss während 2. Elierecht. 

Ihrer Mindenährigkeit, und lebt wieder auf, werni z^^ Begründung des Anspruchs auf den in 

sie binnen 4 Jahren nach en-eichterVolljahrigkeU ,,, ^5 ^^^^ der^beordnung bestimmten Ab- 

ven dem ihnen vorbehaltenen Rechte Gebrauch ^^ag wegen Widerrufs des gegebenen Ehever- 

mae^, $^*S«®hT*^ Bürgerrecht anzutretw. Sprechens nach gelöstem Trauungsscheine, be- 

(Aiuialeii JüU. b. 411). ^^f ^s nj^jli^ j^g. besonderen Nachweises eines 

Die gesetzlichen ünterpfandrechte der Ehe- wirklidi zn^efögtea Schadens. (Jahrb. K F. 

ihraen und Minderjährigen sind persönliche Pri- XIII. S. 438. ~ Vgl. noch Rechtsfall einer 

vilegfen der InWnder, welche von Ausländem Ehe - Ungültigkeit wegen Unzuständigkeit des 

auf die im Inlande gelegenen Besitzungen des Trauungsbeamten. Jahrb. ibid. 446, und von 

Scfauhiners nicht beansprucht werden können; dem gesetzlichen Unterpfandsrechte ddr Ehefrmi 

Vorzagsrechte dagegen, welche in der Natur auf die ErrungenschaftsÜegenschaften. — Aiv- 

d(T Forderung ihren Grund haben, können un- nalen XXI. 360). 

ter den von den inländischen Gesetzen bestimm- ^ p. .. . ^ ««»...^«.^^»«kofi 

ten Bcdingmigen auch von Ausländem in An- '• "'^^^'^^ Mter|e.ewgcliafl. 

spmch, genommen werden. Der Wechselarrest Es ist ein Fundamentalgmndsatz des frai^ 

Ist dn dem Inländer allein zustehendes Privileg, zösischen Rechts in der Lehre von der ehelichen 

wetdbes der Ausländer Im hthtnde niohl gegen Gütergemeinschaft, dass der Ehefrau oder itaren 
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Erben bei Auiösung der GemelRscbaft das Reck 
zustehen soll, sich durch Versieht auf das Ge- 
meinschaftsvermögen der Schuldentheihiahme zu 
entscbtagen oder sk^ durch Aufnahme eines 
Inventars der Gemdnschaftssdralden nmr bis 
zum Betrag der vorhandenen Aktiven ttieiUiaMg 
zu machen. Dieses Vorrecht der Frau, vt^elches 
flbrigens so ail ist« ats das Institut der Güter- 
gemeinschaft selbst, gleicht die Härte wieder 
ans, welche in dem anderen eben so allgemei- 
nen Grundsatze Ue^t, dass dem Manne mit Aus- 
schluss der Pran me allehiige Disposition über 
die Gemeinschaft während der Ehe zusteht, und 
hängt eben desshalb mit dem ganzen System 
der Gütergemeinschaft, wie es sich in Frank- 
reich ausgebildet hat, auf das Innigfijte zusam- 
men. Gleichwohl glaubte der badiscbe Gesetz- 
geber von diesem Grundsatze bei der Emm- 
genschaftsgemeinschaft abweichen zu müssen, 
und schuf den berühmt gewordenen Satz 1521 a. 
.,Ja, wo blosse Emingenscfaaftsgemeinschaft ist, 
kann auch kein Ehegatte sich frei machen, den 
AnAeil an den Schulden, den es ihn triüt, so- 
weit er aus dem enUngenen Vermögen nicht 
bezahlt werden kann, aus dem rücknehroenden 
Einbringen de^ Gläubigem zu zahlen.^ Der Sinn 
dieses räthselhaft bratenden Satzes ist nach der 
In BWiuer's Erläuterungen zum Landrecht deut- 
lich ausgesprochenen Absicht des Gesetzgebers 
kein anderer, als dass bei der Errungenschafts- 

Semdnschaft das oben bezeichnete Vorrecht 
er Frau ausgeschlossen sein soll, und so ist 
denn auch in der Regel diese Stelle in der 

Serichtlichen Praxis ausgelegt und zur Anwen- 
ung gebracht worden. Vgl. Archiv für Rechts- 
pflege und Gesetzgebung I. S. 414. HI. S. 290 
und 455, IV. S. 28. Annalen der badischen 
Gerichte IH. S. 208, IV. S. 294, S. 333. Jahr- 
bücher des ba^yschen Oberho&erichts VI. S. 24. 
N. F. I. S. 293. V. S. 188. u. s. w. 

Ihr Wortlaut lässt übrigens auch eine an- 
dere Auslegung zu, wornach sie die übrigens 
sidi von sähst versiebende Bestimmung treffen 
würde , dass sich kein Ehegatte im Ehevertrag 
das Recht vorbehalten könne, sich der Schul- 
dentheilnahme ohne Verzicht auf das Gemein- 
scbaßsvermögen entschlagen zu dürfen. Für 
diese letzte Auslegung spreche die Pflicht des 
Richters, die Gesetze mögHohst so )iuszulegei. 
dass sie mit der Gerechtigkeit barmoniren, una 
ikht anerkmmtes Unrecht auszusprechen. Die 
WaH j?wischen «beser und der gewöhnlichen 
Auslegung sei die Wahl zwischen dem Recht 
und dem Unrecht; die Verantwortung für ehi 
Unrecht, das man im Gesetze gefunden zu ha- 
ben glaube, dürfe «man dem G^etzgeb^ mdit 
eher überweisen, bis erwiesen sei, dass einte 
andere Anwendung des Gesetzes unmöffUoh »ei. 
Das Oberhofgericht hat hievon ausgehend die 
seitherige Theorie verfassen und Äe hier ver- 
4lieidiffte AnMdit angenommen. 

Aue Schulden, welche der Mann während 
der Ehe eingehet, fallen der Gem^n^chaft zur 



Last, und werdoi ihr nur In den genalrtWi 
bestimmten Fällen vergütet Als solche Schil- 
den, welche aus der fiemeinaekaft beigetrieben 
werden ktonen, woilh* aber der Frau ein Ver* 
ffütungsansprudi eingeräumt ist, fiihri der AjpC. 
1424 die Geldstrafen an. welche dureh 
Verbrechen des Mannes verwirkt sind, <he dm 
bürgcrtichen Tod nicM nneh aieh ziehen; ^ 
nun auch för civilrechtliche Entschädig 
gnngen we^en solcher Verbrechen, dU em 
der Geraeinschaft bestritten werden, der Frau 
ein Vergütungsanspruch zustehe, ist eine sehr 
zweüelhafle Frage, welche aber das Gr^srfier- 
zogliche Oberhofgeridit nach der in der Zetl«- 
schrift entwickelten Ansieht verzügtfGh avs dem 
Grunde zu G«nsten der Frau enteohieden hat, 
weil es der natürlichen GereditigkeU wider- 
streite, den Unsdmldigen unter dem Verbreebeh 
des Schuldigen v«m Rechtswegen leiden zu las^ 
sen. Es ist diese Entscheidimg um so bemerk 
kenswerther, als darin zugegeben wird, d«s8 
jede andere Entsi^ädigungsverblndlichkelt iaas 
unerlaubten Handlungen, die aber ein eigenl^ 
Hches V^rechen nicht consMtuiren, der Oe- 
meinschaft ohne Vergütung zur Last fialle» 

In neuester Zeit hat der französische €ngr- 
aationshof eine inrf)esondere von Troplong aof- 
gebrachte Theorie gutgehelssen, wornadi der 
Ehefrau für ihre Bäbringensfinrderung, aussir 
dem vom Gesetze ausdrödriich bestimnien Ver*- 
zugsrecht auf die Liegenschaften des MamMS, 
audi ein Vorrecht auf das Fahmfssvermßgen 
der Gemeinschaft zustehen soll. Diese Theorie, 
welche sich darauf stützt, dass bei Auflösung 
der Gemeinschaft die Fjrau sich nach Art. 1471 
für ihre Ersatzansprüche zuerst aus dem vor- 
handenen baaren Gelde und den Fahrnissen der 
Gemeinschaft bezahlt machen dürfe, und dass 
sie nach Art. 1483 im Falle der Errichtung ei- 
nes Inventars, den Gläubigem nicht i^vefter haf- 
ten soll, als sie aus der Gemeinschaft Nutzen 
(^molument) ziehe, wird damit vriderlegt, dass 
die Frau ihr Beibringen aus der fiemeinichaft 
erst nach Befriedigung der Gläubiger zu neh- 
men habe, und den Gläubigem nicht bloss so- 
weit haften müsse, als sie aus der Gemefnsohaft 
Nutzen ziehe, sondern soweit die aas derseUwii 
bezogenen Activen Oberhaupt reichen. 

Der Art. 1595 gestattet ausnahmsweise 4em 
Manne seiner, wenn schon nicht abgesonderten 
Frau Güter an Zahlungsstalt abzutreten, wenn 
diese Abtretung eine rechtmässige Ursache hat^ 
z.B. den Ersatz ihrer veräusserten Liegenschaf- 
ten, oder ihrer Baarschaft, wo sie nicht zur 
Gemeinschaft gehören. In welchen Pällen eine 
solche rechtmässige Ursache ausser den von 
Gesetze beispielsweise anireführten anzunehmen 
sei, war zweifelhaft. Das Grossherzogliche 
Oberhofgericht hat entschieden, dass nicht aUe 
und jedrC Ansprüche aus dem GütervertüUnisse 
als rechtmässige Ursache anzusehen , sondecn 
es seten mit Umblick auf das Verbot des Art. 
1395 aUe di^eolgea Abtretungen fiir unrecht 
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«iMf m eftUren. dnrdh wetehe der Ibrm 
«f der Mmi durch den Bbevertrag erworbenen 
Rechte verzichten würde. Eine solohe Ablre* 
iwg in Zahlungsslslt könne, ttbrtgens, wo sie 
fftwAi ist, flfoeh wiikreitd de» Absondenmgs* 
Verfahrens Statt inden. — (Jtbrb.XIII. S.mtT. 
«et 12rt 157 f.). 

«"W^^ttt^m ^ MmJ l?wV>iJ.iiikl 

Nach Sramr^ Erlittterimgen isma L. R. S. 845 a 
seUen nattträche Kinder, welche si>ttter von 
üiren Htem adoptfrt werden, die ehelfcben Kin- 
der ihrer Adoptiv-Eltem beerben düribn. Da 
ab^ «Ine solche BesUmmung In jenem L. R. S. 
nldit wdrtUch enthalten Ist, so werde man adop- 
tirtmi nnebeUchen Kindern t^nen Vorzug vor 
andern Adoptivkindern einräumen müssen. Bei 
Aesen Widerstreit zwischen der grammatika- 
fischen und logischen Interpretation müsse man 
dem Gesetze (äejenlg« Deutmig geben, die dem 
fechte nnd der Vernunft entspreche, wenn sie 
aaeh der arus anderen Quellen ermittelten Ab- 
sicht des Gesetzgebers widerspreche. — (Jahrb. 
XIH. S. 184ff.). 

Das Nnteniessonffsrecht des überlebenden 
ffiernfteils an dem den gemeinschaftlichen Kfn- 
detn zugefeflenen Nachlass des Vorv^storiNmen 
^ in dem Falle, dass jene a«f die Erbschaft 
verzichten, nicht so einzuschränken, wie wenn 
fcelne Bnder vorhanden wären, sondern be- 
halte denselben Umfang, wie wenn die Kinder 
#B Erbschaft angelreten hätten. (Jahrb. XIH. 
■8. 137 ff. ^ Deb^ dieFri^n zur Abläugnung 
der Vaterschaft ibid. 8. 238 ff.). 

Dte Erbfolge des L. R. S. 757 setze eine 
iHrnAehe .^lencennung des als Erben auftre- 
tenden natthrüchen Kindes dureh den zu beer- 
benden Vater voraus, wie sie im Art. 834 voi^ 
geschrieben ist; (Ke blosse Erklärung, dass Je- 
inand der Vater eines natürlichen Kindes, wie 
i«e hn Falle des L. R. S. 840a vorkommen 
kann, gicfct dem Letzleren noch kein Erbrecht. 
C^mrien XM. S. 296). — Ueber AUmenta- 
thmsUagto natürlicher Kinder nach dem Gesetze 
vom 21. Februar 1851. Ebend. S. 314 ff.). 

Von dem allgemeinen Verbot der Erb ver- 
trage kennt das französische Civilrecht mehrere 
weseatHebe Ausnahmen, wid zwar seibM In 
Ansdiung der Erbverzichte (cf. Art. 761 und 
918), hwbesondere aber in Ansehung der Erb- 
«(nsetanrngcKi, indem solohe ebenso wie nach 
itterem mohte ganz allgemi^, in Helrathsver- 
Migen aber nur in diesen zulässig sind. Von 
diesen s. g. Schenkungen im Heirathsrertrage 
itdbl Prot Semmd In Heidelberg eine voHsnui- 
dige historisch ^dogmatische Darstellung unter 
do* Auisdulft: „Zur Lehre von den Erbver- 
Mlgen^ im Maga^n I. S. 177 u. 393 1). 



1) 8. Bd. L fi^atrwfli^str Jahrb. S. 22t. 



Bei einem olographischen Testament 
ist es nicht erforderlich, dass der Ort der Er«- 
rlchtung In Aw Aofschrlfl oder unmitt^ar vor 
der Untersehif ft angesehen sei; es renüfft, w«m 
er im Context erwflnnt wird. (AnnaTen XXI. 
S. 867). 

Bei einer Erbtheilung, die nach den 
Gesetze bloss ate fürsorglich gilt, besteht dfe 
Gemeinschaft des Eigenthums so lange fort, bis 
eine endglltige Thdlung erfolgt; die llinm^Uohe 
Thellung wird übilgens endgiltig, sobald der« 
Jenige zu dessen Qun^leii das Gesetz b e stl—t , 
dass die Theihmg bloss als ftlrsorgHch gellen 
soll, ausdrücklich oder stillschwelgiend die Theft^ 
lung als endgiltig anerkennt. Als sUllsobwel- 
gemie Anerkennung gilt z. B. die blosse Auf- 
nahme von Eii^tek£stellmigsgeldern da, wo 
die mangelnde R^tsbestfindlgkeit des Geschäfts, 
wie tm Falle der ungenügenden Vertretung ^nes 
Abwesenden, durch bk^se Genebmigmig des 
AnfechiungsberechUgten (ratihabitio) geheilt wer- 
den kann; da aber wo der Mangel^ wie im Falle 
der Vertragsunrahigkeit der Contrahenten , nur 
durch förmliche Bestätigimg (confrmatio) zu 
beseitigen ist, muss die Absiebt des BetheiUg«- 
ten ersichtlich sein, auf das ihm zustehende 
Umstossungärecht zu verzichten. (Jahrb. N. F. 
Xni. 8. 2M). 

B. fhiArecht, Phadgfsetsgebuag. 

Vorzugis«« und ünterpfandi>echle, welche. des 
Eintrags bedürfen, wlHken gegen den dritten 
Besitzer weder wenn ihre Einft-agang günsdi^ 
unterblieb, noch wenn sie von ^dem als den 
Betheiligten und zu einem anderen Zweck als 
zu deren Währung vecanliMt wirde. (Jahrb. 
N. F. XIll. 458). 

Bin FAmdreofat erlischt in Gemässbeit L. R. 
S. 2198 nur dann , wenn der ErMrerber des b^ 
lasteten Grundstücks nach der TranserMlon 
ein Zeugniss über die darauf haftenden Pnmd*- 
rechte zum Zwecke der Entledigung von 
denselben nachsucht, und es in diesem 
Zeugniss übergangen wh*d. (Jahrb. ibid. 
S. 434). 

Die auf ehiem Im Vells^eckungswege ver^ 
steigerten Grundstücke haftenden Untinrpihnd- 
rechte erlöschen, wenn sie bei der >Bxeoutlon 
leer ausgeben , schon in Folge der Versteige^ 
rang selbst, und nicht erst in Folge der Zah*- 
kmg des Stetgenmgsprelses; dem von der 
Versteigerung nicht benachrichtigten leer aus- 
gehenden UnterpfiEindsglöubiger steht die Pfand- 
klage liicht m^hr zu, soncforn bloss das Recht 
des Nacbbielens binnen Jahresfrist. (Annalen 
XXI. 410). 

Die bei einer Zwangsversteigerung von den 
BetheHigten vereinbarten Sieigemngsbedingungen 
sind auch für diejenigen mussgeoend, welche 
«I diesen Bedhigungen nicht ausdrücklich zu*- 
gestknmt haben, und wöre diess der steigernde 
Onterpfendsgläubiger (Ann. ibid. 6. 372). 
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(Eia Vorsddag Eor H^mng des Bodei^re- 
dite: Annakn Ibid. S.343). 

Wie in Frankreich und in den übrigen Siaa^ 
ten, wo der Code Napolton redpirt ist, sind 
audi In Baden Versnehe im Werke die Pfiemd«- 
geselzffebung zu reformiren. Diese Reforraver^ 
suche besw^en vorzüglidi: 1) die Aufhebung 
der richterUcben Unt^fandsrechte , worüber 
aur dem letzten badlscben Landtage bereits eine 
Geaetzesvorlage gemacht , aber wieder zurück- 
gezogen wurde; 2) die Aufhebung der still- 
schweigenden Unterprandsrechte der Ehefrauen 
und Minorennen; 3) die Umgestaltung des Pfand- 
gerichtswesens , welches in Baden so sehr im 
Argen liegt, dass der Ruin des liegenschaft- 
liehen Credits unvermeidlich ist. Eine Beleuch- 
tung der rur die Reformversuche sprechenden 
Gründe und eine Schilderung der jetzigen 
Missstände ist der hauptsächlichste Gegenstand 
i&r Aufsätze im Magazin l 254 ff. und 359 ff. 

6. LehnrerhlUaisse. 

Bei Erblehn, d. i. in Erbbestand verliehe- 
nen Bauerngütern, findet nach badfschem Land- 
recht keine successio ex. pacto et Providentia 
mdorum Statte und dem Lehnfolger stehen bei 
Lebzeiten des Lehnträgers keine eventuellen 
Rechte an dem Gute zu. (Annalen XXL S.401). 

Der Lehoträger bat auek die auf dem Lehn- 
canon haftende Steuer ohne Ersatzanspruch an 
den Lebnherm zu tragen^ wenn im Lehnvertrag 
bestimmt ist, dass er die Zahlung aller Steuern 
vom Lehngut zu übernehmen häe. (Annalen 
ibid. S. 328). 

7. StfHNvrUidiiekkeft «id Datbeilbarkeit. 

Die dem französischeaRecbte einzig bekannte 
Art der Sammtverbindlichkeit ist der römlschoi 
Correalobligation nachgebildet; in denjenigen 
Fällen der gesetzlichen Sammtv^bindlichkeit 
aber, in welchen nach römischem Recht ein 
Solidarverhältniss vorliegt, sollen diejenigen 
Grundsätze der SammtverbindUchkeit, welche 
nach römischen Begriffen ausschliesslich von der 
Correalität gelten würden, nicht zur Anwendung 
kommen; hiemach ist im Falte eines von Meh- 
reren mit Vorbedacht verübten Vergehens, wel- 
ches nach L. R. S. 1382d eine Sammtverbind- 
lichkeit constituirt, erkamit worden, dass der 
einem der Delinquenten ohne Vorbehalt gewährte 
Nachlass nicht, wie es der L. R. S. 1^ vor- 
schreibt, die Uebrigen liberire. 

Die Untheilbarkeit des L. R. S. 1218 sei 
ein Mittelding zwischen der eigentlichen Un- 
theilbarkeit und der Sammtverbindlichkeit und 
liege vor, so oft aus der Natur der Obligation 
die Absicht sich entnehmen lasse, dass ieder 
Gläubiger das Ganze fordern, oder jeder Scnuld- 
ner das Ganze leisten soll. In diesem Sinne 
wird die Mehreren obliegende Alimentations- 
pflicht für untheilbar wklärt, desgleichen die 



Verbindlichkeit; des Erben, die VerämseruiMfeB 
des Erblassers anzuerkennen. (Jahrb. JuIL 
S. 209 ff.). 

Die Verbindlichkeit mehrerer Pfandgerichts- 
raitglieder für die bei Ausstellwig von PfemW- 
urkunden unterlaufenen Versehen, welche bald 
als eine untheilbare, bald als dne getheilte al^- 
gesehen worden ist, wird neuerdings wieder 
lür eine Sammtverbindlichkeit erklärt.. (Jahrb. 
XIIL S. 133). 

Die Gtiltigkdt eines von Mehreren zusammen 
abgeschlossenen Rechtsgeschäfts kann niclii pro 
rata angefochten werden^ ein solcher Streitge^ 
genstand ist untheilbar, und die V^handlung 
über die Anfechtunff des einen Contrahenten 
kann von jener des Andern nicht {getrennt vrar- 
den. (Annalen XXI, S. 297). 

Ein Verzicht auf die Sammtverbind- 
lichkeit liegt darin, dass der Gläubiger die 
Sammtsohuld theilt; eine solche Theiluag ist 
aber nicht zu vermuthen, und ist iedeuCalls 
strengstens auszulegen. Wenn der Gläubiger 
von einem der Sammtschuldner eine s^nem 
Schuldantheil entsprechende Theikahlung an- 
nimmt, so entbindet er ihn der sammlverbkid- 
lichen Haftbarkeit für die Restschukl nur dann^ 
wenn er ihn ausdrücklich und ohne allen Vor- 
behalt für seinen Antheil abquitlirt; denn 
eine Theilzahlung ist im Zweifel als Abschlags- 
zahlung anzusehen. Desgleichen ist im Wider^ 
Spruch mit der seitherigen Praxis anzunehmen, 
dass der Gläubiger, der einen Sammtschuldner 
auf einen seinem Antheil an der Schuld ent- 
sprechenden Betrag belangt, ihn nur dann der 
Sammtverbindlichkeit entlässt, w«m er ihn aH^ 
drücklich für seinen Antheil an der 
Schuld lediglich ausklagt. Wenn daher der 
Gläubiger die mehreren Schuldner zusammen, 
aber nicht als Sammtschuldner, sondern bloss 
als Mitschuldner auf Zahluiu^ des Ganzen be- 
langt, ohne indessen die Schuld unter ihnen 
zu theilen, oder von jedem ausdrücklich nur 
seinen Antheil einzufordern, so bleibt jeder 
Schuldner doch noch für die AntheHe der Andern 
sammtverbindlich verhaftet. (Annalen XXI. S.386). 

8. Cnipa. 

Auch im franzöirischen Rechte gebe es nur 
zwei Grade der culpa, culpa lala und culpa le- 
vis, und wenn der Art. 1137 bestimme, dass 
die diligentia diUgentis patris familias bald mehr, 
bald weniger un^sle, so sei diess nieht ao 
zu verstehen, als sei bald mehr, bald weniger 
Sorgfalt als die eines guten Hausvaters anaur- 
wenden, sondern dass eben diese Sorgfalt bald 
strenger, bald weniger streng je nach den Um- 
ständen des einzelnen Falles zu nehmen sd. 
Nur im badJschen L. R. S. llöOa sei von einer 
grösseren Haftbarkelt die Rede, als es die di- 
ligentia diligenlis patris familias mit sich bringe; 
um aber diese widersinnige Bestimmung un- 
schädlich zu macfaen, müsse man sie mitBezug 
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ivf deo vorausgehenden Art 1160 auf den Fall 
der mora beschränken, bei der es auf die 
Grade der culpa doch nicht ankäme. Im Allge- 
meinen werde die Culpa veroMilhet, wäurend 
der Kläger den Dolus und der BeUagte dei 
Casus zu erweisen habe; selbst in den Fällen 
eiav vis major, wie bei Diebstahl, Raub, 
Feuersbrunst und Ueberschwemmung habe der 
Beklagte seine Schuldlosigkeit zu beweisen, was 
an einer Reihe von Fällen nachgewiesen wird* 
(Jahrbttcher XIIL S. 190). 

f. Facdtas altenutmu 

Wenn der Schuldner in der Execotionsin-* 
slaiz von einer ihm zustehenden facultas alter- 
nattra Gebraoch macM, so ist er ebenso zur 
Entschädigung wegen Verzugs verpflichtet, wie 
wenn er sidi derselben säon bei der Litis 
contestatlo bedient hatte, und es hreten von 
diese an AugenbUdce an, und nicht erst von 
demjenigen, wo er auf die facultas greift, die 
Wirkungen des Verzugs ein. — (Jahrb. N. F. 
XUL S. 260). 

lt. Kaifrertrag. 

Nach L. R. s'. 1699 ist der Verkauf einer 
fremden Sache ungiltig, diess hindert jedoch 
■fehl, 1) dass, wenn dem Verkäufer das Mit-** 
elgenthum an der Sache zusteht, der Verkauf 
aoweH zu Recht besteht, als die Sache dem 
Verkäufer elgenthümlich gebiert; 2) dass der 
Vertrag wieder wirksam und gilltig wird, wenn 
der Verkäufer nachträglich &s fiiffentbum an 
der verkauften fremden Sache erwirbt; 3) dass 
im letzten Fall eine fiir die Bezahlung des 
Kaufpreises bestellte Bürgschaft mit d^ Re-* 
convalescenz des Kaufvm*trags selbst wieder 
autebt Diese nicht unbestrittenen Sätze wer- 
den mit Bezug auf ein^n besonderen RechUrfiaU 
verAei«gt im Mamin I. S. 161 ff. u. 212 ff. 

Im Falle der ^twährung einer verkauften 
fremden Sacke hat der Verkäufer nur dann Ai^ 
Bviction zu haften, wenn der Käufer im guten 
6taid>en war; war er dagegen in bösem Glau- 
ben, so findet eine Gewährleistung des Verkäu- 
fers selbst dann nicht Statt, wenn ^e im Ver- 
trMT ausdrücklich stipulirt worden war. (Jahrb. 
XXf. S. 163). 

Wenn ein Glaubiger eine ihm zustehende 
unterpfandliche Forderung an einen Dritten c^ 
dirt, und später den debitor oessus beerbt, so 
haftet er unter allen umständen f&r die Rieh- 
ttekeH der Forderung, sei es als Erbe, sei es 
m Cedent; was aber das Air diese Forderung 
bestellte Unterpfandsrecht betrifft, so gewährt 
es nur dann dem Cessionar ein Vorrecht vor 
den übrigen GläoUgem des Gedenlen, wenn 
ifie Forderung wirkUcfa begröndet w«r; daher 
es denn auch keine Gewährleistung ffir ein ce- 
dirtes Unlerpfandsrecht geben kann. (Jahrb. 
md. S. 167> 



Die bei Gutsverkiufen übliche Uebemahmft 
^oer auf dem Gute ruhenden fremden Schuk) 
ist keine Anweisung an Zablunffsstatt, und die 
Klage gegen den neuen Schuldner (Ueberneh- 
mer) befreit den früheren Schuldner nicht (Jahrb. 
ibid. S. 228 ff.). 

Das Retentionsrecht des Käufers, welcher 
mit einer Pfand- oder Zueignungsklage ange-* 
griffen oder bedk*oht ist, erstreckt sich nicht 
auf die Zinse des KaufschllUnffS. (AnnaleR 
XXI. 416). 

11. Seheikügea, 

Die Frage, ob renumeratorische Schenkun«* 
gen der Vorschrift des L. R. S. 931 unterUegen, 
und der Aufnahme einer öfientliohen Urkmide 
zu ihrer Giltiffkelt bedürfen, ist kn Widerspruch 
mit einer früheren Entscheidung in den Jahrr 
büchem N. F. VII. 97, verneinend beantw4Mlet, 
Annalen XXI. 342. 

12. Birpehaft. 

Durch einen nothffedrungenen Nachiass des 
Gläubigers in der Geint des Hauptsctaildners 
wird der Bürse nicht liberirt — Der Wlirge 
ist wie zur Schadlosstellungsklage gegen de« 
Hauptschuldner, so auch zur Xicpddation in 
dessen Gant in eigenem Namen befugt; die 
Unterlassung der Liquidation von Seiten des 
Gläubigers befreit desshalb de» Bürgen nicht — 
Wenn von mehreren Personen, dte als Bürgen 
anfgestellt werden sollen, nur einige die Bürg- 
schaft wirkUch übemehoMn, so haftes diese, 
da sie ihren Regress gegen die Anderen nicht 
nehmen können, nur ois zu jenem Betrag aa 
der Schuld, der sie getroflini haben würde^ 
wenn die als liitbürgra Bestellten de Bürg^ 
sciiafk übemonunen hätten. — Die Einrede &t 
Vorausklage steht dem Bürgen so lange zu, Ua 
das gegen den Hauptschulcmer eingeleitete Exe-* 
ctttionsverfahren ganz zu Ende geführt isl. --^ 
Wenn Jemand die Bürgschaß für eine unter- 
pfandliche SchuM id)eriümmt, so kann er \<m 
dem dritten Besitzer der Pfandobjeote Nkhts 
ansprechen, da diesem im Falle der Zahlung 
der Regress an den Hauptschuldner und an dmi 
Bürgen selbst wieder zustehen würde. (Jahrtk 
XIU. S. 140 ff.). 

U. NegaUanun g«tia — venia ia rea. 

Rechtsf&lle in Jriirbüchem N.F. XIH. S.278. 
Annalen XXI. 369. 

14. Aawebiag m ZaUanpitatt, Cessian wU 
Sakragaiian* 

Eine Anweisung an Zahlungsstatt (aSSfgfUh« 
tio) wird in GemXssheit L. R. S. 2010 h erst 
dann zur Rechtsüberweisung (novatio privative)^ 
wenn der Anweisungs- Empfänger solche Hand- 
lungen in Ansehung der überwiesenen Forde-» 
rung vonymmt, welche «die Rechte des 
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Anweisers gegen den Anwelsottgszäh- 
ler beeinträcbtigea, wie ftemliciie Sten- 
ding, Einlassung In einen BecbiissIreH; u. s. w., 
nietil aber blos» slillschweigende Nachsicht^ oder 
gericbtiidie Elnfordemiig it s. w. (Jahrb. N. F. 
XIII. S. 451). 

Dem Anweisangsempfönf er ist durch L. R. 
S. 2010 h inchi untersagt, iM^r die angewiesene 
Forderung Verfügungen zu Neffen; diese haben 
aber sur Folge, ösSs er von da an als abge- 
funden angesehen wird, und bei ausbleibender 
Befriedigung Nichts mehr an den Schuldner 'for- 
dern darf. 

Ein Widerruf der Anweisung ist nur mit 
Zu0limmung des Empfängers zulässig, ausge- 
nommen ^ wenn dieser anderweiUg für seine 
Forderung befriedigt worden ist, und so aefge«* 
hört hat uliubiger (nicht Schuldner, wie es 
iiTig in L. R. S. 20101 heisst) zu sein. 

Der L. R. S. 20101 wornach der Anwei^ 
sungsempfänger die angewiesene Ford€»*ung we- 
der cediren noch ausklagen darf, wird in der 
Praxis nur auf Anweisungen an Ein^ugsstatt, 
und nicht auf Jene an Zahlungsstalt bezogen. 
(AAnak» XXI. 381). 

Wom Jemand Geld herleikt, um einen Un-» 
terpfwidsf^äubiger zu befriedigen ^ so tritt er 
nur dann kraft Geeetses in des letzteren 
Rechte ein . wenn er schon vorher GHuiUger 
desselben Schuldners war, andernfalls er die 
Vorsduriften des Lu R. S. 1280, Abs. 2 beob-» 
achten m«ss. (Aimalai ibid. S. 399). 

Naeh L. R. S. 1262 steht derjenige, wtkhet 
dvrcfa bloss Ihettweiae Befriedigung eines Gläu- 
bigers in dessen Redite eintritt, diesem in der 
Befried^uBg nach; diess gilt jedoch richtiger 
Ansicht nach nur Yon dem ftir die Forderung 
bestellten Unterpfandrechte, während bei bloss 
ehirographarischen Forderungen eine Ratenliid'* 
bu^ Statt findet; desgleichen unter mehreren 
successive Snbrogirten. 

Die Ehefrau, welche sich Air eine Scheid 
des Mannes sammtverbindlich erklärt hat^ sieki 
dem 61äüi%er mit ihrem gesetzlichen Unter* 
nfimdrechte in der Gant nach; dieser steht aber 
Binwiedemm demjenigen nach, zu dessen Gun- 
sten sieh die Frau ausdrüeklick ihres Unter- 
j^hndrechts begd)en hat, weil er die Rechte 
seiner SchuMnerih in der Gant nur so weit 
ausüben kann, als sie zur Zeit der Gant es 
selbst noch zu thun befugt ist. 

Im Falle einer theilweisen Cession an Zah- 
lungsstalt hat das Oberho^^rlcht erkannt, dass 
der Cessionar dem Ccdenten in d^ Gant vor- 
gehen soll, weil es gegen den guten Glauben 
sei, dass der Zahlende seinem Gläubiger das 
wieder entziehe, was er ihm an Zahnmgstatt 
gegebra. 

Die Cession ehies accessorischen Rechts 
rUnterpfandrechts) für sich allein ohne die Haupt- 
Ibrderung gilt nur als Verzicht auf den Vorrang 
des Cedenten zu Gunsten des Cessionars, und 
Wird wirkungslos p sobM des Cedenten Haupt- 



forderung erleschen isi. (Jaiurb. M. F* XBi^ 

S. 262). 

iS. ReeUsttMel to dUihiger gegm (Mfttnb 
Im ScIiMm»«. 

Die durch den L. R. S. 1167 sanctioBMe 
Actio FaulUana setzt Toraue, dass durch ete 
ernstliches Rechtsges<diäft EUiras ans dem Ver- 
mögen des Schiudners in das eines Dritten 
übergegangen sei, wodurch die Sicherheit des 
Gläubigers für seine Forderung absichtlich ge- 
mindert wird. — Ein Mose simnUrtes Resfats- 
geschäfl hat keine wirkliche Entäusserung zur 
Folge, und kann desshalb dureb blosse AWtug- 
nung der ernstlichen WiUensmeinung oder nd- 
tUgenfalls durch eine actio de doio unwirksam 
gemacht werden. — bn Falle einer traditio 
onunum bonorum ist der Uä>eniehmer als Uni^ 
v^rsalsuecessor zur Befriedigung 4er Gläubiger 
verbunden. — Die Befrie£gittg efaies wirli- 
liehen Gläuingers wiltelst datio in aolutuai 
schliesst nicht wie im Falle einer Zahlung die 
Actio FaulUana von Seiten der dadurch ver- 
kürzten übrigen Gläubiger. (Jahrb. S. 37 ff. 
Annalen S. 294). 

Die Auflösung der ehelichen Gütergemdn- 
scbafl durch Vermögensabsonderung d«rf, der 
Gläubiger wegen, nicht durch bhM»en Vertn^, 
sondern nur &rch Richterspruch earfolffcn, daher 
das wiriiliche oder in Contumacialverfwen an- 
genommene Geständniss des Ehemannes auf die 
Absonderungsklage der Frau wirkungslos sd. -^ 
Die Gläubiger dürfen auch ohne Naäweis eNier 
Gerährde in einem Absonderungsproeesa inter«^ 
veniren, im Falle einer Gefährde aber ein er-^ 

K genes Absonderungsurtheil mit der Actio 
JUana anfechten. — Die Frau darf iübrigenn 
in der Gant ihres Mannes ihre Beibringenwor- 
derung auch ohne Vermögensabsonderung gel- 
toid machen. (Jahrb. S. 113 ff. Annalen loc« 
CiL). — Den Beweis ihres Beibrlngens kann 
sie aber da, wo sie als Gläubigerin der Ge- 
meinschaft erscheint, nicht wie in dem Falle, 
wo sie als Schuldnerin derselben ersobeint^ mtt 
einer blossen Quittung des Qiemannes fUhrra 
(L. R. S. 1Ö02), son<fern es greifen hier 4ie 
allgemeinen Beweisregeln ein, deren besondere 
Anwendung auf dnzelne Fälle ausgefiihrt wird« 
(Jahrb. S. 222 ff.). — Rechtsfall über den Be- 
weis dnes Tausches im eheweiblichen Sonder- 
vermögen Dritten gegenüber, Annalen S.24& 

Die vorstehend zuerst erwittmte in den Jahr- 
büchem N. F. XHI. S. 37 vertheidigte AnMeht, 
wornach Scheinverträge, die der ^huldner in 
der Absicht mit Dritten abschUesst, um sein 
Vermögen dem Zugriff der Gläubiger zu enW 
ziehen, der Actio Pauliiana ni<^t unleriiegen, 
sondern wtweder wirkungslos oder mit ein» 
Actio doli anznfeehten seien, wird bekämpft, 
und nachzuweisen v^sucht, cmss sie eben soy 
wie andere Veräusserungen zur Gefährde der 
Gläubiger innerhalb der durch L. R. S. 1107 It 
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tot^eseteten kurzen VMjMHinjrafrM mnzagtos* 
sen seien. — (Magaaln I. S. 379). 

Bne VermögensabsoBderimg der Ehegatten 
können die Gläubiger selbst dann anfecbten, 
wenn sie auch nor znm Nacbliieila «id nicht 
tar GeflHirde ihrer Rechte erkannt worden ist; 
der Beweis dieser Benachtheittgunff kann mHer 
DmständeH em dem Inhalt der Absondemngs- 
Idag e selbst entnonnnen werden. — (Annaten 
Xn. S. 356). 

16. Legitinati«!. hterreatiM. 

Gemeinden sind zum Streit über Schäfereige- 
rechtigkeiten auf ihren Gemarkmgtn iegitimirt, 
und es erlangen die gegen sie ergangenen 
«lUrUieile dh Rechtskraft gegen Jeden einzehen 
Gtterbesitzer. (Jahrb. N. F. XHI. S. 319). 

Zwischenerkenntnisse über die Processlegi- 
tfmatfon beschreiten die Rechtskraft, und es 
kann bef versäumter Appellation weder, wem 
die Einrede der mangelnden Legitinration für 
begrifaidet erkannt wurde, in der Hauptsache 
weiter verhandelt werden, so lange nicht der 
Ergänzung^auflage entsprochen worden ist, noch 
I im Falle der Abweisung dieser Einrede, bei 
I Gelegenheit der Appellation gegen ein in der 
Hauptsache ergangenes Endurtheil, der Legiti- 
mationspunkt femer beanstandet werden. (JWirir. 
N. F. MH. S. 303. Annalen XXI. S. 360. — 
Ein Recbtsfall, wornach eine Hauptkitervention 
als Nebeiüntervention aufrecht erbalten wurde, 
in den Jahrb. N. F. XHl S. 907). 

17. Teniekt. 

I 

Ton dem Grundsalas ausgehend, dass j^^der 
Rechtsstreit durch die Einlassung auf die Klage 

' die Natur eines durch den Richter vermittelten 
Vertrags an sich trage, wird insbesondere aus- 
geführt: 1) dass der Verzicht auf einen «nhän- 
rigen Rechtsstreit vollendet sei, sobald er vor 

' dm zuständigen Richter erklärt sei, ohne dass 

\ es noch einer Bekanntmachung derselben an die 
Gegenpartei bedürfe; 2) dass auch das blosse 
Fallenlassen einer angestellten und rechlsan- 
hängfff gewordenen Sage, eben so wie der 
Verzichl anf den Rechtsstreit überhaupt^ die im 
t 773 P. 0. bestimmte Wirkung habe, dass 
me erhobene Klage wie durch ein rechtskräfti- 
ges ürtheil abgewiesen, mithin auch der 
Grund, auf dem sie gebaut sei, als proces- 
saaliscb consumirt erscheine, es milsste 
«dn, dass letzterer nach der Vorschrift des 
i 305 sofort in die ncuangestelite Klage auf- 
genommen, oder dessen spätere Wiederaufnahme 
ausdrücklich vorbehalten sei. — (Magazin I. 
S. i jr.). 

I Das Fallenlassön der Klage nach abgegebe- 

ner Vernehmlassung ist einem Verzichte auf 
das Klagerecht gleich zu achten, wenn 
demselben nicht mit ausdrücklicher oder still- 
aehwefgender Einwilligung beider Thdle eine 



beschränktere Wirkang beiadegeii ist. (iahrb« 
N. F. XHl. S. 286). 

18. Nithfnst ni KlagenTerjttnig. 

Die in L. R. S. 1G22 bestimmte Frist von 
eiMm Jahre zur AnsteUnng der Kanfmifide- 
mngs-^ Mehnuifs- oder Umstossungsklafe ist 
ni<^t, wie in d«i Jahrbüchern N. P« X. 223 be- 
hauptet worden, ^ne Verjährungsfrist , sondo« 
eine Klagefrist, die vim Richler ex oiicie be- 
rüeksicfaügt werden muss. ~ (Annalen XXI. 
S. 378). 

f lenfirbeschlüsee des mittefarheinischen Bef- 

Sericbts, wemach a) der l^i Klagen gegen 
liliiärpersonen vergeschriebene Vergleichaver- 
soch nicht, sondern erst die UerMch angestellte 
Klage die Verjährung unterbricht, b) die in 
Gesetz vom 21. Febt. 1851 bestimmte Frist 
von einem Jskr zur Anstellimg der Alimenta- 
tionsklage 9är unehelkhe Kin&r ketoe blosse 
Verjihrungs-, sondern eine Nethfriit zor Klag^ 
anstellung sein seil; die der Richter von Amts- 
wegen und nicht erst in Folge einer deranf 
gestützten Einrede berücksichtigen muss. (An- 
nalen XXI. S. 377). 

II. Beweismittel. 

Der Notheid ist seiner Natur nach ein 
Anskunftsmittel um die wegen unvollständigen 
Beweises schwankende richterliche Ueberzeugung 
durch einen weiter hinzutretenden BesUmmungs- 
grund zu einem zuverlässigeren Resultat zu 
iuhren, und unterscheidet sicn dadurch wesent- 
lich von dem Hanptelde, welcher nur als ein 
Iffittel anzusehen ist^ den Gegner zu einem 6e- 
s^^iss zu nötMgen. Es ist daher der Noth- 
eid über fremde Thatsachen weder asf 
die Fälle m beschränken, aif welche der 1.530 
der Processordnung den Haupteid beschränlct^ 
noch in <Mesen letzteren stets unbedingt zuläs- 
sig; es kommt viehnehr auf die Umstände des 
einzelnen Fades an, ob nnd inwiefern man* 
nehmen ist. dass durch den Notheid die rieh** 
terliche Ueb«*zenging in genügender Weise 
befesUgt werden könne. (Jahrb. N. F. XUL 
S. 387. cf. Annalen XXL S. 367). 

Frivaturkunden von Blinden sind tm^ 
wirksam, weil ihnen das physische Vermögen 
zum Erkennen des Actes abgeht; nur unter 
Mitwirkung eines besonderen Rechtsbetotandes 
können sie nach 9» 31 des VI. Gonst Edicti 
solche Acte in rechtsgilUger Weise vornehmen. 
(Jahrb. N. F. XHL S. 318). 

Bei dem Widerspruch zwischen dem Inhalt 
einer Pfiemdurkunde und deren Hntrag im Grund«* 
buch ist in der Regel die erstere massgeben«^ 
weil sie es ^entlieh Ist^ auf welche äA der 
Gmndbuehsdntrag blos bezieht, es müsste sieh 
denn aus den l^länden des einzelnen Falles 
ergeben, dass die Abänderung in dem letzteres 
ven denContnAenten wirklich beabalcbtigt wer^ 
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d^ sei. (Jahrb. lUd. S. 241. -^ Ueber die 
Zulässjgkeit des Offenbarungseide». Jabrb« 
ibid. S. 471). 

2t. Redibkraft and Ippellatiaa. 

Das abweisende Uriheil auf eine Klage ^ sMi 
welcher von einer noch nicht ganz fälligen 
Forderung nur der i&lUg gewordene Theil ge- 
richtlich geltend gemacht wurde , erlangt die 
Rechtskraft auch in Ansetonff der tthrigen nicht 
eingeklagten Forderung^, und es steht der spä- 
teren Einklagung des Forderungsrestes die ex- 
cepUo rei judicatae entgegen. So entsdiied 
das Grossherzogliche Oberhofgericht in der Er- 
wägung, dass jede Behauptung, die — den 
Inhalt des friiberm Urtheils als eine rechtliche 
Wahrheit vorausgesetzt — nach folgerichtiger 
Consequenz nicht wahr sein könne, als rechts- 
kräftig entschieden und widerlegt angesehen 
wwden Müsse, und nicht mehr von Neuem in 
Streit gesogen werden könne. Ais eine w^-* 
tere Folgerung aus diesem Grundsatze wird 
sodann me Regel aufgestellt, dass bei einer 
Klage auf eine Tbeilferdening, nicht der ein- 



geklafl^ Beirag, sosdern die Gröise der gan- 
zen Forderung bei Ermittelung der Ai^Ila- 
tionssumme massgebend sei. — (Jahrb. N. F. 
Xlll. S. 313). 

Bn im bedingten Mandatsprocess ergangenes 
Versäumungs- (Liquid.) &kapntni8S ist als End*- 
erkeentniss anzusehen und deshalb i^peUabel, 
weil die Wiederherstelhmg gegen dasselbe nicAt 
wie im ordentlichen frocess die Fortsetzung 
der Verhandlungen zur Folge hat. sondern das 
Ende des Mandatsprocesses und (üamit die Ein- 
leitung einer neuen Frocessart. — (Jdiri). ibid. 
S. 301). 

2i. daatpracen. 

Ueber das Verhältniss des Gantanwalts und 
der einzelnen Gläubiger rilcksichtlich d^ Pro- 
cessflihrung. (Jahrb. N. F. XUl. S. 289). — 
Ueber die Befiriedigung eines Nutzniessimg»- 
renten- Anspruchs in Sst Gant mit Bezug auf 
$. 865 und 873 der Proc. Ordn. (Annalan 
XIII. S. 358). — Ueber die Erfordernisse der 
Klage gegen einen früher verganteten Sdiuidner« 
(Ann. ibid. S. 416). 



Herzogthu Branscbwetg. 

0er gegeawärlige Kechtsziistanl im lenogthme Braaischweig. 
Von Dr. Juris S tramp eil IT., Advokat in Wdfenbttttel. 



Um d«i gegenwärtigen Rechtszustand mit 
Ausschluss des Staatsrats im Herzogthunte 
Braunschweig besser überschauen zu können, 
dürfte ein füchUger Blick auf die Rechtsge- 
schichte von nicht unwesentlichem Interesse 
sein. 

la den Gegenden des jetzigen H^zogthums 
Braunschweig war der Bechtszustand in den 
ältesten Zeiten^ soweit darüber Kunde vorhan- 
den, ganz derselbe wie im übrigen Deutscfatend. 
Neben den Yolksrechten, KapiUimrien, Gewohn- 
heitsrechten und Lehnsgewolinheiten verschafile 
sich der Sachsenspiegel bald voU^ndig die 
Herrschaft und mit der Entwicklung der Reichs- 
herrscfaaft und Uebertragung des Herzoglhums 
Braunschweig -Lüneburg als feudum femininum 
an den Enkel Heinrichs des Löwen, Otto das 
Kind, auf dem Reichstage zu Mainz durch Kai- 
MT Friedrich U. 1235, gewann die Reichsge- 
setzffebung an Ansehen und Bedeutung. 

uitor der Herrschaft von Otto dem Kinde 
imd dessen Söhnen finden sich im HerzogthuDae 
Brautischweig die erstai Spuren einer eigenen 
gesetzgeberischen Thätigkeit, die sich in den 
Stadtrecfaten für die Städte Braunschweig und 
Helmstädt 1232 und 1265 kund giebt. Von 
«beser Zeit ab entwickelte sich das Rechtsleben 
mil der Entwicklung der staatUchea Verhältnisse 



des Herzogthums gleichzeitig. Als im ftinf- 
zehnten Jahrhundert auf den in Deutschland 
gegründeten Universitäten das, bereits von der 
Schule zu Bologna nach Deulscbland gebrachte 
und praktisch angewandte, Römische Recht al^ 
lein gelehrt und als „Kaiserrechl^ betrachtet 
wurde, übte dasselbe wie im übriffen Deutsch- 
land, so auch im Herzoglhume Braunsdiweig 
zwar einen mächtigen Einfluss auf die Rechts- 
erscheinungen aus, jedoch wurde erst untar 
Heinrich dem Jüngeren, der nach dem Muster 
des Reichskammergericnts ein Ho^ericht in- 
stallirie, im Jahre 1556 ausdrücklich ausge- 
sprochen, dass die Gerichte bei ihren Ent- 
scheidungen sich lediglich nach kaiserlichen 
Rechten und nicht nach sächsischem Rechte zu 
richten hätten. 

Obwohl die Landstände auf dem Landtage 
in Salzdahlum 1597 sich in gleicher Weise für 
die Einführung des Römischen Rechts erklärten, 
so behauptete dennoch das Sachsenrecht längere 
Zeit hinchirch seine Geltung, so dass eine Wie- 
derholung der Verordnung Heinrichs des Jün- 
geren den späteren Herzögen nethwendig er- 
schien. 

Erst mit der Zeit verschwand das Sachsen- 
recht bis auf einige aus demselben herrührende 
Gewohidieiten und Statute, die nicht beseitigt 
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werden konnten , auf dem Lande mehr und 
mehr. 

Länger hielt sich das Sachsenreeht in der 
Stadt Braunscheig. Zwar wurde dasselbe, nach 
der Unterwerfung der Stadt unter die Landes- 
hoheit, 167Ö ^sammt allen Statuten und Ge- 
wohnheiten gänzlich cassirt und abgethan/ 
jedoch behaupteten auch hier einige Bestimmun- 
gen ihre Gellung. 

Neben dem Römischen Rechte kam auch das 
Canonische Recht im sechszehnten Jahrhundert 
durch stillschweigenden Gebrauch zur Anwen- 
dung und an die Stelle des ,,cassirten und ab- 
ffethanen^ sächsischen Lehnrechts trat in dersel- 
ben Zeit das Longobardische Lehnrecht ein, 
dessen Giltiffkeit nur in einzehien Punkten durch 
ergangene Verordnungen ausgeschlossen ist. 

Obwohl hiemach als Basis des Privatrechts 
ImHerzoffihume Braunschweig das RömischeRecht 
zubetracmten ist, so erffiebtsich doch schon durch 
dne oberflächliche Betrachtung, dass neben 
diesem Rechte, dessen Fundament die Principe 
der Gleichheit und Freiheit der Römischen Bür- 
ger sind, bei der Ungleichheit und Gebundenheit 
der Personen nach deutschem Rechte, Institute 
bestanden, welche dem fremden, recipirtem 
Rechte nicht unterworfen werden konnten und 
so eine eigene Entwicklunffsphase durchmachen 
musstmi; es bedarf nur der Andeutung, dass 
in den privatrechtlichen Beziehungen des Für- 
sten, dem Unterschiede der Stände (vomämlich 
des mmemstandes), dem Verhältnisse der Städte 
und endlich in den compUcirteren socialen und 
commerdellen Beziehungen der Entstehungs- 
gmnd solcher Rechtsinstitute zu suchen ist. 

Durch diese Verhältnisse, in Verbindung mit 
der fortschreitenden Cultur und unumschränkte- 
ren Gewalt des Landesfürsten der kaiserlichen 
Gewalt gegenüber, sind nun im Laufe der Jahre 
eine Menge einzelner Gesetze, Rescripte, Ord- 
nungen und Verordnungen, die theils die oben 
angeideuteten Rechtsinstitute fortbildeten, theils 
das unsichere Gewohnheitsrecht festzustellen 
suchte und sich über alle Zweige der Staats- 
Yerwaltung erstreckten, geschaffen. 

Als im Anfange dieses Jahrhunderts .das 
Herzogthum Braunschweig unter französische 
Boimässigkelt gerieth und dem Königreiche 
Wesiphalen einverleibt wurde, war filr diese 
Zdt das französische Recht die Entscheidungs- 
ouelle; jedoch wurde sofort nach Beseitigung 
der Fremdherrschaft der frühere Rechtszustand 
wieder hergestellt, nur sollten im Allgemeinen 
die unter Herrschaft des französischen Rechts 
ralstandenen Rechtsgeschäfte auch nach diesem 
b^irtheilt werden. 

Seit 1814 bis auf den heutigen Tag ist die 
Gesetzgebung im Herzogthume sehr thätig ge- 
wesen und hat, fortschreitend mit der Entwick- 
lung der Rechtsanschanungen und dem Geiste 
der neuem Zeit, die Gegenwart mit der Ver- 
gangenheit vermittelt. 

Wenn gleidi es nicht möglich ist das heu- 
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tige Braunschweigische Privatrecht, so wdt es 
von der Grundlage desselbmi, dem Römischen 
Rechte abweicht, in seiner Vollständigkeit hier 
zu entwickeln, so dürfte d^moch eine gedrängte 
Uebersicht dem Zwecke dieser Jahrbücher ent- 
sprechend sein. 

Im Personenrechte ist durch die Gleich- 
stellung der Confessionen , und die deutsch- 
rechtliche Emancipation, welche mit Anlegung 
eines eigenen Haushaltes eintritt, das Römi- 
sche Recht verlassen, sowie filr das Aufhören 
der Person hinsichtlich derjenigen, welche nicht 
aus den Feldzügen von 1807 bis 1814 zurück- 
gekehrt, die singulare Bestimmung getroffen ist, 
dass nach vorgängiger Ediclalladung deren Tod, 
abgesehen von deren Alter, nach einjähriger 
Frist gerichtlich ausgesprochen werden kann. 

Die Rechte der Landeseinwohner sind theils 
durch die Verfassung, theils durch eine Slädte- 
und Landgemeindeordnung geregelt. 

Die früher tief einschneidenden Staatsver- 
hältnisse haben nur noch einige vermögens- 
rechtliche Folgen, eine bestimmte Bevorzugung 
der Person kann aus denselben nicht mehr ner- 
geleitet werden. Nur für diejenigen, welche 
als Gesinde dienen, ist die Gesetzgebung durch 
Erlassung einer Gesindeordnung, welche das 
Verhältniss zwischen der Dienstherrschaft und 
den Dienstboten regelt und die Natur des Ver- 
trages erweitert und präcisirt, thätig gewesen. 
Die Rechte der Personen in Bezug aiu Handel 
und Gewerbe sind nach Beseitigung der Bann- 
rechte durch eine Gildeordnung und Miih- 
lenordnung geregelt; als Regalgewerbe existi- 
ren nur noch das Postwesen und die Salinen. 

Eine besondere Aufmerksamkeit ist auch den 
moralischen Personen und den piis corporlbus 
zugewandt, deren weitere Erörterung jedoch 
hier nicht am Platze sein würde; nur die eine 
Bemerkung möge genügen, dass die privilegia 
fisci mit Ausschluss eines stillschweigenaen 
Pfandrechts wegen rückständiger Steuern aufge- 
hoben sind. 

Das Familienrecht ist durch die nach 
der Reformation erlassenen Kirchenordnungen 
und durch die spätere Gesetzgebung mannig- 
fach von dem gemeinen Rechte verschieden. 

So ist die Eingehung eines giltigen Ver- 
löbnissesH an bestimmte Formen (Einwilligung 
der Eltern oder Vormünder vor Zeugen etc.) 
gebunden; so verpflichtet der unmotivirte Rück- 
tritt eines Verlobten diesen nur zu einer Prä- 
stalion des ,,id, quod interest^; so ist die Ein- 
gehung der Ehe, deren Hindernisse aus vor- 
mundschaftlichen Gründen, Alter etc. genau fest- 
gesetztsind, von bestimmten Formalitäten (Hel- 
rathsconsens u. s. f.) abhängig (Ehe zwischen 
Juden und Christen ist gesetzlich erlaubt); so 
soll eine Wittwe nicht vor Ablauf des 10. Mo- 
nats nach dem Ende des ersten Ehemannes und 
erst dann sich verheirathen dürfen, wenn sie 
sich mit den Kindern erster Ehe in Bezug auf 
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deren Vermögen anseinanderffeseUt bal und iilr 
dttese Vormünder bestellt sind. 

Nach erfolgler Copulallon treten die Wir- 
kungen der Ehe sofort ein. 

Von dem Dotah-echle bestehen die Abwei- 
chungen, dass Ehefrauen von Predigern und 
Administratoren geistlicher Güter gegen die 
Kirche und pia corpora ihr bencficium nicht 
seilend machen können und dass für die Ehe- 
frauen der Männer, welche in der Sladt ßraun- 
schweig Handel oder bürgerliche Nahrung trei- 
ben , das Privilegium dotis et illatorum gänzlich 
aufgehoben ist. Ein ganz besonderes Vcrhall- 
niss in Bezug auf das Vermögen der Ehegatten 
existirt aber noch bei den Bauern; hier ist eine 
communio bonorum usufructuaria, welche in 
ihrem Gefolge die Leibzucht, Inlerimswirlhschaft 
und eine eigene Erbfolge hat, und wo die dos 
ausser bei dem Concurse aus dem Hofe nicht 
zurück gefordert werden kann. 

Das Band der Ehe, deren Scheidung auch 
wegen Landesverweisung des einen Ehegatten 
statt hat, kann nur durch richterlichen Spruch 
oder aus landesherrlicher Machlvollkommenheit 
gelöst werden, wobei jedoch die processuali- 
schen Formen noch insofern zu beobachten sind, 
dass ein Erkenntniss publicirt werden muss. 

Der Stuprator einer Geschwächten ist zu 
Alimentation des Kindes derselben ohne Zuläs- 
sigkeit der Einrede der mehreren Conslupraloren 
mit verpflichtet; und steht sogar nach dem Tode 
desselben dem ausserehelichen Kinde das Recht 
zu, die Alimentalion aus dessen hintcrlassenem 
Vermögen zu verlangen. Ueber den Niessbrauch 
nud die Verwaltung des Vaters an dem Ver- 
mögen der Kinder entscheiden die Normen des 
gemeinen Rechts, nur muss der Vater bei An- 
lang der Verwaltung des Vermögens eine In- 
venlarisation vornehmen, und kann ihm bei 
fehlerhafter Verwaltung dieselbe mit Vorbehalt 
seines Niessbrauchsrechts entzogen werden, 
worauf die vormundschaftlichen Gerichte zu hal- 
ten haben. 

An dem eigentlichen Muttergute der Kinder 
steht dem Vater der lebenslängliche Niess- 
brauch zu. 

Was das Vormundschaftsrecht anlangt, 
so bedürfen sämmtliche Vormünder der obrig- 
keitlichen Ernennung und Bestellung, haften mit 
ihrem Vermögen für die Güter der Pupillen, 
sind nebst den beiden neben dem Vormunde 
zugezogenen Freunden der Familie der Con- 
trole der gerichtlichen Behörden unterworfen, 
und müssen nach Ablauf jeder Jahres Rechnung 
aber die Vermögensverwaltung ablegen. Ein 
Nebenvormund wird nur ausnahmsweise bei 
grossen Vermögensmassen bestellt. 

Gleich nach Bestellung der Vorifiundschaft 
vdrd, sobald der pater defunctus dies nicht 
untersagt, ein Inventar über das Vermögen 
aoijgenommen und sind diejenigen Sachen, wel- 
che dem Verderben ausgesetzt, von dem Vor- 
BHinde sofort zu veraossern, zum Verkaufe d^ 



übrigen Sachen bedarf der Vormund eines de^ 
creti de alienando von den vormundschaftlicliea 
Behörden und ein Verkauf, oder auch nur Ver- 
pachtung, von unbeweglichen Gütern, Gerecht- 
samen, Gefallen und Nutzungen der Pflegebe- 
fohlenen kann nur ölTeiitlich meistbietend ge- 
schehen. 

Die Vormundschaft hört ausser den übrigen 
Fällen mit dem vollendeten 21sten Lebensjanre 
des Pupillen auf. Derselbe kann von Seser 
Zeit ab über die Einkünfte seines Vermögens 
disponiren; bei der Disposition über Immobilien 
und Capitale ist er jedoch bis zu seinem 25ten 
Lebensjahre an die Zustimmung der vormund- 
schaftlichen Behörde gebundeo. 

In Bezug auf die Curatelen treten dieselben 
Bestimmungen, wie bei den Vormundschaften 
ein. Für die Anordnungen von Curatelen über 
Grossiährige ist ein besonderes processualisches 
Verfahren vorgeschrieben. 

Das Sachenrecht betrefTend, so sind über 
de Gewässer, Fischerei, Waldungen und das 
Jagdreclit, über die Bergproducte und ähnliche 
Gegenstände, sowie endlich über die Wege 
eine Menge gesetzUcher Besthnmunffen vorhan- 
den. Die Ausübung des Jagdrechts, welche 
jedem Eigenthümer, dessen zusammenliegende 
Grundstücke ein Areal von 300 Feldmargen 
ausmachen, selbstständig zusteht, (wo £es 
nicht der Fall, tritt Verpachtung oder Admini- 
stration ein), ist durch poh'zeiliche Bestimmun- 
gen geregelt, sowie für die Anlegung und In- 
standerhaltung der Wege eine durch den Erfolg 
sehr bewährte Wegeordnung erlassen Ist. 

Die früher in den Städten des Herzogtbmis 
für den Erwerb von unbeweglichen Sachen er- 
forderliche deutschrechtliche gerichtliche Auf-* 
lassung, ist nur ßir die Stadt Braunschweig 
noch von Bedeutung; im Uebrigen muss je^ 
der Veriraff über dingliche Redite an Grund- 
stücken oder Grundgerechtsamen vor Geridit 
oder vor Notar und Zeugen angenommen und ge- 
schlossen werden. Ueber den £rwerb gefundener 
Sachen sind bestimmte polizeiliche Vorschriften 
gegeben und erst nach Beobachtung derselben 
wird die Sache, wenn sich der Verlierer nicht 
gemeldet, dem Finder zugesprochen. 

Für die Lehre von den Wirkungen d^ 
erworbenen Eigenthumsrechts ist zu bemerken, 
dass durch die Braunschwefgische Gesetzgebung 
das gemeinrechtliche Vindicationsrecht an ge- 
stohlenen Sachen specialisirt ist. 

Ausser den ffemeinrechtlichen Fällen, ia 
denen das EigenUiumsrecht wider den Willen 
des Eigenthümers aufhört, muss d^ Eigenthü- 
mer eines Grundstücks, wenn es Staats- oder 
Gemeindezwecke erforderlich machen, dasselbe 
gegen eine Entschädigung, deren Höhe durck 
ein statthabendes vorgeschriebenes Verfahren 
ermittelt wird, herausgeben (Expropriations- 
gesetz). 

Die durch die altgermanischen Eigenthum^ 
Verhältnisse herb^eUihrte GemeinachtbfUicfakeit 
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dingUdier Recklsverhällnisse , jetat geivöbnlich 
Gemelnheiien genanni, haben , um deren Auf- 
bebung im allgemeinen Interesse da, wo pri- 
vatrecbtlicbe Hindernisse entgegenstanden, mög- 
lich zu niachen, oder die Aufhebung überhaupt 
so erleichten, eigne Gesetze hervorgerufen. 

Für das Servilulenrccht und zunächst 
für die persönh'chen Servituten ist der Niess- 
branch des Vaters an dem Muttergule seiner 
Kinder und das aus dem Bauernrechte stammende 
Beeht des Leibzüchters und des Interimswirlbs 
abweichend. 

Für die Servitutes praediorum urbanorum 
sind nur die Singularitäten anzuiühren, dass die 
servitus fluminis recipiendi zum Abfluss des 
Regens und Spülwassers unter Vorsetzung einer 
Roste gestattet ist und dass in der Stadt Brauu- 
schweig die servitus prospectus jedes Mal po- 
lizeilich erlaubt werden muss. Die Servitutes 
praediorum rusticorum als Hudegerechtigkeit, 
Schäfereirecht und Gerechtigkeit, sowie die 
Waldnutzungsrechte sind durch einzehie das 
gemeine Recht zum Theil abändernde Bestim- 
mungen und durch polizeiliche Verfügungen ge- 
setzüch festgestellt. 

Das Pfandrecht ist beschränkt in Gegen- 
ständen, welche gar nicht oder nur mit höch- 
ster Genehmigung verpfändet werden können. 
Hierher gehören die Besoldungen der Civilbe- 
dienten, Gagen der Militairpersonen, Pensionen 
der Hilitair - Wittvven u. s. w. 

]^n erhaltenes Faustpfand darf nur mit Ein- 
willigung des Eigenthümers weiter verpfändet 
werden, sowie ferner für das Faustpfandrecht 
noch zu erwähnen ist, dass aus dem Leihen 
auf Pfänder kein Gewerbe gemacht werden darf 
(im flerzoglhume sind öffentliche Leihhäuser 
hergerichtet), dass das pactum commissorium 
ausdrücklich verboten ist, dass dem Faustpfand- 
gläubiger bei dem Ck)ncurse das Vorzugsrecht 
zusteht, dass er erst nach völliger Befriedigung 
das Pfand herauszugeben braucht und dass dem 
Vermiethef gestattet ist, sein Retentionsreclit 
auch auf andere, als aus dem Contracte her- 
röhrende Forderungen auszudehnen. 

Ausser den dem gemeinen Rechte bekannten 
gesetzlichen Hypotheken räumt das Braunschwei- 
ger Particularrecht folgenden Personen eine ge- 
aetzBcbe Hypothek ein : 
Meier -Erbenzins- und Lehnherrn wegen rück-* 
ständiger GePälle und Gelder an dem gesammten 
Vermögen des Verpflichteten, den Gläubigern 
der AbTösungs - und AUodilicationscapitale so- 
wie der bd Gemeinheitstheilungen zu zahlen- 
den Entschädigungscapitale, den Lehnsnach- 
folgem für die bei Allodification des Lohns 
ihnen eventuell gebührende Entschädigung, den 
Städten und übrigen Gemeinden wegen der 
^gaben und den Gläubigern von Erbgeldern 
wegen des condominii. 
In der Stadt Braunscfaweig wurde schon in 
sdir früher Zeit nur solchen Verpfändungen der 
zur Stadt gehörigen Grundstücke das Recht der 



öflTentlichen Hypotheken beigelegt, welche vor 
Gericht geschehen und in das Gerichtsbuch ein- 
getragen waren, wogegen die anderwärts con- 
sliluirlen Hypotheken nur ein Vorzugsredit vor 
den chirographarischen Gläubigern haben soüten. 
Später wurde diese aus dem Sachsenrechte her- 
rührende Bestimmung auf das übrige Land aus- 
gedehnt, wonach nur vor Gericht aufgenommene 
ypothekeu den Charakter öfTenllicher Hypothe- 
ken haben sollten. Die Hypothekenbücher, in 
welche jeder dingliche Anspruch an ein Grund- 
stück unter öffentlicher Autorität eingetragen 
werden muss, haben zwar schon früher hin und 
wieder bestanden, jedoch bildete sich das In- 
grossationssystem erst vollständiger während 
der Iranzösisclien Herrschall aus. 

Nach Aufhebung der Fremdherrschaft sollte 
jede Hypothek, stillschweigend gesetzliche, oder 
ausdrücklich bestellle nur dann Gilligkeit haben, 
wenn sie gehörig eingetragen war und wurde 
der Rang der Hypotheken von der Eintragung 
abhängig gemacht. Von diesem Grundsatze der 
nolhwendigen Eintragung .sind jetzt: die Hypo- 
thek des Fiscus wegen der rückständigen 
Steuern, der städtischen und übrigen Gemein- 
den, der BrandversicherungsgeselTschaft, des 
Meier- und Erbenzinsherrn, des Staats, der Ge- 
meinden, Kirchen und piorum corporum an dem 
Vermögen der Administratoren, der Ehefrau 
gegen den Ehemann wegen der dos und Para- 
phernalgüler, der Kinder wegen der bona ma- 
terna, der Mündel gegen die Tutoren, der Cu-« 
randen gegen die Curaloren eximirt. 

lieber die Führung der Hypolhekenbticher 
sind genaue Vorschrilten gegeben; als Princip 
ist aufgestellt, dass die Hypothek nicht auf den 
Namen des Schuldners, sondern auf das Grund- 
stück eingetragen wird. 

Die Güter der Bauern, welche durch den 
Vertrag, den Herzog Heinrich bereits 1433 mit 
der Landschaft abschloss, persönlich frei wur- 
den und denen der Staat zum Zwecke der Be- 
steuerung beständige Aufmerksamkeit widmete, 
für deren Verhältnisse jedoch erst in dem Land- 
tagsabschiede von Salzdahlum 1597, in welchem 
vornämlich die Erblichkeit der Bauergüter aus- 
gesproclien, eine festere Basis gewonnen wurde, 
nehmen eine ganz eigenthümliche Stellung ein, 
zumal durch due unter dem jetzt regierenden 
Herzoge erlassenen , Epoche machenden Gesetze 
über Ablösbarkeit der Reallaslen etc., Gemein- 
hcitstheilungsordnung eine neue Aera des Bauern- 
standes in specie der Bauergüter herbeigeführt ist. 

Im Allgemeinen kann hier bemerkt werden, 
dass die Bauergüter sammt ihren Pertinenzen 
untheilbar und dass besondere Reunionsedicte 
für die Wiederherbeischaffung der veräusserten 
Pertinenzen erlassen sind. 

Der Lehnsverband sowie die Familienüdei- 
commisse sind aufgehoben. 

Das Obligationenrecht unterscheidet 
sich dadurch wesentlich vom Römischen Rechte, 
dass jeder ernstlich gemeinte Vertrag eine Klage 
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begründet^ dass einzelne Rechtsgeschäfte^ welche 
nach Römischen Rechte geradezu verboten 
(Erbverträge) erlaubt sind und dass einige Ge- 
schäfte zu ihrer Glltigkeit die Beobachtung be- 
stimmter Formalitäten beanspruchen (schriftliche 
Abfassung^ Aufnahme vor Gericht oder Notar und 
Zeugen). Im Uebrigen finden sich nur bei den 
einzelnen C^ontracten einzelne singulare Bestim- 
mungen. Dieselben enthalten theils Beschrän- 
kungen in der Person der Contrahenten, z. B. 
Veroot iiir Militairpersonen, Minderjährige u. s.w. 
Darlehen aufzunehmen^ theils nehmen sie be- 
stimmte Objecto aus^ über welche kein Vertrag 
abgeschlossen werden kann, z. B. WaiTen^ Ar- 
maturstücke und Militairefiecten, welche dem 
Truppencorps angehören, Leihhausscheine etc., 
theils reguliren sie Institute, welche dem Rö- 
mischen Rechte ganz unbekannt sind. So sind 
für die Sparcassen- und Leihhausanstalten, für 
das Verkaufs- oder Retractrecht, fiir die Wilt- 
wen-, Waisen -Versorgungsanstalt, fiir die all- 
gemeine Lebensversicherungsanstalt^ fiir Sterbe- 
und Todtencasse^ fiir Brand- und Hagelver- 
sicherungsanstalten, fiir Post- und Packhofs- 
verwaltung etc. bestimmte Gesetze erlassen. 

Zu bemerken ist hier wohl, dass die Fracke, 
ob Kauf Miethe breche, dahin entschieden is^ 
dass wenn über die Verpachtung, resp. Vermie- 
thung ein schriftlicher Contract aufgenommen, 
der Pächter, resp. Hiether nicht zu weichen 
braucht, dass andernfalls aber der Käufer, nach 
^voraufgesangener einjähriger Kündigung, den 
Abzug des Pächters oder Miethers verlangen 
kann. 

Für das frühere particulare Wechselrecht 
ist das von der Reichsgesetzgebung publicirte 
Wechselrecht eingetreten. 

Ausser den bereits erwähnten Erbverträgen 
und des singulären Erbrechts der Bauern wird 
das Erbrecht nach Römischem Recht nament- 
lich auch durch die Intestatsuccession der über- 
lebenden Ehegatten alterirt und ist dadurch die 
Intestatsuccession in den beiden ersten Classen 
bedeutend verändert. 

In der ersten Classe secundircn Descendenten 
und der überlebende Ehegatte nach Köpfen; in 
der zweiten Classe der überlebende Ehegatte 
zur einen ^ die Ascendenten zur anderen Hälfte 
und in Ermangelung von Ascendenten der Ehe- 
gatte allein. 

Was der Ehegatte erwirbt, wird sein Eigen- 
thum, übrigens findet eine Collationsverbind- 
lichkeit zwischen Descendenten und Ehegatten 
statt. 

Ein besonderes Erbrecht ist den Armenan- 
stalten und den Beguinenhäusem und Hospitä- 
lern durch die Gesetzgebung in Bezug auf den 
Nachlass der Beneficiaten, Beguinen undHospita- 
liter eingeräumt. 

Bona vacantia fallen, mit Ausnahme von 
Wolfenbüttei, wo ein Theil derselben der Stadt 
zu gut kommt, dem Fiscus zu. 

Das Strafrecht im Herzogthume Braun- 



schweig gewinnt wie im übrigen Deutschland 
erst eine grössere Bedeutung seit Einflährung 
der Carolina^ welche zum ersten Male unter 
Heinrich dem Jungen 1568 ^ sodann aber 
2 Jahre später zum zweiten Male unt^ Julius 
durch eine besondere Verordnung publidrt 
wurde. , 

Bald genügte jedoch dieses Gesetz den An- 
forderungen der früheren Zeit nicht, mehr und 
so mussle hinsichtlich des Ehebruchs, Pferde- 
und Hausdiebstahls, Unterschlagung öfientlidier 
Gelder etc., die Gesetzgebung der damaligen 
Zeit eingreifen und neue Stra%esetze schaffen, 
neben denen dennoch der Gerichtsgebrauch noch 
eine grosse Geltung behauptete. Während der 
französischen Herrschaft wurde auch für das 
Strafrecht das französische Gesetzbuch einffe- 
fiihrt, jedoch mit Beseitigung derFremdherrschaft 
ebenialls abgeschafft. 

Wenn gleich von dieser Zeit ab die Gesetz- 
gebung Sorge trug; den Anforderungen der 
gestiegenen Cultur zu entsprechen, so war der 
Drang nach einer durchgreifenden Reform des 
Strafrechts doch immer lebendiger geworden. 

Im Jahre 1840 wurde diesem aligemeinen 
Bedürfnisse und Wunsche durch Erlass eines 
eigenen Strafgesetzbuches abgeholfen, das ein 
Muster der Strafgesetzgebung genannt zu wer- 
den verdient. 

Von den leitenden obersten Grundsätzen^ 
welche sich in dem eben so geistreichen als 
gelehrten Commentar zum Kriminalgesetzbuch 
unter dem Titel: MoUve und Bemerkunffen zum 
Kriminalffesetzbuch entwickelt finden, „dass der 
,yStaat ebenso berechtigt, wie verpflichtet sei, 
„denjenigen, welcher wissentlich durch äussere 
„Handlungen die äusseren Bedingungen der 
„sittlichen Existenz Anderer aufhebe oder störte, 
„als Verbrecher zu beurtheilen, dass demnach 
„die bürgerliche Strafe nichts anderes sei, als 
„das rechtliche Uebel, welches die Folge der 
„rechtlichen Schuld sein müsse, und dass der 
„Grund und Zweck der Straf^esetzgebung le- 
„diglich in der Erhaltung und Förderung der 
„sittlichen Ordnung gefunden werden könne^ 
ausgehend, ist das Gesetzbuch in zwei 
grössere Hälften, einen allgemeinen Theil und 
einen speciellen Theil gescUeden. 

Der allgemeine Theil behandelt in seinen 
9 Titebi die Lehren, welche bei allen Verbre- 
chen vorkommen. 

Der specielle theil zerfällt in 3 grosse Ab- 
theilungen, in denen 1) die öfienüichen V^- 
brechen, 2) die Privat -Verbrechen und 3) die 
Amts -Verbrechen erörtert werden. 

Der Civilprocess im Herzogthume Braun- 
schwelg stützte sich, soweit nicht die Hofge- 
ricbtsoninung, Kanzleiordnung und Unterge- 
richtsordnungen etc. und spätere Gesetze abän- 
derten , auf das gemeine Processrecht. 

Als aber die neuere Zeit gebieterisch den 
Grundsatz der Oeffentlichkeit und Mündlichkdi 
der Gerichtspflege überhaupt durchgefiihrt wis- 
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sen wollte^ worde auch für das H^zogthnm process^ Dir die Herausgabe von Urkunden^ 

eioe neue Civilprocessgeseizgebung gesehtäTen. Deweisaufiiahme zum ewigen GeddchUiiss, Ma- 

Dieselbe spricht als Groiidsatz aus, dass nifestationseid. Concurs- und Vollstreckunffs- 

Gegenstaod dw Processordnung das Verfahren verfahren sind in dem Gesetze die erforderlichen 

ia Civitprocessen sein solle , dabei aber das Vorschriften vorhanden. 

Processrecht, soweit es nicht durch die Civil- Eine Wiederaufnahme des Verfahrens ist 

processordnung abgeändert werde, bestehen durch die Nichtigkeitsklage (wenn Nichtigkeiten 

bleiben solle und bestimmt, dass die Verband- in Bezug auf das Gericht, Richter und Parteien 

hmgs- und Eventualmaxime, letztere noch mit vorliegen) und durch die Reslitutionsklaffe (wenn 

dem Beiluden, dass ,die Beweismittel, welcher die Beweismittel, welche der Entscheidung zur 

sich die Partei bedienen will, sofort mit den Basis dienen, sich als absichtlich unwahr und 

thatsächlichen Behauptungen vorgebracht werden gefälscht darstellen) zugelassen. 
müssten, volle Giltigkeit haben solle. Zugleich mit der neuen Civilprocessordnung 

Die Processleitung bleibt dem Gerichte. Ne- trat auch eine neue Strafprocessordnung 

ben den Parteien ist die Staatsanwaltschaft theils in Kraft. 

berechtigt, theils verpflichtet aufzutreten und Statt des früheren Untersuchunffs- und In- 
Anträfe zu stellen; und in einzelnen Fällen tritt quisitfonsverfahrens ist im Herzogtbume Braun- 
dieselbe von Amtswegen zugleich als Partei schweig das Ankiageverfahren eingefilhrt. Die 
auf, ausserd^n liegt im* auch für den Civilpro- Staatsanwaltschaft hat die Aufgabe, die Merk- 
cess die Verpflichtung ob, auf die Beobachtung male des objectiven und subjectiven Thatbe- 
der gesetzlichen Vorschriften zu achten. Stands zu sammeln und in den Fällen, wo das 

In dem Verfahren bis zum Erkenntnisse, Gesetz eine Voruntersuchung vorschreibt, diese 

weldies bei dem schriftlichen Verfahren der durch den dazu bestimmten Untersuchungsrichter 

Regel nach mit der Replik schliesst, sind wie vornehmen zu lassen. Auf die an den Ange- 

oben bereits bemerkt die von den Parteien zu klagten gerichteten Fragen ist derselbe zu einer 

benutzenden Beweismittel anzugeben, spätere Beantwortung nicht verpflichtet. Nach Samm- 

Bewdsmittel sollen nicht mehr zugelassen werden, lung des nötbigen Materials stellt die Staatsan- 

Das Schlussverfahren ist öffentlich und münd- waltschaft den Antrag auf Versetzung in den 

lieh. Ueber den Erfolff der Beweisßlhrung er- Anklagestand und es findet dann, nachdem die 

kennt das Gericht nacn gewissenhafter Ueber- Versetzung in den Anklagestand durch das An- 

zeugung, ist aber bei dem Erkennen auf einen klageerkenntniss ausgesprochen, das öfiientUche 

nolhwendigen Eid an die Bestimmung gebunden, und mündliche Hauptverfahren statt, 
dass (fieser nur derojeniffen, welcher de veritate Richter und Geschworne entscheiden in den 

schwören kann , aufzuerlegen ist. zu ihrer Competenz gehörigen Sachen die That- 

Die gerichtlichen Veruigungen zerfallen in frage anlangend, nach ihrer gewissenhaften 

Bescheide und Erkenntnisse. Letztere entschei- Ueberzeugung, jedoch ist zur Verurtheilung 

den über Competenz, Beweislast, Beweis- Stimmeneinhelligkeit erforderlich. 
Sätze und das endliche Ergebniss des Rechts- Das einzige zulässige Rechtsmittel gegen 

Streits; Bescheide sind alle übrigen gerichtlichen Enderkenntnisse ist die Nichtigkeitsbeschwerde, 

Verlügungen. Ein Durchgreifen nach richter- die dann Tür begründet erachtet wird, wenn 

liebem Ermessen findet nicht statt, die Rechts- wesentliche Mängel in Bezug auf die Personen 

mittel zerfallen in ordenliche und ausserordent- der Parteien, Zusammensetzung des Geridits 

liehe. oder dessen Competenz vorliegen, wenn we- 

Das ordentliche Rechtsmittel ist die Berufung, sentliche Vorschriften über das Verfahren nicht 
das ausserordentliche die Nichtigkeitsbeschwerde, beobachtet, oder wenn bei der Urtheilsfällung 
Ersteres findet gegen Erkenntnisse erst^ Instanz, ein Strafgesetz verletzt ist; ausserdem kann die 
letzteres nur gegen Erkenntnisse der zweiten Staatsanwaltschaft im öffentlichen Interesse die 
letzten ordentlichen Instanz statt und ist dann Nichtigkeitsbeschwerde verfolgen, jedoch bleiben 
begründet, wenn wesentliche Vorschriften des die Entscheidungen auf solche Beschwerden ohne 
Processus verletzt, gegen die Bestimmung der Einfluss auf die abgeurtheilte Sache. 
Gesetze erkannt und in Folge dessen unrichtig Ein besonderes verfahren ist ftir die Wie- 
entschieden und endlich, wenn mehrere in letz- dereinsetzung in ,den vorigen Stand, gegen 
ler Instanz unter denselben Parteien über eine flüchtige Verbrecher, Anerkennung der Identität 
und dieselbe Sache von verschiedenen Gerichten Verurtheilter und Wiedereinsetzung Verurlheilter 
abgegebenen Entscheidungen sich geradezu wi- in politische und bürgerliche Rechte vorge- 
dersprechen. schrieben. 

Die Anordnung einer Curatel über Gross- Selbstverständlich ist vor Einführung dieser 

jährige^ wegen Wahnsinns, Blödsinns, fiir Taub- Gesetze eine neue Gerichtsverfassung ins 

stumme, Taubblinde und Tür Verschwender findet Leben getreten, durch welche die früher be- 

nur auf Grund eines gerichtlichen Verfahrens standene Vereinigung der Justiz und Verwaltung 

statt. bei den Untergerichten gänzlich beseitigt ist. 

Für den Arrestprocess, Executivprocess, Das Herzogthum Braunschweig war vor Ein-« 

Wechselprocess, Provocationsprocess, Ediclal- flihrung der neuen Gerichtsverfassung in sechs 
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Kreise und diese wieder in eine entsprechende Criminalsachen entscheidet ein Cassationshof, 

Anzahl Aemter getheilt. Diese Eintheilung ist welcher aus den Präsidenten der 3 Senate des 

bei der Gerichtsverfassung insoweit festgehalten, Obergerichts und aus den dem Dienstatier nach 

als für jedes Amt ein Amtsgericht, für die Städte vier ältesten Käthen gebildet wird. Als Ergän- 

Braunschweig und Wolfenbüttel je ein Stadtge- Zungsrichter ftmgiren die übrigen Räthe dem 

rieht, für jeden Kreis ein Kreisgericht und fiir Dienstalter nach, 

das ganze Land ein Obergericht eingeführt ist. Bei dem Obcrgerichle ist ein Oberstaatsan- 

Die Amts- und Stadtgerichte sind im All- walt mit einem Gehilfen, bei jedem Kreisge- 

gemeinen in Civilsachen bis 50 Rthlr., in Straf- richte ein Staatsanwalt angestellt; als öiTentliche 

Sachen bis 14 Tage Getängniss competcnt (iiir Ankläger bei dem Amts- und Stadtgerichte 

das Stadtgericht Braunschweig und Amtsgericht fungirt gewöhnlich das Polizeimilitair. 

Thedinghausen ist die Competenz erweitert), Mit dieser neuen Gerichtsverfassung und den 

sowie denselben auch das ganze Vollslreckungs- Processordnungen fast gleichzeitig wurde ei« 

verfahren zugewiesen ist. Die Kreisgerichle, Gesetz über ^\^ Einführung der Gerichtsverfas- 

welche zugleich Appellationsgerichle für die sung, über die gerichtliche Pob'zei, eine Advo- 

Amts- und Stadigerichtlichen Sachen sind, ent- catenordnung (in welcher die Anwaltschaft Yon 

scheiden in allen übrigen Civilsachen in erster der Advocalur geschieden und für den Advo- 

Instanz und in Strafsachen im Allgemeinen in catenstand eine eigene Disciplinargewalt aus der 

den Sachen, welche nicht nut einer grösseren Mittendes Advocatenstandes, die Advocatenkam- 

Slrafe als 3 jährigem Gefängniss oder 1 Jahr mer, geschaffen) und Nolariatsordnung erlassen, 

Zwangsarbeit bedroht sind. Bei dem Rückfalle sowie auch lür die CompetenzcOnflicte zwischen 

und bei der Concurrenz der Verbrechen ist die Justiz- und Verwaltungsbehörden ein eigener 

Competenz der Kreisgerichte erweitert, Gerichtshof eingesetzt wurde. Ein näheres Ein- 

Das Obergericht, welches in 3 Senate ein- gehen auf diese Justizorganisationsgesetze würde 
getheilt ist, entscheidet in sämmtUchen Sonaten in jedoch zu weit abführen. 
Civilsachen als Appellationsinstanz, welche beim Aus der Literatur über das Recht im Her- 
Kreisgerichte in erster Instanz anhängig gemacht 7.ogthume Braunschweig ist hervorzuheben: 
sind, bei Syndikatsklagen gegen Kreisgerichte d u R o i , Anleitung zur Kenntniss der Ouellen 
jedoch in erster Instanz.. und der Literatur des Braunschweig -Wol- 

Für Strafsachen bildet der 2te Senat die An- fenbütlelschen Staats- und Privatrechts, 

klagekammer und der 3te Senat den Criminal- Zachariae, Grundriss des Braunschweiger 

Senat, aus denen je 2 Richter unter Zuziehung Privatrechts. 

des Kreisgerichtsdirectors oder eines andern Steinacker, particuiares Privatrecht des 

Richters am Sitze des Kreisgerichts, wo die Herzogthums Braunschweig. 

Verhandlungen statthaben, den Schwurgerichts- Gesenius, Meierrecht, 

hof bilden. Der Schwurgerichtshof entscheidet Zeitschrill für Rechtspflege im H^*£0gthume 

unter Zuziehung von Geschwomen über Ver- Braunschweig. 

brechen, welche mindestens mit 3 Jahren Ge- Kriminalgesetzbuch mit den Moüven der Her- 

fängniss oder 1 Jahr Zwangsarbeit bedroht sind. zoglicnen Landesregierung. Braunschweig 

Ausgenommen sind hiervon diejenigen Verbre- 1840. 

chen, welche wegen Rückfalls und Concurrenz und endlich die Sammlung der Landes -Ver- 

zur Kreisgerichtlichen Competenz gezogen sind. Ordnungen von Fredersdorf und Schneider. 

lieber Nichtigkeitsbeschwerden in Civil- und 

Anszilge über Bravnschweigisehes Partikilarrecht *). 

CiyiTrecM. verbreitet sich ein Aufsalz des Secr. Lyncker 
Pertinenzen. Für die Gilligkeit der Auf- daselbst in der Braunschweiger Zeitschr. S. 91 fg.). 
nähme von Grundslücken in den Perlinenzver- Das Hypolhekenwesen in der Stadt Braun- 
band, mag dieselbe zur Erfüllung einer bei der schweig wird in einem interessanten Aufsalze 
Veräusserung von Perlinenzgrundslücken ge- des Secretärs Koch daselbst (Braunschweiger 
stellten Bedingung oder unabhängig davon vor- Zeilschrift S. 37 fg.) geschildert. — Badeslub- 
genommen werden , muss der Wille des Eigen- gerechligkeilen werden nach Braunschweiger 
Ihümers mit der Genehmigung der Landespoli- Rechte in das Hypolhckenbuch eingetragen, 
zeigewalt zusammentreflen, wobei noch voraus- (^as. S. 47). 

zusetzen , dass dritte Realberechligte gleichfalls Erblegitimaiionsaltesle. Liegt kein Testament 

zugestimmt haben. (Entscheidunff des Braun- ^^^ und melden sich angebliche Intestaterben, 

Schweiger Staatsministeriums. Ueber dieselbe so werden (in Braunschweig) Zeugen vernom- 
men, welche eidlich oder an Eidesstatt aussa- 



gen, dass der Erblasser, so viel sie wtiss- 
ten, nur die und die Kinder hinterlassen und 



*) Aus der ,3raim«chw. jur. Zcitschrfit.** kein Testament errichtet habe. Auf den Grund 
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dieser Aussagen findet man häufig von den Braunschweiffer Zeitschrift S. 79). Ebendaselbst 

Gerichten bescheunigt, dass N. N. ohne Testa*- ist entsehleden, dass der Richter nach dem 

ment verstorben sei und die benannten Personen Schlüsse des ersten Verfahrens sich mit Be- 

seine einzigen Intestaterben gewesen. Hierüber slimmtbeit auszusprechen habe, ob die vom 

verbreitet sich ein Aufsatz des Secretärs Koch Kläger vorgebrachten Thatsachen genügen, um, 

in der Braunschweiger Zeitschrift S. 94 fg. deren Beweis vorausgesetzt, den Klagantrag zu 

Derselbe macht darauf aufmeriisam, dass die begründen. 

Bezugnahme auf die Aussagen der Zeugen, die Die Urlvunde des Gemeindevorstehers über 

dodi nnr de credulitate erstallet seien, wün- die von den Gemeindegenossen erfolgten Be- 

schenswerth sei und dass der Mangel eines Schlüsse hat öffentlichen Glauben. (Braunschw. 

Testaments, da Privattestamenle zulässig seien, Zeitschrift S. 109). — Der Verkauf der Pupil- 

aucb Testamente bei jedem Gerichte deponirt lengüler muss vor Gericht erfolgen (ib. S. 1 12). 
werden könnten, schwer zu controliren sei. Es Die gerichtlichen Bescheide in Deserviten- 

herrscht auch darüber Streit, ob notarielle und Sachen der Anwälte erfolgen in Braunschweig 

Privatlestamente gerichtlich zu publiciren seien. (Zeitschrift etc. S. 51) erlolgen kostenfrei. — 

Der Verf. dringt auf Abhilfe durch die Gesetz- üeber Kosten in Contumacialsachen daselbst, die 

gebung. hoch anlaufen, ebendas. S. 101 fg. 

Das Gewohnheitsrecht in Braunschweig über üeber das Vollslreckungsverfahren im Civil- 

die Beendigung des Mielhverlrags. Vom Se- processe nach Braunschweiffischem Rechte, Zeit- 

crelär Fr icke zu Braunschweig. (Braunschwei- Schrift f. Braunschw. R. Bd. I. S. 101 fg. 
ger Zeitschrift S. 85 fg.). Hiezu Bemerkungen 
des das. Obergerichtsadvocaten Dr. Lyncker Strafpracess, 
(ebendas. S. 1&). Kauf bricht Miethe. Der 

Satz leidet im Braunschweigischen eine Aus- Die Braunschweiger Strafprocessordnung $.73 

nähme, wenn der Mielhconlract gerichtlich oder lässt gegen einen die Eröff'nung der Untersu- 

vor Notar und Zeugen abgeschlossen (Braun- chung verweigernden Beschluss der Amts - und 

Schweiger Zeitschrift S.27rg.) und — wie S.43 Stadtgerichte dem Ankläger eine Beschwerde 

ausgeführt ist — in das Hypothekenbiich ein- an das vorgesetzte Kreisgericht nach. — In 

getragen ist. Diese Meinung wird wieder S. 57 einem Falle war die Weigerung erfolgt, weil 

bestritten, indem der schriftliche Vertrag schon die Handlung nicht strafbar sei, während das 

ausreiche (s. vorsl. S. 68). Kreisgericht anderer Meinung war und das 

Zur Revision der Civilgesetzgebung werden Amtsgericht zur Untersuchung anwies. — Die 

BellrSge geliefert, welche folgende Gegenstände Entscheidung wird angefochten, weil sie §. 73 

behandeln : Das Pfandrecht an bewegUchen Sa- (welcher nur auf den Fall der Weigerung we- 

chen, — den Eid als Mittel, rechtUch ungilligen gen Incompetenz zu beziehen) in einer, die 

Geschäften Wirksamkeit zu verschafTen. (ib. Würde und die Selbstständigkeit des erstinstanz- 

S. 165 fg. 181 fg.). liehen Gerichts vernichtenden Weise auslege. 

Ebenso hatte sich das Obergericht noch auf 

GiTilprtcess. 8. 74 berufen, dessen Anwendbarkeit gleichfalls 

bestritten wird. (Braunschweiger Zeitschrift 

Atteste über Rechlssätze werden von den S. 170 fg.). — Bei Contumacial- Vorladungen 

Gerichten in Braunschweig nicht erlheilt. Die ist in Frage gekommen, ob die Minute des 

Rathsuchenden müssen sich zu den gedruckten Aussenbleibens entscheidet. In Civilsachen tritt 

Gesetzen oder an sachverständige Zeugen wen- gesetzlich eine Stunde nach Ablauf der be- 

den. (Zeitschr. S. 61). stimmt gewesenen Frist die Conlumaz ein (ib. 

In Braunschweig hat sich die Praxis gebildet, S. 186). 
dass, auch wenn über die Klage der Eid an- Eine Vorschrift, dass alle Zeugen in den 
getragen und über denselben Erklärung erfolgt vor den Schwur- und Kreisgerichten zur Ver- 
ist, dessen ungeachtet noch auf Beweis erkannt handlung kommenden Strafsachen, ihre Eides- 
wfrd, welcher wieder durch Eid erfolgt. Gegen mündigkeit vorausgesetzt, ohne Ausnahme zu 
diese efgenthümliche, die Entscheidung nutzlos beeidigen seien, lässt sich (wenn gleich solches 
verzögernde Procedur ist ein Aufsatz in der häufig behauptet und angewendet worden) aus 
Braunschweiger Zdtschrift S. 169 gerichtet. der Braunscliweigischen Gesetzgebung nicht ab- 
Bescheide, durch welche eine Beweisauf- leiten und würde (wie die Erfahrung bewiesen) 
nähme verfögl wird, sind präjudiziell und wer- höchst nachtheilig sein (ib. S. 138 fg.). 20. 
den rechtskräftig. (OG. zu Wolfenbüttel. — 
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Sehweiieriseheg leckt. 

iueigeft ui iiulgf . 

Von Professor Dr* Temme in Zttrich. 



Die gesetzgeberische Thätiffkeit ist in der 
Schweiz noch immer mehr im Zu-, als im Ab- 
nehmen, und zwar hauptsächlich in den ein- 
zelnen Kantonen ^). Ob aber zum Heile dieser 
meist kleinen Länder, ist eine Frage, die auch 
schwerlich derjeniffe unbedingt bejahen möchte, 
der nicht, wie der Unterzeichnete, ein ent- 
schiedener Feind der Codification und Gesetz- 
macherei ist. Bei dem Vielen, was so geschaf- 
fen wird, konnte hier zur SUttheilung nur das 
Bedeutendere ausgewäht werden. Eines der 
nächsten Hefte wird eine nachlesende Ueber- 
sicht des Anderen bringen. Hierbei eine Be- 
richtigung. In der Uebersicht des Rechtszu- 
standes der Schweiz (Jahrb. Bd. I. S. 73) war 
gesagt, von der in Basel erscheinenden Zeit- 
schrift für Schweizerisches Recht sei David 
Rahn, gewesener Staatsanwalt in Zürich, seit 
dem ersten Bande zurückgetreten. Dies 
war irrig. Rahn, einer der ausgezeichnetsten 
Juristen seiner Heimath, war gestorben. 
Sein Tod war auch für die Wissenschaft des 
Schweizerischen Rechts ein grosser Verlust. 

Temme. 

Kant«n Ztrich. 

PriTatreehtliehes Gesetzkieh für ien Kant«n Zt- 
rich. Auf Erläuterungen herausgegeben von 
Dr. Bluntschli, Redactor des Gesetzes. Er- 
ster Band: Personen- und Familienrecht. Zü- 
rich, Fr. Schulthess 1854. Zweiter Band: Sa- 
chenrecht. Das. 1854. Dritter Band: Forderun- 
fen und Schulden. Erste Abtheilung. Das. 
855. 

Wenn Euier, so war Bluntschli dazu 
berufen, das neue Züricher Privatgesetzbuch 
mit einem Commentar zu versehen. Er hat 
dieses Gesetz entworfen , und hat an den Be- 
rathungen über seinen Entwurf durch die be- 
sonders dazu niedergesetzte Commissfon Theil 
genommen; er hat das Gesetz schliesslich 
rediffirt; Zürich ist seine Heimath; er ist der 
Verfasser der Züricher Staats- und Rechtsge- 
schichte. — Der Verf. gbt im Vorwort Nach- 
richten über Veranlassung und Redaction des 
Gesetzbuchs (die Redaction einer neuen Geselz- 

Sebung für den Kanton Zürich war schon in 
en <veissiger Jahren dem damaligen Oberge- 
richts -Präsidenten Prof. Dr. Friedr. Keller, 
jetzt Prof. in Berlin, aufgetragen). „Die &Iäu- 

*) Ueber die neuen CivÜgesetzbücber der Cantone 
Zürich und Waliis wird in der Abtheilung über ,,Ge» 
setzfpebuDs^* in d. Jahrb. berichtet werden. D. Red. 



terungen haben den Zweclc, das Verständniss 
und die richtige Anwendung des Gesetzes zu 
befördern. Auf ofBcielle Autorität haben sie 
keinen Anspruch.^ Den Erläuterungen wird 
der Wiederabdruck des Aufsatzes des Verf. aus 
dem Jahre 1844 vorausgeschickt, besprochen: 
die Aufgabe der neuen Gesetzbücher; die bis-' 
herigen neuen Gesetzbücher des Auslandes; die 
der schweizerischen Kantone. — Die Erläu- 
terungen schliessen sich unmittelbar an die 
einzelnen — mit abgedruckten — Gesetzespa- 
ragraphen an. Sie sind dogmalischen, und wo 
es Noth Ihat, historischen Inhalts. Letzteres 
sowohl beziiglich des früheren Rechtszustandes 
in den betreffenden Materien, als bezügUch der 
Ansichten, Meinungen und Anträge wämrend der 
Redaction des Gesetzbuchs. Ihre WichÜgkeit 
leuchtet danach ein. Ihre ausserordentliche Klarheit 
und Vortrefflichkeit bedarf, bei dem Namen ih- 
res Verfassers, keiner Versicherung. Das Buch 
musste sehr Vielen zugänglich gemacht werden, 
zumal da in dem Kanton Zürich keine gelehrte 
Richterkaste besteht. Dadurch war zum Theil 
die Kürze der Erläuterungen bedingt. — Mit- 
theilungen von Einzelnem daraus können nur 
bezügUch der Eigenthümlichkeit mancher Rechts- 
bestimmunffen des Gesetzbuchs ein allgemeines 
Interesse haben. Es mag mit Bezugnahme 
auf das Referat über das Gesetzbuch selbst 
(Jahrbücher Band I. Seile 82 f). Folgendes 
hier Platz finden: Aus dem ersten Bande: 
Ueber die einseitige Auflösbarkeit des Ehe- 
verlöbnisses (S. 72): „Das (frühere) Ma- 
trimonialgesetz verstattete zwar auch keinen 
Zwang zur Vollziehung der Ehe; aber es for* 
derte doch ein fferichUiches Verfahren zur Auf- 
lösung des Verlöbnisses, wenn nur der eine 
Theil zurücktreten wollte. Das ffegenwärtige 
Gesetz schützt die Freiheit des Rücktritts in 
höherem Grade, selbst in den Fällen, wo die 
Braut schwanffer ist. Es geschieht das im In- 
teresse der Wahrheit und Freiheit der Ehe, 
welche die eheliche Gesinnung als Grundbe- 
dingung fordert. Die entgegengesetzte Ansicht 
verwecnselt das Verlöbniss mit einem obliga- 
torischen Versprechen.** Civiltrauung (S. 
102 f.): „Ein unbedingtes Festhalten an der 
Regel (der kirchlichen Trauung) macht die Ehe 
in einzelnen Fällen unmöglich, in denen dersel- 
ben keine rechtliche Hindemisse entgegenstehen, 
und zwingt Personen, die Willens sind, eine 
sittliche Ehe einzugehen, aber ernste, wenn 
auch irrige religiöse Bedenken gegen di» 
kirchlicne Form der Trauung haben, ent- 
weder auf ihr Recht zur Ehe zu verzichten. 
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oder ihrer reUgiSMi Uebarzengnng zuwider zu 
handeln. Das eine ist im Widerspruch mit der 
Gerechtigkeit, das andere mit der religiösen 
Freiheit. Die Verhältnisse der Art sind im 
Kanton Zürich mehrfach offenbar geworden, und 
es Imt sich ein praktisches Bedttrfniss flihlbar 
seaMäAy dieselben durch die Gesetzgebung zu 
beseitlgen.^^ „Der Entwurf von Dr. Keiler 
hatte me Zulassung der Civilform lediglich da- 
von abhüngiff gemacht, dass die Brautleute zu 
Protokoll erklärten, dass sie sich durch ihre 
BeÜgionsansichten oder aus anderen Grün- 
den bewogen finden, die Ehe ohne kirch- 
lidie Mitwirkung einzugehen.^^ — Spargut 
(nicht Bargut, wie Jahrb. Bd. I. S. 84 irrthüm- 
Uch gedruckt ist) der Ehefrau ist ^^ein übungs- 
massig nicht ausdrücklich vorbehaltenes, nur 
in fahrender Habe bestehendes Sondergui. 
Die Sitte hat dazu geitthrt, dass schon Hir die 
Bnder, die noch in der Haushaltung des Vaters 
leben, ein Spargut, der s. g. Sparhafen, an- 
gelegt vnrd, wohin vorzügUch die Pathen- und 
ähnliche bei Familienanlässen von Anverwandten 
oder Freunden gegebene Geschenke iliessen.^^ 
Warum in dem ehelichen Güterrecht die Gü- 
tergemeinschaft nicht erwähnt ist, darüber 
findet sich eine Notiz erst in der Lehre von 
der Gemeindeschaft (Bd. 3. S. 350). >,Einer 
Gemeindeschaft der Ehegatten, welche in dem 
Entwurf vorgesehen war, beschloss die Com- 
Büssion nicht weiter zu erwähnen, weil — ein 
i^welchendes Güterrecht der Ehegatten nicht 
KU begünstigen sei. — Die Motive für die Vor- 
sduifky dass bei Ehescheidung wegen Wahn- 
oder Blödsinns keine Entschädigung stattfindet, 
dass der Mann, der z. B. im Wochenbett wahn- 
sinnig gewordenen Frau, wenn er sich von ihr 
sc^eidra lässt, keinen Unterhalt zu gewähren 
braucht, werden nicht mitgetheilt. — Das In- 
stitut der Adoption (S. 200) war bisher dem 
Zürch^chen Rechte fremd geblieben, und ist 
erst durch das geffenwärtige Gesetz eingeführt 
wordra.'^ Das Beiürfniss von Personen, die in 
kinderloser Ehe, aber unverheirathet leben, 
durch Annahme fremder Kinder den Mangel 
natürlicher Kinder zu ergänzen, ist oft in — 
hohem Grade vorhanden.** — 
^*^ Ueber die väterliche Vormundschaft^ 
die „nicht mit der Rom. patria pot. zu ver- 
wechsehi** sei (S. 195): „Weil die beiden Be- 
griffe ffrundverschieden sind, indem die erstere 
wesenweh Schutz und Sorge ist für das Kind, 
die letztere absolute Herrschall über das Kind, 
80 wurde der Ausdruck väterliche Gewalt mei- 
stens vermieden.^^ — Uneheliche Kinder 
(S. 231f.): Die Frage der Vaterschafts- 
klage war während der Redaction in reifliche 
Erwägung gezogen. Es hatten sich auch Stim- 
men nir das Maternitätsprincip des fran- 
zösischen Rechts erhoben. „Die Mehrheit ent- 
sdiied aber für tfen Grundsatz der Paternität 
baoptsäcMich aus dem sittlichen Motive, dass 
ein natürlicher und ein Pietätsverband 



auch zwischen dem Vater und seinem unehe- 
lichen Kinde bestehe, den das Recht nicht 
durch unwahre Fictionen wegläugnen dürfe." — 
„Die Klage wurde bis zur Geburt (des Kindes) 
verstattet, darüber hinaus aber in der Regd 
nicht, damit das Verhältniss früher bekannt und 
der ausserehelich Gebärenden keine Gelegenheit 
gegeben werde, erst wenn das Datum der Ge- 
burt sicher sei, einen angeblichen Schwängerer 
unter den Personen auszuwählen, mit denen sie 
9 Monate vorher in freundlichem Verkehr ge- 
wesen." — Das Vormundschaftsrecht 
(des Staats) war (S.254) schon durch das Vor- 
mundschaftsgesetz vom 21. Brachmonat 1841 
neu geordnet, welches mit wenigen Abände- 
rungen in das gegenwärtige Gesetz aufgenom- 
men worden ist. Eine, die obrigkeitliche Vor- 
mundschaft ausschliessende , familienbevog- 
tigung wird besonders zugelassen: bei d^ 
Dasein einer Handlungsgesellschaft, oder einer 
anderen dauernden Gemeinschaft mit Volljäh- 
rigen; bei Möglichkeit, vortheilhafter und freier 
ein Gewerbe zu betreiben. — In Betreff 
des Dienstbotenverhältnisses „schien es 
zweckmässig (S. 849), die familien recht- 
liche Seite desselben schon durch die Anord- 
nung hervorzuheben, dass hier im Familien-, 
nicht im Obligationenrecht davon gehandelt 
wird.** — Aus dem zweiten Bande: lieber 
die Erwerbung des Eigenthums an Liegen- 
schaften durch „kanzleische Fertigung** 
(S. 52): »Der Entwurf hatte noch die Bestim- 
mungen über die Einrichtung der Grundbücher 
vorgeschlafen. Die bisherige Einrichtung näm- 
Uch der Kauf- und Hypothekenprotokolle ist 
nicht befriedigend, indem dieselbe, der chro- 
nologischen Ordnung nachgehend, in wel- 
cher verschiedene Rechtsgeschäfte über ver- 
schiedene Güter in einer Gemeinde oder in ei- 
nem Notariatsbezirk auf einander folgen, kei- 
nen sofortigen sicheren Ueberblick über die 
Rechtsverhältnisse der einzelnen Güter oder 
Grundslücke gewährt. Sie sind daher eher Ge- 
schäfts- als Grundprotokolle. Die Anträge des 
Entwurfs hatten den Zweck, einen allmäligen 
Uebergang in die Realordnung zu befördern. 
In der Kommission war man über das Bedürf- 
niss einer wesentlichen Verbesserunff einver- 
standen, aber man zog es vor, dieselbe durch 
ein besonderes Gesetz (Notarialsordnung) im 
ßnzelnen näher zu reguliren, als einige lei- 
tende Gesichtspunkte hier festzustellen. Die 
Aufnahme einer genauen Landkarte hat nun die 
Einrichtung eines Gutsregisters (Kataster) er- 
leichtert.** Ueber die Unterscheidung von Mit- 
eigenthumundGesammteigenthum(S.73): 
„Das Miteigenthum besteht aus einer Thei- 
lung des Eigenthumsrechts in ideelle Quoten, 
während der Gegenstand des Rechts, die Sa- 
che, ungetheilt bleibt. Es entsteht sowohl in 
Folge von Gesellschaftsverbindunff zweier oder 
mehrerer Individuen, welche sich jeder zu ei- 
nem bestimmten Theile bei dem Vermögenser- 
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werb betheltigen, als von Rechtswegen , z. B. 
wenn mehrere Erben neben einander in die 
Verlassenschafl ihres Erblassers eintreten. Bil- 
det aber die Gesellschaft eine Genossenschaft, 
wie z. B. die Ac^ngresellschaft, so kommt der 
Begriff des Gesammteigenthums zur An- 
wendung, Ist die Einigung mehrerer Individuen 
bis zu voller und ausschliesslicher Einheit einer 
juristischen Person im engeren Sinne 
gesteigert^ z. B. die Bürgerschaft einer Stadt^ so 
haben die Einzelnen keinen Antheil mehr an 
dem Eigenthum, welches nun ausschliesslich 
dieser Person (der Stadt) gehört." Ueber das 
Gesammteigenthum besonders (S. 81): ^Wie 
hier die Genossenschaft nicht eine einfa- 
che, sondern eine zusammengesetzte Per- 
son ist, die aus der Verbindung mehrerer 
Individuen besteht, so hat aucli das Eigen- 
thum derselben den nämlichen complicirten Cha- 
rakter. Es ist nicht Miteigenthum, weil hier 
nicht jeder Antheiier ein ausschliessliches 
Theileigenthum für sich, sondern nur in Ge- 
meinschaft mit 'en andern Genossen Herr- 
schaft hat, und es isi nicht blosses Idealeigen- 
thum, weil die einzelnen Genossen in Folge 
ihrer Theilrechte auch wieder in einem un- 
mittelbaren Herrschafts Verhältnisse 
zu der gemeinen Sache stehen. Es ist 
aber Gesammteigenthum, d. h. Herrschaft 
der Genossenschaft und der Genossen in Ge- 
meinschaft. Nur im Verhältnlss zu dritten, 
ausserhalb der Genossenschaft stehenden Per- 
sonen zeigt sich das Moment der Ausschliess- 
lichkeit der Herrschaft, in ihrem Innern tritt 
der Charakter der Verbindung und Gemein- 
schaft Aller hervor." Ueber Umbildung 
(S. 125): „Die Frage, ob das Eigenthum am 
Stoff, der zur Hervorbringung einer neuen 
Sache benutzt worden, oder die Formgebung, 
durch welcte erst die neue Sache gebildet wor- 
den, Itir das Eigenthum an dieser entscheide, 
hat von Alters her auch unter den denkenden 
Juristen eine verschiedene Beantwortung erfah- 
ren. Unser Gesetz -olgt in so zweifelhafter 
Sache dem gemeinen römischen Recht, d. h. 
legt auf die schaffende Arbeit das Hauptge- 
wicht, aber nicht ein ausschliessliches Gewicht. 
In der Kommission wurden sehr verschiedene 
Ansichten geäussert. Einzelne Mitglieder woll- 
ten nach der Arbeit, andere nach dem Stoff, 
dritte nach dem Werlh die Frage entscheiden. 
Die Mehrheit »erklärte sich aber für die Auffas- 
sung des Entwurfs. Z. B. Der A macht aus 
Kupfer, das ihm gehört, und aus Zink, der 
dem B gehört, messingene Platten. Sie sind 
Eigenthum des A. Oder A macht ein Backwerk 
aus seinem Mehl, Eiern des B und Zucker des 
C. Das Bachwerk gehört A. „Ueber die Be- 
schränkung derEigenthumsklage, wenn 
der Eigenthümer die Sache dem Besitze eines 
Dritten anvertraut hatte (S. 136): „Der deutsch- 
rechtliche Grundsatz, dess die Eigenthumsver- 
folgung <ies anvertrauten Guts zu beschränken 



sei, war in unserem Rechte herkömmlich. Nach 
einer einlässlichen Besprechung erklärte sich 
die Kommission neuerdings für denselben, in- 
dem derselbe den Bedürfnissen des, Verkehrs 
und den Ansichten des Volks von der Bedeu- 
tung und den natürlichen Folgen des Ver- 
trauens besser entspreche, als die römisch- 
rechtliche Durchführung des rein dinglichen 
Princips, welches dem Eigenthümer ohne Rück- 
sicht auf das, was er gethan und was seither 
geschehen , die ungeschmälerte Vindicatlon ge- 
stattet.'' Ueber die, jedoch beschränkte, Auf- 
nahme der Einzinserei (S. 253), darf, da 
dieses Institut auswärts wenig bekannt ist, der 
ganze folgende Passus hier Aufnahme finden: 
„Diese (die Einzinserschaft) setzt auch eine 
Theilung der Schuld, in Verbindung mit 
der realen Theilung des verpfändeten 
Guts voraus; aber die Theile der Schuld blei- 
ben im Zusammenhang und bilden zusammen 
die Gesammtschuld, wie hinwieder die 
verschiedenen Grundstücke, die ursprünglich 
als Ein Gut verpfändet' waren, fortfahren fSr 
die Gesammtschuld und daher auch fUr alle 
Theilschulden zu haften. Das auch juristisch 
sehr merkwürdige Institut der Einzinserei hat 
von Alters her bei den alten Reallasten und 
später bei den grundversicherten Schulden in 
Folge der zahlreichen Gütertheilungen zahlreiche 
Anwendungen gefunden. Dasselbe hat auch so 
eigenthümliche Vorzüge und ist in gewissem 
Betracht so nothwendig geworden, dass es auch 
für die Zukunft nicht autgegeben werden darf; 
auf der andern Seite aber sind die Uebelstände, 
die sich daran hängen und gewöhnlich mit dem 
Alter verderblich anwachsen, so erheblich, 
dass die Gesetzgebung genötbigt ist, das Institut 
zu beschränken und hinwieder die Auflösung 
der Einzinsereien zu fördern. Die Hauptvor- 
züge sind: a) die Veränderung, wenn die 
bisherige einfache Schuld auf mehrere Einzinser 
vertheilt wird, ist für den Gläubiger uner- 
heblich, indem die Einheit der Schuld trotz 
der Theilung der Schuld doch erhalten bWbt 
und immer noch das ganze ursprüngliche Un- 
terpfand für alle Theile haftet, in gewisser Be- 
ziehiyig sogar vortheilhaft, indem er meh- 
rere Schuldner bekommt, die alle subsidiär für 
das Ganze einstehen; b) der Schuldner Ist, 
weil die Forderung des Gläubigers vorerst ein- 
fach fortdauert und es keiner Mitwirkung des 
Gläubigers bedarf, nicht gehindert, sein wund- 
stück zu theilen, und was das wichtigste ist: 
c) es finden sich leicht Käufer, auch aus den 
wenig bemittelten Klassen der Bevölkerung, in- 
dem dieselben wenig baares Geld dazu brau- 
chen. Bei der grossen Ausdehnung der Indu- 
strie in unserm Lande ist es aber hochwichtig, 
dass der grossen Menge von Arbeiterfamilien 
die Möglichkeit erhalten bleibe, kleines Grund- 
eigenthum zu erwerben und zu haben. Der 
Werth der Güter und die Ruhe und Wohlfahrt, 
vorzüglich der industriellen Klassen, wftrd^ 
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erscMltert^ wenn die Einclnserei nicht mehr konstatlren. Es ist nicht mehr Sitte, Schnld- 

gestattet würde. Aber es sind auch dleUebel versprechen eidlich zu beliräfligen, und wo es 

zu erwägen, die diesem Institut eigen sind: geschehen sollle, hat der Eid keine grössere 

a) (Ue Einzinserei verbindet die Einzinser unter Wirkung für die Giltigkeit und Klagbarkeit 
einander lediglich zu ihrem Schaden, nicht zu der Schuld, als das einfache mündliche Yer- 
Ihrem Yortheile. Sie stehen mit einander sonst sprechen. Die Heiligl^eit des Eides wird nicht 
in keiner Gemeinschaft, keiner hat einen Ein- dadurch gerördcrt, dass man den Eid da zu- 
fbuss auf die Wirthschafl des andern; aber wenn lässt, wo er ganz unnöthig ist.^^ Erfüllung 
einer ökonomisch zu Grunde geht, dann wer- derVerträge. Gegenstand (S. 56): „Die 
den auch die übrigen Einzinser, indem sie landesüblichen Münzsorten sind gerade dazu 
subsidiär für das Ganze haften, in seinen Fall bestimmt, um den Geldverkehr eines Ortes zu 
verwickelt ohne ihre Schuld und unerwartet; vermitteln. Daher ist sowohl der Gläubiger be- 

b) die darin liegende Gefahr wächst mit dem rechtigt, Zahlung in dieser Münze zu lordem, 
zunehmenden Alter der Einzinserei , wenn das als der Schuldner, dieselbe in ihr zu entrichten. 
Unterpfand nicht einen weit höhern Werth hat Es gilt das sogar dann, wenn die Bezeichnung 
als die Schuld; und ist so einmal die daherige der Summe in einer fremden Münzsorte, z. B. 
Unsicherheit der kleinern Grundbesitzer als Ein- 100 Reichsgulden, 40 Preuss. Thaler, od«- 
zinser zu einem einge>vurzellen Uebel gewor- nach einem fremden Münzfussc, z. B. 10 Pfund 
den, so wird auch der Werlh der Güter und Sterling, 100 Mark Hamb. Banko geschehen ist, 
der Kredit soldier Schuldbriefe vermindert. Die Der Schuldner muss im letzteren Falle so viel 
Gesetzgebung hat daher vorzüglich der langen Geld in Franken, Batzen und Rappen zahlen, 
Dauer der Einzinserei entgegenzuwirken.'' als der Courspreis jener fremden Geldsumme 

Aus dem dritten Bande: Ueber die zur Zeit ihrer Bezahlung hierorts beträgt. In 
schriftliche Form der Verträge über dem Kaufpreis wird der wahre Werth der 
Grundstücke (S. 10): „Das Erforderniss Schuldsumme in hiesigem Gelde ausgedrückt, 
der schriftlichen Form für derlei Verlräge recht- und auf diesen Werth hat der Gliiubiger ein 
fertigt sich theils durch die Sitte, welche schon Recht.*' Zeit der Erfüllung. Berücksichti- 
seit Langem zu schriftlicher Abfassung dfersel- gung eines massigen Aufschubs (S. 60) : „Ein 
ben gelUhrt hat und erst wenn diese geschehen Anlrag, diese Bestimmung wegzulassen, blieb 
ist, sich beruhigt fühlt, theils durch <5e grosse in der Minderheit. Man muss sich vor zwei 
Bedeutung dieser Verlräge, welche eine erhöhte entgegengesetzten üebcrtreibungcn hüten, ein- 
Sorgfalt in der Form fordert. Ein Antrag, das mal der Chikane zv willfahren, welche im Wi- 
Erforderniss der Schrift auf alle Verträge, die derspruche mit den natürlichen Verhältnissen 
sich auf dingliche Rechte von Liegenschaften das'SVort sofort als absolute Bestimmung aus- 
bezieh^i, auszudehnen, blieb in Minderheit. Es legen und auch den berechliglen Aufschub 
wurde dagegen eingewendet , dass — kein ge- nicht vergönnen will, sodann der Nachlässigkeit 
nügender Grund vorhanden, fiir alle derartigen und Faulheit Vorschub zu leisten, welche von 
Verträge, z. B. über Bestellung von Servituten, einem Tag auf den andern aufschieben möchte, 
eine strengere Form vorzuschreiben, während was unverzüglich geleistet werden kann und 
dieselbe für andere oft sehr tief in das Vermö- soll.*' Ort der Erfüllung, bei einer he- 
gen angreifende Verträge nicht nothwendig stimmten (beweglichen) Sache der Wohnort des 
erscheint." Ueber die Unterschrift blos des Schuldners (S. 64): „In dem Entwurf war 
verpflichteten Theils (S. 11). „Es ist selbst bei ausgesprochen, dass im Zweifel der Wohnort 
gegenseitigen Schuldverhältnissen nicht geradezu des Gläubigers gemeint sei." Die jetzige Vor- 
nothwendig, dass die nämliche Urkunde von schrifl wurde angenommen, ,«theils wegen des 
beiden Verlragspersonen unterzeichnet worden Zusammenhanges mit dem Gerichtsstände des 
ist, obwohl die beiderseitige Unterzeichnung Wohnorts des Schuldners, theils weil im Zweifel 
sweckmftssfg erscheint. Es kommt im Leben die geringere — Verbindlichkeit des Schuldners 
oft vor, dass zwei Exemplare ausgeferigt, und anzunehmen sei." Verjährung (S. 111): 
das eine von dem einen, das andere von dem ,)Ein Mitglied der Commission hatte den Antrag 
andern Kontrahenten unterzeichnet und je von gestellt, die Bestimmung so zu lassen, dass der 
dem Unterzeichner seinem Gläubiger zugestellt Ablauf von 10 Jahren die Vermuthung be- 
wird. Auch diese Form ist eine schriftliche und gründe, dass die Forderung erloschen. — Der 
sowohl im formeller Beziehung als für den Antrag wurde durch die Bemerkung zurückge- 
Bew^s gentffend." — Der Abschnitt über So- zogen, dass die wahre Bedeutung der Schuld- 
lidar- und Gesammt -Forderung und Verjährung die sei, nach Ablauf einer gewissen 
Schuld ist erst während der Commissionalbe- Zeitperiode <lem Schuldner Sicherheit gegen 
ratbmg nea hinzugeftkgt worden (S. 27). weitere Verfolgung zu gewähren und die Ver- 
Ueber die eidliche Bekräftigung der Ver- hältnisse schliesslich zu bereinigen. Die Vei^ 
triffe (S.46): „Diese Bestimmung wurde haupt- jährung zersetzt und zerstört das obligatorische 
aächlich In det Absicht aufgenommen, um den Band" (jedoch nicht die s. g. natürli«he ohil- 
Gegensatz m dem gemeinen Rechte, welches gallo, und findet z. B. nicht condictio indebiti 
deai Etde etae verstärkende Kraft bdlegt, zu statt). Ueber die zweijährige Veijährung gegen 



Digitized by 



Google 



76 



IV. TeiTitoritlreehf. 



Erben (S. 120): ^Es wurden in der Gominis- 
sion gegen diese Verjährung überhaupt Ein- 
wendungen erhoben, ilir dieselbe aber ange- 
führt , wdls dass eine kürzere Verjährungsirist 
zu Gunsten des Erben eines Schuldners an sich 
in hohem Grade wünschbar sd, indem ohnehin 
die Geltendmachung von Forderungen an die 
Erben, welche davon nichts gewusst haben und 
sich nur später darüber unterrichten können, 
ihre bedenklichen Seiten habe, theils dass diese 
Verjährung bei uns schon bestehe und Jeder- 
mann gewöhnt sei, dieselbe vorauszusetzen und 
sich danach zu richten.^^ Condictio inde- 
biti; über die Ausschliessung derselben bei 
Zahlung aus Pietätspflicht wird bemerkt (S. 231): 
„Die Billigkeit spricht in solchen Fällen gegen, 
nicht für dieselbe (die condictio). Forderun- 
gen und Gemeinschaft. Darüber, dass zum 
Wesen der gemeinen Gesellschaft eine vennö- 
gensrechtliche Verbindung gefordert wird (S.243): 
.In der Beziehung auf das Vermögensrecht liegt 
der Unterschied von andern socialen Verbin- 
dungen, z. B. zu geselligen Vergnügungen, zu 
gemeinsamen Studien, zu musikalischen Dar- 
stellungen u. s. w. Eine Gesellschail im juri- 
stischen Sinne des Worts entsteht erst dann, 
wenn die Gesellschafter vermögensrechtliche 
Verpflichtungen gegen einander eingehen, d. h. 
wechselseitig Forderungen und Schulden con- 
trahiren.^^ Nicht blos die geselligen, sondern 
die gesellschaftlichen Zustände haben anderswo 
eine weitere Auflassung der Gesellschall im ju- 
ristischen Sinne — wohl mit Recht — herbei- 
geführt, vgl. Entscheidungen des Geheimen Ober*- 
tribunals zu Berlin Bd. 7. S. 126 f. Wie auch, 
wenn z. B. die Verbindung zu musikalischen 
Darstellungen gemeinschaftuche Sachen ange- 
schafl\|hat? Gemeinderschaft CS.849): »In 
der Commission wurde die Frage gestellt, ob 
es erforderlich sei, dieses Institut in dem Ge- 
setzbuch noch zu erwähnen, da bei der gegen- 
wärtigen Beweglichkeit des Lebens die Begrün- 
dung einer solchen Gemeinschaft bedenklich 
erscneine und dieselbe in neuerer Zeit nur in 
einzelnen Landesgegenden noch in Uebung sei. 
Dagegen wurde 1)emerkt, das Institut komme 
immerhin, zumal unter unverhdratheten Ge- 
schwistern und auf dem Lande, nicht selten 
vor und habe einen eigenthümlichen Charakter, 
durch welchen es sicti von einer gemeinen 
Gesellschaft unterscheide.^^ — Die erste Ab- 
theilung des dritten Bandes der Bluntschlischen 
Erläuterungen schliesst mit dem Abschnitte des 
Gesetzes ilber* Forderungen aus Gemeinschaften. 
Das Erscheinen der zweiten Abtheilung wird 
nächstens erwartet. 



Der Verf. unterwirft die Bestimmungen des 

Sedachten Gesetzbuchs über die Anwendbarkeit 
esselben auf bereits schwebende Rechtsverhält- 
nisse einer eingehenden Kritik, wo er, da das 
Gesetz keinen allgemeinen Satz über seine 
Rückwirkung auf die Vergangenheit enthält 
zunächst den allgemeinen wissensdiaftUchen 
Standpunkt festzustellen sucht, und sodann die 
einzelnen Materien des Gesetzbuchs zur Erör- 
terung zieht, namentUch: Personenrecht, Fami- 
lienrecht, Sachenrecht. — Das Obligationen- 
recht des neuen Gesetzbuchs ist erst später in 
Kraft getreten. 

Hack wekhei ([etetiea riektet rieh die FlUgkeit 
I« testir^a! 

Nach dem Thurgauischen Erbgesetze kann 
eine Weibsperson nur unter Zuziehung und 
Mitwirkung eines Beistandes eine letzti^illige 
Verordnung errichten. Eine Büi^erin des Can- 
tons Thurgau hatte im Canton Zürich dn Te- 
stament errichtet, in welchem der Zuziehung 
und Mitwirkung eines Beistandes nicht erwähnt 
war. Dasselbe wurde daher als ungiltig ange- 
griffen. In dem Rechtsstreite wurde b^auptet, 
einerseits, dass das Züricherische Gesetz uiear 
zur Anwendung komme, welches die Zuziehung 
eines Beistandes nicht fordere; andrerseits, dass 
in der That-ein Beistand zugezogen sei, wor- 
über Zeugenbeweis angeboten wurde. Das 
Obergericht zu Zürich erkannte auf diesen Be- 
weis, da die Zuziehung des Beistandes eine 
Bedingung der persönlichen Fähigkeit zu testl- 
ren, diese aber nach dem Heimathgesetze der 
Erblasserin zu beurtheilen sei, die Mitunterschrift 
des Beistandes aber, sich als Formsache dar- 
stelle, die nach dem Gesetze des Orts der Er- 
richtung zu beurtheilen sei, mithin das Fehlen 
derselben, da das Züricherische Gesetz die Zu- 
ziehung gar nicht kenne, keinen Einfluss habe, 
und die Zuziehung folgtich durch Zeugen er- 
wiesen werden könne. Schauberg, Zdtsduifl 
f. Züricher. Rechtspfl. L S. 95£ 

SUtisreeht eiiet iiehelichei Kiiies« 

In Betrefi* der Frage, ob das alte Recht 
oder das neue Privatgesetzbuch anzuwenden 
sei, hat das Obergericht Zürich entschieden, 
dass ein uneheliches Kind seine Statnsrecbte 
nicht schon im Augenblicke der Erzeugung, 
sondern erst in dem der Geburt erlange. Die 
Annahme, dass ein Kind schon vor der Geburt 
Privatrechte erworben habe, sei dem Züriche- 
rischen Rechte fremd. (Schauberg, Zeitschr. 
L S. 361). 



Eilige praktische ErSrteniageB «her ik Aa- EatlasgiBg eiaes Aagestelltf» waget Vikraiidb- 

weattarkeit des aeuea priyatreektlichen Gesetz- liarkeit 

liiehs des Gaateas Zirich auf schwebende Rechts- Ein Buchhalter eines Kaufmanns hatte aus 

verkältaisse, vom Cantonsprokurator Sulzber- einem kaufmännischen Buche, dessen Führung 

ger, in Schauberg, Zeitschrift für Züricher ihm oblag, mehrere Blatte herausgerissen, sef- 

echtsflpege I. S. 1 f. nem Prinzipal keine Bfitthdlung davon gemacht, 
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and bei der Entdeckmig des Mangels fiber des- 
sen Ursache und die fehlenden Blätter keine 
Aoskonft geben wollen , seiner Behauptung nach 
nicht gekonnt. Er wurde darauf wegen Un- 
braucUmrkeit von dem Principal sofort entlas- 
sen. Das Obergericht Zfirich wies den Buch- 
halter mit sdner Entschädigungsforderung we- 
fpsa unbefuffter Entlassung ab^ ,,weil das fraff- 
Dche für mn Beklagten möglicherweise sehr 
nachthetüge Verfahren den ersten Grundsitzen 
ordentlicher Buchiähmng so sehr aeuwiderläuft^ 
dass darin eine grobe Yerletzunff der dem Klä- 
ger obliegenden Pflichten genmden werden 
HHiss.^ Schauberg, Zeitschr. I. S. 416 f. 

Me EiiiscUUUgiipTerbiiWehkeit 4es Mek, 

wenn gleich dieser dem Bestohlenen auch den 
indirecten, durch das Verbrechen herbeigeführ- 
ten Schad«! zu ersetzen hat. erstreckt sich 
nicht auf den Ersatz der Belohnung, welche 
d^ Bestohlene dem Entdecker des Thäters zu- 

Se^chert und ausbezahlt hat, ^,da die Nolhwen- 
igkeit, dieselbe zu bezahlen, nicht durch den 
Diebstahl herbeigeführt ist, sondern diese Aus- 
lage ganz auf dem freien Willen des Bestohle- 
nen beruhet.^ Erk. des Obergerichts zu Zürich; 
in Schanberg, Beitr. zur Züricher. Rechtspfl. 
XIX. S. 2Ö1. 

KdMtaU f ier Ehnrerietiiuig. 

Jemand hatte einem Anderen dessen Tage- 
buch entwendet und dieses einem Drillen über^ 
geben. Es wurde kein Diebstahl angenommen, 
gda der Entfremder nicht beabsichtigt hatte, das 
Tagebuch dem Eigenthümer bleibend zu ent- 
ziehen, femer der Inhalt desselben als eine 
ausser den &eis der Vermögensrechte fallende 
rein geistige Sache unmöglich Gegenstand eines 
DidMrtahls od^ überhaupt eines Verbrechens 
sein könne.^ Dagegen wurde Ehrverletzung 
angoionnnen „da der Entfremder das Bewusst- 
sefn gehabt haben musste, dass unter der Mit- 
flieilung des Tagebuchs an den Feind des Ei- 
genthümers die Ehre des Letzteren leiden wer- 
de.^ Entscheid, des Obergerichts zu Zürich, 
in Schauberg. Beitr. zur Züricher. Rechtspfl. 
XDL S. 5. 

Zirickerisckw GiTilf rseess. „In welchem Sinne 
ist eine Reform des Züricherischen Civilpro- 
cesses wünschbar ?^ 

Bhie sehr beacbtenswerthe Abhandlung von 
Fr. V. Wyss, Oberrichter (früher Professor der 
Rechte) in Zürich, in der Zeitschrift fllrSchwei- 
zaisches Recht Bd. 4. H. 1. S. 47 f. Der Ci- 
vllprocess des Cantons Zürich beruhet auf der 
Verhandhmgsmaxime und besteht in einer münd- 
lichen Vertmndlung vor dem versammelten Ge- 
richte. Die Vortage der Parteien sowohl, als 
die Anssagen der iS^ugen u. s« w. werd^ ab^ 



vollständig zu gerichtUdiai Protokollen verzeich- 
nel, und, sagt der V^fasser: „Die Mündlich- 
keit hindert nicht, dass nicht der Richter sehr 
oft sein Urtheil mehr auf Grundlage der Proto- 
kolle, als hingegen auf den unmittelbaren Ein- 
druck des mündlichen Vortrags hin ausPällt, und 
namentlich geschieht die gleichsam drama- 
tische Vorflimimg sämmtlicher Beweismittel in 
Einem Acte vor versammeltem Gerichte nur 
ausnahmsweise.^^ Der Verf. führt die laut ge- 
wordenen Klagen gegen diesen Process an, und 
stellt daneben Gesichtspunkte auf, nach denmi 
hin er eine Veränderung iür wttnschbar hält. 
Die Klagen sind: 1) Die Processe sind viel 
zu weitläufig und kostbar. 2) Die Formalitäten 
sind zu zah&elch und künstlich. 3) Der Ridi- 
ter bleibt (bei der Verhandlnngsmaxime) meist 
nur mangelhaft instruirt. 4) Die Entscheidungen 
der Gerichle stehen mit dem wahren Redite 
häufig in Widerspruch. Der Verf. räumt ein, 
„dass an diesen Klagen Manches wirklich zu- 
trifft^', bemerkt aber auch, was eben so wahr, 
als für den Grund des Ueoels bezeichnend ist' 
„dass, wenn das jetzige Verfahren mit demje- 
nigen verglichen wird, das noch vor 25 Jahren 
gegolten bat, Klagen gerade dieser Art damals 
weit seltener gewesen sind und auch viel we- 
niger Grund gehabt hätten.^ Die Bureau- 
kratie macht sich leider auch in der Schweiz 
mehr und mehr geltend. Der Verf. stellt be- 
sonders folgende Punkte auf: „Oflienbar trö- 
lerhafle Klagen und Bestreitungen werden zu 
wenig abgeschreckt und es wfa*a zu viel Gele- 
genheit verschafft, Lust an Processen mit Be- 
hagen geniessen zu können. Am auflhllendsten 
tritt dies hervor in der unglücklichen, weitläu- 
figen Art, womit die Kreisgerichte in ganz ge- 
ringfügigen Streitigkeiten das Verfahren der 
höheren Gerichte oft nachahmen zu sollen glau- 
ben.^ — „Auch wo virirklich reelle Interessen 
den Processen zu Grunde liegen, ist die Dauer 
derselben häufig viel länger, die Verhandlungmi 
ungeachtet aller dagegen anknüpfenden Anlei- 
tungen zahfareicher. und die Kosten in^ Folge 
dessen grösser, als die Natur der Sache es 
verlangt und rechtfertigt. — Die vielen Ver- 
handlungen haben ihren Grund sehr oft darin, 
dass die Hauptverhandlung ungenüffend una 
fehlerhaft war und zu späteren Nachholungen 
und Verbesserungen nöthigte^ oder aber, und 
noch häu^er, darin, dass das Gericht nicht zu 
rechter Zeit dch klar machte^ vras die erheb- 
lichsten und des Beweises noch bedürftigen 
Thatsachen seien, und die das Beweisverfahren 
leitende Commission sich nicht genügend orien- 
tirt oder auch sich nicht recht zu helfen weiss.^ 
Weiter, wird geklagt, „dass besonders unter 
den jüngeren Anwälten öfter die Meinung zu 
gelten schefait, sorgflätige Beweisführung um 
ffenaue Insbruction. emstUches Nachdenken über 
Stich haltende rechtliche Auflassung und eifri- 

S^ Sammeln tauglicher Beweismittel sei eine 
ebensache^ auf die nur ein Pedant viel Ge^ 
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vicbt lege, und die Hauptsache dagegen sei ein 
überfliessender Strom von Gerede, der nie in 
Verlegenheit kommt, und in juristischen Ge- 
meinplätzen oder persöniiciien Ergüssen sich 
bewegend, haltbare und unhaltbare, Gründe in 
bunter Mischung auf einander häuil/^ Was 
die Urtheilsrallung betreffe, so liegen die Ge- 
brechen hauptsächlich darin, ^)dass in den mei- 
sten Processen das Gericht als Gesammtheil zu 
wenig lebendigen Antheil an der Entscheidung 
nimmt, und das Urtheil zu sehr eine Sache des 
antragenden Mitgliedes ist, eines Referenten 
oder des Gerichtsschreibers. — Die gegen das 
Verfahren der früheren Zeit sehr contrastirende, 
fast Regel gewordene Gewohnlieit, nach der 
vor versammeltein Gericht vollführten Hauplver- 
handlung den Process zu weiterer Behandlung 
^ner Commission zuzuweisen, hat zur nothwen- 
digen Folge, dass von da an für längere Zeit 
das Gericht von dem Processe fast gar nichts 
mehr vernimmt, und derselbe beinahe vollstän- 
dig Privaleigenthum des Referenten wird." Der 
Verf. untersucht dann zwei, vielfach in der 
neueren Zeit aufgeworfene Fragen: 1) „Ob 
eine untersuchende Thätigkeit des Richters ein- 
geführt und das reine Verhandlungsprincip auf- 
geffeben werden solle ?^* 2) „Ob in die Ge- 
richtsorganisation das Geschwornengericht auch 
für Civilsachen aufgenommen werden solle?" 
Bezüglich der ersten Frage erklärt der Verfas- 
ser sich für Beibehaltung des Verhandlungs- 
Encips, von dem er nur Ausnahmen gelten 
sen will bei Processe im öffentlichen Inter- 
esse, z. B. bei Bevo^tlgungsklagen , und zum 
Zweck des richtigen Verhältnisses zu dem zu 
Grunde liegenden Interesse, bei Processen 

äeringliigigen Betrages. Gegen die Einführung 
er Geschwornen im Civilprocesse spricht er 
sich entschieden aus. Schliesslich werden Vor- 
schläge aufgestellt zur Beseitigung der oben 
berührten Klagepunkte, besonders bezüglich ei- 
nes allgemeinen Feslhaltens an dem Grund- 
satze des Verhandeins, auch in derBewoisinstanz, 
vor versammeltem Gerichte. 

6ericht88(aMl. 

Ein Züricher Bürger, der seit acht Jahren 
in England seinen Wohnsitz (als blosser Nie- 
dergelassener) hatte, wurde bei dem Gericht 
zu Zürich von seiner daselbst lebenden geschie- 
denen Frau verklagt auf Alimente und auf 
Zurückerstattung des zugebrachten Weiberguts. 
Die Klage auf Alimente wurde zurückgewiesen, 
da filr lediglich persönliche Klagen der Ge- 
richtsstand dies Wohnortes des £eld«fften be- 
ffründet sei. Die andere Klage wurue zuge- 
bissen, da die Beurthdlung des Weiberguts mit 
der Ehescheidung in Verbindung stehe, die Fa- 
milienverhältnisse der Cantonsbürger aber nach 
dem heimatlichen Rechte zu beurtheilen seien. 
Erk. des Obergerichts Zürich, in Schauberg. 
Beitr. zur Zürich. RechtspfL XK. S. 281 f. 



Die GesdiwtreMigerieUe. 

In Schauberg' s Beiträgen zur Zürdi^- 
schen Rechtspflege XIX S. 385 f. theilt d^ 
Herausgeber nachträglich zu seinem Aufsatze über 
die Gebrechen des Geschworenengerichts (Jahrb. 
I. S. 256 f.) „noch einige Urtheile über den 
Werth des Geschwornengerichts^^ mii. Nachdem 
er beklagt hat, wie in Zürich seit Einüibrung 
des Geschwomenverfalirens in der That und 
„Wahrheit die Ausübung der Strafrechtspflege 
zu einer Art Volksschauspiel geworden ;^^ me 
Eröffnungsrede des Präsidenten „Rhetorik, Phra- 
senmacherei^^ sei ; die Urtheile der Geschwornen 
durch die Tagesmeinung influenzirt werden; das 
aufsichtslose Beisammensein der Zeugen im 
Zeugenzimmer sehr nachlheilige Kollusionen 
herbeilühre; das Publikum in den Schwurge- 
richtssitzungen meist aus Müssiggängem der 
untern Vol^klassen bestehe, — führt er eine 
Menge von Schriftstellern theils gegen das 
Geschworneninstitut überhaupt, theils gegen ein- 
zelne Mängel desselben auf. Der Verf. des 
Aufsatzes ist gegen die Schwurgerichte einge- 
nommen, das hat auch wohl einigen Einfluss 
gehabt auf die Auffassung einzelner der jenen 
Klagen zu Grunde liegenaen Thatsachen. 

Deber die Recktsnittel des Aigesdraldigten gegea 
die Yersetzvng io den Anklagestand. In Schau- 
berg, Zeitschrifl für Zürcher. Rechtspfl. I. 
S. HO f. 

Der Verfasser (der Herausgeber der Zeil^ 
schrill) sucht durch Vcrgleichung mit andern 
Slrafprocessgesetzen den Satz zu begründen, 
„dass in keiner anderen Gesetzgebung die Ver- 
theidigung des Angeschuldigten, die demselben 
zustehenden Rechtsmittel so beschränkt und 
wirkungslos sind, als in dem neuen Zürcheri- 
schen Gesetze, betreffend das Strafverfahren 
vom Jahre 1852.^ Besonders erhebt er sicli 
— wohl nicht mit Unrecht — gegen den $.211 
des Zürcherischen Gesetzes: „Gegen den Be- 
schluss der Anklagecommission kann die Staats- 
anwaltschaft innerhalb vier Tagen, von der 
Eröffnung desselben an gerechnet, bei dem Ober- . 

ferichte Beschwerde erheben. Dem Ange- 
iagten steht dieses Recht nur mit 
Beziehung auf die Competenz zu.^^ 

Kanton Tknrgan. 

Die Geschworenengerichte bestehen 
seit März 1852 im Kanton Thurgau. In Schau- 
berg's Beitr. zur Zürcher. Rechtspfl. XIX. 
S. 352 f. erhebt sich gegen sie eine (anonyme) 
Summe. In kleinen Republiken mache die Aus- 
bildung des Instituts cfer Umstand schwer, ja 
unmögUch, dass die Mittel dazu fehlen, nämlich 
Leute und Geld. Die Jury in Thurgau „stam- 
me von jenem Institute, das in Frankreich unter 
dem falschen Vorgeben eingeschmuggelt wurde, 
das sei nun die ächte, wallte, verbesserte Ein- 
richtung. Sie habe sich in derKevoltttJk)n wür- 
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dig bewährt als Geisel der Menschheit/' Auch 
später! Als specielle Uebel werden hervorge- 
hoben: die ffrosse Gewalt des Staatsanwalts; 
die mangelhaue Führung der Voruntersuchung, 
in welcher ^^in dem Durcheinander von Beamten 
Jeder sich auf den Anderen verlasse und nichts 

fethan werde ;^^ der notbwendige Hangel an 
ertrauen zu Leuten, die durch das Loos als 
Richter gewählt seien; die Omnipotenz des Vor- 
sitzenden Richters; der Mangel an Muth und 
Einsicht bei denGeschwornen, zumal gegenüber 
der Omnipotenz des Staatsanwalts und Präsi- 
denten, besonders auch gegenüber dem Resum6 
des Letzteren; das Nebeneinander des Ge- 
schwornen - und des korrektionellen Verfahrens, 
welches „mit sich bringe, dass der kleine Ver- 
brecher einer härteren Untersuchung unterwor- 
fen werde, als der grosse/* 

Die Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
(von Ott u. s. w.) enthält in Bd. 4. H. i. S.7f. 
eine Geschichte der Strafrechtspflege 
in der Landvostei Thurgau, vom Can- 
tonal Verhörrichter Krapf in Thurgau, vom J. 
1417, da Kaiser Sigismund das Landgericht 
Thurgau der Stadt Constanz itir 3100 Gulden 
verpföndete, bis zum J. 1798, da die Landvog- 
tei ein Ende nahm. 

KaatM CifavUnden. 

Die Geschworenengerichte. Die Re- 
daclion der Zeitschrift für &;hweizerisches Recht 
bemerkt, dass „ein Rückschlag gegen die Ge- 
schwomengerichte in Deutschland anfange, sich 
Bshn zu brechen, der nicht nur da, wo diese 
Einrichtung noch fremd i^, ihrer Einführung 
Mehr Zweifel entgegensetzt, sondern auch, wo 
sie aufgenommen ist, ihre Gebrechen, soweit 
solche bestehen, lebhafter zum Bewusstsein 
bringen werde.** Sie nimmt Veranlassung, ein 
Gutachten des Graubündner Cantonal-Criminal- 
gerichts- Vorstehers H. C. Planta, freilich 
schon ans dem J. 1849, gegen Einführung der 



Geschwomengerichte im Kanton Graubünden 
mitzutheilen (Bd. 4. H. 1. S. 29f.). Die Gründe 

fegen das Institut in diesem Gutachten sind: 
) „Vor allen Dingen ist die Trennung der 
That- von der Rechtsfrage durchaus un- 
zulässig.^* — 2) „Eben so wenig, als die ge- 
lehrten Richter, nehmen auch die Geschwornen 
selbst eine würdige Stellung ein, denn sie ha- 
ben kein eigenes und selbstständiges, alle Mo- 
mente in £'n Gesammtbild zusammenfassendes 
Urtheil zu fällen, sondern blos auf die verein- 
zelten Fragen, die der Präsident an sie stellt, 
mit Schuldig oder Nichtschuldig zu ant- 
worten.** 3) „Das AUerunhaltbarste, was zu 
Gunsten der Geschwornen angeiührt wird, ist 
das: sie seien viel geeigneter zur Beurtheilung 
der den Thatfragen zum Grunde liegenden Le- 
bensverhältnisse, als die rechtskundigen Rich- 
ter.** 4) „Es ist eine Erfahrungssache, dass, 
je ungebiloeter ein Mensch ist, desto eher sich 
derselbe von seinen Sympathieen und Antipa- 
thieen, von seinem Temperament und seinen 
vorgefassten Meinungen beherrsclien lässt.** 5) 
„Das Institut der Geschwornen ist eine Satyre 
auf die Bildung sowohl, als auf das Volk 
selbst: Auf die Bildung dadurch, dass diese 
fUr die richterlichen Functionen, die doch be- 
kanntlich nicht zu den leichtesten gehören, als 
überflüssig, ja sogar ahs schädlich erscheinen 
nniss; auf das Volk aber dadurch, dass demsel- 
ben nicht zugetraut wird, durch freie, vemünf-« 
tJge WiUensbestimmung tauglichere Richter zu 
wählen, als solches durch das bbnde Loos ge« 
sohehen kann.** 6) „Das Institut ist, wenigstens 
im Verhältnisse zu unserer jetzigen Gerichts- 
verfassung, ausserordenHidi kostspielig.** — 
Die meisten dieser Gründe sind zutreffend, 
aber nur auf das Institut, wie es von Frank-* 
reich herübergekommen und neuerdings in 
demselben Sinne, der es in Frankreich so schuf, 
in Deutschland noch weiter ausgebil- 
det ist 
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Oettemich. 

Unter dem 15. Jan. 1856 ist mittels kaiser- 
lichen Patents ein neues Militär-Strafge- 
setzbuch Über Verbrechen und Vergehen Icund 
gemacht worden. 

Eine Ministerialverordnung v. 26. Jan. 1855 
regelt die Competenz und das Verfahren der 
Giulchte bei Amorlisirungen der zur Reali- 
sirung des Nalionalanlehns ausgefertigten Cer- 
tificate, Scheine etc. 

mittels einer Verordnung vom 28. Jan. 1855 
ist fUr alle Kronländer ^ne sehr ausfahrliche, 
iü 134 SS. bestehende Vorschrift für die Vor- 
nahme gerichtlicher Todtenbeschau (und 
Leichenöfihungen) erlassen worden. 

Eine Verordnung v. 11. Febr. 1855 enthält 
Bestimmungen über die Art der Eintreibung und 
Umwandlung von Geldstrafen, welche von 
den Gerichten im Strafverfahren verhängt wer- 
den« 

Unter dem 15. Februar 1855 wird eine poli- 
zeiliche Bestrafung derjenigen eingeftihrt, welche 
öffentlich auf eine, Aergemiss erregende Weise 
Thiere, sie mögen ihm eigenthümUch angehö- 
ren oder nicht, misshandeln. 

Mittels einer Verordnung v. 17. Februar 1855 
werden die Gebühren flir die zu gerichts- 
ärzt liehen Zwecicen verwendeten Sanitätsper- 
sonen festgestellt. 

Das Finanzministerium hat unter dem 16. Febr. 
1855 eine provisorische Dienstinstruction fiir die 
Finanzprocuratoren (Vertreter fiscalischer 
Vermögensansprüche) kundgemacht. 

Unter dem 17. März 1855 ist eine ausführliche 
Amtsinstruction für die rein politischen und für 
die gemischten Bezirks- und Stuhlrichter- 
ämter erlassen worden. 

Die Aufsicht der Advokatenaussphüsse über 
die Advocaturcandidaten. welche in der 
Advocatenordnung v. 24. Juli 1852 begründet isL 
wird durch eine Verordnung v. 26. März i855 
näher geregelt 



Mittels kaiserlichen Patents v. 21. Mai 1855 
ist eine neue^ in 193 SS- bestehrade Notariats- 
ordnung erlassen worden. 

DasMinislerium desCultus und des öffentlichen 
Unterrichts hat unter dem 2. Okt. 1855 bezüglich 
der rechts- und staatswissenschafilichen 
Studien an den österr. Universitäten besondere 
Vorschriften erlassen. (Dieselben können nicht 
in kürzerer Zeit als in acht Semestern zurück- 
gelegt werden). . 20. 

Preissea. 

Zwischen der Königlich Preussischen und der 
Grossherzoglich Sachsen -Weimar-Eisenachscben 
Regierung ist in Erweiterung des Art 14 der 
Uehereinkunft zur Beförderung der 
Rechtspflege vom 23/29 März 1852 folgende 
Vereinbarung getroffen worden: Versicherungs- 
gesellschaften können wegen aller auf den Ver- 
sicherungsvertrag bezügikhen Ansprüdie nidit 
nur vor den Gerichten des Ortes belangt werden, 
wo die Eauptagentur^ durch wetehe der Ver- 
sicherungsvertrag vermittelt worden ist, ihren 
Sitz hat. (G. S. S.69). 

Durch ein Gesetz vom 5. März 1855 sind als 
Fideicommissbehörde iür sämmtUcheFamilien- 
fideicommisse die Appellationsgerichte und 
als Aufsichts - und Beschwerde -Instanz der 
Justizminister bestellt worden. (S. 175). 

Durch einen Allerhöchsten Erlass vom 26. März 
1855 werden die Grundsätze wegen Vergütung 
der den Beamten bei Versetzugen erwachsenden 
Umzugskosten festgestellt. (S. 190 fg.). 

Eine Verordnung v. 4. Septbr 1854 (publ. i. 
J. 1855. — S. 193 fg.) werden die Massregeln 
zur Beförderung der Sicherheit der Dampf- 
schifffahrt auf dem Rhein und auf der Mosel 
näher bestimmt 

Unter dem 21. Mai 1855 ist ebi Gesetz zur 
Regulirung der Verpflichtung betreff der Ar m e n- 
pflege und der Aufnalmie neu anziehender 
Personen erlassen worden, ab Ergänzung der 
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«e0fiilMgM GeMiM rom 81. Deswrter 1842. 
(S. 811 V)- 

Unter dem 8. Mti 1855 (S. 821 %.) Ist eine 
AUff. Concurs Ordnung in 440 %%. erlassen 
woroea. HiennJt stellt ein Tarif zur Bestimmung 
der Belohnung und Entschädigung des Verwal- 
ters der Concarsmasse, so wie der Entschädigung 
der Mitdieder d^ VerwaltURgsraths in Verbin- 
dimg. Es geliören hierher n(M)h: das Gesets y. 
9. Mai 1855 betrefiend die Befugniss der Gliu- 
Iriger zur Anfechtung der Rechtshandlungen zah- 
hiBfl^RUißlhiger Schuldner ausserhalb desCencnr- 
ses. (S.429 fg.)*). 

Ein Gesetz v. 18. April 1866 (S. 621 fg). 
regelt das Verfahren bei Theilungen und bei 
gerichtlichen Verkäufen von Immobilien 
im BÖirke des App. 6. Hofes zu Cöln. Hier- 
mit steht eine ausiUhrlidie Verordnung v. 27. Juli 
1866 in Verbindung (8.553 fg.). 

Unter dem 1. August 18fö ist ein Gesetz, 
betreflbnd die Entbttrdung <ter Städte von der 
Verpflichtung zv Tragung der Kriminal- 
kos ten und zur Untenialtung und Verwaltung 
der GeTäuffnisse, so wie zur Fortgewibrung 
der GeriehtMOcaiien gegen Erlegung einer festen 
Rente erlassen worden (S.579). — Eine Aus- 
i&hrungsverordnung enthält das Jusiiz-Mlniste- 
rialblaU S.259. 20. 

KInigreick Bayern. 

Uebereinkunft zwischen Bayern und Sachsen- 
Coburg- Gotha ftber die wechsels^tige Zulassung 
der Untertfaanen zum Armenrechte, vom 4. Jan. 
18Ö5. (Reg. BL Nr. 1). 

Die Statutar- u. Gewohnheitsrechte 
der kikiigl. Haupt- u. Residenzstadt München 
kommen, nach Gesete v. 22. Febr. 1865 (GBl. 
Nr. 8) in dem ganzen Umfange der Burgfriedens- 
grinze, soweit sich dieselbe dermalen erstreckt 
oder kinfUg erstrecken wird, zur Anwendung. 
Dia Bwiffgeid- Richteramt kann jedem Kreis- 
und Stadtgerichte innerhalb des Burgfriedens 
ftbertragen werden. 

Die Aufhebung der lex Anastasiana 
und einiger bez. der Abtretung von Rechten 
vorgescliriebenen Beschränkungen ist durch Ges. 
V. 22. Febr. (GBl. Nr. 9) ausgesprochen. Hier- 
nach kann derjenige, welchem eine SchuMfor- 
dem^f oedirt ist, die Bezahlung des vollen Be- 
trags derselben von dem Schiddner auch dann 
imangen, wenn dieser Betreg die Sirnima des 
&r die Abtretung der Sdmidforderung bezahlten 
Preises übersteigt. — Der Umstand, dass über 
ein seiner Natur nach übertragbares Recht ein 
terichtlidier Streit anhängig ist, bildet keinHin- 
demiss gegen die rechtsgültige Abtretung des- 
seben; wie die Abtretung streitig gewordener 



Rechte an dN) in dem betr. gerichtlichen Ver- 
fahren aufgestellten Rechtsanwälte, sowie an die 
Mitglieder des (jerichts, bei welchem der Streit 
anhängig ist, unter Androhung der Nichtigkeit 
verboten bleibt. — Die Rechtsbeständigkeit einer 
Abtretung kann i^ht durch die Einrede ange- 
fochten werden, dass die Abtretung an eine 
mächtigere Person geschehen sei. 

Gesetz, die landwirthschaftlichenErb- 
güter betreffend vom 22. Februar 1865 (GBl. 
Nr. 10)*)— Art. 1. Jeder Grundeigenthümer 
kann aus seinem in Bayern gelegenen landwirth- 
schafUichen Grundvermögen, soweit er nach den 
zur Anwendung kommenden Civilgesetzen über 
dasselbe zu verfiigen befugt ist, ein oder meh- 
rere den Bestimmungen des gegenwärtigen Ge- 
setzes unterliegende Erbgüter errichten, wenn 
das zu jedem Brbgute bestimmte Grundvermögen 
mit einem Simplum der Grundsteuer von wenig- 
stens sechs Crulden belegt und bis zu dem, diesem 
Steuerbetrage entsprechenden Grundwerthe schul- 
denfrei ist. Zur Ausmittelung des entsprechen- 
den Grundwerthes wird angenommen, dass ein 
Guhten Steuersimplum einen Grundwerth von acht- 
hundert Gulden vertritt. — Art. 2. Als Zuge- 
hörungen eines Erbgutes sind nicht nur die 
gesetzlichen beweglichen oder unbewet^lichen 
Pertinettzien, sondern auch diejenigen Sachen 
zu betrachten, welche durch ausdrückliche Wil- 
lenserklärung des Erbgutstiflers oder eines nach- 
folgenden Erbguteigenthümers als Zugehörungen 
des Erbgutes erklärt und als solche in das Hy- 
pothekenbuch eingetragen werden. Art. 3. Zur 
itirmlichen Errichtung eines Erbgutes wird er- 
fordert: 1) die in einer öffentlichen Urkunde 
oder in einem schriftlich errichteten Privattesta- 
mente niedergelegte Willenserklörung des Stif- 
ters; 2) die nach vorgängiger Prüfung der ge- 
setzlichen Erfordernisse erfolgte Beurkundung der 
Erfogntserrichtung durch das Kreis- und Stadt- 
oder Landgericht, in dessen Bezirk das betreffende 
Grundvermögen ganz oder zum grössten Theile 
gelegen ist; — 3) die auf diese Beurkundung 
sich gründende Eintragung der Erbgutserrichtung 
in das Hypothekenbuch. — Art. 4. Der gericht- 
lichen Beurkundung der Erbgutserrichtung (Art. 3. 
Ziff. 2) hat jederzeit die l&holung beglaubigter 
Auszüge «US den betreffenden Hypothekenbüchem, 
sowie eine Edictalladung der unbekannten Gläu- 
biger voranzugehen, worin zur Geltendmachung' 
etwaiger Ansprüche gegen die Erbgutserrichtung 
eine Frist von drei Monaten unter dem Rechts- 
nachtheile vorzusetzen ist, dass nach fruchtlosem 
Ablaufe derselben ohne weitere Rücksicht auf 
solche Einsprüche mit der Beurkundung und Ein- 
tragung der Erbgutserrichtunff vorgeschritten wer- 
den würde. Die von den Gerichten und Hypo- 
theken -Aemlem angezeigten, sowie die von 



*) Wir hoffen noch von einem anderen MitarbeÜer 
«in« ParateBttB^ der Hauptgrandzfifpe dieser Gesetze 



Jahrb. L ReehtawUt. 1855. 



*) Bei der Wichtigkeit dieses Gesetzes glauben wir 
dasselbe liier in ziemlicher Vollständiglceit wiedergeben 
zu sollen. 
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ddin Stifter des Erbgutes benamilen GiäMbiger 
sind, erforderlicheD Falls, unter dem Rechtsnach* 
tbelle vorzuladen, dass ihre Forderungen der- 
gestalt, wie sie angezeigt sind, auf das Erb^t 
eingetragen werden sollen. — Art. 5. Der je^ 
weilige Besitzer eines Erbgutes ist Eiffentbimier 
dessdben und hat die Rechte und PflichteB eines 
solchen, insoweit nicht durch das gegenwärtige 
Gesetz etwas Anderes verordnet ist. — Art. 6. 
Verpfändung des Erbgutes kann von dem 
Eigenthümer ohne Zustiqimuag der Anerben vor- 
' genommen werden: 1) bis zu dem Betrage, 
welchen er zur Tilgung auf dem Erbgute hallen- 
der und von ihm mit dem Erbgute übernomme- 
ner Hypotheken und zur Tilgung der von ihm 
zu leistenden Abfindungs- Summe (Art. 14, 15 
und 17) verwendet hat; 2) in dem weitern Be- 
trage eines Drittheils des Erbgutwerthes, welchen 
der Eigenthümer nach Abzug der bd der Errich- 
tung oder Uebernahme des Erbgutes vorhandenen 
Hypotheken, der von ihm zu leistenden Abfin- 
dungs* Summe (ZüT. 1.) und des demUebemeh* 
mer zum Voraus zugewendeten Drittheils (Art. 14 
Abs. 1) noch frei besitzt. Weitere Verpfandung 
oder 4heUweise Veräusserung der Substanz des 
Erbgutes, Beschw^ting desselben mit ständigen 
leisten, Austausch von Grundstücken und Hingabe 
im Vergleichswege oder an Zahlungsstatt können 
nur mit Zustimmung sämmtUcher vorhandener 
Anerben vorgenommen werden. Wenn einer 
oder mehrere Anerben die Zustimmung verwei- 
gern oder innerhalb einer angesetzten Frist keine 
Erklärung abgeben, so kann die Zustimmung von 
dem nach Art. 3. zuständigen Cierichte ergänzt 
werden, wenn das in Frage stehende Rechts- 
geschäft zur Erhaltung des Erbgutes nothwendiff 
oder mit überwiegenden Grrtinden nützlich und 
im Interesse der Anerben liegend befunden wird. — 
Der Austausch von Grund^cken kami von dem 
Gutseigenthümer auch ohne Zustimmung der 
Anerben vorgenommen werden^ wenn dieses 
Rechtsgeschäil zum Zwecke der Arrondirung 
geschieht und dadurch der Grundbesitz nicht 
m dem Maasse verring^t wird, dass derselbe 
nicht mehr mit einem Simplum der Grundsteuer 
von wenigstens sechs (lulden belegt ist (Art. *28 
Ziff. 2). Die auf diesem Wege erworbenen Gründe 
stücke gehören zur Substanz des Erbgutes. Zur 
Gültigkeit solcher Rechtsgeschäfte ist die Ver- 
lautbarung derselben vor de« zuständigen (Be- 
richte (kri. 3) erforderlich. — Ist in Folge 
eines Tauschvertrags oder einer Veräusserung 
eine Geldsumme an den Gutseigenthümer zu be- 
zahlen, so muss dieselbe falls die Anerben nicht 
zu einer andern Verwendung zugestimmt haben, 
wieder zum Ankauf von Grundstücken verwendet 
und bis dahin bei dem nach Art. 3 zuständigen 
Gerichte hinterlegt werden. Zur Eintragung von 
Hypotheken, für welche nach gegenwärtigem 
Gesetze ein Rechtstitel besteht, ist die Zustim- 
mung der Anerben nicht erforderlich. — Art. 7. 
Erbgüter fallen in Ansehung ihrer Substanz nicht 
unter die gesetzliche Gütergemeinschaft. — Durch 



Vertrag ium das Mitcrigentlinm tu der SnbMnz 

des Erbgutes unbeschadet der Erbgutseigenacbaft 
und vorbehaltlich der BesUoMnnng des ArL 19, 
Abs. 3 dem andern Ehegatten ejngeriumt wei^ 
den. — Hat der Eigetthümer des Erbgutes dasselbe 
unter Lebenden von demStift)^ oder von seinem 
Ascendenten erhalten und scfaliesst er den in Abs« 2 
bezttchneten Vertrag sogteJeh bei Uebernahme 4»$ 
Gutes, so wird zu diesem Vertrage lediglich die 
Zustimmung des Stifters oder m vorerwihBleB 
Ascendenten erfordert. In den übrigen Falten 
ist zur (ültigkeit des Vertrags die EinwiUigwg 
sämmtlicher Anerben erforderlidi. — Art 8. 
Jede mit Ansserachtlassang der Vorschriften 
des Art. 6 und 7 geschehene Veräusserung oder 
Bekstung der Substanz des Erbgutes ist un- 
wirksam und kann von deigenigen Anerben, 
welche nicht ausdiücklich ihre EinwiUigwif 
dazu ertheilt haben, vorbehaltlich der Be^im- 
mungen des Uypothekengesetzes f. 2i — 26, 
jederzeit angefochten werden. — Art. 9. Zur 
Gutsaachlolge in Bezug auf Erbgüter sind 
vorbehaltlich der im Art. 11 entha£ßBen Be- 
stimmungen berufen: 1) die Descendenten des 
Erbgulseigenthümers; 2) wenn solche nicht vor- 
handen sind, oder dieselben hei dem Vorbau- 
densdn einer Enterbungsursache von der Gtits^ 
nachfolge aii^geschlossen wurden, oder auf die 
Gutsübernahme verzichtet haben, dessen voU- 
bürtige Geschwister und die Kinder ersten Gra- 
des verstorbener vollbürüger Geschwister; 3) 
nach diesen, unter denseltoi Voraussetzungen) 
dessen Halbgeschwister wad die Kinder ersten 
Grades verstorbener Halbgeschwister. — In 
allen Fällen, in welchen das gegenwärtige Ge- 
setz von Descendenten spricht, sind darunter 
nur die ehelichen und die ihnen nnch allgemti- 
nen gesetzlichen Bestimmungen ^eichzuacbten-» 
den zu verstehen. — Art. 10. Per Erbguts** 
eigenthümer ist bereclitigt. das Erbgut neefa 
w^rend seines Lebens, jedoeh nur xmk Mess*- 
gabe der Bestimmungen des gegenwilrtlgeo 
Gesetzes, an einen zur Gutsnaohfolge berufenen 
Anerben zu überffebeu. — Hat «er Erbguts- 
eigenthikner das Erbgut sämmtUchen vorhmide- 
nea Anerben (Art. d) zu solcher Uebernahme 
angeboten und hat keiner derselben sich hiesu 
bereit erklärt, so ist er berechtigt, das Erligut 
zu veräussern. — Erklären sich mehrere An- 
erben zur Uebernahme b^edt, so Icommea die 
Bestimmungen der Art. 9, 11, 12 und 13 zur 
Anwendung. — Zur Abgabe der Erklärungen 
hierüber sind die Anerben durdli das nach Art» 8 
zuständige Gericht, erforderlichen Falls unter 
Vorsetzung einer Frist von drei Monaten und 
Androhung des Bechtsnachtheiles, dass sie als 
auf die Udiernahme verzichtend angesehen 
werden würden, aufzufordern. Zur Gutsüber-* 
gäbe unter Lebenden ist die Verlautbarung der- 
selben vor dem im vorstehenden Absätze er^ 
wähnten Gerichte erforderlich. — Art. 11. 
Erbgüter können unter Emhaltung der im Art 8 
festgesetzten Classenfolge immer nur an Einen 
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der vorkandeMn Aaerbei gelanfreiL — Art 12. 
YorbeballUch der io dem Art 11 festgesetzten 
Bes^^riakttoff steht dem Erbguteigeuthimer die 
freie Attiwahl seines Nachfolgers aus der zur 
Gvtsnaehrolge zunächst berufenen Snccessions- 
ckssa zu. — Befinden sich Ehentten im ge- 
metns^aftlichen Eigenthume des Erbgutes ^ so 
kam der Nachfolger nur durch gemeinsamen 
Wilen der Eigentümer bestimmt werden. — 
Die Bestimmung des Nachfolgers Icann giUig 
nur in einer raenllichen Urkunde oder einem 
sohriftlicb-enrichleten Testamente geschehen. — 
Art 13. Hat der Vorgänger über die Person 
dee IV GfrtSMKhfolge n berufenden Anerb^ 
koiae Anordnung getroffen , und indel k«ne 
Y^einigung unter den Anerben statt, so kom- 
men unter Einhaltung der in dem Art 9 fest- 
gesetzten Kiassenfolge folgende Bestimmunffen 
rar Anwendung: 1) Nicht ansässige Anerben 
hfcben den Vorzuff vor den bereits ansässigen; 
2) demnächst haben die männlichen Anerben 
den Vorzug vor den weiblichen; 3) insoweit 
die vorstehenden Bestimmungen nicht ausreichen, 
entscheidet das Alter in der Art, dass der äl- 
tere Anerbe den Vorzug vor dem jungem hat — 
Art 14. Gehört der Nachfolger der ersten 
^ccessfonsciasse an (Art. 9, Ziff. 1), und sind 
mehrere Descendenten vorhanden, so hat der- 
seilte ein Drittlieil des schuldenfreien Erbguts- 
wmihes zu enrahngen. Die weitem zwei Dritt- 
theile werden Elgenthum der Descendenten. Der 
Uebemebmer hat hieran gleichen Antheil. — 
Im Falle einer Uebergid)e unter Lebenden ist 
der Vorginger berecbSgt sich von diesen zwei 
Drmtheiien einen Kindstheil als Elgenthum 
vorzubehalten. — Art. 15. Gehört der Erb- 
ntsnachfolger der zweiten oder dritten 
buccessionsciasse an (Art 9, Ziff. 2, 3), und 
lind Descendenten des Vorgängers vorhanden, 
so bat er dieselben und b^iehungsweise dem 
Vorgänger (Art 14, Abs. 3} die vollen zwei 
Drftttheile des Erbgulswerthes zu geben. — 
Artl& DIeTheitung der Abfindungssumme 
(Art 14 und 15) unter die Descendenten ge- 
schieht Mich Stämmen. — In dem Falle, dass 
Ehegatten sich Im gemeinschaftlichen Eigen- 
Aume des Erbgutes befanden, geschieht die 
ThelInng nach Linien, wenn lediglich Descen- 
denten beider Ehegatten aus früheren Ehen, 
oder wenn solche Descendenten eines oder bei- 
der Bheffatten und zi^leich Descendenten ihrer 
Ehe vonianden sind. In jeder Hälfle theilen 
die Descendenten je eines Ehegatten nach Stäm- 
men. — Art l7. Anerben der zweiten und 
der dritten Classe (Art 9, Ziff. 2 und 3) ha- 
ben, ineolange ein Anerbe der vorausgehenden 
QaMe vorhanden ist, keinen Anspruch auf Ab- 
findung aus dem &bffute. — Ebensoweniff 
kann denselben oder fremden Personen durch 
Tttfllgang des Vorgängers ein Erblheil oder 
eine tonstlge Zuweimung von Todeswegen aus 
dem Erbffute verschaflft werden. — Kommt die 
iwefle od^ dritte Suocessionsclasse zur Nach- 



folge, so hat dar Nachfolger, wenn der Fall 
des Art 15 nicht vorhanifon ist, den üÄrig^ 
Anerben seiner Classe miteinander den sechsten 
Theil des schuldenfreien Erbgulswerthes als Ab- 
findung zu geben. Bezüglich der Vertheilung 
dieser Abfindungssumme kommt die Bestimmung 
des Art. 16, Abs. 1 zur Anwendung. — . Der 
Nachfolger ist zu ein^ solchen Abfindung nicht 
verpflichtet, wenn er das Erbmt durch die 
Wahl seines Vorgängers (Art 12) oder durch 
Ueberffabe unter Lebenden (Art 10) erhalten 
hat im letzteren Falle ist der Vorgänger be- 
rechtigt, sich einen Drittthdl des schuldenfreien 
Erbgulswerthes als Elgenthum vorzubehalten. — * 
Art 18. Ist ausser dem Erbgute noch ein an- 
deres Vermögen vorhanden, so kommen hin- 
sichtlich der i£rbfolge in das letztere die allge- 
meinen Gesetze zur Anwendung. — Art. 19. 
Stirbt ein Ehegatte, welcher gemeinschaiUich 
mit dem Ueberiebenden Eigenthümer des Ei^ 
gutes war, so wird der Letztere Alleineigen- 
Uiümer desselben. — Der überlebende Ehe- 
gatte ist, selbst wenn er Mitstiller des Erbgu- 
tes war, nicht berechtigt, dasselbe zu widerru- 
fen (Art 28, Ziff. 3). Der überlebende Ehe- 
gatte kann, wenn er zu einer weltern Ehe 
schreitet, dem andern Ehegatten das Miteigen- 
tbum an der Substanz des Erbgutes nur dann 
einräumen, wenn weder von dem verstorbenen 
Ehegatten abstammende Descendenten, noch 
solche des überlebenden Ehegatten aus früherer 
Ehe vorhanden sind. Die Descendenten des 
Verstorbenen und jene des überlebenden Ehe- 

J:atten aus fi-üherer Ehe sind gleichmässig zur 
lUtsnachfolge berufen. Sie gehen den Descen- 
denten des überlebenden Ehegatten aus späterer 
Ehe in der Gutsnachfolge vor. Sind erstere 
nicht vorhanden, so succediren die Letzteren 
vor den in der zweite und dritten Succes- 
sionsclasse berufenen Anerben. — Hat der 
verstorbene Ehegatie bereits einseitig vorUeber- 
tragung des Hiteigenthums oder spät^ gemein- 
schaiUich mit dem Ueberiebenden eine giUige 
Vt^ahl des Nachfolgers (Art 12) getroffen, so 
kann der Ueberlebende diese Wahl nicht auf- 
heben. — Diese Bestimmung bleibt auch dann 
in Kraft, wenn der gewählte Nachfolger der 
zweiten oder dritten Successionsciasse angehört, 
und eine Descendenz des überlebenden Ehe- 
ffatten aus späterer Ehe vorhanden ist — Wurde 
keine Wahl getroffen oder ist der gewählte 
Nachfolger vor der Gkitsnachfolge gestorben, 
so steht dem überlebenden Ehegatten die Wahl 
des Gutsnachfolgers unter den Descendenten 
nur zu, wenn keine von dem verstorbenen 
Ehegatten abstammende Descendenz vorhanden 
ist, oder wenn dieselbe lediglich aus Descen- 
denten bestdit, welche von beiden Ehegatten 
abstammen. — Der überlebende Ehegatte ist 
unt^ den Anerben zweiter und beziehungsweise 
dritter Classe ohne Unterschied der Abstam- 
mung derselben zu wählen berechtigt — Art 20. 
Stirbt ehi Ehegatte, welcher Alleindgenthümer 
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des Erbgutes war, so steht dem überlebenden 
Ehegatten die Verwaltung und Nulzniessung 
des Erbgutes zu, und zwar: 1) bis zur Gross- 
jährigkeit des zur Gutsnachfolge berufenen An- 
erben, wenn dieser ein Descendent ist.— Hie- 
be] Icann der überlebende Ehegatte, welcher 
vor Eintritt der Grossjährigkeit des zur Guts- 
nachfolge berufenen Anerben sich wieder ver- 
ehelicht, mit Genehmigung des Vormunds und 
der Obervormundschaftsbehörde dem neuen Ehe- 
gatten den Mitbesitz an diesem Verwaltungs- 
und Nutzniessnngsrechte einräumen; auch kann 
diesem mit Genehmigung des Vormundes und 
der Obervormundscktöftsbehörde ein Anspruch 
auf die nöthige Alimentation aus dem Erbgute, 
jedoch ohne Ueberschreitung des im Art. 24, 
Abs. 2 festgesetzten Masses, gewährt werden; 

— 2) bis zur Wiederverehelichung in allen an- 
dern Fällen. — Letztere Bestimmung gilt auch 
für den Fall, wenn der nach Ziffer 1 zur Guts- 
nachfolge berufene Anerbe vor erlangter Gross- 
iährigkeit stirbt und weitere zur Gutsnachfolge 
berechtigte Descendenten nicht vorhanden sind, 

— Hatte im letzterwähnten Falle noch vor dem 
Ableben des minderjährigen Descendenten eine 
Wiederverehelichung stattgefunden, so dauert 
das erwähnte Verwaltungs- und Nutzniessungs- 
recht bis zu einer etwaigen nochmaligen Ver- 
ehelichung. — Art. 21. Ist das Gut in Folge 
Todes des bisherigen Eigenthümers übergegan- 
gen, so können jene Anerben, welche zu die- 
ser Zeit bereits ansässig oder verehelicht sind, 
die Ausbezahlung ihrer Abflndungs - Summen 
ein Jahr nach dem Tode des früheren Eigen- 
thümers verlangen. Diejenigen, welche zu 
dieser Zeit weder ansässig noch verehelicht 
sind, können ihre Abfindungs- Summen nur 
nach einer sechsmonatlicben Aufkündigung ver- 
langen, welche in der Regel erst drei Jahre 
nach dem Tode des früheren Eigenthümers, 
wenn der betreffende Anerbe zur Zeit dieses 
Todes bereits grossjahrig war, oder drei Jahre 
nach erreichter Grossjährigkeit, wenn er zu 
jener Zeit minderjährig war, stattfinden darf. 
Ausnahmsweise ist der Anerbe, beziehungs- 
weise dessen Vormund, zu einer frühern Auf- 
kündigung berechtigt: 1) wenn der Anerbe sich 
ansässig macht oder verehelicht; 2) wenn die 
Hinausbezahlung zum Zwecke der Erziehung 
oder Ausbildung des Anerben für seinen künf- 
tigen Beruf oder zur Begründung eines gesetz- 
lich erlaubten Nahrungsstandes erforderlich ist. — 
Ist das Gul bei Lebzeiten des bisherigen Eigen- 
thümers von diesem übergeben worden, so sieht 
dem Letzteren das Recht zu, bei der Uebergabe 
zu bestimmen, wann die Anerben ihre Abfin- 
dungs -Summen verlangen können. Ist diess 
nicht geschehen, so sind dieselben sechs Mo- 
nate nach erfolgter Kündigung zahlbar, welche 
in den oben unter Ziffer 1 und 2 angeführten 
Fällen selbst bei Lebzeiten des Gutsübergebers^ 
sonst nur drei Jühre nach dem Tode des Letz- 
teren, beziehungsweise der eingetretenen Gross- 



jährigkeit des Ana'ben, w«m dkser rar Zeil 
dieses Todes noch minderjährig war, eriblgen 
darf. Uebrigens ist der Anerbe seihst daM 
berechtigt; die iboi gebühreade Abfiadungsr 
Summe drei Jahre nach dem Tode des Guts- 
übergd)ers, beziehungsweise dogetretenerGrosa- 
jährigketi zu kündigen^ wem der GtUflObergieber 
bei der Uebergabe eine längere Frist bestiaMOl 
haben sollle. — Darüber , ob der untttr Ziff, 2 
erwähnte Fall vorliegt, hat, wenn der Mhem 
Gutseigenthümer noch lebt, dieser, iflt er nioM 
mehr am Leben und der beireffende Anerba 
noch minderiährig, der Vormund mit Genehoil'*- 
gung der ObervormundschaHbehörde, andeni^ 
falls das im Art 3 bezeichiiete Gericht als Be- 
hörde der nichtstreiiigen Rechtspflege zu entr 
scheiden. — Art. 22. Der Anerbe kann, bevor 
er ein Recht auf Ausbezahiung seiner Abfindung 
erlangt hat, über dieselbe unter Lebendem nicht 
verfügen. — ArL 23. Die Abfindungs -Sum- 
men der Anerben werden bis zum ZahiongAiage 
mit vier vom Hundert veridnstb — Art. 2i. 
Der unter Lebenden übergebende Erbgutseigen- 
thümer ist berechtigt, bei der Ueborgabe neben 
den in Art, 14, 15 und 17 bezeichneten Eigen- 
thumsvorbehalten Air sich, seme Ehefrau «nd 
seine unversorgten Kinder AÜmentations-Reicfa- 
nisse zu bedingen. — Der Beirag sämnlUclier 
von dem Gutseigenthümer zu reichenden Ai^ 
mente darf den vierprocentigeu Zins aus dnem 
Dritttbeile des bei der Uebergabe festgesetxtea 
schuldenfreien Erbgutswerthes (Art. 14, Abs. 1) 
nicht übersteigen. — Art 25. Einem Anerben^ 
gegen welchen eine Enterbungs - Ursache bei- 
steht, kann von demjenigen Eri^tseigenthümer, 
welcher nach den allgemeinen Gesetzen nur 
Geltendmachung derselben berechtigt ist, jeder 
Anspruch an das Erbgut entzogen werden« — 
Diese Verfügung kann nur in denjenigen Acte 
unter Lebenden, durch welchen die Gutsaitch- 
folge bestimmt wird, oder in einem Testamente 
getroffen werden. — Art. 26. Bei der Ver- 
Uieilung der von dem Gutsübemehmer zu zak- 
lenden Abfindungs - Summe unter die Bereek- 
Ugten ist denselben Alles aufzurechoen, was 
sie nach den civih*ecl^lichen Bei^mmungen Sü 
confeiiren verpflichtet sind. — Art. 27. EinM 
gesetzlichen Titel zur Erwerbung einer Hypothek 
auf dem Erbgute haben: 1) dar Vorgänger im 
Erbgute iUr die Summe, welche er sieh bei 
der Uebergabe als Eigenthum vorbehalten biil 
(Art. 14, 15 und 17); 2) die Anerben iür ihre 
Abfindungs -Summen; 3) alle Personen, wdohe 
nach Art. 20 und 24 Alimente anzuspreobea 
haben, für diese Alimente. — Art. 28. IHb 
Erbgutseigenschaft erlischt: 1) durch die En^ 
Währung oder den gerichtlichen Zwangsverkattf 
aller Bestandtheile des Erbgutes; 2) durch Hin- 
derung des zum Erbgute gehöriffen GmndbcH 
Sitzes in dem Masse, dass derselbe ni<^ mehr 
mit einem Simplum der Grundsteuer von we- 
nigstens sechs Gulden belegt ist; 3) durch Wi« 
derrut des Stifters, wozu dersdbe/ vorbebaHn 
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Bell 4er Beslfimnonfir hn Art 19, Abs. 2 auch 
nach erfolgter Beurkundung und Eintragung der 
Erbgutserrichtung noch befugt ist. so lange 
Niemand Airch Uebergabe oder Vertrag ein 
Redit darauf erworben hat; 4) durch Voraus-^ 
serung des Erbgutes, falls solche in Gemässheit 
der mstimmungen des Art. 10, Abs. 2 erfolgt 
ist; 5) durch gemeinsames Einverständnfss aller 
Bedieiligten ; 6) durch den Abgang aller Aner- 
ben (Art. 9). — Art. 29. Die im vorher- 
gehendea Artikel bezeichnete Erlöschung der 
&bgutseigenschafl erfordert jederzeit eine Be^ 
urkundung von Seite des betreffenden Gerichts 
nach vorgängiger Prilfung der dazu gehörigen 
Bedingnisse. — Bei der Erlöschung der Erb- 
gutseigenschaft können die abgedindenen An- 
erben die baare Auszahlung ihrer Abfindungs- 
summen verlangen. — Der noch vorhandene 
Bestand des Erbgutes geht, vorbehaltlich der 
nach Art. 20 und 24 erworbenen Ansprüche, in 
das freie Eigenthum des letzten Besitzers über. 
— Art. 30. Durch Verjährung kann die Er- 
lösehong der im Hypolfaekenbuche eingetragenen 
Erfogutseiger schall rricht herbeigeführt werden, 
ausser insoweit etwa ein Dritter durch erwer- 
bende Verjährung das freie Eigenthum zu dem 
Erbgute gehörige Gegenstände erlangt hat. — 
Art 31. Die im Art. 14, 15 und 17 erwähn- 
ten Erl^gutswerthe sind in Ermangelung anderer 
Ueborefäimft durch Vernehmung von Sachver- 
ständigen von dem nach Art. 3 zuständigen 
Gerichte zu erheben. — Die Bestimmung der 
Zahl und Personen der Sachverständigen ist 
zunädist der Uebereinkunft sämmtlicher Bethei- 
ligten anheimzugeben, zu welchem Behufe den- 
sdben eine angemessene ausschliessliche Frist 
vorzusetzen ist. — Kommt eine solche Ueber- 
dnknnft niclit zu Stande, so ernennt das Ge- 
richt drei Sachverständige. — Dasselbe hat 
|edoch die von ihm getroffene Wahl den Be- 
theiligten Behufs der Erhebung etwaiger Ein- 
reden gegen die Person d^ Gewählten, unter 
Vorsetzung einer ausschliesslichen Frist von 
vierzehn Tagen bekannt zu geben und sodann 
über die rechtzeitig vorgebrachten Einreden 
BescUuss zu fassen. — In allen andern Fällen 
wird der bei dem letzten Gutsübergange festge- 
stellte schuldenfreie Gutswerth zu Grunde ge- 
legt Ist^ eine solche Feststellung nicht vorhan- 
den, so "finden die Bestimmungen des gegen- 
wärtiffen Artikels, Abs. 1 — 4 Anwendung. — 
Art. 32. In allen Fällen, in welchen das ge- 
genwärtige Gesetz eine Zustimmung oder eine 
Erklärung der Anerben verlangt, ist Itlr dieje- 
nigen Anerben^ welche im Lande nicht anwe- 
send sind oder deren Aufenthalt nicht ausge- 
mittelt werden kann, und welche (in dem einen 
oder andern Falle) auch keinen reehtsförmlich 
bevollmächtigten Vertreter im Lande haben, 
durch das nach Art. 3 zuständige Gericht ein 

SmeinscbaflUcher CuratOT aufzustellen. — In 
i 33 ist schliesslich die Zulässlgkeit des 
Rechtsmittels^ der Beschwerde an das Appella- 



tionsgericht «her Verfügungen des ünterge- 
richts binnen einer Frist von 30 Tagen, mit 
Suspensiveffect, und im Art. 34 die Tax- und 
Stempeltrelhelt aller die Errichtung des Erb- 
gutes selbst (Art. 3) bezweckender gerichtli- 
cher Verhandlungen und Beurkundungen ausge- 
sprochen. 

Uebereinkunft zwischen Bayern und Gross- 
herzogthum Hessen wegen gegenseitiger 
Gestattung der Nacheile vom 22. AprÜ 
1855. (Reg. Bl. 20j. — [Haussuchungen dür- 
fen hiernach auf fremdem Gebiete nur von der 
Landespoiizei vorgenommen werden. Im Uebri- 

fen ist die Nacheile gestattet, jedoch muss den 
etreffenden Polizeiorganen des andern Staates 
der Sachverhalt sofort mündlich mitgetheiit und 
dieselben zur Unterstützung aufgefordert wer- 
den]. 

Gleiche Uebereinkunft zwischen Bayern und 
Grossherzogthum Baden vom 27. April (Reg. 
BL 23). 6. 

Uaigreich Sa^en. 

Verordnung zur Publication des Bundestags- 
beschlusses vom 6. Juli 1854 wegen Verhinde- 
rung des Missbrauchs der Fresse, vom 

29. Jan. 1&)5 und zur Vollziehung dess. vom 

30. Jan. 1855. (G. u. V. Bl. St. 3). — Der 
niedrigste Cautionssatz, welcher bisher 400Thlr. 
(für wöchentlich einmal oder seltener erschei- 
nende Zeitungen) betrug, Ist hiernach auf 5(X)Thlr. 
erhöht, im Uebrigen aber sind die Abstufungen 
des Pressgeselzes vom 14. März 1851 beibe- 
halten (bei 2mal wöchentlich erscheinenden Zei- 
tungen 800 Thlr., bei 3— 4raal 1200 Thlr., bei 
&— 6mal 2000 Thlr., bei täglich erscheinen- 
den 25(X) Thlr., bei öfterer als einmal täglich 
3000 Thlr.). 

Verordnung zur Publication des Bundesbe- 
schlusses V. 13. Juli 1854 über das Vereins- 
wesen v.'30. Jan. 1855. (G. u. V. Bl. St. 3). 

Bekanntmachung eines Rechtssatzes, den 
das Oberappellationsgericht seinen Entscheidun- 
gen unterlegt vom 31. März 1855. (G. u. V. 
Bl. St. 4). — „Die in der 1. un. $. 7. Cod. 
de rei uxor. act. 5, 13 enthaltene Bestimmung 
über die Frist zur Zurückgabe der beweglichen 
Mitgift der Ehefrau und über die Verzinsung 
derselben ist im Königreich Sachsen nicht als 
anwendbar zu betrachten; es ist vielmehr von 
dem Ehemann oder dessen Erben das Einbrin- 
gen der Ehefrau, gleichviel ob es als Mitgift 
bezeichnet worden oder daftir anzusehen ist, 
oder nicht, nach getrennter Ehe an die Ehefrau 
oder deren Erben zurückzugeben, auch von 
Zeit der Mahnung an den Betrag des haaren 
Einbringens oder soweit statt anderer Mobi- 
liargegenstände der Werth zu vergüten ist, 
diesen Werth naH fiinf vom Hundert zu ver- 
zinsen." 

Durch Verordnung vom 29. Mai 1855 sind 
bezüglich des Staatsrathes (eines blos con- 
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saltattven (üollegfums, welches ««sser im TeU* 
jährigen Prinzen und den Mitgliedern des 6e-* 
sammtndnisteriums ans einer Anzahl böberer 
Staatsbeamten u. s. w. besteht) mehrere neue 
Einrichtungen getroffen worden. (6. u. V. Bl. 
St, 8). 

Gesetz ^ur Erläuterung des Gesetzes vom 
22. Febr. 1844. den Schutz der Rechte 
an literarischen Erzeugnissen undWer- 
ken der Kunst betr. vom 30. Juli 1855. (6. u. 
Y. BL St. 10). — Hiernach tritt der in dem 
angezeigten Gesetze Ausländern zugesicherte 
Rechtsschutz erst dann in Wirksamkeit^ wenn 
das Gesetz des nichtdeutschen Staats oder der 
Vertrag*, wodurch die Reciprocität herbeigefiihrt 
wird 9 durch Verordnung des Ministeriums des 
Innern den diesseitigen Staatsangehörigen be- 
kannt gemacht worden ist. Und es sollen durch 
diese Verordnung zugleich die Vorkehrungen 
bestimmt werden, welche zu treffen sind, um 
den ungehinderten Vertrieb der bei dem Er- 
scheinen derselben bereits im Besitze Sach- 
sischer Buchhandtungen befindlichen Vorräthe 
solcher Vervielfältigungen zu sichern, welche 
nach dem Eintritt der Reciprocität unter den 
Begriff des Nachdrucks fallen werden. Rück- 
slcntlich der Angehörigen der deutschen Bun- 
desstaaten bewendet es bei den frühem gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Bekanntmachung vom 81. JuH 1855, zur 
Bekanntmachung einer mit der Grossherzoglich 
badischen Regierung abgeschlossenen U e b e r- 
elnkunft zur Beförderung der Rechts- 
pflege vom Vi9. Juli 1855. G. u. V. Bl. 
S. 12). 6. 

Gesetz vom 11. August 1855; die künf- 
tige Einrichtung der Behörden erster 
Instanz für Rechtspflege und Verwal- 
tung betr. — Dieses Gesetz regelt die Ju- 
stizpflege und die Verwaltung in erster In- 
stanz. Eine Trennung derselben findet nicht 
Statt Die Justizpflege wird theils von Colle- 
gial-, theils von ßnzel - Gerichten besorgt. 
(Jene fuhren den Namen Bezirksgerichte, diese 
Gerichtsämter). Den zeitherigen Inhabern der 
Patrimonialgerichte sind verschiedene obrig-- 
keitliche, insbesondere pob'zeiliche, und Ehren- 
Rechte reservirt. — Mit diesem Gesetze steht 
ein Gesetz von demselben Tage in Verbindimg, 
die Einsetzung von Friedensrichtern 
betr. Das Amt eines Friedensrichters ist poli- 
zeilicher Natur und ein Ehrenamt. Es soll ins- 
besondere den früheren Gerichtsinbabem eini- 
gen Ersatz gewähren 0« — 



Unter dem 18. Angiut 1855 tbyi F*Udit 
worden ^) : 

1) ein neues Strafgesetzbuch^ 

2) ein Gesetz, die Beschädigung von 
Eisenbahnen und Telegraphen betr«, 

3) ein Gesetz, die Forst-, Feld-, Gar^ 
ten-, Wild- und Fisch - DiebstähU 
betr. 

Unter demselben Tage ist die neue Straf* 
processordnung lUr das Königreich Sad^ 
sen^) und dn neues Militärstrafgeselis* 
buch publi<^ worden« 20* 

Kiugreieh laiioTer. 

Durch Verordnung vom 15« Januar 1855 ist 
der Bundesbeschluss vom §. Juli 1%4 zurVer** 
hinderung des Missbrauchs der Fresse pubU- 
cirt worden (GS. 1. Abth. No. 2). — Der 
Betrag der Cautionen ist auf regelmässig 5000 



Thb*., bei Zeitschriften, welche 
niger als Smal wöchentlich erscheinen, auf 
2500 Thlr. festgesetzt, vorbehaltlich ein^ Zu-« 
lassung geringerer Summen durch das Hiniste-^ 
rium des Innern. 6. 

KlBigreieh WlMteMberg. 

V^ordnung (zur Ausführung des Bundesbe^ 
Schlusses vom 26. Jan. 1854) betr. die Grund-» 
Sätze über die gegenseitige Ausliefe- 
rung von Verbrechern auf dem deutschen 
Bundesgebiete und das bei Auslieferunga- 
antragen zu beobachtende Verfahren 
vom lg. Jan. 1855. (Reg. Bl. No. 3). 

Gesetz, betr. die Erweiterung der ober- 
amtlichen Strafbefugniss vom 24. Jan. 
1855. (Reg. Bl. No. 4). — Behufs der Entr- 
scheidung iU>er die Vergehen der Landstreicher 
rei, des Betteins, der Rückkehr Ausgewiesen^y 
der Ueberschreitung der Ortsbegrenzung, der 
Asotie, der Handlungen gegen die SittUckkeit, 
der Beeinträchtigung fremcten Eigenthums imd 
gewisser im Ges. vom 2. Mai 1852, Art. ft 
bezeichneten UngebUhren wird die oberamtiiche 
Strafgewalt auf Arrest von 4Wodhen und Geld- 
busse bis zu 60 fl. erstreckt; auch isi den Ober- 
ämtern Ortsbegränzung zu verhängen ver- 
stattet. 

Gesetz, betr. die Handhabung der Staats- 
aufsicht über verwahrloste Gemein- 
den, vom 24. Jan. (Reg. BL No.4). — Hier- 
nach können Gemeinden, welche der erforder- 



1) Wir werden später einen besonderen Artikel 
über die neue K. Sachs. Legislation, liefern, üeber 
das Verfehren, welches bei Berathungr dieser nnd der 
folgenden Justizgesetze in den ständischen Kammern 
Sachsens beobachtet worden ist, Tergl. den Aufsalz 
Dr. Schwärze's im Gerichtosaal 185$. Bd, L S. 161 f. 



2) Wir werden noch später fiber den immittelst 
erschienenen Commentar des Geh. J. K, Dt, Krug lo 
Dresden berichten. 

3) üeber den angekündigten Commentar des 0. 
A. R. Dr. Schwarze zu Dresden werden wir nach dem 
Erscheinen desselben berichten. Eine Uebersicht über 
das neue Gesetz hat Dr. Schwarze im CriminalarcliÄt« 
1855. S. 173 t gegeben. 
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Mken (ttommlsclieii OranAagen rnntngeln^ 
insbesondere nicht im .Stande sind^ den Rlr Ge- 
meinde^wecke nMifgen Aufwand ohne Unter- 
Mtzonff aus Staatsmitteln zn besk^iten and 
MglelcR in sittlichem Verfatte sieh beinden, 
durch kdnfgi. Verordnung unter besondere 
Staatsaufsicht gestellt werden. Es gehen dann 
dto Befugnisse des ersten Ortsvorstehers^ nach 
Befinden auch des Rathssohreibers auf Tom Kd-« 
nig zu ernennende Beamte über; der hierdurch 
entstdiende Mehraufwand wird aus der Staats^ 
Insse bestritten. Dem aufaustellenden Beamten 
kommt auch in Straflßiiten, in welchen nach 
dem Gesetz der Gemeinderath zuständig ist, die 
Untersuchung und das Erkenntniss (bis 4 Tage 
GeTftagndss oder 12 fl. Geldstrafe zu; derselbe 
ist auch berechtigt, die von dem Gemetoderathe 
in Polizei -Verwaltungssachen gefassten Be- 
schlttsse zu suspendiren und der Entscheidung 
des Oberamts zu unterstellen. Gegen Bettler 
und Landstreicher kann, wenn dieselben einer 
unter Staatsaufsicht stehenden Gemeinde ange- 
hören, in den zum Erkenntnisse des Oberamts 
erwachsenen Straffallen kann, wofern die Uebertre- 
tunff in beharrlicher Arbeitsscheu oder Genuss- 
sucbt ihren Grund hat, oder einen hohem Grad 
von Bosheit oder Verdorbenheit kund giebt, 
durch das Oberamt als Surrogat liir verwirkte 
Freiheitssirafe auf körperliche Züchtigung 
bis zu 15 Streichen erkannt werden; eben so 
können Personen, zumal jüngere, welche sich 
dem Hüssiggange hingeben, so lange sie In 
einer unter Staatsaufsicht stehenden Gemeinde 
sich aufhalten, durch Zwangsmittel nach Maass- 
gabe des Gesetzes zu einer Ihren Kräften ent- 
sprechenden Arbeit angehalten werden. Die 
Regierung ist befogt, solche Gemeinden, in 
welchen die Auswanderung oder üebersie- 
delung ihrer seitherigen Einwohnern bewerk- 
stelligt worden ist, aufzuheben und den Grund 
und Boden benachbarten Gemeinden zuzutheilen. 

Verordnung, betr. die Regelung des 
Vereinswesens, vom 25. Jan. d. J. (Reg. 
Bl No. 4), zur Publication und Ausfährung des 
Bundesbeschlusses vom 13. Juli 1854. 

Gesetz, betr. einige Aenderun^en hinsicht- 
lich des Maasses und des Vollzugs der 
Freiheitsstrafen, vom 14. April d. J. (Roff. 
BL No. 10). — Die zeitliche Zuchthausstraie 
soll künftig um ein Fünftheil unter den bishe- 
rigen Betrag, somit nur noch in der Dauer von 
24 Jahren ausgemessen werden, ausgezeichnete 
gewisse Fälle (Insbesondere bei Zusammentref- 
fen und Rückfall), in denen jetzt Zuchthaus bis 
zu 30 Jahren gesetzlich erkannt werden kann, 
femer die jetzt auf 15 — 25 Jahre Zuchthaus 
festgesetzte Strafe von Personen zwischen 16 
und 18 Jahren, welche ein mit Todes- oder 
lebenslänglicher Zuchthausstrafe lelegtes Ver- 
brechen bedangen haben, so wie die Strafe 
des Versuchs eines todeswürdigen Verbre- 
chens mit 8 — 25 Jahren, und vorbehaltlich der 
Bestimmung des Strafgesetzbuchs Art. 96, 1 



gegen JugendHohe Terbredier. — Die Arbeits- 
hausstrafe wird, yorbehaltMchder gesetzlich zuläs- 
sigen Verwendung von Arbeitshausgefangenen 
zu Arbeiten ausserhalb der Strafanstalt, der 
Zuchthausstralb gleichgestellt, dagegen auf 
den Zeitraum von 4 Monaten bis 4 Jahren be- 
schränkt, und ist daher künftig im Betrage von 
^3 der bisherigen Strafdauer auszumessen. Beide 
Strafen sollen nur nach Ji&ren und Monateh 
ausgeniessen werden. — Die bei den einzelnen 
Fremeitsstrafen zulässigen gesetzlichen Schär- 
fnngenO sollen künftig nur für das erste Vier- 
theil der Strafdauer, im Maximum aber nur (ter 
das erste Jahr hi der Art verfiigt werden, dass 
dieselben einzebi oder mit einander höchstens 
viermal im Jahr zur Anwendung kommen. Ein- 
same Einsperrung kann als DiscipUnarmittel 
gegen Zuchthaus- und Arbeitshausgefangene 
auf die Dauer von 1 Monat vom Vorsteher, auf 
die von "2 Monaten von der oberaufsehenden 
Behörde verfügt werden; gegen Gefangene in 
den Zuchtpolizeihäusem und Kreisgefängnissen 
bis zu 30 Tagen. — Kreisgefängnissstrafen, 
welche neben der zeitlichen Entziehung der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder wegen Diebstahls, 
Betrugs etc., femer wiederholter Landstreiche- 
rei oder Bettelei, und einiger anderer Vergehen 
erkannt sind, sollen künfUg für die Regel im 
ZuchtpoUzeihause verbüsst werden. (In Folge 
dieses Gesetzes sind mit 29. Mai neue Haus- 
ordnungen für die Zucht- und Arbeitshäuser 
erlassen worden, Reg. Bl. No. 12). 

Gesetz über einige Abänderungen des be- 
stehenden Eherechts vom 1. Mai d. J. (Reg. 
Bl. No. 11). — Durch dieses Gesetz wird fiir 
gewisse Ausnahmsftille die Gl vi lebe einge- 
führt. Wenn die Verlobten nachweisen, dass 
sie sämmtllchen GelstUchen, welche zu ihrer 
Trauung zuständig sein würden (— bei Ver- 
lobten verschiedenen Glaubensbekenntnisses kann 
dieselbe durch den Geistlichen des einen oder 
des andern Theils vorgenommen werden — ) 
vergeblich nur solche, beziehentlich wie die 
Einleitung hierzu durch das kirchliche Aufgebot 
( — wo Im obgedachten Falle auch das Eines 
Geistlichen genügt — ) angegangen haben, oder 
wenn die Verlobten oder Eines von ihnen ei- 
ner nicht vom Staate als Körperschaft aner- 
kannten Religionsgesellschaft angehören, so 
kann die Ehe, sofern kein in der Staatsgesetz- 

§ebung anerkanntes Ehehinderniss vorliegt 2), 
urch eine Verhandlung vor der bürgerlichen 
Behörde geschlossen werden. Die Eheschlies- 
sunff geschieht von dem Bezirksrichter des 
Wohn- oder Geburtsorts eines der Verlobten, 
oder ihres neuen Niederlassungsorts, in Gegen- 



1) Nach Art. 4 desselben Gesetzes kann landes- 
herrliche Dispensation von dem Ehehinderniss der 
Schwägerschaft im 1. u. 2. Grade der Seilenlinie, so- 
wie die Verwandtschaft im 2» Grade der Seitenlinie 
stets eintreten. 
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B. 



wart des Gerichtsaclaars und sweier GertoMs- 
beisltzer öffentlich In dem Rathhause (Art 7); 
die Steile des Aufgebots vertritt ^ne von dem 
Beziriisricliter mUteis Anschlags zu erlassende 
öiTentÜche Belianntaiachung. Die vorstehend 

gedachte Trauung darf nur auf Grund einer 
eurliundung der Ortsobrigkeit beider Verlobten, 
dass dem Abschluss der Ehe kein ihr bekann- 
tes, auf den Bestimmungen des bürgerlichen 
und des öffentlichen Rechtes beruhen&s Hin- 
demiss enti^egenstehe, erfolgen« Nach Art. 9 
„eröffhet cfer Bezirksrichter die Handlung mit 
einem kurzen Vortrat über die rechtliche und 
sittliche Bedeutung der Ehe, luerauf fordert er 
die Verlobten aui, sich gegensdUg die feier- 
liche Erklärung zu geben , dass sie sich zur 
Ehe nehmen wollen und spricht sofort, nach- 
dem diese Erklärung gegeben ist^ aus, dass 



die Ehe nunmabr d» rechtlich wbrkmn za be-* 
trachten und dass die Verlobten von nun ao 
als Ehegatten sicU zu behandehi verpflichtet 
seien/ Das TrauungsprotokoU . das von ihnea 
unterz^dinet wird, ist doppelt auszuferttgeu, 
und die eine Ausfertigung den Ehegatten zu 
behändigen. — Jede ohne landesheniiche Er-* 
laubniss erfolgte bürgerliche Trauung eines 
Württembergers im Auslande ist ungültig« — 
Die Verhandlungen von Ehestreitigkeiten bei 
solchen Ehen gehört vor den Bezirksrichter 
des bekbgt^ Theils, die Entscheidung vor dea 
Civilsenat des betr. Kreisfferichts. 

Gesetz, betr. den Wahlmodus bei ge- 
meinschaftlichen Wahlen durch die verei- 
nigten Kammern der Ständeversammlung 
vom 6. Juni (Reg. Bl. No. 14). Es soll rela- 
tive Stimmemnehrheit entscheiden. 6. 
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t. Der fieschiftonrflrag ier Ckrfcktshektriei Im K. Blknei Im J. 1854 

Terglickei hU 1853 '). 



L Beim k. k. böhmischen Oberlandes- 
gerichte in Praff 
a) in bürgerlichen Rechtsangcnegenheiten 



1) als IL Instanz 
Processe 

übertragen vom Vorjahr 152 

mgewachsen Im Jahre 1779 

eriedigi 1858 

Best 73 

Recnrse 

äberUragen vom Vorjahr 122 

mgewachsen im Jahre 5196 

erledigt 5283 

Best 35 

Delegationen erledigt 86 

Syndicalsbeschwerden erledigt 40 

2) als IlL Instanz 

Processe — 

Recnrse — 

b) In Strafsachen 

ältere CHminalurtheile 7 
Verhandlungen überV^setzungen in 

den Anklagestand 502 
Ericenntnisse nach S.238 der StPO. 870 

DisdpUnarerlcenntnisse 39 



Officiöse Gegenstände 
zusammen 
erledigt 
1854 1853 vierledlgt 

übernommene Abhandlungen 



30799 
98 



26861 
30 



70 

15Ö5 

1503 

152 

69 

5346 

5295 

120 

74 

31 

3 
15 

14 

465 

698 

45 



n. Bei den k. k. Landesgerichten (13) 
a) in bürgerlichen Rechtssachen (erster 



1854 1853 



Instanz) 
Streit Verhandlungen 
Vergleiche 

Erkenntnisse im schriftl Verfahren 
ErL im ord. mündL Verf. 
Erk. im sunun. Verfahren 
nnerledifft geschlossen 

uoncurse 
erledigt 
abhängig 



1) VgL £e kürzere Bfittheilang über die Citil- 
rtebt^Aefe im K. Böhmen im Jahr 1853 in Bd.I. d. 
Jahrb. S. 88. 



812 


803 


790 


612 


2539 


1972 


1871 


959 


113 


91 


23 


48 


132 


112 



anerledigt 

Zahl der Fideicommisse 

Legitimationen und Adoptioaen 

Amortisirangen 

Todeserktärnn^en 

b) in Stralsachen 

1) I. Instanz 

aa) Verhandlungen Tor dem Landesgerichte 

1854- 1853 



102 
225 
80 
41 
43 
17 



281 
312 
78 
27 
33 
21 



beendigt 276 

zu Folge Verweisungsorkenntnisses 

im Zuge , 66 

bb) Vwhandlungen als Bezirks- 
collegialgericht 
Untersuchungen 

flbertragen vom Vorjahre 2025 

seit 1. Jan. anhängig geworden 7642 
beendigt 7221 

im Ganzen noch anhängig 2446 

Thatbestandserhebungen für fremde 

Gerichte 988 

Hauptverhandlungen über 
Verbrechen 1397 

Vergehen 85 

Zahl der Untersuchten 
auf freiem Fusse 6615 

im Verhafte 2695 

am Schhisse des Jahrs in Verhalt 

geblieben 670 

2) U. Instanz. Entscheidungen 
üb. Berufungen v. d. Bezirksgerichten 
erledigt 2902 

nickständig 194 

von d. Bezirks -CoUegial- Ger. 
erledigt 899 

rackständig 83 



317 
88 



1696 
5834 
5504 
2026 



1077 
50 

5711 
2162 

612 



2607 
189 

894 
48 
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C. teÜMMiftik 



m. Bei den 1l 1l Bezirkscollegial- 
fferichten 
ft) in bürgerlichen Rechtssachen 

Sireitverhandlungen 1854 1853 

Vergleiche 5924 5080 

im schriftl. Verfahren 113 90 

im ord, mündl. Verf. 520 485 

im summ. Verf. 3020 2303 

unerledigt geschlossen 160 243 
Abhandlungen 

übertragen vom Vorfahr 3562 6638 
seit 1. Jan. 1854 anhängig gew. 7219 7762 
mit 31. Dcbr. beendet übernom- 
mene 3107 4484 
neu anhängig gewordene 5263 6309 
Summe der noch anhängigen 2411 3607 
Vormundschaften und Ver- 
mögen s- Cur atelen 
übeHragen vom Vorjahre 38649 37569 
seit 1. Jan. 1854 begonnen 6033 4016 
im Ganzen beendigt 9746 2936 
im Ganzen noch anhängig 34936 38649 
Rechnungslegungen 

erleAgt 890 728 

unerledigt 62 73 
Grund buch sein gaben 

übertragen vom Vorjahr 2016 3175 

seit 1. Januar überreicht 37903 37114 

anerledigt 1590 2020 

b) In Strafsachen 
Untersuchungen 

übertragen vom Vorjahr 5013 4240 

seit 1. Jan. 1854 anhängig 30317 20290 

beendigt 28902 19518 

in Ganzen noch anhängig 6428 5012 
Thaibestandeserhebungen f. fremde 

Gerichte 202 1795 
Hauptverhandlungen 

über Verbrechen 1892 1416 

Vergehen 88 71 

Uebertretunffen 18414 12126 
Zahl der Untersuchten 

auf freiem Fusse 38833 28420 

im Verhafte 4712 3373 



am Jahresschlüsse in Verhaft 

gebUeben 949 664 
IV. Bei den k. 1l Bezirksffericbten 

a) in bürgerlichen Rechtsangelegenheiten 
S'treitverhandlungen 1854 1853 
Vergleiche 29642 25929 
im schriftl. Verf. 522 421 
im ordentl. mündL Verf. 2443 2245 
im summ. Verf. 15649 13305 
unerledigt geschlossen 836 725 
Abhandlungen 

übertragen vom Vorjahr 21767 33247 
seit 1. Jan. anhängig geworden 33105 35065 
mit 31. Dcbr. beendet über- 
nommene 11172 18747 
neu anhängig gewordene 26612 27801 
Summe der noch anhängigen 17088 21763 
Vomundscliafts- und Ver- 
lassenschafts- Abhand- 
lungen 
übertragen vom Vorjahr 184787 180349 
seit 1. Januar begonnen 17009 17988 
im Ganzen beendigt 17387 14396 
Rechnungslegungen 

erledigt 3160 2552 

unerledigt 893 348 
Grund buch seingaben 

übertragen vom Vorjahr 10897 15672 

seit 1. Jan. überreicht 171083 165971 

imwledigt 5667 10920 

b) in Strafsachen 
Untersuchungen 

übertragen vom Vorjahr T970 8027 

seit I.Jan, anhängig geworden 114965 81209 

beendigt 112835 8147» 

im Ganzen noch anhängig lOlOO 7702 
Thatbestandserhebungen nir 

fremde Gerichte 29050 25569 

Hauptverhandlungen 88142 68024 
Zahl der Untersuchten 

auf freiem Fusse 132077 99035 

im Verhafte 11762 8995 
am Jahresschlüsse in Verhaft 

geblieben 368 303 



t. Die desckiftiHifttfgkeU ieü •krstei Cierfcktskofes ies K. Bayen in J. I853/54. 



Die Zahl der von dem stfimBgen Kriminal^ 
Senate des obersten Gerichtshofes — in 90 
Sitzungen — im Jahre 1^^ erlassenen Er- 
kenntnisse betrug 345, soUn um 16 mehr, als 
im Jahre 1853, von weichen 317 In ^ffimtlicher, 
28 in geheimer Sitzung gefällt wurden. 

Von diesen Erkenntnissen wurden erlassen 
14 in Folge der dem obersten Gerichtshofe 
obliegenden Ofilzialprüfiing dier Todesur- 
theile, 
49 auf Nichtigkeitsbeschwerden gegen Urtheile 

der Schwurgerichtshöfe, 
174 auf Nichtigkeitsbeschwerden gegen appella- 
tlonsgerichtliche Erkenntnisse (hierunter 25 
in Forststrafsachen erlassen), 



50 auf NM^Igkeltsbeschwerdeii gegen appel- 
latiORSgerichtllche Verwelsungseraenntnlsse^ 

7 auf Nichtigkeitsbeschwerden gegen appel- 
lationsgerichtliche Erkenntnisse auf Bn^- 
lung des Strafverfahrens, 

1 auf eine Nichtigkeitsbeschwerde gegen ein 
appeüatlonsgerichtliches, auf ein Gesueh 
um Wiederaufnahme des Stn^FverffAren» 
erlassenes Erkenntniss, 

6 auf (gesondert gestellte) Beschwerden dies 
königl. General -Staatsanwaltes zur Wall- 
rung des (ieselzes, 

1 auf Gesttch um Wiedereiasetmg In den 
vorigen Stand gegen ein eberstriälerilebe» 
Urtheil, 
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15 anf Gesadie um Wlederaubahnie des Straf- 
Terfahrens. 

1 auf eine Berufung gegen ein appellations- 
gerichtliches Erkenntniss, 

2 auf Beschwerden gegen Verweisung einer 
Sache in die Plenarversammlung des Ap- 
pellationsfferichts^ 

3 auf Beschwerden gegen DisciplinarverfU- 
gungen, 

2 auf Beschwerden wegen Entlassung aus 

der Untersuchungshaft, 
2 auf Beschwerden wegen Herausgabe von 

UeberfÜhrungsgegenständen, 
2 anfAbiehnungsgesuche gegen MHgUed«r des 

standigen Kriminalsenates, 
1 auf eine Beschwerde wegen Deserviten- 

festsetzunff, 
1 auf eine Beschwerde, die Wiederaufnahme 

einer Voruntersuchung betreffend, 
1 asf eine Beschwerde, die Einleitung ^ner 

Uniersiicitmig betreffend, 
18 llb^ dke Voruntersuchung nach vorgänffl- 

ger Vemlditiing des dlesfallsigen appelTa- 

tioMgerichtUchen Erkenntnisses. 

m. — 

Eine Plenarversammlung des obersten Ge- 
richtshofes fand auch in diesem Jahre nicht statt. 
Ausser den 14 Todesurtheiien, welche dem 
obersten Gerichtshöfe lediglich zur OSizialprü- 
lunff vorgelegt wurden, wurden noch weitere 
14 Todesurtheile von aen Schwurgcrlchtshöfen 

S)fA\Xy gegen welche auch die Yerurtheilten 
eNich^keitsbeschwerde einwendeten. Keines 
dfeser 28 Todesurtheile wurde vernichtet. Da 
durch eines dieser Urtheile 5, durch eines 3 
und durch eines 2 Personen zum Tode verur- 
teilt wurden, wurde gegen 35 Personen die 
Todesstrafe verhängt, und zwar gegen 20 we- 
ffcn Mordes, gegen 6 wegen Raubes IV. Gra- 
ues, gegen 9 wegen Brandstiftung I. Grades. 
Kur an 11 wecen Mordes Verurtheilten wurde 
diese Sto*afe vollzogen, von den übrigen Ver- 
urtheilten wurden 11 zur Kettenstrafe, 8 zur 
Strafe des Zuchthauses auf unbestimmte Zelt, 
1 zu 20jähriger, 2 zu 16 jähriger, 1 zu 12 jäh- 
riger Zuchthausstrafe begnadigt, in Ansehung 
eines der Verurtheilten war am Schlüsse des 
Jahres die aHerfaöchste Entschliessung noch nicht 
eriolgt 0. Von den 281 Nichtigkeitsbeschwer- 
den wurden 226 von den Angeklagten, 48 von 
den Staatsanwälten an den königt. Appellatlons- 
gericbten» eine von einem Forstmeister erhoben, 
In 6 Fällen wendete sowohl der Angeklagte 
als auch der Staatsanwalt die Nichtigkeisbe- 
schwerde ein. In 134 Fällen wurde von den 
AngeUairten Ae Nichtigkeitsbeschwerde ohne 
Bezeichnung eines Nichtigkeitsgrun- 
des etngewencfet* Von den erhobenen Nich- 
tlgkeftsbeschwerden wurden 222 (hierunter 22 
Besdiwerden von den Staatsanwälten, imd eine 

1) Auch an diesem wegen Mordes Verurtheilten 
Itt die todmBtnit im Jaauar 1853 vollzogen worden. 



Beschwerde eines Forstmeisters) verworfen, in 
52 Fällen wurde das angefochtene Erkenntniss 
vernichtet, in 7 Fällen erlolgte theilweise Ver- 
nichtung des angefochtenen Urtheiles, theil- 
weise Verwerfung der eingewendeten Beschwer- 
de. Die Vernichtung erfolgte in 21 Fällen we- 
Pen Verletzung wesentlicher Förmlichkeiten des 
rocesses , in 38 Fällen wegen unrichtiger An- 
wendung des Gesetzes. Nur in 14 Fällen (hier- 
unter in 3 nur theilweise) wurde den Anträgen 
der Staatsbehörde am obersten Gerichtshofe 
nicht entsprechend erkannt. Ausser den in der 
Zusammenstellung aufgeführten 6 Beschwerden 
zur Wahrung <fes Gesetzes wurden in noch 
weiteren 5 Fällen solche Beschwerden mit den 
Anträgen auf die erhobenen Nichtigkeitsbe- 
schwerden verbunden, und in den auf diese 
esh»ssenen Urtheilen erledigt; — auf 10 der 
erhobenen Beschwerden zur Wahrung des Ge- 
setzes wurde ausgesprochen, dass das Gesetz 
verletzt worden sei, eine derselben wurde nicht 
ahr gegründet erkannt. Von den 15 Gesuchen 
um Wiederaufnahme des Strafverfahrens wurden 
14 verworfen; auf eines dieser Gesuche, wel- 
ches auf Art, 264, Ziff. 3 des StPG. vom 10. 
Nov. 1848 gegründet war, wurde ausgespro- 
eken, dass der Vollzug des Erkenntnisses zu 
sistiren, und das gegen den wegen Meineides 
in Untersuchung gezogenen Zeugen zu erlas- 
sende Erkenntniss sefner Zeit in Vorlage zu 
bringen sei. 

Aus dem Verwaltungsjahre 18*^53 sind an 
unerledigten Civil- und Kriminalspruchsachen 
auf das Jahr 18*3/54 übergegangen 1867. Der 
neue Einlauf an solchen Spruchsachen betrug 
im jüngst verflossenen Jahre 3331. Die 
ganze Geschäftsaufgabe des Jahres 18*^/54 ent- 
zifferte sich sohin auf 4198 zu erledigende 
Spruchsachen. Hiervon wurden im Laufe des 
genannten Jahres erledigt 2392, so dass auf 
das Etatsfahr 18**/55 als Rückstände übergehen 
1806. Demgemäss haben sich die Retardaten 
im Vergleiche zu dem Vorjahre vermindert 
um 61. — In der Zahl der definitiv erledigten 
Spruchsachen von 2392 sind die in 15 Denni- 
tiverledigungen bestehenden Leistungen des 
ptälzischen Kassationshofes nicht mitbegriffen. 
Der Einlauf an Spruchsachen am obersten Ge- 
richtshofe hatte betragen: im Jahre 18*^/50 
2158; im Jahre 18^/^1 2054; im Jahre I85V52 
2386; im Jahre 18^2/53 2343; im Jahre 18^3/54 
endlich 2331. Die Rückstände haben sich im 
Jahre 18*^/50 vermindert von 1896 auf 1813, 
sohin um 83; im Jahre 18^7m vermindert voä 
1813 auf 1715, sohin um 98; im Jahre 18«V5a 
vermehrt von 1715 auf 1931, sohin um 216; 
im Jahre 18^2/53 Termindert von 1931 auf 1867, 
sohin um 64. Das jüngst verflossene Jahr zeigt 
wieder eine Minderung von 1867 auf 1806, 
sohin um 61. Die 18(% Rückstände des Jahres 
18^/54 scheiden sich aus in 1778 Civil- und 
28 Stra&achen« Plenarsitzungen haben im Jahre 
18^/54 nicht stattgefunden. 20. 
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Das Fest ies Ci^afl n Toitoise an 8. JiU i^. 



Am 8. Juli d. J. begiog* die Acadömie de l^gislation de 
Toulouse die Inauguration de la föte de Cuias. Es hat 
Dimlicli diese seit ihrem kurzen Bestehen sehr tbS- 
tige Academie in Verein mit der Municipalitit von 
Toulouse, der Vaterstadt des berflhraten Cuias, ei- 
nen jährlichen, um diese Zeit abzuhaltenden Con* 
cours entre Ies Laureats du Doctorat in Frankreich 
ansgeschrieben mit Preisaufgafoen. Dieses Jahr war 
die Inauguration desselben. Der eben so geistreiche 
als gelehrte Benech, bekannt durch mehrere das 
sfldfranzösische und die Latinitit betreffende Ab- 
handlungen sa wie durch die grflndliche Widerle- 
gung der Erzfihlung des Repubes des Cuias bei 
Gelegenheit seiner Bewerburg um eine Professur 
in seiner Vaterstadt, eröffnete als beständiger Se- 
cretair der Academie die Feierlichkeit mit dem 
Rechenschaftsberichte der Academie des Jahres 1854. 
Ihm schloss sich der berühmte Verf. der franzö- 
sbchen Staats- und Rechtsgeschichte Laferriäre 
an, der in einem vortrefflich gehaltenem Discours 
die Verdienste des Cuias und des Dumoulin um 
die Rechtswissenschaft schilderte und zugleich nach- 
wies, dass Cuias, obschon vorzugsweise Romanist, 
dennoch keineswegs das Studium des vaterländischen 
Rechts vernachlässigt, sondern vielmehr durch seine 
Schaler für die Begründung und Verbreitung des 
Studiums desselben wesentlich gewirkt habe, wo- 
ran sich interessante Bemerkungen über Peter Pi- 
thou knüpften, dem gründlichen, besonders in der 
Veröffentlichung von Rechtsquellen gewissenhaften 



1) Diese Academie — über welche ein Aursatz 
in d. krit. ZeiUchr. d.RW. d. Ausl. Bd. XXV. Nr.V.f. 
xm vergleichen — hat den Zweck, Vorarbeiten für die 
richtige Auffassung der Gesetzgebung Frankreichs und 
ihre Verbesserung zu liefern. Sie setzt zu diesem 
Zwecke Jährliche Preise für gründliche Arbeiten über 
wichtige Fragen der Gesetzgebung und Rechtswissen- 
schaft aus. Es ist eine Sammlung der mit dem Preise 
ausgezeichneten Arbeiten unter dem Titel Recueil de 
Faeademie de legislation de Toulouse in 3 Bänden (1852 
— 1854) erschienen, über welche Mittermaier in der 
krit. Zeitschr. f. RW. d. Ausl. Bd. XXVU. S. 269 f. 
referirt 32. 



Schüler des Cuias. Die durch die Regienmg an- 
torisirte Feier war von den ausgezeichnelsten Ju- 
risten und den Abgeordneten der Rechtsaehulen 
Frankreichs nicht allein zahh^eich besucht, sondern 
auch durch Einsendung gelehrter Arbeite» aasge- 
zeichnet worden. Eingesendet hatte nämfich 
Bötarride, avocat k la cour imperiale d'Aix et 
ancien bätonnier eine introduction k T^de du 
droit maritime; Auböpin de Tbidre, Substitut k 
N^vers eine Abhandlung de la mani^re du pr^ k 
iniMi dans Tantiquit^; Löon Glos, de TAude, 
eine esquisse sur Finfluence compar^e de Dumoulin 
et de Cuias et sur le mouvement reg^nörateur, 
que le demier imprima k T^tude du droit romain^ 
Bascle de Lagröze conseiller k la cour impe- 
riale de Pau, un aper^u d'^ensemble des lacunea 
que präsente la legislation pönale de France; der 
Baron Roguet ein memoire sur le droit d'aubaine 
dans Ies Etats - Unis d^Am^rique. Aber anck 
Ausländer hatten sich an der Feier betheiligt ; z.B. 
Warnkönig durch eine Schrift sur T^tude phi- 
losophique du droit aux universit^s allcmandes; van 
Assen durch eine Collection d'opinions de Cuias 
sur la codification de Justinien, sur Ies ^coles des 
iurisconsultes romains, sur la mani^re d'ötudier le 
droit; Holtius durch Einsendung zweier, das 
Leben des Cuias betreffenden Urkunden, nämlich 
eines Briefes des Cuias an Jacques Leot vom 20. 
Juli 1582 und eines von ihm an Everard Van de 
Pol zu Utrecht im Januar 1582 ausgestellten Doc- 
tordiploms, beide zwar nicht unbekannt, aber be- 
gleitet von einer Abhandlung über dies interpellal 
pro homine; Haenel, Ehrenmitglied der Acade- 
mie seit Ende 1854, durch eine lateinische Gratu- 
lationsschrift und Ueberschickung des Anfangs selt- 
nes im Drucke begriffenen Werkes; endlich waren 
auch aus Italien, z. B. aus Turin, wo Cuias eben- 
falls lehrte, ähnliche Beglückwünschungsschreiben 
eingegangen. Rühmliche Erwähnung verdient die 
aufopfernde Theihiahme der Stadt Toulouse an dieser 
Feier, welche u. a. eine goldne Medaille von 300 
Fr. an Werth ausgesetzt hat für die beste Abhand- 
lung über das Thema: quelles modifications ont 616 
apport^es aux r^les du droit romain sur b cwt^ 
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ititatioD de la funiHe, toit ptr la Mritpradeaee da 
parioMBt de Touloue et dei parlementf roisins, 
soit par les principoles coDtumes da Midi? Die 
Aeadeaue ImI lom Gegreostaad ihrer Preiaaufgabe 
^wihU für das Jakr 1866: ft'Eloge de PorUlis, 
ftr daa Jahr 1657: la f^odalit^ et le droit civil 
fraa^ais. Der Preii iai fleichfalls eiae foldoe 
Medaille tod MO Fr. aa Werth. Danebea besteht 
Boch ein eoncoora special des laaröata aaivemtairea 



Biit freier Wahl dea Themata oad Freiaea voa 
Medaillen von 300 nnd 200 Fr. Werth. — Die 
Bewerbuogaschrifien , ia lateinischer oder fhinzö- 
siseher Sprache abg^efasst, mflssen bis zom 31. Min 
des betreffenden Jahres an den Sekretär der Aca- 
demie (roe St. Georges , 2, k Touloose) eingesen- 
det werden; die Preisvertbeihing erfolgt am Feste 
des Cnias. H. 



KirchemcMlkke ActeiBtIeke. 

(Die Sieeardlaehen Gesetze in Sardimea, daa Hol]/lBdisehe Gesetz Ober die kirehliohen Vereine.) 



Wir geben nacbstehelid als interessante Acten- 
ftfteke zu den kirchenrecbtlichen Zustiinden des 
Aaslandes «nier A. die berühmten Siccardischen 
Gesetze in Original und Uebersetzung , nnd ftt- 
gea deaselben unter B. ein Hollflndisches Gesetz über 
^e kirchlichen Vereine in Ueberselzong bei. 
A. 

Vittorio Emanuele 11, p. g. d. D. Re di 
Sardegna ecc. ecc. ecc. 

11 Senate e la Camera dei Deputati hanno adot- 
tato; Noi abbiamo ordinale ed ordiniamo quanto 
segne: 

Art. 1. Le cause civili tra ecciesiastici e laici 
od andie tra soli ecciesiastici, spettano alla giu- 
risdizione civile, sia per le azioni personali, che 
per le reali o miste di quahinque aorta. 

Art. 2. Tutte le cause concernenCi il diritto 
di nomina attiva e passiva ai beaefizi ecciesiastici, 
oi i bem di essi o di qualunque «Uro Stabilimento 
ecclesiastico sia che riguardino al possessorio, 
owero al petitorio, sono sottoposte alla ginris- 
diziene civile. 

Art. 3. Gli ecciesiastici sono soggeiti, come 
gli altn cittadini, a tutte le Leggi penali dello 
State. 

Fei reati aelle dette Leggi cont^mplati, easi 
verranao gindicati nelle forme stabilite dalle Leggi 
di procedura, dai Tribunali laici, senza distinziooe 
tra crimini, delilti e contravvenzioni. 

Art. 4. Le pene stabilite dalle Leggi dello 
Stato BOtt potranno applicarsi che dai Tribunall 
civili, salvo sempre aU' ecciesiastica Autoriti V 
esereizio delle sue attnbuzioni pelPapplicazione 
delle pene spirituali, a termini delle Leggi eccle- 
iMsliche. 

Art. 5. Per le cause contemplate nei quattro 
articoli precedenti, come per tutte quelle che in 
ragfione dl persona, o materia ecciesiastica si re- 
eavano in prima islanza alla cognizione dei Magi-* 
strati d^appello, si osserveranno d^or inuanzi le 
regele generali di competenza stabilite dalle vigenti 
Leggi, 

I Hagistrati d^'appello riterranno perö la cog- 
airione delle cause che gift si trovassero presse 
di eaat vertenti netfepoca, in cni emanerft la pre- 
sente Legge. 

Art. G. lUfbgiandosi nelle Chiese od altri 
hogU, littO ad ora conshierati come immuni, 



qualche persona alla cui caltura si debba proce« 
dere, questa vi si dovrft immediatamente eseguire, 
e r individuo arrestato vorri rimesso alPAutoriti 
giudiziaria pel pronto e regolare compimento dei 
processo, giusta le norme staluite dal Codice di 
procedura criminale. 

Si osserveranno perö nelParresto i riguardi 
dovuti alla qualitft dei luogo e le cautele neces- 
sarie, affincb^ Tesercizio dei culto non venga tur* 
bato. 

Se ne darii inoltre contemporaneamente o net 
piü breve termine possibile avviso al Parroco, od 
al Rellore della Chiesa in cui Tarresto viene ese- 
guito. 

Le medesime disposizioni si applicheranno 
altresl al caso di perquisizione e sequestro di 
oggetti da eseguirsi nei suddetti luoghi. 

Art. 7. II Governo dei Re h incaricato di 
presentare al Parlamente un progelto di legge in- 
teso a regolare il central to di matrimonio nelle 
sue relazioni con la legge civile, la capacitü dei 
contraenti, la forma e gli effetti di tale contratto. 

II Nostro Guardasigilli , Ministro Segretario di 
Stato per gli affari ecciesiastici, di grazia e gin<- 
stizia, h incaricato deir esecuzione della presente 
Legge, che sari regislrata al ConlroUo generale, 
pubblicata ed inserta nella Raccolta degli Atti dei 
Governo. 

Data in Torino il nove d'aprile 1850. 
Vitterie Eauaanaele. 
V.o Galvagno. 
V.o Nigra, 
y.o Colla. 
Regislrata al Controllo Generale 
addi 9 aprile 1850 
Reg.o 5 Atti dei Governo a e. 269 
Moreno. 

Siceardi. 

(Victor Emmanuel H., v. G. Gn. König von Sar- 
dinien etc. Nach Annahme durch den Senat und 
die Deputirtenkammer haben Wir verordnet und 
verordnen wie folgt: 

Art. 1. Die CivHrechtssachen zwischen Geist- 
lichen und Laien oder auch blos zwischen Geist- 
lichen gehören zur Civifjurisdiction , sowohl wai 
die persönlichen, als was die dinglichen oder ge- 
mischten Klagen irgend welcher Art anlangt. 

Art. 2. Alle Sachen, welche daa Recht dei 
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ictiven od^r pawiv^n Bera^mg %n |feiitUo|iM Pfrtii** VUtOffio Ettanoek IL ecc. «ml eoe. 
den oder die Güter dieser oder irgend wekiier II Semlo e 1« Cwnern 4m Depiteii 
andern geistlidien StifUing betreffen, aei e« im ndoUato; 

Possesioriam oder Petilorium , sind diur Civi^nria* Noi ablNano ordinato ed ordiniano qtiBto 
diction untenn'orfeo. - Articelo nnieo. 

Art. 3. Die Geistliclien sind gleich den andern - Gl! Stabilimenti e Corpi noraU, sitao eedesMiN. 

Staatsbürgern den Strafgesetzen des Staats unter« siici o laieali, non potranno aeqntstare stabili s«aai 

worfen. — Für die in diesen Gesetzen vorgesehe« essera a cid aoftorizuiti eon Regio Decrnto, piWfim 

nen Verschuldungen werden sie in den von den U parere dei Conaiglio di Stato. 
Processgesetzen vorgeschriebenen Formen von den Le donazioni tra vivi e le disposizioni tesla- 

weltlichen Gerichten gerichtet, ohne Unterschied mentarie a loro favore non avranno effetto se esai 

zwischen Verbrechen, Vergehen und Ueiiertre* 409 aaraiHi^ neBo stesso modo autorizzati ad ac- 

tungen. cettarle. 

Art. 4. Die von den Gesetzen des Staats feat^ U Nostro GnardasigiHi , Miaiitro Sagrelarl* di 

gesetzten Strafen können nur von den Civilgerich- Stato per gli affari ecclesiastici , di grazia e di 

ten angewendet werden, vorbehaltlich stets für die ginstizia^ 6 incaricato deil^esecnzioie della preaente 

kirchliche Gewalt die Ausübung ihrer Befugnisse Legge, che sara registrata al Controllo Genen^e, 

durch Anwendung der geistlichen Strafen nach pubblicata ed inserta nella raccolta degli Atta 4el 

Haassgabe der kirchlichen Gesetzt. Governo. 

Art. 5. Betreffs der in den vier vorhergehen- Data a Moncalieri il 5 ghigno mille eitoceAto 

den Artikeln gedachten Sachen, sowie aller cinquanto, 

derer, welche in Bezug auf geistliche Personen ITittorio Eimaniiele« 

oder Sachen in erster Instanz vor die Cognition V.^ Galvagno. 

der Appellationsbehörden gehörten, werden von V.^ Nigra, 

jetzt an die allgemeinen, in den bestehenden Ge- \ß Colla. 

setzen enthaltenen Competenz- Grundsätze Anwen- Registrata al Controllo Generale 
düng finden. — Die Appellalionsbehörden behalten ^^^ 5 giugno 1850 

aber die Cognition in den Sachen, welche sich bei ^«^-^ ^ Alü del Governo a c. 300 
ihnen schon zur Zeit der Emanation des gegen- oreno. 

wartigen Gesetzes befanden. ^,„ . „ , „ . . mi .Z^^*' J* 

Art. 6. Flüchtet sich in Kirchen oder andere ^ 9^T' /"'""'."> "'n '*!•.. 1"* ^Tk 
bis jetet .Is Freistätten betrachtete Orte eine Per- JL'*^"" "*«"»«"•* ?»* ^"^ Depuhrtenkammer i»beii 
aon, welche verhaftet werden soll, so wird die ^^ '«'*"^' nnd verordnen wie folgt: 
Verhaftung dort unmittelbar vorgenommen, und das a^.-. einziger Ari ei. 
verhaftete Individunm der richterüchen Gewalt über- ^ «'"«»««» <md Corporat.onen seie« es gtiH- 
liefert werden, zur schleunigen und regelmässigen ^^'^ welthehe • kOnnen kerne hegenden 
Führung des Processe, nach den Vorschriften der G^^f« erwerben ohne dazu er««chUgt m seto 
Strafprocessordnung. - Bei der Verhaftung wer- *'"'^'' Königliche. Decret, nach vorgingige« Gnl- 
den die der Eigenschaft des OrU schuldigen Rück- ?^^ de. Su.tsraths. - Sefaenkiingen unter Le- 
uchten sowie die nöthigen VorsichUmaassregeln, Jf »den und testanienUnsche Oppositionen « ihre, 
um nicht den Goltesdiei^t zu stören, beobachtel <=""*'«" haben keine Wirkung wenn dieselben mcht 
werden. Eben so wird gleichzeitig oder doch '?' «»»ewlbe -Weise «deren Annahm« ermSchligt 
binnen möglichst kurzer Zeit dem Parochus oder "T*- " ""T Ä" "^'L, ^"^« '^ 
Rector der Kirche, in welcher die Verhaftung voll- !?■"?«' «Jr die ge.stl,<Acn Angele«nlietteii der 
streckt worden, Nachricht gegeben werden.- Die- Gnaden und der Justiz, ist mit der Vollziebungde. 
selben Vorschriften werden auch in dem Falle An- »«geüwartigen Gesetze, beauftragt etc. ete 
Wendung finden, wenn Nachsuchung nach oder Be- <^»«*«» "" «»"««»'eri <»•" 5- J««" 1850). 
schlagnahme von Sachen an den obged&cbten Orten P 
vorgenommen werden muss. 

Art. 7. Die Königliche Regierung ist beauf- Gesetz vom 10. September 1853 zur Begvlif- 

tragt dem Parlament den Entwurf zu einem Ge- rung der Aufsicht über die verschiedenen Kirohen- 

setze vorzulegen, welches den Ehecontract in sei- Vereine (No. 102 des Staatsbhids v. 1853). 
nen Beziehungen zu den Civilgesetzen , die Fähig- Wir Wilhelm von Gottes Gnade König der 

keit der Contrahenten und die Form und Wirkun- Niederlande, Prinz von Oranien- Nassen, Grossher-* 

gen eines solchen Contractes festzustellen be- zog von Luxemburg etc. etc. etc. Allen, so die* 

stimmt ist. ses werden sehen oder hören lesen, Gruss: tlum 

Unser Grosssiegelbewahrer, Minister Slaatsse- kund und zn wissen: 

kretär der geistlichen Angelegenheiten der Gnaden Nachdem Wir in Ueberlegung genommen ha- 

und der Justiz ist beauftragt mit der Vollziehw^g ben, wie es aöthig sei Einiges gesetztiöh zu io^ 

des gegenwärtigen Gesetzes etc. stimmen zur Ausführung mehrerer Vorschriften des 

Gegeben zu Turin den Q.April 1850.) Grundgesetzes, Hauptst. VI, und an Statt der die* 

sen Gegenstand betreffenden bestehenden Verord- 
nungen, damit Wir allen Kircbenvereinen gleidiea 
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B. Mbeellü. 



Schatz zuwenden können, unA darüber wachen 
dasa sich 4Jea^lheD w dan dbn fieaatsM <lea Landea 
febflbreBdai Schranken dea Gehoraama halten, 

haben Wir nach Anhörwr ^ Staataraths und 
QBter MiMvirkuif dar General -SUiaten beschlossen 
und befohlen, wie Wir hiermit beschliessen und 
befehlen : 

Art. 1. Allen Kirchenvereinen ist und bleibt 
Yollkommene Fr^hnü varhttrgt xnr Ia0i4irunf alles 
desjenigen, was ihre Gottesverehrung und die Aus- 
fibung deMelben im eignen Schosse betri£ft. 

Die BeatJamnngen Über kirchliche Einrichtungen 
oad Verwaltung, sollen, insofern sie Uns nicht 
schon eröffnet sind, innerhalb eines Monates nach 
Pobücining des gegenwärtigen Gesetzes, von den 
Verwaltern oder Vorstehern Uns mitgetheilt wer- 
den. Neue künftige Bestimmungen sollen in glei- 
cher Weise Uns zur Kenntuiss gebracht werden. 

Insoweit sich unber solchen Verfügungen etwas 
findet, wozu die Mitwirkung der Staatsgewalt er- 
forderlich ist, wird solche Mitwirkung nicht zu- 
gestandem, bis Wir die Verfügung genehmigt haben. 

Art 2. Ausländer können kein Kircbenamt 
antreten , ohne Unsere vorhergehende Erlaubnias. 

Nur der öffentlichen Ordnung und Ruhe wegen 
kann die Eriaubniss verweigert werden. 

Art. 3. Titulaturen, welche den Kirchendienern 
in ihren Vereinen beigelegt werden, geben weder 
in Ansehung der welllichen Macht, noch anderen 
Vereinen gegenüber, irgend ein Recht, Rang oder 
Vorrecht. 

In BerOhmag mit der weltlichen Macht sollen 
jene Titulaturen nur angewandt werden mit Erwäh- 
nung des Geschiechtsnamens der Titelinhaber. 

Art. 4. Die zur Bestinunung eines Kirchenge- 
bietea gebrauchten Namen von Provinzen oder Ge- 
meinden werden aht rein kirchlich angesehen, und 
sind ohne Folge. 

Art. 5. Synodalversammlungen und wkht 
der Oberhaupter, welche Kirchenvereine vertreten 
oder verwalten, bedürfen Unserer Genehmigung in 
Ansehung des Sitzungsortes. 

Insofern diese Genehmigung zur Zeit der Pu- 
bUcirung dieses Gesetzes nicht ertheilt ist, werden 
Wir in Ueberlegung mit denselben, nach Anhörung 
dea Staatsraths Ober die Zulassigkeit jenes Sitznngs- 
orles Unseren Ausspruch geben. 

Nur zur Wahrung öffentlicher Ordnung und 
Bnhe, bei einem motivirten und veröffentlichten 
BescUnss, kann von Uns ein Sitznngsort für unzn- 
lissig erklärt werden. 

Art. 6. Die Kirchendiener tragen ihren Ornat, 
oder die bei dem Gottesdienste gebräuchliche Klei- 
dung nur innerhalb Gebäuden und verschlossener 
Plätze, oder da, wo die öffentliche Gett«svereh-< 
rang, gemäss at 2, Art. 167 des Grundgesetzes, 
erlaubt ist ^), 

Art. 7. Jede Errichtung oder Binrichtong eines 
inr Ck>ttesverehrung bestimmten Gebäudes in der 

1) Bedehf akh auf nicht versehlossne Lokalhä- 
len, wo bisher, nach Geaetzen und Reglemeitta, Got- 
tesdiflsat abgehalten wird. 



BnIfemMig ron M6 Bllen (m^lrea) res einer h^ 
atebendea Kirche ertodar«, der öffeallichen Ord>* 
■eng wegen, eine Prtfung in Anaehnag der frag^ 
liehen Oertlichkeit. 

Vor Erlaubnias der ErricMong oder Bmricteng, 
soll die Ortsobrigkeü ihre finiseheidung geben. 
Diese Entscheidung unterliegt der Appellation an 
die Provinzialdeputirten; sollte auch diese Ent- 
saheldwpg aagafneUen werden, so nell deren Ur- 
theil Unserer definitiven Entscheidung unterliegen. 
l>er BeseUuss, den Wir naeh Anhörung das Staats- 
raths fassen, soU mit Grttaden versehen, veröffanfU* 
licht werden. 

Falls die Errichtung oder Einrichtung ohne Er- 
iaubniss Statt findet, soll das Gebäude geschlossen 
werdeflu 

Art. 8. Das GloekenUuten wr Kirchenfeier, 
oder zum Aufrufe dar Gemeinde in die Kirche, 
kann von Unaerm Provinzialkomaiissir (Gouver- 
neur), in denjenigen Gemeinden, wo es mahrert 
Kirchen verschiedener Kirchenvereine giebt, unter» 
sagt werden, der Rahe und öffentlichen Ordnung 
wegen« 

Sonstiges Glockenläuten findet nur Statt mit 
Bewilligung der Orts - Polizei. 

Art. 9. Wer diesem Gesetze zuwider handail, 
dessen Verfügungen flbartritt, oder anderswo als 
es Art. 167 des Grundgesetzes erlaubi, öffentliche 
Gottesverehrung ttht, soll dem Cesatse zuwi«*» 
her gehandelt zu haben erkIM, und in dia 
Kosten verurtheilt werden. 

Art. 10. Die Justizbeamten (Procureun royanz) 
bei dem Tribunale erster Instanz, sollen gemiss 
Art. 854 des Civilprocessgesetzbuchs , vor Gericht, 
in der Sitzung des Civilgerichts , die Anwendung 
des vorigen Artikels fordern. 

Sie dürfen keine Verfolgung anstellen ohne 
Ennichtignng des General -Procurators, dem sie 
untergeben sind, oder ohne Befehl des Richters in 
den Pillen des Art. 31 des Criminalprocessgesets- 
bucbes, und des Art 73 des Gesetzes fther die 
Gerichtsoiganisation und Verwaltung. 

Art. 11. Von dem Urtheil ist Berufting, vo« 
Arrestspruch des Appellationsgerichts Cassationsgt^ 
such zul&ssig. 

Art. 12. Nochmalige Uebertretung (reeidive) 
wird mit Entziehung der Staatsbürgerlichen Rechte auf 
3 — 10 iahre, nebst ein-iu>natlicher bis zwe^äh- 
riger Gefangnissstrafe sftmmtlich oder absoqdedifih, 
bestraft. 

Art. 13. Der I^eess sufolga des vorigen 
Artikeb, wird vor den gewöhnliehen Strafgerichten 
more solito gefuhrt. 

Die Verfolgung wegen Uebertretung dieses Ge- 
setaes verjährt mit Ablauf von swei Jahren. 

Art. 14. IfU dem Eintritt der Wirksamkeil 
dieses Gesetaes sind, unter Vorbehalt der Verfü- 
gungen in den Geaelaen «ad Reglements, woran! 
der Art. 167 des Gnndgesetzes Bezug nimmt, aus- 
ser KrafI gesetzt das Gesetz von 18 Gmninal m 
X, imd jede dem geganwirtigett Gesetz widerstrei- 
lendn Verftlgnng. 

OidMi wd b^lahlAB» du git«iwiffligiBs Geaali 



Digitized by 



Google 



86 



A IQaeeUai. 



ia daf SUatsblad airf^ommen werde, wai 
dtis alle MiBttlerial-DeparteBMiite, Beb^rdea, €ol- 
legten uad Beamte dessen voBsUndige Anafltlinuif 
handhaben sollen. 

Clegeben m dem Lager bei Zeysi, 
am 10. September 1853. 



(Wttem.) 
Der Jdstismiaiiler Dr. Denker Corliat. 
Bdicl 15. September 1853. 
Der Staatsrath, königl. KabiMts^Dkeetor 
A. 6. A. van Rapp'ard. 



ff^tizei Aber friuislscke, Mf^scke, lieierliiüsfke lecktsnetiiie. 



Ueber die nenesten Fertsehritle der Strafirechts- 
irisseaschaft in Frankreieh referirt Mtitermaier 
in der Krlt. Zeitschrift f. Gesetzgebung n. Rechts- 
wiasenschan des Aoshindes Bd. XXVll. S. 73 fg. 
Er bespricht folgende Schriften französischer 
Rechtsgelehrten: Histoire dn droit criminel des 
penples modernes etc. par A. du Boys, — Trait6 
de rinstr. crim. par Faostin Hdie Vol. V. — 
Conrs ^lementaire dn droit criminel par Tröbntien 
Vol. II. — Le^ons de l^gislation criminelle, par 
Bertaald. Die hohe Bedeutung der Werke von 
H^Ke nnd Tr^bntien, namentlich des erstem ist 
schon oft auch in Deutschüind anerkannt worden. 

22. 

Ueber die Thätigkeit der Staabaiwalbehaft in 
Belgien verbreitet sieh die amtliche Statistik von 
Belgien. In den Jahren 1S40 — 1849 wurde nahe 
der fünfte Theil der Anzeigen von der Staatsbe- 
hörde nicht verfolgt. Die Staatsbehörde verfolgte 
von 282540 Fillen nnr 51040. Hierbei wurden 
9816 Falle, wegen ihrer Geringfügigkeit, nicht 
Weiler verfolgt. (Crim. Archiv 1854. S. 492 fg.). 

29. 

Ein gutes Hypotheken -System ist nicht denkbar 
OlMe eine gute Gesetzgebung über Zwangsrrolt* 
strecknng. Der Professor Dr. Dresseur in Gent 
giebi in der Zeitschrift fttr Rechtswissenschaft und 
Gesetegebung des Auslandes Bd. XXVI. S. 285 fg. 
eine Uebersicht der einschlagenden Gesetzgebung 
Belgiens bis zum Jahre 1854, wobei insbesondere 
die Vorschriften des Code de proc^dure civile in 
Frankreich geprüft werden. Das neue Gesetz be- 
sieht aus 110 Artikeln. Der Verf. meint, dass es, 
trotz seiner Vorzüge, doch das Uebel nicht radical 
ergriffen habe, das noch immer nicht den böswil- 
ligen Schnlcfaier verhindere, seine Gläubiger zu be- 
trügen. 32. 

Ueber das aiederllidiacie Creaeindegeaets vom 
Jahre 1851 verbreitet sich ein Aufsatz des Dr. 
Neustätter zu Amsterdam (Zeitschr. für RW. und 
Gesetzgb. d. Ausl. Bd. XXVI. S. 100 fg.). Nach 
demselben muss Jede Gemeinde haben: einen Rath 
(von 7 oder, nach dem Masse der Bevölkerung) 
noeh mehr, bis 39 Mitgliedern, welche durch di- 
recte Wahl aus der Gemeinde gewihlt werden nnd 
die Gemeindeverwaltung besorgen), einen (vom 
Könige auf 6 Jahre ernannten nad entlassbaren, ia 
der Regel aus den Gemeindemitgliedem gewählten) 
Bürgermeister, einige Wethonders (Gesetzhalter,— 
car Unterstützung des Bürgermeisters und vomRatbe 
aas seiner Mitte gewähU), einen Secretir (dessen 
Function auch der Bürgermeister besorgen kann) 
ind einen Biaaeiiiaer der Steaera. We RegoUruug 



des GemeindehanshaKs gehört in der Hauptsache 
vor den Rath. Derselbe hat die foteressen der 
Gemeinde in allen Beziehungen zu vertreten nnd isl 
mit einer polizeilichen Strafgewalt betraut. Die 
Executive, so wie die Aufrechthaltung der öffent- 
lichen Ordnung gehört dem Bürgermeister an, wel- 
cher auch die Gemeindepolizei handhabt. 32. 

Ameaverwaltang ia len lliederhideM. In deaa 
Königreich der Miederiande ist hierüber unter dem 
28sten Juni 1854 ein Gesetz erschienen. Ober wel- 
ches Dr. V. Baumhauer im Haag (in der Kril. 
Zeitschr. der RW. d. Ausl. Bd. XXVII. S. 21 fg. 
S. 188 fg.) referirt. Die Niederlande zählten in 
der neuesten Zeit 7941 Wohlthfitlgkeitsanstalten, 
von denen 918 keinen öffentlichen Bericht über 
ihre Verwaltung erstatteten, die übrigen aber jihr- 
lich in Summa 12^/3 Millionen Gulden zur Unter- 
stützung aufwendeten. Ueber das Frincip der Ar- 
menverwaftung haben vielfache Streitigkeiten da- 
selbst Statt gefunden. Die Wohlthitigkeitsanstalten, 
insbesondere die kirchlichen Verwaltungen fühlten 
sich durch manche Eingriffe der Reg^ierung ver- 
letzt. Zwei Drittel der Verwaltungen gehen von 
der Kirche aus und zwei Drittel der aufgewendeten 
Summen srad freiwillige Gaben. Daher der Sturm 
gegen das Ministerium Thorbecke, als es einen 
Entwurf den Kammern vorlegte, durch welche die 
kirchlichen Verwaltungen beschrlinkt wurden und 
welcher mit dem Sturze dieses Ministerii endigte. 
Das neue Gesetz huldigt dem Principe, dass die 
Kirche sich so frei als möglich bewege, in Ueber- 
einstimmung jedoch mit den Rechten und Verpflich- 
tungen des Staats. Die Regierung beschränkt sich 
darauf, dass sie mit der Existenz und Wirksamkeil 
der Verwaltungen bekannt gemacht werde, da sie 
ohne diese Kenntniss ihre eigene Verpflichtung zur 
Sorge (Ur die Armenverwaltung nicht erfüllen könne. 
Sie betrachtet die Unterstützung der Armen als eine 
sittliche, keineswegs als eine bürgerliche Pflicht. 
Die gesetzliche Wohlthatigkeit habe überall, na- 
mentlich iü England, eine bedenkliche Belastung 
der Wohlhabenden mit Armensteuern u. dgl. her- 
beigeführt, ihre Aufhebung dagegen die Privat- 
wohlthfitigkeit auffällig erhöht. Die Regierung be- 
trachtet übrigens unter den drer in Frage kommen- 
den Orten: Geburtsort, wirklicher Aufenthaltsort 
und zeitliche Einwohnung als den maassgebenden, 
obschon überhaupt die Wahl eines solchen zu der 
StaaU- Armenpflege hinführt. Der Ref. theüt aaa 
ausfübrltch die (iateressanten) Kammerverhandkmgeo 
über dieses Gesetz mit, welches am 28. Juni 1854 
publicirt wurde. 32. 
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Erster Artikel. 
BUeifang« •arsteUnig ier Betestei Zutiale der reckUfUlMepUtekeM FuteieiUUekre. 

Von L. A. Warnköniff. ' 



Unsere Jahrbücher haben sich noch mit ei- 
nem Zweige der Rechtswissenschaft zu befassen, 
der, obclelcb dessen neueste Literatur nicht reich 
ist; doäi nidit so sehr in den Hintergrund ge- 
stellt zu werden verdient, wie es der Fall isL 
Wir meinen die einst Naturrecht genannte Rechts- 
philosophie. Der Eifer, mit welchem dieselbe 
seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts noch 
bis zum Jahr 1830 in Deutschland gepflegt wurde, 
Ist erloschen« Es hält auch flir die bewährte- 
sten Lehrer derselben auf unseren Universitäten 
oft schwer, eine Vorlesung über das Fach zu 
SUmde zu bringen; die eigentlichen Philosophen 
beschäftigen sich fast nicht mehr mit demselben 
nnd, Österreich abgerechnet, thaten es die 
Bechlsgelehrten nur selten. Die historische Be- 
handtungsweise aller Zweige der Jurisprudenz 
hat die reinspeculative verdrängt, und bei vielen 
Ist die Missachtung des Naturrechts so gross, 
dass sie jedes Studium dieser Art filr über- 
flüssig, und da es so häufig mit der liberalen 
Taffspolibk zusammenrällt, sogar illr verwirrend 
imd gelUhrlich halten. Das eigentliche Natur- 
recht ist selbst seinem Namen nach verschwun- 
den, das letzte abstracto Svstem war das Heger- 
sdie, welches zwar von oer Schule dieses Na- 
mens hochgepriesen aber von den eigentli- 
chen Rechtsgelehrten nur gering, ja seiner 
schweren Verständlichkeit wegen, iiir nichts 

Gebtet wurde. Schon im Jahr 1839 schilderte 
er. in der Stuttgarter deutschen Vier- 
teljahrsschritt Bd. 4. S. 255— 286 die 
Zn^tände der deutschen Rechtsphilosophie als 
Ae einer KriüSy in welcher es sich von Seyn 
Jahrb. t ReehUwisa. 1855. 



und Nichtseyn dieser Wissenschaft handele; 
sie haben sich seitdem wenig geändert; doch 
haben sich noch immer Bearbeiter derselben ge- 
funden. Die Behandlung des Faches ist sogar 
eine vielseitige geworden ... Mit grossem Eiler 
bearbeitete man ihre Geschichte, im Jahre 1839 
noch that diess nach der vollständigsten Auf- 
fassung derselben, jedoch nur übersichtlich Refer. 
in seiner Rechtsphilosophie als Naturlehre des 
Rechts (S. 28—174); seine Behandlung wurde 
systematisch weiter ausgeftihrt von Rossbach : die 
Perioden der Rechtsphilosophie, Regensb. 1842. Die 
neuste Periode beleuchtet auch, zwar kurz aber tref- 
fend, Lintz, 1846, die früheste v.Kaltenbom in sei- 
nem Buche: die Vorläufer des Hugo Groiius; Leip- 
zig 1848, mit kritischen Blicken auf die Gegenwart; 
1 ^0 schrieb Fichte im ersten Bande seines Systems 
der Ethik (,,die pbillsophischen Lehren von Recht, 
Staat und Sitte in Deutschland, Frankreich und 
England von der Mitte des achtzehnten Jahr- 
hunderts bis zur Gegenwart dargestellt; eine 
die Stahlische v. 1830 bei weitem übertreffende, 
dessen feindliche Beurtheilung des s. g. abstrac- 
ten Naturrechts überall berichtigende kritische 
Geschichte dieser Doclrinen, auch wie dieselben 
in England und Frankreich behandelt wurden. 
Eine vollständige Weitläufig angelegte, aber frei- 
lich nicht eben so befriedigende Geschichte 



1) Diess vers. Referent noch in den gelehrten An- 
zeigen der Münchner Academie v. J. 1851 S. (>58, und 
in der Zeitschrift ffir Philosophie und philosophische 
Kritik. Bd. 22. S. i24. 

7 
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begonnen 1850. Hinrichs; welche bis zum 
dritten Bande fortgeführt ist. Wichtige Mono- 
graphien über die Rechts- oder Staats- 
Ehilosophic von Machiavelli, Spinoza und 
eibnitz veröffentlichten 1850, Ebeling 1851, J. 
E. Hörn 1852, R. Zimmerman, über Grotius, 
Hartenstein, endlich freilich mit Beimischung 
von vielen Ungehörigen und mit Leidenschaft- 
lichkeit ausgeführt über MachiavelU, Montesquieu 
und Rousseau 1850. J. Venedey. Die letzte 
ireilich sehr kurze üebersicht einer Geschichte 
der rechtsphilosophischen Doctrinen versuchte Re- 
fer. S.3 — 52 seines 1855 erschienenen Buches: 
Plülosophiae juris lincamenta. 

Aber auch an Lehrbüchern des Natorrechts 
der verschiedensten Richtung hat es seit 1839 
nicht gefehlt; wir führen die zweite Ausgabe 
von Stahls berühmtem Werke (1845—47), die 
verschiedenen neuen französischen und deutschen 
Ausgaben der Rechtsphilosophie vonAhrens aus 
den Jahren 1837, 1845, 1848, 1853, diese und die 
eigentliche deutsche de^ Verfassers von 1852; die 
Grundzüge der Rechtsphilosophie von Raeder 
erschienen 1848, ein Lehrbuch des nalürlicten 
Privatrechts von Schnabel 1842, ein Naturrecht 
als nalürliche Staatslehre von Fr. Fischer 1848; 
die Filosofie des Rechls und seiner Geschichte 
von L. V. Hasner in Prag 1851; 

Seit 1854 sind aufzuführen und näher zu 
besprechen die dritte Ausgabe von Bd. I. Abtb. 2. 
der Rechtsphilosophie Stahls, die Grundlinien 
einer Philosophie des Rechts vom katholischen 
Standpunkte von Freiherrn v. Moy de Sons; die 
erste Lieferung der juristischen Encyclopädie von 
Ahrens, endlich die schon genannten PhiUsiophiae 
juris lineamenta des Referenten. 

Die Litleralur der Rechtsphilosophie hat aber 
noch ein anderes Gebiet, nemlich das der philo- 
sophisclien Behandlung der Rechtsgeschichte, die 
einzelnen Zweige der Jurisprudenz und die der 
socialen Zustände elnzekier Länder. 

In gegenwärtiger üebersicht soll nur von 
lilerärlschen Erscheinungen dieser Cathegoiien 
die in Deutschland und zwar 1854 — 1855 er- 
schienen sind, die Rede sein. 

Was die Pflege der Rechls- und Slaatsphi- 
losophie im heuligen Frankreich betriOl, so gab 
Refer. hievon von Zeit zu Zeit Nachricht in der 
kiitischen Zeitschrift für die Gesetzgebung und 
die Rechtswissenschaft des Auslandes, auf deren 
letzte über Schützenbergers gehaltvolles Werk: 
Las Loix de Tordre social in Bd. 23 S. 157 imd 
Bd. 24 S.236 so wie die aller neuesten im Bd. 27 
S. 343 er die Leser verweisen zu sollen glaubt 
Die hier zu gebende Darstellung zerfällt in eine 
Anzahl besonderer Artikel; der erste ist der des 
neuesten Standes der rechtsphilosophischen Fun- 
damentallehre gewidmet, die folgenden den rechts- 
philosophischen Systemen des Privatrechts, der 
des Staatsrechts, der phitosophischen Rechtsge- 
schichte und der Inhaltsanzeige wichtiger Mono- 
grapliien. 

Ref. geht daher so fort zu einer gedrängtes 



kritischen Inhaltsanzeige der vi^ genannten 
Lehrbücher über. Dieselben enthalten vier von 
einander abweichende Theorien, die alle Anspruch 
auf absolute Geltung machen, und schon dieser 
Gegensäize wegen das Interesse des wahrhaft 
wissenschaftlich gebildeten Rechtsgelehrte erre- 
gen müssen. 

L Die Rechtsphilosophische Fun- 
damentallehre Stahls. Eine kurze kritische 
Darstellung der Rechtsphilosophie Stahls (in wie 
weit sie das Privatrecht betrifft) ist schon einmal 
vom Refer. gegeben worden, im 14 Bande der 
damals von Herrn Prof. Fichte allein redigirten 
Zeitschrift für Philosophie und philosopmsche 
Kritik; S. 273 folg. Der Herr Verf. hielt sie 
für nicht unwichtig und schrieb gegen dieselbe 
und gegen die eigene Doctrin des nef. in einer 
Beilage zu dem erst 1847 erschienenen ersten Bande 
seines Werkes eine Antilirilik, (S. 583— 602), 
worin er, und jedoch nicht ganz mit Recht her- 
vorhob, (hss von diesem die Theorie seines 
sogenannten tslog nicht richtig aufgefasst wor- 
den sei. In gegenwärtiger Darstellung hofft 
Ref. zu zeigen, dass er die ganze Lelire des 
Verfassers vollkommen verstehe. Die erste 1830 
erschienene Ausgabe von Stahls Werk hat den 
Titel: Die Philosophie des Rechts lack 
der geseUchllielieB ABsicht; in den zwei Folgenden 
blieb der letzte Beisatz weg, dadir heisst es auf 
dem besonderen Titel von Bd. II.: Rechts- und 
Staatslehre auf der Grundlage christli- 
cher Anschauung. Dieser Beisatz i^ nicht 
unwichtig, indem er jede von einem allgemein 
philosophischen Standpunkt aus versuchte Kritik 
semer Theorie von der Hand weisst. Es ist 
freilich eine andere Frage: ob eine Begränzong 
dieser Art mit den Anforderungen der freien 
Wissenschaft v^einbar ist, was aer Verf. natür- 
lich dadurch gerechtfertigt zu haben glaube« 
muss, als er im ersten geschichtlichen Thdle 
jede andere Behandlung als falsch, ja verderblich 
nachzuweisen bemüht ist Allein auch der chrisi^ 
liehe Standpunkt schliesst eine selbstständige 
Prüfung der Hauptprobleme der RechtsphilosopUe 
nicht aus; in dem theils so wohl nach dem christ- 
lichen Princip theils unabhängig von demselben, 
eine wissenschaftlich strenge Feststellung der 
Natur des Rechts möglich und für die Rechts- 
philosophie geboten ist. Es wird sich aber aus 
einer rein objectiv gehaltenen Darstellung von 
Stahls Lehre ergeben, dass dieselbe ungei^end 
und insbesondere, dass die von Fichle ange« 
stellte Kritik derselben (System der Ethik L 
S. 481—508) gegründet ist. Ref«'. hat aber so- 
erst einen BUck auf die Vorrede der dritten Aus- 
gabe des Stahl'schen Werkes zu werfen, Im 
welcher der Verf. auf eäne fast hnsultirende Weise 
den Stab über die ganze neuere theils atheistische 
theils pantheisliscl^ Philosophie, namentlich was 
den ethischen Theil derselben betriff^ bricht und 
sich das grosse Verdienst zuspricht, den Paii'^ 
theismus unserer Zeit vernichtet zu haben, frei- 
lich mit wenig Recht, indem die Rfickkehr xar 
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christlichen Glaubenspbilosophie nicht sein, son- 
dern das Werk der ganzen Zeitricbtung ist. Seine 
Hcrausforderuog hat bereits eine Vertheidigung 
der deutschen Philosophie seit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts gegen seine Angrifle hervor- 
fferufenydie leider nur eine nicht tiefer eingehende 
Redeis^ nemlich die von Braniss ^) : über die Würde 
der Philosophie und ihr Recht im Leben und Zeit. 
Die Ordnung des StoiTcs in dem bis jetzt 
erschienenen Bande, weldier die allgemei- 
nen Lehren und das Privatrecht enthält, ist 
im Ganzen dieselbe wie in der zweiten. Nur 
ein Kapitel: die Gerechtiffkeit ist mit dem 
Zusatz und die Strafen und eines die Sühne 
»nd beigeiiigt worden, hn Privatrecht ist der 
erste Abschnitt, das Recht der Person, in vier 
Capitel abgetheilt, das vom Vermögen von 5 auf 
6 und das die Familie von drei auf fünf Capitel 
erweitert worden. 

hl der aus fiinl Paragraphen bestehenden Ein- 
leitung entwickelt der Verf.: dass jede Rechts- 
philosophie von einer Wellanschauung und daher 
zuletzt, von einem Glauben ausgehen müsse und 
ausgehe und glaubt damit sich gerechtfertigt die 
christliche Offenbarung zu seinem Ausgangspunkt 
genommen zu haben. Der Grundgedanke seiner 
Weltanschauung, od^ wissenschaftlichen Stand- 

Junkts, sein Absolutes, (Abscbn. L; ist der 
ledanke der Persönlichkeit Gottes als 
Princip der Welt. Diese Princip wird von ihm 
in Kap. t dem Pantheismus gegenüber verthei- 
digt ($.1 — 3) und dann der Schluss gezogen 
(in $.4) Persönlichkeit allein ist wahres 
Sein — also nicht wie Hegel sagt, das Abslracle; 
sie ist ursprünglich das Geistigste, das Conkre- 
teste, das Ursein und der Urbegriff, Substanz 
im wahren Sinne, und von vom herein Fülle des 
Seins, so auch die göttliche PersöQÜchkeit. 
Das Sein der Persönlichkeit ist aber That (also 
Wille) die That der letzten Schöpfung, die sich 
Dicht deCniren, sondern nur anschauen lüsst. 
Der Zug der Schöpfung ist Persönlich- 
keit, deno, sagt im Cap. fl. S. 6 der Veri*., ist 
die Ursache der Welt persönlich, so ist die Per- 
sönlichkeit auch der ürtypus derselben (??) der 
sich in ilu*en Bildungen manifestirt und zu dem 
^hoben zu werden sie den Trieb und die Be- 
sUmmuog hat. Die Naturschöpfung geht aufwärts 
Us zum persönlichen Dasein des Mensclien und 
jeder in's Dasein getrelene Mensch soll als die- 
ser, als die bestimmte Person ewig erhalten 
werden. Die Aufgabe des Menschen ist es, wahr- 
haft und vollefkdet Person zu sein, in jede That, 
in ieden Gedanken seine Persönlichkeit zu legen 
und zwar seiue Persönlichkeit, wie sie in Gott ist 
Das 2iiel der ganzen Schöpfung, das höchste 
Ziel, ist, dass die fföttliche Persönlichkeit in 
jeder HieaschUchen Vrelt gegenwärtig sei, sie 



1) Femer ist hier anzuführen: die Umkehr der 
Wissepsebafi inPreusscn von G. H. Ph. AllibD, Berlin 
18«. S. 14 ff. 



erfülle und zwar als Person. Diess ist die christ- 
liche Anschauung zunächt schon der Kirche, dass 
sie der Leib Christi sei, dann in letzter Weise 
des Reiches Gottes das nicht (mit Kant und 
Fichte) als moralische Weltordnung, oder ak 
moralische Republik aufgefasst werden darf. Dem 
allgemeinen Zuge nach der Persönlichkeit unter- 
liegen (nach $.7) auch die rechtlichen Institutionen. 
Sie sollen zunächst einen organischen Charakter 
tragen, weil das Organische, das Nachbild, der 
Typus der Persönlichkeit im Unpersönlichen ist 
Dann soll sie gesteigert werden zum Character 
des Persönlichen, also in der Weise der bewuss- 
ten ireien Gestaltung als der ununterbrochenen 
Einheit, der hislorischen Continuitat 

Der Zug der Schöpfung nach dem Persön- 
Uchen ist nichts anderes als der nach dem Geisti- 
gen, weil Gott ein Geist und Person ist. Von 
der Annahme der Persönlichkeit Gottes ist auch 
(fahrt der Verf. im III. Kap. fort) die seiner 
Freiheit oder seines schöpferischen Ver- 
mögens unzertrennlich. Jedes einzelne Dasein 
ist das Werk seiner That und hat sowohl seiner 
Existenz als seiner Bestimmtheit noch einen 
absoluten Anfang. Diese Freiheit ist kei- 
neswegs lür sich allein die Fülle der göltlichen 
Persönlichkeit, sondern nur eine ihrer Attribu- 
tionen gleichwie die Liebe, Gerechligkeit, Weis- 
heit u. s. w. und untrennbar von diesen, so wie 
von der göttlichen Absicht und Providenz und 
hierin liegt die Nothwendigkeit, die nicht 
minder als die Freiheit ein Typus der Schö- 
pfung ist (S. 9, 10). Dadurch wird aber die 
Freiheit in keiner Weise von der Nothwendigkeit 
zurückgenommen und in Nothwendigkeit aufge- 
löst. Sie ist die Kraft unendlicher Indivlduali- 
sirung. Die Zweckmässigkeit (in der Schöpfung) 
ist nicht blos Erscheinungsform der Dinge, son- 
dern wahrhafte Ursache, sicheres Daseins; sie 
sind nach Zweck und Absicht geschaffen (IV. Kap. 
S. 13) in ihr besteht die Providenz und zwar die 

Söttliche und in ihr liegt der Zusammenhang, 
en wir über dem Kausalnexus, d. h. dem Zusam- 
menhang der einzehien Ursachen und Wirkungen 
fordern. Die Weltgeschichte erscheint nach die- 
sem providentiellen Standpunkt zugleich als Mittel 
für einen jenseits ihr liegenden Zweck des Got- 
tesreiches ($. 14, 15). Dieser künstlerische und 
providentielle Zusammenhang ist aber als ein 
Werk der Freiheit nur in einzelnen Strahlen zu 
erkennen und nicht in einem rationellen System 
erschöpfend darzulegen. Die Grundbedingungen 
des menschlichen Zustandes sind jedoch, 
lahrt der Verf. im V. Kap. von der Zeitlichkeit 
der irdischen Bedingungen (in S*16) fort, Folge 
einer That des Menschen; sie waren vorher 
andere und werden dereinst andere sein; diese 
That ist der Sündenfall, vor welchem der reine 
paradisische Zustand statt hatt^ und der mit dem 
Endresultate der Erlösung, d. h. dem Beginne 
des vollendeten Reiches Gottes endet. Die zeit- 
lichen Zustände sind die der Zersplitterung und 
der mit dem Guten kämpfenden Macht des Bösen^ 
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doch zeigt die Weltgeschichte eine stete Perfec- 
tibität (S. 52). Hierauf folgt im VI. Kap. die 
Darlegung der Metaphysik des Verf., d. h. seine 
Lehre vom menschlichen Erkennen — welches 
nach ihm reine Anschaunff ist. 

Er geht dann im IL Absch. zur Ethik Ober 
(S.70) und beginnt im L Kap. mit der Kon- 
struction des sittlichen Gebietes; aus der 
weltschaffenden in die weltumschlies- 
Sender Thätigkeit Gottes, ergeben sich die zwei 
ethischen Sphären der Sittlichkeit (Moral) 
und der Religion ($.24), jene ist die Vollen- 
dung des Menschen in ihm selbst, oder die Of- 
fenbarung des göttlichen Wesens im Menschen, 
diese das Band des Menschen mit Gott; daher 
das moralische Motiv ein anderes als das reli- 
giöse. Doch sind beide Beziehungen obwohl 
unterscheidbar, doch indem sie sich in ihren 
Resultaten durchdringen, unzertrennbar; Moral 
ohne Frömmigkeit ist keine wahre Sittlichkeit — 
dagegen jene Immer diese (S. 73) GrotiusSatz: 
es gebe ein jus naturale, wenn es auch kdnen 
Gott gäbe, ist irrig. 

Der Mensch ist im göttlichen Weltplan nicht 
als Einzelner und zur Vereinzelung ersehen, 
sondern das menschliche Geschlecht als Ganzes 
als Einheit ($. 25). Darum hat das sittliche Ge- 
biet — ausser der religiösen und moralischen, 
zwei Beziehungen: nemlich das Urbild des 
Menschen als Einzelnen — und den Plan 
Gottes für das menschliche GeschlechL 
Auf jenem beruhen die Tugenden, deren In- 
begriff die Heiligung ist, auf diesem der Bau 
der menschlichen Lebensverhältnisse und die ihnen 
inwohnenden sittlichen Gedanken, Bedürfniss der 
Güter und Eigenthum, Dualismus der Geschlech- 
ter, Ehe, Theilung des Berufes Stände — na- 
tionale Gemeinschan, Staat — gottesdienstlidie 
Gemeinschaft, Kirche. Ihr Inbegriff ist Gottes 
Weltordnung. Es giebt also ausser dem 
Ethos des Einzelnen auch ein Ethos 
der menschlichen Gemeinexistenz 
(S.77 — 78). In sittlicher Beziehung ist diese 
die sittliche Welt, in religiöser die Gottesge- 
meinde. Da aber der Einzelne in der Gemein- 
existenz sich befindet und In der Beziehung hierauf 
sich ethisch zu vollenden hat, so erhält dadurch 
das Ethos des Einzelnen eine Erweiterung, von 
dem das der menschlichen Gemeinschaft als 
solcher verschieden ist. Jenes in seinem gan- 
zen Umfange ist immer das subjective Ethos, 
oder die Moral ($. 26). Das der Gemeinheit 
gestaltet sich als Kirche und blos als bürgerliche 
Ordnung, d. i. als Recht und Staat ($. 19). 
Der Inhalt des Ethos (nach d. II. Cap. S. 94) ist 
das durch den Willen Gottes festgestellte Gute 
und hat ein doppeltes Princip : die Idee der vol- 
lendeten Persönlichkeit und den Plan 
der sittlichen Welt; der Inhalt des Sittlichen 
(nach S. 31) ist theils ein allgemeiner theils ein 
individueller, jenes nach dem unwandelbaren 
Wesen der Tugenden und der unwandelbaren 
sittlichen Bedeutung der Lebensverhältnisse, die«* 



ses in doppelter Hinsicht, in der der Mensch das 
Ethos und zwar als Persönlichkeit nach seiner 
Individualität erfttUen soll und als ein persönli- 
cher in jeder Lage des Lebens. Die sittliche 
Macht und das sittliche Motiv sind der Gegen- 
stand des S.Kap, dieser Abtheilnng. Wie das 
Gute seinen Inhalt aus dem göttlichen Willen hat, 
so auch sein bindendes Ansehen. Es ist 
ein Sollen, eine Verbindlichkeit (fir den Men- 
schen — nur vermöge seiner Abhängigkeit von 
Gott als Schöpfer und Herrn (S.32); besUmmt 
jedoch auch als wahrer eigner Wille den Men- 
schen. Da der menschliche Wille aber aadi 
unter der Potenz des Bösen steht, so sind das 
Wollen und Sollen nicht blos trennbar , sondern 
im Confiicte; in wie weit jenes als Wille 
Gottes uns bindet ist es sittliche Pflicht und in 
wie weit es die Willensbeschaffenheit bildet die 
Tugend ($. 33) und als spezifisch moralische 
Triebfeder den Willen bestimmt, sittliches Motiv. 
Im Gewissen durchdringen sicti göttlicher und 
menschlicher Wille und bilden die sittliche Natur 
des Menschen, die zugleich kreaUIrlich und selbst- 
ständig ist. ($. 35). Das ethische Motiv ist daher 
ein zweifaches: Gehorsam (unter die höh^e 
sittliche Macht) und Liebe, das eigene Wollen 
seines Inhalts. Doch höchstes ethisches Moüv 
ist, wie die höchste ethische Tugend selbst, di e 
Liebe zur Person (!!), deren Urbegriff ist, 
dass die Person an der Befriedigung der and^*n 
Person ihre eigene Befriedigung finde i). Die 
Tugend besteht nach (Seulinx, in der Liebe des 
Gehorsams (amor obedientiae) — gegen die Ver- 
nunft als Gesetz Gottes ! Im empirischen Zustand 
giebt es Befriedigungen, die zum natürlichen 
Zustande gehören sie bilden die Sphäre des sitt- 
lich Erlaubten ($. 38). 

Im 4. Kap. behandelt der Verf. das ethische 
Problem der Willens- und sittlichen Freiheit und 
daher auch die Lehre von der Zurechnung selbst 
der juristischen ($. 39—43) und geht, um endlich 
in den Hafen der Rechtsphilosophie einlaufen zh 
können, im V. zur Analyse des Begriff's der 
sittlichen Welt über (8.44—50). Es ist 
aber eine schwere Aufgabe die manigfaltigen 
Einzelgedähken Stahls hierüber auf einfache Grund- 

Sedanken zurückzuführen und die Consequenzea 
Braus abzuleiten. Es findet sich allerdings ein 
solcher Grundgedanke, nemlich der: dass es fttr 
die Moral des Individuums ein Ideal oder Bildung 
der- Vollendung giebt, das, wenn es auch nicht 
erreicht werden sollte, dennoch überall und im- 
mer unbedingte Norm des Handelns ist; nicht 
aber für den Gemeinzustand — die sittliche Welt; 
jenes ist durch das Werk der Erlösung Christi 
festgestellt und der Einzelne kann durch die Kraft 
seines Willens das Höchste und Beste das aner- 
kannt vollbringen (zur Heiligung gelangen), wäh- 
rend der Gemeinzustand, der dasProduct unzäh- 



1) Also der Hegpersche Satz: sei Person und acMe 
die andern als Personen, 
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isl, dieses nicht kann; er bleibt unler der Trü- 
bung der irdischen Dinge. Es lassen sich nur 
in negativer Weise gewisse Züge der Unange- 
messenheit an ihre niwohnende Postulate auf- 
seichnen und zwar sowohl hinsichtlich der ethi- 
schen Normen^ der thatsächlichen Le- 
bensverhältnisse und der die Gemeinschaft 
beherrschenden Macht. Jene Normen sind 
zwar dieselben für das Einzel- nnd das objectiv- 
Elbos und ihr Verhaltniss das der Wechsel- 
darchdringung; allein beim letzten ist die 
Fordemnff der freien Errüllung des Moralischen 
onausiühroar, daher die Nothwendiffkeit des 
Zwangs, während die Tndividualisirung Irei bleibt; 
durch ihn wird das Objective Ethos das Recht; 
es hat nur den Character der Aeusserlichkeit; da- 
her derformele, sowie der beschränkte negative 
Inhalt des Rechts^ während die Moral den Cha- 
racter der Zufälligkeit der Ermilung hat. — Die 
tbatsächUchen Lebensverhältnisse sind durchdrun- 

Kn von dem Bösen und dessen Folgen^ wie vom 
Bch der Arbeit , dem Pauperismus, dem Tode 
und der Succession der Geschlechter^ und das 
Böse äussert sich für den Gemeinzustand als eine 
Macht im Unrecht, im Verbrechen, in der Kriegs- 
unterjochung der Völker, in derTyrannei und der 
fioipöninff ; die sittliche Macht muss aber als Un- 
terlage dienen, um das Princip des Rechts als 
sittliche Ordnung desto früher und siegreicher 
zu manifestiren. Diess ist die Bedeutung der 
bürgerUchen Strafe, des rechtmässigen Krieges, 
der Ueldengrösse ($. 46). Auch die beherr- 
schende und aneignende Macht des menschlichen 
Gemeiflzastandes entspricht niclit ihrer Idee, sie 
ist in der Wirklichkeit nicht die absolute sittliche 
Macht selbst, sondern die nicht von Gott selbst 

ffibte, eines Fürsten, einer Versammlung u. s. w., 
h. die des empirischen Staats. ($.47). 
Die sittliche Ordnung (also das objective Ethos) 
in ihrer ursprünglichen Bestimmung ist die bür- 
gerliche Ordnung(Status civilis, d.h. Recht 
and Staat zusammen, die ihrem Wesen nach 
ein sittliches Ziel hat, aber ihrer empirischen 
Gestalt nach Folge der Sünde ist. Sie bildet 
einerseits den Gegensatz zum Gedanken eines 
Naturstandes, andrerseits zur sittlichen 
Welt in ihrem wahren Zustande, dessen blosses 
Surrogat sie ist, und welche sie (gleich wie die 
Drohe die Gottesgemeinde) nicht erschöpft; denn 
es bleiben noch die Gemeinschaft der Sitte und 
des Glaubens als ein geistiges Element, das über 
ihnen schwebt. (S.48). Sie kann nie ein voll- 
kommener Zustand, sondern nur ein Streben nach 
Vollkommenheitsein, es giebt kein göttliches Bild 
derselben, wdl sie in der Art, wie sie ist, nicht 
von Gott, sondern Stückwerk ist. Nur wenn 
nach der Offenbarung das Reich dem Vater über- 
antwortel sein wird, ist sie vollendet, der grosse 
Bau von Staat und Kirche hört auf, denn Gott 
selbst wird der Staat und die Kirche sein, wie 
es im himmlischen Jerusalem, nach Johannes, 
keine Sonne mehr giebt, weil Gott selbst die 



Sonne ist! (S. 151). Diese Auffassung der bür- 
gerlichen Ordnung, d. h. von Staat und Recht, 
vertheidigt nun der Verf. in $.50 gegenüber 
andern insbesondere der des heiligen Augustinus, 
Jean Jaques Rousseaus und Hegels, deren letz- 
teren Ideen er indessen theilweise zugiebt. 

Hierauf geht er im VI. Kapitel, hier ab- 
weichend vom Gedankengang seiner früheren 
Ausgaben und wie Referent annehmen zu sollen 
glaubt, in Folge der von letztem gegen seine 
trübere Darstellung gemachten Einwendung, über 
zu seiner Beleuchtung der Idee der Gerech- 
tigkeit. Er hatte im $.42. der zweiten Aus- 
gabe cegen den Referenten auszuführen gesucht, 
dass das Recht die Gerechtigkeit nicht zu ihrem 
Princip habe, sondern dass umgekehrt die bür- 
gerliche Gerechtigkeit (von dieser handelt 
es sich aber bei der Idee der Gerechtigkeit 
überhaupt nicht) blos die Erhaltung des bestehen- 
den Rechts zum Inhalte hat. Diesen Paragraphen 
lässt nun der Verf. hier weg und spricht von 
der Gerechtigkeit als einer Idee, welche 
allen sittlichen Ideen das Siegel der Unverbrüch- 
Uchkeit eriheiit — vor dem Rechte. ($. 51.) 
Er fasst dieselbe aber zunächst so allgemein 
auf, dass durch sie alles Sittliche absorbirt wird, 
wie er denn S. 161 auch safft: sie beschränke 
sich nicht auf das Rechtsgebiet. Sie ist ihm 
nichts anderes als die unverbrüchliche Aufrecht- 
haltung einer gegebenen ethischen Ordnung; 
theils sie schützend, theils vergeltend, göttlich 
und menschlich u. s. w. Allein wie wenig ge- 
nügend eine solche Auffassung ist, ergiebt sich ' 
schon daraus, dass wo der Verf. Anwendung 
ihres Princlps macht, er einen andern Begriff 
der Gerechtigkeit dem obigen substituirt — 
nemlich den der Feststellung der Person zu Per- 
son, der Freiheit zur Staatsgewalt u. s. w., wo- 
bei er übrigens wieder in seine früheren An- 
sichten zurückFällt, offenbar desshalb, weil er 
der vom Referenten aufgestellten und seit der 
von Fichte so klar durchgeßihrten Begriffsbe- 
stimmung derselben als einer practischen Idee 
und als Gesetz des Unwillens nicht huldigen will. 
Die Hauptausfiihrung des Verfassers ist die Dar- 
legung der Idee der vergeltenden Grerechtigkeit 
d. h. der absoluten Straftheorie $. 54. In %. 55. 
polemisirt er gegen verschiedene BegriflsbesUm- 
mungen der Gerechtigkeit, namentlich Piatos, 
Aristoteles, Schleiermachers, Hegels; die Theo- 
rie des ihm wohl nicht ebenbürtig erscheinenden 
Refer. und Fichtes wird aber nicht einmal einar 
Berücksichtigung gewürdigt. Im VII. Kap. han- 
delte er encUich von der Sühne als der inneren 
sittlichen GenugUiuung der Grerechtigkeit bei 
Gott; sie setzt als Basis den Glauben voraus. — 
Hiemit schUesst das erste Buch und es beginnt 
im zweiten die eigentliche Rechtslehre. Ob es 
nun nöthiff war, dieser eine auf 190 Selten aus- 
gefilhrte Metaphysik und allgemeine Ethik voran- 
gehen zu lassen, soll daUn gestellt bleiben. 
Das Verständniss des Rechts, welches doch alle 
Menschen, auch die wenigst Gebildeten theilen, 
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ist in der WirkIkhkeJt, eine so eififache Sache, 
dass es einer so weit hergehollen Begründung 
seiner Basis nicht bedarf. Es war offenbar dem 
Verfasser mehr zu thun, der Rechts- und 
Slaals- Philosophie eine theologische Grund- 
lage zu geben; denn sonst hätte er es kürzer 
abmachen können. Er wollte den Lesern seine 
ganze philosophische Anschauungsweise voll- 
ständig miltheilen und trug daher unendlich vie- 
les vor, wovon in der eigentlichen Rechts- und 
Staatslehre kein grosser Gebrauch zu machen 
ist, und wenn diess öfter als nölhig ist, geschieht, 
nichts dazu beiträgt, die Probleme derselben 
klarer zu machen und glücklicher zu lösen. 

Es beginnt nun im zweiten Buch unter der 
Aufschrift das Recht, Herrn Stahls juristische 
Fundamentallehre. Das erste Capitel derselben 
(Begriff des Rechts und sein Verhältniss zur 
Moral) ist fasst gänzlich ^umgearbeitet j ja die 
frühere Doctrin des Verf. ein wenig modificirt. 
Wiederholt wird aus B. L: das ethische Gebiet 
hat zwei Beziehungen; das Ebenbild Gottes im 
Menschen und die Weltordnung Gottes im 
Menschengeschlechte. Die letzte soll auch durch 
eine von der Gemeinschaft geschaffene mensch- 
liche Ordnung erhalten werden, welche sich 
die Einzelnen mit Macht unterwirft und diese 
Ordnung ist das Recht. Sie ist dem Volke, 
sei es dem natürlichen oder dem politisch ent- 
standenen Volke aufgetragen, welches die Ein- 
heit der Lebensanschauung und die Keime der 
schöpferischen Gestaltung hat und selbst eine 
Art höherer Persönlichkeit ist. Sie ist ihm aber 
nicht als Masse, sondern in seinem Verbände 
als Staat aufgetragen, d. h. der Obrigkeit. 
($. 1) Subject des Rechts ist daher das Volk in 
seiner Einheit sohin der Staat — oder vielmehr 
die zur Verwirklichung desselben berufenen und 
vom Volke aufgeforderten Obrigkeit. Der Recht 
ist (wie öfter wiederholt wird) das Gemein- 
das nationale — das objective Ethos, die 
äussere Lebensgestaltung des Volkes (S. 196). 
Kennzeichen seiner Normen ist der Zwang — und 
erscheint als der hauptsächlichste und hand- 

g reiflichste Unterschied von Recht und Moral i). 
egenstand des Rechts sind die Einrichtung der 
Weltordnung Gottes worin Gottes da nach 
S. 192 das Recht doch eine menschliche 
Ordnung ist) nemlich 1) die Erhaltung der in- 
olviduellen Existenz — Integrität und Freiheit 
der Person , Schutz in Erlangung und Gebrauch 
der Subsistenzmittel Eigenthum. 2) Die Aus- 



breitung der Gattung — der Familie. 
3) Die üesammtexistenz als Gattung- 
Gemeinde, Stand, Korporation, Staat 
und Staatsgemeinschaft. 4) Das ge- 
meinsame Band zu Gott — die Kirche. 
(S. 8.) Das Ziel des Rechts ist die Erhal- 
tung der Weltordnung Gottes, wiewohl in freier 



selbständiger menschlicher AusfÜhrong. Sefn 
erstes sind daher die Gebole (Jottes, sein An- 
deres sind die Rechte. Aus diesem Satze fol- 
gert der Verfasser die Ausscheidung der Polizei^ 
weil sie weder zu den Geboten Gottes gehört, 
noch die Rechte der Menschen zum Gegenstande 
habe (?) sondern blose Technik und Propädeu- 
tik, nicht an sich sillliche Ordnung sei*)^ 
($. 4.) Das Princip und Maas des Rechts, 
was seinen Geboten den Inhalt giebt, sind die 
Gedanken und Gebote der Wellordnung Gottes, 
d. h. die weltöconomischen Ideen. Auf 
der Weltöconomie beruht in gleicher Weise das 
factische Dasein jener Verhältnisse als Naturein- 
richtung und ihre ethische Gestaltung als sittliche 
Welt, die aber das Recht ist. Seine Wirksam- 
keit ist die Kraft der Gestaltung und De- 
termination dieser Verhältnisse, ihre Abgrän- 
zung u. s. w., ihre Gestaltung zu erfüllen ist 
die Aufgabe und der Maassstab des Rechts und 
das Recht eine auf Natureinrichtung gegründete 
ethische Ordnung ist, so hat jedes Rechts- 
institut eine natürliche Basis z. B. das 
Eigenthum den Besitz. 

Die Idee eines jeden Lebensverhältnisses 
mit solcher ihrer schon im Naturtriebe begin- 
nenden und aufwärts zur sittlichen Ordnung sich 
erhebenden Wirksamkeit ist das, was Aristoteles 
mit dem Wort teXo^ bezeichnet und auch Stahl 
so genannt wissen will. Nach der christlichen 
Auflassung erscheint er als die von Gott den 
Lebensverhältnissen gesezte ihnen innwohnende 
Bestimmung. Sie Ist das objective und reale 
Princip der Rechtsphilosophie 2); im Gegensatze 
aller subiectiven und bloss logischen Princlpien. 
Es ist das leitende Princip in der ganzen Daf- 
slellung des Verfassers ($. 5.). Die den sittli- 
chen Lebensverhältnissen innewohnenden sittli- 
chen Ideen hat jedoch das Recht nicht in seinem 
ganzen Umfang aufzunehmen, sondern nur so 
weit, als sie die bestandige, ununterbrochene 
Gestalt des Gemeinzustandes bilden und als das 
Werk der Gemeinschaft (der Nation) in ihrer Ein- 
zelheit als Offenbarung des sitlllchen Geistes der 
Obrigkeit bestehen sollen, d. h. es hat nur um ne- 
gativ die äusserste Gränze der Sittenlehre zu wah- 
ren ; alles andere gehört in das Gebiet der Moral, die 
auf derselben Basis wie das Recht ruht, d. h. 
auf den zehn Geboten und diese Ideen in ihrem 
ganzen Umfange und von der positiven Seite 
realisirt. (§. o.) — Die den Lebensverhältnissen 
Innewohnende Bestimmung und die sittlichen 
Züge, welche sie in sich schllesst, sind eine 
verschiedene nach jeglichem : aber Ein Zug geht 
gleichmässig durch Alle -r die Gerecntig- 
keit. (Das Herbeiziehen der Gerechtigkeit, ein- 
geleitet in B. I. K. VI.) ist das Neue una eine 



1) Mit andern Worten die dnrch den Staatszwang 
anft-echt erhaltene Moral (morale sociale). 



1) Es gibt aber doch eine Rechts- und eine Sit- 
tenpolizei und Polizeigerichte. 

2) Wer denkt hier nicht an Wollastons und Cler- 
kes Idee der fithnes of the things? 
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Ih gegenwärtfffer Aullage hinzagekommene Con- 
cession des Verf. aber so ausgeftihrt, dass er 
ungeachtet derselben doch auf seinem früheren 
Standpunkt bleibt, weil (wie schon bemerkt,) 
seine Begriffsbestimmng der Gerechtigkeit un- 
richtig ist. Sie verlangt: dass jedes einzelne 
YerhältnisS danach bestimmt werde, dass die 
Gebote der Weltordnung Gottes und das Recht 
des Menschen als Person in unverletzlicher Hei- 
ligkeit erhalten werden. Daher sind die weit- 
öconomischen Ideen einerseits und die Gerech- 
tigkeit andrerseits die beiden Pole der sittlichen 
Weltordnung. Jene bestimmen sächlich den 
Bau dieser Ordnung, die Gerechtigkeit aber 
persönlich das Verhältniss der sittlichen Macht, 
welche die Ordnung setzt und heiligt. Jene 
sind die organisch bildende Macht der Weltord- 
nung, diese ihre Selbstbejahung und Selbstbe- 
kraMgung als ein Reich lebendiger Willen. 
IHe Gerechtigkeit ist daher nicht das alleinige, 
ja nicht das ursprOnglich gestaltende Princip des 
Rechtes, sondern nur mitbestimmend, das er- 
haltende, befestigende Princip — das letzte Sie- 
gel der Rechtsordnung (%. 7.). — Es springt 
in die Augen und soll unten ausgeführt werden, 
dass diese Auffassung der Gerechtigkeit nicht 
blos ungenügend, sondern geradezu falsch ist, 
denn als mHgestaltender Factor der Rechtsord- 
nung ist sie nichts äusseres, nicht erst das Re- 
sultat dieser — sondern ein der Menschheit 
innewohnender, sie beherrschender Drang: jene 
LebensverhUUnisse ihrer Naturbestimmung ge- 
mäss so zu gestalten, dass jedem das ihm Ge- 
bührende werde. Sie ist also nichts objectives, 
sondern etwas subjecllves — welches in jenen 
Verhältnissen das ihrer Bestimmung nach Inn- 
wohnende aufsucht — und wenn sie es erkannt 
hat, diese auf eine nach der von Ihnen gewon- 
nenen Ansicht gcmässe Weise determinirt. 
Das wirklich zu Stande gekommene Recht ist 
daher, wie richtig es auch ist, dass dessen ma- 
terielle oder natürliche Grundla&^e im teXo^, d.h. 
in dem socialen Verhältnisse ruht, doch das Werk 
der Auffassung vom Gerechten in demselben und 
nur eine Tom Volke sanctionirte Rechtsansicht. 

Die Verwirklichung erhält das Recht 
durch den Staat als der Anstalt der mensch- 
Hdien Beherrschunff des Gemeinlebens In Voll- 
macht Gottes und lur von Gott gesezte Zwecke. 
Staat und Recht bedingen sich geffenseitig, 
decken sich aber nicht; denn das Recht ordnet 
noch andere Verhältnisse als der Staat, der 
Staat erstrebt noch andere Zwecke als das Recht 
Dieser Satz, so wahr er ist^ Ist von Seiten des 
Verfassers nach seinen Praemissen schwer zu 
begreifen, weil nach ihm ia das Recht nichts 
anderes Ist als der faibegrlfT aer durch den Staats- 
zwang aufrecht zu erhaltenden ethischen Nor- 
men (8. 8.). — Der neunte und letzte Para- 
graph des ersten Capitels dieses Buches enthält 
die Bekämpfung abweichender Ansichten, doch 
wird diese Ehre nur den der eminentesten Män- 
ner SQ Theil — die vom Refer. und Herrn Prof. 



Fichte aufgestellte Pundamentallebre des Rechts 
wird nicht einmal desNennens gewürdigt. Eine 
Berücksichtigung derselben wäre aber doch woM 
an ihrem Platze gewesen, da leztere im B. I. 
seiner Ethik a. a. 0. das Ungenügende, Unrich- 
tige und die BegriiTsverwirrung in der Theorie 
des Verfassers überzeugend dargethan, und Re- 
ferent In seinen Artikebi der tübinglsdien 
Zeitschrift über die gegenwärtige Aufgabe der 
Rechtsphilosophie (B. V!l. S. 219 ff.) nachge- 
wiesen hatte, dass nur nach seiner Darlegung 
rectificirt die Stahrsche Lehre auf Anerkennung 
ein Recht habe. 

In seinem zweiten Capitel dieses Buches 
handelt der Verfasser vom positiven Recht, 
Naturrecht und geoffenbartem Recht 
(%. 10—17.). Sehr richtig sagt er in $. 10: 
alles Recht sei nur, das, durch die menschliche 
Ordnung, festgestellte positive; das s. g. Na- 
tur- oder Vernunftrecht, d. h. die Gedanken 
und Gebote der Weltordnung Gottes sind ihm 
nur die bestimmende Macht im positiven Rechte, 
sein Urgrund und sein Urbild, nach dem es 
gemessen und gerichtet wird (von wem?) — 
also nicht selbst ein Recht; ähnlich wie das 
Urbild des Schönen des menschlichen Leibes, 
das Richtmaass ist, das den Bildhauer bestimmt, 
aber nicht selbst ein Leib mit bestimmten For- 
men und Linien, das man abgiessen und nach- 
zeichnen könne! ^) Recht und positives Recht 
sind daher gleichbedeutende Begn'ffe ($. 10—12.) 
einverstanden: aber dennoch erklärt später In 
§. 7. S. 818. der Verf. die bei unzählichen Völ- 
kern und seit den ältesten Zeiten vorkommende 
Sklaverei itkr absolutes Unrecht, freilich mit 
der nachfolgenden Beschränkung, sie sei, wo 
sie bestehe, rechtmässig und bindend; giebt 
es nun kein Naturrecht im hergebrachten Sinne 
des Wortes, so erscheint doch die Natur der 
Sache als etwas im Rechte maassgebendes ; sie ist 
Indessen beim Verf. nicht, wie man erwarten 
sollte, der den Lebensverhältnissen innwohnende, 
die Grundlage seiner ganzen Theorie bildende 
teXog, sondern nur die Summe der aus statuirten 
Rechtsnormen fliessenden Consequenzen (§. 15.). 
Hierauf folgt In %. 14. die allgemeine, seine 
ffanze Lehre in eine vage und iftr das Wesen 
des Rechts nichts sagende Aeusserung: das 
positive Recht unterliegt demgemäss 
hinsichtlich der Rechtsideen, welche 
es zu realislren hat, de» Haamtake der 
Gerechtigkeit, Sittlichkeit, Zweckmäs- 
sigkeit u. s. w. Er hatte also Unrecht in 
seiner Antikritik den Referenten zu beschuldigen, 
dass er sein Rechtsprincip für ein teleologi- 
sches erkläre, denn Jedenfalls Ist es nach der 
eben angeführten Stelle diess auch, obgleich 
des Verf. Begriffsbestimmung des tslog (wie Ja 
Referent anerkannt hatte) lücht der Ausgangs- 
punkt des teleologischen Ist. 

1) Das Gleichniss ist nicht gut gewählt, denn es 
gibt ja Leiber mit MhalUeher VoUendung. 
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Id S. 15 fUkrt er die Ansiebt ans, dass das 
positive Recht, welches im Ursprünge viel Will- 
kühr und Ungerechtigkeit enthalte, zu bessern 
sei und auch in seiner Entwicklung sich ver- 
vollkomne; doch sei nur die Stetigkeit, nicht 
aber Stabilität des Rechts als oberste Regel sei- 
ner Entwicklungsweise, d. h. das Princlp der 
allmählichen, nicht gewaltsamen revolutionären 
Umgestaltung desselben. 

Da die Gebote Gottes für die Einrichtung 
seiner Weltordnung (Eigenthum, Familie, Staa^ 
theils den Menschen in's Gewissen gegeben, 
theils im alten und neuen Testamente verkündigt 
sind, so ist auch die OrTenbarung (als Ur- 
quelle des Rechts) zu betrachten. Alle Recbts- 
institute beruhen ihrem Grundgedanken nach 
auch auf ihr. Doch haben sie Keine unmittel- 
bare Geltung als Recht, selbst nicht, wenn sie 
deutliche und präcise Fassung haben; well das 
Recht, obwohl eine von Gott geforderte, doch 
menschliche Einrichtung ist; die Gebote der 
christlichen sind jedoch ein bindendes Rlcht- 
maass lUr die Festsetzung des Rechts, freilich 
von höherer Sanction — ein jus divinum, 
welchem die christlichen Völker ohne Versün- 
digung und Widerspruch mit sich selbst, nicht 
versagen dürfen. (Ob diess jus divinum wirk- 
liches Recht sei oder nicht, darüber schweift 
der Verf., seine Ansicht ist aber doch wohl 
dessen Verneinung (§. 16.). Im %. 17 kömmt 
der Verf. noch einmal auf die Bekämpfung des 
neueren Naturrechts zurück; scheint Refer. aber 
gegen Grotius im Unrecht zu sein, dessen jus 
naturale, wie Hartenstein gut nachgewiesen 
bat, nicht in dem Sinne des Thomasisdi -Kan- 
tischen Naturrechts zu nehmen ist. 

Das dritte Kapitel handelt von §. 18—24, 
von der Entstehunff des Rechts und den 
Rechtsquellen. Der Verf. steht nun hier 

5anz auf dem Boden der historischen Schule der 
eutscben Rechtsgelehrien und sucht nicht die 
längst allgemein geltend gewordenen Ansichten 
über den Gegenstand, im Einklang mit seinen 
Grundanschauungen darzuthun. 

Das Recht ab menschliche Ordnung des Ge- 
meinzustandes zur Erhaltung der Wellordnung 
Gottes entsteht durch die menschliche Gemein- 
schall, durch Volk aal Obrigkeit; aber mit 
dem Bewusstsein einer Nothwendigkeit und einer 
Ermächtigung in Gottes Ordnung. (Dieser letztere 
Theil des Bewusstseins ist doch selten wahrnehm- 
bar!) und zwar durch die Obriffkeit als Gesetz, 
durch Beobachtung des Volks als Gewohn- 
heit und H er kom men, es löst sich aber von den 
Gründen seiner Entstehung zu einem sclbsländigen 
Dasein; es gilt nicht als obrigkeitlicher Wille 
oder als Volksbewusstsein, sondern schlechthin 
als Recht; (nach dem Verf. nicht, weil es die 
zur Geltung ffekommene Rechtsansicht des Vol- 
kes ist, sondern) weil ihm die Ordnung Gottes 



1) D. h. moralisch •religiöf bindend. 



innewohnt. Er Msst nur mrei Rechls^ieUeii 

zu und erklärt sich (in §. 22.) gegen die An- 
nahme einer dritten des s. g. Juristenrechts oder 
Rechls der Wissenschaft als selbständiger Rechts- 

Juelle mit ausdrücklicher Abweisung der Doctrin 
uchta^s. Den eigentlichen Geltufhgsgnind des 
Gewohnheitsrechts setzt er in die wirkliche An- 
wendung unmittelbar im Volke entstandener 
Rechtsansichten; die Volksübcrzeugung, obgleich 
nothwendig als opimo necessitatis , ist die ent- 
fernte Ursache seiner Entstehung. Diess wird 
gut nachgewiesen gegen Puclita und Beseler 
(S. 19. 20.). Entschieden verwirft er S. 244—251 
die Codification. 

Im IV. Kap. S. 25—28 ist weitläufig von 
der Volksthümlichkeit des Rechts die Rede; sie 
besteht nicht darin, dass das Recht mit der je- 
weiligen Meinung und rechtlichen Ansicht des 
Volkes in UebereinsUmmung sein müsse — in- 
dem es vor allem mit der Ordnung Gottes, der 
Vernunft und der Gerechtigkeit tmereinstimmen 
müsse (wer ist hier Richter?) — während die 
augenblickliche Volksmeinung wohl Molochsdienst 
gewesen; sie besteht also in dem continuirUchen 
nationalen Volksbewusstsein — folglich vor Al- 
lem im hergebrachten ($. 25. 26.). Doch könne 
diess Bewusstsein durch Reception eines frem- 
den Rechts auch verändert werden zum Wohl 
des Rechts selbst; falsch seien die Auffassung 
der Volksthümlichkeit des Rechts in den Ger- 
manislenversammlungen von 1846 und 1847 and 
in der deutschen Nationalversammlung gewesen; 
sehr energisch zieht der Verf. gegen dieselben 
zu Feld ^). 

Das V. Kap. mit der Aufschrift die Rechts- 
pflicht handelt §. 29—31 vom Zwang. Da der 
Verf. den Zwang zu einem Kriterium oes Rechts- 
begriiTs gemacht hatte, so kommt er in Verle- 
genheit, in der er sich genöthigt sieht, Fälle 
eines wirklichen Rechts — ohne (gerichtlichen) 
Zwang anzuerkennen, nemlich die Pflichten des 
Völkerrechts und der Fürsten auf die Beobach- 
tung der Gesetze des Staates, namentlich der 
Landesverfassung ($. 31.). Er fflaubt dadurch 
über die Schwierigkeit hinwegzukommen, dass 
er die Erzwingbarkeit (ofienbar im Widerspruch 
mit seiner ganzen Theorie) fttr die Folge und 
nicht ftir den primären Character des Rechts, 
und daher die genannten Fälle ohne innere 
Gründe Itir Ausnahmen erklärt. Würde er das 
Dasein einer Rechtsnorm — wie Referent thut 
und er, seine Grundanschauung modificirend, 
hätte thun können, nut der durch die wahre 
Volksansicht (es sei durch Gewohnheit oder Ge- 
setz) genehmigte Rechtsanschauung (br voll- 
ständig gesetzt angesehen haben, so bedurfte er 
der künstlichen (3onstruclion der zwei Ausnahms- 



1) Er wiederhohlt hier (S. 270.)« jedoch ohne ihn 
anzurfihrcn, Gerbers Erklärungen fiber die «ngerma- 
nische Tendenz dieser Versarorolongen in der Vorrede 
zur zweiten Auflage seines dentsehen Piivatrechts. 
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fidle niclil; denn der ffeiichtliche Zwang Ist nur 
ein Sichmungsmitlel des Rechts; es kann aber 
deren auch andere ffeben; es ist Jedoch der 
Krieg ein Treilich seor angewisses Mittel dieser 
Art. 

Das VI. Kap. $. 32—37 ist dem Rechte im 
subjectiyen Sinne des Wortes und den Rechten 
gewidmet. Die Analyse dieses BegrliTes Ist 
aber durchaus mangelhaft und eigentlich nur 
ein Moment desselben, die im Recht ent- 
haltene Machtbelugniss hervorgehoben , wäh- 
rend der Moment der Freiheit , well der Verf. 
es doch nicht übergehen konnte, nur erwähnt; 
— das der dem Rechte entsprechenden Ver- 
pflichtung Cdie ja Im V. Kap., aber auch hier 
nur unvollständig beleuchtet war) wird nicht 
weiter besprochen. Es fehlt hier, wie fast überall, 
an der dialectischen Schärfe des juristischen 
Denkens — dessglelchen in seiner Classlficlrung 
der Rechte — wo er angeborne, die aber 
nicht Vorrechte seien, von den erworbenen nach 
althergebrachter Weise unterscheidet, allgemeine 
und besondere. Ob er gleich die Theorie der 
8. ff. Menschenrechte verwirft, so nimmt er doch 
S.289 ein wahres ür recht, das der Persön- 
Uchkeit an, welches nicht blos die vollste Frei- 
heit und politische Berechtigung, sondern auch 
die vollste Befriedigung und die höchste geistige 
Vollendung sei. Man traut bei diesem Satze 
des alten Naturrechts und der Socialisten kaum 
seinen Augen, wird aber alsbald belehrt, dass 
er diess Recht doch nicht zulässt: indem er 
sagt: es sei nie realisirt, sondern nur einer 
Stelen ApprojdmaUon Tähig. Auch sagt er: Nach 
RealJsirung der Idee des Urrechts soll die bür- 

Serllche Gesellschall streben, aber sie kann das 
rrecht nicht wieder fordern, weil sie nie In 
sdnem Besitze gewesen. Ob ein Recht veräus- 
serHch oder unveräusserlich sei, hängt von sei- 
nem concreten Inhalt und Character ab, daher 
sind diess letzte auch verschieden erworbene, 
z. B. eheliche Rechte — väterliche Gewalt u. s. w. 
Für oberflächlich muss Verf. sogar die In 
§. 37. 38. enthaltene Theorie der Entstehunffs- 
gründe des Rechts erklären, die er (wenn Ihm 
auch die in der Encyclopädie desRefer. (S.71 f.) 
enthaltene schärfere Behandlung derselben keiner 
BerücksJchtIgunff würdig schien, — doch nach 
Savignys und Tboels Ausführungen befriedigend 
bitte «nurstellen können, zumal er die des ersten 
S. 292 anfährt. Das siebente Kapitel (S. 39—44.) 
enUiält des Verf. Ansichten über die Systemati- 
sirung des Rechts, wobei er gegen Puchta nicht 
die Verschiedenheit der Rechte, sondern ofTen- 
bar richtiger, die der Rechtsverhältnisse zu 
Gnmde gelegt wissen will <). Das VIII. Kapitel 
des zweiten Buches des Verfassers beleuchtet 
die Eintheilung in öff)entllches und Privatrecht. 



(§. 46—48.) Die Begriffe werden richtig be- 
stimmt, doch hätte manches aus Gerbers Schrift- 
chen (über öffentliche Rechte Tüb. 1852), eine 
Berücksichtigung verdient. In einem neunten 
Schlusskapitel könunt der Verf. noch einmal auf 
die Gerechtigkeit — aber nur das früher Ge- 
sagte ergänzend, auf die von ihm so genannte 
bürg(*rljche zurück und schliesst mit Betrach- 
tungen über die Billigkeit ($.49. 50.). Jene 
erscheint als die in Instituten ausgeprägte schüz- 
zende und vergeltende Gerechtigkeit übende 
FuncUon der Obrigkeit; die Billigkeit bildet 
aber nach dem Verf. den Grcgensatz der Crerech- 
tigkeit; das wahre Wesen derselben weist er 
aber nicht nach 2). 

II. Die rechtsphilosophische Funda- 
mentallehre von Moy in dessen 

Grundlinien einer Philosophie des 
Rechts vom katholischen Standpunkte 
von E.Frhm. von Moy de Sons. Wien 1854. 
S. 1-254. 

An die Rechtsphilosophie Stahls schliesst sich 
die des Herrn von Moy an. Auch sie gehört 
in die Klasse der theologlsirenden, hat aber eine 
katholische (jedenfalls katholisch sein sollende) 
Richtung. Der bis; jetzt erschienene I. Band ent« 
hält den allgemeinen Theil und vom besonderen 
das Privat- und das Kirchenrecht. Das Werk 
ist In einer blühenden die bilderreiche Phantasie 
des Verfassers beurkundenden Sprache geschrie- 
ben, die es sehr schwierig macht, den wissen- 
schaftlichen Gedankengang des Verfassers heraus- 
zufinden. Die im allgemeinen Theile des Buches 
enthaltene Fundamentallehre umfasst nur 20 Pa- 
ragraphen. Die Aufgabe der Rechtsphilosophie 
wird erst im letzten angegeben. Er beginnt im 
§. 1. mit der Fixirung des Begriffes der Philo- 
sophie überhaupt, welche als die Wissenschaft 
der Liebe zur Weisheit das Feststellen der 
Wahrheit, d. h. des Seyns durch das Erkennen 
und Denken zum Gfegenstand hat. 

In Folge einer transcendenten Deduction des 
Seyns und des Denkens, in welcher dem Verf. zu 
folgen Refer. nicht sich veranlasst findet, und der 
zu Darlegung des endlichen Seyns und Denkens im 
Verhältnisse zum unendlichen gelangt derselbe 
In $. 1. zu seiner Begriffsbestimmung der Phi- 
losophie als des Strebens den Zusammenhang 
zwischen Denken und Seyn bis hinauf zu seiner 
Quelle in Gott mit Hülfe der göttlichen Of- 
fenbarung zu erkennen und im Bewusstsein 
und Leben festzuhalten, handelt dann im §. 2. 
vom Rechte überhaupt. Diess geht hervor 
aus der besUmmten Beziehung und Wechsel- 
wirkung des Menschen als Willenssubjekt zur 
Schöpfung, welche ihm Pflichten auferlegen 
und Ansprüche an das Glück des Daseins 
geben. Das Ziel des menschlichen Strebens be- 



1) Refer. hat in seiner EncyclopSdie §. 42. StabPs 2) Diess tbat längst Refer. ; zuletzt in seiner En- 
Ansicht TeHbeidi^rt, doch was das Einzelne betrilR, eyclopidie §. 32. * nnd seine Ansichten wurden mit 
in anderer Weite durchgeföbrt. Beifall aufjgrenommen. 
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stefht im Yollgenuss alter seiner entwickelten 
Kräfte und Fähigkeilen und der vollen Herrscliaft 
ttber die zu seinem Dionste bestimmten Kräfte 
der Natur. Nach diesem Ziele, als dem des Gu- 
ten, hat der Mensch sich zu richten: was die- 
ser Richtung gemäss ist, ist recht, was davon 
abführt, unr.echt; der dieser Richtung gemäss 
lebende ist gerecht. Die Rticliwirkung be- 
gangenen Unrechts thut sich innerlich im Ge- 
wissen, äusserlich durch die Vergeltung 
kund. Vorher wisse der Mensch nicht, was 
Unrecht sei, bedürfe also einer verbindenden 
Feststellung von Recht und Unrecht, und diese 
ist das Gesetz. In der Verbindung der aus 
der Selbstbestimmung der menschlichen Thälig- 
keit und dem Ziele seiner Bestimmung auf Er- 
den besteht das Wesen des Rechts. Da die 
Uebereinstimmung eines Dinges mit seinem Zwecke 
Ordnung genannt wird, so ist das Recht die 
durch die menschliche Freiheit in Gemässheit 
des göttlichen Willens hergestellte oder herzu- 
stellende Ordnung des menschlichen Lebens auf 
Erden. Recht ist hier aber im weiteren Sinne 
genommen und zerfällt nach $.3. in das Recht 
im engeren und die Sittlichkeit, die letzte, 
im weiteren Sinne genommen, ist die Richtung 
des menschlichen Willens auf das Gute; diess 
Ist nichts anderes als die Erkennung der Wahr- 
heit für ihn, die Uebereinstimmung derselben 
in der Creatur mit Gott. Das Leben aber ist 
ein doppeltes, ein inneres und äusseres; 
daher eine innere und äussere Ordnung, die erste 
fsl die Sittlichkeit, die zweite das Recht im 
engeren Sinne des Wortes; sie sind das ob- 
jective und subjective Element der Ordnung und 
verhalten, obwohl geschieden, sich doch zu 
einander so, dass eines ohne das andere nicht 
bestehen kann; die Sittlichkeit wird positiv, das 
Recht negativ. Die äusseren Verhältnisse sind ge- 
geben durch die Wesen, mit welchen der Mensch 
in Wechselwirkung steht, nemlich Gott, die be- 
wusstlose Natur und andere Menschen; 
sie fallen aber ebensowohl unter den Gesichts- 
punkt der Sittlichkeit als den des Rechts, unter 
jenem tragen sie den Character der Freiheit, 
unter diesem den der Nothwendigkeit; und 
zwar den letzten aus zwei Gründen, den der 
sittlichen Bestimmung und den äusseren Be- 
dingungen der Existenz und Co^xistenz. Die 
Abweichung von der Ordnung bedroht den Be- 
stand des Ganzen und muss bei Strafe des Un- 
tergangs reagiren; die rechtliche Ordnung ist 
daher nöihigenfalls durch Zwang aufrecht zu 
halten oder wiederherzustellen. Uebergehend in 
$. 4. zu der Entstehung des Rechts und 
den Rechtsquellen, sagt der Verf.: das 
Recht gehe zunächst aus dem menschlichen 
Willen hervor, welcher die unmittelbare Quelle 
des Rechts sei — mittelbar aber dem Willen 
Gottes, der durch die Vernunft erkannt werde; 
seine Bestimmungen erhalten den rechtlichen 
Character durch ihre menschliche Sanction, welche 
von einer vorher eingetretenen Willensgemein- 



schaft ausgehen müsse und ausgehen. Der Wille 
werde aber bestimmt durch sein Begehren nach 
Glückseligkeit, d. h. nach Befriedigung seiner 
leiblichen und geistigen Bedürfnisse. Die rich- 
tige Erkenntniss derselben ist aber nicht allen 
Menschen gleich verliehen, daher sind die höher 
begabten me Vermittler und Spender der Gaben, 
sie sind daher die Urheber der Rechtsordnung 
und so die Autorität, die Grundlage des Recht^ 
welche auf der Allmacht, Weisheit und Liebe 
Gottes fusst und das Recht entweder ausdrück- 
lich festsetzt durch Gesetze oder stillschwei- 
§end durch Gewohnheiten, weshalb diese 
ie unmittelbaren Quellen des Rechts sind; fer- 
ner freie Uebereinkünfte, wie Vertrage und Ob- 
servanzen (S. 17.). Diess führt den Verf. in 
$. 5 zur Beleuchtung anderer BegriflTe: nemlich 
den von Gesetz und Recht, positives und 
natürliches Recht. Die höchste Avtorilät 
ist die göttliche Macht, ihr soll die menschliche 
untergeordnet sein, daher auch das menschlich 
festgestellte Recht den ewigen Anordnungen 
Gottes; auf diesem Verhältniss beruht der Ge- 
gensatz und das Verhältniss des natürlichen und 
positiven Rechts, welcher aber nicht der eines 
zweifachen wirklichen Rechts ist, sondern der 
zwischen dem, was nach dem Willen Gottes Recht 
sein soll, und dem, was durch den mensch- 
lichen Willen als (positives) Recht wirklich sanc- 
tionirt wird. Das Recht ist aber nach %, 6 ein 
objectives und ein subjecdves (richtiger es enthält 
ein objectives und subjeclives Moment); in erster 
Hinsicht umfasst es die Existenz und die Frei- 
heit der in Frage stehenden Wesen, welches 
Verhältniss bestimmt wird durch das, was sie 
nach Gottes Plan und Absicht sind; das letzte 
begreift das aus ihrer Freiheit hervorgehende 
Verhältniss der Wechselwirkung unter ihnen und 
wird bestimmt durch das, was sie vermöge ihrer 
Selbstbestimmung aus sich machen oder viel- 
mehr gemacht haben; beide sind bedingt durch 
die Erkenntniss der Wahrheit, und so ist das 
Recht auf Erden seiner Idee nach nichts als die 
Erkenntniss der Wahrheit in der menschlichen 
Gesellschaft, umfasst aber nicht blos das Ver- 
hältniss der Menschen unter einander, Sonden 
auch das Verhältniss des Menschen zu Gott und 
zur äusseren Natur. 

Der Verf. springt nun in §. 7 über auf die 
Freiheit, deren er vermittelst einer abermals 
übertranscendenten Deduction und Ausführung 
zwei Arten, die innere und die äussere, unter* 
scheidet; die erste vermag (nach S. 16 — 27.) 
nur durch seine innere Unterordnung unter das 
sittliche Gesetz, unter den göttlichen Willen 
zu bestehen, und kann als die Bethätigung des 
Menschen als dessen, was er ist, nicht weil er 
reicher ist, als seine äussere Selbstthätiffkeit, d.h. 
seine unmittelbar aus dem göttlichen Willen ab- 
geleitete Macht über die zum äusseren Leben 
erforderlichen Gaben es fordert und gestaltet. 
Hierauf handelt der Verfasser in $. 8 von der 
Gleichheit, beginnend mit den sehr prebl»- 
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mtUscben Sätzen: wenn die Menschen unter 
sich ffleich waren , so gäbe es kein Bedürfniss 
der Wechselwirkung, (warum nicht?) kein thä- 
tfges Princip der Ordnung (?) kein aus der 
Freiheit hervorgehendes Recht unter ihnen (?) 
Ebensowenig gäbe es eben dieses Alles ^ wenn 
sie absolut ungleich wiren (?); die theilweise 
Ungleichheit der Menschen ist der Antrieb ihrer 
Vereinigung und gegenseitigen Ergänzung, diess 
fährt zur Ausgleichung. Es ist also die Gleich- 
heit des menschlichen Wesens, welche durch 
die Unterschiede hervorgehoben, selbst den Grund 
und das Ziel der Wechselwirkung unter den 
Menschen bildet; das Recht muss diese Gleich- 
heit festhalten und geltend machen — nemlich 
die des Zieles, d. b. derjenigen, wie sie als 
Resultat der rechtmässigen Bewegung imd Ent- 
wicklung im beseeligenden Genuss des gemein- 
samen Gutes der gesammlen Menschheit nervor- 
ireten soll; es muss aber auch die Ungleich- 
heiten festhalten, weil die Wechselwirkung durch 
die Verschiedenheit der Stellungen und Befähi- 
gungen bedingt ist, die jedoch nur äusserlidie 
änd. Die bleibende und beharrliche Richtung 
des menschlichen Willens auf das Gute ist die 
Gerechtigkeit, (zu der der Verf. in 8. 9 
übergeht) und zwar die subjective. Sie findet 
statt sowohl in Bezug auf das Innere als auf 
das Aeussere im Leben der Menschen; durch 
letzte entsteht die objective Gerechtigkeit, Das 
absolute Leben als Gegenstand und Resultat des 
gbUUchen Willens ist das absolute Gut; in ihm 
besteht die Helligkeit und diese ist Eins mit 
Goiles Gerechtiekeit — und diese das im gött- 
lichen Willen ach oflTenbarende Gesetz des 
Lebens (S. 29.), die menschliche demnach die 
bleibende und beharrende Richtung des mensch- 
lichen Willens auf die Erhaltung und Entwick- 
lung des menschlichen Lehens nach dem gött- 
lichen. Das Leben ist der Gegenstand ihrer 
Aufgabe und Ihr Zweck. Da es aber sich nicht 
fortsetzen kann, ohne die durch den Willen 
vermiltelte Wechselwirkung von Denken und 
Seyn, wenn diese nicht eine vollkommene gleiche 
ist, 50 muss diese Gleichheit durch die Reac- 
tion, d. h. die Thätigkeit auf Seiten des leiden- 
den Theiles wiederhergestellt werden und 
diess geschieht durch die Vergeltung. Diese 
ist daher in allen Fällen, sie sei eine freund- 
liche oder feindliche^ eine wesentliche Fordenmg 
der Gerechtigkeit. Das Maass derselben ist die 
nach dem Lebenszweck der Bedürfnisse des 
Einen und die Leistungsfähigkeit des Andern sich 
bestimmende Genugthung. Das Leben kömmt 
aber durch die Abweichung des menschlichen 
Willens von dem götilichen beständig In das 
Gedränge, dadurch geräht die Idee der Gerech- 
tigkeit yielßltig mit den Bedingungen des wirk- 
lichen Lebens in Widerspruch. In solchen Fäl- 
len moss dann die Consequenz des Rechtes der 
Forderung des Lebens als dem höheren Gesetze, 
der GerecnUgkeil weichen : findet diess zu Gunsten 
des inneren Lebens statt; so entsteht die Bil- 



ligkeit, wenn im äusseren leiblichen und der 
über demselben waltenden eisernen Nothwen- 
digkeil, das Not brecht. So der Verf. in %. 10. 
Das Recht geht aus der Freiheit des Menschen 
hervor, durch dessen Streben nach Glückseelig- 
kcit , diess ist der • E g o i s m u s ; den er aber 
nach Gottes Willen in Folge der Gemeinschaft 
unter den Menschen zum Opfer brinircn muss. 
So grellen die cöltUche und menschliche Ordnung 
ineinander, indem in dem Verhältniss der Men- 
schen zu einander der Egoismus das Ziel, die 
Gemeinschaft das Mittel ist, Egoismus und 
Opfer sind also, obwohl scheinbar sich ausschlies- 
send, die beiden Pole, zwischen welchen die 
Achse des menschlichen Lebens sich dreht — 
den Vereinigungspunkt beider bildet die Ge- 
rechtigkeit als absolutes Gesetz des Lebens. 
Diess der wesentliche Inhalt vom $.11. Das 
Recht ist nun nach $.12 persönliches und 
dingliches. Diese Begriflfe nimmt aber der 
Verf. nicht im technischen Sinn der Worte, 
sondern in Folge einer langen Deduction, die 
Ref. zu wiederhohlen nicht iiir nöthig hält, und 
den , dass er alle mit der eigenen oder fremden 
Persönlichkeit der Menschen durch die Geburt 
gegebenen Rechte persönliche, die durch seine 
aul Sachen gerichtete Thätigkeit entstehenden — 
dingliche — nennt (S. 35) weshalb nach ihm die 

Eersönlichen in Standes-, Familien- und 
orderungsrechte, diese in Besitz und Ei- 
Senlhum bestehen. Es entsprechen ihnen die 
enselben vorangehenden, von Gott auferlegten 
(persönlichen und dinglichen) Pflichten. 
Die Gründe, auf welchen die Rechte und Ver- 
pflichtungen beruhen, nennt man Rechtstitel. 
($. 13). Zeit und Raum und die mensch- 
liche Thätigkeit sind die wirkenden 
Ursachen bei der Entstehung und Auf- 
hebung von Rechten und Verbindlichkei- 
ten, von welchen der Verf. daher in $. 14 spricht. 
Die ersten sind die nothwendigen Erscheinungs- 
formen des natürlichen Lebens; durch seine 
Thätigkeit hat der Mensch die rechtliche Ord- 
nung herzustellen und zu erhalten. Sie besteht 
vor allem im Vertrag; Verträge bestehen nur 
auf dem Fundamente der Wahrheit, haben eine 
verbindliche Kraft und können deshalb als noth- 
wendige Bedingungen der Erreichung des Zweckes 
der Glückseeligkeit, und als Grundbedingung der 
äusseren ebensowohl als der inneren Ordnung 
nöthigenFalls mit Gewalt erzwungen werden. 
Das Leben der Menschen ist ein dreifaches, des 
Leibes^ des Geistes und des Gemüths. 
Daher hat das es als Ordnung regulirende Recht 
auch drei Sphären, deren jede durch eine Au- 
torität beherrscht wird; nemlich die des leiblichen 
Lebens durch den Hausvater des geistigen 
durch den Priester, des gemüthlichen (?) durch 
den Fürsten; das Recht ist daher Privat-. 
Kirchen- und Staatsrecht. Diess wira 
weitläuG^ ausgeführt in $. 15. Die Recbtssubjecte 
sind nach §• f6 die Menschen; der Umfang ihrer 
Rechte kann aber nie weiter gehen als die durch 
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die von Gott gewollten In der menschlichen Na- 
tur niedergelegten Bedingungen des gemein- 
schaftlichen Lebens erfordern und gestalten Die 
Menschen sind zu gleicher Zelt nechtssubjecte 
in den drei genannten Sphären ^ ausserdem sind 
diess die zur Wlilenselnheit verbundenen Mehr- 
heiten von Menschen, ja selbst Inbegriffe von 
Sachen y daher die moralischen oder juristischen 
Personen. Jeder Mensch muss zugleich Mitglied 
mehrerer solcher moralischer Personen sein, nem- 
Uch der Familie, der Kirche und des Staa- 
tes (S. 17). De ganze aus dem göttlichen Willen 
und der menschuchen Freiheit hervorgehende 
rechtliche Ordnung zerfällt In die durch die ver- 
schiedensten Lebenszwecke hervorgerufenen be- 
sonderen Einigungen, welche in Ihrem äusser- 
lichen Verhalten gegen andere bestimmt, die 
Rechtsinstitute werden; die Rechlslnstitute haben 
zur Aufgabe, 1) die Bedingungen des Eintritts 
in eine bestimmte Rechtssphäre, 2) das Verhält- 
niss des Rechtssubjects In derselben, zu der diese 
Sphäre beherrschenden Autorität und zu den zu 
ilu'em Zwecke dienenden Sachen, 3) die Folgen 
seiner eigenen freien ThäUgkelt In Bezug auf 
beide und Im Verhältnlss zu anderen dieselbe 
Sphäre mit bildenden Rechtssubjecten und 4) end- 
lich die Bedingungen seines Austritts aus dieser 
Sphäre und desAulhörens seiner Rechte in der- 
selben oder ihres Uebergangs auf andere — zu 
bestimmen. 

Wie unter den Einzelnen bestehen auch un- 
ter den Völkern Verschiedenheiten; sie bedürfen 
daher je nach ihren natürlichen Anlagen und 
characterlslischen Eigenthümlichkelten, nach den 
örtlichen und zeltlichen Bedingungen Ihres Be- 
standes und den verschiedenen Stufen ihrer Ent- 
wicklung, anderer Einrichtungen um zu denselben 
Zielen zu gelangen, und wie das wirkliche Recht 
als Product des menschlichen Willens nicht aus- 
serhalb des durch die besiehenden Autoritäten 
gegebenen oder anerkannten Gesetzes besteht^ 
so reallslrt sich In ihm nicht die Idee der Ge- 
rechtigkeit ausser durch die Anerkennung und 
Wahrung der in einem Volke vorhandenen Mittel 
zur Erfüllung ihrer Forderungen. Daraus erglebt 
sich die Nationalität des Rechts ($.18). Das 
Recht als die der götlllchen«^ nachgebildeten äus- 
seren Ordnung wird nothwendig zu einem Aus- 
drucke der Vorstellungen, die der Mensch vor 
Gott und seinem Verhältnisse zu Gott hat. In 
dieser Beziehung ist es der Ausspruch des mensch- 
lichen Gewissens. Wie daher an den Symptomen 
die Krankheit, so können an den Formen des 
Rechts die inneren geistigen Schäden erkannt 
werden, an welchen ein Volk oder eine Zeit 
leidet. Darin besteht nach $.19 der Symbolis- 
mus des Rechts (!!). Die Aufgaben der 
Rechtsphilosophie endlich sind (nach $.20) 
nicht, wie Grotlus sagt, die die In der Wesen- 
heit des Menschen allein liegenden Gründe auf- 
zusuchen, die da gelten und sein Verhältnlss zu 
seinen Mitmenschen bestimmen müssten. selbst 
wenn es keinen Gott gäbe, sondern die, die 



Wurzel und das Wesen des Rechts und die Rechts- 
idee in Gott aufzusuchen und mit Hülfe der Of- 
fenbarung zu ergründen. Die Rechtsphilosophie 
hat also einen donpelten Ausgangspunkt; 1) den 
Willen Gottes, 2j das Wesen und den Willen 
des sündigen Menschen. In der Betrachtung des 
ersten findet sie das Ziel aller Rechtsinstitute 
und absoluten Maassstab des Gerechten, In d^ 
das Zweite die Mittel und Bedingungen der 
Errallung der aus der ersteren sich ergebenden 
Anforderungen und d^n relativen Maassstab des 
Gerechten. In dieser Beziehung hat die Rechts- 
philosophie zu berücksichtigen die religiöse Er- 
kenntniss und sittliche Bildung der Völker, 2) die 
materiellen Bedürfnisse derselBen, 3) ihre eigen- 
thümlichen Naturanlagen die den Natlonalcharacier 
bilden und die Schicksale wodurch diese ent- 
wickelt oder verändert worden sind, endlich 
4) die Stufe des Alters und allgemeinen Geisles- 
bildung, wodurch 4ie formele Behandlung des 
Rechtsanthelis bei den Völkern bedingt und 
bestimmt wird. 

Dem gemäss kann man eine Metaphysik, 
Physiologie, Psychologie und Morpholo^e des 
Rechts unterscheiden; die drei ersten dieser 
Zweige sind bis jetzt behandelt worden, der 
erste im Mittelalter (?) der zweite seit der Re- 
formation, d. h. dem Hervortreten der materiellen 
Interessen, der diitte durch Montesquieu; die 
Morphologie erwartet noch ihre Bearbdtung, 
wenn man nicht die Streitfragen über die Codi- 
ficatlon hier her rechnen will. Bacon's Leg es 
leg um scheinen dem Verf. hier nicht eingefallen 
zu sein. 

In der Not. S. 51 lobt der Verf. den Refcr., 
dass er die Aufgabe der Rechtsphilosophie als 
eine dreifache bezeichnet habe, nemllch als die 
Wissenschaft, welche zu zeigen habe: was 
Rechtens sein Btese, Rechtens sein ktaie 
und Rechtes sein stlle, tadelt Ihn aber, dass 
er sie dem ungeachtet die Naturlehre des 
Rechts nenne, weil durch diese Benennung das 
göttliche Element des Rechts ausgeschlossen sei; 
als wenn derjenige, der nicht beständig (und 
wie Refer. scheint sehr od vergeblich) den Na- 
men Gottes Im Munde führt, von demselben nichts 
wissen wolle. 

Refer. muss sich jeder Kritik der einzelnen 
Sätze, sowohl als des ganzen Gedankenganges 
in des Verf. rechlsphllosophischen Fundamentol- 
lehre enthalten. Das Ganze Ist ein unklares 
Gemisch wahrer, halbwahrer und unrichtige 
(ledanken, und lasst dem Leser zuletzt im Dun- 
keln, so dass er nur mit grösster Mühe das 
Juristische In derselben aus dem unendlich viel^ 
der Jurisprudenz ferne Liegenden herausfinden 
muss. Refer. glaubt, das Künstlidie und Ge- 
zwungene in Herrn v. Moys Theorie, einem all- 
zugrossen Streben nach Originalität zusehreiben 
zu sollen, ein Streben das leider eine ziemlich 



1) Also den Stthlitchen rtlo^» 
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aUffem^n verbreitete Krankheit der deutschen 
Gelehrten ist, sie oft hindert Verdienste anderer 
auoerkennen und es in der Rechtsphilosophie 
nnmögUcb macht, die wirklichen Errungenscliaf- 
ten der Wissenschaft zu erkennen und festzu- 
halten. Dass der Zustand dieses Zweiges der 
Jurisprudenz ein durchaus chaotischer werden 
luisste, ist davon die noihwendige aber bedauer- 
liche Folge. 

ni. Die rechtsphilosophische Fun- 
damentallehre von Ahrens, enthalten 
in seiner juristischen Encyclopädie 
oder organi sehen Darstellung "der 
Rechts- und Staatswissenschaft auf 
Grundlage einer ethischen Rechtsphi- 
losophie. Bekanntlich hat des Verfassers aus- 
führliche Bearbeitung unsrer Wissenschaft in 
französischer Sprache, welche 4 Auflagen erlebte 
(von 1837 bis 1853) und in andere Sprachen, 
selbst die spanische übersetzt wurde, ausser 
Deutschland eine überaus günstige Aufnahme ge- 
funden und ihren Verf. so sehr von der aus- 
schliesslichen Richtigkeit seiner, von seinem 
Lehrer Krause stammenden Ansichten überzeugt, 
dass er alle anderen Systeme auf immer ftir ab- 

Ei hält. Von dieser Ueberzei^ng durch- 
en versucht er nun in seiner Encyclopädie, 
e sonst der des Refer. nachgebildet ist, 
sie zur Grundlage des historischen Rechts zu 
machen. Mit den Lehren Stahls und v. Moys ist 
sie in soweit verwandt, dass auch er die Wurzel 
und den Urgrund des Rechts in Gott und seinem 
Willen an&ucfat, aber hier weder von dem ka- 
tholischen noch von dem christlichen Standpunkt 
ausgeht, sondern von einem rationell religiösen, 
was seiner Behandlung einen freieren philosophi- 
schen Character giebt. In dem Buche, mit wel- 
chem wir es zu thun haben, sind nun freilich 
lor dfa höchsten Iciiendon Principicn niederge- 
legt, doch bezieht sich der Verf. häufig auf die 
letete von ihm selbst besorgte deutsche Bearbei- 
tung seinar Rechtsphilosophie, welche Referent 
daher mil zu berücksichtigen hat. Auch gebührt 
Ahrais das Lob, dass er mehr als eigentlicher 
RechtsgelehrtOT, wie als Moralist oder Staats- 
und Religionsphilosoph auftritt. Da Ahrens nur 
die Krause'scbe Lehre wiedergeben will; so ist 
zu erst von dieser zu sprechen. Die in Fichtes 
Ethik Bd. I. %. 110—124, eben so richUg erfasste 
als richtig beurtheilte Rechtsphilosophie Krauses 
geht wie dessen ganze practische Philosophie 
von dem Dogma des sich Darlebens des ab- 
soluten Wesens (d.h. des über der Welt stehen- 
den sie jedoch erfilllenden) Gottes im endlich Ver- 
elnlebenaus. (Fichte S. 233). DasLebenswesent- 
hcheistdas Gute injeder Sphäre, daher auch das Gute 
im Wollen , zugleich der Inhalt des WillensgitfSetzes. 
(Ebd. S. 237). Das Gute jedes Wesens ist daher das- 
jenige Lebenswesentliche, welches dieses Wesen 
nach seiner Eigenwesenheit darleben kann und 
soll; es wird im Grundiriebe des Menschen ge- 
^if gewottl und als Zweckbeg^riff und Zweck* 



Urbild des Willens ericannt, kann auch als S ollen 
oder^ Pflichtbegriff aufgelasst werden — und ist 
Siltengesetz oder unbedingtes Sitlengebot sowohl 
itir jedes menschliche Einzelwesen als für jede 
Gesellschaft. (S. 237— 239). Der Gesammtinhalt 
seiner Vorschriften ist das Recht, dessen Urbe- 
griff eine doppelte Bestimmung hat, nemlich die 
eines innerlichen und eines äusserlichen 
richtigen Verhaltens des Menschen, d. h. eines 
Verhaltens zu sich selbst und zu anderen, 
welches letztere aber ein wechselseitiges wer- 
den muss. (S. 240). 

Das innere Recht des Menschen ist das (Sanze 
seiner innerlichen, zeitlichen von seiner Freiheit 
abhängigen Bedingungen zur Erreichung seiner 
Vernunftbestimmung; das äussere Recht ist des 
Ganze der von der Freiheit abhängigen Bedin- 
gungen, welche Leibwesen (Natur) und Geist« 
wesen (Vernunft) und zu höchst (Sott als Urwe- 
sen in sich wirklich machen, damit die Mensch- 
heit im Wechselleben mit ihnen ihre Bestimmung 
lebend erreichen (diess wäre demnach das 
höchstideale Ziel des äusseren Rechts I). (S.240). 
Das Recht ist der GUedbau aller zeitlichen treten 
Lebensbedingungen des inneren Selbstlebens Got- 
tes und in und durch selbiges auch des wesen- 
gemässen Selbstlebens und Vereinlebens aller 
Wessen in Gott. (S. 241). 

Mit Recht bemerkt Fichte, dass Krause den 
wesentlichen Begriff des Recnts, wie auch der 
Gerechtigkeit verwische, der doch gewiss im 
Wechselverhällniss des Menschen mit andern 
besteht, so dass sein Begriff des innem Rechts 
mit dem der Sittlichkeit zusammenfällt (S.241). 
Nur das von Krause s. g. äussere Recht ist be- 
grifflich das wahre Recht Es ist nicht, wie er 
beständig sich wiederhohlend sagt, der eine 
Gliedbau der innerlich zeitlich freien Bedingthei- 
len des einen göttlichen Lebens — denn diess 
ist der Gliedbau der ganzen sittlichen Wellord- 
nung die auch die Uebe gebietet, also nicht 
das organische Ganze der (gesammten) der 
zeitlich freien Bedingtbeil des VemunfUebcos, 
sondern nur ein Theil derselben, d. h. nur des 
äussern Rechts, des Rechts im eigentlichen Sinne 
des Worts, (auf welche allerdings alles übrige 
sittliche einen Maassgebenden Einfluss äussert). 
Zugegeben muss werden, dass Gott auch die 
Grundgesetze der äussern, sich als Recht con- 
stiluirenden Lebensordnun^ gegeben und deren 
Befolgung den Menschen schon in ihrem Gewissen 
geboten nat, ferner dass das wahre Erkennen 
derselben sowie des Endziels dieser göttlichen 
Rechtsordnung Aufgabe der Rechtsphilosophie ist 

Um nun auf Ahrens und die in seiner Ency- 
clopädie niedergelegte juristische Fundamental- 
lehre zurück zu kommen, haben wir zunächst her- 
vorzuheben, dass er an dem (von uns als 
unrichtig fferügten) weiteren Rechtsbegriffe Krau- 
ses fesUiäU. Recht bezeichnet nach ihm (S.14) 
„eine Norm unseres thätigen Verbal-* 
tens gegen andere und gegen uns 
8 6 1 b s t J^ Er verwirft ausdrücklich die gewöhn« 
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Uohe Meinung, dass das Rechl sich blos auf die Vollendung des menschlichen Lebens durch de 

wechselseiUgen Verhältnisse der Menschen be- sich gegenseitige ergänzende Thätigkeit aller 

ziehe. Es sei dem ungeachtet (nach S. 15) ein besteht. (S.32). Die Ergänzung der menschlicbea 

Verhältnissbegnff und bezeichen eine Verhält- Persönlichkeit ist aber die durch den Besitz von 

nissangemessenbeit nemlich die unseres Sachen, durch die Verkahrshandlungen anderer 

Thuns und Lassens in den Lebensverhältnissen, (wodurch die Sachen und Obligationen) daher 

Da diese objeclive sind, so schaffen sie und das Vermögensrecht entsteDHß, dann durch 

nicht der blosse Wille oder die Freiheit das Zweckgesellschaflen namentlich der Famili« 

Recht; in diesem liege blos das subjective und die Volksgcnossenschaft oder den Staak 

Moment desselben. (Es giebt also doch ein (S. 31—32). Der Zweck ist aber der dem Recht 

solches I). Die Definition des Verfassers lau^ und der Siltlichkeit gemeinsame^ und so bilden 

tet: das Recht ist eine Norm, welche die beide die Ethik als die Lehre vom Guten und 

Angemessenheit des freithätigen Han- dessen Vei*wirklictiur^ (S. 34). Der Gegensatz 

delns oder des Freiheitsgebrauches in beider besteht nach ».35 — 36 dariiK dass jene 

den menschlichen Verhältnissen aus- die subjective Art und Weise oder Porm^ (uese 

drückt. Dass diese BegHffsbesUmmung voll- die objective Form der Verwirklichung des Gu- 

kommen aufdie Moral (oder Sittenlehre) überhaupt tenist. Es ist nns rein sittliche und rein 

Bgsse — ja nur die derselben ist, wird jeder rechtliche Handlungen anzunehmen. Doch 
unbefangene auf dem ersten Blick uns zuge- muss in gewissen Fällen von jener, d« h. de« 
ben. — Von diesem Rechtsbegriffe giebt der sittlichen Motiv abgesehen werden^ so dass die 
Verf. nun in $. 3. und folg. eine weitere Ent- Handlung nicht der äusseren Beurtheilung anbeim 
Wicklung, beginnend mit einer allgemeinen Ver- rällt, aber diess ist nicht allgemein, weshalb 
weriung der Lehren von Grotius, Puffendorf, auch bei Rechtsverletzungen Dolus und Culpa 
Hobbes, Leibnitz , Wolff und Kant und versucht unterschieden werden u. s. w. (S. 36). Ein anderer 
eine Ableitung des Rechts aus dem Wesen des Unterschied ist es, dass das Recht in vielen 
Menschen und der Totalität der ethischen Lebens* (jedoch nicht in allen) Verhältnissen den Zwang 
▼m'hältnisse. Sie ist (der Hauptsache nach) die gestaitel; doch ist es irrig die Statthaftigkeit des 
Krausesche, jedoch nach eigenem Ideengang, Zwanges liir ein Moment des Rechtsbegriffes zu 
der der Verf. S. 20 zu dem in seiner Darstellung halten. (S. 37 — 38). Das „non omne quod licet 
öfter wiederkehrenden Satze führt: „das Leben honeslum est^^ ist nicht als Erlaubnissgesetz des 
sei einstetes Ergänzungs- Erfüllungs- unsittlichen aufzufassen, sondern besage nur, 
Vervollkommungs - Vollendungsstre- dass deshalb der Handelnde vor einem äusse* 
ben;'^ welches der eine, ganze stets bleibende ren Richter nicht verantwortlich sei. Damit 
Lebende und der wahre Menschheitszweck sei — schliesst der Verf. seine Begründungslehre des 
d. h. die Verwirklichung des Guten (S.22). Es RechU und geht S. 89 in Kap. 2 zur D arie- 
wird aber durch den Willen in doppelter Art gung der in dem (so) abgeleiteten 
(nach der zweifaclien, d. h. unendlichen und uechtspr incip enthaltenen Hauptm(H 
unbedingten und endlichen der bedingten mente über. 

Seite hin) verwirklicht, die Verwirklichung nach Da nach des Refer. Ansicht, seine Begriffs* 

der ersten ist die Sittlichkeit, die nach der besUinmung weder richlig noch genau ist, so 

sweilen das Recht. Diess bildet das Ganze konnte es nicht ausbleiben, dass diese auch in 

der zur Vollfuhrung der vernünftigen Lebens- seiner Rechtsphilosophie S.250 — 276 gegebene 

zwecke durch die menschliche Willenslhätigkeit Darlegung seiner Hauptmomente nichts weniger 

herzustellenden Bedingnisse oder Körper: das als befriedigend ausrällt. 
Hecht ist das Ganze der Bedingnisse des Es sind vom Verf. zehn solcher Momente auf- 

yernunftgemässen, d. h. sittlichen Ln- geHihrt also die in seiner Rechtsphilosophie ame 

bens der Einzelnen und der Menschli* lysirten um i%nf vermehrt i). Es sind folgende: 
chen Gesellschaft (S. 23). — Hierdurch 1) Grund des Rechts, er liegt in der End^ 

vrird nun allerdings ein engerer Rechtsbegriff lichkeit und Bedingtheit des menschlichen We* 

gewonnen, allein er ist noch immer von so sens, ist von dieser Wesenheit unzertrennlich 

weitem Umfang , dass er mehr begreif als das, (S. 39) und daher nichts Vorübeij^ehendes, keine 

was in der Wirklichkeit Recht ist und so ver- Ordnung die durch eine höhere äufe ieshebeo$ 

standen wird. Um seinen Begriff fast zu be-* und der Sittlichkeit abgestreid werden könnte; 

gründen, geht der Verf. S.23— 26 ein auf eine wie diejenigen annehmen, die den Zwang lue 

auslühriiche Beleuchtung des Begriffs Bedin- ein wesentliches Criterium des Rechts halten, 
gung, den er mit dem des Mittels nicht zu 2) Der Zweck des Rechts liegt in der 

verwechsehi befiehlt und deren Resultat ReC Vollendung des Menschen und der menschlidieii 

dahin angeben mögte: das Recht sei die Conditio Gesellschalt durch gegenseitige Ergänzung und 

sine qua non der Verwirklichung des (absolui Unterstützung (??). 
und unbedingt gebotenen) Guten. Davon versucht 

der Verf. dann S. 29 — :5 eüie Nachweisung im — ^ ^-^ 

wirklichen Leben, — das er darstellt als einen i) Es ist wohl ein Druckfehler weno aaf Nr. 4. 

Organismus, dessen Zweck in der möglichstea &2i6 ohne 2wi8QhennmaiBier aaf 8. 2TS Nr.7# fiolgt 
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3) Der Inhalt des Rechts ist durch das 
in Leben zq verwirklichende Gute gegeben, 
weldies f&r das Empfindungsvermögen oer Men- 
schen , das Wohl isL — Wohl und Recht sind 
keine Gegensätze, das Recht muss nach dem 
Guten und dem Wesen gerichtet und bemessen 
werden 0, es ist jedoch nur ein formelles Gute. 
Die Römer nennen daher das Recht richtig ars 
boni et aqui. Das Gute ist das objectiv leitende 
Princip die höhere Norm und Regel ßir alle 
Rechtsverhältnisse. — Als Gewährsmann fuiirt 
der Yert Puchta (in $. 21 seiner Pandecten) an, 
auch Ulpian der die Eintheilung des Rechts in 
öffentliches und Privatrecht durch die Bemerkung 
rechtfertigt: sunt quaedam publice utilia, quaedam 
pirraliin. 

4) Die VervrirkUchungsweise des Guten oder 
derCliUer durch' das Recht ist die allmähliche 
der Sitte, obwohl veränderlich ist sie der je- 
weilftge Ausdruck der im Gemüt he ihren blei- 
bilden Sitz habenden Auffassung des Guten, 
nd der gesehichtiichc Bindungspunkt zwischen 
YerganffeSieit und Zukunft. Das Recht darf 
daher der sittlichen Bildung eines Volkes weder 
zu sehr voraneilen, noch zurü(^teiben. 

b) Die Darbüdung des Guten und der Güter 
ruft eine Mannigfaltigkeit von Beziehungen von 
Lebensverhältnissenhervor, deren Regelung 
in bestimmter Weise auch eine Aufgabe des 
Rechts ist Sie sind darin übereinstimmend, dass 
sie die Beziehungen unter Personen zu einem, 
in einem persönlichen oder sachlichen Gute te- 
legenen Zwecke ausdrücken. Es giebt daher 
religiöse, wissenschaftliche, schönkünstlerische, 
industrielle, sittliche und rechtliche Lebensver- 
hältnisse, aber jedes muss nach all^ wesentli- 
chen Beziehungen aufgefasst werden. Das Recht 
ist immer nur eine Seite und zwar nur eine 
{(Mrmelle an jedem Lebensverhältnisse ; es regelt 
aber diese nach dem leitenden Prindp des ei- 
nem jeden zu Grunde liegenden vernunfl^emässen 
Zwecks« (Bekennt sich dei* Verf. hier zu der 
Stahl'scben Lehre des teXo^? Er sagt es nicht). 
Aber jeder besondere Zweck ist nur ein Theil- 
wveck eines gemeinsamen höheren Lebens- 
zweckes, und so jedes Lebensverhältaiss ein 
Qied eines höheren Ganzen; hierauf bezieht sich 
nach dem Verf. (S.48) die von den neueren 
Beciltsgeiebrten gemachte, jedoch nicht hinläng- 
lich Idar gemachte Unterscheidung zwischen 
Reehtsverhältniss und Rechtsinstitut, 
von welchen der Rechtsfali zu unterscheiden 
ist Die Erklärung dieser Begriffe folgt S. 48-50 
ist aber \on der auch sonstigen Auffassunff der- 
selben nictit wesentUch versdiieden, z. b. von 
der in des Ref^. juristisdien Encyclopädie ent- 
halteBen; es dürfte auch schwerlich ein Rechts- 
gddirter diese Begriffe mit einand^ verwechseln. 



1) Man wird hier versucht zu glauben der Verf. 
baldige dem UliHtätsprincip , ^as jedoch nicht seine 
^Ansicht ist. 



7) Das Recht ist zugleich objectiv es tmi 
subjectives Princip; a) jenes als die in den 
Lebensverhältnissen selbst innewohnende Norm 
und Ordnung — welche flir den menschUchen 
Willen maassgebend ist; b) dieses bezeichnet 
die Forderungen für den Willen, — so dass 
alles Recht Forderungen flir das Willenssubject 
ausdrückt, d. h. wie das Wort in seinem vollen 
Umfange zu verstehen ist, Rechtsansprüche 
und Befugnisse — welchen stets Rechts^ 
Verbindlichkeiten entsprechen (S. 52. 53.). 
c) Die Stellung des Subjects zu der objectiven 
Rechtsnorm ist bisher nicht richtig erkannt wor- 
den; das subjective Princip deshalb nicht, weil 
man die Rechtsfreiheit als äussere, der Willkühr 
sie gleichsetzend, von der inneren oder sittli- 
chen ganz absonderte, denn selbst in dem^der 
Persönlichkeit zugewiesenen Rechtskreise soll 
Jeder sich Gott und dem sittlichen Gewisse fi^ 
verantwortlich erkennen; und das gesellige Le- 
ben, in welchem die Bethätigung eines Jeden 
an gewisse Bedingungen geknüpft ist, ver- 
trägt keine abstract unbedingte Freiheiten (diess 
hat wohl Niemand je geläugnetl). In der rich- 
tigen AufTassung des subjectiven Priucips liegt 
nur die Wahrheit, dass das Recht eine freie Ord- 
nung und keine blinde Naturmacht ist. (S. 53. 54.) 
Das objective Princip ist bisher von keiner Schule 
richtig erfasst worden, weder von der histori- 
schen, noch von der theologischen, noch von 
der speculativen Hegels. Stahl ist indessen durch 
die angebahnte Theorie der Lebensverhältnisse 
dem objectiven Princip am nächsten gekomnwn, 
hat aber das innere Wesen der Lebensverhält- 
nisse nicht ergründet. Erst in Krauses rechts^ 
philosophischem Begnffe ist das objective Prin- 
cip, welches den sich gegenseitig bedtngendai 
Lebensverhältnissen als Norm innewohnt, sowie 
das subjective sittlich - rechtliche Freiheitsprincip 
gleichmassig zur Anerkennung gekommen ! ! ! 

8) Das Recht ist ein organischer Begriff, 
und zwar zeigt es sich orgam'sch in dreifacher 
Weise; denn a) ist die Rechtsidee eine orga*^ 
nische, d. h. im innigen Zusammenhang mit 
den Ideen der Religion, der Wahrheit, des Gu- 
ten, Schönen und Sittlichen, die alle nur Offen- 
barungen des einen Göttlichen sind; b) es 
ist ferner organisch nach dem Organismus 
der Lebensverhältnisse und ist c) endlich 
nach seiner Verwirklichung im Leben or« 
ganisch anfzubssen. Es sali jeder recht und 
gerecht gegen sich handeln, aber ebenso 
andern gegenüber, in der Familie, der Gemeinde, 
dem Staat u. s. w. und ein organisches Zusanmien* 
wirken aller Stufenglieder, der Familien Stände, 
Gemeinden, Provinzen, der obersten Staatsge- 
walt und den freien Gesellschaflen sein. 

9) Das Recht ist auch ein geschichtli- 
ches Princip — weil alles Leben und es selbst 
eine Evolution dessen ist, was das Wesen der 
Menschen und der Menschheit involvirt. Die 
historische Schule hat diess Princip fälschlich flir 
das allein maasagebencto angesehen, indem sie 



Digitized by 



Google 



112 



L RedilipliiloM^e. 



die sich stets gleich bleibenden Nonnen des 
Rechts verkennt und keinen Haassstab hat zur 
Ausscheidung dessen^ was zu jeder Zeit un- 
menschlich, unsitllich und daher absolutes Un- 
recht ist« 

10; Das Recht gestaltet sich endlich in der 
Geschichte als nationales Princip und muss 
daher nach der, durch den Volkscharakter be- 
stimmten Volkssilte verschieden sein; es bedarf 
jedes in einer Staatseinhdl abgeschlossene selbst- 
ständige Volk eines eigenthümlichen Rechts. 
Da jedoch die Nationen Glieder der Menschheit 
sind und das von einer ergönzte Gute anderen 
überliefert werden soll, so kann eine Nation 
das Recht der andern auch recipiren, wird es 
aber freilich nach seinen Bedürfnissen verän- 
dern. Es muss in der Volkssprache geschrieben 
sein, doch kein unbestimmtes Volksbewusstsein, 
so dBSs neben dem Volksrecht ein durch die 
Wissenschan ausgebildetes Juristenrecht be- 
steht 

In des Verf. Rechtsphilosophie S. 252 fg. 
werden nur als Hauptmomente des Rechtsprin- 
cips beleuchtet 1) dessen Grund, 2) Zweck, 
3) Form und Inhalt, 4) seine objecüve und sub- 
jective Seite und 5) dessen Umfang. 

Das Gesammturtheil, welches Refer. über 
diese vom Verf. sogenannte Hauptmomente des 
Rechtsprincips zu fällen sich erlaubt, geht da- 
hin: da^ in deren Aufzählung ein dialectischer 
Denkprocess (wie er doch von einem Rechts- 
philosophen verlangt werden darf) nicht zu er- 
kennen ist, so dass dieselbe, was nicht sein 
sollte, den Charakter der Zufälligkeit an sich 
trägt; dass das Wesen des Rechts durch die- 
selbe und die fast immer sehr vagen und all- 
gemeinen Betrachtungen, die deren Beleuchtung 
begleiten, durchaus nicht klar gemacht wird, 
so dass namentlich ein Anränger des Studiums 
der Rechtswissenschan nicht einmal zu einem 
deutlichen Verständniss des Rechtsbegriffes und 
des vom Verf. s. g. Rechtsprincips gelangen 
kann. 

Der Verf. lässt nun S. 63—73 im HI. Kap. 
auf die Darlegung seiner Lehre eine kurze Ver- 

Sleichung des entwickelten Rechtsprincips mit 
en wichtigsten, in der Geschichte der Rechts- 
philosophie aufgestellten Theorieen folgen, d. h. 
eine freilich sehr kurze polemisch gehaltene 
Geschichte der rechtsphilosophischen Systeme 
von Plato an, die dabin zielt, zu zeigen, dass 
erst durch Krause diese Wissenschaft wahrhaft 
begründet und vollendet worden ist Doch gibt 
er nicht, eine in das Wesen der Sache an- 
gehende Kritik der von ihm aufgerührten, aber 
nicht filr stichhaltig erklärten Doctrinen. 

Das hierauf (S. 73—98.) folgende IV. Kap. 
handelt von den Formen der Entstehung 
und der Fortbildung des Rechts in der 
Gesellschaft oder von den Rechtsquel- 
len. 

Auch hier verfolgt der Verf. sdnen eigenen 
Weg und erklärt: dass die ganze Lehre von 



den Recbtscpiellen einer Revidon bedürfe. Er 
versucht dieselbe und führt, nachdem einiges 
Allgemeine über die Bedeutung der Formen im 
Rechts- und Staatsleben (S. 73—75.) voraus- 

Seschickt, aus: dass man bei jeder Entstehung 
es Rechts oder Rechtsquelle, so wie bei der 
Fortbildung des Rechts, den sachlichen (ob- 
jectiven) Grund und die subjective, tbiltige Ur- 
sache unterscheideu müsse; jener liege in den 
sich gegenseitig bedingenden Lebensverhältnis- 
sen und trete als Natur der Sache hervor, 
dieser im Willen, der aber durch die ver- 
schiedenen Arten der Erkenntniss und des Ge- 
fühles bestimmt werde. Von diesen zwei Fac- 
toren beleuchtet der Verf. nur den letzten und 

Siebt S. 80 fg. eine systemaUscLe Darstellung 
er Rechtsquellen. Er theilt sie ein A. in un- 
mittelbare, nemlich 1) die des Gewohn- 
heitsrechtes und 2) die der Gesetze. 
lieber das Wesen der ersten theilt er im Ganzen 
die Ansichten der historischen Schule, wiril 
dieser jedoch (wie Refer. däucht mit Recht) eine 
Ueberschälzung dieser nur bei den Völkern einer 
niederen Bildungsstufe vorwaltenden Rechtsqaelle 
vor (S. 84.), giebt als Erfordernisse ihrer Gül- 
tigkeit an a) die Angemessenheit zu den Le- 
bens- und Verkehrs- Verhältnissen, welche durch 
sie geregelt werden sollen, b) die Ueberzeugung 
ihrer rechtlichen Nothwendiffkeit, c) die beson- 
ders vom Canonischen Redite hervorgehobene 
Bedingung ihrer Vernunftmässigkeit und sagt 
d) negativ lie^e in diesen Erforaernissen, dass 
die Gewohnheit nicht gegen die guten Sitten, 
gegen die Vernunft streite und nicht aus der 
irrigen Meinung über das wirkliche Recht ent- 
standen sei. Vorausgesetzt wird gewiss, dass 
sie auch in einer Anzahl Fällen zur Anwendung 

Sekommen sei. Ein juristisch strenges Denken 
es Verf. dürile in dieser Darstellung wohl ver- 
misst werden. 

Was die Rechtsquelle des Gesetzes betrifft, 
so handelt er 1) von dessen Ursache, d. h. 
dem Willen und der Absicht des Gesetzgebers, 
2) dessen Wirksamkeit nach Zeit, Ort und dmi 
Personen, 3) den Arten der Gesetze, 4) von 
deren Auslegung, auch der Analogen. 

S. 92 geht er B. über auf die mittelbar 
Rechtsquellen, welche nach ihm in der 
Rechtswissenschaft und dem Gerichtsgebrauch; 
ja in wie weit auch der Richter sich vorzugs- 
weise von ihr leiten lassen muss, in der Bil- 
ligkeit bestehen. 

Der Gegenstand des fünften Kapitels (S. 98 
bis 110 ist der Staat, und zwar dessen Be- 
griff, Urspru g, Zweck, Verhältniss zur Gesell- 
schart, Verfassung und Verwaltung. — Der 
Inhalt des Kapitels ist ein jedoch selbständiger 
Auszug aus des Verfassers organischer Staats- 
lehre V. J. 1852. Der Staat ist nach ihm die 
unter einem gemeinsamen Recht zum 
Zweck des, durch organische Veran- 
staltungen zu realisirendenRechts auf 
einem gemeinsamen Wohnsitze, geord^ 
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nete Geiuelnschaft. Der Begrfff (die Idee) 
des Staates ist philosophisch^ dessen ihm sieh 
THir annähernde Gestaltung geschichUich. Sein 
ürsprong ist das Bedürfniss aber verschieden- 
artig, FamiHenstaat, Geschlechtsstaat, Volksstaat, 
Völler- oder Bundesstaat (den er auch Staaten- 
bund nennt). Der Zweck des Staates ist un- 
Hrittelbar die Realislrang und der Schutz des 
Rechts, mittelbar die Erhaltung des gesammten^ 
refigiösen, siUlichen, wissenschaftlichen, künst- 
lerischen und industriellen Lebens der Gesell- 
schaß, so dass der Begriff der lezteren ein 
weiterer als der des Staates, dieser aber der 
Rechtsorg'anismus der Gesellschaft ist und zwar 
sowohl ein innerer als ein äusserer. Die Staats- 
verfassung ist dessen ausdrücklich z. B. durch 
Vertrag oder stillschwelgend fesigestellte blei- 
bende Form, die Verwaltung, die nach Maass- 
gabe der Verfassungsfonnen durch die geord- 
neten Gewalten auf die Durchführung der Staats- 
zwecke gerichtete Staatsthätigkeit, bestehend in 
der Oberleitung des Staats durch die R e g i e r u n g, 
durch die Gesetzgebung und die vollziehende 
Gewalt. Die lezte ist nach der inneren Glie- 
derung Gemeinde und Centralverwaltung, nach 
dem Gegenstande Justiz oder Rechlsverwaltung 
(Civil - und Criminalrechtsgflege), und Wohlver- 
waltung, nemlich der Rellgions- und Kirchen- 
angelegenheiten, des Erziehungs- und Unter- 
richtswesens und der Fürsorge lür die öffentliche 
Sicherheit. Alles dieses ist in grosser Klarheit 
und Bestimmtheit dargestellt und in anziehender 
Sprache beleuchtet. Des Verf. Staatslehre bildet 
den ücbergang zum lezten VI. Kap. des philo- 
sophischen Theils der EncyclopäcÜe, der die 
UeberschHft führt: von der organischen 
Eintbeilung des Rechtssystems, von 
der formollen Eintheitung in Privat- 
und öffentliches Recht, und von der 
materiellen (teleologischen) nach den 
Lebenszwecken, Lebensgebieten und 
von der Verbindung beider Einthei- 
Ittngsgründe (S. 117 — 142). 

Der Verf. beginnt mit der Erklärung, dass 
das Recht bisher nach einem zwar richtigen, 
aber nicht ausreichenden Grunde in öffentliches 
und Privalrecht eingetheilt worden sei, nemlich 
so, dass manche Zweige schwer einzureihen 
sdm, z. B. das Kirchenrecht; es sei die for- 
MeHe Eintbeilung der auf der Verschiedenheit 
der Lebensverhältnisse beruhenden materiellen 
unterzuordnen. Der Begriff des Privatrechts 
wird daher von ihm bestimmt, als das Ganze 
der Bedingungen, unter welchen die einzelnen 
Glieder, phy^sciie und moralische Personen für 
sich und im freien Wechselverkehr untereinander 
ihr ethisches Wohl ohne die Kränkung gleich- 
massiger Rechte anderer in Selbstbestimmung 
(Autonomie) sichern und fördern können; der 
des öffentlidien Rechts dahin, dass es die or- 
ganischen Wechselverhältnisse zwischen den Cen- 
tralgUedern und den untergeordneten Gliedern 
nach tonen und nach aussen regele (S. 119). 

Jalirb. r. Reehiswiss. 1855. 



Beide sind nicht nach dem wesentlichen Zwecke, 
sondern nach der Art und Weise verschieden, 
wie ein und derselbe Hauptzweck entweder vor- 
waltend durch die freie Selbstbestimmung der 
einzelnen Glieder und für sie selbst, oder durch 
die Gemeinschaft und die gemeinsame Wechsel- 
wirkung aller Glieder verwirklicht werde (S. 120.), 
sie greifen aber als Zweige eines und desselben 
Ganzen überall orgam'sch in einander ein, z. B. 
das öffentliche in das Privatrecht durch (he ab- 
solut gebietenden und verbietenden Gesetze. 
Unrichtig sei die römische Auffassung, die vom 
Gegensatze des Privatnutzens und des gemein- 
samen Wohls ausgehe. (Diess scheint Refer. nur 
ein Wertstreit zu sein). Auch Savignys Aeus- 
scrung wird vom Verf. S. 124 (wie Refer. scheint) 
mit Unrecht verworfen, womach in dem öffent- 
lichen Rechte das Granze als Zweck, der Ein- 
zelne als untergeordnet erscheine, anstatt dass 
im Privatrechte der einzelne Mensch für sich 
Zweck sei und jedes Rechtsverhältniss sich nur 
als Mittel auf sein Dasein und seine besonderen 
Zwecke beziehe. 

Der Verf. versucht daher S. 124 durch eine 
Analyse der materiellen Eintbeilung nach dem 
im allgemeinen Menschheitszwecke oder dem 
Humanilätsprincip enthaltenen besonderen Zwecke 
der Religion, der schönen und nützli- 
chen Kunst, der Erziehung, des Unter- 
richts, der Sittlichkeit und des Rechts 
eine vollständige Grundlage zu gewinnen, weil diese 
verschiedenen Zwecke des Wohls eben so vie- 
len Gesellschadswissenschaflen zum Gegenstande 
werden. Da nemlich jeder dieser Zwecke eine 
rechtliche Seite hat, so werden dadurch 
die Zweige des öffentlichen Rechts von selbst 
bestimmt; er schematisirt S. 126 fg. dieselben 
in folgender Weise: 

L Menschheitsrecht, IL Religions- 
and Kirchenrecht und zwar A. Privat- 
religions- oder inneres Kirchenrecht, 
B. öffentliches (äusseres Religions- und Kirchen- 
recht, IlL Privat- und öffentliches Sittlich- 
keitsrecht, IV. Privat- und öffentliches Wis- 
senschafts- und Kunstrecht, V. desglei- 
chen ein doppeltes Erziehungs- undUnler- 
r i c h t s - und VI. ein zweifaches S a c h g ü- 
ter-Wirlhschaftsrecht; diess letzte ist 
(öffentliches und Privat) -Industrie, Handels- und 
Consumtionsrecht. VL Das Recht an und fiir 
sich selbst (man könnte es vielleicht das Justiz- 
recht nennen?) ist dann A) bürgerliches 
oder Givilrecht, sich spaltend in das allge- 
meine Personen-, Vermögens-, d. h. Sachen- 
und Obligationen- und Familienrecht; B. Staats- 
recht und zwar Staatsverfassungs - undStaats- 
verwaltungs-, d. h. Regierungs-, Gesetzgebungs- 
und Vollziehungsrecht (nemlich Rechtspflege und 
Prväentivjustiz und Wohlsverwaltungs - oder Ad- 
minislrativrecht gegliedert nach den oben ange- 
gebenen eignen Rechtszweigen zu Grunde lie- 
genden Wohlszwecken, C. öffentliches und Pri- 
vatvölkerrechl. Alle diese Zweige sind zu 
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behandeln philosophisch, empirisch infi 
guten Sinne des Wortes und raÜonoU empirisch 
— welche letzte Behandlung zur Wissenschaft 
der Poliük ftihrl. 

Refer. hat diesen ganzen Schematismus ge- 
treu wiedergegeben und fügt als Kritik nur die 
allgemeine Bemerkung bei^ dass durch denselben 
das Verständniss der verschiedenen Zweige der 
Rechtswissenschaft, wie diese sich praclisch ge- 
gliedert und zu eignen Lehrfächern ausgebildet 
haben, gewiss nicht erleichtert wird. So viele 
Zweige, wie der Verf. auflTührt, hat die Rechts- 
wissenschaft nicht: das einzige Richtige in seiner 
Ansicht ist nur, dass jeder Zweig des Privat- 
rechts öffentlich rechtliche Beziehungen hat und 
in jedem Zweige des öffentlichen Rechts auch 
privatrechtliche vorkommen und hervorzuheben 
sind. Einer ganz neuen Classification der Fächer 
der Rechtswissenschaft bedarf es aber nach des 
Refer. Ansicht gewiss nicht. Das nun S. 143 
beginnende zweite Buch „die Rechtsgeschichte'S 
kann vom Refer. in diesem Artikel, der blos 
der Rechtsphilosophie gewidmet ist, nicht be- 
rücksichtigt werden. 

IV. Die rechtsphilosophische Fun- 
damentallehre des Referenten nach ihrer 
neuesten Ausführung in dessen Philosophia 
juris lineamenta. Tübinffae 1855. p. 1. 

Wenn es für einen Schriftsteller immer miss- 
lich ist, in einer der Wissenschaft überhaupt 
gewidmeten kritischen Zeitschrift, Anzeigen sei- 
ner eignen Bücher zu machen, so giebt es doch 
Fälle, in welchen man diess zu thun verpflichtet 
ist. In einem solchen Falle befindet sich Ref., 
er hat im gegenwärtigen Jahre eine neue Dar- 
stellung seiner eigenen der Hauptsache nach 
freilich schon früher veröffentlichten Rechtsphi- 
losophie gegeben; dieselbe erscheint aber nun 
in festerer, höherer Begründung, und kann, weil 
sie bisher aus was immer fiir Gründen, weder 
so, wie Referent es wünscht, beachtet, noch 
von irgend einem Rechtsgelehrten genauer stu- 
dirt und richtig wieder gegeben wurde, offenbar 
von ihm selbst am getreuesten dargelegt werden. 
Auch haben die Lineamenta den Zweck, einen 
Umschwung in der Bearbeitung der Rechtsphi- 
losophie zu provociren. 

Refer. hat vorerst den Grund anzugeben, 
warum er sein Buch in lateinischer Sprache 
schrieb. Es ist kein anderer als der in der 
Vorrede dazu schon aufgefilhrte, dass er vor- 
zugsweise für das Ausland schrieb, insbesondere 
fiir England, wo sein erster Versuch dieser Art, 
die 18H0 erschienene Doctrina juris philosophica 
viele Jahre als Lehrbuch benützt wurde. Auch 
wollte er in den romanischen Ländern Europas 
und Americas diess Studium anregen. Das neue 
Buch ist aber nicht blos eine gänzliche Umar- 
beitung jener Doctrina von 1830, sondern auch 
der in seiner Rechtsphilosophie als Naturlehre 
des Rechts von 1839 (1855 vom Verleger neu 
ausgegeben) enthaltenen Theorie. In beiden 
Büchern erhebt sich der Verf. absichtlich so 



wenig wie möglich Über den empirisoheii Stand* 
punkt, er wollte eine von den phllosophfscheii 
Systemen unabhängig auf sich selbst stehende 
und daher von jed^ Recbtsgelehrten ab sol- 
chen, welcher Philosophie er auch huldigen 
möchte, annehmbare Lehre auEstellen. Seine 
Muster waren theils die Alten, wie Cic^o, thella 
die Schottischen Moralisten, theils die neueren 
Philosophen Frankreichs, namentUcb aus Royer 
Collards Schule. Allein er fühlte längst das 
Bedürfniss, seine juristische Fundamentallehre 
auch metbaphysisch und speculativ zu begrün- 
den und konnte es vollständig befriedigen durch 
die Annahme des Systeme« der Ethik seinei 
Herrn CoUegen und Freundes Fichte, mit dem 
er mehrjährigen Ideentauseh piegte. Es erffab 
sich aus der ffegenseltigen Auildärung, mss 
seine Grundanschauungen, spec^atlv weiter ge- 
führt, als die seines Freundes sich gestalteten 
und dass durch des Letzten Theorie seine ^gne 
die Festigkeit, Bestimmtheit und Klarheit erbielt^ 
welche die blos empirische Behandlung ihr nicht 
geben konnte. Seiner Seits hat Herr Prof. Flöhte 
im zweiten Bande seiner Ethik die Rechtslehre 
so dargestellt, dass Rdfer. in derselben seine 
Ansichten wiederfindet 

Wie schon oben bemerkt ist, schickt Ref. 
dem dogmatischen Theile seines Werkchens 
eine Uebersicht der Geschichte der Rechtsphil^ 
Sophie voran (%. 4 — 31.), von wekber hier 
welter nicht zu sprechen ist. In der Behand- 
lung des ersten v^band er, wie er es thun zu 
müssen glaubte, die analytische Methode mit der 
synthetischen und zwar so, dass er (wie er auch 
in seiner juristischen Encyclopädie $. 2 fg. ver- 
fuhr), mit der ersten begann und In aufsteigen- 
der Richtung zur Feststellunff des Urgrundes 
des Rechts und zu höchsten Prindpien zu ge- 
langen suchte. 

Von jeher huldigte er der Ansicht; die 
Rechtsphilosophie müsse die pbilosopUsche Be-* 
leuchtung des Rechts, d. h. des wirklichen Rechts, 
(freilich nur In abstracto) zum Gegenstände har 
ben, gerade wie die Naturphilosophie die reale 
(d. h. nicht dne a priori constrolrie) Natur. 
Nur auf diese Weise, glaubt er, könne sich die 
Rechtsphilosophie nicht verirren, nicht als Re- 
ligionsphilosophie oder als allgemeine Ethik oder 
als PoUtIk über ihr Ziel hinausgehen; sondern 
auf ihre wahre Aufgabe beschränkt das sete. 
was sie schon nach Ciceros Aensserung nna 
des Refer. fester Ueba*zeugung immer sein 
soll, eine philosophische Naturlehre des 
Rechts. Wie wenig die Benauiung Bern 
V. Moy gefällt, sie ist doch voUständig l>eneich- 
nend. 

Einen wesentlichen Gegensatz blhlel nun das 
System des Refer. za ieder, von ihm s. g. theo- 
logisirenden, Rechlsphilosoidiie einer- und nun 
rationalistischen Naturrecht andererseits^ 
und hat zum Hauptzweck, Ae manssgebende 
Rechtsphilosophie der historischen Semde z« 
werden, wie sich denn anch alle rechtq>hflo- 
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sopblscben ProUeme der letzten nach ihr voll- 
ständig lösen lassen, so zwar, dass Refer. ver- 
schiedenen in den Schrlüten Savigny's, Puchta's 
und Tboers enthaltenen Sätzen aU Consequenzen 
seiner Theorie oft unbedingt zuzustimmen und 
sie zu den seinigen zu machen sich bestimmt 
sah. 

Eine Rechtsphilosophie mit vorherrschender 
religiöser Färbung hält Referent für absolut 
abweisbar. Abgesehen davon, dass das Reclit 
bei allen civilisirten Völkern einen selbständi- 
gen Character hat, sollte es auch durch reli- 
giöse Yolksansichten modificirt sein, so dass 
dessen Wesen schon desshalb aus der Religion 
nicht erklärt werden kann; ist jedenfalls ein 
Erklärungsversuch dieser Art fast ebenso resul- 
tatlos, wie die Erklärungen der Naturgesetze 
und ihrer Eigentbümlichkeiten aus der blosen 
vorsehenden Weisheil Gottes, ohne die objective 
Constatirung derselben. Die Welt und in ihr 
das menschliche Gesohlecht sind zu selbständiger 
Existenz bestimmter Schöpfungen Gottes, und 
haben von ihm ihren bleibenden Organismus er- 
halten, um den diesem immanenten Gesetzen ge- 
mäss sich zu erhalten und zu entwickeln; auch 
die Gesetze des menschlichen Willens sind Got- 
tes Werk, und müssen doch ebenso an und für 
sich erkennbar sein, wie die der übrigen Natur, 
und da das Recht jedenfalls ein menschliches 
Willensproduct ist, so muss es doch aus der 
Physiologie des Willens, namentlich des von 
Fichte s. g. Grundwillens erkenn- und er- 
klärbar sein, ohne dass man genöthlgt ist, die 
christliche oder gar die katholisclie Religion 
herbeizuziehen, obwohl dieselben auch Bestäti- 
gungen in sich selbst riditiger rechtsphiloso- 
phiscber Wahrheiten enthalten. Ja auch ein 
beständiges Zurückgreifen auf rein philosophische 
Religionswahrheiten ist in der Rechtsphilosophie 
nicht am Platze, denn die jetzt s. g. Idee der 
Gotteinigkeit ist doch eine von der des 
Rechts oder der s. g. Moral im engeren Sinne 
sehr verschiedene, bildet den Gegenstand der 
Religionsphilosophie und ist nur insoweit in der 
Naturlebre des Rechts zu berücksichtigen, als 
die Religion überhaupt auf die Gestaltung des 
socialen Lebens einen Einfluss hat. 

Die Bechtsphilosophie des Refer. hat daher 
mit der Stahl's und v. Moy's nach dieser Rich- 
tung hiiL nichts gemein. Sie ist mit jeder Con- 
fessJon, ja mit jedem Religionssystem eben so 
vereinbar, wie die Geometrie, die Anatomie, 
die Physik u. s. w. Refer. hält es daher lur 
weseotiich nothwendig, dass bei der Behandlung 
Seses Zweiges der Rechtswissenschall der theo- 
loffische Standpunkt ausgeschlossen bleibe, und 
schmeichelt sich mit der Voraussetzung, dass 
alle unbefangenen Rechtsgelehrtcn und Philoso- 
phen ihm hierin beistimmen werden. 

Nach seiner Ansicht muss der Ausgangs- 
punkt jeder Rechtsphilosophie, welche keine 
rein metaphysische Wissenschaft ist, die That- 
sache des Daseins, des Rechts bei allen Völ- 



kern sein. Es ist das Product ihrer natio- 
nalen Willensthätigkeit und schllesstin sich, 

1) das Bestehen einer socialen Lebensordnung, 

2) die Feststellung vonFreiheits- (oder Rechts- 
sphären) in allen Kreisen und Verhältnissen der 
Menschen unter einander; Beide sind 3) das Werk 
einer gemeinsamen (ffeschichtUch hervortreten- 
den) Ansicht und Willensbethätigung der die 
Gemeinschaft bildenden Menschen. Daraus ergiebt 
sich schon mit Nothwendigkeit, dass das Recht 
eine dreifache Grundlage hat, a) die Lebens- 
ordnung, b) die durch das Denken ermittelte 
Bestimmung der Freiheitsgränzen , c) die von 
einem Volke gutgeheisene Regulirung der letzten. 
Ref. nennt die erste dieser Grundlagen die fac- 
tische oder materielle (wie theils Puchta, Tboel 
und Savigny) ; die zweite als Produckt des (ver- 
nünftigen) Denkens, die rationelle und (Ue 
dritte die geschichtliche. (Lineamenta fi.47). 
Die Rechtsphilosophie hat jede dieser drei Grund- 
lagen näher zu bestimmen, zu analysiren und 
ihren Einfluss auf die Gestaltung des Rechts 
nachzuweisen. Es ist unbestreitbar, dass ohne 
das Dasein oder die Voraussetzung des sociaten 
Lebens, also der Co existenz Verhältnisse vom 
Rechte nicht die Rede sein kann; der in der 
Welt allein lebende Mensch steht zwar in einem 
factischen — ja einem auch immer rein mora- 
lischen Verhältnisse zu sich selbst, zu Crott und 
zu der ihn umgebenden Natur. Allein diese 
Verhaltnisse mit Krause undAhrens als Rechts- 
verhältnisse aufzufassen, ist, wie auch Fichte 
kategorisch sich ausspricht, eine Verfälschung 
des RechtsbegriSes und eine Rechtsphilosophie, 
die von einem so weiten unrichtigen Begriffe 
ausgeht, muss sich verrennen und zu Resultaten 
gelangen, die mit dem was wirklich Recht ist, 
im Widerspruche stehen. Wodurch werden nun 
aber die geselligen Verhältnisse erzeugt, welche 
die materielle Grundlage des Rechts bilden? 
Zunächst durch den menschlichen Willen und 
zwar den socialen, welcher den physischen, 
intellectuellen und moralischen Bedürinissen ge- 
mäss — die menschliche Gemeinschaft oder 
vielmehr eine Anzahl von Gemeinschaften erzeugt, 
in welchen die sie bildenden Menschen sich ge- 
genseitig ergänzen. Daher nennt Fichte das so 
sich gestaltende Gemeinleben (gegenwärtig ziem- 
lich allgemein die Gesellschaft genannt), 
welches auch bei Stahl, von Moy und bei Ahrens 
stets und mit Recht in den Vordergrund tritt, 
die ergänzende Gemeinschaft und findet 
den Urgrund derselben in einer den menschlichen 
Grundwillen beherrschenden practischenidee, 
deren Momente zwei sind, nemlich 1) der Drang 
eines jeden durch die Gemeinschaft mit Andern 
sich zu vervollkommnen, d, h. sein Wohl zu 
begründen und zu fordern, 2) ein uninteressirtes 
Hineigen zu andern, das Wohlwollen (von 
den Allen Beneficientia von den Schollen Sympa- 
thie und dergleichen genannt). Die Kreise der 
ergänzenden (Temeinschall sind nun 1) die durch 
die öconomisehe Thätigkeit der Menschen er- 

8* 
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zeagte bärgerliche Gesellschaft, die Fa- 
milie, der Staat, die religiösen Genos- 
senschaften, die Völkerverbindungen, 
und die der Wissenschaft, Kunst und des 
allgemeinen humanen menschlichen 
Zusammenlebens. Gegenstand der Willens- 
thätigkeit ist in ihnen allen das eigene Wohl 
und das fremde; die Willensrichtung nach dem 
ersten hat Ref. in seinen früheren Lehrbüchern 
(mit Bentham) als die des Princips der Nütz- 
lichkeit in der Lineamentaals das derSelbst- 
vervollkommung (welches das der Nützlichkeit 
in sich begreift) bezeichnet; die WillensbesÜm- 
mung durch das zweite als die des Wohlwollens 
der Philanthropie, der Liebe (Charit^) im allge- 
meinen Sinne des Wortes. Diese beiden Prin- 
cipien erscheinen daher als Gesetze des Willens der 
Einzelnen und sind zugleich die wirkUchen Factoren 
des Geimeinlebens und seiner Ordnung. Es ist 
ganz verkehrt, wenn Ahrens die ergänzende Ge- 
meinschaft als das Product des Rechtsprincips 
ansieht, als welches eine von jener Idee ganz 
verschiedene ist, und nur den Willen bestimmt, 
die Lebensordnung den Character einer gerechten 
zu geben also die rechtliche Seite der durch 
sie erzeugten socialen Verhältnisse zu fixfren. 
Sie sind freilich Tür diese Fixlrung maassgebend, 
namentlich die innere Zweckbestimmung eines 
jeden, d. h. das was Stahl den teXog nennt, 
und ül)er dessen Annahme Refer. vollständig mit 
Stahl übereinstimmt (nur dass er die Sache mit 
anderen Worten bezeichnet, so dass er nicht 
bogreifen kann, warum Stahl in seiner Antikri- 
tik Ref. verwarf: er stehe auf dem veralteten 
Standpunkte des Naturrechls, welche das Recht 
und die Rechtsverhältnisse aus einem subjectiven 
Princip ableitet. Die Voraussetzung der durch 
die practische Idee der ergänzenden Gemeinschaft 
erzeugten Lebensverhältnisse, ist nach dem Ref. 
eben so noth wendig, wie in der Geometrie die 
von Linien, Winkeln, Figuren, Körpern u. s. w. 
Alle diese socialen Verhältnisse sind nun aber 
geschichtlich so gestaltet, dass che bei ihnen 
betheiligten Menschen eine von andern ihnen 
zugestandene Willens- oderFr ei h ei ts Sphäre 
haben, deren Verletzung das Unrecht ist. Die 
rechtsphilosophische Frage ist rücksichtlich die- 
ser Ordnung der Dinge die: warum — aus 
welchem den Willen bestimmenden Gründen, ge- 
stehen sich die in Gemeinschaft verbundenen 
Menschen diese Freiheitssphären zu? Diess ist 
das Hauptproblem der Rechtsphilosophie, welches 
man so wohlauf anthropolo8;ische als auf metaphy- 
sisch speculative Weise zu lösen versucht hat. 
Das erste Ihaten seil dem 17. Jahrhundert die 
Englander, Schotten und Franzosen, das letzte 
die deutschen Philosophen — diese freilich in 
einer Weise, welche die Lösung des Problems 
so sehr erschwerte, dass dieses selbst nicht 
mehr richtig aufgefasst wurde. Eine vollständige 
in jeder Beziehung befriedigende Lösung dessel- 
ben kann nur erzielt werden durch den anthro- 
pologischen und speculativen Nachweis des We- 



sens, dieser das Recht erzeugenden Gnmdrichtiiiig 
des Willens, indem so empirisch die Realität 
und Wirksamkeit dieses Princips und metaphy- 
sisch dessen Noth wendigkeit a priori festgestellt 
werden. 

Es ist bekannt, dass die menschliche Wll- 
lensthätigkeit, die darauf gerichtet ist, in den 
socialen Lebensverhältnissen jeden eine ihm notb- 
wendig zukommende oder gebührende Freihelts-* 
Sphäre zuzugestehen, von vielen als eine beson- 
dere Aeusserung des Nützliclikeitsprincips , oder 
wie man auch sagte, der Selbstliebe (des Egols* 
mus) aufgefasst wurde. Diess waren schon die 
Ansichten von Hobbes, Spinozas, Helvetius, 
Priestleys und anderen, zuletzt Beuthams, der 
die Theorie zu einem technisch entwickelten 
System auszubilden versuchte. Es ist femer be- 
kannt, dass andere Philosophen schon bei den 
Alten, in neuerer Zeit die Schotten, z. B. Hut- 
cheson. In Deutschland Jarke u. a. es aus dem 
Wohlwollen ableiteten, das in sdner bloss ne^ 
gativen Aeusserung — als Gerechtigkeit lA 
seiner positiven als Wohlthätigkelt hervor- 
trete , eine Ansicht mit welcher die eines unse- 
rer geistreichsten, erst In der neuesten Zeit gehörig 
gewürdigten deutschen Philosophen , nemllcn 
Arthur Schoppenhauers verwandt Ist, der den Ur- 
grund beider Willonsmotlven in dem der mensch- 
lichen Natur angeborenen Geftihle des Mitleids 
finden wilP). 

Eine dritte Klasse von Philosophen schon im 
Alterthum und namentlich bei den Schotten, z. B. 
von Ad. Smith und Dugald Stewart, nehmen Im 
Gegensatze der beiden Ansichten im Menschen 
einen eigenen Rechts- oder Gerechtigkeitstrieb, 
eine Suum culque tribuendl conslans et perpetaa 
voluntasan, und suchten auch wohl mit nv^r oder 
weniger Schärfe den Unterschied dieser elgenthüm- 
lichen moralischen Willensrichtung von der 
der egoistischen oder philanthropischen nadizu- 
weison, und erklärten sie für die erzeugende 
Ursache nicht blos des Im Gewissen eines jeden 
hervortretenden Unterscheidens von Recht und 
Unrecht, Gerecht und Ungerecht, sondern auch 
der Feststellung von solchen als die Ordnung 
des geselligen Lebens als Rechtsordnung 

gestaltende Ursache und beherrschende Macht 
less Ist nun auch die Ansicht des Refer. für 
den es sowohl in seinem Lehrbuche der Rechts- 
philosophie vom Jahre 1839 (S.71— 74) als in 
den Lineamentis eine Hauptaufgabe war die Rea- 
lität dieses Rechts- oder Gerechtigkeitstriebes 
und seinen absoluten Gegensatz zu den Princi- 
pien der Nützlichkeit (des Wohls) und des Wohl- 
wollens nachzuweisen. Er that diess in dem 
letzten Werkchen 8. 38, 39 mit der grösslmög- 
lichen Schärfe, und unter Hinweisung auf ge- 
wichtige Gewänrsmänner, unter welchen er aber 
als einen der bedeutendsten Schoppenhauer hätte 



1) S. dessen Schriit: die beiden Grundprobleme 
der Eüük. FrkM. 1841* S. 216— 234. 
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«nflttiren sollen , der in seiner ^ von den schwe- 
dischen Gesellschaften der Wissenschaften ge- 
krönten Preissschrift 9 den zweiten Theil seines 
Werkes über die beiden Grundprobleme 
der Moral S*18 und 19 den Gegensatz der 
(freien) Gerechtigkeit zum Wohlwollen (charitas) 
nnd den beider gegen das Nützlichkeitsprincip 
so überzeugend dargcthan hat, dass Reler. es 
sdur bedauert, zur Zeit der Abfassung seiner 
Lineamente die Schrift Schoppenhauers nicht ge- 
lesen zu haben. Die Annahme eines eigenen 
moralischen Grundtriebes der Gerechtigkeit, zählt 
auch unter den berühmtesten Rechtsgeiehr4eu 
unserer Zeit Vertheidiger, unter welchen Refer. 
vor allem Puchta nennt, der denselben als den 
dem Menschen angebohrenen Rechtssinn be- 
zeichnet. 

Die Wissenschaft ist aber durch den blos 
empirischen Nachweis der Willensgrundrichtung 
der (Gerechtigkeit eben so wenig befriedigt, wie 
durch die blos anthropologische BeweisRthrung 
der Realität des Moralischen überhaupt. Sie ver- 
langt eine speculativ, a priori geführte Consta- 
tirung derselben. Der deutsche Rationalismus 
hatte sich diese zur Aufgabe gemacht und schon 
Kant, wie Fichte Ethik I. zeigt die Apriorität 
des Sittengesetzes bewiesen: In Gemässheit 
des Entwicklungsganges, weichen seit Tho- 
masius das s. g. Naturrecht genommen hatte, 
stellte sich der Rationalismus eine doppelte Auf- 
gabe, d. h. die Feststellung eines höchsten Prin- 
clps der Moral und eines des Rechts ; fasste aber 
das letzte nicht auf als die das positive Recht 
erzeugende Grundursache, sondern als höchsten 
Gninc&itz einer durch die Vernunft sanctionirten, 
daher durch sich selbst geltenden Gesetzgd)ung, 
die über allem empirischen erhaben dieses nicht 
zu berücksichtigen habe und daher absolut bin- 
dendes Normalprincip alles (auch des positiven 
Rechts) sei und a priori zu construirende Grund- 
sätze einer abstracten Rechtsordnung enthalte, 
die man als metaphysisches Naturrecht (reines 
und angewandtes) formulirte und zwar so, dass 
man von angeborenen Rechten des Einzelnen 
Menschen — namentlich (wie Kant) von einem 
Urrecht der Freiheit ausging. Diess subjectiv 
rationalistische Naturrecht ist bekanntlich in einer 
grossen Zahl Lehrbüchern so zu sagen codificirt, 
ood bis 18B0 als unbezweifeltes Vemunftrecht 
von der Mehrzahl der deutschen Philosophen und 
RexhtsleJirer gelehrt worden. Die practische 
Unfruchtbarkeit dieser Doctrin führte zuerst ihren 
MisscredJt herbei, die AngriiTe der historischen 
Juristenschule und insbesondere die Stahls be- 
wirkten , dass man sie aufgab. Indessen hatte 
sie sich in Hegels Rechtsphilosophie schon als 
Begründangslehre des positiven Rechts durch 
dessen objectiven RationaUsmus gestaltet, frei- 
lich in einer Form, welche nur wenige positive 
Juristen ansprach. Es ist ein grosses, leider 
bis jetzt noch wenig anerkanntes Verdienst des 
Herrn Prof. Fidite in seiner Ethik die Aussöh- 
nong des Rationalismus mit den Grundanschauun- 



en der historischen Schule bewirkt zu haben. 

ie Rechtsphilosophie des Referaiten bildet die 
Uebergangsbrücke und inihrer neuesten Gestalt die 
vollständige Ausgleichung beider. Sie fasst die 
beiden Willensgesetze des uninteressirten Wohl- 
wollens und der Gerechtigkeit, verbunden mit 
den ethisirten Princip der Nützlichkeit als a priori 
erkennbare practische Ideen auf, und zeigt 
die eigenthümliche Richtung der Rechts- oder 
Gerechtigkeitsidee als die nicht blos das Geiühl 
und die Ueberzeugung von Recht und Unrecht 
erzeugende Ursache nach , sondern auch als das 
das Gemeinleben beherrschende und das positive 
Recht erschaffende Weltgesetz. — Die nähere 
Aufgabe der Wissenschaft ist daher zunächst die, 
die Art der Willensbestimmung dieser Idee als 
moralischen Naturgesetzes nachzuweisen im Ge- 
gensatz der Grundrichtungen der in der Idee der 
ergänzenden Gemeinschaft enthaltenen Principien 
der Yervollkommung (des eignen) und der 
Liebe (oder Förderung des fremden Wohls). 
Das Endergebniss ist der Nachweiss, einer be- 
sonderen Verstandesthätigkeit, die bemüht ist, 
in allen Kreisen und Verhältnissen der ergän- 
zenden Gemeinschaft (d. h. der socialen Lebens- 
ordnung) die rechtliche Seite derselben zu 
constatiren und durch eigne Normen — die 
Rechtsregeln — zu fixiren, so dass diese an 
und für sich factische Verhältnisse zu Rechts- 
verhältnissen, d. h. (wie V. Savigny sagt) zu 
Verhältnissen von Person zu Person vermittelt 
durch eine Rechtsregel sich gestalten. Zu zeigen, 
welches Verfahren der von der Idee der Gerech- 
tigkeit getriebene Geist enthält, um das was in 
den socialen Verhältnissen Recht sein soll, zu 
finden, ist daher eine zweite Hauptaufgabe der 
Rechtsphilosophie, deren Lösung das zweite Ka- 
pitiU in den Lineamentis J. 42 — 47 mit der Ueber- 
schrift de justi et injusti vi atque natura gewid- 
met ist. Von grosser Wichtigkeit Rir den Verf. 
war es die Anerkennung der dreifachen Grund- 
richtung des sittlichen Wollens auf das förmlichste 
anerkannt zu finden in Hegels Rechtsphilosophie, 
wo es in $.134 heisst: „Weil das Handeln fUr 
„sich einen besonderen Inhalt und bestimmt^ 
„Zweck erfordert, das Abslractum Pflicht aber 
„noch keinen solchen enthält: so entsteht die 
,^rage : was ist Pflicht? fiir diese Bestim- 
„mung ist zunächst noch nichts vorhanden als 
„diess: Recht zu thun und für das Wohl, sein 
„eignes Wohl und das Wohl in allgemeiner Be- 
„stimmung, das Wohl anderer zu sein.** 

Es ist durchaus nothwendig das Wort Ge- 
rechtigkeit (wie die Alten thun) im subjec- 
tiven Sinne zu nehmen und den Begriff derselben 
(so wie der Rechtsidee) als den der moralischen 
Natur des Menschen angeborenen Drang und als 
Gesetz des Grundwillens, gerecht zu sein 
oder Recht zu thun aufzufassen und nicht 
wie Stahl, Moy und andere entweder blos in 
einem obiectiven oder von vornherein doppelten; 
weil ja diess Wort uneigentlich gebraucht wird, 
wenn man darunter das als Norm der Gerechtig- 
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keit sanctionirte Recht — de Gerechtigkeit nennt 
und wenn man diesen Sinn festhält, diesselbe 
(wie Stahl in seinen früheren Ausgaben that) 
als das Product des Rechtes ansieht. 

Sie ist als Rechts sinn eine geistige An* 
läge des Menschen ebenso wie der Wahrheits- 
und Schönheitssinn — aber deshalb zunächst 
inhaltsleer, gewissermassen das moralische Auge, 
das uns in den Stand setzt, in den menschlichen 
Coexistenzverhältnissen das Richtige — als Recht 
zu fbdrende zu finden, verbunden mit der mo- 
ralischen Willensnöthigung, dem Gefundenen 
Semäss zu handeln. Die Yemunn geleitet von 
er Rechtsidee macht daher das Recht nicht aus 
sich selbst (es giebt kein in ihr ausgeprägtes und 
als Naturrecht zu formulirendes a priori gelten- 
des Vemunftrecht, sondern unsere Vernunft ist 
mit dem Vermögen begabt, die socialen Verhält- 
nisse vom Standpunkte der Idee der Gerechtig- 
keit zu beurtheilen und Normen des Rechtthuns 
in denselben aufzustellen. Die hier gegebene 
Auffassung ist durchaus mit der Fichtes überein- 
stimmend auf den Ref. daher (Ethik II. %. 10, 11) 
verweist. Der Act der Geistesthätigkeit, welcher 
das Auffinden des Gerechten znm Ziel hat, ist 
daher etwas rationelles, sein Ergebmss eine 
Ansicht von dem. was man in gegebenen Ver- 
hältnissen für Recht hält — und so rechtfertigt 
sich di^ Lehre des Referenten, welcher diese 
Grundlage des Rechts (das ja immer nur eine 
concreto Ansicht dieser Art uir bindend sanctio- 
nirt) die rationelle genannt hat. Wenn auch 
in dem teXog der Lebensverhältnisse (der s. g. 
Natur der Sache), die Anhaltspunkte (wie Bluhme 
sagt) die Keime des Rechts liegen; so ist das 
Recht selbst dadurch noch nicht vorhanden, in 
dem es ja in einem Ausspruch des menschlichen 
Geistes besteht, der nach dem er das Wesen 
der Verhältnisse (richtig oder unrichtig) erfasst 
hat, feststellt: was in denselben Recht zu sein 
erscheint, also zunächst Recht sein soll. Diese 
vom Refer. s. g. rationelle Grundlage des Rechts 
ist dasselbe was Stahl die Rechtsideen ge- 
nannt hat; und da er nun einerseits in seinem 
teXog die von uns s. g. materielle und ent- 
schieden auch die historische Grundluge 
des Rechts anerkennt (denn er sagt ja: alles 
Recht sei positives), so stimmt seine Rechtsphi- 
losophie (freilich ohne dass der sich dessen be- 
wttsst zu sein scheint) mit der des Referenten 
überein: nur dass er nicht hierin, sondern ver- 
mittelst seiner Unterscheidung des objectiven und 
subjectiven Ethos zum Rechtsbegriff kommt, d. h. 
das wahre Wesen des Rechts in etwas legt, wo 
es nicht zu finden ist, und so das Recht nur als 
eine durch Zwang festgestellte Staatsmoral sich 
gestaltet — in weldier der Urbegriff des Rechts 
und des Gerechten sich nicht findet. Dass bei 
V. Moy und Ahrens die Begriffsverwirrung, wo 
möglich noch stärker ist, wird Refer. nach der 
oben gegebenen Darstellung ihrer Theorie nicht 
nöthig haben, hier näher auszuführen. Die ei- 
genthümliche Verstandesrichtung, deren Ziel ist 



das als Recht anzuerkennende Richtige in den 
socialen Verhältnissen m erkennen, ist ein vom 
teleologischen Verfahren durchaus verschiedenes 
,Jurist]sches Denken, das dahin geht, dass 
durch jedes sociale Verhältniss als solches seinen 
Wesen nach objecti v Not h wendige (den telog) 
finden und anzuerkennen. Lineamenta 8. 45 46. 
Noch ist es Pur ihn unerlässlich (ehe er zur 
Beleuchtung der historischen Grundlage des Redils 
übergeht, seine Ansicht über das Verhältniss der 
materiellen und rationellen, genauer zu bestim- 
men und deutlich zu machen. Es wird sich dann 
das Verhältniss seiner Lehre zu den der drei 
genannten Gelehrten leicht beurtheilen lassen. — 
Die sociale und rechtlich geordnete Lebensord- 
nung wird erzeugt durch das Zusammenwirken 
zweier in drei Grundrichtungen den menschlichen 
Willen in deren Gestaltung leilenden praclischen 
Ideen (der der ergänzenden Gemeinschaft 
und der des Rechts) hervortretend als Motive 
des Nützlichen, des Philanthropischen 
und des G e r e c h t e n. Diese Lebensordnung hat 
aber bei allen Völkern vorerst eipen, sie als 
Organismus des Ganzen beherrschenden Unter- 
bau, bestehend in der allgemeinen gegenseitigen 
Stellung der zu einer (wir können sagen) staat- 
lichen Lebensgemeinschaft vereinigten Individuen. 
Diese Gemeinschaft — als erstes allgemeines 
Product des Geselligkeitstriebes, bedarf einer 
festen Begründung, um bestehen zu können, d. h. 
um nicht als Anarchie in einen chaotischen Zu- 
stand zu verfallen. Diess geschieht dadurch^ 
dass den zu ihr gehörenden Individuen ein 
äusserer Freiheitskreis zugewiesen und (wenn es 
zum Staate wirklich gekommen ist), durch die 
Staatsgewalt vermittelst des Zwanges gewähr- 
leistet wird. Das Zuweisen oder Zugestehen der 
Freiheitssphäre ist nichts anderes als die Aner- 
kennung ihrer Persönlichkeit — als einer 
{'edem zukommend unverletzbarenden Eigenschaft. 
)adurch werden die Individuen Personen im 
juristischen Sinne des Wortes, oder Rechtsob- 
jecte. Diese Anerkennung ist also die Conditio 
sine qua non der Verwirklichung der Rechts- 
idee, man begreift daher vollständig, wie das 
Kantische und Fichtesche m\d das Hegeische 
Nalurrecht davon ausgingen. Die von ihnen sich 
gestelten Aufgaben, die Verpflichtunc hiezu a 
priori zu deduciren; wie sie diess tnaten, ist 
bekannt; ihr specielles Ziel war aber^ darzulhun, 
dass jedem Menschen, als Vernunftwesen, diese 
Eigenschaft zukommen solle, was sie aber so 
ausdrückten, dass sie sagten, sie komme ihm 
von selbst zu. Stahl (u. v. Moy) sind in dieser 
Beziehung derselben Ansicht, nur stützen sie die 
Zuständigkeit der (juristischen Persönlichkeil) 
nicht auf einen Ausspruch der (reinen) Vernunft, 
sondern (wie wir sahen) auf die Persönlichkeit 
Gottes und den Zug der Persönlichkeit in der 
ganzen Schöpfung, oder auf Gottes Willen und 
Offenbarung. Sie sind daher sehr im Unrecht 
in dieser Beziehung mit so viel Eifer gegen das 
rationaUs^sche Naturrecht zu Felde zu ziehen, 
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Hess versuclile nur aaf anderem Weffe und Ton 
einein * anderen Standpunkte aus , dasselbe zu 
thiBi, was sie thaten^ und vielleicht nachhaltiger 
als 68 ihnen gelang. Die practische Durchfüh- 
rung des Princips der juristischen Persönlichkeit 
führt nun nothwendig zur Aurstellung eines recht- 
Itehen Grundorganismus des ffeselh'gen Lebens, 
in welchem zuerst die s. g. Urrechte, die aber 
nichts anders sind als die aus dem Begriff der 
Persdnlfchkeit sich ergebenden der anerkannten 
Person zukommenden Befugnisse, ferner zu einer 
Theorie des Eigenthums und der Verkehrs- der 
obligatorischen Verhältnisse, aus welchen be- 
kanntlich der Rationalismus das s. g. reine 
Naturrecht gemacht hat. Die dadurch gege- 
bene allgemeine Stellung der Personen in dem 
90 zur Rechtsgenosseiischafl gestalteten Gemein- 
ld>en ist nun das bleibende, was in keinem der 
in den einzelnen Verhältnissen der verschiedenen 
Kreise der ergänzenden Gemeinschaft, verletzt 
werden darf, wenn die sociale Lebensordnung 
als Rechtsordnung bestehen soll. Es ist das, in 
Bluhmes Encyclopädie, s. g. reine Recht. Allein 
(He gesatnmte öconomische Thätigkeit der Men- 
schen, das Familien- und Staatsleben erzeugt 
eine unendliche Zahl besonderer Verhältnisse in 
dieser Gemeinschaft, die aber alle nach ihrer 
rechtlichen Seite normirt werden müssen und 
zwar negativ, so dass jene fundamentale 
Rechtsordnung nicht verletzt und positiv, so 
dass in jedem besonderen socialen Verhältnisse, 
jedem Individuum diesem (dessen teXog) gemäss 
das ihm Gebührende zugetheilt werde, also in der 
Ehe, dem Verhältniss zwischen Eltern und Kin- 
dern^ dem Staate und den verschiedenen staat- 
lichen Instituten, sie mögen sich auf die öco- 
flomischen , wissenschaflnchen , künstlerischen 
oder religiösen Bedürfnisse beziehen. So glie- 
dert sich die ganze sociale und rechtliche Ord- 
nung in eine Menge Rechtsinstitute, welches wie 
Thoel richtig sagt, die juristischen Typen der 
factischen socialen Verhältnisse sind. 

Wie die einzelnen Menschen, haben auch die 
Völker, bei welchen die socialen Verhältnisse, 
ihre gesammte Gestaltung erhalten, über die 
Einrichtung des Gemeinlebens ihre concreten 
Anschauungen sowohl, was die socialen Instilutf 
als die der ergänzenden Gemeinschaft (des Wohls 
betrifll) als rücksichtlich ihrer recht li chenRe- 
ffuiirung (daher die -nationalen Verschieden- 
heiten des Rechts). Es lässt sich aber auch ehi 
Ideal in beiden Beziehungen denken, d. h. 
ein Musterbild der definitiven Normirung dersel- 
ben. Ein solches zu geben war nun bisher die 
Hauptaufgabe jedes rechts- und staatsphiloso- 
phigchen Systems, und Stahl, v. Moy und Ahrens 
versuditmi nichts anderes als dieses, gerade 
wie audi die von flinen perhorrescirten Kant. 
Fichte und die neu französischen Socialisten und 
Conranunisten, so dass es sich nur davon handelt, 
wessen Idealisirung richtiger und besser ist. 
Ihre Lehren sind alle nur subjective Ansichten, 
wie sehr ole dieselben auch für objectiv geboten 



halten: in Folge der Selbsttäuschung: ihre indi- 
viduelle Anschauung der sittlichen Weltordnung 
sei die von der Vernunft oder von Gott vorge- 
schriebene. Alle diese Theorien sind nur 
die des Sollens und es ist inconsequent 
die wirklich bei den Völkern bestehende Ord- 
nung, d. li. die des positiven Rechts dar- 
aus erklären zu wollen. Ja wenn oft nicht 
selten diese Erklärung, wie namentlich Stahl 
und Ahrens, gelingt, so liegt diess nicht in 
ihrer Theorie, sondern darin, dass sie abge- 
sehen von dieser das Richtige erblicken, oder 
auf eine künstliche oft nur gezwungene Weise 
das Geschichtliche aus ihren philosophischen Prä- 
missen ableiten. Ganz anders und weitergehend 
fasst Refi die Aufgabe der Rechtsphilosophie auf, 
nemlich als die erklärende Ck>nstatirung dessen 
was Rechtens sein muss (unter gegebenen so- 
cialen Verhältnissen) was Rechtens sein kann 
und was (damit das Recht der höchsten Idee so 
nahe wie möglich gebracht werde. Rechtens 
sein soll (Lineamenta S. 54 und in der Note 
dazu). Er konnte sich nur freuen, hiezu v. Moys 
Zustimmung zu erhalten, und muss bedauern, 
dass dieser dessen uneingedenk doch nur ein 
(und zwar nach dem katholischen Standpunkt) 
Rechtssystem des Sollens aufstellt, es für das 
allein maassgebende erklärt und dadurch alles 
ihm in der Wirklichkeit nicht entsprechend flir 
Unrecht halten musste. 

Um nun aber die Rechtsphilosophie in dem 
obenbezeichneten Umfange durchzuführen, war 
Refer. genöthigt, die drei Grundlagen des Rechts 
dialectisch zu analysiren und jede derselben zu 
beleuchten, was er in Cap.lII. seiner Lineamenta 
unter der Aufschrift de singulis juris constituendi 
conditionibus (8.48—59.) thut. Er zeigt zuerst, 
dass in jedem sich zu einem Rechtsverhältnisse 
eignenden factischen drei Momente zu unterschei- 
den sind, nemlich die Personen, die Sachen 
und die dasselbe erzeugenden Thatsachen, sie 
seien zufällige Ereignisse oder menschliche Hand- 
lungen, und wie mese Momente geeigenschaftet 
sein können; dann weist er nach, worauf sich 
die rechtlichen Bestimmungen derselben beziehen, 
und welche Arten von Rechtssätzen daraus her- 
vorgehea; endlich, auf welche Weise eine, als 
positives Recht bindende gemeinsame, Rechtsan- 
sicht, practisch wird, es sei durch Gewohnheit, 
Gesetz, oder durch den Ausspruch autorisirter 
Kunstverständiger (der Rechtsgelehrten), wenn 
bei einem Volke eine solche Sancttonirungsweise 
zugelassen ist, wie diess bei den Römern den 
Prätoren und im 11. und 12. Jahrhundert den 
deutschen Schöffen gestatiet war; so dass er 
a priori nachweist, dass es drei Arten von 
Rechtsquellen gebe, die aber nicht zu allen Zei- 
ten und bei allen Völkern mit gleicher Macht 
hervortreten ; nemlich Gewohnheits - Gesetzes- 
und Juristenrecht, von welchen jetzt, wo das 
Gesetzesrecht die Regel bildet, die erste und 
letzte Quelle von geringerer practischer Bedeu- 
tung sind; das letzte in fast ganz Europa so. 
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dass es (wie Ahrens richtig annimmt), nur nock 
eine mittelbare Rechtsquelle ist. Endlich zeigt 
er, hier v. Savigny und Beseler zustimmend, 
den naturgemässen Entwicklungsgang des Rechts, 
seinen Quellen nach, wie das Recht zuerst aus 
Gewohnheits- und Gesetzes-, zuletzt aber frei- 
lich nur der Form nach Juristen - oder gelehrtes 
Recht sei , und in der Codification eine formelle, 
aber organische Sanction erhalte. Neben den 
auf eine dieser drei Weisen entstandenen und 
als bindend sanctionirten Rechtsansichten, finden 
sich bei einem Volke noch immer die eignen, 
oft von ihnen abweichenden der Einzelnen oder 
der politschen Partheien, welche nur deren Ge- 
wissen binden , aber ireilich mit dem gel- 
tenden Rechte selbst in gewaltsame Conflicte 
gerathen und Revolutionen erzeugen können, 
•ie Verpflichtung der Minoritäten, sich den An- 
sichten der Majoritäten zu unterwerfen, ist die 
eines Nothrechts. 

Nach dieser Begründung und Beleuchtung 
der Grundlagen des Rechts war noch ein rechts- 
philosophisches Problem übrig: nemlich die Dar- 
legung der Natur des Rechts, und zwar 
sowohl im objectiven als subjectiven Sinne des 
Worts. Sie wird versucht im IV, Cap.: de na- 
tura juris disputatio ($. 60—69). 

Es beginnt mit der Analyse des objectiven 
Rechtsbegrifles und entwickelt dessen Momentn, 

Seht zur Beleuchtung der verschiedenen Arten 
er Rechtsnormen wer; giebt das Verhältniss 
der das jus strictum so oft modificirenden Nütz- 
lichkeitsgesetze an, constatirt das Wesen 
der Billigkeit und des Nothrechts, zeigt 
dann, wie der InbegriiT der bei einem Volke 
geltenden Rechtsnormen die Rechtsordnung und 
in ihr die Rechtsinstitute schafl^en, und die socia- 
len Verhältnisse zu Rechtsverhältnissen gestalten. 
Diese bilden ihm den Uebergang zum siäjectiven 
Rechtsbegriff, dessen drei Momente — Frei- 
heit, (moralische) Macht und die der Befug- 



niss entgegenetahende RechtsverhkKlUdhkeit 
gleichfalls beleuchtet werden. Hierauf folgt die 
Eintheilung der Rechte und die Lehre vom Er- 
werb und Verlust derselben. — Die ganze Dar- 
stellung ist im Wesentlichen nicht von der in 
des Refer. juristischer Encyclopädie enthallenea 
verschieden und wird deshalb hier nicht wieder- 
holt. In der ganzen Darstellung sucht Ref. das 
strengste dialectische Verfahren einzuhalten, wi^ 
dieses von einem Rechtsgelehrten als junsUschas 
Denken erfordert wird. Ueberhaupt hält er im- 
mer an diesem fest, so dass ein Rässoniren aus 
Nützlichkeitsgründen (in welcher Form oder 
Richtung dieselbe auch verkommen könnte) in 
seinem ganzen Werke als Regel ausgesclilossen 
bleibt und nur ausnahmsweise statt hat, wo der 
Gegenstand z. B. in der Lehre vom Eigenthum 
und den Staatsverfassungen es zulässt oder er- 
heischt. 

Schlüsslich glaubt Ref. die Leser noch auf 
seine Frei hei tstheorie und seine Rechtfer- 
tigung des Zwanges aufmerksam machen zu < 
sollen, die er aber erst im Verlaufe seines Wer- 
kes giebt. In erster ($8. 77—80.) unterschd- 
det er die natürliche moralische und die 
sociale, die letzte als die rechtliche Frei- 
heit. Der Zwang ist nach ihm nicht ein Mo- 
ment des Rechtsbegriffes^ sondern nur das Mittel 
der Gewährleistung des Rechts und daher auch 
ein Kennzeichen dessen, was wirklich bei eioon 
Volke als Recht giU ($. 128 — 129)1). 



1) Kürzere Darslclliuigen der rechtsphilosophischen 
Fundamenlallehre des Ref., verbunden mit der Kritilc ande- 
rer Ansichten finde t sich in dessen Aufs. : Die gegen- 
wärtige Aufgabe der Rechtsphilosophie in 
der Tübinger Zeitschrift für die Staats Wissenschaft vom 
J. 1852, S. 219, 474, 622, und B. 1. der kritischen 
Zeitschrift für die gesammte Rechtswissenschaft. Htt- 
delberg 1853, S. 37 fg. 



n. 
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58. dnudgedankea tad Bedeutanr des rdni- 
sclieii uad germanischea Rechts. Zur Vcrinitteiung 
der historischen und filosofischen Rechtsansicht 
und zur Empfehlung rechtsvergleichender Vor- 
träge. Von Karl Dav. Aug. Röder, Prof. der 
Rechtswiss. zu Heidelberg. Leipzig, Breitkopf 
und Härtel. 1855. 8. 137 S. 

Ungestümer denn je wird zwischen den stimm- 
filhrenden Geistern die Frage erwogen, welches 
Recht die philosophische, welches Recht 
die historsche Rechtsschule gehabt und ver- 
treten habe. Vielleicht wäre die Lösung dieser 



Frage, die eine zwiefache scheint und eine 
einfache ist, minder schwierig, als die viel- 
fachen mislungenen Versuche und mehreren 
kaum halbgeglückten Versuche annehmen lassen, 
wenn m'cht eine andere Grundfrage hinzutretend 

Gleichsam zu einer Kreuzung des einen Problems 
urch ein anderes fiihrte. Wer mit dem einen 
oder anderen sich einlässt, geräth alsbald, wenn 
er nicht sehr auf seiner Hut ist in einen Strudel 
bald mit, bald widereinander slrebender Momente 
und Motive. Nur derjenige wird durch diese 
Gefahren sich retten, welcher entweder spielend 
und flatternd über die Brandung hingleitet^ oder 
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weldm* mil voller Eoerffie und Wucht des sieg* 
reichen Gedankens die Brandung zu beschwören 
und den Fluihen Halt zu gebieten vermag. Diese 
Eneigie und Wucht haben wir in dem vorliegenden 
SchriAdien nicht zu entdecken vermocht, und 
darum werden die an die Stirn gestellten Prob- 
leme auch fortan drängen und brausen; dennoch 
ist das Geschick anzuerkennen, womit der \ciL 
sich durdi die Brandung gerettet hat. Er be- 
schaut sie sich von der erhabenen Höhe der 
Rechtsphilosophie aus, und sein Scbriflchen 
reiht sich daher in die Zahl derer ein, welche 
an die Lösung jener Probleme „vom allge- 
meinen Standpunkt aus^^ Hand anlegen. Wir 
wollen dieser Kichtung nicht ihr Recht schmälern, 
welches sie unzweifelhaft hat; wir gehören 
keineswegs zu den Verächtern philosophischer 
Spekulation. Aber wir meinen, dass alle Arbeit 
dieser Art nur halbe Arbeit ist, und dass ihre 
nothwendlge Ergänzung in dem Versuche liegt, 
von der gründlichen Bearbeitung einzelner In- 
stitute des römischen oder des germanischen 
Rechtes aus sich allmähüg zu den allgemeinen 
Gesichtspunkten empor zu schwingen. Wenn 
nun schon aus diesem Grunde wir in der Schrift 
des Verf. keine durchschlagende Entscheidung 
finden können, so stimmt sich deren Bedeutung, 
dünkt uns, auch noch dadurch herab, ilass der 
Verf. die ausgesprochenen Gedanken weniger 
zu einer geschlossenen Ordnung und gedrunge- 
nen Einheitlichkeit verarbeitet hat, als es wohl 
zu wünschen wäre für einen Versuch, welcher 
Anspruch auf Vermittelung und Versöhnung 
liämpfender Prinzipien und Parteien macht. Es 
spielen leicht und leuchtend durcheinander aller^ 
band Andeutungen über die Theorieen eines 
Thomasius und Rousseau, Hegel und Krause 
(dessen Anhänger der Verf. ist), Stahl und Has- 
ner, Ihering und Schmidt, Lenz und Esnuirch, 
aber es fehlt an der überwältigenden Herrschaft 
eines prägnanten eigenen Gedankens; es ist ein 
Spatziergang durch den Garten der Rechtswis- 
senschaft, durch welchen das Prühliugswehen 
der Neuzeit grünfarbend und knospentreibend 
wehet ^ und der Verf. knüpft bald an diesen 
Straucti , bald an jene Pflanze frische und glän- 
zende Eländer der eigenen Gedankenwelt; aber 
wir vermissen die Kraft jener einheitlichen Strö- 
mung, welche, einem klaren Grundgedanken 
eotqueUend, allein im Stande ist, zu überzeugen 
und fortzureissen. — Wir sagten eben, dass 
den unserer Zeit gestellten Problemen bald vom 
allgenfteinen, bald von einem einzelnen Stand- 
pimkte aus eine Lösung zu bereuen versucht 
wiH'den sei; von letzterer Art sind z. B. die 
Scinifl Dalbrttck's über die Uebernahme fremder 
Schulden, das Schriftchen Dankwardt's über die 
negotiorum gestio, das 2. Heft der Leist'schen 
Versuche; von er st er er Art dagegen ausser 
dem 1. Heft des letztgenannten Werkes die bereits 
so vielfach besprochenen Schriften von Ihering, 
C. A. Schmidt, Lenz, Esmarch. Die vorliegende 
Schrift aber kann als ein Versuch gelten, die 



zum Theil sehr auseinandergehenden Grundan-»- 
sichten, welche von jenen vier vertreten sind, 
zu versöhnen d. h. ihre Behauptnngen auf ihr 
rechtes Mass zurückzufiihren. Wir freuen uns 
des Taktes, mit welchem der Verf. verstanden 
hat, $ich dabei von groben Einseiligkeiten frei 
zu halten und wir treten ihm in allen Haupt- 
puiikkm bei, wie namentlich aus einer Verglei- 
chung seiner Schrift mit den von uns im 2. 
Bande der Münchener kritischen Ueberschau 
ausgesprochenen Ansichten hervorgeht. Wir 
freuen uns ferner der nationalen Gesinnung, 
welche an vielen Punkten zur Ehre des Verf. 
hindurchschimmert, und, wenn sie auch nicht 
unmittelbar Entscheidungskriterien zu Tage zu 
fördern vermag, doch zur Lebendigkeil der Dar- 
stellung erspriesslich beiträgt. Weniger aber 
können wir uns der Weise treuen, in welcher 
der Verf. auf den kühnen Fitligen der „Rechts- 
cncyclopädie" und der „Rechlspbilosopliie" em- 
porschwingen zu können meint über die juristi- 
schen Erziehungselemente, welche in dem Corpus 
{'uris, d. h. in ocm Bauwerk des R. R. unmiUel- 
>ar enthalten sind. Wenn uns doch der Verf. 
ein Lehrbuch der Rechtsencyclopädle oder der 
Rechtsphilosophie nennen wollte, welches für 
den juristischen Elementarunterricht uns das R. 
R. ersetzen könnte ! Nach unserer Ansicht ver- 
mag die ganze Schaar der deutschen Encyclo- 
pädieen und Philosophieen auch nicht einen 
einzigen Titel aus den Dig., z. B. pro socio, 
oderdecondictione indebiti, oder de contrahenda 
emtione zu ersetzen, so viele Verdienste auch 
einzelne jener Erzeugnisse deutschen Spekula- 
tionsgeistes Zugestandenermassen haben. 

Der Verf. ist selbst Rechtsphilosoph, aber wir 
können ihm nicht verhehlen, dass eine Philosophie 
uns nicht imponiren oder nur irgend genügen kann, 
welche z. B. mit dem germanischen Erbverlrag 
und der Rechtserscheinung der Papiere au porteur 
nicht fertig wird (S. 95 u. 101), welche die 
strenge Begriffslinie zwischen (wahrer) Ding- 
lichkeit und Obligationsnatur nicht sieht oder 
verwischt (S. 97), welche die römischen Sätze 
von der Unzulässigkeit der Singularsuccession bei 
ObUgationen und der ünmöglichkeitder Verträge 
mil incertae personae für Bornirtheilen (S. lOOj, 
und den Leuchtkugelglanz germanistischer Dränger 
für sonnige Genialität und Geistesfülle hält. So^ 
dann stimmen wir dem Verf. nicht bei, wenn er 
die Trefflichkeit des R. R. nur für das Privat- 
oder Vermögensrecht anerkennt. Gewiss ist es 
ein Hauptverdiensl der Römer, das Privatrecht 
überhaupt erst zur vollen Geburt gefördert zu 
haben, aber eben diese Geburl ist gar nicht 
anders denkbar, als dass mit ihr zugleich alle 
Grundelemente aller übrigen Rechlslheile zum 
klaren Bewusslsein gebracht wurden; so gewiss 
mit der Existenz einer einzelnen Zahl das ganze 
Zahlensystem von selbst gegeben ist, so gewiss 
finden wir die formalen Grundlagen aller 
Rechlslheile im R. R. vor, nicht bloss im Ver- 
mögensrecht, sondern auch im öffentlichen und 
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CHmlnalrecht: nur dass gerade im Vermögeiis- von den Servituten enthaltend. Leipzig, S.Hirzet. 

recht die nationeile Verschiedenheit der mensch- 1855. 301 S. 8. 
liehen Natur weniger bemericbar ist, und daher 

uns das römische Vermögensrecht näher ver- V^ir haben die im J. 1853 erschienene 2. 
wandt erscheint. (verm.) Auflage des 1. Bandes mit Freuden be- 
Wir würden in Verlegenheit gerathen, wenn grösst und begrüssen die endlich erfolgte Fort- 
man von uns in kurzen Zügen eine Darstellung setzung des Werkes mit derselben Freude: aus 
der Meinung des Verf. verlangte, welche er mancherlei Gründen, u. A. auch darum, well 
von der anzustrebenden Ausgleichung der phi- dieses Werk durch seine Eigenthümlichkeiten 
losophischen und der historischen Rechtsan- ganz besonders geschaiTen scheint, einen Damm 
Behauung hat Etwas bestimmter drückt er seine zu bilden gegen die neuerdings wieder heftiger 
Ansicht über eine Vermittelung der romanisti- werdende Strömung einer nechtsanschauung, 
sehen und der germanistischen Richtung aus; welche, wenn sie durchdränge, zu massloser 
vielleicht gelang dies dem Verf. darum besser, Nivellirung und Verflachung der civilistischen 
weil er hier einige unmittelbare Vorgänger hatte, Rechtswelt führen müsste. Es waltet zudem in 
an deren Gesichtspunkten er die Prägnanz der dem vorliegenden Werke jener männliche Ernst 
eigenen Anschauung sich kräftigen lassen konnte, und, man gestatte den Ausdruck, iene wissen- 
Das Stofiliche dieser Ausruhrung über die hi- schaftliche Keuschheit, ohne welche in keinem 
storische und praktische Bedeutung des R. R. Geistesgebiete etwas wahrhaft Dauerndes ge- 
für das moderne (germanische) Rechtsleben an- leistet wird, und deren Mangel gerade im Rechts- 
langend, so hallen wir, wie schon gesagt, den gebiet sich am bittersten zu rächen pflegt. 
Verf. für auf dem rechten Wege befindlich, nur Es ist dem Verf. zu einem besonderen Verdienst 
in manchen Beziehungen möchten wir noch zu anzurechnen, dass er inmitten des Massendranges 
Gunsten des R. R. gegen ihn in die Schran- antiquarischer Forschung den feinen Griffel des 
ken treten, z. B. wenn er (S. 80) mit Schmidt ächtjuristischen Denkens nicht hat stumpf und 
behauptet, „dass in den germanischen Volksrech- rostig werden lassen, und gern wollen wir 
ten der Rechtsgedanke jedenfalls mehr nach daher die Beschwerlichkeit mit in Kauf n^men, 
seiner ganzen Wesenheit erfasst^^ worden sei, welche uns durch die zuweilen in's Minutiöse 
und bei den Römern „die Gestalt über das We- ausartende Sorgsamkeit und das nicht selten zur 
sen (den Gehalt) des Rechts das Uebergewicht^^ Schwerfälligkeit herabsinkende Gedankengefilge 
gehabt habe (S. 87). Hier sind offenlw We- (vergl. z. B den den $. c. auf S.201 ausflilienden 
sen und Inhalt verwechselt und dadurch die Satz) verursacht werden; denn wir wissen, dass 
Form in das Gebiet des Unwesentlichen herab- es leichter ist, Schwung und Glätte des Aus- 
gedrückt. Dass es nun der Verf. mit jenem druckes zu gewinnen, als Tiefe und Fülle des 
„Wesen^* nicht so ernst meint, ersieht man frei- Sinnes gross zu ziehen. — Was den syste- 
Üch dann, wenn er (S. 102) sagt, dass „die matischen Aufbau des dargebotenen Stoffes an- 
Rechtsarbeit der Römer Wesentliches geleistet" langt, so zeigt eine äussere Vergleichung desselben 
habe; indess scheint es uns doch, als sei der mit aem 1852 in 4. Ausgabe erschienenen Pan- 
Einfluss der Schmidt'schen Schrift auf den Verf. dekten- Lehrbuch im Grundriss zunächst den 
etwas zu mächtig gewesen. Wir versuchen es, Unterschied, dass die hier den 4. Unterabschnitt 
uns den Gegensatz und das Verhältniss des bildende Lehre von den »Schutzmitteln des Ei- 
römischen und germanischen Rechtes, indem wir genthums^^ im vorliegenden Hefte ausgefallen 
an ihnen allerdings den Uebergang von der und so wohl fUr den Schluss der Gesammtlebre 
Gestalt zum Gehalt erkennen, durch eine von den Anglichen Rechten aufgespart ist. 
andere Formel noch näher zu ftlhren: wir stel- Das vorlegende Heft beginnt mit dem 2. 
len uns das R. R. als das juristische Epos, die Buche: „die einfachen Privatrechte.^ 
Erzeugnisse des reinen germanischen Rechts- Unter diesen versteht der Verf. (im Gegensatz 
Sinnes als die Lyrik des Rechts vor. Das der zusammengesetzten Privatrechte: des Fami- 
Wesen des Epos, der Lyra, und des Drama, liengüter- und Erbrechtes) die dinglichen, ob- 
welches die Vermählung jener beiden ist, ist ligatorischen und Familienrechtsverhältnisse. Wir 
ein organisches und ursprüngliches, und daher, halten diese Sondernng des Familiengüterrediles 
wie vielleicht nichts Anderes, geeignet, das ge- von dem einfachen Familienredit filr richtig, 
schichtUche Verhältniss des römischen und ger- nicht aber die Subsumirung des letzteren mtter 
manischen Rechts für den modernen Verkehr die einfachen Privatrechte, weil uns die Fami- 
klar zu machen. — ^ Kuntze. lien Verbindung als ein soziales Grunctohänomen 

neben Gemeinde, Staat und Privat- df. h. Ver- 
mögenssphäre erscheint. Die systematische In- 

51. Paadektea des Hinisckea Privatreckts aus konzinnität, welche in der freilich übUchen Ver- 

dem Standpunkte unseres heutigen Rechtssystems einigung des Vermögens- und Familienrechtes 

oder lastitntifDeB des gemeiaen deatscken (ÜTilrechts. liegt, tritt recht klar hervor, wenn man, vrie 

Von Eduard Böckin g. Zweiten Bandes erste der Verf. gerade thut, das vermögensrechtliche 

Lieferung ($%. 133 — 171), die Lehre vom Element der Familie ausscheidet und den „ein- 

Eigen thum und den grössten Theil der Lehre fachen^ Privalrechten gegenübco'stellt. Es ist hier 
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Riebt der Ort über die systematische Stellung fn der Abstractheit und der mannichfaltlgsten 
des reinen Famillenrechtes Ausführliches zu Bestimmungen fähigen Unbestimmtheit der Pri- 
sagen ^ und mag daher nur angedeutet werden, vatrechtsherrschafl des Subjecls über die kör- 
dass nach unserem Dafürhalten die Familie, perliche Sache als blossen und total als Gegen- 
weiche nicht bloss ein, sondern das soziale stand des Willens jenes: die positive Seite 
Gmndphänomen ist, einen eigenen Abschnitt und des Begriffs Ist die Beherrschung der Totalität 
zwar den ersten der gesammlen Rechts- und der Sache durch den Eigen thümer, welcher eben 
Staatsdoffmatik erhalten muss. Das Familien- deshalb sein Recht auch dadurch ausüben kann, 
güterrecht dagegen ist das durch Famllienvor- dass er Nichteigenthümern Rechte an seiner 
günge influirte Vermögensrecht. Sache gewährt; die negative Seite ist, dass 
Des l.CapitePsUeberschrift: ^^Ei^enthum nur er, nicht Andere, die Sache zu beherrschen, 
und dingliche Rechte, oder die Macht des er die Anderen von deren Beherrschung aus- 
Privatwillens über die Sache" deutet schon den zuschliessen berechtigt ist, weshalb er auch sein 
auf S. 8 ausdrücklich geltendgemachten Gedanken Recht dadurch ausüben kann, dass er andere, 
an, dass es zweckmässig sei, das Eigenthum Nichteigenthümer , nicht ausschliesst. So ergibt 
den „dinglichen Rechten im engeren Sinne*^ sich die Möglichkeit dinglicher Rechte an frem- 
entgegen zu setzen. Wir halten es dagegen der Sache" etc. Wir vermögen nun hier nicht 
für unzweckmässig, nicht blos, weil das Eigen- einzusehen, was dadurch gewonnen sei, dass 
thum so gut ein jus in re ist, wie die jura in das Moment der Ausschliesslichkeit als die ne- 
re aliena, sondern auch darum, weil die Symmetrie gative BegrifTsseile bezeichnet wird, und wie 
der technischen Systematik einen ffemeinsamen es logisch gerechtfertigt werden könne, zu sa- 
Namen heischt, welcher zugleich dem der ob- gen: „der Eigenlhümer hat und behält seine 
Kgatorischen Rechte entspricht, üeberdiess dtir- totale und ausschliessliche Privatherrschafl über 
fen üeberschriften nicht auskramen, sondern den Gegenstand, soweit (?) solche mit den zur 
müssen möglichst kompress sein. — Auf S. 6 Existenz gekommenen bestimmten Berech ligunffen 
vertheidigt der Verf. (gegen Puchta, Schil- des Inhabers des jus in re an dieser vereinbar 
ling, Sintenis und Schmid) die systema- sind." Eine solche Vereinbarkeit ist eben prin- 
tische Stellung der Emphyteuse und Superficies, cipiell zu leugnen, denn „AusschliessUchkeit" ist 
welche er sehr treflTend als „nicht bloss ver- eine absolut starre Eigenschaft. Wie wir dem- 
erbliche und veräusserllche , sondern auch qua- nach das Moment der „Ausschliesslichkeit" ab- 
litatlv gesteigerte Servitulencomplexe" bezeichnet, solut verwerfen müssen, so finden wir auch 
zwischen (also nach den) Senriluten und (vor durch Substituirung des Momentes der „Unbe- 
dem) Pfandrecht. Auch wir halten diese Stellung für stimmtheit" uns nicht gefordert; denn nimmer 
die richtigste wofern jene Rechte durchaus unter kann ein positiver Inhalt durch ein Negativitäts- 
die dinglichen Rechte placirt werden sollen; moment gefasst werden. Endlich genügt es nicht 
In der That aber scheinen sie uns an einen ganz zu sagen, dass der Eigenthümer „auch sein 
anderen Platz zu gehören, nämlich als (dinglich- Recht dadurch ausüben kann , dass er andere 
obligatorische) Kollektivrechte (zu denen nicht ausschliesst," oder (s. Anm. 24 des 
z. B. auch die Leibzucht gehört) nach der %. 134) „dass die servitutium natura in Betreff 
Klasse der obligatorischen Rechte an ihrem Orte; des Eigenthümers ist, dass er die afiirmative 
denn canon und solarium (durch welche jene Servitut patiatur:" denn (wie auch Javolenus 
Steigerung des Servitutinhaltes und die Vererb- „dominus nihil facere polest" sagt) er ist durch 
Hchkeit iwarbaupt rechtspolitisch erst motivirt die Servitut rechtlich beschränkt, 
werden) sind zu wichtige Theile oder Glieder Wie also — diese Frage müssen wir auch 
des Rechtsverhältm'sses , als dass sie in der nach des Verf. Auseinandersetzung wiederholen — 
Physiognomie des Systems verwischt werden vereinigt sich diese Beschränkung des Eigen- 
dürflen. — Der 1. Abschnitt, welcher vom thümers mit dem Eigenthumsbegriff? Antwort: 
Elffenthum Insbes. handelt, beginnt in seinem Das Eigenthumsrecht ist zwar eine totale, d.h. 
1. iJnterabschnitt (Begi-iff und dessen Ge- die Sache nach allen Richtungen ihrer Existenz 
schichte) mit einer sehr sorgfaltigen Erörterung und Qualität hin erfassende, nicht aber eine 
über die „Natur des Eigenthumsrechts;" wir aus seh Hess liehe Herrschaft, und daher lässt 
sind mit hohem Interesse dieser Begriflsanatomie eine fremde Nebenherrschaft über die Sache 
gefolgt, können uns aber am Schluss doch das Eigenthum ganz unanc^etastet. Der Eigen- 
nlcht gane für befriedigt erklären. Der Verf. thümer behält sein Eigenthum principiell unbe- 
tadelt (die, eine Inhaltsbeschreibunff mit einer schränkt wie bisher, nur in der Ausübung 
BegriffsbesÖmmung verwechselnde Definition über- desselben wird er durch eine altera persona be- 
gehen wir) die Definition: „gänzliche und aus- schränkt, und hat z. B. das jus altius tollendi 
schliessUche Privatherrschaft über die Sache," nicht absolut, sondern nur den Sevitutberechtig- 
weil sie, die abstrakte Natur des Eigenthums- ten gegenüber („invilo altere") verloren. M. a. 
redits verkennend, die nichttotale oder nicht- W.: weil durch Servitut die Ausschliesslichkeit 
ausschliessliche Herrschaft konsequent vom Ei- der Herrschaft des Eigenthümers aufgehalten 
genthumi^e^ff fem halten müsse; „die Natur wird, so kann die Ausschliesslichkeit nicht ein 
wer das Wesen des Eigenthums liegt vielmehr Begriffsmoment des Eigenthums (weder seiner 
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positiren noch negativen Seite) sein, und weil — Mit besonderer Sorgfiilt imd AiisfiihrU<Meik 
der Eigen tbümer durch eine Servitut beschränkt sind die naturalen Erwerbsarten durch Zu- 
wird, ohne doch das Eigenthum zu verlieren, wachs dargestellt; in BeirefT der Eintheilung 
so kann er nur in der Ausübung beschränkt derselben hat sich der Verf. am nächsten an 
sein. Eigenthum ist die totale, partielle Herr- Doneil angeschlossen, welcher die durch Fluss- 
schafken neben sich duldende Beherrschung, S er- gewalt bewirkten Veränderungen des Gmndei- 
vitut die partielle, den Eigenthümer in der genthums den übrigen nach einem logischen 
Ausübung seines Rechtes bcscbränkcnde, Rechts- Einthdlnngsgrund geordneten Accessionsfällenge- 
herrschail über das corpus. Vergl. meine Aus- genüberstellt. Nur beiläufig möge aus dem Ein- 
führung in der Heldelb. krit. Zeitschr. Bd. 2 zelnen dieses Abschnitts hervorgehoben wer- 
(1855) S. 237 — 244. den, dass die Bezeichnung des jus postUmini], 

In den folgenden 3 Paragraphen wird von als einer Fiktion (S. 128) von uns nicht ge- 
den „Formen und Stufen der Anerkennung des billigt werden kann, denn dieses jus schliesal 
Eigenthumsrechts^^ (quirlt, und bonitar. Eigenthum) nicht die Annahme einer Thatsache in sich 
Eigenthum und Possession , fingirtes Eigenthum (s. S* 148, Anm. 14), sondern enthält bloss eine 
des hon. fid. possessor), und in $. 1^ — 140 cessatio im Sinne der Retrotraktivkraft einer 
von den Beschrankungen des Eigenthumsrechts conditio. — Die Ansicht, dass der jactus mis- 
gehandelt. Hier bezeichnet der Verf. (S. 37) die silium nicht eine ächte traditio, sondern eine 
Abgabepflichtigkeit des Eigenthümers als eine derelictio sei, fertigt der Verf. (S. 155. 157) in 
Beschränkung des Eigenthums oder eine (öiTent- einem Tone ab , welcher beweisst, dass ihm die 
lichrechiliche) Beherrschung des Eigenthumsge- behutsame Erörterung der Frage durch v. Scheuri 
genstandes durch den Staat. Dies erscheint uns (Beiträge S. 206 ff.) entgangen ist. Da diese 
ungenau, indem wir in Jenem bloss eine Be- Streitfrage sich nun schon so lange fortgeschleppt, 
berrschung und Beschränkung des Eigenthümers, und ihre Entscheidung nicht ohne dogmatischen 
nicht aber des Eigenthumsgegenstandes zu er- Werth ist, so wollen wir unsere Ansicht, welche 
kennen vermögen. Ebenso ungenau scheint es derjenigen des Verf. entgegengesetzt ist, kurz 
uns , die Bannrechte (des germanischen Rechts) darlegen. Wir halten den jactus fiir eine Dere- 
als obligatorische Rechte zu bezeichnen (s. S- 139, liktion, welche nur um der EiffenthümlichkeM 
Anm. 38); dieselben sind nicht Rechte auf Leis- der sie begleitenden Umstände willen den äuse- 
tungen, s,ondem prohibitorische Rechte eigener ren Schein einer traditio gewinnt; v. Scheuri 
Art und z. B. dem konkursmässigen (prioritäti- nennt sie darum eine ,,modifizirte DereUktlon% 
sehen) Befriedigungsrecht der Liquidanten elvi- welche Bezeichnung wir jedoch für ungenan 
listisch verwandt. Am Schlusss des 8. 139 zieht oder doch gerährlich erachten , weil die „Modi- 
der Verf. gegen die Doktrin von einem domi- fication^' den juristischen Begriff der Dereliktion 
nium divinum (Ober- und Nutzcigenthum) zu ganz unberührt lässt und lediglich dem Gebiet 
Felde; wir tragen Bedenken in die herkömm- der äusseren That^ächlichkeit angehört Wir 
liehe Verdammung dieser Doktrin früherer Jahr- meinen hierunter folgendes: bei der traditio ist 
hunderte so unbedingt einzustimmen ; die Wahl der animus rem accipientis faciendi ein civilisti- 
jenes Ausdruckes hat zunächst als Protest ge- sches Moment der translatio rei, der Tradent 
gen die Auffassung des Ober - oder des Nutz- „will sein Eigenthum aufgeben, um den Empfän- 
eigenthums als eines jus in re allen a seine ger zum Eigenthümer zu machen^^ und daher 
volle Berechtigung und tiefen Sinn, und der po- „quodammodo sub conditione recessit de posses- 
sitive Kern ist, dass das Recht beider Milberech- sione" (ülp. in L 34 pr. D. 41, 2), wogegen 
(igten ein elementares Sachenrecht, ein Lehn- der Ausstreuer sein Eigenthum schlechthin auf- 
recht an der Sache sei; zur Bezeichnung solchen gibt (denn sonst wäre es widersinnig, die Sa- 
Rechtes fand man keinen passenderen Ausdruck eben zu werfen oder von sich zu lassen — s. 
als dominium, welches ja schon von den Römern L 5. 8. 1. D. 41, 7 — unter Umständen, wo 
in einem sehr verscluedenen oder umfassenden es ganz vom Zufall abhängt, ob sie ttberhaupl 
Sinne (dominium litis, negotii, proprietatis, he- auf- oder wiedergefangen werden), und sein 
reditatis) gebraucht wird. Wunsch, dass einer der Umstehenden etwas 

Der 2. Unterabschnitt ($.141 — 154) erlange, bloss das äussere Motiv des iactus, nicht 

zerfällt in die 3 Theile : I. Erfordernisse und ein civilistisches Element der Handlung selbst 

Arten des Eigenthumserwerbs. II. Civile Ei- ist, wie z. B. auch der, welcher ein kran- 

genthumserwerbsarten. III. Naturale Eigenthums- kes Thier einem notorischen Thierliebhri)er vor die 

Erwerbs- Arten. Wir finden hier, wie gewöhn- Thür setzt, und dass er es an- und aufnehme, 

lieh, in der Lehre von der Ersitzung justa wünscht, doch nicht tradens ist. Zu demselben 

causa und bona fides als „Eigenschaften des Be- Ergebniss eines Gegensatzes der traditio und des 

sitzes^^ systematisch eingeführt. Sollten aber jactus gelangen wir, falls wir von dem Beffriff 

nicht die neuerdings von v. Scheuri gemachten des ersteren als eines Vertrags ausg^en. 

und vom Verf. selbst berücksichtigten (s. S.108) Dass traditio ein Vertrag sei, nimmt, wie schon 

Bemerkungen dazu führen, jenen Momenten auch v. Savigny, im Allgemeinen auch v. Scheuri 

äusserlich eine selbstständige Stellung neben dem (S. 204 — 214) an, obschon er meint, dass 

Besitzmoment (Dauer, Kontinuität) zu gewähren? die Römer nicht überall ganz ftreng an 
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den Konäeqoeiiten dieser Tertragmietur festoe- er (bloss) eine Condhsirlmrtcdt der res traditä 
hallen hätten. Dieselbe scheint uns unter An* annehmen wollte. Nach unserer Ansicht bl^bt 
derm aus der Aeusserung des Paulus in 1. 31. die Antinomie, zu welcher auch v. Vangerow 
D. (41, 1), des Ulpian hu I. 84. pr. cit., sowie zurüdige^ffen hat^ bestehen und ist dogmen- 
aus den vielen Stellen hervorzugehmi, wo tra- geschichtUch erklärlich aus einem Wandel der 
ifilio und stipulatio neben einander (als Erwerbs^ Ansichten in der Rechtspolitlk, welche eine Ana- 
arten) betrachtet werden ; beide sind die Grund- logie in der Lehre vom obligatorischen Vertrag 
verkehrsforraen des dinglichen oder des obligatori- hat; ursprünglich beherrschte der Formalvertrag 
schenRechtesundVerträge, jene von naturaler, der stipulatio, welche ohne Yertragsgrund eine 
diese von civiler Art. Halten wir nun diese obligatio hervorbrachte, das ObligationengeUet; 
Vertragsnatur der traditio fest, so müssen wir diesem Standpunkt entspricht die abstrakte Auf- 
auch den jactus vom Traditfonsgebiet (gleich- fassungdertraditioSeiten Julians, welcher dieselbe 
wie die Auslobung vom Vertragsgebiet) aus- auch Eigenthumsübertragung wirken liess ohne 
schUessen, wenn wir nicht etwa uns zwingen Rücksidit auf das Dasein eines Traditionsgrun- 
wollten, den ungeheuerlichen Gedanken eines des: und dieser Standpunkt scheint ipso jure 
Vertrags mit einer „incerta persona^ zu fas- richtig, d. h. aus dem jus sirictum hervorgehend, 
sen; ungeheuerlich aber wäre solcher Gedanke, welches sich rein an den abstrakten Willen hält, 
weil der Begriff des Vertrags das Gegenüber- Gleichwie nun aber später im Obligationenrecht 
stehen zweier, mindestens objektiv bestimmter, die konkrete causa debendi immer mehr zur 
bdividuen und die Bichtuag des Willens des Geltung gelangte und durch Schöpfung indivi- 
tradens auf ein bestimmtes , wenn auch ihm nur dueller Vertragsarten zu einem rechtlichen Mo- 
allgemein signirtes (z. B. im Stellvertreter dar- ment des obligatorischen Vertrags erhoben ward, 
gestelltes) Individuum voraussetzt. Ausserdem so sehen wir auch, dass imGi^iet des Sachen- 
aber gehört zur traditio auch Kontinuität der rechtes die traditio, zuletzt entschieden vonPau- 
Rechtswirkung für tradens und accipiens, und las und Ulpian, im engsten Zusammenhang mit 
gerade diese fehlt dem jactus prinzipiell, weil der causa gebracht wird. Gleichwie der aus 
das ex- oder accipere hier ganz von Zufall ab- KaufirertragKlagemte sich nicht auf nudum pac- 
hängt; der jaciens tradirt folglich nicht, sondern tum, sondern auf causa emtionis berufen musste, 
prästirt bloss facultatem occupandi coilibet prae- so musste auch der traditio, um sie wirksam za 
senti, und der entkommene Vogel oder clas in machen, eine causa vorausgehen, die traditio 
den Koth getretene Geldstück ist res nullius, durfte nicht bloss „nuda^ sein (Paul, in t. 51 
Mit diesem Krffebniss lassen sich auch die Ouel- D. 41, 1); dieser Ansicht des Paulus entspri<^t 
len weit leichter in Einklang bringen als nut nun die Meinung des Ulp. in 1. 18 pr. cit. im 
der Ansicht des Verf., denn keine der einschlä- gewöhnlich angenommenen Sinne g^nz und gar, 
gigen Stellen bedient sich, auffallend genug, des während der ältere Julian noch auf dem Stand- 
tedinisciien Wortes „traditio^% Justinian behau- pwikte des strictum oder merum jus stehen ge- 
delt im unmittelbaren Anschluss an den jactus blieben war: woraus wir dem Julian keinen Vor- 
die derelictio („qua raUone^M in $.47. J. H., 1) wurf machen wollen, der nur die Kompilatoren 
and stellt die Aeusserung des Pomponius (I. 5. triflt. Uebrigens kann uns jene Wandelung in 
S. 1. D. 41, 7) in den Titel „pro derelicto"; Be^ff der Behandlung der traditio um so we- 
und in dieser Stelle will der Jurist die sparsio niger verwundern, wenn wir in Betracht ziehen, 
nicht bloss (wie der Verf. wähnt) mit der derelicUo wie auch in anderer Beziehung die Auffassung 
vergleichen, sondern jene als eine Art oder Form der traditio bei den römischen Juristen Wechsehi 
dieser verstanden wissen („sicuti cum^^ ... „eaque unterworfen war (s. z. B. v. Scbeuri, Beiträge, 
cum quis'O; endlich gebt aus 1. 5. D. 42. 8. S. 202—204). 

hervor, dass nach des Soc. Ansidit der Witte Der 3. Unterabschnitt (Beendigung des 

des possidere omittens, einen Anderen Eigen- Eigenthums) handelt I. vom Untergang des Ge- 

thiimer werden zu hissen, den Begriff der De- genstandes od^ Subjekts; 11. von Wiederauihe- 

reliktion keineswegs aufhebe. — Eine genauere bung des Erwerbs und HI. vom Aufgeben des 

Beachtung als der eben behandelten Streitfrage Eigenthums und den Veräusserungsbeschrän- 

hal der Verf. der Antinomie zwischen Julian kungen. 

und Ulpian in Betreff der Eigenthumswirkung Der I.Unterabschnitt des 2« Abschnit- 

eiaer auf verschiedener causa der Interessenten tes handelt in 2 Titeln von den selbstständi- 

nihenden traditio gewidmet, indem er (S. 162 gen oder dinglichen Nutzungsrechten, 

— 164) nachzuweisen sucht, dass in der That d. h. den Servituten, der Emphyteuse und Su- 

gar keine Antinomie vorliege, vielmehr die Worte perfides, im Gegensatz zu dem Pfandrecht als 

des Olpian, „nummos accipientis non fieri'^ so dem unselbststän<Sgen dinglichen Recht. I.Titel: 

za verstehen seien: Der Empfänger werde Servitutes. I* deren Natur im Allg. (%, 160 

nicht definitiv Eigenthümer, es könne ihm bis —162). Der Verf. findet sich hier öfters im 

zur Consumtion des Geldes dieses condizirt wer- Fall, gegen Elvers' Auffassung der Servitut zu 

den. Wir halten diesen Vereinigsversuch für polemisiren, er hält namentlich daran fest, dass 

verfehlt, weil wir es nicht ghiuben, dass der die Servitut ein Recht am corpus selbst, und 

Jurist so ungenau gesprochen haben könne, wenn nicht an einer fingirten Sache, sowie dass ein^ 
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Servitut aB einer res.nullHis undenkbar sei. Ei* 
ner ausführlichen Erwägung sehen wir die Na- 
lur der serv. oneris ferendi unterstellt; der Verf. 
findet in ihr keine Ausnahme (von der Regel, 
dass serv. in faciendo consistere nequeat), weil 
yjba Wirklichkeit das vermeintliche iacere eben 
gac keine Obligation, sondern das factum esse 
eine Voraussetzung des paU^' sei , und die Ser- 
vitut nicht fordere, ^dass der paries idoneus 
gemacht werde, sonaem dass er da sei/^ Das 
aber scheint uns eine Spitzfindigkeit zu sein, 
denn liegt es in der Natur der Sache, dass die 
Forderung des Vorhandenseins eines paries ido- 
neus unter Umständen zu einem facere (reficere) 
verpflichtet, so bildet diese eventuelle Verbind- 
lichkeit eben einen Theil des Inhaltes der s: g. 
serv. oneris ferendi, und es ist unmöglich, den 
bei von einem reinen pati^ zu reden; dieses 
pati trägt eben ein üacere in der Tasche mit 
sich. Es wird daher wohl kein anderer Ausweg 
sein , als diese S^vitut für ein gemischtes Rechts- 
verhältniss d. h. für ein dingliches Nutzungs- 
recht mit eventuellem Anspruch auf reficere 
(praestare) und letzteres als ein durch die uti* 
Utatis ratio begründetes admlniculum dos eigent- 
lichen jus zu betrachten, welches durch die Klaffe 
aus der Servitut geltend gemacht wird, gleich- 
wie der dolus in contractu durch die Kontrakts- 
klage. Mit dieser Auffassung scheinen uns auch 
L 6 ». 2 1. 7 L 8 §. 2 D. (8, 5), wo ausdrück- 
lich eine Zwiefache Klagsubstanz („nt onera fe- 
rat et aedificia reficiat'^ — „parietem idoneum 

Eaestare jubet judex^O hervorgehoben und im 
^gensatz hierzu von der serv. tigni immittendi 
gesagt wird, dass ihr Inhalt nicht „contra ge- 
nera servüutium^^ sei; auch 1. 6 t. 3 D. ^>d. 
scheint uns gegen den Verf. zu sprechen. 

In $. 161 ^zeichnet der Verf. die Prädial- 
servitut als diejenige, deren Subjekt eine unbe- 
wegliche Sache sei; es ist dies der einzige 
Punkt, worin wir der Polemik des Verf. gegen 
Elvers nicht ganz, beitreten können (s. unsere 
Bemerkungen gegen Heinzelmann in der heidelb. 
krit. Zeltscbr. Bd. 1 S. 548 — 552). In Betreff 
der vielfach ventilirlen Frage, weldies das Kri- 
terium des Unterschieds zwischen Rustikal- und 
Urbanservituten sei, entscheidet sich der Verf. 
dafür, dass es lediglich auf die naturale Qualität 
des herrschenden Grundstücks ankomme (s. An- 
hang L zu «. 161 S. 218—251); die 1. 14 J. 3 
D. C34, 1) erfährt einen neuen Erklärungsver- 
such (Anhang II. zu %. 161). In Betreff der 
MoUvirung der Unveräusswlichkeit der Servitut 
erklärt sich der Verf. energisch gegen Elvers, 
der sie auf das äussere Moment einer mangeln- 
den Uebertragungsform hat stützen wollen. Zu 
dem, was der Verf. über Untheilbarkeit der 
Servitut (S. 2*25 ff.) gesagt hat, kann unsere 
Auseinandersetzung in der heidelb. Zeitschr. 
(Bd.2 S.557— 5W)) vergBchen werden. — In 
$§,163 — 171 werden die einzelnen Arten (per- 
sönliche und prädiale Servituten) der Servitut 
behandelt. Besonderen Fleias hat hier der VerÜ 



auf eine Veranschaidichuiig der nraktischmi Ge- 
stattung des Missbrauchs nach Inhalt undUmfamr 
der involvirten Befugnisse verwendet (S. 240 
— 250). Die Klassifikation der Urbanservitol 
anlangend so unterscheidet der Verf., je nach- 
dem sie das herrschende Gebäude berechtigen, 
einen Theil seiner selbst im Nachbarraume zu 
haben, oder zu einer positiven Einwirkung auf 
den letzteren, oder aber zur Negation einer solchen 
Behandlung des serviens , welche den Werth des 
herrschen&n mindern würde, berechtigen, oder 
je nachdem sie nur Befreiungen von ohnediess 
obliegenden Beschränkungen enthalten: weldie 
letztere Klasse er als Beseitigung einer gesetz- 
lichen Eigenthumsbeschränkung, oder als t heil- 
weis eWiederaufhebunff der entgegenstehenden 
Servitut charakterisirt (S. 297). 

Kuntze. 

M. SialiteiMlIifiM. desetie Im ErflyingMrii. 

Ein Ausländer hatte im Ausland mit einer 
Fabrik- Gesellschaft in Bayern einen Vertrag 
abgeschlossen, nach welchem er die Geschäfts- 
Icitung der Fabrik übernahm. Bei eatstandeneo 
Streitigkeiten wurde das Bayerische Recht ange- 
wendet, da hier fr. 21 de 0. et A. massgebend 
sei und die Gesetze des Orts der Ck)ntract-&rich- 
tung nur hinsichtlich der Form und der Solen- 
nität der Handlung zu beobachten seien. (BL f. 
RA. in Bayern. 1854. S. 362 f.) 31. 

61. UnmieBUidie Mt 

Zur Lehre von der unvordenklidien Zeit. 
(Versuch einer Kritik der Ansichten des Preus- 
sischen Obertribunals über die Begründung von 
persönlichen Rechten durch unvordenkliche Zeit). 
Von JusUzrath Reinhard in EhrenbreitsteiB. 
(Archiv f. d. civil. Praxis Bd.XXXVIU. S.186fO 

Das Obertribunal hat sich über die Anwend- 
barkeit der sog. Immemorialpräscription auf f^per- 
sönliche aus dem Obligationenrechte abgeleitete^' 
Forderungsrechte zu wiederholten Malen in aus- 
führlichen Erörterungen vernehmen lassen. Die 
erste Entscheidung verneint die Frage, weil bei 
jenen Rechten „der, jede Art der erwerbenden 
Verjährung bedingende juristische Besitz nichft 
möglich sei.'^ Nachdem aber später derselbe 
Senat de» Grundsatz aussprechen wollte, dass 
nach gemeinem Rechte auch bei solchen Rechten, 
an welche, als p^sönlichen, ein juristischer 
Besitz nicht stattfinde, die unvordenkliche Ver- 
jährung dennoch zulässig sei, wurde die Frage^ 
ob durch die unvordenkliche Verjährung des ffe- 
meinen Rechts auch solche Rechte begründet 
werden könnten, an welchen als persönlichea 
ein juristischer Besitz im Sinne des R. R. nicht 
stattfindet, zur Entscheidung das Plenum gestellt 
und durch Beschluss vom iT.Juni 1844 vernei- 
nend entschieden. Der Verfasser unterwirft diese 
drei Entscheidungen einer Kritik. Der Verlasser 
meint ^ dass die Wirksamkeit der unvord^akli^ 
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Zeil nicht ftberall den Besito, die Grand- 
kge der V^'älurung, sor wesenüichen Voraus- 
seUuBg kabe. Das cap. I. de praescr. in VI. 
deutet nach der richtigen Lesart (probatio) nicht 
auf eine eigentliche Verjähnmg. Ebenso cap. 26 
X. de V. S. Viehnefar sei die hier erwähnte 
oonsnetudo als EntstehuDgsgrund nicht blos des 
akjectlven, sondmn subsidiär auch des subiecti- 
Ten Rechts m betrachlen und die fraglichen 
Stella weder von einer Präsumtion des reeht- 
nässigen Erwerbs^ noch von einer Erwerbung 
durch Verjährung, sondern von einem Erwerbe 
dorch consaetwlo zu yerstehcn. Wo wirklicher 
Besits stattfinde^ da liönne von Verjährung, na- 
mentlich auch von unvordenklicher, — wo Besitz 
nicht möglich ist, da könne von der Wirksamkeit 
fliner langen rcusp. imvordenklichen consueUido 
die Rede sein. So in c. 3 Cod. VUI. 53. AUer- 
diags müsse ein besitsähnliches, ein dauerndes 
Vflriuiltttiss in d^ wiederkehrenden Leistong in 
der Mitte liegen« Die Wirlisamkeit bezöge sich 
jedoch nur m die wiederkehrende Leistung selbst 
Eine langjährige Zinsenzahlung begründe daher 
nicht Am Recht auf das Capital selbst, vielmehr 
sie ihre Wirlcsamkeit als Kechtsgrund von der 
Unstreitigkeit oder dem Beweise des Capitals 
abhängig; wie weit sie fiir das Capital beweise, 
sieProcessirage. Besitz sei also aair unvordenk-« 
heben Zeit iSicht nöthig. Ebensowenig lasse 
sich, wie schon die allgemeine deutsche nechts- 
ansicht ergebe, die imvordenkliche Zelt aitf pn- 
MklstischeRechtsvOThältnlsse beschränken. 18. 

12. loit. IB iategr. 

haben AcHenvOToine, als solche, selbst dann 
nicht zu beanspruchen, wenn sie die Eigen- 
schafton einer moralischen Person beigelegt er- 
hatten habot (Enisch. d. OAG. zu I). Sachs. 
Zeitschr. Xm. S. 2ö4). 26. 

CS. Speeüeatiaa. 

De Specificatione. Dlss. inaug. quam pro 
s. i. n. j. h. c. composuit ac consensu et auc- 
toritate amplissimi Ictorum ordinis in alma litter. 
univ. Toricensi ante diem XIV. Cal. Jun. publ. 
detHenricus Honegger, Hinwilensis. Turici. 
Typ. aircheri et Furreri MDCCCLV. 32 S. gr 8. 

Die Ansichten der älteren römischen Rechts- 
id^en werden summarisch beleuchtet und die 
Gnmdsätze des Justinianischen Rechts kürzlich 
wieder gegeben. Endlich wird der einschlagen- 
den Beatimmungen des Preuss. Landrechls, des 
Code Napoleon, des Englischen Redits, und des 
neaen Zürcher Civilgesetzbnchs gedacht. Die 
letzt^en werden folgender Maassen characteri- 
rirt: Tandem in novo codice nostro Turicensi 
(M. 637 aqq.) merum jus Justinianeum habemus, 
secnndum ejus interpretatlonem, quae plerisque 
placet: — disttnguitur utrum species nova ad 
pristfaiam materiam reduci possit an non; non 
Aattngnitvr Inter bonam et malam idem; semper 



apedficmti dominlnm toUas, speciei coiceditur, 
si et ipso partem roateriae adjecerit; rationibua 
ejus, q/oi dominium speciei non nancisdtur, ac- 
tione in personam consulitur. 13. 

iL PmABÜehe SmitXtea. 

Eine persönliche Servität erlischt, wenn die 
Möglichkeit ihrer Benutzung aufhört. (Holsteini- 
sche Anzeigen 1855 I. Quartal. Erkenntniss des 
0. A. G. zu Kiel). Dem Verkäufer dnes Grund- 
stücks war das Recht reservirt, ein zum ver- 
luiuflen Grundstück gehöriges Schauer für seine 
Lebenszeit zu benutzen. Jede andere Disposi- 
tionsbefugniss des Nutzniessers war ausgescnlos* 
sen, er vielmehr verpflichtet, worden, wenn er 
das Schauer nicht mehr benutzen wollte, das- 
selbe dem Käufer des ganzen Grundstücks zur 
freien Disposition zurückzuUefern. Die Habe 
des Ususfructuars verfiel in Concurs. und sein 
Wohnhaus, von welchem aus alldn der Zugang 
zum Schauer ihm möglich gewesen war, kam 
durch öffentliche Versteigerung in fremde Hände. 
Es wurde erkannt: Nachdem dem bisher Be- 
rechtigten , in Folge des Verkaufs seines benach- 
bartoi Hauses, der Zugang zum Schauer genom- 
men worden, und mithin die Möglichkeit der 
Benutzung des letzteren nicht mehr vorhanden^ 
sei auch die persönliche Servität selbst erlo- 
schen. 39. 

<S. SernhM Tiae. 

Für den Veijährungserwerb einer servitos 
viae bleibt es ohneBinfluss, wenn während des 
V^ährungszeitrauros die wirthschaftUche Be- 
ni^ungsweise des iundus dominans eine vot- 
schiedene gewesen, z. B. aus Wahl oder Wiese 
Feld gemacht worden. (OAG. zu Dr. Sachs. 
Zeitschr. N. F. XIV. 151.) 2a 

II. Famhfiigkdt der Tertrige. 

lieber den Grund und die rechtliche Bedeu- 
tung der Formlosigkeit der Verträge nach beu- 
tigem Rechte. Vom OberAppR. Prof. Dr. Heim- 
bach zu Jena. (Zeitschr. f. Civih*. u.Proc.N.F, 
Bd. XIll. S. 91 f.) 

Der Verf. referirt zunächst die versddednen 
Ansichten über den Grund, weshalb es gekom- 
men, dass wir, obgleich das Römische Recht 
Im Allgemeinen aufgenommen worden sei, den 
Unterschied zwischen stipulatio und pactum nu- 
dum nicht anerkannt, vielmehr auch dem letz- 
teren Klagbarkeit beigelest haben. Der Verf. 
findet, dass man zeither me Frage nicht beant- 
wortet habe^ was in Deutschknd zu der Nicht- 
anwendung der römischen Stipulatlonsform Ver- 
anlassung gegeben habe. Es sei hier mit der 
Berufung auf ein entgegenstehendes allffemelnes 
deutsches Gewohnheiterecht oder auf gieichrbr- 
nrigen Gerichtsbrauch nicht abgethan; viefanebf 
müsse gezeigt warden, kiwleCnn deutscher Volks- 
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sinn, deutsches Recht und Sitte der Reception 
der römischen Stipulation entgegenstanden. Es 
hsse sich nachweisen, dass die Klagbarkeit der 
formlosen Verträge In Deutschland längst vor 
der Aufnahme des römischen Rechts anerkannt 
gewesen; es sei auch erweislich, worauf die- 
selbe beruhe. Er glaube den Schlüssel zur Lö- 
sung der Frage In der Beweistheorie und In dem 
Systeme der Beweismittel des älteren deatschen 
Rechts suchen zu müssen. Der Verf. findet mm 
— unter Bezugnahme auf Plancks Ausfuhrungen 
in d. Zeitschr. f. deutsches Recht Bd. X. S. 205 f. — 
In dem altdeutschen Parteieneide den gesuchten 
Grund, indem bei diesem es lediglich darauf 
ankam, ob der Beklagte das llbeiilrte Verspre- 
chen oder Gelübde zugestand oder teugnete mid 
ersteren Falls er es ernilien, letzteren Falls es 
durch seinen Eid ablehnen musste. Nur die 
Thatsache, ob das Versprechen geleistet worden, 
nicht auch, welche causa Ihm zum Grunde kig, 
ei^chled. Allerdings habe das ältere deutsche 
Redit Formen der Vertrüge gekannt, wie die 
Verträge über Erwerb von Eigenihum oder an- 
d^n dinglichen Rechten an Immobilien bewiesen. 
Auf diese habe sich auch, da hier die gericht- 
liche Anflassung eine absolut wesentliche Form 
war, der Parteleneid nicht bezogen. Hier schloss 
der gerichtliche Act von selbst den Parteieneid 
und jedes andere Zeugniss aus. Im Allgemeinen 
sei jedoch zu bemerken, dass das blosse An- 
fiihren Klägers, wie Beklagter ihm schuldig sei, 
nicht hingereicht habe, vielmehr sei der Be- 
klagte erst dann zu einer bestimmten Erklärung 
verbunden gewesen, wenn Kläger sich über den 
Entstehungsgrund der Schuld näher und bestimm- 
ter ausgesprochen hatte. Dies hing jedoch vom 
Verlangen des Beklagten ab , ohne dass von der 
näheren Angabe der Richter die Entscheidung 
bezüglich des Eides abhängig gemacht hätte. 
Der Parteieneid habe später durch Berufung auf 
beugen, Urkunden etc. ausgeschlossen und über- 
boten werden können; er sei sewissermflssen 
später ein Beweismittel in der Hand des Geg- 
ners geworden. Diese Veränderungen seien je- 
doch auf den hier fmglichen Grundsalz ohne 
EInfluss geblieben. Wenn auch der Grundsalz, 
dass man ein aussergerichtliches Gelöbniss zu- 
gestehen oder abschwören müsse, nicht mehr 
gegolten, vielmehr der Schwur durch anderen 
Beweis des Versprechens abgewendet werden 
konnte, so habe sich doch die Regel erhaUen, 
dass je^ies Gelöbniss ohne eine bestimmte Form 
klagbar gewesen. Es frage sich nun, welche 
von den beiden Theorien über die rechtliche 
Bedeutung des formlosen Vertrags die richtige 
sei, ob der formlose Vertrag an sich, gleich- 
wie die römische Stipulation, ein Klagrecnt be- 
S runde oder ob das Hinzutreten einer causa zur 
lagbarkeit erfordert werde. Das deutsche Recht 
habe jedes Gelöbniss als klagbar anerkannt. Ob 
das Gelöbniss oder Versprechen In der bewuss- 
len Absicht einer Gegenleistung oder unter dem 
b«wus6ten Absehen voa einer GegenleisUuig, 



also in der Absidit zu schenken, geschehen 
war, sei nach dem älteren Verfahren in der 
Regel deshalb nicht Gegenstand rechtlicher Ver- 
handlung und Entscheidung geworden , well nach 
dem Erwähnten Alles von der Erklärung des 
Beklagten abgehangen, der, wenn er zugestand, 
das Gelöbniss erföUen, im Leugnungsfalle es 
abschwören musste. Dessenimgeachtet seien (tte 
Umstände, unter denen das C^löbniss abgelegt 
worden, in Betracht gezogen worden und der 
Kläger auf Verhingen des^ Beklagten verpflichtet 
gewesen, den Entstehungsgrund der Sdmid an- 
zugeben, wie insbesond^ aus den Bestimmun- 
gen der Rechtsbücher über die Spielschulden 
hervorgehe. Auch bei unsem Vorftihren habe 
der Wille, durch ein aussergerichtliches Gelöb- 
niss sich zu verpflichten, nur dann angenommen 
werden können, wenn die dadurch versprochene 
Leistung mit Rücksicht auf eine vergangene oder 
zukünftige Cregenletstung oder mit bewusslem 
Absehen von jeder Gegenleistung gelobt war. 
Es trat nun die allgemeine Verpflicbtang sor 
näheren Begründung der Klage, auch ohne Ver- 
langen des Begklagten, ein. uie Beibgniss und 
Verpffichtung des Gmchts, diese zu verlangen, 
lag auch in der veränderten Stellung des Ge- 
richts, welches eine rechtsprechende Staats- 
behörde, eingesetzt, um den Schutz des Staats, 
gegen Rechtsverletzungen zu gewähren, gewor- 
den. Die nähere Begründung der Klage wurde 
mit dem Wegfall des Parteieneides femer des- 
halb noihwendig, weil die Bewelsßihrung nidit 
mehr als ein Recht der Partelen betrachtet wurde, 
sondern eine Pflicht derselben geworden war. 
Ein weiteres Moment habe In der Reception der 
fremden Rechte gelegen. Es gebe in demselben 
nämUch eine Menge Falle , In welchen ein Klagrechl 
nicht Stattfinde. Bei einem allgemeinen |[lag- 
vorbringen könne der Richter nicht ermessen, 
ob ein solcher unzulässiger Anspruch vorliege. 
Endlich habe das Interesse der Vertheidigung 
des Beklagten eine specielle DarsteHung der 
Thatsachen, welche den Klaganspruch begrün- 
den, verlangt. — Der Verf. wendet sich hier- 
auf zur sogen, cautio indiscreta. Das altere 
Recht schon habe eine eidliche Ablehnung öflbnt- 
llcher Urkunden nicht zugelassen, was auch 
wohl bei Privaturkimden , welche mit einer ge- 
wissen Zahl von Instrumentszeugen verseten, 
der Fall gewesen. Andere Privaturkunden seien 
nicht in Betracht gekommen und der Beklierte 
auf sie sich zu erUären nicht verbunden gewe- 
sen, da in der Hauptsache der Parteieneld ent- 
schied, bis man die Urkunde als ein Geständnisa 
anzusehen sich gewöhnte und durch den Eid nur 
die Frage über oieAechtheit gelöst wurde. Wie 
bei den Klagen überhaupt, so wurde audi bei 
Urkunden späterhin es nothwendig, dass in llinea 
der Grund der Schuld ausgedürckt wlhrde. Aua^ 
serdem galt sie fiir irrecognoscibel. — Hier- 
mit stehen auch die Grundsätze des älteren deut- 
schen Rechts über das dem Gläubiger wegen 
Schulden zusiebende Pfaiidungsrecht in Veri^in- 
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DMA herviM'gaganfleiu Hiewis tolge auch, dass 
die OualUäl der Schuld In der Urkunde ausge- 
dEUcki werden .mü^se* Nur solle man $jch des*- 
halb, nftcht wä( das gemeine Rechi berufen. 22. 

Mi Seher 4« feteteMeBZwaBf, üeYertrige 
iMfUic^ n errichte!. Vom Staatsrath D. v. 
Arnold EU Mttiiehen. (Gerichlssaal 1854 Bd.U. 
S. 131 f-) 

Geaelzgebunffen einzebier Länder gebieten 
bahL dh» schrißfiche bald 9ogar die gerichtliche 
Enichliuig der Verträge und S-ohen iiir dieNicht- 
befelgui^ des Gebots bald.GeUstrafe, baUNlch^ 
igkeü^ des- Vertrags, bald lassen si& nur den 
üweh des Vertrags njcbt durch Zeugen^ son- 
dern led%tteh durch Urkunden und Eideszusctüe- 
hang ixjL Das römische Recht habe dagegen 
Bit Ausbildung des Verkehrs die Verträge, der 
Regel nach, von den früheren Formen befreit, 
fia&st rftcksicbfclich der 2ur füntragung in die 
flrand- Und Uypeihekenbücher bestimmten Ver- 
träge sei doch zuzugeben, dass sie auch ohne 
ScmiftUchkeit Giltigkeit zwischen den Contra- 
hente» haben sollten. Der VerC will nun die 
Frage wegen schrifilieher Errichtung der Verträge, 
ohne blii^ Adoption oder Verwerfung fremder 
GesetKgebiKigen, nur im deutschen Interesse mit 
RücksichA auf die Grundsätze des Rechts und desr 
Zweckmässigkeit erörtern. Die Gesetzgebungen, 
welche schriftliche Errichtung der Verträge vor- 
schreiben, beruhen auf zwei verschiedenen Sy- 
stemen, je nachdem sie von der Form die Gil- 
tigkeit des Vertrags abhängen lassen (Preussen) 
oder den Beweiss durch Zeugen ausschliessen 
(Frankreich). Allein es werde diese Vorschrift 
auf Gegenstäode höhereu Werths beschränkt und 
ebenso auch bßi solchen Gegenständen höheren 
Wertbs manche Ausnahme poch im Interesse des 
Verkehrs .zugelassen. D^r Verf. referirt diese 
Ausnahmen im preussischeti und französischen 
Reebie* Dagegen lasse die französische Gesetz- 
gebung keinen Beweis durch Zeugen darüber 
zu, £^8 etwas gegen den Inhalt der scliriftli- 
Am Urkunde und ausser demselben verabredet 
worden sei. Es lasse sich nun aus Rücksicht 
aat die SicherheU der Stipulationen nicht ver- 
jkenaea, wie es wünschenswertb wäre, dass 
über aUe Verträge, welche nicht sogleich go- 
geaseilig erfilllt werden, scUrirtlidie Urkunden 
errjßhtet würden. Allein es könne in derLegis- 
lation nipht immer darauf ankommen, was wün- 
achenawerth oder angenehm sei, sondern die 
Eecfaisverhandlung zu schützen und ordnen, nicht 
lia zu. vernicbieu und zu schwächen oder zu 
erschweren oder den Verkehr durch übermässige 
Bevormundimff des Publicums zu hemmen. Die 
Belästigiiltt «es Gebots der schriftlichen Auf- 
richtung der Verträge sei um so grösser, als 
selbst der gebildete^ des Schreibens kundige 
Mann nicbl. stets zur schriftlichen Ablassung 
eines Vortraga S^N^g sei und die Hinweisung 

Jahrb. l Reelitswiss. 1855. 



des einen Contrahenten durch den and^n auf 
dieses Gebot als die Furcht vor Gefahr eines 
Vertragbruchs von diesem genüssdeutet werden 
könne. Unvollständigkeit und Unklarheit der Ur- 
kunden, — Beförderung der Winkelschriftsteller 
sei die Folge. Audi lieffe ein Widerspruch da- 
rin, dass ein grosser Theil der Verträge von 
diesem Gebote eximirt sei. Das preussiscne Ge- 
setz, hervorgegangen aus einer Bevormundung 
und durchlöchert von verschiedenen Ausnahmen, 
habe sich nicht bewährt. Das französische Ge- 
setz trage nicht einmal den Schein des Wohl- 
wollens ßlr seine Unterthanen an sich, sondern 
z^e, indem es nur den Zeugenbeweis aus- 
schUesse, deutlich, wie es ihm nur darum zu 
thun sei, die Zeit und Mühe der gerichtUchen 
Zeugenvernehmung zu ersparen. Daraus, dass 
der Zeugenbeweis bisweilen unzuverlässig sei, 
folge um so weniger ein Grund für dessen Aus- 
schUessung, als auch der Urkundenbeweis nicht 
stets untrüglich sei und das französische Recht 
da. wo nur der sogen. „Anfang eines schriftli- 
chen Beweises" vorhanden sei, andere Beweis- 
mittel zulasse. Der Verf. prüft und widerlegt 
auch die sonst für die französische Vorschrift 
angefilhrlen Gründe und fiilirt Aussprüche meh- 
rerer deutscher Rechtsgelehrten an, die ihm bei- 
stimmen. So sagt z. B. Arndts : „Erfordert das 
Gesetz die Schrift nur zum Beweise, so verführt 
es gewissermassen zu unredlicher Ableugnung 
des nicht schriftlichen Vertrags und wenn es zu 
deren Bekämpfung, wie der (x)de Napoleon, noch 
die Eideszuscbiebung gestattet, so kann daraus 
das sonderbare Ergebniss folgen, dass der Ab- 
schwörende auf die Aussage von Zeugen, welche 
nichts gilt für civilrechtlichen Beweis 
des abgeschlossenen Vertrags , strafrechtlich 
wegen Meineids verurtheilt werden kann." — 
Das österreichische Gesetzbuch $. 883 kenne 
diese Beschränkungen des Verkehrs nicht und 
lasse nur mündliche Verabredungen, welche bei 
einem schriftlichen Vertrage geschehen sein 
sollen, aber mit der Urkunde nicht übereinstim- 
men, nicht wirken. Dieser Bestimmung sei kein 
Beifall zu zollen. Gerecht und zweckmässig 
seien die Vorschläge des K. Sachs. Entwurfs. 

33. 

(8. lieber den röuischea Rechtssatz: ebligalie 
ab iierede iaeipere aen petest. Inaugeraldiss. zur 
Erlangung der Doctorwürde in b. R. R. , vorge- 
legt der neben staatswissenschaftlichen Facultät 
der Universität Zürich den 22. Decbr. 1855 von 
Melchior Römer von Zürich. Zürich, Druck 
V. J. J. Ulrich 1855 (41 S. gr. 8.) 

Der Verf. — in der neuesten Literatur wie 
in den Quellen sehr wohl bewandert — be- 
leuchtet zur Darlegung der Geschichte des auf 
dem Titel bezeichneten Rechtsatzes die classi- 
sche Zeit und sodann die Abänderungen Justi- 
nians. Die Polemik ist u. A. insbesondere ge- 
gen V. Scheuert, Beiträge zur Bearbeitung des 

9 
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Rom. Rechts HI. p. 102 ff., g^erfehtet. bidem 
der Verf. die reine Geltung des Satzes: ObK- 
galio ab berede incipere non potest in der das* 
siscben Periode nacbwelsst, dagegen die Bedeu- 
tung des Justlnianiscben Gegensatzes : Obligatio 
ab berede incipere potest scnarf bervorhebt, jmi 
insbesondere bemerklich macht: dass durch L. 13 
C. de contr. stip. (VIII. 38) der Ausspruch des 
Venulejus in der L. 137 ». 8 D. de V. 0. (XLV. 1) 
ausser Krafl gesetzt ist und sich die bd dem 
Erblasser entstandenen Obligationen , wo er sich 
und einen von mehreren Erben im Vertrag er- 
wähnt hat, ohne Unterschied zwischen dare 
und facere nach dem Grundsätze: 'obligatSones 
ipso jure inter heredes dividuntur theilen; so- 
wie, dass, wenn der Erblasser mit Hinweglfts- 
sung seiner eigenen Person Eanen von mehreren 
Erben in die ubligation gebracht hat, nach dem 
Contractswillen auch nur dieser Eine berechllgt 
resp. verpflichtet werde, wirft er zuletzt einen 
Blick auf das neueste gemeine Recht, welches 
den Willen der Partheien zur maassgebenden 
Richtschnur fttr die Beurtheihing der Vertrage 
erhoben. 13. 

69. Correalobligatioii. 

Ein den Bürgen verurtheilendes Erkennt- 
niss ist in seiner Wirkung auf dessen Person 
beschränkt, und berührt den Hauptschuldner so 
wenig als etwaige Mitbürgen in irgend einer 
Weise; dagegen wirkt ein den Bürgen oder 
Hauptschuldner freisprechendes Erkenntniss, 
wenn die Freisprechung nicht auf einem rein 
individuellen Grunde beruht, sondern durch das 
Urtheil die Nichtigkeit der ganzen Obligation 
ausgesprochen ist, positiv auch zu Gunsten des 
Andern. (Ausführung des OJR. Dr. Kübel und 
Erk. d. Würt. Ob. Trib. in Sarwey Monatschr. 
f. d. J. in Würt. XX., 2 S. 260 ff.) 12. 

70. Beitrag znr Lekre Tom Irrthiui und der 
condictio indebiti. Von 0. J. Rath Dr. Kübel (in 
Sarweys Monatschr. f. d. Just, in Würt. XX. 
1. S. 184 ff.). 

Der Verf. beleuchtet in Anmerkungen zu 
einer Reihe von Erkenntnissen des Würt. Ob. 
Tribunals eine Anzahl einschlagender, imeson- 
dere controverser RechtssStze. Insbesondere 
nimmt er Savigny's Theorie vom Irrthum (System 
III, 113) gegen Herrmann (in der Zeftschr. f. 
C. u. Pr. N. F. in, 198 ff) in Schutz; er tritt 
ferner (S. 196 ff.) der von Savigny aufgestellten 
Auffassung des sog. wesentlichen Irrthums als 
„unächten" Irrthums bei, glaubt aber gleichwohl 
diese richtigere Auffassung mit der gangbaren 
Terminologie vereinigen zu können, indem er als 
wesentlich denjenigen Irrthum bezeichnet, „wel- 
cher die Abwesenheit des zur Begründung eines 
Rechtsgeschäfles erforderlichen Willens, bei 
Verträgen den Mangel des Consenses mit Sicher- 
heit erkennen lässt/ wobei er noch gegen BJ- 



cbelmaiin (BiiHL d. InHi. S. 16) «d 
(ang. Zeit9cfar, Bd. 7. S. 240 fil) die BebtmUmg 
aufrecht hält, dass die Berafiing auf die Nicth- 
tigkeit nicht Mos dem Irrenden gestaltet mL 
In Bezug auf den Itrthiun in der f^enml ttfavl 
er die Ansicht Arndts' (Pand. %. 239, 1.) aus, 
dass ein Irrtbon iiber di« IdeaKtäl 4br f»s(m 
des Hitcootraheiilen wesentUch nei^ veramgaseti^ 
dass man nur mit deijenlgen PcrMo, welUr mm 
jenen gehalten, den Vertrag habe eingeben wol^ 
ien. Bei der Lehre von der condictio indebiti 
entwidcelt wd ^rüft 4er Verteaer die vcndhie- 
denen Ansichten ober 'deren Grund; er fimkft 
ihn nicM, wfe Smrigtty, in dem Irrthvn dtt 
Zahlenden, sondern in dem gruncHoseii Btkmä 
des Bmp»ngers <Ueriii theilwelse mit Endob« 
übereinstimmend, der jedoch fainsichlUoh der 
Entscboidbarkeit des frrthunis n eittem mdsm 
Resultate kommt); auch habe, de die Geselle 
bezüglich der cond. ind, zwiisohea entsebeldbft^ 
rem und unentscholAareiii Inünim ttberkwipt 
nicht unterscheiden, eudi dm* Untentclded xwl^ 
sehen factischem md Reebtähithiun keine fie^ 
deutung bieftlr; cHe cond. UkA, finde HnbeschrüBtt 
(— hierin gegen Sevigny — ) a«ob bei dem 
error facti prc^i Statt; die Verschulduig das 
die Zahlung veranlaseenden bTthnns bemne M der 
Zurückforderungsklage nicht jn Belradit. Kt 
letzterem Satz stimme auch das Oestarreifitdscbe, 
Prenssisdie md Frmfld^ke Recbt üker^« 

12. 

71. Terzaguiiisen, lieber die Berechnung 
der Verzugszinsen bei eintretender cassatonscber 
Clausel. Vom StadiGR. K 1 em m in Leipziig. {Lein- 
ziger Zeitschr. f. Rechtspfl. u. V. N. F. Bd. XIV. 
S. 97 ff.). 

Es komme nicht selten In der Praids ver, 
dass ein Gläid»ig€r, welcher eine Oeld«kUimg 
In Folge der verwfrklen cassatoriscken Clmtsel 
einfordert, vom ganzen B^rage VonsugSBinsen 
von dem Augenblicke an verlangt, we <fie ge- 
dachte Clausel eingetreten ist. &ese Forderäig 
sei tmbegrändet. Lasse der ScMdner einen 
Tennin hi Rest mid itiadie der GMuhtgo* von 
der cassatoriscsen Clausel Gebrauch, so kdone 
er zwar das (Sanze fordern; allein der Scbirid- 
ner sei nur wegen j^es Termins, nidM smeh 
wegen des Uebilgen in Vorzog gerathea. fci 
Betreff des übrigen Betrags sei der Eintritt der 
Mora noch von dem Vorhandensein eines al^^ 
mdnen legalen Entstefaungsgnrades akbängte. 
Ein solcher sei die cassatorische Qausel nicM. 
Die gewöhnlichen Ent^ehungsgründe {Hnstm 
auf dieselbe nicht, — auch der Satz: dies Inter- 
pellat pro homine könnte nur feesoharXnkt An- 
wendung §nden, nämüdh rücksichtlich der to*etls 
verfallen gewesenen Raten, wogesen Beb^ff des 
unter der claus. cass. stehenden Restbetrags Im 
Voraus k^ne bestimmte LeIstunffSfrist «usgo- 
macht sei, da bei Vereinbarmig solcher einzmer 
Terminzahlungen sub claus. stets noch ungewtes 
s^, ob die Clmisel je verwirkt, und <» ste, 
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ftatreleindta F«lfe, vom GlüuUger gellead ga* 
«ftcb( wierden werde. Es werde dahier noch 
eim Mabnujfif verlangt. 26. 

72. Geisfoi. 

finen mit kritischen Erörterungen der Erk. 
des Würt Ob. Trib. begleiteten interessanten 
ftechtsfoll aus der Lehre von der Cession ent- 
hält Sarwey's Mpnatsschr. f. d. J. in Würt. 
XJf, 2. S-265ff. 12. 

73. TffwIMteg iir didttvipleistii«. Vott- 
zieiuing derselben. (OAG. zu Cassel. Heuser's 
Annalen Bd. II. S. 304 f.). 

Iq der Verurtheihmg zur Ausstellung einer 
ZBT Löschmig einer Hypothek geeigneten Quit- 
Umg yegt aer diese Verurtheilung wesentlich 
becungeiäe, stillschweigende Ausspruch des Ge- 
richts, dass die hypoUiekariscbe Schuld bis zu 
4eia XU quittirenden Schuldbetrage getilgt und 
erloschen sei. Dieser Ausspruch aber ist, dessen 
Bechtskndl vorausgesetzt, in seiner Bedeutung 
wid Wirkung der Ausstellung der Quittung 
salbsi gleich zh achien, mithin bei Weigerung, 
dem verurtheilenden Erkenntniss Genüge zu 
Ümn, ein Antrag m( HülfsvoUstreckung sach- 
geroilss nur auf Ertheilung einer solchen 
richterUchen Bescheinigung zu richten, wel- 
<;ihe sowohl den Inhalt des betreffenden 
Erkenntnisses und den Eintritt der Rechtskraft 
desselben begreiil, als auch ausdrücklich als 
eine die Stelle der Quittung vertretende Urkunde 
sich bezeichnet und in dieser Beschaffenheit es 
möglich macht, in gleicher Weise, wie mittelst 
der eotsprech^den Quittung, die Uypotheken- 
föscfaung, und zwar als einem Akt der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit gehörigen Orts zu erwir- 
ken. 24. 

74. Xxcepti» dsU heut Kaufe. 

Unter Umständen kann auch dem dolus in- 
difens di^ Wirkung eines dolus causam dans 
beigelegt werden. ^oU nämlich der dolus inci- 
dens beim Kaifie nur einen Anspruch auf Ent- 
Sfchädigung, oamentlieh dann, wenn der Käufer 
4ladar^ zur Bewilligung eines höheren Preises 
verleitet wird, einen Anspruch nur auf Preiser- 
SBässiguog geben, so muss es möglich sein, das- 
jeiige^ woAx Aet Käufer betrogea ist, also z. B. 
itte fiuschlich vorgespiegelten Vorzüge oder Ei- 
gensi^aften der verkauften Sache zu schätzen 
nnd auf diese Weise auszumitteln, wie der Preis 
ohae Belrug bestimmt sein würde. Ist es aber 
im dnzelQ^ Fall nicht möglich zu bestimmen, 
na wieviel durch die dem Gegner vorgeworfene 
KacUnatiaaen (bei einer Auction) der Preis der 
Sache gesteigert worden und was der Käufer 
ohoe diise Vorspiegelungen flir dieselbe bezahlt, 
ig «b ^er äberaU nur ein solches Gebot gethan 
iäUi^, wofitr ihm der Zuschlag ertheilt worden 



den wäre, so hat der angebliche dolos jedenMs 
die Wirkung, dass es an einem festen Preise 
gänzlich fehlt, dass also eine emtio sine certo 

Eretio existirt, die nicht zu Recht bestehen 
ann. (Erk. d. OAG. zu Lübeck in Römer's 
Samiifl. d. Entsch. dess. in Frankf. Rechtss. II, 
1. S. 235 f.). 8. 

75. Tertetnag Ikr die llUte beim Kiwfe ii 
ftffe»Uieher Tenteiger«ng. 

Das OAG. zu Lübeck hat gleichfalls den, 
von der Mehrzahl der Rechtslehrer (Glück XVII. 
S. 1030. Nr. 47 u.50) angenommenen Grundsatz, 
dass die Rescissio« des Haufes wagmi enormer 
Läsiaa auch dann eintrete, wenn er in einer 
öffentlichen Versteigerung, wenigstens dner 
freiwilligen, stattfand — anerkannt, da die die 
Quelle der ganzen Lehre bildenden Rescripte 
1. 2. 1. 8. C. de resc. vend. (4, 44) ganz allge- 
mein reden, ohne zwisshen Privat- und öffentli- 
chen Verkäufen zu unterscheiden, da femer der 
üür das Anfechtungsrecht hier angegebene allge^ 
meine Billigkeits^rund bei beiden Verkäufen 
eintrete, die für das Gegentheil aber angeführten 
Gesetze, 1. 3. C. de fide et jure hast. fisc. (10. 3), 
1. ult. C. si propler nubl. pens. (4, 46), 1. 8. C. 
de rem. pign. (8,26) nur von fiscalischen Ver- 
käufen und von keiner Verletzung über die 
Hälfte sprechen, endlich der von den Gegnern 

äeltend gemachte Grund, das durch Quittiren immer 
er wahre Werth der Sache zur Zeit des Verkaufs 
ermittelt werde, durch die tägliche Erfahrung wider- 
legt werde. (Samml. v. Entsch. d. OAG. zu 
Lübeck in Frankf. Rechtss., v. Römer II, 2. 
S. 232). 8. 

7C. insproch auf Schalensersatz wegen heim- 
licher Mlagel eioer gekiuiftea Sacke. 

Der Verkäufer haftet, auch ohne sich spe- 
ziell verbindlich gemacht zu haben, iur wesentliche 
Mängel der verSsiuften Sache und ist, selbst wenn 
er solche nicht gekannt hat, verpflichtet, zur 
Ausgleichung^ der objectiven Verletzung der bona 
fldes, den lunderwerth der sich später als un- 
reell ausweisenden Waare dem Käufer zu er- 
setzen, dem selbst nach EmpCanff und Verbrauch 
der Waare die actio emli auf Entschädigung 
zusieht. — L. 6. %. 4. L. 13 pr. D. de A. 
E. V. — Der von einigen Rechtslehrem ange- 
nommene, von andern verworfene Grundsatz des 
kaufmännischen Handelsverkehrs : dass der Käu- 
fer nach Empfangnahme der Waare nicht mehr 
berechtigt sei, Ausstellungen gegen ihre Qua- 
lität zu erheben, ist nur mit der Beschrän- 
kung wahr, dass der Käufer die von Ihm 
durch Empfangnahme als empfangbar anerkannte 
Waare nicht nachträglich aufschiessen, und mit- 
hin die Klaffe auf Entrichtung des Kaufpreises 
nicht mit dem Einwände zu^ckweisen kann, 
dass die Waare später wesentliche Mängel ge- 
zeigt hsdie. Dahingegen verliert der Käufer 
9 ♦ 
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durch die Empfangnahme der Waare nicht den 
Anspruch auf Entschädigung wegen stattge- 
habter objectiver Verletzung des bona fides. — 
(Erk. des 0. A. G. zu Kiel. Holstein. Anzeig. 
1855. II. Ouart). 39. 

77. Sachenmiethe. 

Der Vermiether ist nicht berechtigt, gegen 
den Ermiether, welcher während der Miethzeit 
von ihm angebrachte Verbesserungen wieder weg- 
nehmen lässt, die Spolienklage anzustellen (0. 
App. Ger. zu Dresden. Sachs. Zeitschr. iür 
Rechtspfl. und Verw. Bd. XIV. S.529.) 26. 

78. Beftniss deg Tmächters, wegei rftck- 
stämlisei PacAtziises tie Ernte Mit BescUig n 
belegen. 

Für dieses Recht spricht schon die Natur des 
Verhältnisses, indem es, wenn das, dem Ver- 
pächter zustellende Pfandrecht nicht ganz illu- 
sorisch sein soll, sich als unentbehrlich darstellt. 
Denn da der Ertrag der Ernte gerade zum 
Verkauf bestimmt ist, durch die Veräusscrung 
aber, sofern sie nicht dolo malo geschieht, wohl 
sogar nach gemeinem Rechte, 1. 9. D. in quib. 
caus. pignus , 20 , 2 (jedenfalls nach Frankfurter 
Rechte, Reform. IL, 19. $.9) das Pfandrecht für 
den Verpächter verloren ist, so würde er, wenn 
ihm nicht die sofortige Beschlagnahme zustände, 
sondern er bis zum Ausgange des Mandalspro- 
cesses warten müsste, in der Regel das leere 
Nachsehen haben. Auf ein solches Recht deuten 
denn auch ziemlich klar manche Stellen des Rö- 
mischen Rechts hin, in welchen von einem 
Retentionsrechts des Verpfänders und Vermie- 
thers an den Gegenständen seines Pfandrechts 
geredet wird, I. 9. D. in quib. caus. pign. 20, 2. 

1. 34 D. de damn. inf. 39, 2. lit. D. de mi- 
grando, sowie auch der Satz sich bei vielen 
Schriftstellern, sowohl theoretischen als prakti- 
schen findet (Ciijac. Obs. 17, 39 Glück, 

Pand. XVIII., 423 und 427.) — (Entsch. des 
OAG. zu Lübeck in Römers Samml. ders. 11., 

2, S. 48.) 8. 

79. Henerarferdenng fir ertteitten Diterrieht 

In einer Klage auf Restitution des Honorars 
wegen theilweiser Nichtleistung des verspro- 
chenen Unterrichts sprach das OAG. zu Lübeck 
u. A. aus: Im Allgemeinen lasse sich nicht 
bezweifeln, dass das für eine bestimmte Anzahl 
von Unterrichtsstunden versprochene Honorar 
eine Verthcilung auf die einzelnen Stunden 
zulässt, so dass bei theilweiser Nichtleistung 
der versprochenen Unterrichtsstunden auch nur 
die Zurückforderung eines entsprechenden Theils 
des Honorars zulässig erscheint (arg. i. 30. 
§.1. 1. 33. D. locati, 19. 2.) Allerdings aber 
würde der von dem Beklagten ertheilte Unter- 
richt, wenn derselbe ohne den nicht ertheilten 
als nutzlos für den Kläger betrachtet werden 
müsste, und der nicht ertheilte aus Schuld* des 
Beklagten nicht ertheilt worden wäre, als gar 



nicht erüieill angesehen werden mftssen. (SimmL 
d. Entsch. des OAG. zu Lübeck in PrankAni. 
Rechtss. von Römer, U., 1. 8.4%) 8. 

8«. Mailat. 

Der General -Mandatar , welcher zur 
,,Belegung und Verwaltung der Capitalien, Kün- 
digung und Eincassirung ausstehender Gelder, 
zur Belegung vorhandener Baarbetrüge. und zum 
Ankauf von Staatspapieren^ bevolhnäcbtigt wird, 
ist damit nicht zugleich zum Negocifren von 
Anleihen fQr seinen Mandanten befugt. (Hol- 
stein. Anz. 1855. L Quart. BrkeniM. des GAG. 
zu Kid). 80. 

81. SeheikiBf. 

1. Neben der Schenkungsacte über eine do- 
natio omn. bonor. bedarf es keiner Cession der 
einzelnen geschenkten Forderungen. — 2. Auch 
bei Forderungen ist eine collectlve Schenkung 
möglich, und es bedarf keiner speziellen Be- 
zeichnung der Forderungen, wenn nur über 
deren Identität kein Zweifel obwaltet, und es 
nur gewiss ist' was die Paciscenten gemeint 
haben. — 3. Der Erlass sUpulirler Zinsen f üt 
die Zukunft ist keine Schenkung, weil der 
Debitor ja noch keine Zinsen schuldig ist, und 
weil in dem Erlass künftiger Zinsen ebenso 
wenig eine Schenkung liegt, als wenn Jemand 
von Anfang an, ein noch so grosses Capital auf 
eine Reihe von Jahren unverzinslich ausleiht. 
(Marezoll Zeitschr. f. Civitecht und Proz. BdJ. 
p. 41). L. 23 pr. D. de donat ist aber kei- 
neswegs auf alle Nachlassverträge anzuwenden, 
der Erlass einer begründeten Forderung viel- 
mehr rechtlich als eine Schenkung anzusehen. 
(Erk. des OAG. in Kiel. Holstein. Aniefg. 1855. 
H. Quart.) 39. 

82. Da8 erlaubte labemfeae Eingreifei ii fremle 
YennKgensaBgelegenheiten. (Impensen, act. de in 
rem verso, negot. gestio). (Civilistische Stu- 
dien auf dem Gebiete dogmatischer Analyse, 
2. Hefl). Von Dr. Burk. W. Leist, Grossh. 
Sachs. Hofrath und o. Prof. an der Univ. Jena. 
Jena, Frommann, 1855. VL u. 214. S. 8. 

Diese Schrift bietet flir die Kritik, die hier 
statt des Excerptes stehen soll, zwei Seiten dar: 
eine, die jede Schrift darbieten moss, welche 
über „Impensen, act. de in rem verso, negot. 

Sestio" handelt; eine andere, die nur diese Schrift 
arbietet. indem sie ,yeine civilistische Studie auf 
dem Geoiete dogmatischer Analyse" -ist Yen 
dieser anderen Seite aus ist sie das B zu M- 
nem gewissen A; eine dogmatische Analyse in 
concreto zu der dogmatischen Analyse in ab- 
stracto; das zu Fleisch und Bhit gewordene 
zweite Heft, zu dem Logos des ersten Heftes. 
Nothwendig müssen wir, um von dieser ande- 
ren Seite zu handeln, auf das erste Heft zurück- 
gehen; vielmehr auf das, was wir in dieser 
Zeitschrift (Bd. L HeftL S. 10) aus demsdben 
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nügesogen, vnd dium bemerkt haben. Zwar 
meini der Verf. auch uos^ vielleicht nur unSy 
wean er in sänem zweiten Hefte (S. 166) sein 
erstes ein ^^mannigfach missverstandenes und 
unverstandenes^^ nennt; nichts destoweniger lieh- 
reo vrir zu unserem Unverstand zurück , hart- 
näckig, wie Leute solchen Schlags zu sein 
pflegen. 

Wir hatten daamls, in aller Bescheidenheit^ 

felürchtet, dass das Naturstudiuin, welches der 
erf. in Schwung bringen will, wenig eintra- 
gen werde. Die Natur, die blosse Natur, dach- 
ten wir, sei noch nicht Recht; sie müsste dem 
Juristen, wenn er sie ja wo fände, leer und 
öde dünken. Blosse Natur erblicken wir droben 
an den Sternen, denen sich Leibniz aber nicht 
als Jurist genähert hat. Wenn wir aus der 
Natur des menschlichen Treibens, die den Juristen 
allem angeht, rat die blosse Natur ablösen könn- 
ten — ich will nicht sagen, dass dies keine 
Aufregung unter uns hervorbrächte; man sollte 
aber denken, dass dann die Juristen den Natur- 
tbeil preisgäben, und sich um die verklärten 
Geister des aus seinen Naturbanden befreiten 
Rechts versammelten. Zudem nun aber meinten 
wir, dass eine solche Loslösung d^ Natur vom 
Rechte unmöglich, das einschlägige Naturstu- 
dium also entweder überhaupt kein Studium oder 
ab^ zugleich ein Rechtsstudium sei. Wenig- 
stens die Geschichte kennt keinen Zustand cfer 
Rechtslosigkeit; schon die Mythologen haben 
ihre Thenüs, und die Philosophen dachten den 
Staat sogar vor dem Menschen; was wir aber 
in lebeimger Gegenwart um uns her erblicken, 
ist das^ dass &s Recht all unser Thun und 
Lassen, ind^n alles recht oder unrecht ist, mit 
derselben Nothwendigkeit durchdringt, wie die 
Schwere den Körper; da mag vordem etwas 
recht gewesen sein, was jetzt unrecht ist, und 
umgekehrt: einen rechtsleeren Raum aber im 
Bereiche des Rechts finden wir nicht. Aus der- 
lei Gründen Türchteten wir fllr die Naturstudien 
des Verlassers und den Erfolg der neuverkün- 
deten Methode; setzten auch unsere Bedenken 
punktweise auseinander, hielten aber unser Ur- 
theii zurück, vielmehr um bis auPs äusserste 
unpartheilich zu sein, als in der Hoffnung, wider- 
legt zu werden. Nun ist die erste Probe abge- 
legt; bereits verlautet, dem Ver£ sei es gelun- 
gen ppractisch zu zeigen, dass die von ihm 
«(nur) etwas zu breit und blumenreich erörterte 
ifUelkode zu fruchtbringenden Resultaten fiUiren 
Juinne^^ (Stintzing, Heidelb. krit.Zeitschr.IIL, 
27 s» 176); jetzt können wir nicht umhin zu 
behaupten, dass der Probe genug sei. dass des 
VerEasser's Naturstndium zu Nicnts fuhrt, und 
dßss, was wir diesem zweiten Hefte Gutes zu 
verdanken haben , aus alltäglichen Rechlsstudien 
«itsprungen ist* Das wollen wir an der Grund- 
lage dieses Heiles zu zeigen versuchen. 

Die €fesammtheit der einer Person „unter- 
worGeoen Lebensverhältnisse^^ nennt der Verf. 
ihr ^Pjrivattemtorium^^ ; ihre Macht darüber 



,iPrivatsouveraifietät^^. Indem et von d^ Im- 
pensen, dem in rem versum, der negotiorum 
ffestio handle, sei nicht davon zu reden, wie 
die Person in ihrem eigenen Territorium schalte, 
sondern wie sie, abgesehen von Delict, und in 
specie in Yermögensverhällnissen, in fremdes 
Territorium hinübergreift. In noch uncultivirten 
Zuständen sei ein solches Eingreifen etwas „Un- 
bekanntos^% und die Einfllhrung eines (betref- 
fenden) Rechtsinstitutes durch Gesetzgebung oder 
Gewohnheitsrecht ein ganz thörichter Luxus; in 
cultivirien Zuständen aber dränge es, nicht nur 
in Handel und Verkehr zu treten, sondern dem 
Nachbar beizustehen. Darin sei denn „die na- 
„turalis ratio unserer und auch schon der Römi- 
„schen Lebensverhältnisse in Betreff der unge- 
^^rufenen Einmischung der Privatperson in die 
yyVermögensangelegenheiten des Nebenmenschen. 
„Diese naturalis ratio ist der Boden, auf dem 
„ein Rechtsin^tut erst gebaut werden kann; 
„aber indem sie etwas selbstständig vor 
„dem Rechte Existirendes ist^S muss ihr 
das Recht folgen, wenn es nicht peinliche und 
arge Rückschläge erhalten will. ($. 2.) 

Soweit des Naturstudiums erster Ansatz. 
Dem sehen wir wahrlich nicht an, dass es viel 
Zeit und Mühe gekostet hat: — man fasst Ge- 
sichtspunkte, — man blickt zurück in Zeiten, 
iä)er die man keine Nachrichten hat, — man 
erspekuliri etwas, nennt es Natur, und liegt 
dann dem Studium dieser Nalur ob. Betrachten 
wir nun aber auch die Früchte. Sich selber 
treu findet der Verf. „etwas selbständig vor dem 
Rechte Exislirendes^^, das dann so gut wie noth- 
wendig zu Recht wird. Was ist dieses etwas? 
Wir wollen die schlichten Begriffe des eigenen 
und fremden Vermögens, der eigenen und Frem- 
den Geschäfte nicht durch diese „Privalsouve- 
rainetät^^ und dieses „Privatterritorium" verwel- 
schen lassen: die freundnachbarliche, freiwil- 
lige Besorgung fremder Geschäfte, der Aufwand 
auf vermeintlich eigene Sachen, Geschäfte mit Scla- 
ven und Hauskindern in Sachen des Herrn , das 
sind die Naturprodukte, welche „in noch un- 
cultivirten Zuständen etwas Unbekanntes^^, in den 
cultivirien aber eine Zeit lang etwas „selbst- 
ständig vor dem Rechte Existirendes^^ gewesen 
seien. Lassen wir das Gerede von den Zustän- 
den in den uncultivirten Zuständen, was will 
Verf. damit sagen, dass Impensen, in rem ver- 
sum, negotiorum gestio selbstständig vor dem 
Recht existirten? Unmöglidi, dass sie ohne das 
Recht existirten; denn bevor Vermögen, und 
Eigenthum, sich geschieden, bevor die Begriffe 
der patria und dominica potestas verwirklicht 
waren, wie war jenes rebus alienis misceri 
möglich? Was immer der Verf. meinen mag, 
wenn er jene Impensen etc. etwas Vorrechtliches 
nennt, so können sie doch nie ein blosses Na- 
turproduct gewesen sein , indem zu Ihrer Ent- 
stehung nicht blos die Naturdinge von Perso- 
nen, Sachen, Handlungen, Irrthum und Freund- 
schaft, sondern gleich wesentlich Personen- 
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imd Yervn^genßtet^te mitwirkten; ohne Aese 
können sie nicht gedacht, geschweige denn 
studirt werden. Aber Verf. sagt, dass dieselben 
anfänglich noch nicht Rechtsinstitnte ge*- 
wesen. Rechtsinslilute ! Wenn wir nur recht 
wüsslen, was Rechbdnstitute sind; sie gehören 
auch zu den Schleiern, mit denen man bei uns 
im Occident sachgemäss zudeckt, was niclit 
zum Zeigen ist; wir bitten den Leser, uns ton 
diesem Worte zu cUspenslren. Verf. denkt, 
dass zu jener Einmischung in fremdes Vermö- 
gen durch das Recht später etwas hinzukam, 
was nicht schon Tomherein dabei war. Das 
leuchtet ein; nur wird sich fragen: was trat 
hinzu; wozu trat hinzu; wie trat hinzu; — 
es wird sich fragen , ob dieser Anwuchs in ei- 
ner durch Natursiudien zu verfolgendefn Weise 
vor sich ging« Also was trat hinzu? Man 
wird sofort an Obligationen, AcUonen, Excep- 
tionen denken; und allerdings denkt der Verf. 
in der Folge auch daran; allein zunächst denkt 
er an etwas anderes: „Der Frage . . wie diese 
„Einmischung stattfinden darf. . . muss die 
,>andere Yoraufgehen, wie diese Einmischung 
„nach unseren Lebensverhältnissen wirklich statt- 
„findet (S. 5)" — womach denn auch der 
Titel des gegenwärtigen Heftes : „das erlaubte 
ungerufene Eingreifen etc.** eine unvermuthete 
Bedeutung erhält. Nach Verf.'s Ansicht ist das der 
erste Schritt von der Natur zum Recht, dass derNach- 
bar fortan ungenifen seines Nachbarn Dachung nicht 
nur deckt, sondern decken darf, dass er seine 
Sclaven vor dem Hungertode nicht nur rettet, 
sondern retten darf, dass er die Wiese, sein 
vermeintliches Eigenthum, nicht nur düngt, son- 
dern düngen darf, dass er den Kindern und 
Sclaven eines Dritten nicht nur leiht, sondern 
leihen darf! Wozu ist dieses Dürfen hinzuge- 
treten? man sollte meinen, zu einem Nichtdürren; 
Erlaubniss, ßefugniss ist an die Stelle des Ver- 
bots, Unrechts, ein entgegengesetztes Recht an 
die Stelle des bisherigen Rechts getreten. So 
sagt der natürliche Verstand ; anders die Natur- 
fbrschung. Diese sagt, nicht nur, dass es den 
ersten IMfenschen verboten gewesen sei, einan- 
der zu helfen, sondern auch, dass es ihnen durch 
die Natur verboten gewesen. Wir wollen nicht 
weiter fragen, wie dieser Umschwung erfolgt 
sei : sich einen Zustand vorzustellen, in welchem 
man alle jene Dinge noch nicht durfte , ist ver- 
kehrt; war auch einem Manne wie Lei st nur 
möglich in dem falschen Drange, Natur und 
Recht zu sondern. Treffend bemerkt Dank- 
war dt in Ansehung der neg. gestio, (Heidelb. 
krit. Zeitschr. a. a. 0. S. 158) , dass man nicht 
von erlaubter, ungerufener Einmischung, son- 
dern von wie gerufenen Handlungen reden 
sollte. Wäre aber je ein Zustand denkbar, in 
welchem jenes Eingreifen statt erwünscht ver- 
boten gewesen, so würden wir den Uebergang 
zum Uegentheil vielmehr als einen Fortschritt 
von widersinnigem Rechte zur Natur, denn als 
einen Uebergang der Natur zum Rechte bezeibh- 



ften müssen. — Vnrfblgen wir aber dl6M Mi'* 
dkm noch ein Stück weiter: 

Impensen einerseits , neg. gesüo und in rem 
versum anderseits, seien fie drcü Formen un- 
serer ungerufenen Einmischung: je naehdem sie 
nämlich durch factisches Innehaben eines frem- 
den Vermögensslückes (Impensen), oder ohne 
dieses vermittelt werde (neg. gestio, in rem 
versum); der „innere, sich d^h alle diese drei 
Institute hindurchziehende Charakter der erlaub- 
ten ungerufenen Einmischung Iti das Ver- 
mögensterritorium einer fremden Privalsouverai- 
netät^ aber lasse sich schon von weitem dabin 
bestimmen, dass es überall sidi handle entwedetr 
um Abwendung von Schaden, oder um Mehrung 
des Vermögens, oder nur um die „subjective 
Lust und das Behagen des sich Einnüschenden ;'^ 
nur müsse im letzteren Falle, damit kein „wirk- 
„lich factisch schmerzendes Uebergewicht der 
„einen Privatsouverainetät über die andere slatt- 
„finde," noch der Wille des iVemden Privatsou- 
verains hinzukommen. Letztere drei Klassen 
(des necessarium, utile, voiuptarium negotium) 
seien „reines Ergebniss der naturalis ratio;** 
dass sie dieses seien, dass, und wie und mit 
welchen Consequenzen sie aber auch in das 
Recht, zunächst in das Römische, und so In 
unser positives Recht eingedrungen seien: die- 
ses zu beweisen sei Aufgabe der folgenden drei 
Abschnitte über Impensen (§. 4—8. 17) In rem 
versum ($. 18 — $. 30) und neg. gestio (%. 81 — 
S. 48). So weit J. 3. 

Es hat seine Bedenken, dass Verf. auch das 
in rem versum seiner ungerufenen Einmischung 
beizählt. Anstössiger Ist uns, dass, was er un- 
ter dem Namen „Impensen^^ zusammenfasst, durch 
das factische Innehaben eines Vermösensstückes 
sich von den anderen Formen der änmischung 
unterscheide; dann halten wir auch die Definition 
des voiuptarium negotium fttr unzulänglich; und 
endlich können die drei Klassen des necessarium, 
utile, volupt. negotium den „inneren Qiarakter*^ 
der drei Einmischungsarten nicht bestimmen, da 
sie ja sonst von gleichem Charakter, gewisser- 
massen charakterlos, nebeneinander dastünden, 
während sie in der That sich männigllch unter- 
scheiden. Allein angenommen , was wir bezwrf- 
feln und leugnen, sei lautere Wahrheit: was 
will der Verf. sagen, wenn er jene drei Klassen 
reines Ergebniss der naturalis ratio neHnt, und 
wozu soll es führen? Ich denke, der Verf. — 
dessen Gedanken wahrlich nicht immer sl^ren 
Ausdruck finden oder suchen — will Saffen, dass 
diese drei Unterscheidungen nicht erst dtu-ch das 
Recht gemacht seien. Darin können wir Ihm 
einmal getrost beistimmen. Gewiss hat das Ver- 
mögen, desgleichen jedes Vermögensgeschdft^ 
darunter denn Auch der ganze Kreis von Ge- 
schäften, die wir bewussl oder unbewusSl flir 
Andere führen, nicht nur eine Rechts seile, 
sondern auch eine Werthsselte; Jurisprudenz 
und Nationalökonomie gehen ja daran auselnan^ 
der; und gewiss ist die Werthsselte nicht erst 
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wu der lU iA lasalte entoproagen. Wohin «ber 
99Ü uws das führea? Verf. will bewetsen, da9S 
Jette Unterscheiduog fluch in das poiitive Recht 
att(i|dBOiiinien sei. Das Isi überflüssig. So lange 
es Gascbäfle in fremder Sache gibt, stehen sie 
aneh im Bereich des positiven Rechts; so lange 
wohnt ihnen auch jener ökonomische Unterschied 
inne; naa luma nur Tragen , l)ob dieser Unter- 
schied voB jeher wahrgenommen, 2) ob er auf 
das Recht von Einfiuss gewesen sei. Auf er- 
stere Frage ist zu antworten , dass er längst^ 
iricht nur wahrgenommen, sondern definiit ist^ 
and daas uns, wenn er es noch nicht wäre, 
■icht sowohl Naturstudion , als NaUonalökonomie 
daUn fuhren würde; die zweite Frage aber führt 
OQS auf den für unsere Betrachtung wichtigsten 
Punkt. 

Wenn sieb auf dem Gebiete der a. g. er- 
httbten uogerulenen Einmischung in fremde Ver- 
nögensangelegenheiten eine wichtige Entwick* 
IttBg ergeben hat, so kann es nur die sein, dass 
wo man früher sich lediglich auf die Billigkeit 
de« Gemers au verlassen hatte, nachmals ein 
rechtUcbo* Anspruch auf Ersatz eintrat — nicht 
als ob darin eine Verwandlung von Natur in 
Becht vor sich gegangen wäre; viehnehr ward 
aus härterem Rechte ein weicheres, statt des 
rechtlichen Verlustes reohtliche Entschädigung. 
Wenn die von dem Verf. in den Vordergrund 
gestellte Natur von einer eingreifenden Bedeu- 
tung sdn wolUe, so musste sie hier, bei dieser 
Zev^^ung von rechtlichen Ansprüchen, eingreifen; 
bewirktfi, dass sie entstunden, und dass sie in 
derManaIgfaitigkeit entstunden, wie wir sie zur 
Stunde vor uns sehen. Wie sehr sind wir aber 
fibeirascht, wenn nach langen Natural -Ratioci- 
nalionen des Verfs. auf dem entscheidenden 
Punkte anstatt der Natur die — Billigkeit ein- 
tritt; anstatt jener materiellen, gewaltigen, den 
Menschen drängenden und zwingenden Natur die 
dem Menschen selber entquillende, hin und her 
wogende, wägende, richtende Billigkeit. „Die 
sobjective ae(pitas der ,/echtsscbaffenden Ge- 
waU seCi&t den Rechissatz (I. 11); „die Geltend-- 
aachuog der betreffenden Ersatzoflicbt greift 
Platz auf Grund der aeqaitas'^ g. 12 vgl fi. 50 
8. 170). Man kann sich darnach denken , womit 
a» gctfaromte wettere Demonstration sich und den 
Iiesar abmüht; es soll nachgewiesen werden, 
nicbl dass die Billigkeit zu Recht wurde: — 
iwar wird vielleicht Jemand auch hieraus ein- 
m1 d«n Stoff und Anläse zu einer neuen Me- 
lkode nehmen; die des Verfs. gebt hierauf 
•iebl; — w^ aber dass eine Art von Natur^ 
aetWendigkeit zu dieser Billigkeit vorlag, und 
vorliegt. Suchen wir es einfadi zu sagen, wo- 
rwr dl* neue Melbeda des Verfs. und sein Na- 
turstudium in diesem Hefte hinatrebt, so wird es 
eine MoMvirung der Billigkeit einer 
ezeeftio doli zuGunsten derlmpensen, 
•0 wi# der actio de in rem verso, und 
d*r aiag. gestornm contraria seinj.l Whr 
«•aensdto wolton denjenigen, derZeü^und Lust 



lu derl^ Begründungen bat, die Freude lassen; 
auch einräumen, dass die Billigkeit etwas Natür- 
liches (naturalis aequitas) und in manchenFällen sehr 
entschieden Vorffezeichnetes ist; anderseits aber 
aufmerksam machen, dass in den Forderungen und 
Errungenschaften derselben mehr Freiheit, als be- 
weismassige Nöthigung liegt, und dass das Na-* 
türliche derselben iScht etwa so verstanden wer- 
den dürfe, als ob es durch Naturstudien verfolgt 
werden könne; aequitas ist naturalis, insoferne 
sie selbst noch nicht Recht ist; die Dinge 
aber, welche diesseits und jenseits in ihre Wag- 
schale kommen, sind nicht etwa blos Naturdinge, 
wie man sie auf der Stadtwage sieht, sondern 
Dinge und Gedanken des Rechts, nicht selten 
die Ergebnisse der schwierigsten juristischen 
Erörterung. Beides, die Freiheit der Rechts- 
bildung auf dem Boden der aequitas, und wie 
sie mit juristischen Gewichten nicht minder, als 
mit natürlichen wiegt, dringt durch des VerPs. 
Deductionen. wie wohl sie nur Noth wendiges 
und Natürliches geben wollen, überall unwider- 
stehlich hervor: sollte es der Verf. oder sonst 
wer leugnen, so wollen wir den Beweis nach- 
tragen. Vorderhand möchte die Vermuthung flir 
uns streiteuj» 

Müssen wir auch hier wiederholen, dass es 
rühmlich ist, dem Gesetz im Rechte nachzustre- 
ben, — im Rechte wie es ist, nicht blos im 
Rechte wie es sich entwickelt — so will es 
uns doch dünken, dass dieses nirgends mit Er- 
folg möglich ist, als im Recht, und mitten im 
Rechte. Alsbald sinkt auch der Verfasser im 
Verfolge seiner Untersuchungen dem römischen 
Recht In die Anne, nach seiner Meinung ab- 
sichtlich, um in demselben die Natur aufzuwei- 
sen; nach der unsrigen unwillkürlich, weil die 
blosse Natur zu bald erschöpft war. Möge der 
Verfasser seine sonst ergiebigen Kräfte nicht 
länger an sie verschwenden. Bz. 

(Wir lassen der vorstehenden kritischen Be- 
sprechung noch ein, aus anderer Feder uns 
zugegangenes Referat über den Inhalt der vor- 
gedaäten Schrift folgen. D. Red.). 

Der in dem 1. Heft gestellten Aufgabe ge- 
mäss weist der Verf. an drei unter sich nahe 
verwandten Rechtsinstituten — der Lehre von 
den Impensen, dar actio de in rem verso 
und der negolior. gestio — gewisse allgemeüi 
gültige, sich von selbst verstehende Salze, sogen. 
Natursätze im Gegensatz von Rechtssätzen 
nach, welche er als die causa des Rechts und 
dessen Entstehung, als die naturalis ratio desselben 
ansieht, zeigt dann aber auch bei jeder einzel- 
nen Lehre, dass cliese Sätze nicht blosse Natur- 
sätze geblieben sind, sondern dass und in wel- 
cher Weise und mit welchen einzehoieo daraus 
weiter hervorgehenden Konsequenzen dieselben 
in das Römische Recht und durch Letzt^es 
weiter in unser positives Recht Aufnahme ge- 
funden haben. 

In der Ei^leiUiig (i 2) wird zur näheren 
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Charakterislrung dieser sog. Nalursötze, wie 
solche in den vorbemerkten Rechtsinsti tuten sich 
vorfinden, bemerkt: „Nach der Natur der bei 
uns bestellenden Lebensverhältnisse schliesse im 
Allgemeinen ein jedes Subject durch die Macht 
seiner Persönlichkeit die Gesammtheit seiner 
Privatverhällnisse und namentlich auch seiner 
Vermögensverhältnisse zu einer objecliven Ein- 
heit zusammen. Die Einheit, die eben die In- 
dividualität des Subjects ausmache, übertrage 
sich auf die Objecto, und so bestehe demnach 
ein Kreis, nach Aussen geschlossen, f^hig alle 
Verhältnisse des Privatlebens in sich aufzunehmen, 
von dem Subjecte an und für sich frei beherrscht, 
und also eine zugleich suWective zugleich ob* 
jective Seite darbietend. Man könne die sub- 
jective Seile die Privatsouverainetät, die 
objective das Privatterritorium nennen.'' 

Dieser einheitliche Status rerum privatarum 
mit seinem theils subjectiven theils objectiven 
Element sei etwas in unseren Deutschen Ver- 
hältnissen, wie in denen aller neueren höher 
civilisirten Völker, reell Existirendes. Er habe 
auch in dem entwickelten Römischen Leben be- 
standen. Er sei etwas der territorialen Sou- 
verainetäl unserer Staaten parallel Gehendes, 
ohne dass es uns desshalb einfallen dürfe, statt 
seine eigene Natur genau zu erforschen, ihn 
nun ganz aus dieser Vergleichung erklären zu 
wollen. Diese seine Natur sei in den verschie- 
densten Richtungen und Beziehungen eine in 
der heutigen Wissenschaft ununtersuchte , und 
doch wären diese. Beziehungen für die Rechts- 
fnstitute von entscheidender Bedeutung. Jene 
Privatsouverainetät, deren Territorium der dop- 
pelte Boden der Familien- und der Vermögens- 
verhältnisse sei, erscheine zunächst durchaus 
nicht als Rechtssatz, sie sei nur naturalis ratio, 
die darum aber das Recht in den verschieden- 
sten Instituten, inFolffe der der naturalis ratio inne 
wohnenden zwingenden Gewalt , zum Ausgangs- 
punkte nehme. & handle sich nun vorzugsweise 
darum die verschiedenen Beziehungen dieses Natur- 
gesetzes nicht mit individueller Willkühr unter 
eine beliebige Theorie zusammen zu fassen, 
sondern das in unseren Lebensverhältnissen wirk- 
lich vorhandene mit Sorgfalt herauszusuchen. 

„Als Gegenstand der vorliegenden Abhand- 
lung solle diesmal nur eine Beziehung heraus- 
gegriffen werden, nämlich die, wie eine Privat- 
person durch eine auf eigenem Antrieb ruhende 
Einmischung in das Territorium eines Andern 
übergreifen dürfe und zwar in das seiner Ver- 
mögens Verhältnisse. 

„Der Frage nun aber, wie eine solche Ein- 
mischung stattfinden dürfe, d. h. der Frage 
nach den in Betreff derselben geltenden Rechts- 
sätzen müsse die andere vorauTgehen, wie diese 
Zumischung nach unseren Lebensverhältnissen 
wirklich stattfinde. — Es heisse nun der Natur 
dieser Lebensverhältnisse geradezu ins Gesicht 
schlagen und den Beweis liefern, dass man von 
naturalis ratio gar keinen Begriff habei, wenn 



man (wie z. B. Ruhistrat im eivWstisdi. Ar- 
chiv 3?. Bd. S. 184) die do«;h nicht strafbare 
Geschäftsfährung für Andere ab etwas zunädut 
Unbefugtes hinstelle und dann gleich zum Ge- 
setzgeber hinspringe, damit er allerlei verordne, 
was sich vernünftigerweise als zweckmässig be- 
zeichnen lasse. 

„Bei der nicht strafbaren Einmischung ftt 
ft*emde Vermögensangelegenheiten könne nur eine 
doppelte Möglichkeit gedacht werden. Es könn- 
ten nämlich einerseits die Lebensverhältnlsne 
eines Volks noch so unentwickelt sehi, dass <He 
Privatsouverainetät (um diesen Ausdruck der 
Kürze halber beizubehalten) eine gleiehsam fn 
ihrem eigenen Kreise noch ganz ruhende, ohne 
Gewaltthätigkeit über ihre Grenzen nicht hlnaus- 
blickende und hinaushandelnde sei. Solche Zu- 
stände mache in der That jedes Volk durch. In 
solchen Zuständen sei dann eben ' nach der Le^ 
bensweise dieses Volks ein Einmischen der dnen 
Privatperson in die Vermögensangelegenhelleii 
des Anderen etwas Unbekanntes, und die Eln- 
föhrung eines Rechtsinstituts durch Gesetzgebung 
ein ganz thörichter Luxus. Andererseits 
könnten (und ziemlich jedes geistig höher ste- 
hende Volk werde allmähllg dahiti gelangen) 
solche Verhältnisse bestehen, wonach der Btkk 
ein in der verschiedensten Weise über das 
eigene Territorium hinausgerichteter sei, nicht 
bloss so, dass man das fremde Territorium 
friedlich neben sich anerkenne und mit Ihm in 
die mannichfachsten Beziehungen des zum eige- 
nen Vortheil dienenden Handels und Veritehrs 
trete, sondern auch so, dass das natürifehe Ge- 
fühl der Koexistenz uns treibe, dem Nachbar 
beizustehen, wo es ihm schlecht tffehe, oder wo 
er's brauche, ohne dass wir auch nur die Ab- 
sicht hätten, das Schwergewicht seiner eigenen 
Souverainetät durch ein schmerzliches Ueberge- 
wicht der unsrigen zu beeinträchtigen. 

,^In solchen entwickelteren Lebenszuständen 
beränden wir uns seit lange. — Damit gebe 
es dann auch eine naturalis ratio unserer (und 
auch schon der Römischen) LebeusverhMtnisM 
in Betreff der ungenrfenen Einmischung der 
Privatperson in die Vermögensangelegenhelten 
des Webenmenschen. Diese naturalis ratio sei 
der Boden , auf dem ef n R e c h V s lA^tut überhaupt 
erst gebaut werden könne, aber indem «ie eiwab 
selb^ändig vor dem Recht Existirendes set, so 
stehe es Gesetz und Gewohnheitsrecht wicht 
frei, nach vernünl^er Zweckmässigkeitser- 
wägung eine gleichsam unbeschriebene Taffei ftü 
betreiben, sondern die Reditsqnellen Andeti 
einen realen Stoff mit darin {»dhan wirklich be^ 
stehenden genaueren Regehi vor, den sie nie, 
ohne arge und peinliche RtTcksdhläge zu eriNil- 
ten, unbeachtet lassen dürften. * • ' 

),Es verstehe sich also von seHmt, da^ wo 
im Leben des Volks die Ufigerufene ElniMschang 
in fremde Angelegenheiten such gebildet ^afce, 
Gesetz und Gewtmiheitsreeht sie als elii gtU- 
tig^s Verhättn^ss auch im Kreise defc ftMUS 
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cviasMi und ndt den seiner Natur adäquaten 
Rechtswirbuigen beldeMen werde. — 

,,Bei der Efnmfschung in fremde Yermögens- 
verMltnisse trete tilr me Gesammtbeil der Im 
Leben sich ereignenden Fälle eine Unterschei- 
dung henror^ dh^ sich auf die faetischen Vor- 
ausseteungen besiehe, unter denen die Einitii- 
schung staltfinde. Es sei nämlich zunächst 
mdgUch y dass sich ein Vermögensstück , welches 
seiner materiellen Substanz nach zn dem Ver- 
mdgen des dnen Subiects gehöre, augenbtick- 
Beh in yerschiedener Weise im faetischen Inne- 
haben eines Anderen befinde, und dies der Anlass 
zo einem materiellen Einwirken airf dies Ver- 
Bdögenssttick und damit also auf einen fremden 
Vermöffenskreis werde. Die Römer nannten 
diese Lehre die Impensen. Es komme die 
filnmlsdrang aber auch als ein wahres Hln- 
tbergrei feil in VeriHIhnisse vor, die nichtbloss 
materiell, sondern auch factisch oder formell in dem 
Vennögenskreise und der Herrschaft eines Anderen 
ligen. Die Lehren der Römer, welche unter 
diese Voraussetzung fielen, wären die actio de 
in rem verso und die negotiomm gestio. Mit 
dieser Unterschddung, worin ein rein ausser- 
Hoher Gegensatz angegeben sei, wäre eine Ant- 
wort auf die Frage, worin die Einmischungen 
selbst bestünden, nooh gar nicht gewonnen, und 
es wäre klar, dass jener Umstand des faetischen 
Innehabens oder Nichtinnehabons freilich wohl 
widiüge äussere Folgen haben, dagegen die 
Frage ^on dem inneren Charaoter der ycrschle- 
denen Bnodschungsarten gar nicht treffen 
könne, — 

„Die Gesammtheit der Fälle, in denen eine 
zulässige Einmischung in das fremde GeMet nach 
unseren und auch schon nach den Römischen 
Lebensverhältnissen stattfinde und überhaupt 
denkbarer Weise stattfinden könne, zerlege 
sich in drei Tarschiedene Klassen. Entweder 
handele es sich bei der Einmischung um die 
Verringerung des fremden Vermögenskreises, 
also um Sehaden und dessen Abwehr durch die 
Ehimlscbimg; oder sie enthalte eine Vergrös- 
serung des fV^mden Vlermögenskrei&es , alsoBe- 
reichening desSubjects, dem dieser Vermögens- 
toreis zngeböre, oder endlich es stütze sich 
die Bimnisehung , wenn und weil das objectire 
iÜiNis und Phis des fremden Vermögens nicht 
fn Frage komme, auf gar keinen objecliyen, 
aondem sonüchsl nur den subjeetiven Grund der 
Lust und des* Behagens des sich Ehimf sehenden; 
•damit hier ein wirklich factisch schmerzendes 
Hebergewicht der einen Prfvalsoaverainetät über 
die andere nicht stattfinde, werde vorherrschend 
'noch das weitere subjective Moment des Willens 
dea franden Snbfects , in dessen Vermögenskreis 
die Btmnlschnn^ stattgefionden , erforderlich sein. 

„Diese drei- Klassen, weleheals necessariuro, 
uttie und Tolttptarrium negotium am kürzesten atu 
bezelchnÖB) witren ein reines Ergebniss der 
iratnraHs ratio. — Dass sie aber nicht blosse 
Mrturiilge'toiepy aondem dass und in welcher 



Welse und nril weldien einzefaien daravs weiter 
hervorgehenden Konsequenzen dieselben in das 
Römisaie Recht und durch Letzteres weltar in 
mser positives Recht Aufiiahme geftinden hatteiiy 
das sei der zweite Hauptpunct, dessen Nachweis 
man von der vorliegenden Schrift fordern werde/* 

In den die Impensen betreffenden %%. 4 
— 17 wird nun zunächst (ter Begriff derselbe« 
angegeben, sodann aus dem Römischen Recht 
nachgewiesen, dass dasselbe die einzelnen Sätae 
dieses Begriffs, in welchen der Verf. eben solche 
sich von sdbst verstehende Natursätze hervor^ 
hebt, in der That enthalte, dabei wird der Un- 
terschied zwischen impensae necessariae, uliles und 
voluptariae näher m^egeben, auch hierbei wieder 
die Anerkennung dieses Unterschiedes In den 
Vorschriften des poi^tiven Rechts dargethan und 
zuletzt noch darauf hingewiesen, wie dasselbe 
auch die die Ersatzpflidtt betreffenden Satze 
dieser Lehre in sich aufgenommen habe, in we^ 
chen ebenfalls meistenthells solche Natursätze 
gefunden werden müssten. 

Der Verf. geht bei seiner Deduction von den 
Verwendungen aus, welche der „Elgner^^ einer 
Sache auf dieselbe macht, diesen .^druck im 
weiteren Sinn des Worts gebraucht, um dan^t 
sowohl den ßgenthttmer von körperlichen Sa- 
chen als auch cten, welcher noch anderweite Ver- 
mögensgegenstände in seinem materiellen Ver- 
mögen (in bonis) habe, durch einen kurzen 
Ausdruck zusammen fassen zu kennen. „Die 
Dinge dieser Welt kämen^ — bemerkter — 
„für das Rechtsieben überhaupt nur in Betracht, 
so weit die Menschheit sie in der einen oder 
anderen Weise Ärer Herrschaft unterwerfe. Dies 
Unterwerfen sei aber die Folge des Umstandea, 
dass die Sadie in der einen oder anderen Weise 
gedgnet sei , dem Menschen eioenNutzen (im weite«- 
ston Sinne des Worts) zu gewahrt, und dass dem- 
gemäss der Mensch in seiner subjeetiven An- 
schauung auf dBe Sache „Werth^^ lege. Dieser 
Nutzen sei nun aber bekanntlich in den selten^ 
sten Fällen ein dem Menschen, der sich die 
Sache unterwerfe, ohne alle weitere Thätigkelt 
zufliessender. Der Menseli müsse, um den 
Nutzen zu ziehen, den er beid^slchtige , um die 
Sache dauernd in dem Zustand zu erhalten, der 
ihm Natzen bringe etc. meistens nicht bloss ar- 
beiten, sondern auch wieder andere Sachen In 
die l^uptsache hineinstecken. Beides, diese 
Arbeil und die zu verarbeitenden Sachen fasse 
der Verf. unter den Verwendungen zusammen, 
und so gut wie die Hauptsache, so hätten auch 
diese Verwendungen ihren ,jWerth," welober 
sieh in der Schätaung des Befreitseins davon 
ausspreche. Die Verwendungen wären eine Last, 
die natürlich nur den Eigner der Sache treffe, 
wo er nicht aus besondren Gründen gewusst 
habe sich davon los zu machen. — Diese Satne 
wären Natursätze, und zwar sich so sehr 
von selbst verst^ende, dass das Reclit es gar 
nicht fiOnr n(»thig fefnnden habe, sie im Allge- 
meinen besonders zu sanctionipen,!» Einzelnen 
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WUm sie aber hn geschriebenen Recht herror/ 
Z. B. in Fr. 6i de legai I. — (auch Fr. 10 D. 
deR. J. Als weitere solche Natursitze kom- 
»en in der weiteren Entwicklmg dteser Ldnre 
noch viele vor). 

Die M. 18—30 betreffen die actio de in 
rem verso, welche nach den drei Unterschieden 
des negot. necessarium, utile und yoiuptarJuin 
unter steter Vergleichung mit der Impensenlehre 
in der Richtung dargestellt wird, um auch hier 
auf die darin mitentbaitenen Natursätze auf- 
merksam zu machen und solche als Bestandtheile 
der einschlägigen Bestimmungen des positiven 
Rechts nachweisen zu können. Hieran rdht 
sich in den g§. 31—48 die Lehre von der ne- 
rot. gestio zu gleichem Zweck mit abermalige 
Zugrundleguag des Untersdiiedes zwischen neg. 
necessarium, utile und vohiptarium, und Aner- 
kennung dieses UnterscMectes in den Quellen 
des positiven Rechte. 

In den %%. 49—58 steUt der Verf. die Re- 
sultate der vorbemerkten drei Lehren flir die 
neueren Gesetzgebungen — das Preussische Land- 
recht, das Oesterreiohisohe Gesetzbuch und deti 
Code Napoleon — zusunanen und scbliesst mit 
folgender allgemeiner Bemerkung: ^Der Rechts- 
zustand Deutschlands sd in Betreff obiger Lehre 
in den Ländern des gemeinen, preussischen, des 
österreichischen und französischen Rechts, nach- 
dem aus dem Römischen Rechte eine Reihe von 
Sätzen in die neueren Gesetzffebunffen herüber 
geflossen sei, keineswegs ein bloss historisch 
gemeinsamer, und man dürfe nicht meinen, dass 
practisch diese vier Rechtskreise völlig von 
einander gelöst seien. Wir hätten freilich nicht 
mehr ein iormell gemeines Recht ttar ganz Deutsch- 
land. Aber es handele sich hier um &ne na- 
turale Rechtslehre, die naturalis ratio sei darin 
etwas gemeinsam für ganz Deutschland , ja noch 
über dessen Grenzen hinaus reell Existirendes, 
und eben deshalb wären auch die dnielnen 
Sätze dieser naturalis ratio, angelehnt an die 
sie in dieser Lehre sämmtUc^ actoptirenden vier 
in Deutschland geltenden Legislationen, in Wahr- 
heit ein materiell gemeinsames Recht, dem ge- 
Snüber die civilen Nttan^irungen , welche die 
setzgebungen abweichenKl von einander hin- 
stellten, verhältnissmässig ganz zurückträten. 
Danach Uefere denn auch die angestellte dog- 
matische Untersuchung d^ naturalis ratio ge- 
meinsam deutsche practische Resultate.^ 

Aus der Reihe von Sätzen , welche der Verf. 
bei jeder einzelnen der abgehandelten drei Leh- 
ren als sogen. Natursätze au%estellt hat, 
mögen beispielsweise nur folgende hier erwähnt 
wenden: 

1) Der Eigner, weil er den Nutzen haben 
wolle, müsse auch (ie dazu erforderlichen Ver- 
wendungen als Last auf sich nehmen, und dürfe, 
weil er die Verwendungen auf sich nehme, nun 
auch auf den Nutzen von der Sache Anspruch 
machen. Nutzen und Verwendungen baiancirten 
sich «aturgemäss. 



2) Viele Sachen trügen mtttrlidie Fifloht^ 
aber, um diese zu erzielen, bedürfe es dner 
gewissen Kultur der Sache. Wer also die Frucht- 
siehung habe, müsse stets die Kosten derFroebt- 
kultur davon abziehen. 

3) Bedeutende Imnensen, welche den Zweck 
hätten, dauernd die Substanz der Sache zu h^ 
wahren, müsst^i natürlich den treidn, in dea«* 
sen Vermögenskrds (wer au<di einstweilen den 
Gebrauch wler die Früchte der Saeha habe) die 
Substanz der Sache liege. Vorttbergehe«de (aise 
auch geringere) Ausgaben auf die KonaervinHig 
der Sadbe wägen sich ab mit der St^limg des** 
sen, der einen der Zeit nach korrespoMÜrenden 
vorübergehenden Gebrauch an der Sache bdb«^ 
z. B. die Ftttterungskosten für ein auf Eatten 
Tag gemiethetes Pferd. 

4) Die nothwendigen Impensen würden ge- 
macht, um entweder einen drohenden Schaden 
zu verhindern, oder einen schon ges^iieheiieB 
Schaden wieder herzustellen, der, wenn er ohne 
Heilung bliebe, leicht noch grösseren Nachthei 
oder andere nicht zu duldemfe Uebelstände her- 
beiführen könnte. In diesem letzteren Falle dürfe 
der Verwendende aber nicht Scfaidd an dem ffe^ 
scbehenen Schaden sdn, indem sonst die Wie- 
derherstellung des Schadens juristisch als eine 
von ihm selbst zu tragende Folge seiner cnlpa 
erscheinen würde. 

5) Nur die Nothwendigkeit der Verwendung 
und die Vornahme der Verwendung bildeten in 
ihrem ZusammentreffHi den fiftctischen Grund fita* 
die Ersatzpflicht, auf die Zuwendung eines 
dauernden Vortheils ftir den Eigner der 6tt>* 
ter komme es dabei nicht an, das fnaffottum 
müsse utiliter coeptum, brauche aber nicht «tt- 
Utes finitum zu sein, was nach den Verhältnis- 
sen beurtheilt werden müsse, unter denen es 
geschehen. 

6) Der Maasstab zur Bestinunung des Gegen- 
standes der Ersatzpflicht bei den impensae uliles 
sei nicht der subjective Standpunkt des Verwen- 
denden, sondern lediglich der objectjve dar 
Werthsvergrösserung. Sei diese aber fffösser 
als die subjecliven Ausgaben des Verwendenden, 
so bilde der Betrag cterselben die Grenze seiner 
Berechtigung, weil die ganze Basis seinen 
Anspruchs die lactisohe Vornahme der Verwen^ 
düng sei, und das aus dem utile negotium her- 
vorgehende Recht des Verwendenden eei im 
Grunde lediglich ein ideelles jus toUendi denaen, 
was als Werthserhöhung sich berechnen lasse. 

Einer weiteren auszugsweisenlßttkeilung des 
Inhalts dieser Fortsetzung wird es niüht bedttr^ 
fen, um nunmehr überseiHn zu können, in wels- 
chem Sinne der Verf« das Wort „Natnrsätze^ im 
Gegensatz eigentlicher^ Rechtssätze verstanden 
wissen will, fiegreüt man darunter gewisse all^ 

rnein gültige Salze, welche durch die Natur 
h. durch das Wesen des einzelnen Verhjtt* 
nisses von sellwt gegeiwn sind^ noeh Mie die 

Csitive Gesetzgebung sie in sich nuiig«MaiQien 
t, 00 iässt sich die Existenz seldier 36^ Ka- 
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Innitm to dem beaMkmim gem^lneii Recbl gesUs^ und swar I. deren Ursprung md ge« 

nicht beeto-eiten und der Verf. bat in dem vor- scUchtUche Eniwickelung , II. den Stimdpmilil 

Uegenden 2. Heft an drd miter sich nahe yerwand^ des Jastki. Rechts behandelt, während Im 2. Ca- 

ten^ prtctisch sehr einihissreiehen Rechtsinsü- pitel das heutige Recht und zwar I. in Betr^ 

tüten im Eänxebien dargethan, dass sich eine des ^^Quasi- Mandats*' (A. RaUhabition. B. Fin- 

nicht geringe Anzahl solcher Sitze in dem be- girter Auftrag) und II. in Betreff des ^negotiim 

slAenden gemeinen Recht auffinden Iftsst, welche aliennm^^ dargestellt wird. — Wir gestehen, 

ab solche sog. „Natursätie" wohl angesehen dieses Schriftchen mit ganz besonderem Vergnü- 

werden können, weil mit dem Entstehen de« ffen gelesen zu haben, nicht bloss, weil die 

^seinen Verhttltnisses das Bedürfniss sie be- ihm zu Grunde Hegende Tendenz von uns selbst 

r^ts zum Bewusstsein yon deren Nothwendigkeit eben jetzt in einem grösseren Umfange (nämlich 

gerächt halte, ehe und bevor die positive 6e* mit Bezug auf die Begriffe der Singularsucces- 

Mlzgdmng — im Römischen Recht zunächst sion , der Korrealität , Novation , Öession und 

der Prätor — sieh veranlasst fand, ein solches Schuldüberweisung) geltend gemacht worden 

Verhflltniss zum Gegenstand positiver Bestim- ist, sondern auch um der prägnanten Fassung 

nmngen zu machen. — Es dürfte immerhin von und kraftigen Rechtsanschauung willen, welche 

r»em Interesse ftir die theoretische wie auch die Abhandlung vor leider so gar vielen Er- 

die practische Reditswissensehaft sein, die- Zeugnissen deutscher Jurisprudenz vortheilhaft 

ses Aufsuchen sogen. Natursätze auch bei den auszeichnen. Wir möchten die Lesung dieses 

wiohUgere« übrigen Rechtsinstituten, so weit sie Schriftchens darum recht angelegentlich, namens* 

durch die LebensverhiUlnisse selbst hervor- und Hch allen angehenden Jüngern unserer Wissen- 

fortgebildet und nicht durch die Gesetzgebung sohaft, empfehlen, und ftihlen uns aufgefordert, ihr 

wilibdu-Uch geschaffen worden sind, fbrtzusetzen auch in diesen „Jahrbüchern^ eine etwas ge- 

und so dem vielfech angefeindeten gemeinen neuere Beachtung zu schenken, welche sonst 

Recht eine neue interessante Seite derBetrach- vielleicht nicht im Verhättniss zu dem äusseren 

tone abzugewhmen, wozu der gelehrte Herr Umfange des Büchleins zu stehen scheint. Um 

Yen. vorzugsweise befähigt und berufen sein das eigenthümliche Wesen der in der römischen 

durfte. HL Jurisprudenz nicht so schöpferisch wirksamen 

Kräfte und die heutzutage von unserer Rechts^ 

M. lMellff#ti0nnifiesHavonH.Dankwardt, Wissenschaft jenen gegenüber einzunehmende 
Advocaten zu Rostock. Rostock, F. L. Schmidt- Stellung in kurzen markigen Zügen klar zu ma- 
chen. 1855. 41 S. 8. <^hen , dazu konnte kaum ein zweckmässigeres 

Beispiel gewählt werden als der Kreis der über 

Kierulff hatte in der Einleitung zu seiner das aliena negotia gerere geltenden Rechtsbe- 
Theorle des gem. Civilrechtes der gereiften mo- Wendungen. Der Verf. bringt im 1. Cap. nichts 
demen Jurisprudenz als Aufgabe gestellt, durch stofflich Neues, aber er hat es trefflich ver- 
eine Intellektuelle Reproduktion der im R. R. standen , die innere EntWickelung jenes Kreises 
niedergelegten Rechtsstoffe und selbstständige nach ihren hervortretenden inneren Hauptzügen 
Geistesarbeit eine ähnliche Stellung einzunehmen, darzulegen. Die formell zusammenfassende 
wie sie von der römischen Jurisprudenz , als Schlussübersicht ffelangt zu folgender begriffli- 
sehöpferischer Rechtskraft, eingenommen worden chen Gliederung des Gebietes der alieni negotii 
sei. Vorliegendes Schriftchen soll ein Versuch gestio: diese ist A. wirkliche Stellverlre- 
sdn, in einfa<Aer Weise und an einem einzel- tung, d. h. eine „contemplalione alterius** vor- 
»en Beis|)iel die Durchfiihrbarkeit der Kierulff*- genommene Handlung, welche als geschehend 
sehen Idee nachzuweisen. Als Beispiel ist vom gedacht werden kann, 1) mit dem Willen des 
Verf. ein Kapitel aus der römiscnen Doktrin, Anderen sei es dem vorausgehenden (Mandat) 
gewählt worden, welches aus einer Summe ver- oder nachfolgenden Willen (RaUhabition), — 
scUedener, nur historisch zusammenhängender, 2) ohne den Willen des Anderen, aber unter 
Reehtsbe^mmungen bestehe; es sei, so macht Umständen, welche seine Einwilligung präsumi- 
er fingangs gellend, Aufgabe der heutigen Doktrin, reu lassen; B. eine Handlung, welche, ohne jene 
nicht aur dies durdi che Untersuchung des Ent- contemplatio, nur objectiv in eines Anderen Ver- 
wickeltmgsganges deractiones negotiorum gesto- mögensverhältnfsse eingreift, also nur „eine fak- 
rum darzulegen, sondern auch , und gerade ohne tische Repräsentation eines fremden Vermögens" 
RückfilchlawjenenäusserlichenZusammenhanffjdie enthält. Hiemach ergeben sich dem Verf., nach 
elDzelnen RecMssätze nach den sie beherrschen- Ausscheidung des mandalum, für die weitere 
den Principien von einander zu sondern, Betrachtung die 3 Abschnitte: I. Ratihabition 
dies^ Principien, nachdem sie selbstständig ent- (A 1.) oder nachgeholter Auftrag. II. Fingirter 
Irfek^ «eleu, Au-ch Vergleichung mit den Quel- Auftrag (A 2.) und HI. Negotium alienum als 
Ion m prttfen, und endlich durch weitere Deduk- bloss faktische Repräsentation (B.) z. ß. wenn 
tton ike^atit Rechlssälze die Lücken der Rechts- der gestor irrthümlich das fremde Vermögen 
quellen zu ergänzen. Hiernach sondert der als sein eignes behandelt oder sich über das 
Vetf. acine Abhandhing in 2 Capitel, deren er- Subjekt des fremden Vermögens geirrt hat. — 
sies „die Recfttssätze des R. R. de negotiis Yffr wissai dem Verf. Dank daftlr, dasis er 
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in dies^. Ipgiflehen Weise das Bereich des alie- 
nam negotium genauer, als bisher mejsthin gesche- 
hen ist, auseinandergefaltet hat. Wenn er nun 
i^r forträbrt jenen auseinander gehaltenen Thei- 
len eine selbstständige Natur für das System in 
Grossen und Gemzen beizulegen, so vermögen 
wir in diesem civilistischen Sublimirongsversuch 
ihm nicht zu folgen. Es scheint uns, als habe 
hier, wo es sich um die Blüthe des ganzen 
Versuches handelte, ihn die juristische Schärfe 
verlassen. Der Verf. sagt: man habe unternom- 
men, „den Complex dieser Rechtssätze (s. o. sub A. 
und B.) als ein einziges Rechtsinstitul der nego- 
tiorum gestio aufzurassen, während sich offen- 
bar zwei verschiedene Rechtsinslilute unterschei- 
den lassen. Zu dem einen gehören alle dieje- 
nigen Rechtssälze, welche wirkliche Stell- 
vertretung zur gemdnsamen factischen Vor- 
aussetzung haben, zu dem anderen alle diejenigen 
Rechtssätze, bei welchen dies Moment durchaus 
unwesentlich ist, und die objective Einwir- 
kung auf fremdes Vermögen die gemeinsame 
factische Voraussetzung bildet. Jenes Rechts- 
institut zerrallt einerseits in 2 kleinere und bil- 
det andererseits mit dem Mandat zusammen ein 
grösseres , welches wiederum Theil eines gros- 
sen Rechtsinstituts — der Stellvertretung 
ist.^ Der Verf. tadelt daher, dass man sich 
gewöhnt habe, alle diese Rechtssätze als Normen 
für ein und dasselbe obligatorische Verhältnis^ 
zu betrachten, während doch drei ganz ver- 
scUedene Obligationen vorlägen, an welchen 
drei ganz v^schiedene obligatoriscbe Gründe 
sich unterscheiden Uessen : der übereinstimmende 
Wille beider Interessenten, also Vertrag, — - 
der Wille des Einen für den Anderen zu han- 
deln neben dem präsumtiven und daher recht- 
lich als vorhanden angenommenen Willen des 
Letzteren, also fingirter Vertrag, — und 
der EingriiT in Vermögensverhältnisse eines An- 
deren, also ein objectives Factum; wenn 
man dies festhalte, so erschienen die ersten 
2 Fälle als weilre Entwickelungen des Handats- 
verhältnisses und der 3. Fall als Uebertragung 
der Mandatsklage auf ein vom Mandat gänzlich 
versclüedenes Verhältniss. 

Zuvörderst müssen wir uns dagegen erklä- 
ren, als sei durch Betonung des Stellvertretungs- 
griffs juristisch viel gewonnen. Stellvertre- 
tung ia dem Sinne des Verf. ist weit entfernt, 
ein Rechtsinslitut zu sein , sondern lediglich ein 
praktisches Verkehrsmotiv, wie z.B. auch inter- 
cessio, alea, liberalitas, und es sind nur äussere, 
durch positive Satzungen veranlasste Rücksich- 
ten, welche eine Beschädigung des Juristen 
mit jenen Begriffen veranlassen ; für das innere 
Wesen, die civiUstische Seele der Rechtssätze 
sind sie durchaus bedeutungslos. Das ersieht 
man z.B. in unserem Falle ^r einfach daraus, 
dass ganz verschiedenartige Handlungen, wie 
Vertrag (Mandat) , einseitige Rechtsgeschäfte 
(nüt nachfolgender Ratihabition) uad andere Hand- 
lungen , wie fleituog eines Sclavon, im Stellver- 



tretittgf begriff susaMMagi8&ßst w^de& — odar 
bei der intercessio daraus, das« m ihrem Gebiel 
Bürgschaften, Novationsgeschäfle und Uebar- 
nähme eines alienum, vom Dritten nur erst be- 
absichtigten negotium zu traulicher Gem^schaft 
vereinigt werden. Dies ist es, warum wir mei** 
nen , dass wir durch Hervorhebung jenes Stell« 
Vertretungsbegriffs für die civilistische Analyse 
und Systematik gar wenig gewonnan liibeii. 
Es ist hier nicht der Ort ausmfiihrea, dass dem 
Stellvertretungsbegriff sich eine andere Organi- 
sation geben lässt, welche ihn all^dings zu ei- 
nem civilistischen Moment (neben Ceäkm und 
Scbuldüberweisung) im System erhebt: gerade 
diesen hat der y&tL ganz und gar unberück- 
sichtigt gelassen. Eine Folge hiervon sind ver- 
schiedene Irrthümer. Dahin rechnen wir, 1) daas 
er den überstimmenden Willen des Gestor und 
des Ratihabenten als Vertrag bezeicfaiiet Eine 
solche objective Ud)ereinstimmttng zweier Wilr 
len ist keineswegs Vertrag, keini^wegs eingot* 
schlossener civitistischer Körper, viehnehr i6t 
Ratihabition ein entschieden einseitiges Bechts- 
ffeschäfl und das juristische Wesen seiner Wir-^ 
kung eine der conditio und dem jus postlimiBti 
nahe verwandte Retrotraktivkraft Die Rechts- 
einfuhrung dieser Kraft aber ruht ni^ht auf ei- 
nem inneren Rechtsprinzip , sondern auf utilite 
und aequitas, und ist daher rein aus dem positi- 
ven Recht zu entwickebt 2) Wenn der Verf. 
sodann die actio negot. gest. ausser dem Fajl 
der Ratihabition auf eine Fiktion, d. h. darauf, 
dass der fehlende Auftrag rechtlich fingirt werde, 
und diese Fiktion auf die Erwägung stittzen 
will, dass in den bestimmten FäUen BilllguJig 
Seiten des dominus negotii vorauszusetzen sei: 
so übersiebt er, dass weder Präsumtion noch 
Fiktion innere Rechtsprinzipien produktiver Na- 
tur, sondern nur Motive für den Gesetzg^r 
und Formeln dogmatischer Zusammenfassung 
sind. Die Vorwürfe, welche der Vert auf 8.26. 
27 den römischen Juristen macht, sind daher 
so ungerechtfertigt, wie nur irgend etwas sein 
kann. Den römischen Jurisien sagte ei ihr 
natürbcher Takt, dass das Grundprinzip der ne- 
goti<H*um gestio sich nicht innerlich motiviren, 
vielmehr lediglich auf eine de^l Rechtsgebiet 
äusserliche utilitas stützen lasse, darum musstea 
sie sich begnügen, den vopi Prätor aofigestellleii 
Gedanken theoretisch auszubeuten; sie haben 
dies mit einem bewunderungswürdigen, Scharf- 
sinn und ächten praktischen Takt gethan, und 
gerade darin, dass sie keinen anderen Weg 
einschlugen , bewährt ^ch so ausgezeichnet d«i 
klassische Gepräge ihrer Geistesarbeit. — Et- 
was anderes ist die Schaffung und Entfaltwg 
von Rechtssätzen, etwas anderes die fiormalß 
Behandlung und theoretische Darstellung der 
geschaffenen Rechtssätze, jenes lag dem .römi- 
schen Prätor und der römischen Jurisprudenz, dieses 
unsrer heutigen Rechtswissenschaft oK. An uns 
ist es freilich, nachdem uns die Fülte.^der g^ 
schaffenen Rechtssätze fertig vorliegt,, zu .yerr 
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flueken; obihrnlcMein dogmatischer Rabfnen steh 
geben lasse; efn solcher isl die Hfnsteliuitg einer 
Fiktion (fingirten Auftrags), aber wer der 
röndsch^i Jurisprudenz vorwirft ^ dass sie Ihre 
ArbeM nicht mit jenem Begriff begonnen habe, 
Torkehrt das SadiTerhültnlss geradezu and gleicht 
dem, weicber sich an seinem eignen Schöpfe 
aas dem Moraste ziehen wollle. Pllctlonen ent* 
behren aller rechtsschöpferiscben Kraft und haben 
fliae ledlgych formale Bedeutung, In der Hattd 
aawohl dei^ riMnischen Prätor, als der heutigen 
Wissenschaft, xmA die Römer konnten nicht mit 
der Fiktion anfangen, da deren Umfang erst 
Ihre BestlmmiBig durch den materiellen Inhalt 
der anter Ihrem Gesichtspunkt zusammengefas- 
sten Rechlssitze empfängt, und die negot. gestio 
kektesweg's absohrt, sondern nur In einer An^ 
zahl von Einzelnheflen dem Mandat gleichgestellt 
(terglich^i) Ist. Was daher der Verf. an die 
SteHedes rdmischen Gesichtspunktes stellen wiH, 
Ist zwar einfach, aber nur ^n formales, kein 
produktives, und e^ materiell unzulängliches 
Prinzip. — 

Um unser Urfteil zusammenzufassen, so sa- 
gen wir, dass, so lobenswerth Streben und 
Mediode des Verf. sind, doch die stoffliche Durch- 
ttirang uns ungenügend erschienen Ist. Wir 
kennen aber dieses kaum dem Verf. zu einem 
hidividuellen Vorwurf machen, weil wir daflir 
halten, dass die an Ihm hervorgehobenen Schwä-* 
dien ganz wesentlich in dem bisherigen mangel- 
haften Standpunkte der Rechtswissenschaft über- 
haupt wurzeln, und dass unser Rechtssinn erst 
lernen muss, innere juristische Prinzipien und 
iusiere Verkebrsmotive, materielle und bloss 
formeUe Momente zu sondern und die Eleinen- 
tebegriffe der Fiktion, der Retrotraktivkraft u. 
& w. In Ihrem inneren Verhältnlss zu dem Rechts- 
gebiode aufzufassen. --^ Im Knzelnen. das 
wied^holen wir, ist die Behandhing una Prä- 
zisirang der Sätze lobenswerth, sehr gut u« A. 
die Ai^führung in Anm. 14 auf S. 29 ; <tiese)be 
kann als ein brauchbarer Beitrag zu der rid^ 
tigea Auflbssung der hereditas jaceas dienen, 
wekbe neuerdings Gegenstand eingehender ubd 
scharfer Kiunpfe geworden ist. ifuntze. 

8th Mrgsohaft. 

Zar Begründung der Klage gegen den 
Birgen get^rl nicht die B^upSmg, dass der 
Hai^tscfaiidner die Schuld ganz oder theilwels 
nicht hezsMi habe^ es genüi^t (fie Berufung auf 
den ßfitstehungsgrund der Hauptschutd und der 
Bürgschaft Erst wenn der Bürge exdplendo 
daff benefichm excussionis geRend macht, vdrd 
dar KMgOT repticando behaupten und bew^sen 
müssen, dass und mit welchem Erfolge er den 
Hauptschuldner ausgeklagt habe. (Erk. des 0. 
App. Ger. zu Kiel. Holst. Anz. 1855. H Quart.) 

39. 

Bü r g ir c h a f t. Der Concurs des Hauptschuld- 
imrs bewhrkt stets FtiUgkeit der Forderung ge- 



gen dean Bürgen. (EriL des 0. Afp. Ger. zu 
Kiel. Holstein. Anz. l%ö. ü. QüaH. »9. 

8f • Bie Lehre vaa der eirürechtUekea laMar- 
keit der Bekirden. Von Dr. Gustav Adolf 
Schlayer in Geisslingen. (Zeitschr. f. Clvlt. 
u. Proc. N. F. Bd. XIII. S. 120 f.) 

Der Verf. stetH den Satz an die Spitze^ dass 
das VerhÜtniss der Befinden auch da, wo die 
Erfüllung des Staatszweckes sie in nähere Be- 
ziehung zu den Einzebien bringe, ein principiell 
BabÜcistisches bleibe und eine clvibechtUche 
aftbarkelt gegenüber von diesem nur flir be- 
sondere Fälle durch die positive Gesetzgebung 
bestimmt werden mögen. — Der Verf. stellt 
hierauf die Bestimmungen unsres positiven Rechts 
über den fragUchen Gegenstand zusammen. Er 
bespricht hier zuvörderst die Haftbarkeit gewisser 
Obervormundschaftsbehörden. Er findet, dass 
nur Gemeindebeamten, nicht auch Staatsbeamten, 
jedoch selbst wegen s. g. levis culpa In abstracto, 
wenn gleich nur subsidiär, für das ganze Inte- 
resse des Mündels gehaftet haben und in pro- 
cessiniler Hinsicht die allgeiAeinen bei Schadens- 
zufügungen gelt^den Prindpien zur Anwendung 
gekommen. Der Verf. gebt nun auf die s. g. 
Syndicatsklage über^ wobei er insbesondo'e 
die bekannte Meinung Webers, In der Lehre von 
der natürlichen Verbindlichkeit etc. S. 35 f., und 
die Steiluttg eines agrimensor gegenüber der 
des Richters (vgl. Fr. 1. D. XI. 6.) bespricht. 
Er will eine Haftung nur bei dolus und culpa 
zulassen, aus den schon bekannten Gründ^ 
jedoch auf das volle bil^esse. Die L. Aqul- 
lia selbst finde auf Verschuldungen der Behörden 
In ihrem Amtskreise keine Anwendung. Zum 
Schlüsse der AbhMidlung referirt der Verf. die 
Bestimmungen des Württemb. Rechts iiber die 
Haftung der Pfand -Behörden, jedoch ohne wei<- 
tre ^länterang. 22. 

87. ifineatatitnsplicU. Bemerkungen über 
die Alimentationspflicht, insbesondre zwischen 
Aeltern und Kindern. Vom Just R. Reinhard 
in Ehrenbreftenstein. (Zeitschr. f. Civilr. u. Proc. 
N. F. Bd.XIU. S. 140 f.) 

Diese Pflicht beruhe auf der pietas, sei je- 
doch subsidiär, es müsse der eine locuples, 
der andre bedürftig sein, ohne dass der änssersle 
Nothstand vorausgesetzt werde. Hiergegen spreche 
die Rücksicht auf die pletas und Fr. o. %. 17. D. 
XXV. 3. Wo sei mm die Grenze und weldie 
Bedürfnisse müsse der Berechtigte bestreiten, 
damit das Richteramt mit Erfolg angerufen wer- 
i^ftk könne? Jadenfalls könnten weder über- 
flüssige Rubriken noch Ueberflüssiges Innerhalb 
einer an sich nöthteen Rubrik gefordert werden. 
Man könne unter anmenta wohl Alles, was zu 
den anerkannten Lebensbedürfnissen gehöre^ un- 
ter den caetera onera (Fr. 5 dt.) aber, caetera 
quae ad disdpUDani pertinent^ verstehen» Zu 
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diesen leUerensekn dm:k dieErzlelHinfS- iwd 
UnterrichtskesteB zu reebneiu Ar^n^, Beiienungp, 
Pflege etc. gehören zu den alimentis; keineswe|/s 

Sehöre aber liieriier die Bezahlung von Skahm- 
en und Processkosten. Die persönliche Würdig- 
keit des Bereditigten könne bei Abmessung der 
Alimenten In Betracht kommep ^ ja dus Verhallea 
desselbe gegen den Bedürftigen dem Richter 
einen GruiMl gewähren , ihm die Alimente abzu- 
sprechen. Die Ei»ierbiiuiffsgrüBde seien jedocb 
hier nidit unbedingi und ausschliesslich ma»»- 
ffebend, wie schon aus Fr. 5. %. 11 D. XXV. 3 
henrorgeha. Der Verf. besipricht hierbei besoiA- 
ders den Fall der Kräokimg des Yerpflichleten 
und stellt Alles auf riohteriicbes Ermegsea im 
eittzehian Falle. 22. 

88. SdiUeaUage — BigMfcakL 

Entsdtädlgungsklage wegen der durch die An- 
lagednerEisenbdin eingetretnenBenadOheiUgun- 
gen. OAG. zu Cassel. <Heuser, Ami. Bd. II. S. 4w f.). 

Zur Begründung derselben iiedarf es nicht 
der Nachweisung eines iur sie in gemeinen 
Eeohte gegebnen Rechtsmittels. Dagegen sind 
nur di^enigen Benachtheitigunflen zu beachten, 
hinsichtlich deren das gemeine Recht, gMchviel 
ob unmittelbar oder nur mittelbar, ein Rechts- 
mittel auf Ersatz oder auch nur auf Abwendung 
des Nacbtheils gewährt. Die angeblich durch 
^e Eisenbahnbaute erfolgte Entziehung des 
vorher vom Kläger benutzten Regenwassers ist 
fds eine solche Beschädigung nicht anzusehen, 
iadem er auch durch Bezugnahme auf die an 
seiner Wiese zur Auffaagung des Regenwaasers 
angelegten Gräben den Elgenihümem der höher- 
liegenden Grundslücke gegenüber ein Recht auf 
Benutzung dieses Wassers nieht dargelegt habe. 
Als ersatzverpffichtende Beschädigungen hat man 
es ab^ angesehen, dass in Folge derElsenbahn- 
bauten der Abfluss des Regenw«»sers aufge- 
halten, durch zwei Kanäle über Klägers Wiesen 
l^efilhrt werde und in Folf^e dessen nicht nur in 
st^rk^er Strömung sich ergiesse und Sand und 
Steine auf jenen Wiesen ausbreite, sondern 
auch von dem Damme Sand abgespült und auf 
die Wiesen geführt werde. 24. 

89. Goiiairs. 

Ueber die rechtliche Stellung der 
CSemeinschaft der Gläubiger im Gante 
«nd den Uebergang des Vermögens des 
Cridars auf sie. Von Rechtscons. Sarwcy. 
(Snrwey's Monatschr. f. imi. in WiWembergXX, 
1. S.87ir.). * 

Der Verf. beleuchtet die verschiedenen An- 
aidblen über diesen ReohtmriEt, insbesondere 
die Bayer' s, wonach das Recht der Gläid^ger 
•n dem Concurse in einem generellen Pfandrecht 
besiehe, und die Anderer, wonach die (ääubiffer 
Repräsentanten des Geneinschukisers seien. Je- 
ner stehe entgegen, dass das rmische Redit 
ein prätorisohes Pfandrecht wm bei der fa. a. T. 



«mrakttocben wM» in boiw newibre; dfcMi 
collidire mit dar Compensntionsfrage, dem Re- 
tentionsrecht u. 3. w. Am ricbtigiten sei die 
Ansicht Günther'« in Wetoke's Re<^tslex, 
(U, 811 ff.), nach w^her der Gemeinschiddnir 
anhört, EJgentbümer s^nes Vf^rmögais im nein 
und dessen Rechte auf die Gläubiger ilbergeheo; 
das Princip sei hiebet das: die GiänbiffersclMifi 
als juristische P^son triU venn^e Singnbr^ 
SMiccession in die gesammten Venn^imu^eokte 
des Gwieanschuldners als SelbstbsrecUlgte fim. 
Das hienach sieh ergebende „Gewofanhattaraofat^^ 
fosst der Vwf. in folgende Sätze znsnmmen: 
1) die Gesammtbeit der Gläubtfer bildet von 
eröffnetem Concurse an eine juristische Peraen^ 
deren Zweck ist, die Refrledignng der etaizehieii 
Gläubige sicher zu sldlen mi mögUeh w ma*- 
chen. 2) Sie dau^t so lange fori, bia dieanr 
Zmetk erfüllt ist, oder die Müdichfcdi seiner 
ErfiiUung aufgehört hat. Dass die befriedBglefi 
Gläubiger aus derselben austrete», versteht sidi 
von selbst^ und dass ihr Austritt auf das Fort- 
bestehen der juristischen Person, so lange mar 
noch eüi Gläubiger unbefriedigt kt, keinen Ein- 
fluss haben kann, folgt nach bekannten Grund- 
sätzen aus dem Wesen der juristischen P^isoe. 
3) Die Vertretung derselben bilden die GUn- 
b%er oder ein Aussohuss derselben in Verbiur- 
dung mit dem Güterpfle^er, dessen Rachtsver^ 
hältniss gegenüber der juristischen Ptfson nach 
den Grui^ätzen des Mandats zu B^irltielleB isi 
Hire Verfiigunffen über das VervK^en haben 
zu ihrer Gültigkeit <he Zustimmung des leitenden 
Concursgerichts nötUg. 4) Die Geaammtteft 
der Giiäiger als juristiache Person erwirbt mit 
ihrer Entstehung das gasammte vorhandene Ver- 
mögen des Schuldners, welcher hiamst des R»- 
firitzes entsetzt wird. DerseUie hört auf Eifen- 
thümer der körperlichen Sachen, Rereehligter 
der dinglichen und persönlichen Rechte zu sein. 
Alle di^e Rechte ^^ehen ebenso, wie der ReälE, ' 
auf die Gläuhigerscbaft über. 5) Das Vennögen 
als Gantmasse bildet die Mittel, welche der jn- 
ristischen Person znr Brreiehunff ihres Zweoks, 
Befriedigung der einzebien Gläiuil|rar, zu Gebot 
stehen, und Ist tde solches ein SegriSaganfeas, 
auf welches die Grundsätze pretium succedit in 
locum rei, res in locum preW^ Anwendung fin- 
den. 6) Diejenigen Rechte, zu deren Erwa*b 
ein Akt nötUg ist, welcher nur von dem SiChuld- 
ner selbst reditsgQltig vargenammen wenden 
kann, gehören nicht zu dem Vermögen der 
Gläublgerscfaaft, und da diese kebk Micht mf 
eine bestimmte ThäUgkeit des Gemeinschnldners 
hat, kann derselbe auch nicht zur ErweriHmg 
und ebensowenig zur Udierlragnng des erwnir- 
benen Rechts mtf die Gläubigersohaft geiöthigt 
werden. 12. 

M. Gencws. 

Das ttber das Vermögen des Sehidchiers ein- 
geleiteta Concursverfaliren hindert den GlftuMfer 
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jMk% intIGniiid dat VDrErMhnag dei CoMorsed 
erwirkten ZaMongirflyefehls, «lob noch vor gäiw^ 
UdMT Erle«ttgaiif des Coocursyerfabrens , geg« 
den Sc^vUbier BKeeutioMunlräga sa richten. 
iÜG. n Wotfenb. — Zeiticbr. S. 82 f.). 2a 

Während des ConoHnies kann nickt nur die 
Vorausbezahlung liquidirter Capitalsforderungen, 
sondern auch die Abstossung rückständiger 
Zinsen unter gewissen Voraussetzungen verlangt 
werden. — (Ausltihrung des OAGR. D. Ver- 
mehren zu Jena in d. Bl. f. Rechtspfl. in 
Thür. L 306 ff.). 10. 

12. Biakriigei to Ekefrti. 

Die vom Ehemann zur Abtragung der Ula- 
tenforderung seiner Ehefrau während der Ehe 
«eAckdwie Cesaiim einer ihm tastehwMJPi For* 
ieronff IMUt unier den Begriff einer verboteneii 
Scheumig. (OAG. eu CasseL Heuser • Ania*- 
km etc. Bd. H. S.:606 f.) 24. 

M. %iilUid«r. 

Hai der nHüriicIie Vater ein Erbrecht in 
deuNwifasedes sogen. BraiAindes? VomUoiGR. 
0. Zimmermann m dessen. (Archiv f. dv. 
Pr.lU.XXXVIM. &194f.). 

Das firbredit der s. g. Braulkindcr gegen 
den natürlichen Vater beruhe auf einer Begän- 
sliflimgder ersteren, denen es nicht pr^udicirmi 
BOtBoy dass die fldraih ihrer Aeltem wegen des 
Todei oder der Weif enmg des Valers nicht su 
Stande geirmwnen ist, vinArend kein Gmnd vor*- 
«etegen, 4tm Vater, der sich geweigert Iml, die 
lim m voUisielien, zu begöm^gen und ihm ge- 
Mottber die Bke ak g^chlossen zu fingirai. 
Btwas analoges xeige die putative Ehe« Der 
Weigerung stehe es gleieh, vi^enn der VaAer 
ketae« ¥m^ aur Bewlrkui^ des Ehevollzngs 
«ngewuidt habe. Es liege Ihm, wenn er mit 
4ler Birast ein Kind erseogt habe, ob, die erfer- 
defUchen Sducitle vemmehmen, um dem Kinde 
4mA Volfa^g der El» die Redile eines eheli- 
^MS findos ai verschaffen. Trefib Ihn UeriMi 
«in ZaMl, wetober das ResiMt seiner Bemühun- 
gen ver^tle (2. B. Ted oder Weigerunff der 
SraH), 80 könne dies ihm nicht zum Kacktheii 
«ngeredmet werden und es misse die aUge- 
«aiae Regel wieder zur Anwendung kommen, 
dhss die auf Verwandschalt beruhenden Rec^ 
fegenaeltig seien. Der Verf. Ihetlt noch Fütte 
tme der l^nxls otH und machl VorscUttge filr 
eine «eoe GeselBgebang. 22. 

14. BrkchaRMntretiag — testaaeitarisck Ter- 
eroMle liCMtel. 

DSe Wifksamkeit der testamentarischen Er- 
aeuBimg ieoumdes mm Curator des eingesetz- 



ten Erben ist aUerdings durch dmi Antritt der 
Ertschi« (L 9. a de test. tut. 26, 2 -- Ltf. 
S. 1. D. de excus. 27, 1) und die rechtsgttltige 
Ausübung eines nicht auf den Gmnd der viter* 
Udien uewatt testamentarisck übertragenen 
CurtlelamtB durch die obrigkeUUche BestlM^ng 
des «nannten Corators (1. 4. D. de eonf. tut 
26, 3) bedingt. Indessen kann in einem Fallet, 
wo simniilicbe im Testamente eingesetzte Erliea 
minderiihrig irind und für idie ein Curator er-* 
nannt ist, (ue Befuffniss der Obrigkeit nicht be- 
zweifelt werden, den testamentarisch ernannten 
Curator zum Antritt der Erbschaft, mithin zu 
dem Acte zu berechtigen, durch welchen der 
im Testamente liegende urund seiner Vertretungs- 
befimiis wirksam vilrd (1. 10. pr. D. de test. 
tut. 26, 2 — 1. 26, «. 2 u. 1. 27 pr. eod.) und 
eine solche ErmächUgeuff muss in der gericht- 
lichen Verpflichtung des Curators gefunden wer- 
den. (Erk. d. OAG. zu Lübeck In Römer's 
SammL d. Entach. dess. in FranfcC B«chtss. II, 
1. S. 19). a 

9i. Legate — ledinga^. 

Die Bestimmung, dass die gegen den Willen 
des Testators bei einer Erbeinsetzung ausge- 
lassene Bedingung die Verliigung des Testators 
nichtig macht (1. 9. «. 5. D. hered. inst 28, ö) 
ist nicht aui Legate anzuwenden: denn das 
neueste Recht will Legate nach den fiir Fidei- 
oommisse geltenden Regeln beurÄeilt wissen, 
und bei dieser soll mehr auf die voluntas als 
auf die scriptura gesehen werden; wenn nun 
aber schon ex praesumta veluntato die fidel- 
cotamissarische äiwendung gewisse Modifioatio- 
nen erfahren kann mid insbes. auch^ wie die 
bekannte conditio, si läne liberis decesserit, zeigt 
als bedingt behandelt werden darf, so wM 
vollends bei genügendem Beweis der wahren 
Abeicht des Testators die Bedinranff snppUrt 
werden dürfen und unter dieser Modalität das 
Fideicommiss oder Leget aufrecht zu erhalten 
sein. (Erk. d. OAG. zu Lübeck in Römer's 
Samod. d. Entsch. dess. in Frankf. Rechtss. II, 
1. S. 9 fg.). 8. 

lt. Imrieten sind TnMge «er die hhf- 
tige ¥ariaMenachaft daet irittcn nach heiligem 
leckte «Uiigl Von O.T. Pris. v. Harpprecht 
On SarwoVs Monatsschr. f. d. Just In W4lrt 

XX, 1. ai29r.) 

Das Würt Ob. Trib. h«t in einem (Uer rM^ 
atündig mitgetheiHen) Erkenntnisse v. 24. Dec. 
1853 Verti%e der Pnbnmitiv- Erben über den 
künftigen Nachlass Ton dispositionsrndsOiigen 
Personen fiir rechdidizulässiff erklärt Der Verf. 
grmft diese AnsIcU unter Berulung auf eine 

Eosse Anzahl von Autorttäten an und weist inabes. 
ndchtlich der früheren Prajds des Ob. Trib. 
iM^h, dass die Fraffe, ob Verträge über die 
Bntsoheidmig etam übenden Dritlen anch «hne 
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desseft ZusUmiiiiii?. gültig säten ^ ttki ü. Nov. 
1^5 als eine zwelfethafte von dem Ob. Trib. 
hingestellt worden, in den bdde« settdem ent^ 
sehiedeacn Sachen aber, am 27. Nov. 1833 und 
am 3. Juni 1836 der früher als zweifelhaft be^ 
aeitigte Grund zum entschddeMlea gemacht 
und namentlich auch ausgesprochen worden sei, 
die Ansiclift der e. 4 C. de Inut. stip., der Ver- 
irag über die Erbschaft eines Lebendea sei 
cofttra bonos mores, finde in heutigen deotschen 



VolksaMiekften kdMtt BaUimto mehr, DerVed; 
welcher sich haupisäcbUch der Ausfllhrung vea 
Ifasse (rtieiiLMus. IL $.21^01) auschliesst, faaOI 
bei erneuerter Prüfui^ diese Streitfrage (to 
Ergebniss, „dass das römische hecht nicbt.Bl^ 
was Abgestorbenes, vielmehr die durch die Ju- 
risten geschaffene Rechtsnorm, eine uaächte 
Theorie sei, von welcher sich loszusagen die 
Gerichie kein Bedenken tragea dürfen.'' 12. 



nL 
Beotsches Privatrecht. 

Wechselrecht. 



1. We aUfeneii^ Deihehe We^el - Ordnaag 
mit den Entscheidungen des K. Ober -Tribunals 
zu Berlin von S. Borchardt, Stadtgerichtsrath. 
Berl. 1855. Decker'aohe 60HB. 38 S. kL 6. 

Diese niedliche Ausgabe der D. W. 0. enl- 
hüi ausser dem Text dieser und des Pr. Einf. 
Gesetzes v. 15. Febr. 1850 sämmtliche bis zu 
deren Erscheinen publicirtc wechselrechlliche 
Entscheidungen des Obertribunals, in 1 10 kurzen, 
den einzelnen $§. und Artikeln unterstellten 
Auszügen. Diese Zusammenstellung ist Separat-^ 
abdruck aus dem auf Veranlassung des Justiz^ 
ministerii erscheinenden Kalender für Preuss. 
Juristen, und unter Benutzung der Tribunals- 
acten angeferUgt. Eine ausfilhrllche MfttheHung 
der Gründe zu den neuesten Entscheidungen — 
denn ein grosser Tlieil derselben fsl selbstver- 
ständlich schon dem juristischen Publicnm in 
Zeitschriften mitgethefH — wird der auf diesem 
Gebiete des Rechts rühmlichst bekannte Verfas- 
ser in einem Supplementhefte zu der von ihm 
im Jahre 1854 besorgten Ausgabe (vergl. diese 
Jahrb. Bd. I. p. 230. Nr. 32) geben. Für den 
'Geschäftemann ist kaum ^ne Ausgabe beque- 
mer und wenn etwas zu wünschen ist, 60 möchte 
es ein Register sein, wie es der nur bemerkten 
vonr 1864 angehängt ist Ref. gestattel sich 
Koch auf ein Missverständniss au&ierkdam zu 
machen, weUhes bei der unter No. 99. S. M aa- 
gezAiglen Entscheidung vom 15. März 1858 
untergelaufenzu sein scheint, und welches um so 
mehr einer Berichtigung bedarf, als bei der zu 
erwartenden Verbreitung dieses Bücbelchens 
-daräus sehr leicht (&e wesentlichsten Inconve- 
nlenzen für den Verkehr entstehen könnten. 
Die betr. Note lautet: „Die Abschrift des Wech- 
sels, welche der Protest enthalten muss, braucht 
i»ei einem in Sachsen Btt%enommenen Pro- 
teste nicht in dem eigentH<£en Kontexte der 
Protesturkunde zu stehen; es genügt vielmehr, 
wenn in dem Kontexte der ndt UntersduiH und 
Antssiegel versehenen Protestvrkonde aiuf <fie 



umstehende, dahinter befindlidM wörtliche AJk 
schrill des Wechsels, unter welcher sich 
noch eine von dem Notar registrirte 
und amtlich unterschriebene Erklärung 
desPrttestaten befindet, verwiesen ist." Unter 
dem Protestaten versteht man bekaimtlidli nur 
den Bezogenen, dem gegenüber von dem Notare, 
bei verweigerter Annahme oder Zahhmg pro- 
testirt wird. Hiernach wäre voranstusetiea, 
dass hinter der Wechselcopie noch eine Erkli^ 
rung dieses Protestaten registrirt sefn Blttsse. 
IMess kann aber nur in dem Falle vorkommen, 
wenn der Bezogene selbst, Insofeni er nicht 
acceptüi hat, intervenirl oder die Intervention 
zu Ehren einer Nothaddresse ablehnt, (vergl. 
Brauer, W. 0. zu Art. öa p. 106 f. der 2. Ausg.), 
indem dann allerdings diese IntervenUonaeir- 
klärung oder Interventionsverweigenuig in Sftchr- 
sen hinber der Copie des Wechseis bemerkt 
wird. Es würde also dem Wortlaute jenes 
Präjudizes nach scheinen, als wenn in aUet, 
und gewiss den bei weitem häufigsteiv Fäiieü, 
wo eine soldie Erklärung dea Protestaten nkht 
vorkommt, die Verweisung auf eine in tergo 
der ProtesCurkunde beindliche Abschrift des 
Wedisels, einen Fehler des Proteateis eotballo. 

Allein es Ist in Sachsen durchwu üblieh «id 
als gültige Form anerkannt, dass die Wecbset- 
copie aul die Rückaeite de» Protestes, und JiidU 
in dessen Kontext gebracht wird, (v^L Avdiiv 
f. W. R. Bd. I. S.371 ff.), nur dass selbaltep- 
ständlich diese Copie einer ie^^bublgung SeitflH 
des Notars oder Gerichtes, sei es im Ko«;- 
texte des Averses (ia dem voigedachten FaHe 
mit den Worten: die Urschrift des amatehe«d 
in hiermit bezeugter wörtlicher Abechrift aogar 
ftigten Primawechsels) od^ mittelst einor beeoAr 
deren Vidimation (gewöhnlich mit den Worten in 
fidem copiae NN. K. S. Notar) be4arf. Der 
Fall, welcher in dem obbemerkten im Archiv L 
S. 371 ff. mitgetheilten Processe vorlas, ist übri- 
gens ebi htervetitfonsihll, md wahrscheinlich 
hat das dasdbst abgedruckte PvotortmodoU au 
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dem Missyerstindnisse Veranlassung gegeben. 
Die ausgehobenen Schlussworie des Präjudizes 
dürften daher, wenn man nicht eine Form als 
ungültig bezeichnen wollte, weiche in Sachsen 
Seiten der obersten Instanz als gültig anericannt 
und allgemein üblich ist, in Wegfail zu brin- 
gen sein. 

Dagegen freut sich Referent als Nachtrag zu 
dem Präjudize Nr. 15. S. 9 bemerken zu können, 
dass das Plenum des Obertribunals die hier aus- 

Jesprochene Ansicht des 4. Senats (vergl. diese 
ahrb. Bd. I. S. 30 ad Art. 4*) verlassen und 
dagegen (Anfang November 1855) das Pröjudiz 
aufgestellt hat: dass ein Wechsel, wel- 
cher „nach Sicht** ohne weitere Zeit- 
angabe gestellt worden, für einen 
rücksichtlich der Zeitbestimmung gtil' 
tigen Wechsel zu achten sei und damit 
mit der in der Praxis gangbaren Ansicht in Ein- 
klang getreten ist. (Vergl. Nationalzeilung v. 
8. Novbr. 1855. MA.). Pn. 

2. Kritik des Entwirb einer Schweizerischea 
Weciselerdiiiig von Dr. Achill Renaud, ord. 
Prof. d. R. R. und Mitgl. d. Spr. Coli, in Hei- 
delberg. Erlangen, Ferd. Enke 1855. 38 S. gr.S. 

Zeither hatten nur St. Gallen, Zürich, Basel, 
Waadt und Genf eigene Wechselgesetzgebungen. 
In der übrigen Schweiz gab es kein Wechsel- 
recht Im Jahre 1854 vereinigten sich auf An- 
regung Berns die Mehrzahl Abgeordneter der 
Schweizerischen Stände für das Zustandekommen 
einer gemeinsamen Schweizerischen Wechselge- 
setzgebung. Die Fertigung des Entwurfs wurde 
dem Baseler Regierungsrath Burckhardt Fürsten- 
berg aufgetragen, und er hat solchen im Haupt- 
werke in Anschluss an die Deutsche Wechsel- 
ordnung absolvirt. Eine von den 14 Cantonen, 
welche sich durch Concordat für die Einliihrung 
einer gemeinsamen Wechselgesetzgebung erklärt 
haben, erwählte Ck)mmission, bestehend ausser 
dem Redactor, aus den Herren Blösch aus Bern 
und FomöTod aus Waadt hat sich der Revision 
des Entwurfs unterzogen, und selbigen mit ge- 
ringen Abänderungen approbirt. Dieser revidirte 
Entwurf umfasst, die eigentliche Wechselord- 
nung betr. 93 fi$., ausserdem die Anweisungen 
und das Verfahren betr. noch 15 fi$. im Ganzen 
also 108 §*.. Der Verf. theilt nun mit kundi- 
:er Feder die wesentlichen Abweichungen mit. 
kann nicht in dem Plane dieser Jahrbücher 
liegend gefunden werden, ihm hierbei Schritt 
Uhr Schrill zu folgen, vielmehr eine solche De- 
tailbesohr^bung dem Zeitpunkte überlassen blei- 
b«L wo der Entwurf, dann aber wie wir hoffen, 
nfchl ohne ffründliche Berücksichtigung der Re- 
naud'schen Kritik, welcher wir fast durchgängig 
bdtreten, als Gesetz ins Leben, tritt. Von all- 
gemeinerem Interesse dürfte zur Zeit folgendes 
seUi. Der Entwurf kennt nicht Personaihafl, 
sondern als Surrogat der Wechselstrenge nur 
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curseröffnung, welche erfolgen soll, wenn der 
Richter die Wechselklage fl& begründet erach- 
tet, und der Beklagte nicht spätestens, am näch- 
sten Weii[tage nach vorgängiger Commination 
zahlt oder deponirt. Hierin so wie in den mei- 
sten anderen Abweichungen findet Renaud und 
gewiss nicht mit Unrecht bedenkliche und unbe- 
n-iedigende Neuerungen. Wirkliche Verbesse- 
rungen gegen die D. W. 0. signalisirt derselbe 
in der Aufnahme von Bestimmungen über die 
Zahlung vor Verfall, über Wechselprolongation, 
über verfälschte Wechsel, sowie über die Gel- 
tendmachung der Wechselforderung in mehreren 
Concursen, ohne jedoch die Fassung und den Inhal! 
dieser Norm allenthalben zu billigen. Renaud 
betrachtet dem zu Folge in dem Verhältnisse zu 
der D. W. 0. den Entwurf als einen Rückschritt, 
und empfiehlt die unveränderte Annahme jener, 
woiiir sich auch die Züricher Handelskammer 
ausgesprochen haben solle. 

Selbstverständlich können vdr der Realisirung 
dieses Vorschlags nicht entgegentreten und ins- 
besondere unter einem Gesichtspuncle , worüber 
uns inzwischen als Ausländem eine Stimme nicht 
zusteht, dessen Ausftihrung erwünscht halten, 
nämlich unter dem, dass dadurch ein Weg der 
vorzuffsweisen Verkettung der schweizerischen 
Verhältnisse mit denen Deutschlands angebahnt 
werde. Pn. 

i. Zi Art. 4 und 96 i. L D. W. 0. 

Correcturen in wesentlichen Theilen des 
Wechselcontextes machen den Wechsel ungültig, 
sofern nicht dargethan wird, dass dieselben 
schon vor oder bei der Unterschrift des Aus- 
stellers vorhanden waren. (Erk. d. Ob. Trib. zu 
Berlin vom 20. Febr. 1855 cf. die I. gegen die 
U. im Arch. f. W. R. V. S. 90.) 3. 

4. Zu Art. 4 Kr. i jcta ArL 6 der A. D. W. 0. 

Ein Wechsel, in welchem der Remittent mit 
den Worten an die Ordre „von — selbst*^ be- 
zeichnet und die Lücke nicht ausgellillt ist, ist 
ungültig. (Mit der I. und II. conforme Entsch. 
d. Ob. Trib. zu Berbn vom 28. April 1854 im 
Arch. f. W. R. IV. S. 460 und im Arch. d. Trib. 
Anw. XII. S. 320 — vergl. auch diese Jahrb. 
Bd. I. S. 33 Nr 8.) 3. 

i. Zu Art. 4 Nr. i der A. D. W. 0. 

Zu Vollständigkeit der Unterschrift unter ei- 
nem Wechsel oder Indossament ist nicht erfor- 
derlich, dass der neben dem Vornamen des 
Ausstellers befindliche, leserliche Familienname 
desselben bis auf den letzten Buchstaben ausge- 
schrieben sei. Es gnügt, dass aus den ge- 
brauchten Buchstaben die bestimmte Person mit 
Zuverlässigkeit erkannt werden könne. (Erk. d. 
Ob. Trib. zu Berlin cf. der II. gegen die I. vom 
8. Septbr 1853 im Arch. f. W. R. IV. S. 448 
und Arch. d. Ob. Trib. Anwalt. XI. S. 4. 3. 

10 
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6. Zi Art 4 Nr. I ii4 Art, f I Hr. I. 

Die Datirung eines Wechsels von einem Markte 
(Bozen den St. Bartlmäi Markt 1853) ersetzt die 
gesetzlich vorgeschriebene Anc^abe des Monats- 
tages der Ausstellung nict^ und ist daher ein so 
dalirter Wechsel formwidrig und als solcher nach 
Arl. 7 ungültig. — Entsch. des Oberlandesge- 
nchts zu Innsbruck aesen die Ansicht des Kreis- 
gerichts Bozen als Wecnselgericht vom Jahr 1855. 
(Oesterr. GZ. 1855 Nr. 72.) 34. 

7. Zu Art. 4 jcU 7 und H f. 4.A.B.W.O.— 
ZiBSTersfreckea ki ien WeehseL 

In der Monatschrift für die JusUzpflege In 
Württemberg vonSarweyBd. 17 S. 169 war ein 
Gemeiiibescheid des Ober-Tribunals vom 2. Juli 
1850 milgelheilt, wonach das in einem Wechsel 
aulgenommene Zinsversprechen, nicht allein wir- 
kungslos ist, sondern auch dem Wechsel die 
wechselrechtliche Wirkung entzieht. In dem- 
selben Bande S. 170 erfolgte ein AngriiT auf diese 
Thesis. In dem 20. Bande S. 119 erscheint nun 
ein längerer Aufsatz, in welchem zunächst rait- 
getheilt wird, dass in dem damals der Bespre- 
chung unterstellten Falle das Obertribunal , con- 
form mit den Erkenntnissen erster und zweiter 
Instanz die in dem Gemeinbescheide ausgespro- 
chenen Grundsätze aufrecht erhalten hat. Hieran 
schliesst sich eine Ausführung zu fernerer Ver- 
theidigung dieser Grundsätze. Sie enthält nichts 
wesentlich Neues. Nur wird eines Theiles auf 
einen diese Auffassung vertheidigenden Aufsatz 
Hofackers im schwäbischen Merkur vom 22. Juni 
1853, andern Theils darauf hingewiesen, dass, 
wenn auch früher die Würltemb. W. 0. eine 
ähnliche Bestimmung enthalten, wie die der A. 
D. W. 0. ist, aul' welche jene Thesis lusst, und 
gleich wohl nach dem Gerichtsbrauche Zinsver- 
sprechen für zulässig erachtet worden , diess ' 
sich durch die letztere und deren zumal nach 
den Verhandlungen der Wechselconferenz zwei- 
fellossen Sinn, erledigt habe. 35. 

8. Zu Art. 6 d. A. D. W. 0. InterpretatiM 
des trassirt-digeiien Wechsels. Von Carl Peter 
K h e i l , bürgeri. Kauf- und Handelsmann zu Prag. 
(Arch. f. W. R. IV. S. 421 ff.) 

Gegen die Ansicht Einerts (Arch. f. W. R. II. 
S. 369 ff.) wird nachzuweisen versucht, dass 
die trassirt- eigenen W. keines Wegs Erfin- 
dung der Neuzeit seien, vielmehr schon in der 
Oesterr. W. 0. vom 1. Oclober 1763 vorkommen 
(S. 423). Die UebUchkeit dieser in der Doctrin 
förmlich -eigene bezeichneten W. bezeuge 
auch Sonnenleithner Lehrb. des Oesterr. H. und 
W. R. S. 339 $. 527 ff, und von Zimmerl, Anl. 
zur Kenntniss des W. R., S. 17 $. 17 (S. 425 
— 427). Trassirt - eigene Wechsel würden in 
der Regel nur von Fabrikanten oder Kaufleuten 
vom Hauptgeschäft auf deren Commanditen und 
Niederlagen, gewöhnlich von dem kleineren auf 



dea grösseren Ort «osgc^Ut (S. 42£D. Bü 
solcher W. werde, wenn ihn der Trassiuit auf 
einen fremden Ort remittire, von ihm bei der 
Ausstellung zugleich acceptirt und gehe daher 
so aas: 

Praff am 8. Mai 1855 pr, fl. 500 — CM. 
Am 8. Juni a. c. zahlen Sie gesen diesen meinen 
Wechsel an den Urn, Titos inLeipsfg die Summe 
von fünfhundert Guiden CM. 

Sempronius« 

Herrn Sempronius in Wien, 
Angenommen Sempronius. 

Komme nun einem Indossatar ein ^sairi-* 
eigener W. vor und er sei acceptirt, so bedürfe 
es des Protestes nur zu Wahrung des Regres-« 
ses gegen die Indossanten, nicht g^eii de« 
Trassanten, dieser hafte aus dem Acoepte. Sei 
er nicht acceptirt, so müsse der Inhaber m 
Wahrung des Regresses gegen die Indossanten 
und den Trassanten nachiürt.41 Protest erhebe 
lassen (S. 429 ff.) 3. 

f. Z« Alt. I n« 14 4. A. 9. W. 0. Zir 
Lehre tm 4er Befebug »•kker WecM, mkk^ m 
eigeae Ordre gesteUt siad. Von Dr. Carl Einer! 
Vicepräs. d. OAG. zu Dresden (Arcb. f. W. R. 
V. S. 1). 

A. trassirt an eigene (k'dre auf C und tndossirt aa 
B.^ohne Gewährleistung.^^ C hat acceptirt, 
zahlt aber nicht ; B. lässt Protest erbeben und re^e- 
dirt an A., da dieser durch den Zusatz^ ^ohne 6e^ 
währ ^ nur als Indossant nicht aber als Aussteller sei- 
ner Wechselverpflichtung lecMg wäre. — Der Verf. 
macht darauf aufmerksam, dass eine Tratte an 
eigene Ordre im Zweifel virtuell ein verschleier-* 
ter Properwechsel sei , und demnach die Clausel 
^ohne Gewähr^ zur Genüge zu ^kennen gäbe, 
dass A. dem Indossatar nicht für die Bonität 
haften wolle. — Der Fall ist offenbar der, wel* 
eher von dem Obertribmial in Berlin unter dem 
13. Jan. 1855 (Borchardt s.oben subNr^l gedachte 
W. 0. S. 11 Nr. 34 ad Art 14) dahto entschie- 
den ist , ,,dass die von dem Aussteller eines an 
,,eigene Ordre gezogenen Wechsels seiuem er-* 
,,sten Indossamente beigefugte Bemerkuiig ,,sine 
„obligo^^ „ohne Gewährleistung^' und gleidhbe- 
,,deutende Vorbehalte den Aussteller nicht bloss 
^,von seiner Verbindlichkeit aus diesem seinen 
,,ersten Indossamente, sondern, dem ersten In- 
„dossatar gegenüber, von seiner Regressver- 
„bindUchkeit aus dem an eigeae Ordre gezoge* 
„nen Wechsel befreie.^' — Hiermit ist nun swar 
nicht direct die Frage entschieden^ ob, wem 
B. weiter an D. indossirt, auch dieser gegen A* 
„als Ausstellern^ kein Wechselregressredit hßbe. 
Allein ganz abgesehen davon, was man Ober di/ß 
Natur einer Tratte „an eigene Ordre^ denkt, schetnl 
soviel klar, dass C nicht mehr Rechte iH>er*^ 
traffen kann, als er selbst bat, und dass dem- 
nach in Beachtung des obigen Präjudiees mA 
D. nicht die Bonität des Wechsels von A. g«-* 
rantirt verlangen kann« 3. 
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II. fa Art. »ff— 17 der A. D.W. 0. - Tm 

icM MMtaMite« Von Dr. F. JoUy, Privatdoc. 
in Heidelb. (in dem Arclu f. W. IL Bd. IV. S. 374 
Bd. V. S. 37 ff.) 

D^ Verf. verbreitet sich zunächst $. 1 — 3 
iber die rechtliche Natur des Indossaments. 
Dasselbe belahige den W. als ein eigenlhümli- 
ches kaurmäimisches Zahlungsmittel benutzt zu 
werden. Die alte Ansicht: dass Ind. Cession sei, 
8^ durch Einert und Thöl verdrängt (S. 374). 
IHe Ansicht Einerts, es sei wesentlich nur 
Bürgschaft, habe Thöl widerlegt. Letzterer 
erkläre es als eine an die alte Tratte (resp. den 
alten Proper- W.) sich anschliessende neue 
Tratte. Diess halten, ohne sich von der Ces- 
skmsidee losmachen zu können, Treilschke und 
Pi^Us gefilhlt, indem sie die Indossanten zusam- 
men mit dem Aussteller als W.- Garanten be- 
z^chnet (S. 375). Thöls Idee, in dem Indos- 
sament liege ein trassirtes W.-Ver- 
sprecben, sd in der Theorie (Brauer, Koch, 
BbiBtscUi, Renaud), wie in der D. W. 0. Art. 14 
anerkannt. Sie sei jedoch nicht ganz erschöp- 
fend; da u. A. nach der Bestimmung des Art. 14 
(Indossament ohne Gewähr) der Indossant sich 
durch besonderen Vorbehalt von der W.-Ver- 
bindUchkeit frei erhalten könne (S.379). Dess- 
halb habe der Satz Thöls, das Ind. sei lediglich 
eine neue Tratte, nicht ghiche Beistimmung er- 
halten, vielmehr hätten alle Anhänger des er- 
sten Salzes in dem Ind. ausser dem W.-Verspre- 
chen noch ein Anderes, nämlich eine Rechts- 
übertragung angenommen. Diese Ansicht 
liege auch der vulgären Auffassunffsweise (Ces- 
sioo), ferner mehreren anderen W. 0. 0. na- 
MentUch aber auch der D. W. 0. Art. 10 zum 
Gmade (S. 381). Möge man aber das Ind. als 
eine Ueb ertragung (Brauer, Bluntschli) oder, 
was auf dasselbe hinaus komme, als eine Ver- 
äusserung (Koch, Renaud) der W.- Rechte 
ansehen (S. 382), so bleibe im VerhäUniss zu 
den durch das Rom. R. eingebürgerten Rechts- 
begriffen ebenso wie in Bezug auf Papiere au 
porteur das Problem: den Gesichtspunct zu er- 
nitteln, von welchem aus es mögUch wird, hi 
eine besfehende Obligation, ohne deren Zerslö- 
rang, an die Stelle des bisherigen Gläubigers 
einen anderen, nicht blos als procurator in rem 
auam, sondern als selbstständigen Gläubiger 
treten zn lassen (S. 383). — Betrachte man 
iBBächst die Papiere au porteur, so sei mitBei- 
aeilesetzang älterer Ansichten jetzt anerkannt, 
daas sie nur Urkunden über ein obligatorisches 
Bedtoverhältniss seien (Savigny Obliff. R. II. 
115 — 117). Unhaltbar erscheine die Meinung 
Benaads (Ztschr. f. D. R. XIV. S.329 ff.) dass die 
dea Papieren au porteur unterliegende Obligatio, 
gkkh jeder anderen, ursprünglich nur unter 
zwei Individuen begründet, dagegen die Beweis- 
«rbmde eigenthümlich qualificirt und dadurch, 
dordh VerüusseruBff der Urkunde, die Forderung 
aeÜMt veräusserllch sei (S. 384). v. Savigny, 
und^ flun nahe verwandt, Gerber (System S.1&0 



not. 2) und Gengier (Lehrb. d. D. P. R. %. 38 
Anm. 1.) betrachteten als forderungsberechtigt 
eine unbestimmte Person. Diess sei er- 
klärUch, wenn man in liberalerer Behandlung 
des Rechtsstoffs es als zulässig ansehe, dass 
eine individuell bestimmte Person sich einem 
beliebigen Rechtssubjecte verpflichte, dessen In- 
dividualität erst noch in dieser oder jener Weise 
bestimmt werden solle (S. 386). 

Wie nun bei dem Papier a. p. der Gläubiger 
durch die Uebergabe der Urkunde individualisirt 
werde, so finde auch bei demW. elneVerbind- 
lichkeitserklärung gegen ein g e n e r e 1 1 e s Rechts- 
subject Statt, und dieses werde durch das Ind., 
beziehentlich die Reihe der Indd. und so durch den 
rechtmässigen Besitz des W., individualisirt. 
(S.887. dSS). Zu schwerfälligen Inconvenienzen 
würde es führen, wollte man nur den jeweiligen 
Eigenthümerals das berechtigte Individuum 
gelten lassen (S. 389). Die characteristische 
Thatsache sei: bei den Papieren au p. die In- 
nehabung des Papiers schlechthin, bei dem 
W. diese Innehabung mit einem besonderen 
darauf geschriebenen Vormerk, dem Ind. (S. 390). 
Hieraus sei es erklärlich, wie ein an sich nicht be- 
rechtigter Nicht- W.-Gläubiger durch unächtes, aber 
äusserlicb ordnungsmässiges I., einen W.-* Gläubiger 
schaffen könne (§. 391). Wolle sich jedoch ein 
solcher Fälscher selbst zum W.- Gläubiger (In- 
dossatar) macheu, so könne ihm liquide mala 
fides entgegengesetzt, ja eintretenden Falls auch 
die Form redressirt werden. Hieraus erklärten 
sich die Bestimmungen des Art. 36 in fine Art. 74 
(S. 392). Hiernach könne an sich auch dem 
bösgläubigen Inhaber gegenüber nicht von rei 
vindicatio die Rede sein, sondern das formell, 
jedoch dolose begründete Forderungsrecht zer- 
falle durch die persönliche Klage (S. 393). 

$. 4. Recht zu indossiren. Ist hiemach 
das W.- Versprechen dem Nehmer nur in seiner 
Eiffenschaft als Rechtssubject und unter absicht- 
HcTier Abstractton von allen seinen anderen, selbst 
den seine Individualität bedingenden Qualitäten 
gegeben, so folge hieraus das Recht des In- 
dossaments in unbeschränkter Reihe, dafem 
nur der jeweilige Indossatar rechtsitUiig ist. Es 
kann demnach auch der Aussteller, AcceptanI 
und Indossant Indossatar werden (S. 394). Werde 
hierdurch die Erfüllung der W. - Obligation be- 
ziehungsweise unmöglich, so erlösche sie doch 
dadurch nicht, und es sei bei weiterem Ind. auch 
wieder diese Erliillung schlechthin möglich. In 
der Person dos durch Ind. zum W.-Gläubiger ge- 
wordenen W. - Schuldners — sei es, dass er 
nicht weiter indossirte, sei es, dass er nach 
einem durch ihn bewirkten Ind. denW. auf dem 
Wege des Regresses einlöse — werde nun a«ch 
die W.-Obligation wenigstens gegen die wirk- 
sam, welche ihm gegenüber ausschliesslich 
nur die Eigenschaft als W.-Schuldner haben 
(S. 39Ö). Die Begebbarkeit des W. sei jedoch 
nur naturale nicht essenUale. Hiemach recht- 
ferUge sich Art. 9 (Verbot des Indossaments), 
10* 
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welches dbiigens in ganz unzweideutigen Wor- judicirten Wechsels könne selbstverständlidi 
ten geschehen müsse. Hierdurch sei Forderungs- keine Regressrechte gegen den Aussteller und 
berechtigter nicht ein erst noch zu individuali- die welche aus dem Ind. vor Ablauf der Protestfrist 
sirendes Rechtssubject in abstracto , sondern der W. Schuldner geworden, erzeugen, (S. 40j wohl 
erste Nehmer als ein bestinuntes Individuum aber gegen den Nachindossanten; jedoch be- 
(S. 396). Einlud., dem Verbote entgegen, sei ohne dürfe es diessfalls immer eines Protestes, und 
wechselrechtliche Wirkung. Es hege dann das- der W. sei diesem gegenüder nach dem Vor- 
selbe Verhältniss zwischen den Rechtssubjecten, gange Thöls als ein auf Sicht Wechsel zu 
wie bei einer gewöhnlichen Obligation und dem- betrachten. (Mittermaier, Brauer, Renaud). Bne 
nach auch die FügUchkeit der Gession vor in dem Gesetze nicht enthaltene BeschriUikung 
(S. 397). Nicht ohne Weiteres könne aber bei trage in dasselbe das Bd. I. dieser Jahrb. S. 34. 
demRecta-W. dasind, als Cession behandelt wer- Nr. 12 referirte Präjudiz (S. 41). Die bei 
den , sondern diese unterliege den gewöhnlichen „auf Sicht^ Wechseln vorgeschriebene zweiiäh- 
civitrechtlichen Anforderungen. Das Ind. mit der rige Präsentationsfrist sei nun von dem Tage 
Clausel, ,,nicht an Ordre^^ hindere demgemäss j e d e s Nach-Ind. an zu rechnen (S. 42). Anders 
consequent nur W.- Recht späterer Indossatare bei dem Nach -Ind. eines M. Z. protestirten W. 
gegen diesen Indossanten, nicht aber das je- Dieser solle nicht mehr als Zahlungsmittel cour- 
ner gegen alle anderen W.-Schuldner, ebenso siren. Der protestirende W.-Inhaber habe fflr 
nicht das seines Indossatars gegen ihn (S. 3S@. sich als Individuum das concreto Regressrecbl 
399). — Gegen die Meinung Treitschke's, begründet. Das Nach -Ind. könne daher nicht 
Brauer's, Koch's, Bluntschli's, Renaud's sei, con- weiter einen selbständigen Gläubiger schaf- 
form der Auffassung Pöhls's, Thöl's, Borchardt's fen(S. 43). Gleichwohl dürfe man auch ein sol- 
eine Theilung der W.- Summe durch Ind. un- ches Ind. nach Protest M. Z. nicht als Cession 
Statthan (S. 399). Das Beispiel der Cession auffassen (S.44). Vielmehr sei diess Nach -Ind. 
passe nicht eben weil sie nicht die Obligation eine eigenthümliche wechselrechtliche Form, 
selbst übertrage. Theilindossamente hätten und nach civilrechtlichen Grundsätzen zu ent- 
daher nicht wechselrechtliche Wirkung, sondern scheiden, ob der Nachindossatar solchen Falles 
könnten nur unter dem Gesichtspuncte der Ces- materiell als reiner Mandatar, oder As^gnatar, 
sion in Betracht und Prüfung gelangen (S. 400). oder procurator in rem suam aufzufassen sei. 

«. 5. Zeitpunct des Indossaments. Desshalb hätten Aussteller und Indo^^^^ 

Unter den mannigfachen Systemen über die Jesen Nachmdossatar alle Exceplionen, welche 

Frage: inwiefern Indossament nach dem Verfall- *^"^» 8^«^» ^^» ersten Nachindossimten zu^ 

tag zulässig, und welche Wirkung ein solches 5,^«";?^" ^^^^^^^^ BluntechH) und müsse der 

hÄe? (Bd!^ V. S. 37), sei das Ser D. W. 0. NacWndossator seme Leffilimation beweisen 

Art. 16, wonach zu unterscheiden, ob der 1^' ff ^\ ^"^*^^'^"^^S . u^^^^^ 

nach dem Verfalltag indossirte W. bereits M. J^*^ H[^^"i J^"" nt^*.""*'«"^^ 

Z. protestirt gewesen oder nicht, das sowohl den ff "l?^- ^eder für die RechtzeiUgeil noch 

Verkehrsverhällnissen als der rechtlichen Na- »f *e Verspatigung (Treitschke -^^^ 

tur der Sache entsprechendste und der gespannten ?\"®, Vermuthunff; allein *e Behauptung der 

Theorie Thöls vofzuziehen (S. 38). ^ ^ etzteren sei zuWisen (S. 46). We Beweis- 

"^ last der Verspätigung des Ind. modificire sich übri- 
Die W. Forderung behalte nach dem Ver- gens zunächst in doppelter Weise. Erfolge 
falltage eben so gut wie vor demselben ih- nämlich das Indossament vor der Protesterhe- 
ren abstracten Charakter, der Acceptant habe bung, wenn auch noch so lange nach 
dem Rechtssubject in abstracto Zahlung verspro- dem Verfalltag, so habe es an sich volle 
chen und er müsse daher jeden als Gläubiger wechselmässige Wirkung, nur griffen selbstver- 
anerkennen, zu dem vor oder nach Verlall die ständlich die Folgen der Präjudicirung Plat«. 
individuelle Beziehung der Wechselforderung Die Beweislast treffe hierbei in der Regel den 
hergestellt worden (S. 39). Da dem Accep- Inhaber in Betreff des Satzes: dass Beklag- 
tanten, ebenso wie dem Aussteller des eigenen ter Nachindossant sei. (S. 47). Als Datum 
Wechsels gegenüber der Protest nicht in Be- des Ind. sei der Tag zu betrachten, an welchem 
tracht komme, so habe die W. 0. in Bezug auf der Indossatar den indossirten W. erhielt. (S.48). 
diese Personen nicht weiter unterschieden, ob Dagegen treffe dann, wenn das Ind. erst nach 
dasind, nach Verfall, vor oder nach Ablauf der dem Proteste M. Z. erfolgte, die auf die Eln- 
Prolestfrist erfolgt sei! Wichtig sei dieser Unter- rede (Thöl) der Verspätigung gerichtete 
schied in Bezug auf den Trassanten und Indes- Beweislast zunächst den Beklagten, werde hi 
santen, da der Regress von dem Proteste ab- der Regel aber durch den Protest selbst ohne 
hänge. Bis zum Ablauf der Protestfrist könne Weiteres geführt werden können; und hätte 
der Nachindossatar unbedenküch auf eigenen sich der Beklagte eintretenden Falles Protest- 
Namen Protest erheben lassen, und stehe über- duplicat von dem Notar zu verschaffen, von 
haupt ganz dem Indossatar vor Verfall gleich. welchem dergleichen alle Wechsel- 
Nachindossament eines wegen unter- Interessenten zu fordern berechtigt 
lassener rechtzeitiger Protestation bereits prä- seien (S. 49. 50). 
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%. 6. Form des I'kidossainents. Die 
Form oder s. z. s. Formlosigkeit des Indossa- 
ments erhelle mis Art. 11. Nur müsse man 
folgern^ dass Namonsunterschrift Requisit 
sei (S. 50). Die Ansicht, dass es in der Re- 
gel einen Zahlungsauhrag enthalten müsse, 
(Pohls, Thöl, Renaud) sei unhaltbar (S. 51). 
Quittung konno (dagegen Trcüschke) nicht 
daiiir gelten (S. 52). Sie enthalte entweder 
den Namen des Zahlers oder nicht. Letzteren 
Falles legitimiren sie nur den Ueberbringer zu 
Empfangnahme, ersteren Falls deute sie auf eine 
nicht wechselrechtliche Intenrention, welche den 
W. erlöschen mache und dem Zahler höchstens 
act. neg. gest. oder in factum verschaffe. (S. 53). 
Die Vorschrift, dass das Ind. entweder auf dem 
Wechsel, oder auf der Copie, oder auf der Al- 
longe stehen müsse, spreche itir die oben ent- 
wickelte Natur. Bei der Allonge sei eine dau- 
ernde Vereinigung (nicht etwa blos durch eine 
Nadel) nothwendig, die Markirung der Zusam- 
mengehörigkeit durch die Stellung der Schrift 
sei Sache der Vorsicht (S. 54). Die Stellung 
des (vollen) Indossaments auf die Rückseite 
sei jiur Usance, Valutenbekenntniss sei so- 
gar unjuristisch, Datum zweckmässig, Durch- 
streichung zulässig (S. 55). Zu Vollen- 
dung gelange das Ind. durch Uebergabe an 
den Indossatar (S. 56). Nur dürfe man nicht 
mit Thöl sagen letztere sei erforderlich, weil 
daslnd.eine Tratte sei, diess passe nicht auf das 
Ind. sine Obligo (S. 57). 

S. 7. Wirkung des Indossaments. 
Das Ind. mache den Indossatar zum W.-Gläubiger 
kraft selbstständigen Rechts und den In- 
dossanten zum W.- Schuldner (S. 57). Das 
selbständige Recht (nicht das eines Cessionar, 
oder proc. i. r. s.) erhelle insbesondere aus der 
Nichtzulässigkeit der Exceptionen aus der Person 
der Vormänner. Die Reihe der Ind. sei nur 
Form zu Begründung „der Gläubigerschaft^ (d.i. 
des Gläubiger Seins) mit allen einem W.-Gläu- 
biger als solchem zustehenden Rechten (S. 58). 
\ne nun mit dem Ind. in der Person des Indos- 
satars das W.- Recht erloschen gewesen, so 
reviviscire es, wenn er als durch Ind. formell 
qualificirte Person den Wechsel im Regress- 
wege einlöse, und nebst Protesturkunde 
eingehändigt erhalte (S. 59). Spätere Indd. 
dürfe er streichen (Art. 55. 56) müsse aber 
diess nicht thun (Arch. f. WR. III. 426 f.), seine 
Legitimation sei durch den Besitz des — quit- 
ürten — W. und des Protestes erbracht, seine 
Forderung übrigens eine andere — grössere 
Artr 51. 50 — geworden (S. 60) und diese be- 
stehe gegen den Acceptanten (Art. 23) und seine 
Voirmänner nicht aber gegen spätere Indossanten, 
da diess nur einen widersinnigen Cirkel herbei- 
führen vnirde (S. 61). Das Obligo des Ac- 
ceptanten dem einlösenden Indossanten g^en- 
über, bedürfe zu seiner Erklärung nicht der 
Bezu^ahme auf das durch „die neuen Tratte^^ 
anderweit construirte Mandat (Thöl), sondern 



folge, ebenso wie die Pfficht Verzugszinsen zu 
zahlen, aus seinem widerrechtlichen Verhalten 
(S. 62). Mit dieser (Jolly's) Theorie contrasUre 
der Sicherheitsregress (Art. 26). Allein diese 
EigenthümUchkeit lasse keinen Schluss auf deren 
Fehlerhaftigkeit ziehen, da sie gleiche Schwie- 
rigkeiten auch bei allen andern Systemen z. B. 
dem „der neuen Tratte" erzeuge (S. 63). Da 
das Indossament nur Form sei, so müsse auch 
dasind, eines impubes, Cridars etc. wirksam sein, 
dafern nur nicht der Indossatar in dolo sd 
(S. 64). Nur cessire in diesem Falle, wenn 
damit WechselunTähigkeit zusammentreffe, die 
Wirkung desind., dass es den Indossanten zum 
W.-Schuldner mache. Diese Wirkung sei rein 
positiver Natur, jedoch eine solche , welche bei 
dem Mangel posiUver Normen bereits durch Ge- 
wohnheitsrecht festgestellt sei. Aus der Theorie 
„der neuen Tratte" lasse' sich dieselbe nicht 
herleiten (Art. 14), jedoch erzeuge das I. eine 
der des Ausstellers analoge W.-Verbindlichkeit 
des Indossanten (S. 65); diess sowohl dann, 
wenn alle übrigen formellen W.-Verpflichteten, 
nicht wechselfähig, als auch wenn alle übrigen 
Unterschriften gefälscht seien, namentlich auch 
dann, wenn z. B. bei der nicht acceptirten Tratte 
an eigene Ordre bei dem ersten Ind. noch gar 
keine W.-Verbindlichkeit existire (S.66). Ind. 
eines an sich ungültigen W. dagegen könne 
auch itir den Indossanten keine W.-Verbindlich- 
keit erzeugen (Art. 7). Das auf eine Unter- 
brechung der Giroreihe folgende Ind. lasse (gegen 
Kitka) wenigstens dessen Aussteller für An- 
nahme und Zahlung des W. haften. (Arch. f. 
W. R. III. S. 339. Brinkmann krit. Zeitschr. f. 
R. W. II. S. 217). Der Indossant sei nur Garant 
fiir denW., wie er zur Zeit des Ind. existirte, 
(S. 67) nicht fiir spatere Abänderungen (Arch. 
f. W. R. III. S. 406), so jedoch, dass er aus 
solchen , auch wenn sie ihm günstig sind , keinen 
Nutzen zieht. Das Ind. sine Obligo erzeuge ein- 
tretenden Falles nur Givilansprüchc (Verität, Be- 
reicherung), diess auch dann, wie der Verf. zu 
Berichtigung seiner früheren Ansicht (Arch. f. 
W. R.III. S. 30 f.) bemerkt, wenn mehrfache 
W. sine Obligo begeben i^erden. (S. 68.69. not. 1). 
%. 8. Blanko-Indossament. Geschichte. 
— (S.69). Das Blanko -Ind. (Art. 12) mache 
den Wechsel zum Papier au porteur; es erkläre 
sich nach des Verf. Theorie von selbst, stimme 
aber nicht zu der „der neuen Tratte** wenn z. B. 
nur die Unterschrift dastehe (S. 70). Das 
Blanko -I. in minimo, — blose Unterschrift — 
müsse auf der Rückseite stehen. Sei es 
dagegen als solches ausserdem erkennbar, z. B. 
„zahlbar an Inhaber*^ so könne es auch auf der 
Vorderseite stehen (Renaud). Das Blanko -Ind. 
erzeuge in der W.-Verbindlichkeit des Indossan- 
ten gar keine Eigenthümlichkeit, das besondere 
lieffe nur darin , dass der neue Gläubiger noch 
nicht auf dem Papiere individualisirt sei (S. 71). 
Ihm könne aus seiner Person exceptio doli, in 
keinem Falle aber die Einrede er besitze alieno 
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nomine entgegen gesteIH werden (S. 72). — • 
Civilklagen, beziehentlich nach Art. 74 — (S. 73). 
Ausrallung eines oder mehreren Blanlto-I. (Art. 155) 
sei ganz arbiträr, wenn nur eine zusammenhän- 
gende Reihe gewahrt werde (S. 74. 75). 

$. 9. Procura-Indossament. Gesdiichte 
(S. 75). Das Proc. Ind. (Art. 17) begründe an 
sich nur ein Mandat im civilrechtlichen Sinne, 
jedoch mit einigen Modificationen. Zunächst 
komme diessfaiis in Betracht, dass eine Form, 
welche civilrechtlich nicht als gnügend ange- 
sehen werden würde, gnüge, wenn sie nur der 
des Ind. an sich entspricht (S.76). Materiell 
müsse der Pr. Indossatar vor allem seine In- 
struction befolgen, sodann aber alles was ein 
vorsichtiger wT- Gläubiger zu observiren habe. 
Zu weit gehe Thöl, wenn er von der Pflicht 
gegen den Acceptanten zu klagen oder Regress 
zu nehmen pure liberire, unzutreffend sei es, 
wenn Thöl und Einert ihm die Berechtigung 
zum Regress abspreche (S. 77). Regressrechte 
gegen seinen Mandans aus dem W. habe er 
selbstv^ständlich nicht, nur acUonem mandati 
contraria. Er habe nicht die Aechlheit der Un- 
terschrift seines Indossanten zu beweisen. Er 
sei zu allen zu Ausführung seines Mandates er- 
forderlichen Schritten legitimirt. Er könne ins- 
besondere sich in wechselrechllicher Form einen 
Substituten bestellen, auch wenn das Proc. Ind. 
nicht den Beisatz „an Ordre<< habe (S. 78), 
jedoch auch trotz dieses Zusatzes nicht pure 
weiter begeben. Das Mandat durch Proc. Ind. sei 
endlich jeder Zeit widerruflich und diessfaiis 
sowohl &e actio mandati directa, als die actio 
in factum des Art. 74 zuständig. So lange er 
im Besitz des W. sei, könne er zwar Dritten 
gegenüber die Funktionen als Mandatar des W. 
Gläubigers ausüben, müsse sich jedoch die ex- 
ceptio des widerrufenen Mandats gefallen lassen 
(S. 79). 3. 

11. Zi Art. ». l k. D. W. 0. 

Auch durch Gession können die Rechte aus 
einem W. übertragen und von dem Cessionar 
wechselmässig verfolgt' werden. Der Cedent 
haftet jedoch dem Cessionar nicht wechselmässig. 
(Erk. d. 0. Trib. v. 23. Febr. 1864 im Arch. f. 
W. R. IV. S. Ö42 und Arch. d. 0. Trib. Anw. XI. 
S. 370.* 3. 

11 Zi Art. 12. 31. 71. i. A. D. W. 0. 

Die Legitimation des gegen den W. Aus- 
steller im Regresswege klagenden W.- Inhabers 
wird durch den Einwand allein, dass das Blanco- 
Indossament unächt sei, noch nicht widerlegt. 
Vielmehr gehöre zu Begründung einer solchen 
Einrede zugleich die von dem Verklagten nach 
Vorschrift des Gesetzes liquid zu machende Be- 
hauptung einer staltgeiundenen Fälschung, sowie 
der Wissenschaft des Klägers davon und eines 
dolus desselben bei dem &werbe des W. (Erk. 



i. 0. Trib. zu Berlin von 16. Sepihr. 1864 cL 
die Entsch. des KG. Olpe gegen die des AQ: 
Arnsberg in dem Arch. f. W. R. V. S. 94). 



3. 



13. Zi Art. 16. i. A. D. W. 0. 



Ist das Indossament erst nach rechieeüig 
erhoben j?m Proteste M. Z. erfolgt, so muss der 
Indossatar diejenigen Einreden gegen sich gelten 
lassen, welche dem Aussteller des W. ffegen 
den Indossanten zustehen. (Erk. d. OTrm. z« 
Berlin v. 27. Oct. 1853 im Arch. f.W.R. S.449 
Nr. 34. und Arch. der OTrib. Anwälte XI. S.26). 

3. 

14. Zu Art. 18. der A. D. W. 0. — Aigi- 
bvger Accept. 

In diesen Jahrbüchern Bd.I. S.31. ad Art. 18 
ist der Streit kürzlich fixirt, welcher sich in 
Betreff des s. g. Augsburger Acceptes, d. h. der- 
jenigen Form der Tratte erhoben hat, welche zu 
Rettung der früheren Augsburger Resel, dass 
ein Wechsel dem Bezogenen nicht eher als 14 Ta- 
ge vor dem Verfalltage zur Annahme präsen- 
tirt werden könne, der Bestimmung des Art. 18 
entgegen in den mit Augsburg zunächst in Ver- 
kehr stehenden Ländern einzufuhren versucht 
worden ist. In der Württemberger Monatsschrift 
für Justiz -Pflege von Sarwey Bd. XX. S. 310 f. 
wird nun auszuftihren gesucht, dass ein Wech- 
sel dieser Art: 

Drei Monat nach dato — 14 Tage vor Ver- 
fall acceptabel — (oder: gegen diesen 
14 Tage vor Verfall acceptabeln Wechsel) 
zahlen Sie, u. s. w. 
ein gültiges Papier, und nur die die Präsentation 
zum Accepte beschränkende Clausel wirkungslos 
sei. Diese Mittelmeinung, gegen "welche sich der 
Würltemb. Abgeordnete zu der Leipziger Con- 
ferenz, Ober-Tribunal-Director v. Hofacker und 
zwar zu Gunsten der strengen M^nung, dass 
eine solche Clausel die Gültigkeit des ranieres 
«Is Wechsel in dem Sinne der A. D. W. 0. al- 
terire ausgesprochen, sei auch von dem Civil- 
Senat eines Würltemb. Gerichtshofes, beim Recht- 
sprechen befolgt, die dagegen an das Obertribunsd 
eingelegten Rechtsmittel aber — aus formeHen 
Gründen, — ohne dass dieser Gerichtshof ^ch 
über die Materialien auszusprechen Gelegenheit 
gehabt, verworfen resp. zurückgewiesen wor- 
den. — DieDeduction des Verf. stützt sich aof 
die Verhandlungen der Conf. VIII. Sitzung vom 
29. Oct. 1847. IX. Sitzung vom 30. ejd. XII. Sitzung 
vom 4. Nvbr. ejd. al. XXXI. Sitzung vom 1. Dcbr. 
ejd. ai., aus welchen allerdings nach den Worten 
der Protocolle abzunehmen sein würde, dass die 
Mitglieder sich in der Mehrzahl dahin ausge- 
sprochen hätten, dass alle nicht ausdrückudi 
erlaubten Clausein unstatthaft und beziehenllidi 
als nicht geschrieben zu betrachten seien. 

(Ober Just. Rath Frik in EHwan^en: über die 
Wirkung der einem gezogenen Wedisel von dem 
Aussteller einverleibten Clausel: 14. Tage vor 
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dem Verfitil acceptabel^ Sarwey Honatsschr. XX. 

5. 310.) 35. 

15. Zi ArLtS. i. L 9. W. •. 

Die Provisionsforderung muss ausser dem 
Fall einer Regressnahmo (Arl. 50, 51) besonders 
begründet werden, z. B. also ffegen den Accep- 
tanten. (Erk. des OTribunafs zu Berlin vom 
8. Seplbr. 1853 Im Arch. f. W. R. IV. S. 448 
und Arch. d. OTrib. Anwälte XI. S. 4. 3. 

II— 2«. Zu Art. 24, 43, 44, »». der A. B. 

W. •. — BoHidlweehsel. — Nothwendigkeit der 
Protestauftiahme zu Bewahrung des Wechsel- 
rechtes gegen den Acceptanten, in dem Falle 
wo ein Doroiciliat benannt ist. 

a) Zur Lehre von den Domicilwechseln von 
Dr. Berger, Advocat in Wien (Archiv f. W. R. 
Bd. IV. S.361 f.). 

b) Wenn ein, bei dem Aussteller und Remit- 
tenten selbst domicilirter Wechsel zur Verfall- 
zeit sich im Besitze des Domicitiaten befindet, 
so muss der Wecbseiinbaber gegen sich selbst 
in seiner Eigenschaft als DomiciUat Protest er- 
heben lassen, um sich seinen wechselmässigen 
Anspruch gc^en den Acceptanten zu erhalten, 
(bitsch. d. n. ö. Oberlandesgerichts gegen die 
entffogengesetzte Entscheidung des Wiener H. G. 
in Nr. 85. der Oester. Ger. Zeit, von 1854 auch 
Archiv f. W. R. Bd. V. S.83.) 

c) Zur Erläuterung der Art. 43, 44 und 99 
der W. 0. von Dr. Jos. Kitka. k. k. Hofrathe 
am obersten Ger. und Cass. Höre, in d. Oesterr. 

6. Z. 1855. Nr. 6. 

d) Bei einem Domicilwechsel geht durch 
Verstfanmiw der rechtzeitigen Präsentation und 
Protesterhebung das Wechselrecht des Inhabers 
gegen den Acceptanten nur dann verloren, wenn 
in dem Wechsel ein Domiciliat benannt ist, nicht 
aber a«di dann, wenn der Bezogene selbst am 
Donieilsorie Zahlung zu leisten hat. (Entsch. 
d. k. k. Landesgericntes zu Brtinn als Handels- 
gericht und des k. k. obersten Gerichts und 
Cass. Hofes V. 13. Juni 1851 ffegen die des L k. 
mährisch - schlesischen Oberlandesgerichts zu 
Brttnn in der Oesterr. G. Z. 1855 Nr. 62). 

e) Zur Lehre von Domicilwechseln. (Entsch. 
des k. k. serb. banatischen Oberlandesgerichts 
kl der Oesterr. GZ. 1855. Nr. 76.) 

Wir folgen bei Darstellung des wesentlichen 
Inhalts der verbemerkten Abhandlungen und Prä- 
judize der weiteren Ausfährung sub a. 

Ueber den Begriff Domicilwechsel herrschen 
in Folge des Umstandes, dass die D. W. 0. den- 
selben gegen frühere Gesetze und Dogmen mo- 
dlidrt ha^ verschiedene Ansichten. Dr. Berger 
defitiirt nun zunächst den Domicilwechsel S. 365 
als einen solchen, der an einem von dem 
Wohnorte des Wechselschuldners — 
d. i. des Ausstellers bei eigenen, des Accep- 
tanten bei gezogenen Wechseln — verschie- 



denen Orte zahlbar ist. Es gäbe hiernach 
domicilirte Wechsel mit und ohne Domiciiiaten. 
Unter dem Wohnorte sei jederzeit nach Art. 4 
Nr. 8 der W.O. derjenige zu verstehen, welcher 
in der Adresse angegeben sei. Zu folge dieser 
Begriffsbestimmung läge allerdings ein Domicil- 
wechsel vor, wenn derselbe zwar am Wohnorte 
des Acceptanten zahlbar, aber auf einen anderen 
Ort trassirt wäre. — Auf Grund der strengen 
Auffassung des Wohnorts beruht auch die lät- 
scheidung sub e. Der Wechsel lautete: 

Temeswar den 1. Aug. 1854. pr. 124 fl. 48 kr. 
BV. Ende August zahlen Sie gegen diesen 
Wechsel an die Ordre meine eigene die Summe 
von etc. N. A. 

N. B. angenommen N. B. 

zahlbar in Temeswar ' 

Die erste Instanz wiess ab, weil , da N. B. in 
Csäkova wohne, ein Domicilwechsel vorliege etc. 
Die Oberinstanz condemnirte und bemerkte: der 
fragliche Wechsel ist nicht ein Domicilwechsel, 
als wofür ein Wechsel nach Art. 24 nur dann 
angesehen werden kann, wenn in demselben ein 
von dem Wohnorte des Bezogenen verschiedener 
Zahlungsort angegeben, nämlich aus dem 
Wechsel selbst ersichtlich ist, dass der Wohn- 
ort des Bezogenen vom Zahlungsort verschieden 
ist, was hier nidit der Fall; vielmehr bestimme 
der Art. 4. Abs. 8. d. W. 0. ausdrücklich, dass 
der bei dem Namen des Bezogenen angegebene 
Ort fiir den Wechsel als Zahlungsort und zugleich 
als Wohnort gelte etc. — Femer — bemerkt 
Dr. B. S. 365 — sei, wie allgemein anerkannt 
werde, kein Domicilwechsel vorhanden, wenn 
an dem Wohnorte des Ausstellers eines eigenen 
oder des Acceptanten einer Tratte die Zahlunff 
von einem anderen Zahler zu leisten sei. S. 366 
wendet sich Dr. B. zu Beantwortung der Frage 
wer ist i>erechtjgt mit der Wirkung, dass dadurch 
ein Domicilwechsel entstehe, ein Domicil beizu- 
setzen? Gegen die in der neueren Doctrin an- 
genommene Ansicht, dass im Sinne der W. 0. 
nur der Trassant (resp. der Aussteller) das Do- 
micil vorschreiben und dadurch einen Domicil- 
wechsel schaffen könne, die Bezeichnung eines 
anderen Zahlungsortes Seiten des Acceptanten 
dagegen nur unter den Begriff der beschränkten 
Acceptation falle, sucht Dr. B. auszufahren, dass 
dem Acceptanten gegenüber ein Domicilwechsel 
vorliege, und diese Qualification mit der des 
beschenkten Acceptes — den Regress auf Sicher- 
stellung angehend — concurrire. Die Ansicht 
Bluntschli's (zu Art. 43, S. 87, 3), dass im Falle 
eines erst von dem Trassanten beigesetzten Do- 
midls, der Wecbseleigenlhümer, um sich den 
Regress gegen die Vormänner zu sichern, am 
Wwinorle des Trassanten Protest erheben müsse, 
sei in diesen Allgemein nicht zu billigen. 
Diess trete viebnehr nur dann ein, wenn ent- 
weder der Trassat beim Accepte demselben ein 
Domicil ohne Domiciiiaten beigesetzt habe ; oder 
wenn der Wechselinhaber überhaupt seine Rechte 
aus dem dwch ein Domicil beschränkten Accepte 
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nicht geltend machen, sondern sofort Regress 
nehmen wolle (S. 368). — Der Verf. geht so- 
dann zu Beantwortung der Frage über: wann 
Ist in Beziehung auf Domicilwechsel Protest zu 
erheben? Er unterscheidet Protest in Anlass der 
Acceptation und der Zahlung. Die Fälle der 
ersteren Art seien: wenn der Bezogene den auf 
ihn trassirten, vom Trassanten domicilirten Wech- 
sel entweder gar nicht, oder ohne Domicil, oder 
mit einem anderen von ihm selbst bei der Ac- 
ceptation beigesetzten Domicile acceptire, oder 
wenn er einen vom Trassanten nicht domicilirten 
Wechsel erst von sich aus domicilire. Bezüglich 
der Zahlung dagegen müsse Protest erhoben 
werden in allen Fällen zur Erhaltung des Re- 

Sresses gegen die Vormänner. Zur Erhallung 
es wechselmässigen Anspruchs gegen den Aus- 
steller eines eigenen, oder gegen denAcceptan- 
ten einer domicilirten Tratte, sei nur dann Pro- 
testerhebung erforderlich, wenn in dem Wechsel 
ein DomiciUat benannt ist. Bei Domicilwechseln 
ohne Domiciliaten haften demnach die Aussteller 
des eigenen und der Acceptant des gezogenen 
Domicilwechsels durch die ganze Verjährungszeit, 
auch wenn nicht in dem Domicile proteslirt 
worden. (S. 370). Diess folge mit Nolhwendig- 
keit aus der Fassung des Art. 43. Der erste 
Absatz dieses Artikels, welcher bei Domicil- 
wechseln (mit und ohne Domiciliaten) Protest 
vorschreibe, betreffe nur das Regressverhällniss, 
der zweite dagegen, wo zuerst des Domiciliaten 
ausdrücklich gedacht wird, weise mit Nothwen- 
digkeit auf die Existenz eines solchen hin; und 
entspreche dieses Erffebniss, mit welchem auch 
Art. 99 harmonire, dem Geiste des Wechselin- 
stitutes, da nur verhindert werden solle, dass 
der Acceptant nicht an zwei Orten (bei sich und 
bei dem Domiciliaten) Deckung parat halten 
müsse. (S. 371 f.). — Mit dieser Beantwortung 
der Frage wegen Nothwendigkelt der Protester- 
hebung bei dem Domiciliaten zur Erhaltung des 
Wechselrechls gegen den Acceptanten, sUmmt 
auch die Ausführung Kilka's sub c. und die Ent- 
scheidung der I- und IH«* sub d. und dem con- 
form ist von dem BerUner O.Trib. wiederholt erkannt 
worden. (Borchardt's oben sub no. 1 angezeigte 
Wechselordnung. S.20. Nr. 54). Gegen die An- 
nahme, dass eine andere Ansicht als irgend 
plausibel gedacht werde, spricht sich insbeson- 
dere Kitka mit einiger Schärfe aus. Wenn er 
aber bemerkt: „Uns sind die Gründe, welche 
„für die Ansicht, dass auch domicilirte Wechsel, 
„worin ein Domidliat nicht bezeichnet ist, zur 
„Aufrechthaltung des Wechselrechtes gegen den 
„Acceptanten (bei gezogenen) und gegen den Aus- 
„steller (bei eigenen Wechseln) der Protester- 
„hebung Mangel Zahlung bedürfen'^ [angeführt 
Virerden wollen] „zwar nicht bekannt. Diese 
„Gründe mögen aber, wie immer geartet sein, 
„so werden sie die angeführten Gegengründe 
,Jifchl überwieffen können," was beiläufig an 
das bekannte KeUsche Dictum: „mir sind die 
Gründe der Regierung nicht bekannt, aber Ich 



missbilUge sie" erinnert, so sei gestattet, daas 
Referent, welcher übrigens für die entgegenge- 
setzte Ansicht nicht in die Schranken treten will, 
darauf hinweisst, dass bei den Wecbselconfe- 
renzen (XVI. Sitzung S. 87. Leipz. Ausg.) in 
Betreff des vorliegenden Falles die Frage aus- 
drücklich so: Ob in Ansehung domicilirter Wech- 
sel die Verabsäumung der Aufnahme ctes Pro- 
testes an dem Orte des Domicils den Verlust 
der Ansprüche an den Acceptanten nach sich 
ziehen solle? gestellt, und mit 13 gegen 5 Stim- 
men bejaht worden ist. Hiemach musste an sich 
angenommen werden, dass es keinen Unterschied 
mache ob ein Domicih'at benannt sei. Allein 
es ergiebt sich allerdings aus anderen Stellen 
der Conferenzverbandlungen , dass die Majorität 
die Beschränkung auf den Fall im Auge hatte, 
wenn ein DomiciTiat benannt ist, und die Fassung 
der Fragstellung im Zweifel auf einer Ungenauig- 
keit beruht. Ebenso ist zu Begegnung des aus 
der Natur der Sache gezognen Einwandes ein- 
zuhalten, dass allerdings der Acceptant eines 
domiciUrten Wechsels, wenn er auch nicht einen 
DomiciUaten benannt hat, insofern flir diesen Fall 
Prolest nicht als nothwendig angesehen wird, 
zur Vermeidung von Unannehmlichkeiten und 
Kosten die Wecnselsumme an zwei Orten, näm- 
lich im Domicile und an seinem Wohnorte parat 
halten muss, da wenn sie m'cht am ersteren Uegt^ 
Protest wegen des Regresses ^hoben werden 
würde, und er für die Protest- und Retourspe- 
sen dem Inhaber aufkommen müsste, wenn de 
aber nicht am letzleren gleichzeitig vorhanden, 
er im Falle er aus seinem Accepte an seinem 
Wohnort in Anspruch genommen wird, keine 
Zahlungsmittel haben würde. — In Betreff der 
einen ganz singulären Fall betreffenden Entschei- 
dung Art. 6. endlich, ist etwas nicht zu be- 
merken, ä. 

21. Zt irt. ly i. A. D. W. 0. 

Das Recht des W. Regresses geht dm*ch 
Nichtbeobachtung der wechselmässigen Solenni- 
täten der Präsentation und Protestation auch dann 
verloren, wenn erweislich die Einlösung nur 
durch Zufall, höhere Gewalt oder durch die Schuld 
des Bezogenen vereitelt wurde (Erk. d. AG. za 
Zwickau Aug. 1854 in dem Sachs. WochenU. 
f. merkw. Rf. 1854, S. 511.). 3. 

22. Zt Art. 35 wBi 77. tkr A. B. W. 0. u4 

SS. 3. vid 4. des Oesterr. Pateates im 2S. Ja- 
Dvar 18SI (abgedruckt bei B r a u er W. 0. 2. Ausir 
Erl. 1851, S. 218.). 

Die Zahlungsauflage aus einem Wechsel fol- 
genden Inhalts: 

Brunn den 18. Oct. 1851. pr. 185 fl. BV. 
Am Brünner Fastenmarkt 1852 zanlen Sie an die 
Ordre meine Eigene die Summe von etc. 

Herrn Samuel H. N. N. 

in Lemberg angenommen 

zahlbar in Wien Samuel H. 
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wurde dem wegen unbekannten AaCmthaltes be- 
stellten Curator des Acceptanten am 6. März 
1855 zugestellt. Der Fastenmarkt 1852 begann 
am 23. Februar und endete mit dem 8. März. 
Bekl. excipirle Verjährung , da nach %. 4 des 
Patentes dieser Wechsel am dritten Tage vor 
dem Schluss des Marktes, somit spätestens am 

5. März 1852 iHllig gewesen, Tolglich bereits 
am 5. März 1855 verjährt sei. Das Handelsge- 
richt zu Wien trat dem bei. Allein das i^e- 
derösterr. Oberlandesgericht erhielt die Zah- 
lungsaufllage auflrecht, da ein Marktwechsel nur 
der sei, welcher auf einem bestimmten Harkte, 
milhin zur Zeit und am Orte des Marktes zahl- 
bar sei. Das Domicil Wien benehme also die- 
sem Wechsel die Natur eines Marktwechsels, 
und sei daher $. 4. des Patentes nicht mehr 
maassgebend. Die Verfallzeit könne nur analog 
der Vorschrift des art. 35. auf den letzten Tag 
vor dem Schlüsse, also zeitigstens auf den 

6. März 1852 angenommen werden, folgUch habe 
die Insinuation der Zuhlungsauflage am 6. März 
1855 die Verjährung unterbrochen. (Oesterr. G. Z. 
1865, Nr 80.) 34. 

n. U Art. 36. l L D. W. 0. 

Der Besitz des W., auf welchem sich ein 
Blancoindossament und dahinter keine oder 
nur durchstrkhene Indossamente befinden, legi- 
timirt den Inhaber zur W. Klage gegen den Ac- 
ceptanten (Erk. d. 0. Trib. v. 23. Febr. 1854, 
im Arch. f. W. R. IV. S. 542 f. und im Arch. 
d. 0. Trib. Anw. XI. S. 370.). 3. 

24. Zi Art. 73. i. A. D. W. 0. - Def MitiM. 

Nicht blos in den im Art. 40. und 73. spe- 
dell vorgesehenen Fällen ist der Accentant zu 
Deposition befugt. Vielmehr kann solche auch 
in anderen geeigneten Fällen nach richterlichem 
Ermessmi zugelassen werden, wie in demLeipz. 
Conf. Prot. V. 6. Novbr. 1847, Nr. XIV. bemerkt 
sei. (Erk. d. 0. Trib. vom 23. Febr. 1854, im 
Arch. f. W. R. IV. S. 543. und Arch. d. 0. Trib. 
Anw. XI. S. 370. — vergl. auch Nr. 44.) 3. 

25. I« Art. 77. d. A. D. W. 0. 

Auf die Verjährung älterer, schon vor dem 
1. Mai 1850 (als dem Tage, an welchem in 
Oesterreich die W. 0. in Wirksamkeit getre- 
ten ist) verfallener Wechsel ist nicht die neue 
Wechselordnung vom 25. Jänner 1850, sondern 
es sind darauf die älteren Wechselgesetze an- 
zuwenden, und wenn sich Jemand auf die kür- 
zere, in der neuen Wechselordnung festgesetzte 
Verjährungsfrist berufen will, kann er dieselbe 
allerdings, jedoch erst vom 1. Mai 1850 an gel- 
tend machen. Wird daher aus einem am 17. De- 
ceraber 1848 verfallenen Wechsel, welcher nach 
dem älteren Rechte erst am 17. Decbr. 1878 
v^ährt wäre, am 23. März 1853, somit 4 Jahr 



3 Monat nach der VerfaUzeit geklagt, so kann 
der Beklaffte sich nicht auf die dreijährige Ver- 
jährung des Art. 77. berufen, da diese Frist 
vom 1. Mai 1850 an zu rechnen, und somit die 
Verjährung auch nach neuem Recht erst am 
I.Mai 1853 eingetreten gewesen sein würde. — 
(Entscheidung des Oberlandsgerichtes in Böhmen 
und des obersten Gerichts- und Cassalionshofes 
de anno 1853 gegen die Entscheidung des Han- 
delssenats des Landsgerichtes Eger. — Oesterr. 
G. Z. 1855, Nr. 61.) 34. 

26. Zt Art. 73. d. A.B. W.O.— AmrtisatiM. 

Wenn ein W. nach Art. 73. amortisirt ist, 
kann gegen den Acceptanten nur dann im W. 
Processe geklagt werden, wenn er seiner Schuld 
geständig ist. (Das Bd. I. S. 35. Nr. 17. ge- 
dachte Erk. des OAG. zu Dresden befindet sich 
nebst dem Erk. des AG. daselbst und einer 
kurzen Geschichtserzähiung auch mitgetheilt im 
Arch. f. W. R. IV. S. 434 ff.) 3. 

27. Z« Art. 77. d. A. i. W. •. — Prtlfi- 
gatioM. Von der Prolongation der Wechsel. Von 
dem Geh. Raihe W. Brauer in Karlsruhe. (Arch. 
f. W. R. V. S. 13 ff.) 

Der Verf. weist zunächst %. 1. nach, wie 
die Prolongation, deren er in seiner W. 0. 2. Ausg. 
S. 140. zu Art. 83. gedenkt, welche aber Ref. 
bei Art. 77. xat* äyTlg>Qa<T$y zu classificiren für 
angemessen befindet, historisch und materiell dem 
W. R. der A. D. W. 0. fremd ist. Es handele 
sich s. z. s. um die wechselpolizeiliche Behand- 
lung eines unverschämten EindringUngs, welcher 
allerdings in der einen seiner beiden Erschei- 
nigungen: nothwendige und freiwillige 
oder vertragsmässige Prolongation auch eine 
unter Umständen staatlich anerkannte Berechti- 
gung hat (S. 13—15.). f. 2. Freiwillige P. 
sei nach früherem Rechte die Uebereinkunit des 
W.- Inhabers mit dem Aussteller des Eigen -W. 
oder dem Acceptanten der Tratte über die Hi- 
nausschiebung der Verfallzeit des W. Die W. 
Klage sei erst mit dem späteren Verfalltag actio 
nata geworden, der Anfang des Laufes derVer- 

t'ährunc procrastinirt gewesen. DieP. sei zunächst 
)ei nicht girirten Eigen- W. vorgekommen. Nach 
derW. 0. Art. 4. müsse der W., um als solcher 
zu gelten, bereits eine bestimmte Verfallzeit 
enthalten (S. 16. 17.). Diess könne durch Ver- 
trag nicht weiter alterirt werden. %. 3. Schütze 
daher nach Lage der Sache die P. den W. Schuld- 
ner vor der Klage des prolongirenden W. Gläu- 
bigers, so ändere sie doch etwas nicht 1) an 
der V e r f a 1 1 z e i t des W. , gewähre vielmehr 
dem W. Schuldner nur eine Gnadenfrist dem 

Erolongirenden Gläubiger gegenüber, und ver- 
indere daher auch nicht den Schuldner,, vor 
deren Ablauf Zahlung zu leisten (S. 18. 19.). 
Es beginne aber auch 2) die Verjährung sofort 
mit dem ursprünglichen Verfalltag des W., ohne 
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Rücksicht auf die Prolongationsfrist Nun hätten 
zwar einzelne nicht irerfehU das Gegentheil von 
dem, nämlich anzunehmen, dass die Veriährong 
erst von Ablauf der Prolongationsrrist beginne 
(Kheil S. 240. 241.). Man müsse jedoch zvi^ei 
Fälle P. vor, und P. nach dem Verfalllage un- 
terscheiden. Erfolgt sie nach, so habe mit dem 
Verfalltag die Verjährung zu laufen begonnen 
und werde nach Art. 80. nur durch Klagbehän- 
digung und Slreitverk., nicht also durch Pro- 
longation unterbrochen. Sei die P. vor dem 
Verfalltag ertbeilt, so ändere sie nicht den Be- 
ginn der Verjährung, weil sie nach dem in %. 2. 
Bemerkten auf den Verfalllag im Sinne der W. 0. 
keinen Einfluss haben könne (S. 20. 21.). $. 4. 
Bei Prttfung, in wiefern der ältere Salz: die 
P. äussere nur Einfluss auf die Rechte derer, 
die eingewilligt, noch anwendbar sei, müsse man 
unterscheiden, 1) Einwilligung aller Vormänner; 
mit Unrecht nehme Thöl eine Hinausschiebung 
des Verfalltags an; es könnnten nur alle W. 
Gläubiger nichts gegen den Acceptanten klagen ; 
zu Wahrung des Regresses müsse am wirklichen 
Verfalltag Protest erhoben werden, die Regress- 
klage sei nicht gestört (S. 22. 28.). 2) Nlcht- 
einwilligung der Vormänner; hier sei der Re- 
gress, wenn rechtzeitig protestirt worden, ganz 
abgesehen davon, ob vor oder nach Verfall 
prolongirt sei, zulässig, und jeder Regressat habe 
auch die W. Klage gegen den Acceptanten (S. 23.). 
3) Theilweise Einwilligung; die Folgen dersel- 
ben ergäben sich aus dem Bemerkten. 4) In- 
dossament nach der P. Hier sei gegen Kitka 
anzunehmen, dass den Indossatar die Prolonga- 
tion an sich etwas nicht angehe, da diese der 
W. 0. zuwieder laufende Clausel pro non scripta 
zu achten, die exe. ex persona indossantis aber 
unstatthaft sei. Nur beim Indossament nach 
Verfall und Protest trete in Hinblick darauf, 
dass diess nach Art. 16. nur als Cession gelte, 
das Gegentheil ein (S. 24. 25.). $. 5. Der Procura- 
bdossatar könne ebenfalls Prolongation ertheilen 
(gegen Kitka). Bei mehreren Mitverpflichteten, 
käme die dem einen separat ertheilte P. den 
anderen nicht zu Gute, also z. B. wenn dem 
Acceptanten P. bewilligt, nicht dem Ehrenac- 
ceptanten; diesem selbst dann nicht, wenn der 
klagt, der die P. gegeben. — P. zu Gunsten 
des Ausstellers und der Indossanten sei nach 
älterem Recht nicht angenommen worden, nach 
des Verf. Ansicht sei sie denkbar (S. 26. 27.). 
%. 6. Prolongation über drei Jahre sei Verzicht 
auf die W. Klage ; P. auf eineo bestimmten Tag 
— 31. Mai — sei an sich klar; P. auf z. B. 
4 Wochen , müsse jeder Zeit vom Verfalltag ab 
gerechnet werden, möge die P. datirt sein oder 
nicht; P. ohne Frist z.B. „prolongirt** sei ganz 
wirkungslos (S. 28. 29.). «. 7. P. könne auf 
dem Avers oder Revers oder separat gegeben 
werden, wenn sich nur der Zusammenhang nach- 
weisen lasse. Nach des Verf. Ansicht sei die 
P. Erklärung vom Gläubiger zu unterschreiben 
(S. 30. 31.) 8. 8. Die noth wendige P., 



z. B. die Prager vom 20. Juni 1848, wegen des 
Aufstandes vom 12. ejd. verlängere nur die Frist 
zur Präsentation und Protestaüon, verändere aber 
nicht die Verfallzeit, ändere also auch nichts am 
Beginn der Verjährung (S. 32. 33.). Mora- 
torien, als zu Gunsten eines bestimmten Schuld- 
ners ertheilt, hemmen die Verjährung der W. Klage 
gegen ihn auf die Dauer dersemen, ändere dagegen 
nichts am Regressrechte (S. 34. 35.). Die Be- 
stimmung des C. C. art. 1244. gäbe nach C. de 
Co. Art. 157. an sich keine W. Prolongation. 
Allein auch in deutschen Ländern, wo ersterer 
gelte, letzterer durch die W. 0. aufgehoben 
sei, dauere der Grundsatz des Art. 157. U>rt und 
sei demnach in W. Sachen ein solches richter- 
liches Moratorium unstatthaft. 3. 

28. Zt Art. 8«. i. A. D. W. 0« 

X. überreichte am 15. April 1853 bei dem 
k. k. Handelsgericht in Wien wider die Verlas- 
senschaft des Y. eine Klage auf Zahlung einer 
Wechselschuld von 200 fl. auf Grund eines Ac- 
ceptes des Y. auf einem Wechsel, welcher nadi 
Art. 77. der W. 0. am 30. April 1853 verjährt 
gewesen wäre, und bat um Bestellung eines 
Curators für die Verlassenschaft. Das Handels- 
bericht bestellte einen solchen und diesem wurde 
die Zahlungsauflage am 18. April insinuirt, letz- 
tere aber rechtskräftig. Es suchten nun die 
Erben des Y. Restitution und Abweisung der 
Klage als verjährt, da sie bereits 1852 bei dem 
Bezirksgericht Mödling als Abhamdlungsbehörde 
die Erbserklärung (Erbschaftsantrittserklärung) 
überreicht, wie überdiess dem X. bekannt ge- 
wesen, somit die Bestellung eines Curators er- 
schlichen, und die Klage, da 9\e einem verfehl- 
ten Gegner insinuirt worden, verjährt sei. Allein 
(fos Handelsgericht erkannte condemnatorlsch. 
Das k. k. Oberlandesgericht zu Wien reformirte, 
da X. gegen Erben zu klagen gehabt habe, nidit 
aber berechtigt gewesen sei , einen Ourator be- 
stellen zu lassen. Der k. k. obt^rste Gerichts- 
und Cassationshof stellte die Prima her und be- 
merkte u. A.: Der Art. 80. der W. 0. sagt: 
Durch Behändigung der Klage wird die Ver- 
jährung in Beziehung auf diejenigen, gegen 
welche die Klage gerichtet ist, unterbrochen. 
Gegen die Verlassenschaft des in der Klage 
al$ verstorben ausgewiesenen Y. war die Klage 
gerichtet; somit nicht gegen einen verfehlten 
Gegner. Der im Sinn des $. 811 des b. G. B. 
(wacher den Gläubiger nicht verpflichtet, die 
Erben des Schuldners, Ihren Wohnort und Ver- 
treter ausfindig zu machen und nirgends eine 
nach der Erbserklärung an einen Curator ad 
actum gemachte Zustellung als null und nichtig 
erklärt) ad actum gerichtlidi bestellte Curator 
der Verlassenschaft konnte ohne Zweifel die 
Behändigung der Klage rechtswirksam entgefl^en- 
nehmen, und da diess schon am 18. April 1853 
geschah, so war damit die Verjährung ausge- 
schlossen. (Allg. Oesterr. Gerichtszeitung 1^5^ 
Nr. 1. S. 2.) 34. 
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M . I« Art. 81 der A. B. W. •. 

Wer eAme W.-Erkiärung mit unterschreibt, 
dabei jedoch eine die wechselmässige Härtung 
ausscbliessende Erklärung oder Bemerkung bin- 
jEoHlgt, wfrd aus seiner Unterschrift nicht wecb- 
selmässig verbaftel. Als eine solche Bemerkung 
kann es jedoch nicht gelten , wenn der betref- 
Ceade Dritte Namens THius schreibt: Csign. 
(aolite helssen contrastgnirt) Titius. (Mit der 1. 
nd n. in diesem Puncto conforme Entsch. d. Ob. 
Trib. zu B<»1in vom 20. JuU 1854 im Arch. f. 
W.KS 457). 3. 

39. Zt Art. 82 der A. >. W. 0. 

bl das Indossament erst nach erhobenem 
Proteste M. Z. erfolgt, und der Indossant zu- 
ffleich der im W. benannte, ursprüngliche W. 
Glttubiger, so kann der Aussteller des trocknen 
W. den Einwand des erlittenen Zwangs, auch 
wenn der Zwang von einem Dritten verübt wurde, 
dem Indossatar gültig entgegen steilen. (Erk. 
d. Ob. Trib. zu Berlin v. 27. Oct. 1863 im Arch. 
f. W. IL IV. S. 450 f. und Arch. d. Ob. Trib. 
Anw. XI. S. 26). 3. 

Sl. Zt Art. 83 der A. D. W. 0. 

Die Kli^e gegen den Austeller eines präju- 
dicirten W. aiu Grund Art. 83 erfordert den 
Nachweis, dass der erstere dem Acceptanten 
keine Valuta gegeben. (Prof. A. v. Regener in 
Brunn aus der Oesterr. G. Z. 1854 Nr. 80 im 
Arch. f. W. R. V. S. 82 Nr. 4. — Entsch. des 
Wiwier HG. conf. vom n. ö. OLG.) 3. 

it. Zi Art. 85 d. A. D. W. 0. 

lieber die Begründung des W.-Processes fiir 
ausländische Wechsel. Vom Syndicus Purgoldt 
In Darmstedt. (Arch. f. W. R. IV. S. 44:^ f.) 

A. klagte aus vor Einführung der A. D.W. 
ausgestellten Schuldurkunden, welche den Aus* 
druck ^Werth erhallen** nicht aber das Wort 
„Wechsel** enthielten, gegei L. im W.-Process 
unter Bezugnahme darauf, dass am Orte der 
Ausstellung: New -York solche Urkunden die 
Wirkung von Wechseln hätten und lügte zu Be- 
zeugung dessen, eine diessfalsige Bescheinigung 
zwder dasiger Geschäftsleute, einen beglaubig- 
ten Auszug aus dem Gesetzbuch für New -York 
nebst Zeu^ss des Nordamerik. Ck)ns. ebenmäs- 
sfgen Inhdts, endlich ein Zeugtiiss des Grossh. 
Hess. Consuls zu New -York über den Inhalt 
der Handelsbücher der ursprünglichen Gläubiger, 
mit Bestätigung der W.- Kraft jener Urkunden, 
bei. Das OAG. zu Cassel erachtele miltelsl Erk. 
vom 10. Febr. 1854 gegen die Entsch. 1. und 11. 
Instanz die W.- Klage flir unzulässig. In den 
Ratiopen war darauf Bezug genommen, dass 
Art 86 keine rückwirkende Kraft habe; dass 
der W.-Process nur aus W. , welche der D. W. 
0. entsprechen, beziehentlich insofern dIeW. [vor 
selbiger datirten nach früherem Rechte güllig ge- 
wesen. Dfessfalls sei früher das Wortwechsel er- 
forderlich gewesen. Für Beurtheitung der ge- 



richtlichen Wirkung v<m Verlragsverhältnissen 
dienten nidit die Gesetze des Orts wo der Han-- 
del geschlossen worden, sondern der wo ge^ 
klagt werde. (Weber, nat. Verbindlichk. $. 95, 
Voet Comment. ad Fand. XXII. 2 %. 10). Hätten 
auch die betr. Noten Wechselkraft, so passe 
doch nicht auf sie die W.-Processordnung elc. 3* 

53. Zu Art. 87 f. 11 f. d. A. B. W. 0. 

Der Protest muss spätestens am letzten Pro« 
testtagc aufgenommen und ausgefertigt s^n. 
Eine Abweichung in letzterer Beziehung benimmt 
dem P. die wechsebechtliche Gültigkeit. [Die 
Urkunde über die am 31. Jan. 1854 erfolgte Prä- 
sentaUon und Protestation datirte vom 1. Febr. 
1854]. fErk. d. Ob. Trib. zu Berlin v. 2. Mai 
1854 cf. mit I. und U. in dem Arch. f. W. R. V. 
S. 92). 3. 

54. Zi Art. »1 l A. D. W. 0. 

Ist zu dem Vermögen des Acceptanten Con- 
curs ausgebrochen, so ist zu Sicherung des 
Regresses die Präsentation und Protestation nicht 
bei dem Concurscurator, sondern in der Woh- 
nung etc. des Gemeinschuldners zu bewirken. 
(Entsch. d. Hofgerichts und OAG. zu Darmsladt 
gegen die Ansicht des daslgen Stadtg. tn S. 
Auerbachin und Bennin Arch. f. pract. KW. etc. 
von Elvers etc. Bd. II. S. 149 Nr. 2 — vergl 
auch Arch. f. W. R. IV. S. 431). 35. 

55. Zt Art. H. t. d. A. D. W. 0. 

Vom eigenen Wechsel und der Schuldver- 
schreibunff nach Wechselrecht. Vom Adv. D. 
Heinrich Meissner in Leipzig. (Archiv f. 
W. R. IV. S. 401 flr.). 

Der Verf. macht zunächst darauf aufmerksam, 
wie wenig die Gesetzgebung vor der W. 0. den 
Unterschied zwischen dem eigenen W. — als 
Zahlmittel der Kaufleute — und der wechsel- 
mässigen Schuldverschreibung — einem lediglich 
nach dem Civilrechte beziehentlich particular- 
rechtlich nur in Bezug aufProcess, insbesondere 
die Execution wechselmässig zu behandelnden 
Institute — namentlich auch in Sachsen cultivirt 
habe. Die Erfordernisse des eigenen W. seien 
nun durch Art. 96. d. W. 0. fixirt. Es frage 
sich nun 1) in welche Fassung diese Erforder- 
nisse zu kleiden seien und welche Art des Ver- 
sprechens sie nur darstellen dürfen? und 2) 
welchen Einfluss in dem Wechsel enthaltene und 
über diese Erfordernisse hinausgehende Neben- 
bestimmungen und Verpflichtungen auf denselben 
haben sollen? (S. 405). 

ad 1. In Hinblick auf die Conferenzverhand- 
lungen (Sess. XXIII.) könne sich die W. 0. 
nur auf solche W. - Verschreibungen beziehen, 
welche kein weileres Recht zusagen, keine 
weitere Verpflichlung anerkennen, als die For- 
derung und die Zahlung einer Geldsumme ge- 
gen (d. h. unter der Bedingung der) Vorzei- 
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und AushdndiffUDg des W.-Brieres. Die 
[atm* einer Urkunde als eines wahren W. 
bringe dem Gläubiger nicht blos Yortheile, son- 
dern auch Lasten, erzeuge insbesondere aber iiir 
die Verpflichteten eine weit härtere Lage als 
das Civilrecht durch das Abschneiden der ex- 
cepliones ex persona indossantis. Es sei daher 
nothwendig, den W. von der wechselmässigcn 
Schuldverschreibung streng zu sondern. Sei 
nun der Form („gegen diesen W. zahle ich** etc.) 
genügt, so ändere ein Zusatz über die Art der 
Entstehung des Papieres, z. B. Werth In Waaren 
erhalten etc. nichts (S. 411). Für den Mangel 
der Form dageffen könnten auch andere Surro- 

gate (ich scnuTde etc. und verspreche nach W. 
echt zu zahlen — ich schulde etc. und ver- 
spreche mittelst dieses W. etc. zu zahlen etc.) 
nicht aufkommen. Selbst ein Document: ,,lch 
,,bekenne dem X. 100 Thaler zu schulden, und 
„verspreche solche gegen diesen W. nächste 
„Michaelis zu bezahlen*' sei als wechselmässige 
Schuldverschreibung aufzufassen (S. 412). Die 
Natur und Wirkung des wahren eigenen W. 
fehle aber einer Verschrelbunff nicht blos dann, 
wenn darin wie in obigen Fällen die principielle 
Verbindlichkeit irgend wie. auch unabhängig 
vom W. anerkannt oder üoernommen worden 
ist, sondern 

ad 2. auch dann, wenn darin, sei es ,igegea 
denW.** oder unabhängig von dieser Form, ^e- 
benversprechungen und Bedingungen zugesetzt 
und angeordnet seien, welche cöe D. W. 0. 
ausschliesse , welche aber an und für sich 
und nach dem gem. Civilrecht Gültigkeit 
beanspruchen können, z.B. Zinsversprechen, 
Kündigungsbedingung, clausula cassatoria, Pfand- 
verschreibung. Für die NIchtzulässigkeit der 
drei ersten gäbe W. 0. Art. 96. sub. 2. 4 an 
sich klare Maasse (S. 413). Wenn gleichwohl 
in der Praxis, namentlich wegen des Zinsver- 
sprechens, geschwankt woiden sei (Arch. f. W. 
R. IL 92 f. 329, 427. Hl. 190. 191. 401) so sei 
in ungehöriger Weise theils älteren partlcular- 
rechtllchen Normen Iheils gelegentlichen Aeus- 
serungen bei der W. Conierenz Rechnung ge- 
tragen worden (S. 414 — 416). Vielmehr sei 
lediglich der Ansicht beizupflichten, dass eigene 
W. mit Zinsversprechen, gleich denen mit Kün- 
digung und cassalorischer Clausel nicht eigent- 
licne W., sondern höchstens Schuldverschreibun- 
gen mit W.- Clausel sind (S. 416). Diess habe 
insbesondere die Einf. Verordn. v. Lübek §. 4 
ausdrücklich anerkannt. Wollle man aber auch 
bei den W. mit Zins- oder Cassatorischer- Clau- 
sel, solche pro non scriptis erachten, so sei 
diess bei dem W. auf Kündigung ohne willkür- 
liche Fictionen gar nicht möglich. Allein das 
pro non scripto erachten, greiie dann, wenn die 
Clausel civibechtlich Wirkung habe, hart in das 
Civilrecht ein. Es sei daher richtiger durch 
solche Clausein dem W. die Natur als wahren 
W. entziehen zu lassen (S. 417). Man könne 
daher auch der Ansicht Brauers (Arch. f. W.R. 



DL S. 6), dass die cassalorisehe Ckrasel den W. 
nicht ungültig mache, sondern nur pro non 
scripta zu achten sei, nicht beipflichten (S. 418. 
Anm. 5). Bei dem W. mit Plandverschreibung 
sei jedoch zu distinguiren ob das ParticuUrrechl 
einer solchen Clausel Wirkung beilege. Sei 
diess nicht der Fall, so könne sie pro non 
scripta geachtet werden, sei diess aber der Fall, 
so mache sie den W. zur Schuldverschr^bung 
(S. 418. 419). Alles diess zusammengefasst werde 
nach der D. W. 0. ein wahrer eigener W. nur 
der sein, welcher den üblichen Formen dieses 
W. der Gestalt folge, dass er nur gegen den W. 
eine Zahlung zusage, und in dieser Zusage allen 
Art. 96 gestellten Erfordernissen entspreche, 
daneben aber keinerlei Bestimmungen, welche 
diesen Erfordernissen widersprechen, oder Ver- 
pflichtungen enthalte, welche nach dem W.-Rechi 
nicht, wohl aber nach gemeinem Civilrecht Gül- 
tigkeit zu beanspruchen haben. Alle eignen W., 
welche hiernach wahre W. nicht sind, würden 
vorausgesetzt, dass sie die Eigenschaft einer 
Schuldverschreibung an sich tragen, als solche 
zu betrachten sein. 3. 

S6. Z« Art. »8 iet A. D. W. •. 

lieber die Nothwendigkeit der Präsentation 
und Protestirung eigener Wechsel dem Aussteller 
gegenüber. Vom Advokaten J. W. Mannhardt 
in Rendsburg (Holstein) — Flensburg und 
Schleswig 1855. 

Der Verfasser knüpfte den Ausgang seiner 
Betrachtung an den Art. 44, und unterscheidet 
zvdschen der Erhaltung des Wechselrechts 
(der Wechseikraft) und den Vorbedingungen 
einer anzustellenden Wechsel klage. Er gelanfft 
hieraus zu folgendem Resultat: I. Zur Erhal- 
tung des Wechsel -Rechts gegen den Aus- 
steller eines eigenen (nicht domicilirten) Wech- 
sels bedarf es weder der Präsentation am Zah- 
lungstage, noch der Erhebung eines Protestes. 
Die im Art. 44 über Tratten enthaltenen Be- 
stimmungen sind vielmehr auch auf eigene 
Wechsel ausdehnend anzuwenden, und die Aus- 
lassung des Art. 44 im Art. 98 kann nur auf 
einem Redactionsfebler beruhen. — Denn: 1) 
Weder das gemeine W. R. noch die A. D. W. 0. 
schreibt flir die eigenen Wechsel eine strengere 
Form vor als für Tratten. 2) Die innere U)n- 
sequenz des W. R. bringt es vielmehr mit sich, 
dass eine rechtzeitige Präsentation und Pro- 
testerhebung zur Erhaltung des Wechsebrechts 
nur da erforderlich ist; wo es sich um die even- 
tuelle Anstellung der Wechsel -Regress- Klage 
handelt. 3) Ginge viirklich das Wechselrecbi 
durch Versäumniss der Präsentation am Ver- 
falltage verloren, so könnte von der im Art 1(X) 
für eigene Wechsel festgesetzten dreijährigen 
Verjährung nicht mehr die Rede sein. 4) Wenn 



1) Vergl. Bd. I. der Jahrbücher p. 236 a. £. 
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nach Art 99 aiudrüddich bei domicillrten 
elgeaen Wechseln das VersäamnJss der, recht- 
zeitigen Präsentation den Verlust des Wechsel- 
rechts nach sich ziehen soll, so folgt hieraus 
argum. e contr., dass bei nicht domicilirten ei- 

fenen W. die Wechselkraft bestehen bleibt. 
) Nadi Art. 40 kann der Aussteller resp. 
Acceptant, wenn die Zahlung am Verfalltage 
nicht eingefordert wird, nicht Zahlung verweigern, 
sondern nur durch deponiren der Summe den 
Creditor in moram accipiendi versetzen. — 
n. Wenn aber zur Wechsel -Klage geschrit- 
ten werden soll, so muss der Wechsel vor 
der Klaganstellung präsentirt sein i). 

Denn: bevor dies geschehen, ist Air den 
Creditor noch nicht actio nata, weil nach dem 
wechselrechtlichen Schuldverhältniss nicht der 
Debitor dem Creditor die Wechselsumme bringen, 
sondern der Creditor vom Debitor den Betrag 
sich holen muss. Die stattgehabte Präsentation 
muss sofort bei Anstellung der Klage durch 
Urkunden liquid gemacht werdjsn. — III. Zur 
Beibringung dieses Beweises bedarf es aber 
keines förmlichen Protestes, (der mei- 
stens freilich die Regel bilden wird), sondern 
es genügt, wenn der Wechsel die Clausel „ohne 
Protest^' oder eine gleichlautende enthält, oder 
wenn der Aussteller eigenhändig bescneinifft 
hat, dass ihm präsentirt worden ist. Denn: Es 
soll nur liquid gemacht werden, dass zur Zah- 
lung präsentirt sei. Dass die Zahlung nicht 
erfolgt ist, ist bei der Klage gegen den Accep- 
tanten einer Tratte- oder gegen den Aussteller 
eines eigenen W. per se liquid; behauptet der 
Schuldner gezahlt zu haben, so muss er dies 
beweisen. Anddi-s bei der W. R e ff r e s s - Klage. 
Hier muss der Regress nehmende Kläger be- 
weisen, dass der ihm ursprünglich Verpflichtete 
nicht bezahlt habe, und dieser Beweis, kann nur 
mit Hülfe eines förmlichen Protestes geführt 
werden. 39. 

37. Zi Art.98. f. d. A. D. W. Q. 

Präsentation zur Zahlung muss auch bei eige- 
nen Wechseln, zumal wenn sie auf Ordre ge- 
stellt sind, erfolgen um die Wechselklage anstel- 
len zu können. Bei dem Mangel der Präsentation 
zur Zahlung ist demnach letztere abzuweisen. 
(Entsch. eines Württemb. Kreisgerichtshofs vom 
22. Juni 1855 in Tafeis, Auserles. civ. Rechts- 
sprüchen Württemb. Gerichte II. 2. p.247.) 

35. 

Sg. Zi Art. 98. d. A. D. W. •. — 

Die in diesen Jahrb. I. S. 236 Nr. 69 mitge- 



1) Dies gilt auch bei Tratten. Die Wechselkraft 
derselben bleibt nach Art. 44 bestehen, wenn auch 
am VerfaUtage nicht präsentirt ist, „um aber zur 
Wechsel klage vorschreiten zu können, muss der 
noch kräftige Wechsel überhaupt vorg&ngig präsentirt 
sein." 



theilten FSlle berührt auch Prof. A. v. Regener 
in Brunn mit ausführlicher Zusammenstellung der 
Literatur in Not. 4. im Arch. f. W. R. Y. S. 81. 
und S. 84. Nr. 6. 3. 

39— 4t. Weckselprtcess. — F^rui. (OetlreidL) 

a) Die Competenz in Wechselstreitsachen nach 
der Jurisdictions-Norm vom 20. Novbr. 1852. 
Von Dr. Eduard Sturm (Oeslerr. GZ. 1855 Nr. 72). 

b) Der Wechselgläubiger ist nicht berechtigt^ 
die der Klage aus einem mit allen zur Gültig- 
keit vorgeschriebenen Eigenschaften versehenen 
Wechsel, bei einem anderen als dem fiir Wech- 
selstreitigkeiten competenten Causalgericht anzu- 
bringen, und kann aaher, wenn er wegen einer 
gemeinrechtlichen Forderung geklagt wurde^ sein 
Kecht aus dem Wechsel nicht in Form einer 
Widerklage vor dem persönlichen Gerichtsstande 

geltend machen. — Entsch. d. k. k. Österreich, 
b. Land. Gerichtes und des k. k. obersten Ge- 
richtshofes gegen die des städtisch -delegirten 
Bez. Ger. Neubau. (Oesterr. G. Z. 1855 Nr. 80). 

c) Zur Frage über die Competenz in Wech- 
selstreitsachen von Dr. Leop. Alex. Ehrenreld. 
Adv. in Gitschin (Oesterr. G. Z. 1855 Nr. 89. 
und 90). 

d) Die Competenz in Wechselstreilsachen von 
Dr. Ed. Sturm (Oesterr. G. Z. 1855. Nr. 108). 

Die Frage wegen der Competenz in Wechsel- 
sachen in (Jesterreich. welcher bereits in diesen 
Jahrbüchern Bd. I. S. 237 Nr. 76 als streitig ge- 
dacht wurde, hat auch in dem Jahrgange 1855 
der Oesterr. G. Z. wiederholt Stoff zu Abhand- 
lungen und Entscheidungen gegeben. Der Auf- 
satz sub d. ist die Replik auf den namentlich 
durch ein specielles Eingehen auf die Geschichte 
der Jurisdictionsvorschriften in den ^nzebien 
Provinzen des Oesterreichischen Kaiserstaates 
sich auszeichnenden sub c. und eine Yertheidi- 
gung des sub a. Wir glauben jedoch auf diese 
Ausfilhrungon nicht wdter eingehen zu dürfen 
da das Interesse der Frage nicht ein allgemeines 
ist. Es wird gnügen den Fall unter b. etwas 
specieller zu characterisiren. A. klagt gegen 
B. auf — Zahlung von 40 fl. vor dem Bezirks- 
gericht Neubau. B. macht in der Wiederklage 
vor demselben Gericht eine Wechselforderung 
von 25fl. 30 kr. geltend. A. excipirt incompe- 
tentiam fori, da die Klage aus einem ibrmlichen 
Wechsel unbedingt vor das Handelsgericht ge- 
höre. Die erste Instanz erachtete sich für die 
Wiederklage competent, allein die oberen In- 
stanzen erKannten im J. 1855 wie in derUeber- 
schrift bemerkt: die exceptio fori sei begründet 
Der oberste Gerichtshof bemerkte in den Ratio- 
nen: Wechselklagen können nach S. 1. der Ver- 
ordnung des Justizministerii vom 25. Jan. 1850 
in Orten, wo sich ein Handelsgericht befindet, 
nur bei diesem angebracht werden. Ebenso 
weist der S. 57 der Jur. Norm vom 20. Nov. 
1852 Streitigkeiten aus Wechselseschäften dem 
Handelsgeridite zu, und der |. 60 der Jur. Norm 
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besttmmt ausdrflokUch^ dass Wechbelklagen im 
Orte, wo sich ein Handeisgericht befindet, nur 
bei diesem angebracht werden Itönnen. Bei die^ 
sen kategorischen und ganz allgemein gehalten 
nen geselzlichen Anordnungen liann es nicht in 
dar Willkür des Klägers liegen, eine Wechsel- 
klage bei einem anderen als dem Handelsgerichte 
oder bei dem mit den Functionen desselben be- 
trauten Gerichtsstande anzubringen, selbst wenn 
der Kläger auf die Wohithat des wechselgericht- 
Uchen schnelleren Verfahrens Verzicht zu leisten 
erUärt Es besteht in dieser Beziehung auch 
hinsichtUch der auf Wechsel gestützten Wieder- 
klageo keine Ausnahme, da der §.33 der Jur. 
Norm verRigt, dass wenn die Widerklage ihrem 
Gegenstande nach vor einen besonderen Causal- 
gerichtsstand gehört, dieselbe bei dem Richter 
wo die erste Kia^e verhandelt wird, nicht an- 
gebracht werden dürfe. 34. 

43. WechselfirtceM — ¥wm — •esterreicL 

Will der Inhaber eines W. die ExsecuUo» 
mr auf die ihm wegen dieser WForderung ver- 
pfoideten beweglichen Sachen seines in Concurs 
verfallenen WSchuldners führen, so kann er die 
Klage auch ausser dem Concurse bei dem Han- 
delsgericht anbringen, muss sie aber gegen den 
Massevertreter riclilen. Die im $.22 der Vor- 
schrift über das WVerfahren (Arch. f. W. R. II, 
S. 212) enthaltene Ausnahme von der allgemeinen 
Regel, dass der Massevertreter nur bei der Con- 
cursinstanz belangt werden könne, beschränkt 
sich nicht blos auf Exsecutionsgesuche etc. 
(Prof. A. V. Regner in Brunn in dem Arch. f. 
W. R. V. S. 80, 87 aus der Oesterr. GZ. 1854 
Nr. 6 148 mit Bezug auf gleiche und abweichende 
Aasicfaten und Entsch. in Not 2). 34. 

44. Wechselpr^eess — Sackgea — BepaaUoB. — 

Auch im Wechselprocess ist d^ Antrag des 
W. Schuldners auf Deposition des judicati nicht 
aufgeschlossen, da der W. Process in Sachsen 
als Gattung des Exsecutivprocesses gilt, und 
demgemäss in Fallen, wo Deposition in letzterem 
mlässig, auch im W. Process bei dem Mangel 
tnsdrttcklicher Gegenbestinummg, gestattet wer- 
den muss. (Erk. d. OAG. zu Dresden, Septem- 
ber 1854. cf. mit AG. Leipzig in S. Wertbhei^ 



mer cratraDerbflias, in der Sädis.Zlschr.f.Rpfl, 
und Verw. XIV. S. 46. und in dem Säohaisch. 
Wochenbl. f. merkw. Rf. 1865, S. 5.) 3. 

4S. Ctaeiirs. 

Die W. Klaffe kann zwar wider den W. Schuld- 
ner auch pendente concursu angestellt werden, 
es kann jedoch während der Dauer des Cmi- 
curses nicht zu Anlegung der W. Hafk jLOmroen. 
(Erk. d. OAG. zu Dresden Seplbr. 1854 in S. 
Liebreich contra Gutmann in der Sachs. Ztscbr. t 
Rechtspfl. u. Verw. XIV. S. 37.) 3. 

4€. GiYttredUsfragea hei Gelereakdt tm Weekset- 
gesckiflea. — PräiftaliaB — Oesterreid. 

Ein in blanco girirter W. ist nicht prinota- 
tionsfahiff. (Entsch. des B. G. zu Wien conf. v. 
K. Ö. OLG. mitgetheilt von Prof. A. v. Ragoner 
aus der Oesterr. GZ. 1854, Nr. 122. im Arch. 
f. W. R. V. S. 85. mit Zusammenstellung der 
Literatur in Not. 10.) [Pränotation bezieht tAc\ 
nicht etwa auf den Protest, sondern ist ein Hj- 
pothekenvormerk auf Grund %. 453. d. a. b. G. B.] 

34. 

47. Wenn ein eigener (trockener) Wechsel 
zuffleich den gesetzlichen Erfordernissen dnes 
Schuldscheins entspricht, so darf, wenn auch diffch 
Präjudiz oder Verjährung seine Wechselkraft 
erloschen ist, bei Verfolgung der dvibechtHchen 
Ansprüche des Inhabers auf seinen Inhalt zurftck- 
gegangen werden. (Erk. d. Ob. Trib. zu BerHn 
V. 31. Oct. 1854, cf. die Entsch. d. KG. Nea- 
Stetlin gegen die des AG. Cöstlin im Arch. f. 
W. R. V. S. 101 ff.) 3. 

48. Die Ausstellung oder Begebung etoes 
W. oder einer Anweisung über eine aus einem 
früheren Rechtsverhältniss herrührende Schuld 
enthält präsumtiv eine Novation. (Erk. d. A6. 
zu Zwickau August 1854 in dem Sachs. Wochen- 
blatt f. merkw. Rf. 1854, S. 511.) 3. 

49. Sechsprocentige Zinsen können in Sach- 
sen auch in solchen wechselmässigen Schuld- 
verschreibungen gültig versprochen werden, auf 
welche hin der Wechselarrest nicht verftigt wer- 
den kann. (Erk. d. OAG. zu Dresden Jan. 18ö5^ 
in S.Schlenzig contra (jöring in der Sachs. Ztsciv. 
£. Rpfl. und Verw. XIV. S. 80. 3. 
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1. OeffeaUiehe Aiiklare. (Action publique bei 
Vergehen, deren Verrolgung durch eine Klage 
des Verletzten bedingt ist). 

Nach dem Code d^nstr. crim. steht die ac* 
Hon publique bei allen Vergehen nur der Staats- 
behörde zu. Auch in dem Falle, wenn der Be- 
schulcUgte auf Anstehen des Verletzten vorgeladen 
worden ist, erscheint nur die Staatsbehörde be- 
raren , die Anwendung des Strafgesetzes zu be- 
antragen. Wenn daher in den Gesetzen zwischen 
einer strafrechtlichen Verfolgung, die von Amts- 
wegen und einer solchen, die nicht von Amts- 
wegen stattfindet, entschieden wird, so kann die 
Unterscheidung blos darin beruhen, dass bei 
Vergehen der letzteren Art die action publique 
nur auf die Klage des Verletzten eintreten darf. 
(Erk. d. Cass. Hofs in Dannst in Emmerling 
Samml. J. 1854 S. 93). 11. 

2. Kbgt toBesckädigtoB alsBedingwig straf- 
recbtUcher Verfolgung. 

Ueberall, wo das Strafgesetzbuch eine Be- 
strafung des Beschuldigten nur auf Klage des 
Beschädigten gestattet , hat der Cassationshof in 
Darmsiadt lür diesen Zweck eine einfache An- 
zeige des Verletzten bei einem competenten Be- 
amten genügend erachtet. (Erk. dess. in Em- 
merling Samml. J. 1854 S.23). 11. 

I. iMeliwenk wegea Niehteiikttug itr VttleN 

Dritten Personen steht gegen solche Be- 
schlüsse der Gerichte, durch welche die Eröfi*- 
nung der Untersuchung gegen Andere zurück- 
gewiesen wird, selbst wenn jene ausdrücklich 
als Oenuncianten aufgetreten, die Beschwerde 
m'cht zu. Solche Beschwerde stehe vielmehr 
nur der Staatsanwaltschall zu, und sei es daher 
jenen Personen, wenn sie ein Interesse bei der 
Eröfihung der Untersuchung haben, nur zu über- 
lassen , die Staatsanwaltschaft auf dem geeigne- 
ten Wege zur Erhebung der Beschwerde zu 
veranlassen. Der Beschluss umfasst auch die- 
jenigen Personen, welchen das Gesetz der Straf- 
antrag beilegt. (Ob. Trib. zu Berlin Goltdammers 
Archiv BA UL S. 402.) 25. 

StaabanwaltsckafL 

4. Erörterung wichtiger Fragen aus der 
Lehre yon dem Verhältnisse des Staatsanwalts 
zum Untersuchungsrichler. Von Mittermaie r. 
(Afch. d. Cr. H. N. F. 1865 M. 205 IV. S.447). 

Der Verf. bespricht I. den dem englischen 
Parlamente in den J. 1854 und 1855 vorgeleg- 
ten Geseisentwurfy betr. die Aufstellung öffent- 



licher Ankläger in England, eine sehr willkom- 
men geheissene Neuerung, er erörtert 11. die 
Frage: darf der Staatsanwalt bei dem von dem 
Untersuchungsrichter abgehaltenen Verhör mit 
dem Angescnuldigten oder den Zeugen gegen- 
wärtig sein? (Das französische Gesetz bestimmt 
nichts hierüber, die Schriftsteller sind meist da«- 
gegen, auch die Praxis, wenigstens der tüchti- 
geren Untersuchungsrichler; legislativ politisch 
ist sie zu verneinen); weiter III.: Kann der 
Staatsanwalt Briefe, welche der Post anvertraut 
sind, mit Beschlag belegen und eröShen? im 
Zusammenhang mit der Frage: inwiefern den 
Polizeibehörden und den Administrativbeamten 
diese Befugniss zustehe? (Die belgische Gesetz- 
gebung verneint diess, und gestattet solches 
blos Sem Untersuchungsrichter; der Verf. hält 
diess für das Richtige und widerlegt die Beden- 
ken, welche insbesondere vom Polizeidirector 
Stieber in Goltdammers Archiv 111. 86 dagegen 
erhoben sind.) 9. 

5. Ueber den Satz des französischen Rechtes: 
L« MiBisUire pihlie mI u «t iitivitibk Von StA. 
und Hofgerichtsrathe Rosshirt in Mannheim. 
(Mag. f. badische Rechtspfl. Bd. 11. S. 214 f.) 

In Folge dieses Satzes steht, soviel dasVer- 
hältniss der Beamten des minist^re public zum 
Justizminister und unter sich belriiTt, das System 
der Unterordnung unbedingt fest. Dagegen er- 
scheinen diese Beamten und zwar ein jeder der- 
selben innerhalb seines Dienstkreises den Ge- 
richten gegenüber als selbstständige Vertreter des 
minist^re public. Der Beamte handelt keineswegs 
nur im Namen seines Vorgesetzten imd es können 
daher Massres ein , welche von dem zuständigen 
staatsanwaltschaftlichen Beamten bei Gericht vorge- 
kehrt worden sind , durch ein Dazwischentreten 
des Vorgesetzten dieses Beamten nicht wirkungs- 
los gemacht werden. DieCterichte sind vielmehr 
berechtigt und verpflichtet, von den Willensäus- 
serungen des vorgesetzten Beamten abzusehen 
und den durch den zuständigen Beamten ge- 
schehenen gerichtlichen Schriften die gesetzliche 
Folge zu geben. Der Verfasser referirt die ein- 
schlagenden französisch-rechtlichen Vorschriften. 
Die Untheilbarkeit stellt sich als das Verhältniss 
dar. wonach die bei einer Stelle des ministdre 
public angestellten verschiedenen Personen bei 
den betreffenden Gerichten in der Weise f&r 
einander zu handeln befugt sind, dass das, 
was von einer jeden einzelnen Person geschieht, 
so zu betrachten ist, als ob es von der Stelle 
selbst, bez. von dem Haupte derselben ausge- 
gangen wäre. Der Verf. gibt einige, in der 
französischen Jurisprudenz anerkannte Conse- 
quenzen dieses Satzes an. 22. 
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€• Auch in Privatanklagesachen sind Unge- 
horsamsstrafen gegen ungehorsame nicht er- 
schienene Auskunftspersonen nur auf Antrag des 
Staatsanwalts zu erkennen. Die Staatsanwälte sind 
befugt, die Vollziehung gerichtlicher Erkenntnisse 
zu verweigern, wenn dem vorausgegangenen 
Verfahren die äusseren Bedingungen formeller 
Rechtsgiltigkeit fehlen. (Braunschw. Zeitschr. 
1855 S. 27). — 23. 

Bei der Verfolgung von Pönalklagen wird 
den Anklägern gegen versäumte Fristen in der 
Regel keine restitutio in integr. ertheilt (ibid. 
S. 29). 23. 

7. Die fmehe That, nach gemeinem deutschen 
Strafrechte dargestellt und beurtheilt. Vom Geh. 
R.W. Brauer in Carlsruhe. (Gerichtssaa],1855. 
Bd. IL S. 292 fg.) 

Wir können den Inhalt dieser Abhandlung 
nicht besser als mit dem Schlussparagraphen der- 
selben wiedergeben. Dieser lautet: 

Aus der bisherigen Ausflihrung erhellt, dass 
die Lehre von der frischen That nur so lange 
einen rationellen Boden hatte, als sie den Grund 
zu einem kurzen (standrechtlichen) Verfahren 
abgab. Wenn das Verbrechen, so zu sagen, 
unter den Augen der Obrigkeit, oder wenigstens 
des Publicums geschieht, bedarf es keiner weit- 
läufigen Beweiserhebung, und ein sofortiges 
summarisches Verfahren ist gerechtfertigt, wie 
dies z. B. nach den neuern Strafprocessordnungen 
dann eintritt, wenn in der öffentlichen Sitzung 
von einem der Anwesenden ein Verbrechen 
verübt wird. So weit aber diese Folge der 
frischen That anerkannt wird, hat mtgi überhaupt 
keinen Grund mehr, dieselbe besonders hervor- 
zuheben. Namentlich ist das System des fran- 
zösischen Rechts, welches nicht wenige deutsche 
Gesetzbücher ziemUch unbedachtsam nachgeahmt 
haben, ein unpassendes und verkehrtes. Denn 
es ist ungerechtfertigt, der Staatsbehörde ein 
Recht zur Information aer Sache zu geben, blos 
weil der Verbrecher auf frischer That betreten 
wurde, ohne Rücksicht darauf, ob Gefahr auf 
dem Verzuge haftet, und mit Hintansetzung des 
Richters, oer eben so schnell hätte herbeigeru- 
fen werden können, und dann die Untersuchung 
in zweckmässigerer Weise eingeleitet hätte. Wo 
aber Gefahr auf dem Verzuge hallet, da ist 
diese Gefahr , nicht aber die Betretung auf fri- 
scher That der Rechtfertigungsgrund fiir das 
Einschreiten der Polizeibehörden. Nicht minder 
ungeeignet ist es, die Verhaftung des Verbre- 
chers deshalb, weil er auf frischer That betreten 
wurde, zu erleichtern, denn die Evidenz des 
Verbrechens ist an sich kein Verhaftgrund, und 
wenn ein besonderer Verhaftgrund zur frischen 
That hinzutntt, dann ist er es, und wieder nicht 
die frische That, welche die Festnehmung des 
Verbrechers motivirt. Alles, was sich bestim- 
men lässt, was sich aber schon von selbst ver- 
steht, Ist die Vorschrift, dass jeder Privatmann 



den auf irische That Betretenen festnehmen 
dürfe. 23. 

8. Exterrittriale. (Preuss. Recht). 

Konsubi sind im Allgemeinen der Gerichts- 
barkeit des Staates, in welchem sie ihren Auf- 
enthalt haben, nicht entzogen. Der f. 252 der 
Kriminal -Ordnung erkennt nur den in persön- 
lichen Diensten auswärtiger Gesandten stehenden 
Personen, nicht aber solchen, welche nur in 
geschäftlichen Beziehungen zu Gesandschaften 
stehen, die Befreiung von dem inländischen 
Gerichtsstande zu. 

Der Einwand, ein Konsul habe eine inkri- 
minirte Handlung nur im Namen und in Aus- 
fiihrung der Befehle seiner Regierung vorge- 
nommen, kann keine Inkompetenz des inländischen 
Gerichts begründen, sondern nur eine vor diesem 
geltend zu machende Vertheidigung zur Sache 
selbst darstellen. (Erk. des 0. Trib. zu Berlin. 
Just Min. Bl. 1855. S. 320.) 18. 

Beweislast. 

9. Ueber Beweislast und Präsumtionea im 
Preussischen Strafverfahren. Vom Herrn Staats- 
anwalt Dr. Küssner zu Bartenstein. (Goltdam- 
mer's Archiv f. preuss. Slrafrecht. Bd. III. S.32fg.). 

Allerdings habe der Richter von Amtswegen 
die Pflicht die Wahrheit zu erforschen und alle 
wesentlichen Umstände, gleichviel, ob sie für 
oder gegen den Angeklagten sprechen, zu er- 
örtern. Allein dessenungeachtet behalte die 
Frage wegen der Beweislast ihre Bedeutung. 
Wenn der Richter jener Pflicht Genüge eethan, 
wenn er die Mittel zur Erforschung der Wahr- 
heit erschöpft hat, und gleichwohl irgend eine 
Behauptung beweislos geblieben ist, dann fragt 
es sich, wem dieser Mangel nachtheilig sei. Die 
Bestimmungen der Criminalordnung seien durch 
die Emancipation der Richter von der gesetz- 
lichen Beweistheorie nicht aufgehoben, da hier- 
durch wohl die positiven Regeln über die Wirkung 
der Beweise, nicht aber über die Beweislast 
aufgehoben worden. Auch sei die Einführung 
der Anklageform in den Untersuchungsprocess 
hierauf ohne Einfluss. Im Allgemeinen müsse 
der StA. für den Belastungsbeweis sorgen, wäh- 
rend fiir den Entlastungsbeweis, wenn audi nicht 
ausschliesslich, so doch vorzugsweise der An- 
geklagte sorgen müsse. Im Fortffange d^ Er- 
örterung entscheidet sich der Verr. dahin, dass 
die Kenntniss des Angeklagten von einem ffe~ 
wissen Umstände nur da gegen ihn besonders 
bewiesen werden müsse, wo das Gesetz sie 
ausdrücklich in die Begrifisbestimmung des Ver-^ 
brechens aufgenommen habe, so bei der Begün- 
stigung, dem Meineide, der Bigamie etc. Dage- 
gen sei sie z. B. nicht in den Begriff des Incests 
und des Ehebruchs aufgenommen worden; und 
mit Recht; denn die Natur beider Verhältnisse 
bringe es mit sich^ dass sie den BethdUgten 
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nicht fll^Iieh imbduuint bleiben können« Des- 
halb bedürfe es auch diesen gegenüber nicht des 
Beweises, dass sie von dem obwaltenden Ver- 
hältnisse Kenntniss gehabt haben; vielmehr sei 
von diesen das Gegentheii zu beweisen. Ebenso 
bei der Hehlerei bei einem objectiv quaUficirten 
Diebstahle. Dagegen sei die Anklage wegen 
Unterlassung dner gesetzlich gebotenen 
Handlung, gleichwohl ob sie an sich den Be- 
griff einer strafbaren Handlung darstelle (Unter- 
lassungsverbrechen) , oder in Verbindung mit 
andern Umstände zum Thatbestand gehöre (z. B. 
Kiadesmord durch Unterlassung) durch Beweis- 
antretung zu begründen. Auch Negativen, z. B. 
die Erregung eines Irrtbums durch Vorbringen 
bischer Thatsachen bei dem Betrüge, seien von 
d^ Anklage zu beweisen, sobald sie zum That- 
bestande gehören. Bei dem Entlastungsbeweise 
seien processhindemde Einreden, — Ausstel- 
lungen gegen die Glaubwürdigkeit von Beweis- 
mitteln, — Thatsachen, durch welche die Con- 
* clusionen der Anklage widerlegt werden sollen, — 
StraTausschliessungs- oder Strafmilderungsgründe 
— von dem Angeklagten zu beweisen. — Was 
nun die früheren gesetzlicheu indicien an- 
IffiQge, so habe man sie, als unvereinbar mit 
dem n^ien Strafverfahren beseitigt, obgleich 
dies durch lelztres (wie auch das engUsche 
Recht zeige) nicht nothwendig geboten gewesen 
sei. Die Präsumtionen seien vielmehr dem Straf- 
rechte unentbehrlich, wie man z. B. schon die 
Anwendung der Strafgesetze nicht rechtfertigen 
könne, wenn man nicht voraussetzte, dass die- 
selben jedem Uebertreter bekannt seien und das 
Strafprocessrecht dergleichen Vermuthungen bei 
der Pnge über Admission und Glaubwürdigkeit 
von Bewdsmittehi kenne. 25. 

lt. Zw Frage tber üe Beweislast im Straf- 
prveesse. (Goltdammer's Archiv. Bd. III. S. 49 fg.). 

Diese Abhandlung schliesst sich unmittel- 
bar an cUe vorstehend referirte Abhandlung 
an, zu deren Berichtigung sie bestimmt ist. Es 
wird hervorgehoben, dass der dolus — das 
Wissen und das Wollen — auch zum That- 
bestande gehöre und die That allein, in ihrer 
objectiven Erscheinung, nicht ausreiche. Der 
Angekiagle, welcher den dolus läugne, läugne 
das Moment, welches die Strafbarkeit erhöht 
und bildet. Die Sache werde sich jedoch in 
der Praxis häufig so gestalten, dass durch die 
concrete Sachlage das Laugnen des Angeschul- 
digten widerlegt werde. Nur die Appellation 
nehme, gegenüber der thatsächlichen Feststellung 
der ers^n Instanz, mehr den Character einer 
besondem Durchführung des Entlastungsbeweises 
an. Bei an sich klarer Sachlage werde aller- 
dings der Angeklagte die besondem, exculpi- 
roiden Momente dm*zulhun haben und die An- 
klage berechtigt sein, das Anführen und den 
Beweis derselben durch den Angeklagten zu 
erwarten^ nicht aber etwa zum Beweise der 
Jahib. t Raehts^Rdss. 1856. 



Abwesenheit aller solcher Momente — der ge- 
radezu unmögUch wäre — verpSichtet werden 
können. Auf dieser Erwägung beruhten auch 
die sogen, praesumtiones doU et imputabilitaUs. 
Man habe sie als feststehende Präsumtionen ge- 
genwärtig in der Theorie aufgegeben. Allein 
sie zeigten sich doch in einzelnen Vorschriflea, 
insbes. für gewisse schwere Folgen der Hand- 
lung, und in der mit einem gewissen Alter 
angenommenen Zurechenbarkeit. Das preuss. 
Gesetzbuch gehe soweit, in %. 44 (wie die Ent- 
stehungsgesdiichte desselben zeige) den Be- 
weis der Nichtkenntniss derjenigen strafbaren 
Momente, welche in der Person des Thäiers oder 
des Verletzten liegen, von dem Angeklagten zu 
fordern. Dies sei insbesondere praktisch ge- 
worden bei den Untersuchungen wegen Unzucht 
mit Personen unter 14 Jahren O9 indem man 
hier die Unkenntniss des Alters der gemiss- 
biauchten Person als einen von dem Angeklag- 
ten anzulührenden und zu beweisenden Straf- 
ausschliessungsgrund behandelt, nicht den Beweis 
der Kenntniss als Theil 'des Belastungsbeweises 
angesehen habe. Es ist daher von dem Ob. Trib. 
zu BerUn mit Beziehung darauf, dass das Gesetz 
die Wissenschaft des Ihäters nicht ausdrückUch 
in der Begrlifsbestimmung erwähne, entschieden 
worden, dass, eintretenden Falls, eine besondre 
Frage dahin an die Creschwornen gerichtet werde: 
Ist dem Angeklagten das Alter der N. N. unter 
14 Jahren unt>ekannt gewesen? 2ö. 

li. Entscheidet (ür den Character des Ver- 
brechens das Vorhandensein des dasselbe aus- 
zeichnenden Verhältnisses oder muss der Thäter 
sich eines solchen auch bewusst gewesen sein? — 
Vom OARath Dr. Schwarze zu Dresden. 
(Thüringer Bl. f. Rechtspft. 1865. S.211). 

Diese Abhandlung 3) beschäftigt sich gleich- 
falls zunächst mit der Frage, ob derjenige, wel- 
cher mit einem noch nicht vierzehn Jahre alten 
Mädchen Unzucht getrieben, seine Behauptung, 
dass er das Mädchen für älter als vierzehn Jahre 
gehalten habe, zu beweisen verpflichtet oder 
aber ob die Kennlnisa des jüngeren Alters ein 
Theil des gegen den Angeschuldigten zu füh- 
renden Belastungsbeweises sei? — Der Verf. 
entscheidet sich iür das Letztre, indem nur mit 
dem Beweise des Wissens und des Wollens der 
Thalbestand des Verbrechens erfüllt, ohne diesen 
aber der letztre gegenslandlos werde. In der 
K. Sachs. Spruchpraxis sei dies auch angenom- 
men, jedoch der Zweifel dadurch beseitigt wor- 
den, dass, der concreten Sachlage nach, 
der Thäter entweder über die Jugend des Kinds 
nicht zweifeln können, oder ganz gleichgiltig, 
ob es unter oder über 14 Jahre alt sei, grade 
an dem betreffenden Mädchen seine sinnliche 



1) Vergl bes. Gerlchlssaal 1854. D. S. 11%. 

2) Ver^. die beiden vorstehenden Nummenit 

11 
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Begierde befriedigen wollen. Im Astern Falle 
9ei nicht eine praesumtio doli, sondern der 
Beweis aus der Sachlage selbst in Frage^ — 
im letztem Falle werde der Beweis durch die 
Zurechnung zum dolus indirectus geliefert, dessen 
Aushilfe man mit Unrecht hier getadelt habe. 
In beiden Fällen bleibe der Satz, dass die Kennt- 
niss zu beweisen sei, unberührt, im letztem 
Falle könne der Angeklagte nicht sagen, dass 
er bei der Kenntniss das Mädchen unberührt 
gelassen haben würde. Eine andre Frage sei 
es, wenn das Gesetz bei einzelnen Verbrechen 
bei dem Eintritte besonders schwerer Folgen 
des Verbrechens eine erhöhte Strafe androhe, 
wie z. B. wenn ein Mensch bei dem Raube, 
der Brandstiftung etc. das Leben verloren habe. 
Hier werde der Thatbestand des Verbrechens 
selbst von dem Eintritte des schwereren Erfolgs 
nicht berührt, welchen das Gesetz als einen 
Straferhöhungsgrund betrachte. Hier sei 
es gleich, ob der Thäter die Folge als wahr- 
scheinlich voraussehen , können oder nicht. Er 
habe sich in Ausführung eines strafbaren Unter* 
nehmens befunden, dessen Folgen er, nach dem 
VITillen des Gesetzes, durch eine erhöhte Strafe 
auch dann bUssen müsse, wenn er sie nicht 
vorhergesehen habe, wie er denn oft im Voraus 
nicht l^stimmen könne, wie weit die Verletzung 

fehen werde. Dies gelte auch bei mehreren 
heilnehmern, welche solidarisch für solche 
Folgen der That einstehen müssten, auch wenn 
einzelne bei dem Theile der verbrecherischen 
Handlung, aus welchem speciell der schwerere 
Erfolg hervorgegangen sei, nicht mitgewirkt 
hätten. Dieser Satz ist in der K. Sachs. Spmch- 
praxis in einem Falle angewandt worden, als 
oei einem Raube nur einer der Räuber die Über- 
fallene Person wehrlos gemacht und sie dabei 
getödtet hatte. 20. 

GiTilrechtti^ Vorfragen. 

12. Ueber die Behandlung civilrechtUcher 
Vorfragen im Criminalprocesse. Vom R. Anw. 
Dr. Küssner zu Bartenstein. (Goltdammer, 
Archiv Bd. in. S. 516 fg.) i). 

Nach einigen einleitenden Bemerkungen über 
die einschlagenden Bestimmungen des Rom. 
Rechts gedenkt der Verf., dass die Entscheidung 
über Civilpunkte dem Strafrichter in zwei Fällen 
durch ausdrückUche gesetzliche Bestimmung ent- 
zogen worden 1), bei Fragen über den Civil- 
stand und b^ Forst- und Fisch - Vergehen be- 
züglich der Einrede des Angeklagten, dass er 
Eigenthümer des Grund und Bodens oder zu 
Folge eines Realrechts zu der ihm zur Last 
gelegten Handlung berechtigt gewesen sei. An 
diese Bestimmungen hat sich eine controvers^- 
reiche Jurisprudenz angeschloss^, welche deren 
analoge Anwendung auf ähnliche Fälle zum Ge- 



1) VergL diese Jahrb« Bd. L ß. 57 t 277* 



genstande hat. Die gewöhnliche Ansicht unter- 
sdieidet solche civifarechtliche Thatsachen, welche 
die Stran>ariceit bedingen, der strafbaren Hand- 
lung aber voraussehen, und solche, welche 
die strafbare Handlung selbst constituiren 
oder doch mit derselben in unmittelbarem 
und unzertrennlichem Zusammenhange stdien; 
über jene soll der Civilrichter , über diese der 
Strafrichter entscheiden. — Der Verf. stellt die 
Resultate seiner Erörterungen, sdbst in folgen- 
den Sätzen zusammen: 1) Die vor der That 
ergangenen Civilurtheile iUi>er Rechtsverhältnisse 
zwiscmn dem angeblich Verletzten und dem 
Beschuldigten und über den Personenstand des 
Beschuldigten binden den Criminalrichter, sofern 
nicht der Beweis geführt wird, dass sie in frau- 
dem legis erschlichen ^ seien. — 2) Werden 
Rechtsverhältnisse dieser Art im Laufe der 
Untersuchung streitig, so hat der Richter auf 
den Antrag der Staatsanwaltschaft oder des 
Angekläfften einen Beschluss darüber zu bssen, 
ob die Untersuchung bis zur Entscheidung üba- 
den Qvilpunkt auszusetzen sei. Der Beschluss 
ist zu motiviren, damit der Richter in der höhe- 
ren Instanz prüfen kann, ob das Recht d^ Ver- 
theidlgung unzulässiger Welse beschränkt worden 
sei. 3) Die Aussetzung der Untersuchung findet 
namentlich bei Verbredien gegen das Efgenthum 
Statt, wenn der Beschuldig entweder das Ei- 
genthum selbst in Ansprach nimmt oder ein 
ihm zustehendes. Recht zu der That behauptet 
und hierüber in thatsächlicher oder rechüidier 
Beziehung Bedenken obwalten. 4) Muss jedoch 
der Verletzte die Stelle des Klägers üb^nehm^, 
so ist die Untersuchung nur (kinn auszusetzen, 
wenn entweder derselbe freiwillig zur Anstellung 
der Klage bereit ist oder von dem Beschuldigten 
durch (ue Diffamations- oder Provocationsklage 
hierzu gezwungen wird. 5) Wenn aber der 
Beschuldigte die Rolle des Klägers Übernehmen 
muss, so ist er aufzufordern, binnen einer be- 
sUmmten Frist die Anstellung der Klage nach- 
zuweisen. Unteriässt er die Anstellung oder 
ordnungsmässige Betreibang dar Klage, so wird 
er mit dem behaupteten Rechte oder Einwände 
im Strafverfahren nicht weller gehört, da ihm 
Gelegenheit geboten war, sein Recht ki dem 
geordneten Wege geltend zu machen. 6) In 
betreff der bindenden Kraft der demnächst er^ 
gdienden Civilurtheile gilt dasselbe wie adl. 26. 

Prljvdiz des Grimlaalvtheis. 

13. Ist der Civihrichter an den Ausspruch 
des Criminakichters gebunden und umgekehrt? 
Zweiter Beitrag vom HGR. Dr. Zimmermann 
zu Giessen. (Zeitschrift f. Civilr. und Fr. N. F. 
Bd. XII. S. 217 f. 1), 

Indem der Vm-f. auf die neueren Abhandfam* 
gen von Schäffinr und Schwarze ^) Bezog nimmt, 

1) Xerf^. Bd. I. S. 57 1 

2) Vorgl. Ciim. Archiv 1852 8.3691: 
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basrfliKlet «r von Meuam dm Sau, dass Art. 
198 d^ C. C. C^ nur so zu verstehen sei, dass 
der SUrafriebter voo intswegcfi überall da, wo 
einem Beschädigten die Rücligabe der entzo- 
genen Sachen oder deren Ersatz nach den 
Gesetzen zukommt, dieses anhangsweise in sei- 
nem verurtheilenden Strarerkenntnisse ausspre- 
cbeH solle. Die gemeinrechtliche Praxis bestätige 
diese Auffassung. Ganz das NämUche habe nach 
Art 90 der G. C. G. bei freisprechenden Er- 
kenntnissen gegolten. Der Gesetzgeber sei hier- 
bei nothwendig von der Voraussetzung ausge- 
gangen, dass der Ifebenpunkt nicht verschieden 
von dem Hauptpunkt beurtheilt werde und dass 
mithin da, wo der Stratrichter nicht auch über 
den Nebeapunkt entscheide, doch bei der Ver- 
handlung des letzteren die bereits entschiedene 
Hauptfrage nicht nochmals untersucht und ver- 
handelt werden dürfe. In anderen Beziehungen 
habe auch schon längst die deutsche Praxis das 
Urtheil des Griminalrichters als massgebend ftlr 
den Civilrichter anerkannt, ohne dass eine noch- 
malige Verhandlung und Feststellung der be- 
treffenden Thatsachen zugelassen worden (z. B. 
(he Eidesunfähigkeit des Meineidigen, — Ehe- 
scheidung wegen gewisser Verbrechen, — der 
bestrafte Fälsdier kann die gefälschte Urkunde 
nicht im Civilprocesse gebrauchen, — und der 
Münzfälscher, welcher wegen Zahlung mit ge^ 
fälschten Münzen bestraft wurde, auf diese Zah- 
lung sieb nicht beriefen.) — Bei dem Adhäsions- 
processe sei gleichfalls nur der Strafprocess 
anwendbar, weil der Strafrichter allein compe- 
tent ist, die Thatsachen festzustellen, welche 
den Tbatbestand des Verbrechens bilden und auf 
welchen zugleich nebenbei nach dem Civilgesetze 
die Verbindlichkeit zum Schadensersätze beruht. 
Der Givilrichter sei überhaupt zur Entscheidung 
über das Vorhandensein eines Verbrechens nicIU 
JEOStändig. Auch mit der Einführung des neuen 
Verfahrens sei selbst da, wo der Adhäsionspro- 
cesi nicht nachgelassen worden, an dem Satze 
nichts geändert worden, dass der Ausspruch des 
Strafrid^rs überall im Slaate anzuerkennen sei 
and der Civilrichter nur die civilrechtlichen Fol^ 
gen der im Strafprocess feslgestellten Thatsachen 
auszusprechen habe« Es fmae offenbar nur eine 
Spaltung der Personen des Richters statt, ohne 
die Sache selbst auseinander zu reissen und an- 
zunehmen, der Civilrichter könne zu einem ^ von 
der Hauptsache ganz verschiedenen Resultate ge- 
langen. In diesem Sinne hätten sich auch, der 
Hauptsache nach, die neuen deutschen Strafpro- 
eessgesetze ausgesprochen. Dieser Satz, dass 
der Civilrichter in der hier fraglichen Richtung 
an den Ausspruch des Griminalrichters gebunden 
sei, müsse nun auch für die freisprechen- 
den Erkenntnisse gelten. Die nochmalige Ver- 
folgung im Civilprocesse gegen einen im Straf- 
processe Freigesprochenen sei offanbar unzulässig 
und nihre zu eigentbümlichen Collisionen betreff 
der Beweismittel, obschon die dintschen Gesetze 
dieM Verfolgung zuUessen« Hiernächst werde 



von denselben anerkannt, dass der Strairichter 
durch keine Entscheidung des Civilrichters in 
der freien Beurtheilung der Sache gehindert sei. 
Unter 14 Nummern stellt nun der Verf. schliess- 
lich die Hauptgrundsätze der hier erörterten 
Lehre zusammen. 22. 

14. Ist der Clvibichter an den Ausspruch 
des Griminalrichters gebunden und umgekehrt? — 
VomOGR. Büff zuCasseL (Heusers Annalen 
Bd. H. S.400f.) 

Der Verf. findet im Römischen Rechte fol- 
gende Sätze: Insofern der Criminalrechtsweg 
und der Civiirechtsweg nur ein und dasselbe 
Ziel haben (vindicta durch öffentliche oder Pri- 
vatslrafe) schliesst die Betretung des einen Wegs 
die des andern aus. Wo dies aber nicht der 
Fall ist, bindet die Entscheidung der Civilsache 
den Cnminalrichter nicht und kann daher nicht 
die Aussetzung jener verlangt werden, bis die- 
ser gesprochen habe. Ob umgekehrt auch der 
Ausspruch des Griminalrichters nicht bindend fiir 
die Entscheidung in der Civilsache sei, darüber 
wird gar nichts gesagt. Der Verf. selbst stellt 
nun folgende Sätze auf: Die formelle Kraft der 
res judicata im Civilprocesse ist die des Con- 
tra cts. Beide Theile haben so gewollt; der 
Richter hat nur ihren Willen ausgesprochen. 
Sie müssen darum ihren Willen auch gelten 
lassen und dürfen ihn nicht zurücknehmen. Er 
hat jedoch ebendeshalb auch keine verbindliche 
Kraft für den Griminalrichter, denn dieser ist 
nicht Contrahent. Die formelle Kraft der res 
judicata im Stralprocesse ist die des Gesetzes. 
Das Urtheil spricht den Willen des Gesetzgebers 
in Anwendung auf einen einzelnen concreten 
Fall aus. Es sei daher beweisend iiirAlle. Die 
Thatsache wird in der Masse als wahr 
angenommen, wie sie das Erkenntniss 
ausspricht, selbst wenn es in einem Contu- 
macialverfahren erlassen worden ist. Es ist das 
Erkenntniss des Strafrichters gleichsam ein Theii 
des öffenüichen Rechts. 24. 

15. Ist ein Criminalurtheil auch für den 
Civilrichter massgebend? 

Das OAG. zu Darmstadt hat diese Frage in 
einem Falle, wo die Brandversicherungscasse 
gegen den verurheilten Brandstifter Schadenklage 
erhoben hatte, so wie in einem Falle, wo der 
Verwundete Schädenklage gegen den wegen der 
Verletzung Bestraften erhoben hatte, verneint 
(Elvers, Archiv f. praktRW. Bd.IU. S. 152 f.) 

28. 

1€. Die Verhandlungen eines Criminalpro- 
cesses sind in einem Civilprocesse zwar nicht 
als vollgiltige Beweismittel zu brauchen; sie 
dienen aoer als Beweisgründe zur Herstellung 
eines künstlichen Beweises. (OAG. zu Wolfenb. — 
Braunschw. Zdtschr. 1856 S. 57). 20. 

11 ♦ 
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17. Von der Geltendmachung der durch eine 
filrafbare Handlung begründeten privatrechtUchen 
Ansprüche des Verletzten. Vom GR. und Prof. 
Dr. Ab egg in Breslau. (Goltdammers Archiv 
Bd. m. S. 577 f.) 

Es könne entweder 1., in unmittelbarer Verbin- 
dung mit derCriminaiuntersuchung und als Gegen- 
stand amtlicher Sorge des Gerichts zugleich 
der Civilpunkt erörtert, das Recht des Verletzten auf 
Ersatz (im weitem Sinne), sowie die Pflicht des in 
beider Beziehung Schuldigen festgestellt und das 
Ergebniss zur Ueltüng gebracht werden, oder 
2., es wird dem Verletzten gestattet, sich der 
strafrechtlichen Verfolgung anzuschliessen , an 
einem mit dem Criminalverfahren verbundenen bür- 
gerlichen Rechtsverfahren sich zu betheiligen und 
so sein Recht im Wege des sog. Adhäsion s- 
processes geltend zu machen, oder endUch 
3., die Verfolgung des aus dem Delicle entstan- 
denen Anspruchs geschieht in einem eigenen 
Verfahren vor dem zuständigen Civilgerichte, 
indem entweder der Verletzte ihn vorzieht oder 
überhaupt freiwillig wählt oder das Strafgericht 
zum besondern Processe verweist, weil entwe- 
der dieses durch die Beschaffenheit des An- 
spruchs nach Lage der Sache oder durch die 
Vorschriften über das Strafverfahren geboten ist. 
Der Verf. gibt hierauf eine üebersicht der ein- 
schlagenden Bestimmungen des Römischen Rechts 
und der CaroUna , sowie der Preussischen Cri- 
minalordnung. Nach der letzleren sei anzuneh- 
men, dass in all^n Fällen, wo sich die Möglich^ 
köit ergiebt, den Rechtsanspruch des Verletzten, 
ohne ein weitläufiges Verfahren, festzustellen 
and wo der Ersatz bewirkt werden kann, der 
Strafrichter dieses zum Gegenstande seiner amt^ 
liehen Thätigkeit zu machen habe. Ein beson- 
deres Verfahren für die Ersatzpflicht sei , da der 
W^erth der Sache und überhaupt die Grösse des 
Schadens auch für Bemessung der Criminalstrafe 
nöthig sei, nicht erforderlich. Es werde alter- 
dings ein Antrag auf Ersatz d.h. eine Berufung auf 
die Verpflichtung des Strafrichters erwartet wer- 
den, andrerseits sei dem Richter gestattet ^ we- 
gen Weitläufligkeit der Sache den Anspruch an 
das Civilgericht zu verweisen, und dem Be- 
schädigten unverwehrt, ordentliche Klage bei 
dem Civilgerichte zu erheben. Dieser auf die 
Gesetzgebung gegründeten Theorie entspreche 

i'edoch die Praxis nicht durchgängig und es 
[Ommo ein sogen. Adhäsionsprocess, wie ihn 
das gemeine Recht kenne, in Preussen weder 
unter diesem Namen, noch auch der Sache nach 
vor, abgesehen von der unmittelbaren Rückgabe 
der gestohlenen Sachen an den Eigenthümer. 
Auch gegenwärtig kenne die Preussische Straf- 
processgesetzgebung den Adhäsionsprocess nicht. 
Es werde zwar im Civilprocesse von den Er- 
gebnissen des Strafverfahrens Gebrauch gemacht 
und insbes. von dem Kläger der Beweis, der im 
letzteren hergestellt ist, benutzt werden können 



Aber eine unbedingte Geltung de^^reifcari tlMse 
sich auch nicht abnehmen. Der Verfasser findet 
überhaupt eine Vermischung beider Verfehren 
bedenklich und referirt hierbei über die Gesetz-^ 
gebung und Praxis in anderen Ländern Deutsch- 
lands. 126. 

{8. Sobald bei dem Schlüsse einer Olmi- 
naluntersuchung ein genügender Beweis über 
diejenigen faclischen Verhättnisse, wodurch eine 
Verpflichtung des Angeschuldigten zum Schaden- 
ersätze an sich begründet wird, in den A(^n 
vorliegt, ist von dem Criminalgerichte selbgt 
über diese Schädenansprüche zu erkennen und 
der Civiladhärent damit nicht an die Civitgeriobte 
zu verweisen. (Erk. des OAG. in Lübeck in 
Frankf. Rechtss. [F. Sauerländer] I., 1. S. 79.) 

9. 

19. Heber die sogenannte CoUagioiisliaft , nach 
gem. und Insbesondere Kurhessischem Rechte. 
Von Dr. Kompe zu Marburg. (Gerichtssaal. 
1855. Bd. U. S. 124 f.) 

Der Verf. bespricht smvörderst die Vorschrift 
der Carolina Art. 11, aus welcher sich die Col- 
lusionshaft nicht rechtfertigen lasse, und die 
Ansichten der Rechtslehrer. Er findet in der 
Furcht vor Collusionen kdne Rechtfertigung der 
Haft, da die etwaige Ueberelnstimmung der 
Aussagen des Angeschuldigten und der ^ugen 
noch nicht unbedingt den Richter von ihrer 
W^ahrheit überzeugen würde. Auch sei keine 
Gewissheit vorhanden, dass die Freiheit zu GoK- 
lusionen benutzt werden würde und blosse Ver- 
muthungen reichten zur Rechtfertigung einer 96 
harien Massregel gegen den Angeklagten nirhl 
hin, zumal sie ganz Unschuldige treron könne. 
Auch wisse man ja zur Zeit der Verhaftung noch 
gar nicht, ob nicht der Beweis durch Urlninden, 
selbst Geständniss gefthrt werden wirde und 
man daher auf Zeugen nicht zu recurriren brauehe. 
Nicht minder müsse man doch auch dem Eide 
der Zeugen vertrauen. Es lasse dich ferner 
nicht behaupten: dfess durch die Verhaftung^ dfe 
Beseitigung der Spuren der That verhindert 
werde. Verf. stellt schliesslich die Bestimmungen 
des churhessischen Rechts zusammen. Die da- 
Bigen Gerichte erachteten die Collusioni^haft für 
zulässig. 25. 

20. T^rvolktändigug der Datersiiehug in bt- 
klageverfaJireA. 

Wenn nach Art. 319 des Str. Proc. Ges. vom 
10. November 1848 die Aburtheilung ausgesetzt, 
und die Sache zu weiterer Aufklärung an den 
Untersuchungsrichter zurückverwiesen worden ist, 
kann dieselbe nach Bewerkstelligung der ange- 
ordneten Erhebungen nicht in die geheime Sitzung 
des Kreis- und Stadtgerichtes zur Beschlu^s- 
fassung nach Art. 49 gebracht , sondern ntir 
durch Aburtheilung in öuentllcber Sitzung erie^ 
digt werden. OAG. zu München. Bayer. Zeitsdir. 
für Gesetzg. Bd. 11. S. 145. ^ 22. 
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2i. TcrwttimgMrkMifaiM. 

Die Anklagekammer ^rürde exc^s de pouvoir 
^ehen, wenn sie erkennen wollte, ob der 
Beweis der Schuld als, erbracht anzusehen sei; 
sie hat nur darüber zu erkennen, ob hinreichende 
Belastungsmittel vorliegen. (Erk. d. Cass. Hofs 
in Darmstadt, in Emmeriing Sammlung, J. 1854, 
S. 167.) 11. 

Zeigenliste. 

22. Sind dem Angeklagten die auf Veran- 
lassung der Staatsanwaltschau vorgeladenen Zeu- 
gen einmal bekannt gemacht, so bedarf es einer 
abermaligen Bekanntmachung nickt, sollte auch 
die Sache Im angesetzten Termin nicht verhan- 
delt, sondern bis zu einer späteren Sitzungs- 
periode des Schwurgerichtshofes ausgesetzt wor- 
den sein. Entseh. des. 0. Tnb. zu Berlin. Ju- 
stiz Hin. Bl. 1856. S. 152. 18. 

23. Bei einer gegen mehrere Angekläffte 
gerichteten Anklage ist, wenn auf Antrag des 
einen oder des anderen derselben nach Art. 129 
des Str. Proc. Ger, vom 10. November 1848 
weitere Zeugen auf die Zeucenliste gesetzt wer- 
den, hievon auch den anderen Mitangeklagten 
Nachricht zu geben. OAG. zu Hünchen. Zeitschr. 
fiir GeseUg. in Bayern, Bd. II. S. 142. 22. 

24. Wenn vom Strafgerichte nach Art. 319 
des SVr. Proc. Ges. vom. 10. November 1848 
die Vernehmung anderer Zeugen in einer spä- 
teren Sitzung verfügt worden ist, kann auch 
vom Staatsanwälte und von dem Angeschuklig- 
(en die Ladung anderer, bisher noch nicht ver- 
nommener Zeugen beantragt werden. Die ge- 
mäss Art. 319 geladenen Zeugen sind nicht nach 
Art. 141 , sondern eidlich zu vernehmen. OAG. 
zu Hünchen. Bayer. Zeitschr. f. Gesetzg, Bdll. 
S.201. 22. 

25. Verticht auf die TorladiagsfHst. 

Der Verzicht auf die bestimmte Vorladungs- 
frist kann auch thatsächlich dadurch stattfinden, 
dass der Angeklagte sich ohne allen Widerspruch 
auf die mündliche Verhandlung eingelassen und 
während derselben aus der Verkürzung der Frist 
einen Einwand nicht abgeleitet hat. 0. Trib. zu 
Berlin. Goltdammers Archiv, Bd. 111. S. 241. 25. 

GMtuuuJalferfahreB. 

2€. lieber das Contumadalverfahren im Straf- 
processe. Von Hofgerichtsrath Gerau in Darm- 
sladL (Arch. d. Crim. Rechts , N. F. 1855, IV. 
S. 555 ff.) 

Nach einer gedrängten Darstellung der An- 
ordnungen ' der verscUedenen Gesetegebungen 
behandelt der Verf. I. die Voraussetzungen flir 
Einleitung des Contumacialverfahrens (dasselbe 
solle nur dann eingeleitet werden können, wo 
der Beschuldigte entweder der ihm bekannt ge- 



wordenen Vorladung nicht Folge leistet oder wo 
er unter solchen Umständen entweicht, dass er 
eine Vorladung mit Wahrscheinlichkeit erwarten 
musste, also seihst die Unm(>glichkeit der Ver*-* 
kündigung der Vorladung verschuldete, wo also 
die Annahme gerechtfertigt ist, dass er sich 
durch absichtliche Entfernung der Untersuchung 
habe entziehen wollen), II. (Be Form und den 
Umfang des Verfahrens (am richtigsten ist das 
System, nach welchem im Falle der Abwesen- 
heit des der That Verdächtigen die Feststellung 
des Thalbeslandes, sowie &e Ermittelung und 
Aufnahme der Belastungs- und Entlastungsbe- 
weise ganz nach den bestehenden Vorsduinen 
vorgenommen wird, dann bei dringendem Ver- 
dacht der Thäterschaft mit Beschlagnahme des 
Vermögens, öffentlicher Vorladung, beziehentlich 
Erlassung von Steckbriefen vorgegangen wird), 
Ilt. den Erfolg des Contumacialverfahrens (im 
Falle der Rückkehr des Contumaciaten Ist münd- 
liche Vernehmung und auch schon bei theilwei- 
sem Läugnen Wiederholimg der Hauptverhand* 
lung wenigstens theilweise nothwendig. Ent- 
sprechend diesem sind die Grundsätze des Ent- 
wurfs der Sachs. Str. Proc. Ordnung.) 9. 

27. Ueber das Contumadalverfahren 
vor den Criminal- und Schwurgerichten, nach 
Kurhess. Rechte. Von Ass. Heydenreich zu 
Frislar. (Heuser, Annalen Bd. U. S. 453). 24. 

28. DntersielmBgsrickter— Mitglied des Schwur- 
gerichtshofs. 

Das O.Tribunal zu Berlin hat ausgesprochen, 
dass, bei dem Hangel eines ausdrücklichen Ver- 
bots des Gesetzes, der Untersuchungsrichter nicht 
behindert sei, als Mitglied des Schwurgerichts- 
hofs zu fungiren. (Goltdammer, Archiv Bd.UI. 
S. 665 f.) 25- 

Geschworaeoferidit. 

29. Der Kaaipf iwiseheii Schwirgeriekten «ad 
stäiidiren fierichteu ud VarscUag m eiier AnssOh- 
aniif beider Systenc. Von Th. Hilgard d. Aelt. 
(Arch. d. Cr. R. N. F. 1855. II. 216 ff. HI. 
340 ff). 

Der Verf. stellt — nach eingehender Erwä- 
gung der für und wider die Schwurgerichte 
sprechenden Gründe — folgenden Vorschag auf: 
%. 1. „Künftig sollen, nach geschlossener Ver- 
handlung vor dem Schwurgerichte, sowohl das 
Schwurgericht als der Gaichtshof — letzterer 
wenigstens aus fünf Richtern bestehend — gleich- 
zeitig, aber völlig abgesondert und unabhängig 
voneinander, über Schuld oder Nichkschuld 
berathen und entsdieiden. Auch der Gerichts- 
hof urlheilt dabei nach freier Ueberzeugung, 
ohne gesetzliche Beweisregeln und ohne Angabe 
von Ueberzeugungsgründen. Beide Aussprüche 
erfordern, um auf schuldig zu erkennen, wenig- 
stens zwei Drittbeile der Stimmen, und tue 
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StHnmenmehrheit isl bei jedem Ansspriicli «lu^ schaß, die dann eben dtrlH besteht^ duss seine 
drücklich anzugeben. S* 2. Ist der Ausspruch Entscheidung, mitteis seiner Obliegenheit 
des Gerichtshofs von dem des Schwurgerichts zu entscheiden, dem Slreite als das Mittel seiner 
yerschieden, so gilt stets der mildere Aus- Auflösung einverleibt sei, und zwar von dem 
Spruch. $. 3. Der Ausspruch des Schwurse- Augenblicke an, wo er die Klage oder Anklage 
richts ist in allen Fällen zu^^t zu rerkünden. als begründete angenommen hat Die erstere 
Lautet er auf nicht schuldig, so ist die Ent- Auffassung sei dem heutigen Verfahren fremd, 
Scheidung des Gerichtshofes nicht zu verkünden, dagegen ebendeshalb einem hiervon verschie*' 
und der Präsident hat den Angeklagten sofort denen Verfahren entsprechend. Der Richter könne 
freizusprechen. %. 4. Lautet der Ausspruch ein parteilicher Träger der Anklage werden, — 
des Schwurgerichts auf schuldig, so soll der ein Fall, in dem man das Verfahren als ein in- 
Präsident sofort und ohne dass der Gerichtshof quisitorisches bezeichnet. Allein in Jener Ge- 
von Neuem berathen darf, den Ausspruch des staltung des Verfahrens, (Ue dem Achter äie 
Gerichtshofs verkünden. Lautet der letztere Function des Urtheilens und jene unparteiische 
auf nicht schuldig, so ist der Angeklagte Trägerschaft der Anklage entzieht, könne dennoch 
"sofort freizusprechen. Lautet er gleichfalls auf zwischen der Anschuldigung und dem Urtheile^ 
schuldig und stimmt er in allen Punkten mit dem Verfahren derjenige Character bewahrt wer- 
dem des Schwurgerichts überein, so sind beide den, den man als den des Anklagererfahrens 
Aussprüche dem Strafurtheil zum Grunde zu bezeichnet. Der Verf. will im vorlleffenden Auf- 
legen. W^eicht er in irgend einem Punkte von satze die Ergebnisse der deutschen Quellen über 
dem des Schwurgerichtes ab, so soll derjenige diese Entwickelung übersichtUch darsteUen. Es 
Ausspruch, welcher die gelindere Strafe nach werde sich ergeben, dass das Geschwornenin- 
sieh zieht, dem Strafurtheil als Grundlage dienen, stilut dem letzten Stadium jener Annäherung an- 
%. 5. Wenn die auszusprechende Strafe von gehöre, welches vor der Vollendung jenes üe- 
der Art ist, dass das Cfesetz bei Anwendung berganges liege. Der Verf. entwickelt haupt- 
derselben ein grösseres oder geringeres Maass sächlich nach allgemeinen Bemerkungen übw 
gestattet, so soll der Präsident dem Schwur- das altgermanische Beweissystem, das Institut 
gerichte die nöthigen Erläuterungen hierüber der Eideshelfer, neben welchem schon frühzeitig 

Sehen und ihm die Frage vorlegen, welches eigentliche Zeugen vorkommen, von denen an- 

[ass der Strafe ihm nach den Umständen des fängUch nur Rechtschaffenheit und UnparteiUch- 

Falles als das geeignete erscheine. Das Schwur- keit, später aber auch eigne Vl^ahmehmung der 

gericht und der Gerichtshof berathen und ent- Thatsachen, über welche sie aussagen, als Er* 

scheiden auch über diese Frage gleichzeitig und fordemisse ihrer Geeignetheit genannt werdra. 

abgesondert, jedoch mit einfacher Stimmenmehr- Geschwome seien neben Zeugen, nicht aber 

heit. Im Fall der Verschiedenheit beider Ent- neben Eideshelfer, und diese wieder wohl neben 

Scheidungen hat die mildere den Vorzug. ^^ — Schöffen denkbar. Da aber der Geschwome 

Die Vorschläge des Verfs. verdienen um so nicht verurtheile, so könne eine Verschiedenheit 

mehr Beachtung, als der Verf. in 23 jähriger zwischen ihm und dem Zeugen nur gegeben sein, 

Praxis als Vertheidiger, als Appellationsrath in wenn die Geschwomen nicht blos überzeugen, 

Zweibrücken, als ollmaliger Assisenpräsident sondern überführen. Das Uet>erzeugen wirke 

die reichste Gelegenheit hatte, Erfahrungen über auf das Urtheil des Richters, — das lieber- 

das französische Strafverfahr^ zu sammeln und führen aber auf den processualischen Zustand 

bei 18 jährigem Aufenthalte in Nordamerika seit des Angeklagten, jenes und nicht dieses lasse 

1882 am besten das engUscbe Strafverfahren Gegenbeweis zu. Sind die Geschwomen Ueber- 

zu beobachten im Stande war. 9. fühmngsmittel , so erklärt sich die Unanfecht- 
barkeit ihres Ausspruchs. Von den Eideshelfem 

19. Bie Gesehwamen ab Kittel der üntersaekaig ies Anklägers, denen sie als UeberfÜhronffs- 

od UeberdUmmg. Vom Prof. Dr. Bracken h oft v^iie\ gleichkommen, sind sie dadurch verschle- 

in Heidelberg. (Gerichtssaal 1855. Bd. I. S.81 f. <*«", dass vor ihnen eine gerichtliche Vorberei- 

171 f. 250 f.) tung des Ausspruchs StaUfindet. Diese macht 

sie, gleich den Sachverständigen, zu einem Mittel 

Die Stellung des Richters lasse sich von ei^ der Untersuchung. Sie untersuchen die Kraft 

nem zweifachen Standpunkte aus betrachten. Er des processualen Stoffes in Beziehung auf die 

könne der Anklage selber bis zur Beendigung Vergewissemng, die ihnen die Ueberzeugong 

des Verfahrens fremd bleiben und am Schlüsse gewährt, die Richtigkeit ihres Spruchs veri>ürgeii 

des Verfahrens auf die Seite der siegenden Pai^ zu können. Sie können hierbei , wie die Sach- 

tei treten, — eine Stellung, die er einnehme, verständigen, Regeln für die Beurlheilung be- 

wo ihm die Function des Urtheilens entzogen folgen. Der Aussprach des Richters sei pro- 

und er nur der Träger des Verfahrens und der cessualisch von dem des Gesdiwornen verschie- 

Vollstreckung sei Er könne aber auch von vom- den. Das richterliche Beweisurtheil müsse seine 

herein mit dem Dasein ein^ geeigneten Anklage Kräfligkeit von der processualen Form entiehnen, 

und der Eigenschaft eines unparteilichen Trä- während der Spruch der Geschworenen sie in 

gers der Amüage thäUg werden; eine Trägei^ sieh selber trage. Der Sprach der Jury könne 
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Termdge seiner ElgeiMcliaft als Ueberitthnings^ 
mittel nur entweder einen Schuldzustand des An- 
geklagten herstellen oder ein Versagen dieser 
Herstellung sein. Der Angeklagte könne daher 
die Feststellung seiner Yertheidigunff nicht durch 
ein Berufen auf sie, sondern nur durch die Be- 
hauptung seiner Nichtschuld bewirken, weshalb 
bei einem Geständnisse eine Mitwirkung der Jury 
wegfalle. — Diejenigen Einrichtungen, welche 
man in den neueren Forscbangen zur geschicht- 
Uchea Erklärung des Geschwomeninstituts be- 
nutzt habe und die sich nicht auf Zeuffniss, Ei- 
deshllfe oder etwa auch auf Richter- oder Schöf- 
fenspruch zurückfiHiren lassen, seien, wenn man 
sie In einen einzigen Begriff zusammenfasse, als 
Ifittel der Erlangung eines Wels th ums zu be- 
trachten. Hiernach seien die Geschwornen Of- 
ienbarungsmänner, welche die Richtigkeit Ihrer 
Offenbarung durch einen Eid bekräftigen. Die 
Offenbarung der Urthellsjury hat überflihrende 
Kraft, während die der RUgejury durch ihren 
Sprudi dem Angesdiuldigten seinen politischen 
Sonderlrieden in der Gemeinde entzieht, und Ihn 
der UeberRihrung preisgibt Der Riigespruch 
soll den Voreid oder Geföhrdeeid eines An- 
klägers da, wo kein Verletzter als solcher auf- 
tritt, rertreten, und nöthigt den Angeklagten, 
sich mit den Eideshelfem zu vertheidiffen odm* 
sich einem Gottesurtheile zu unterwerfen. Mit 
der Entziehung des Sonderfriedens der Gemeinde 
für den Bezüchtigten hat sich eine Obliegenheit 
terbmiden, sie Im Falle des Verwirktseins der 
Strafe zur rechtlichen Möglichkeit der Zufligung 
derselben auszuüben. Die Gegensätzlichkeit des 
aligemefnen Friedens und des Sonderfriedens 
hörte auf, jedoch dergestalt, dass die Gemeinde 
nnr in ein Verhältniss der Dienstbarkeit zur Trä- 
fferschaft des allgemeinen Friedens trat. Diese 
Dienstbarkelt vermittelte eine Vereinigung dw 
demokratischen Genossengewerung mit der mo- 
nardilschen Friedensträfferschaft. Die Geschwor- 
nen gewährten durch die Entziehung des Son- 
derfriedens dem Träger des allgemeinen Friedens 
und Bannes die Möglichkeit eines weiteren Ur- 
thdlsspruchs. Die Geschwornen gestalteten sich 
in dieser Entwickelung zu einem Mittel des Trä- 
gers des allgemeinen Friedens, welches die 
Dieastbarkeit der Gemeinde oder des Landes fiir 
diesen Frieden Ihm zur Befriedigung derAnforde- 
nnig an Reehtsgewöhnung in die Hand gelegt hatte. 
Er unirde dadurch selbst Ankläger und der Ge- 
sdiwome Untersuchungsmittel, indem das Ver- 
fahren zu einer blossen Vorbereitung des Voll- 
zugs sich gestaltet. Das dem Richter in den Ge- 
schwornen ffegebneUeberfUhrungsmittel tritt ihm, 
£ßich das der Eideshelfer des Anklägers, erst 
nn zur Seite, wenn es durch die Ueberzeu- 
gung, welche die Organe des Staats durchdringt, 
seinem Zwecke dienstbar geworden Ist Dem 
Wesen des Instituts nach ist aber er, der Rich- 
ter, der Träger der Anklage und der Strafver- 
folgung, auch dann, wenn ein Anläger seine 
ThtttlgMt benrorgerufen bat ^ Dia Eigen* 



Schaft der Geschworaan als Mittel der Unier- 
suchung trete auch In der Geschichte des Ge- 
schwomeninstituts In England hervor. Allerdings 
dtkfe man dabei mit dem Gebrauche von 
Untersuchungsmitteln die Herrschaft des Unter- 
suchungsprincips nicht Identificiren und dessen 
Herrschaft nicht aus dem Mangel der Herrschaft 
des Verhandlungsprincips gefolgert werden. Man 
könne neben dem Principe der sogen, materiellen 
Wahrheit, welches man mit dem Untersuch- 
ungsprincipe zu verbinden pflege, und dem 
Principe der sogen, formellen Wahrheit ein 
Drittes, aus dem Verwachsensein des formellen 
Elements mit dem materiellen entspringendes 
annehmen, welches man das Ueberführungs- 
princip nennen könnte. Sofern die proces- 
sualische Entscheidung aber rein auf der Abwehr 
des angegriffenen Theils beruhe, könne von 
derartigen Principlen überall nicht, sondern nur 
von einem Gewahrungsprinclpe die Rede 
sein. Die Jury habe zunächst, als Beweismittel, 
durch ihr Schuldig die Wahrheit der Anschul- 
digung verbärgt (die Anschuldigung ist wahr, 
weil das Schuldig ausgesprochen ist); spät^ 
aber trat der Satz ein: das Schuldig ist aus- 

gesprochen, weil die Anschuldigung wahr ist 
er Verf. fährt dies näher aus und bemerkt, 
dass trotz dieser Aenderung In der Auflassung 
der Jury die Unanfechtbaraeit eines giltigen 
Wahrspruchs als eine mit seinem Wesen ver- 
bundene Eigenschaft desselben stehen geblieben, 
und demnach die Kraft einer Offenbarung be- 
wahrt habe. Die Idee dner solchen sei an sich 
mit dem Hinzutreten eines Beweises vor der 
Jury unvereinbar; es werde aber die Offenbarunff 
durch objective Mittel mögUch, indem durch 
diese die Gesammtheit der sinnlichen Spuren 
eines Ereignisses oder ebies Zustandes oder 
durch eine Vergewisserung ihres Daseins her- 
ffestellt werde. Sie bringe in diesen Spur«i 
den Zustand oder das Ereigniss selber zur Er- 
scheinung und bewirke In dieser Erscheinung 
eine Reproduction jener Umstände, die mit dem 
Namen Evidenz (In England) bezeichnet werde 
und von einer Bewiesenheit sich eben dadurch 
unterscheide, dass sie jene reproducirende Er- 
scheinung hervorbringe und nicht, wie die 
Beweisftihrung , ein neues Erelffuiss, welches 
einen rationeUen Schluss auf das Verganffen- 
sein eines Ereignisses begründe. Die Yerbür- 
gung der Richtigkeit des &wiesnen liegt In den 
wahrnehmenden Subjecten, die der luchtlgkeit 
des Evidenten In der Erscheinung und Insofern 
diese in einem Wahrspruche besteht, In den 
Urhebern desselben. Dies (uhre zu einer Ver- 
schiedenheit der Stellung der Träger der Ver- 
wirklichung der Evidenz von der Stellung der 
Träger der Benrtheilung des Beweises. Das 
Subjective erzenge sich, das Objective werde 
erkannt, — der Ortheller könne nicht erzeugen, 
sondern nur erkennen. Die Evidenz könne da- 
her auch nicht vom Richter, sondern nur von 
den Parteien oder von Helfern derselben ver^ 
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wIrkUcht werden. Wo <ter Richter der Evidenz 
bedürfe und die Partelen sie nicht allein herzu- 
stellen vermögen, da werden jene Helfer Be- 
dürfniss, wiewohl deren Hilfe von einem Beweise 
abhängig gemacht sein könne. Die Beweislehre, 
da sie allein eine Information sei, vermöge daher 
auch nicht den Wahrspruch der Geschwomen 
auf ein ürlheil über einen Beweis zurückzu- 
führen. — Der Verf. gibt nun eine Uebersicht 
der neueren Forschungen über das Geschwor- 
nengericht des normannischenglischen Rechts« 
Er hält es hierbei für einen Widerspruch, zu 
sagen: die Urtheilsjury sei eine Vertheidigung 
gegen die Klage und daneben der Ableitung des 
Geschworneninstituts aus dem Eideshelferinsti- 
tute den Satz entgegenzuhalten, dass zwölf Ei- 
deshelfer befreien, aber ebensoviel Geschworne 
condemniren. Allerdings sei jedoch eine eigent- 
liche Ableitung des Geschworneninstituts aus den 
Eideshelfem nicht mehr zu rechtfertigen, da 
eine Beweisführung vor der Jury stattfinde. 
Denn der objective Beweissloff sei unver- 
träglich mit dem subjectiven Ueberführungsele- 
mente, das in der Eideshilfe liege. Seitdem 
die Geschwomen auf vorgeführten beweis spre- 
chen, könne ihre Verschiedenheit von Richtern 
über den Beweis eben nur darin bestehen, dass 
ihr Spruch die Kraft der Eideshilfe habe. Diese 
Kraft bestehe in dem überführenden Elemente 
der Offenbarung, die jede Anfechtung der Rich- 
tigkeit ausschUesse. Das geschichtliche Wesen 
des Geschwomeninstuts führe zu folgenden prak- 
tischen Ergebnissen. Der Richter sei im Ver- 
fahren mit Geschwomen der Träger eines An- 
klageverfahrens, indem er je nach dem Spmche 
der Geschwomen verurtheile oder von der An- 
klage entbinde. Er entscheide nicht, sondern 
er nehme nur das, was der Angeklagte ver- 
vrirkt habe, oder er stehe vom Nrfimen ab, je 
nachdem ihm als Ankläger die Geschwomen zur 
Seite treten oder nicht. Auch die Geschwomen 
entscheiden nicht, sondern sie untersuchen und 
offenbaren; sie sind in der Untersuchung Mittel 
der richterlichen Gewalt und sie werden es 
in der Offenbarung dann, wenn das Ergebniss 
der Untersuchung sie verhindert, diese Eigenschaft 
zu erfüllen; sie verwandeln sich dann aus einem 
Mittel der Untersuchung in ein Mittel der Ueber- 
führung. Der Verf. bemerkt ferner, dass der 

C>litisdie Charakter des Instituts nur bei einem 
issbrauche desselben für Parteizwecke bedenk- 
lich sei und dass kein Gmnd in der Natur der 
Beweisaufnahme, sondem ein Grund nur in der 

Ssschichtlichen EntWickelung liege, die Jury bei 
rer richterlichen Function ausnahmsweise für 
unverantwortlich zu erklären. Eine wirkUche 
Durchiühmng der Trennung zwischen Thatsache 
und Recht könne auch England nicht zugeschrie- 
ben werden, indem man sich daselbst nur damit 
tröste, dass die Jury der Rechtsbelehrung des 
Richters Folge leisten oder ein Specialverdict 
^eben werde. In Deutschland scheine der 
Weg noch offen zu sein, durch Feststellung 



i^er Unterscheidung zwischen Thatsadie ua4 
Recht die Durchführung jener Beschränkung d^ 
Thätigkeit der Geschwomen auf die Vergewis- 
serung der ersteren zu vermitteln. 23« 

31. Ueber die Fortbildung des Schwurge- 
richts. Vom Staatsanw. v. Stemann zu Star- 
gardt. (Goltdammers Archiv Bd. HI. S. 335 fg.). 

Für die Fortbildung des Schwurgerichts sei 
es von grösster Wichtigkeit, dass die iranzösische 
Auffassimg desselben keine vorwieg^de Geltung 
erlange, und das Fostschreiten auf der zeitherigen 
Bahn berechtige zu der Hoffnung, dass die 
fremdländischen Institutionen durch ihre Ver- 
pflanzung auf deutschen Boden in einem orga- 
nischen und lebendigen Wachsthum immer mehr 
einen Character entfalten werden, der unsem 
individuellen Zuständen und Bedürfnissen ent- 
spreche. Der Verf. gibt hierbei der Auffassung, 
welche die Jury in Bezug auf ihren Thätigkeits- 
kreis zeige, ein günstiges Zeugniss. Er erklärt 
es demnächst für nöthig, dass der Jury die 
Ck)mpetenz in politischen Processen entzogen 
werde. Er beruft sich zunächst auf die Schwie- 
rigkeit, ja Unmöglichkeit, im Strafgesetzbuch 
den Begriff derselben in seine einzelnen Be- 
standtheile so scharf zu zerlegen, dass schon 
dadurch eine richtige und gleichmässige Auf- 
fassung gesichert wäre; vielmehr müsse der 
Geset:^eber sich allgemeiner, seinem concreten 
Inhalte nach unbestimmter Ausdrücke bedienen. 
Bei der unendlichen Mannigfaltigkeit der ver- 
schiedenen Rücksichten, welche bei politischen 
Vergehen auf die Entschddung der Frage ein- 
wirken können, ob die freie Grenze zwischen 
dem Erlaubten und Strafbaren im gegebenen 
Falle überschritten ist, bei dem erfahnmgsmäs- 
sigen Gebrauche, dass jeder Geschwome nach 
dem politischen Standpunkte, den er einnimmt, die 
Frage beantworte, und der daraus entstehenden 
Gefahr, dass die Entscheidung fast immer aus 
einem Kampfe der politischen Meinungen her- 
vorgehen werde, werde es wenigstens dem Staate 
nicht verdacht werden können, wenn er dieje- 
nigen Verbrecher, welche ihn unmittelbar in 
seinem gegenwärtigen Bestände gefährden, nur 
seinen ständigen Organen zur Aburtheilung über- 
weise, denen schon ihre Stellung die Auffassung 
und Entscheidung der Fragen erleichtre, von 
denen die Schuld oder Nichtschuld im einzelnen 
Falle abhängig sei. Auch werde die Besetzung 
der Schwurgerichte viele Schwierigkeilen dar- 
bieten, indem bei der Auswahl der Geschwomen 
durch die Volkswahl die Parteileidenschaft sich 
einmischen und bei der Wahl durch Beamte diesen 
leicht das nöthige Vertrauen fehlen werde. — 
Der Verf. warnt vor bUnder Nachahmung eng- 
lischer Einrichtungen, wie z. B. des Kreuzver- 
hörs, welches auch, obgleich im Gesetze nach- 
gelassen, doch in praxi keinen Boden gewonnen 
hat. Der Verf. erklärt sich dagegen für den 
Ausschluss der Jury bei dem Gestöndnisse des 
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ABgddflgten« Er BMcbt ferner auf die Nachttieile 
der EinrlchtuDg aufmerksam, dass auch an sich 
völliff uniUhige Zeugen als Auskuntlspersonen 
abgehört werden können, da der Geschworne nicht 
bindert sei, seine Ueberzeugung auch auf die 
Aussagen solcher Personen zu stützen. Vielmehr 
sollte dem Geschwornen nur dasjenige vorge- 
führt werden, was den Gesetzen gemäss auf die 
Bildung seiner Ueberzeugung binfluss haben 
dürfe. Die Belehrung des Richters in England, 
auf Grund der dasigen . Beweisregeln, biete eine 
gute Grundlage zu einer Revision der Be- 
weislehre und eine beachtenswerthe Mahnung, 
dass wir mit den positiven Beweisregeln nicht 
auch zugleich die negativen abschaffen sollen. 
Eine Berücksichtigung dieser freien Stellung der 
Geschwornen werde schon in der Voruntersuchung 
bewirken, dass man darauf ausgehe, die möglichst 
besten Beweismittel herbeizuschaffen, sowie bei de 
Erhebung der Anklage dasUntersuchuugsmaterial 
vom Beweismaterial sorgfältig zu sondern und 
nur solche Beweismittel in Vorschlag zu bringen, 

Segen deren gesetzliche Zulassung keine Be- 
enken obwalten. — Der Verf. wendet sich 
nun zu dem Resum^. Er bemerkt, dass selbst 
wenn eine unparteiische Darstellung des Sach- 
verhalts möglich sei, doch eine solche Zusam- 
menstellung weniger nöthig sei, da die Gedacht- 
nisskrail der Geschwornen durchgehend die am 
meisten entwickelte sei, und daher am wenigsten 
einer Unterstützung bedürl'e, wogegen das Ver- 
mögen, das Wesentliche vom Unwesentlichen 
zu sondern, weit mehr der Anregung von Aussen 
und in ihrem richtigen Gebrauche der fördernden 
Beihilfe Anderer bedürfe. Das thatsächUche 
Referat möge daher aus dem Schlussvortrage 
entfernt und ihm dagegen eine Belehrung des 
Vorsitzenden subsUiuirt werden, in welcher er 
insbesondere auf die Würdigung solcher Mo- 
mente hinweise, denen eine zu hqhe Geltung 
beigelegt worden, auf Punkte aufmerksam mache, 
welche für die Abschätzung der Beweise wichtig 
sind u. s. w., mit einem Worte, die Geschwor- 
nen auf den Standpunkt lühre, wo sie unbefangen 
und richtig urtheilen können. Daneben könne 
der Präsident nach Abliörung des einzelnen Zeugen, 
das wesentliche Ergebniss klar und bündig 
zusammenfassen, damit es einerseits constalirt 
werde, dass der Präsident und der Zeuge sich 
richtig verstanden und damit andrerseits die 
Geschwornen, noch bevor ihre Auffassung ab- 
geschlossen und mit anderweitigen Auffassungen 
iesi verbunden ist, darauf hingelenkt werden, 
was in der oft verworrenen und mit ungehöri- 

Sen Dingen vermischten Aussage des Zeugen 
as Erhebliche ist. Ein solches Verfahren habe 
sich bereits in praxi bewährt. Endlich spricht 
sich der Verf. noch fiir die Zulassung von 
Specialverdicten aus. 25. 

12. Noch ein Geschwomer über das Schwur- 
geridtkX. Vom Adv. Bopp in Darmstadt. (Ge* 
richtMaal 1855. , Bd. I. S. 46 fg.). 



Der Verf. referirt den wesentliobaten Inhalt 
eines Aufsatzes in den ^Grenzboten^^ v. 1854. 
Nr. 20, in welchem ein Laie, welcher als Ge- 
schwomer fungirt hat, über die neue Institution 
sich ausspricht und ihr ein günstiges Zeugniss 
gibt. Jener Laie spricht sich zuvörderst dafür 
aus, dass die Geschwornen für jede einzelne 
Sache vereidet werden, — wogegen Bopp eine 
einmalige Vereidung mit einer ernsten Verwei- 
sung auf den Eid in jeder einzelnen Sache flir 
gnügend hält, da auch diese nicht ihren Eindruck 
verfehlen werde und die Vervielfältigung der 
Eide zur Profanation fähre, was auch in den 
Motiven des neuen Hessischen Entwurfs aner- 
kannt werde. — Bopp macht geltend, dass 
auch bei der Zeugenvereidung sparsam umzu- 
gehen sei, dass übrigens seit der Oeffientlichkeit 
die Heineide rascher entdeckt würden. — Bopp 
macht aufmerksam, wie vortheilhaft es auf die 
Jury stets wirken werde, wenn ein Mann zum 
Assisenpräsident gewählt werde, von dem man 
wisse und überzeugt sei, dass er kein Gegner 
des neuen Verfahrens sei. — Jener Laie hebt 
hervor, dass er zwar auch weniger gute Ver- 
theidiger gehört und höchst zweckwidrige Ver- 
theidigungsgründe aufstellen hören, aber nie 
eine gewissenslose Vertheidigung, so wie dass 
auch der öffentliche Ankläger mitunter die volle 
Unbefangenheit der Geschwornen geiährden 
köime. Bopp bemerkt dabei, wie Geschwornen 
die Ungleichheit der Befugnisse des Staatsanwalts 
und des Vertheidigers betreffs der Fragstellung 
an die Zeugen etc. aufgefallen sei. Er erinnert 
ferner daran, dass die Garantie für das Institut 
nur in einem guten Wahlgesetze liege. 33. 

33. Beiträge zur kräftigen Strafprocessord- 
nung liir Preussen. Vom Ob. St. Anw. v. Tip- 
pelskirch zu Stettin. Vierter Artikel i). Von 
dem Geschwornengerichte und dessen Bedeutung 
für uns im Allgemeinen. (Goltdammer Arch.etc. 
Bd. in. S. 348 f S. 442 f.) 

Nachdem der Verf. die Entstehung und Ent- 
wickelung des Geschwornengerichts in England 
und Frankreich, so wie auch in der Preussischen 
Rheinprovinz geschildert hat, bemerkt derselbe, 
dass man es als eine bekannte Thatsache hin- 
stellen könne, dass während solchergestalt die 
Rheinland -Institutionen und unter ihnen insbe- 
sondere das Geschwornengericht fortwährend in 
der öffentlichen Achtung gewonnen, die entspre- 
chenden Altpreussischen Einrichtungen nicht blos 
in der Rheinprovinz, sondern auch auf ihrem 
eigenen heimathlichen Boden derselben in eben 
dem Masse verlustig ^ngen. Vergleichen wir — 
sagt femer der Verl. — .die fieberhafte Unge- 
duld, mit der das Geschwornengericht seiner 
Zeit bei uns erwartet und die Bewunderung, mit 
der es bei seinem Erscheinen überschüttet wurde, 



1) V^. diese Jahrb. Bd. I. S. 46 S. 58. 
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mit der Sllimmnig, die darflber gegenwärtig Annahme des Ankla^eprocesses, insbesondere 
herrscht, so werden wir uns des Zugeständnis- durch Begünstigung des Auftretens von Privat« 
ses nicht erwehren können, dass Im Aligemei- anklägern, hervortreten lassen. Das InquIsitJons- 
nen die Ungeduld der Lauheit und der Bewun- princip werde hierdurch nicht aufgehoben, wie 
derung, theuweise sogar einer offenen Feindschaft es auch In England^ selbst bei der mündlichen 
Platz gemacht hat. Dies sei jedoch natürlich^ Verhandlung, nicht ausgeschlossen sei. Nor 
weil das Geschwomengericht hier das Prodnct ausnahmsweise, z. B. wo das häufige Auftreten 
einer revolutionären Bewegung und mitten in sie oder die GemeingefährUchkeit eines bestimmten 
(durch die Zuweisung der politischen und Press- Verbrechens die Gemüiher nrit Besorgniss erßlll^ 
Vergehen) geworfen worden sei. Frage man, und auch in der öffentlichen Meinung ein Ein- 
weiche Bedeutung das nun einmal bestehende schreiten von oben her gebieterlscn fordert, 
Geschwomengericht für uns habe oder doch bei möchte sich das öffentliche Interesse vor den 
sweckmässiger Einrichtung haben könne, so lasse Geschwornen mit Erfolg zur Geltung bringen 
sie sich in dreifacher Beziehung auffassen: in lassen. Ausser diesem Falle möchte es dage- 
politischer, juristischer und legislatorischer. In gen für den Staatsanwalt gerathen sein, slch^ 

1)olitischer Beziehung müsse man der Jury bei wenn nicht ausschliesslich, so doch zugleich als 
hrer Zusammensetzung die Befähigung zur Ab- Vertreter einer concrelen Persönlichkeit darzu- 
tirtheilung der Verbrechen gegen den Staat und stellen, der gegenüber eine dem Angeklagten 
der Amtsverbrechen absprechen. Die politische erwiesene, nicht gerechtfertigte Gunst als ein 
Bedeutung des Instituts sei jedoch nicht zu ver- Unrecht erscheinen kann. Diese Persönlichkeit 
kennen. Es sei nicht nur mit der absoluten kann aber begreiflicher Weise kein anderer als 
Monarchie vereinbar, sondern bei einer reprä- derBeschädigte sein. Der Beschädigte habe 
sentativen Verfassung gradezu erforderlich, vorzugsweise ein Recht auf Bestrafung des ihm 
Es gehöre zu den Elementen der Selbstregie- widerfahmen Unrechts als eine Art Schutz, und 
rung, stehe jedoch mit der Selbstregierung der könne daher von der Anklage bei Gericht nicht 
einzelnen Körperschaften und Kreise auf gleicher ausgeschlossen werden, wie man Ihm ja bei den, 
Stufe. Wie sich die Selbstregierung — bemerkt an die Richtercollegien gewiesenen Sachen die 
der Verf. wörtlich — überall nur auf Angele- selbstständige Verfolgung gestatte und ihn nicht 
genhelten localer und provinzieUer Natur be- erst an den Staatsanwalt weise. Die juris tl- 
schränken. Alles, was den Staat im Ganzen sehe Natur des Geschwomengerichts anlangend, 
angeht, der Centralregierung überlassen muss so bekämpft der Verf. aus bekannten Gründen 
(auswärtige Angelegenheiten, Heer, Finanzen die der Jury vindicirte besondere Befähigung, 
u. s. w.), so ist auch das Geschwomengericht Insbesondere verwirft er die Ansicht, als ob die 
auf Beurtheilung der in seinen Kreis gehörigen eigentliche Schuldfrage nicht sowohl vom juri-» 
Rechtsverletzungen beschränkt und von allen stischen als vielmehr vom Standqunkte des ge- 
denjenigen ausgeschlossen, die den Staat Im meinen Lebens zu beuriheilen sei, da auch diese 
Ganzenan ge h e n. Es erscheine noth wendig, die Argumentation von der irrigen Voraussetzung aus- 
Verwaltungs- und die Geschwomengerichtsbezirke gehe, dass der Angeklagte stets unter den Ge- 
möglichst in Uebereinstimmung zu setzen und so schwornen Leute finden werde, welche sdneindivl- 
den Geschwornen zum Bewusstsein zu bringen, duelle Persönlichkeit besser aufzufassen oder ihn 
dass sie als Mitglieder der sich seil) st selbst besser zu verstehen vermöchten als stän- 
verwaltenden Corporation zu diesem dige Richter, die doch auch nicht blos Juristen, 
Dienste berufen seien. Nicht minder solle man sondern vor allen Dingen Menschen seien. Eine 
die Jury in Civilprocessen einOihren. Nicht Vereinigung beider Elemente — der Geschwor- 
allein würde dadurch der Umfang der Rechts- nen und der rechtsgelehrlen Richter — werde 
kenntnisse, die zu verbreiten sie ebenso be- aber dazu beitragen, flir die Richtigkeit des Ur- 
stimmt als geeignet ist, erweitert, sondern auch theils eine höhere Garantie zu bieten, da sich 
mehr Sorgfalt und Unterscheidung in die Sprüche hier natürliches Rechtsgeftihl und der prüfende, 
der Geschwornen hineingebracht werden. Ins- durch die Wissenschaft geschärfte Verstand ver- 
besondere sei es auch die Form des Civilpro- einigen. Diese Vereinigung werde wohl im eng- 
cesses, in welchem zwei wirklich streitende Hschen, — nicht aber Im französischen Verfah- 
Partelen auftreten, zwischen denen entschieden ren vermittelt, welches den Richter von der 
werden muss, die jedem Richter, mag er ge- kritischen Beleuchtung der Ergebnisse der Be- 
lehrter Jurist oder einfacher Bürger sein, die weisaufnahme und der Offenlegung seines eige* 
Nothwendigkeit auferlegt, das Recht beider sorg- nen Urtheils entfernt halte. Die Erfahrung, &S9 
fUUig abzuwägen und ihm zugleich die Ueber- die Jury in England sich in der Regel der An- 
zeugung gibt, dass eine dem einen Thelle sieht des Richters anschliesse, spreche nicht, 
erwiesene Gunst ein gleich grosses wie man gemeint, für ein blindlings gewohntes 
Unrecht gegen den andern Thell sei. Unterwerfen unter die letztere, sondern nur flir 
Hierin liege zugleich ein Fingerzeig daftir, welche das gegenseitig herrschende Vertrauen und die 
Form für das Verfahren vor Geschwornen in hohe Ansicht der Vorsitzenden Richter. Auch 
Strafsachen die angemessenste sei. Man der Werth der Volksrepräsentation bestehe nicht 
möge auch hi^ dasParteiverhältnlss durch darin, dass die Vertreter Immer anderer Ansicht 
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seieii als die Regierung. Die Stellung des fran- 
sösischen Assisenpräsidenten sei jedenfalls nicht 
nachahmungswertQ. Schliesslich wendet sich 
nun der Verfasser zu der legislatorischen 
Seite des Geschwornenfferichts. Wenn man 
die Geschwornen beschuldige, dass sie sich oft 
über das Gesetz wegsetzten, so würde eine 
passende Leitung der Jury gute Dienste Ihun. 
Häufig seien aber solche gerügte Sprüche der 
Jury von dem Gesetze selbst verschuldet, wel- 
ches nicht immer den Lebensansichten und den 
Bedürfnissen des Volks entspreche, was auch 
von dem neuen Preussischen Strafgesetzbuche 
gelle. Es sei hier eine Uebereinstimmung des 
Gesetzes mit den Volksansichten ein dringendes 
Bediirfhiss. 25. 

Tertheidiger — Tertiieidfgiingsaiitrftge. 

34. Ueber die Form tnd den Beweis der 
Vollmacht der Vertheidiger spricht sich ein Erk. 
des 0A6. zu Jena (Thür. Bl. für Rechtsofl. 1855 
S. 325) dahin aus, dass, da die Thür. Str.Proc. 
Ordnung keine besondem Vorschriften hierüber 
enHialte, den Richter nur die nach gewissen- 
hafter I^fung der einschlagenden Verhältnisse 
gewonnene IJeberzeugung leiten könne, daher, 
zumal bei öffentlich angestellten Anwälten, nicht 
gerade eine Voilmachtsurkunde zu verlangen 
sei; auch müsse zu jeder Zeit, solange es über- 
haupt noch die Sachlage zulässt, die etwa er- 
forderliche Nach Weisung des Auftrags erfolgen 
können und es könne bei Einwendung von Rechts- 
mitteln nicht gerade darauf ankommen, dass 
diese Nachweisung innerhalb der Nothfrisl 
erfolge, obwohl das Gericht, wenn es sich von 
dem Auftrag zu Einwendung des Rechtsmittels 
nicht glaube überzeugen zu können, das weiter 
Geeignete rücksichtlich der Nachweisung dieses 
Auftrags veranlassen könne, bevor es auf das 
Rechtsmittel selbst weiter verfüge. 7. 

SS. Die Gerichte sind belügt , während des 
ganzen Laufes des Verfahrens B^eise der Schuld 
oder der Unschuld zuzulassen, und zu diesem 
Behuf selbst die Vertagung der Verhandlung zu 
verordnen. Wenn sie daher, unter Verkennung 
dieser Befugniss, einen Antrag auf Vertagung 
und nachträgliche Zulassung eines Enllastungs- 
beweises, ohne thatsächUche Prüfung seiner An- 
gemessenheit , als „verspätet^ zurückweisen, so 
wird dadurch die Vertheidigung unzulässigerw^se 
beschränkt. Erk. des 0. Trib. zu Berlin. Justiz 
lOn. Bl. 1855. S. 298. — 18. 

36. Der K. Preuss. Justizminister hat mit 
Rttcksicht auf die Wahrnehmung, dass insbo'- 
sondre wegen Zurückweisung des vom An- 
geklagten beantragten Defensionalbeweises Nich- 
tigkeitsbeschwerde erhoben wird , unter dem 27. 
Juni 1855 eine allgemeineVerfiigung zurHerstellung 



Sösserer Gleichheit im Verfahren und zur sorg- 
tigen Beobachtung der gesetzlichen Vorschrif- 
ten erlassen. Justiz Hin.BI. 1855. S.198f. 18. 

37. Beweis — Beweisregehi. 

Ueber die Beweisregeln des Hannov. Crim. 
Ges. Buchs vom Gerichts Ass. Dreyer in Stade 
(Hann. Magaz. V. S. 53 ff.) Das Crim. Ges. Buch 
enthält verschiedene Beweisregeln und einige 
Bestimmungen über Präsumtion, insbesondre hin- 
sichtlich des dolus; das neue Processverfahren 
entbindet aber den Richter von der eigentlichen 
Beweislheorie , und es entsteht nunmehr die 
Frage : ob damit jenen Regeln und Präsumtionen 
gleichfalls jede rechtliche Bedeutung entzogen 
sei ? Der Verfasser bejaht im Wesentuchen diese 
Frage unter Hervorhebungen der einzelnen Vor- 
sdu'iften des Strafgeselxes, bei denen sie in 
Betracht kommt. 40. 

38. Unter dem Titel „Bemerkungen für Ge- 
setzgebung und Praxis des Strafverfahrens" gibt 
Kanzleirath Jäger in Tübingen in Schletter's 
Annalen der C. R. (Jahrg. 1855. 1. S. 1 ff. S. 
101 ff.) eine Reihe praktischer Beobachtungen 
hauptsächlich in Bezug auf den Criminalbeweis. 
Er bespricht unter I. „Mündliches und schriftli- 
ches Verfahren^ manche Schattenseiten der Pro- 
tokolle und hält für das zweckmässigste die 
Vereinigung der Verhör- und der ab- 
nrtheilenden Richter in denselben Per- 
sonen, wie sie in Württemberg bei allen den- 
jenigen Verbrechen stattfinde, zu deren Ab- 
urtheilung die Gerichte I.Instanz zuständig sind, 
wenn man dabei die Vorschrift des belreffenden 
Gesetzes befolgt, dass zur Collegialsitzung des 
Gerichts behuß der Aburtheilung einer Sache 
vorzugsweise auch diejenigen der (nichtrechts- 
gelehrten) Gerichtsbeisitzer befgezogen werden, 
die als Urkundspersonen deren Verhandlungen 
beigewohnt hatten. — II. „Zeugen-Eid.** Ge- 
gen die vorherige VereiAing in der Untersu- 
chung; beim Schwurgericht, wo sie nicht zu 
vermeiden, liir grössere Feierlichkeit derselben. — 

III. „Haftanlegung.** Sie könne bisweilen un- 
vermeidlich schon zu dem Zweck sein, um dem 
Angeklagten blos eine Herberge während der 
Dauer der Untersuchung zu gewähren. (?). — 

IV. „Glaubwürdigkeit der Damnificaten als Zeu- 
gen." Verf. empfiehlt eine grössere Beachtung 
des Leumunds der Beschädigten und Zeus^en, 
und belegt auch diess, bleich den übrigen Vor- 
schlägen, durch Beispiele aus seiner Praxis. — 

V. „Glaubwürdigkeit der untergeordneten öffent- 
lichen Diener." — VI. „Vorsicht bei der Beru- 
fung auf den Wensteid." Praktische Warnun- 
gen. — VII. „Vorsicht bei Peststellung des 
objectiven Thalbestandes.^ Einige RechtsfÜUe 
zum Belege dieser Erfordernisse. 7. 
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B. Gesetzgebung. 



Her bayerische Straffesetaeitwirf yei 1854 iid dessei Beirtheilugei. 

Vom Staatsrath i. a. D. von Arnold in München. 



Eltwirf des Gesetzbnehes iber Terbrecliei ud 
Teifebei filr das Kfoigreieb Bayern. Mit Motiven. 
München 1854. 8. 

Die Grundlage dieses Entwurfs bilden, wie 
aus demselben und den Motiven erhellet, das 
Strafgesetzbuch v. J. 1818 Theil I. und die s^t 
jener Zeit gefertigten Entwürfe und Vorarbeiten 
zu solchen, unter Benützung der Fortschritte in 
der W^issenschaft und der legislativen Erzeug- 
nisse anderer Länder. Es ist die im bisherigen 
Strafgesetzbuch angenommene Dreitheilung 
in Verbrechen, Verffehen und Polizeiübertre- 
tungen beibehalten una letztere (zu welchen auch 
die geringeren Grade der als Verbrechen 
oder Vergehen verpönten Handlungen, namentlich 
der Körperverletzung, Ehrenbeleidigung, Dieb- 
stahl, Unterschlagung, Betrug, Wucher und Ei- 
genthumsbeschädigung gehören sollen) sind in die- 
sem Entwurf nicht aufgeführt, sondern dem Polizei- 
Strafgesetzbuch vorbehalten. Als Verbrechen 
sind nur jene Handlungen oder Unterlassungen 
erklärt, welche mit Todes- oder Zuchthaus- 
strafe — als Vergehen iene, welche mit Ge- 
fängniss oder Geldstrafe bedroht sind (Art. 1. 
2. u. 4.). Andere selbstständige Strafen hat der 
Entwurf nicht, doch droht derselbe theils als 
Folge, theils als Zugabe der Zuchthaus-, Ge- 
fängniss- und Geldstrafe den Beamten und öf- 
fentlichen Dienern auch Verlust des Dienstes 
(Art. 26. 343 — 370.) und gegen unverbesser- 
liche Menschen kann statt der Gefängnissstrafe 
körperliche Züchtigung erkannt werden, welche 
die Zahl von 30 Ruthenstreichen nicht über- 
schreiten soll (Art. 20.) , auch ist den Gerichten 
äestaltet, aus subjectiven und objectiven Grün- 
en, welche im Art. 21 angegeben sind, die 
Erstehung der Zuchthaus- und GePangnissstrafe 
in einer Festung anzuordnen. Für den Vollzug 
der Todesstrafe, welche mit keiner Schärfung 



verbunden werden soll, ist die Intramuran- Hin- 
richtung vorgeschlagen (Art. 15.). Die Zucht- 
hausstrafe ist entweder lebenslänglich oder auf 
bestimmte Zeit, im letzteren Falle nicht über 
20 und nicht unter 5 Jahren zuzuerkennen 
(Art. 17.), die Gefängnisstrafe nicht über 5 Jahre 
(Art. 18.), die Geldstrafe in der Regel nicht 
über 1000 fl. (Art. 24.). Im Falle der Unein- 
bringUchkeit wird die Geldstrafe in Gefängnisü 
verwandelt und hiebei 1 Tag Gefängniss 3 (Jul- 
den fflelchgeachtet (Art. 25.).' Absolute Straf- 
androhungen finden sich ausser der Todesstrafe 
auch da, wo lebenslängliches Zuchthaus gedroht 
ist. Als gesetzliche Folgen der Venjurtheilung 
zur Todes- oder Zuchthausstrafe ist der Verlust 
mehrerer Rechte, dann der Eidesfähigkeit aus-- 
gesprochen (Art. 26. 29. 30. 31. 34.): als Folge 
einer Vergehensstrafe können die Gerichte auch 
auf den Verlust bestimmmter Rechte erkennen, 
so wie ihnen auch gestallet ist, bei Verbrechen 
noch andere als die gesetzlichen Folgen nach 
gesetzlicher Vorschrift festzusetzen (Ait. 27. 29. 
32 — 34.). Die Todesstrafe ist vorgeschlagen 
für: Hochverrath (Art. 94. 98.); Landesverrath 
(Art. 104-106. 108.); Mord (Art. 228.); Raub, 
wenn dabei lebensgefährliche Misshandlung oder 
Peinigung verübt worden (Art. 299,); Erpres- 
sung unter gleicher Bedingung (Art. 301.); 
Brandstiftung, Verursach«! einer üeberschwem- 
mung oder Explosion, wenn in deren Folge ein 
Mensch das Leben verloren hat und der Thäter 
diesen Erfolg als wahrscheinlich voraussahen 
konnte (Art. 327. 333. 335.); Gefährdung oder 
Beschädigung der Eisenbahn, wenn in Folge 
derselben ein Mensch das Leben verlor (Art. 337.), 
wo die vorerwähnte Bedingung der Art. 327« 
333. 335. nicht gemacht ist; endlich wenn ein 
Richter geflissentlich eine nicht rechtskräftig 
zuerkannte Todesstrafe vollziehen liess (Art. 359.). 
Fahrlässigkeit ist nur in den im (Jesetze 
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ansdräcklich vorgeschriebenen Ffillen strafbar 
(Art 5.). 

Ueber die Anwendung der Strafgesetze auf 
Inländer und Ausländer enthalten die Art. 10—14, 
über die Auslegung der Gesetze Art. 3 — 9, 
über Berechnung der Freiheitsstrafen und deren 
Vollzug Arl. 2?. 23. die geeigneten Bestim- 
mungen. 

Der Versuch ist erst strafbar, wenn er den 
Anbang der Ausführung enthält oder das Gesetz 
vorbereilertde Handlungen ausdrücklich fiir straf- 
bar erklärt (Art. 37. 38.). In der Regel soll 
der Versuch wie die Vollendung, die Thei Inahme 
(Hülfeleistung) wie die Urheberschaft beurtheilt 
werden und den Gerichten nur die Befugniss 
zustehen, auf eine geringere im Minimum ziem- 
lich hoch gesetzte Strafe zu erkennen (Art. 39. 
41 — 44.). Die Begünstlffung hat in der Regel 
Gefängniss oder Geldstrafe (Art. 49.), bei Dieb- 
stahl (Art. 290.) höhere Strafe zur Folge: dem 
Thäler nahe verbundene Personen sind von der 
Strafe der Begünstigung frei, sofeme letztere 
bios den Schutz des Verbrechens cegen Entdeck- 
ung oder (ge^en) geriditliche Verfolgung bezweckt 
hat (Art. 51.); Unterlassung der Verhinderung 
oder der Denunciation vorbereiteter Verbre- 
chen soll auch gegen hiezu nicht besonders 
verbundene Personen unter bestimmter Voraus- 
setzung als Begünstigung — gegen Mezu amt- 
lich verbundene Personen strenger bestraft wer- 
den (Art. 52. 53.). 

Als Gründe .der Ausschliessung oder Tilgung 
der Strafbarkeit sind Art 56—77 angegeben: 
Siörung des Vemunftgebrauchs; Jugend (unter 
12 Jahren); Taubstummheit; faktischer Irrthum 
und Unwissenheit; Befehl des amtlich Vorge- 
setzten; Zwang; Nothstand; Nottiwehr; Ver- 
tMkt bei jenen Verbrechen, welche nur auf An- 
trag verübt werden können; erlittene Strafe oder 
Begnadigung; Tod des Verbrechers; Verjährung. 
Bei letzlerer ist unterschieden zwischen Ver- 
jährung der Verlwechen oder Vergehen und 
zwischen Verjährung der zuerkannten Strafen: 
letztere verjähren Iheils gar nicht, theils nur 
nach längerem Zeitverlauf, doch wird eine zuer- 
kannte Todesstrafe nach 20 Jahren in lebens- 
läogUches Zuchthaus verwandelt. 

Fti^ die Zumessung der Strafen sind in den 
Art. 78 — 93 Regeln gegeben; ausserordentUche 
Mllderungs^ÜndS sind: Jugend (bis zum vol- 
lendeten 16. Jahr); geminderte Zurechnungs- 
fSiigkefl, wo ein hohes Strafminimum (bei To- 
des- oder lebenslängliche Zuchthausstrafe zehn- 
jiAriges Zuchthaus) vorgeschrieben ist, mithin 
entwwer Straflosigkeit oder wenigstens zehn- 
jilirfges Zuchthaus erkannt werden muss. Uh- 
rersdiuldet erlittener Untersuchungs- Arrest be- 
gründet Herabsetzung der Frdbeltsslrafe (Art. 86); 
nir den Zusammenflüss ist als Regel das Absor- 
WmnffS - System angenommen (Art. 87 — 89.); 
der Rückfall bildet emen Erschwerungsgnmd 
(Art. 90. 91.). 

IKe^ eltiselAdn Veriirechen und Vergeben sind 



In der Art au^elttbri, dtss zwar ein besonderer 
Abschnitt zwischen Staatsverbrechen und Pri- 
vatverbrechen nicht gemacht Ist, aber doch in 
den einzelnen Abtheilungen zuerst die Verbrechen 
gegen den Staat und die Obrlffkeit, dann che 
gegen das öfl*entUcke Wohl und gegen die öt- 
fentliche Sicherheit, sodann der Meineid und dtte 
Verbrechen gegen die SittUchkeit, dann aber 
die Privatverbrechen aufgeführt sinc^ unter wel- 
chen jene ffegen die Person voranstellen. Den 
Schluss bilden die V^recfaen und Vergehen 
der Beamten und öffentlichen Diener. 

Der hn Strafgesetzbuch vom Jahre 1818 an- 
genonnnene, aber beim Incest verlassene Grund- 
satz, dass nur Rechtsverletzungen als Verbreche 
oder Vergehen bestraft werden, Ist In Aesem 
Entwurf ganz aufgegeben. 

Die Strafen der einzelnen Verbrechen «nd 
Vergehen sind zum Thell bedeutend niedriger 
als im Strafgesetzbuch vom Jahre. 1813 gestätt. 

Bn Detail dieses Entwurfes hier anzugeben, 
würde zu weit führen und die Grenzen wie den 
Plan dieser Zeitschrift überschreiten. Einzelnes 
Nähere wird bei Gelegenheit der folgenden An- 
zeigen besprochen werden. 

Abegg. J. Fr. I., (eitrige zw Begili^tuf 
des Eatinines des Gesetzbudies iber Terbreekea ni 
Tergehea Ar das Kiiigreiek lajen vtn Jahre 18M. 
Erlangen, 1854. 8. 

Der Herr Verfasser bemerkt im Vorwort, 
dass theils besondere unmittelbar an Ihn' er- 
gangene Aufforderungen, theils Theilnahme an 
seinem Geburtsland, für welches der Entwurf 
gefertigt Ist, Ihn zu der Beurtheilung des letz- 
teren bewogen haben. 

Er billigt (S. 15.) die Eintheilung in Ver- 
brechen und Vergehen zwar nicht Im Allgemei- 
nen, aber aus den in den Motiven des Entwurfes 
(S. 162.) angegebenen Gründen, dass nttmllch 
nun einmal in Bayern diesseits und jenseits des 
Rheins diese Eintheilung einheimisch und mit 
andern Gesetzen und Ehirichtnngen verwebt sei. 
Er ßndet es ungenügend, dass aus der Strafe 
erkannt werden soll, ob eine Handlung Verbre- 
chen oder Vergehen sei (S. 16 fg.). 

Der Einfachheit des Strafsystems vrlrd BeifcU 

äezollt (S. 23.), das Wegfallen aller Schäriungen 
er Todes- und Zuchthausstrafe gelobt (S. 23. 
25.), das Wegfallen der kdrperliehen Züchtigung 
gewünscht (S. 25.). 

Der Herr Verfasser billigt es (S. 31.), dass 
auf den Versuch dasselbe Strafgesetz wie auf 
die Vollendung angewendet werden soll, er be- 
zieht aber den Ausdruck des Entwurfs, dass die 
Gerichte die Befugniss haben, eine geringere 
als die auf die Vollendung gesetzte ^fe zu- 
zuerkennen, hier eben so wie bei der Strafe 
der Theilnehmer auf eine Nothwendigkelt 
solcher Herabsetzung und wünscht, dass diese 
Nothwendigkelt deutlicher ausgedrückt werde 
(S. 860« Uebrigens blUlgt er^ dass Grade des 
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Yersuohs uaid ^ Th^Unakme nlobt feetgeseUt 
Würden (S. 32—36.). 

Bei Beurtheilung der GSrttnde, welche die 
Strafbarkeft ausschlieasen oder tilgen, wird als 

K recht hervorgehoben y dtss die Strafbarlieit der 
gend vor Geriete erst nach vollendetem awöif«- 
ten Jahre eintreten soll (S. 42) und eben so 
wird gebilligt, dass auch rechtskräftig erkannte 
Strafen, obgleich in längerer Frist, mr Verjäh- 
rung unteri^en sollen (S. 46). Die aUgemei- 
nen Regeln über Zumessung der Strafe werden 
als Fortschritt erkannt, S. 47. Den Bestimmun- 
gen über Zusammenfluss und Rück£Eill , dann über 
YerjähniDg, wird im Allgemeinen beigestimmt, 
ß. 52—54. 

Der Verfasser billigt die Bestimmungen über 
Hochverrath und dessen Unterscheidung vom 
Landesverrath , hält auch die Todesstrafe unter 
den im Entwurf gemachten Voraussetxuagen eben 
so gerechtfertigt, wie den Vorschlag, dass auch 
der Ausländer des Hochverraths sich schuldig 
machen könne; doch weist er auf die Schwie- 
rigkeiten hin, welche diese letztere Bestimmung 
in der Praxis beretten kann und auf die Rätb- 
lichkcit, den Bruch des engeren Bandes, wel- 
ches der Unterthan verletzt, auch durch das 
Sirafgesetz zu bezeichnen, S. 56—60. Die Be- 
zeichnung der Fälle der Vorba*eilunff zum Hoch- 
verrath wird als richtig, die Strafe im Alke- 
meinen als verhältnissmäsig, doch mit aem 
W^unsch theilweiser näherer Bestimmung aner- 
kannt, 6. 61. 62. 

Uinsichtlieh des Angriffs durch Presserzeug- 
nisse auf die Recbtsinstitute der Ehe, der Fa- 
milie oder des Bigenthums oder auch einzelne 
Stände oder Klassen der bürgerlichen Gesell- 
schan, welche der Entwurf n^t gleicbmässigen 
Angriffen auf die UnverletzKchkeit des Königs, 
dessen verfassungsmässige Gewalt, die Thron- 
folge oder die bestebende Regierungsform in 
demselben Artikel (114) zusammenstellt, wird 
S. 64 — 66 Beschränkung und genauere Fassung 
gewünscht. 

Ueber Landfriedens- und Hausfriedensbruch sind 
S. 79 — 82 zweckmässige Bemerkungen gemacht. 
Die Bestimmungen über das Duell werden ira Allge- 
meinen als gerecht und zweckmässig anerkannt , 
S. 84^-88, jedoch auch dne Vorschrift über Voll- 
ziehung des Zweikampfs ohne Secundanten, Straf- 
losigkeit der Secundanten und Zeugen, bedingte 
Stnäosigkeit der CartellUräger und ein Strafge- 
setz wider Anreizung zum Zweikampf empfoh- 
len S. 88. 89. 

Der Behandlung der Hünzv^brechen und der 
Unterscheidung derselben von der Fälschung von 
Greditpapieren wird Beifall gegeben, S. 89— 92; 
eben so den Bestimmungen über Fälschung öf- 
fentlicher Urkunden, Cremtpapiere, Siegel u. s. w. 
S. 98—95; einzelne Bemerkungen werden je- 
doch dabei gemacht. 

Bei dem Kapitel von strafbaren Handlungen 
in Bezug auf Eid, Handgelöbniss und gerichtÜ- 
«ches Zeugniis macht der Herr Verfisser gevriohr 



tige Bemerkung^ ^ S. 95— 101. Er bOUgt^ dass 
diese Handlungen in einem Kapitel zusammen- 
gestellt wurden, findet es bedenklich, dass der- 
jenige wegen Meineids gar nicht strafrechtlich 
verfolgt werden soll, welcher in einer Strafsache 
ausirrthum über ein von ihm selbst begangenes 
V^brechen als Zeuge oder Sachverständiger 
eidlich vernommen worden ist und macht auf- 
merksam, dass wenn nach Art. 197 der Wider- 
ruf eines falschen Zeugnisses drei Tage lang mit 
Wirkung der Straflosigkeit statt finden, diese 
Straflosigkeit aber doch nicht eintreten soll, so^ 
bald auf den Grund des Zeugnisses ein ln*theil 
erfolgt ist, eine Ungleichheit der Behandluuff 
entstehe und der Zufall, ob das Urtheil sogleich 
oder später erlassen wird, darüber entscheide, 
ob die dreilägige Frist statt finde oder nicht; 
auch wird daram aufmerksam gemacht, dass der 
zufällige Umstand, ob das Protokoll abgeschlos- 
sen und unterzeichnet ist, die Frage, ot) der 
Meineid vollendet oder nur versucht, nicht ent- 
scheide. 

Die Bezeichnung des Mords ala „Tödtung nft 
Vorbedacht'^ virird als genügend erklärt, fiir den 
Todtschlag statt der Bezeichnung „Tödtung ab- 
sichtlich, jedoch ohne Vorbedacht'^ die 
Bezeichnung gewünscht: „vorsätzlich, je- 
doch ohne Vorbedacht,'' S. 112— 114^ Es 
vrird gebilligt, dass der Giftmord, welcher nickt 
strenger als ein anderer Mord zu bestrafen, nicM 
besonders hervorgehoben ist, S. 117, Die Be- 
stimmunffen über Kindsmord und lündesabtrei- 
bung eraalten Beifall, namentlich dass bei er- 
sterem nicht mehr dieLebensftlhigkeit des Kindes 
verlangt wird; dass VerheimUcfaung derSchwan*- 
gerschaft und der Geburt nicht verpönt werden 
und dass gewerbmässige, von einer anderes 
Person verübte Abtreibung mit strengerer Strafe 
belegt werden soll, S. 117—120. 

Der Abschnitt von Körperverletzungen wird 
mit Beifall belegt und es sind Interessante Be- 
merkungen beiffelUgt, S. 120 — 128. Eben so 
erhält der Abschnitt von Verletzung der persön- 
lichen Freiheil Beifall, S. 129—133, so wie der 
Abschnitt von Angrifl'en auf die Ehre, S. 133 
— 136, dann im Allgemeinen jener von straf- 
baren Handlungen in Bezug auf Standes- und 
FamiUenrechte, S. 136—139. 

Zu den Bestimmungen über Diebstahl werden 
nur einzelne Erinnerungen gemacht (S. 139 — 148 
und bei der Unterschlagung wird es als ffans 
richUg erklärt, dass zum Begriffe des Ver^*^- 
chens die Absiebt erfordert wird, sich oder ei- 
nem Dritten einen rechtswidrigen Vortbeil zu 
verschaffen, so wie dass unter dieser Voraus- 
setzung auch die eigenmächtige Verpfändung 
einer bremden (anvertrauten u. s. w.) Sache als 
Unterschlagung angesehen werden soH, S. 148 
— 150. Die besonäere Behandlung der Vorent- 
haltung gefundener Sachen, so dass diese That 
nicht als eigentliche Unterschlagung, nodi we-* 
Aiger ids Fu«ddi«balaU darg^tilU, sondern nur 
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der Unterseidagiing «fferaifat ia^ wird ak saeb^ dasi nach gewShnlicher ErfArang auch aiil m^ 
g&DäES erklärt S. 150. bedeutenden Gegenständen z. B. mit eine» Uol&^ 
Der Herr Verfasser hält es auch fiir gerecht- spUtter, welcher in das Auge gestossen wird, 
fertigt , dass beim Raub das Moment der wider- eine lebensgeßLhrliche Verletzung erzeugt wer* 
rechtlichen Bemäcbtigung der fremden bewegli- den kann, während n^t einer eigentlichen Waffd, 
chea Sache in den Vordergrund gestellt und z. B. Säbel ^ auch nicht lebensgefährliche Ver* 
gonadi die Vollendung erst mit dieser Bemäch- letzunffen möglich sind. Es wird aufmerksaai 
tigung, nicht schon mit der Vergewaltigung der gemacht, dass es darauf ankomme, ob der Thä*- 
Person angenommen wird; dass femer desRau- tersich bewaffnet habe, um eine Körpenrerletzuof 
bes schulmg sein soll, wer einen Anderen in zuzufUgen und dass der Gesetzgeber das Wort 
a&derer als habsüchtiger Abacht vergewaltigt „Waffe^^ und somit auch dessen Definition ver- 
bat uad diesen Zustand zur Verübung eines Dieb- meiden und durch eine mehr allgemeine Be- 
^aUs I>enutzt, S. 150 — 152. Stimmung die Entscheidung dem Ermessen des 
Der Strafbestimmung wider gewerbsmäsigen Richters anheimstellen sollte. -^ Die Beibehal- 
Wucher wird S. 161 das Wort geredet. tung der Todesstrafe (Art. 15) wird bedauert 
Seite 163 wird ein Bedenken dagegen ge- und hiegegen unter Hinweisung auf die bekann«^ 
itessert, dass der bedingt mit Todesstrafe ten Gründe gegen diese Strafart und auf die 
bedrohte Fall einer Brandstiftung, in deren Folge Erfahrung, dass diese Strafe nicht abschreckend 
ein Mensch das Leben verloren hat, wirke, dann auf die in den Motiven (zu Art. 16 
unter den Fällen der Beschädigung desEi- über Zuchthausstrafe) anerkannte Verpflichtung 
gen t bums vorkommt. Die gelindere Bestra- des Staats, den Verbrecher nicht zu vernichten, 
iung bei thätiger Reue im Falle doloser — und sondern dessen ^Verbesserung herbeizufüliren, 
die Straflosigkeit bei zeltiger Löschung im Falle eventuell gegen den öffentlichen Prunk mit Hin«- 
fahr lässiger Brandstiilung wird S. 170 gebillifft: richtungen und gegen die damit verbundene 
eben so die Bestimmungen gegen Störung des psychologische Peinigung des dem Tode Ge- 
Gebrauches von Eisenbahnen und Telegraphen, weihten sich ausgesprochen. — Zu Art. 16 wird 
Hinsichtlich der Vorschläge über die beson- mit Beifall begrüsst, dass die der Besserung 
deren Verbrechen und Vergehen der Beamten des Verbrechens so sehr entgegenwirkenden 
und öffentlichen Diener wird im Wesentlichen Schärfungen der Zuchthausstrafe, namentiick die 
dem Entwürfe beigestimmt, S. 176 — 187. öffentliche Ausstellung, nicht mehr in das Ge- 
Es bedarf wohl kaum der Bemerkung, dass setzbuch aufgenommen werden sollen; eben so 
hier nicht alles Interessante der angezeifften zu Art. 17 das Wegfallen der Zuchthausstrafe 
Schrift angegeben werden konnte: insbeson&re auf unbestimmte Zeit, wobei der Herr Verf. auch 
mussten me vielen Bemerkungen in Bezidiuag auf die Unzweckmässigkeit und den Widerspruch 
auf fiedaction und Sprache des Entwurfs , na- aufmerksam macht, wenn das Gesetz durch Hin- 
mentlich in Beziehung auf Richtigkeit des Aus- Weisung auf Begnadigung sich selbst als zu 
drucks hier üba-gangen werden, indem sie, ob- streng erklärt und in dem Sträfling den Gedan* 
gleich deren Berücl^ichtigung zur Vermeidung ken erweckt, dass ihm im Nmnen des Gesetzes 
von Undeutlichkeitai im Gesetzbuch und von und der Gerechtigkeit Unrecht zugefügt worden 
Zweifebi in der Anwendung sehr nothwendig ist; ein Gefühl, welches durch die nachher wirk- 
sein mag, doch hier nicht gegeben werden lieh ertheilte Begnadigung nicht mehr ganz ver- 
können, ohne die Gränzen dieser Blätter zu tilgt wird. — Gegen die Wiedereinrobrung der 
überschreiten. k^erlichen Züchtigung, obgleich nur fÜrLandstrei^ 

eher, Gewohnheitsbettler u.dgl. (Art. 20) «-klärt 
Fried reich, J. B., anthropologisch-psycholo- »ich der Herr Verf. auf das Entschiedenste, zeigt 
gische Bemerkungen über den bayerischen dass man nicht die allgemeine Behauptung auf- 
Entwurf des Gesetzbuches über Verbrechen «teilen könne, es entbehrten dergleichen Leute 
und Vergehen vom Jahre 1864 und dessen gänzlich alles EhrgelÖhls und aller Fäblffkeit 
Motive. Ifümberg, 1855. 8. der Besserung ; dass in der Einführung der rrü^ 

gelstrafe für die geringere und ärmere Classe 

Der Herr Verfasser, durch mehrere wissen- ein Aristokratismus der Strafen liege; dass diese 

schftftliche Werke und Abhandlungen eben so Strafort das Ehrgefühl herabdrücke und dass äLe 

wie durch die von ihm redigirten Blätter fiir Anwendung dieser Strafe oft der Gesundheit, 

gerichtliche Anthropologie vortheilhaft bekannt, ja zuweilen dem Leben geflIhrUch sei und diese 

unterwirft jene Stellen des neuesten Entwurfs Gefahr lücht immer im Voraus ^kannt werden 

eines Strafgesetzbuchs für das Königreich Bayan, könne. — Aus Veranlassung des Art. 26 des 

welche in die gerichtliche Anthropologie ein- Entw., welcher als Folge der rechtskräftigen 

sdilagen, einer Kritik. Verurtheilung zur Todes- oder Zuchttausstrafe 

Die Erklärung des Art. 6, dass Waffe ein den Verlust des Adels, d^ öffentlichen Aemter 

Gegenstand sei, durch dessen gewaltthäUgen und Auszeichnungen, der Fähigkeit zu solchen 

Gebrauch nach gewöhnlicher Erfahrung lebens- Vorzügen und in der Regel auch der Fähiffkeit 

gefährliche Verletzungen hervorgebracu werden Vormmd und dgl. zu sein, erklärt, schildert 

Jiöiinen, wird ungenügend befanden und bemerkt, dir Bon YwL die Vorzüge dieser Bescfai|b«- 
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Jgmg und denWerih, 4as8 derYa*liist der Ehre 
nicht, andi bei andern Verbrechen eintreten, also 
demVerbrechei* die Möglichkeit nicht entzogen 
werden soll, in Zukium ein nützliches Glied 
der menschlichen Gesellschaft zu sein. — Zu 
den ArtikeUi 56. 57. 58. 83. des Entw. geht 
der Herr Verf. von der von ihm schon früher 
vertheidigten Ansicht aus, dass der Mensch nur 
psychisch * frei oder psychisch- unfrei sei, eine 
geminderte ZurechnungsPahigkeit aber es nicht 
ffebe. Er findet es für zweckmässiger, im Art. 
56 statt einzelner psychischer die gänzliche 
Uazurechnungsrähigkeit begründender Zustände 
einen allgemeinen Grundsatz (ein generelles je- 
der Untersuchung über die Zurechnun^sfahigkeit 
zur Basis dienendes Prindp) aufzustellen, allen* 
falls in der Art: Jenes Individium, welches 
zur Zeit der begangenen gesetzwidrigen That 
sich in einem psycl^sch-unfreien Zustande be- 
fand, ist nicht zurechnungsrahig, oder: Mangel 
der psychischen Freiheit, psychischen Selbstbe- 
lE^mmungsfähigkeit schUesst die Strafbarkeit aus. 
Die weitere Bestimmung des Art. 56, dass, wenn 
der Thäter das Verbrechen bei noch bestande- 
ner Zurechnungsfählgkeit beschlossen und sich 
sodann, um dassell]^ auszuführen, absichtlich 
durch Trunk oder andere Mittel in den Zustand 
der Bewusstlosigkeit oder Sinnesverwirrung ge- 
setzt hat, die gesetzliche Strafe eintritt, wird 
getadelt, indem der Thäter für das, was er im 
— obgleich absichtlich herbeigeführten psychisch 
unfreien Zustande cethan, nicht gestraft werden 
könne, sondern die Imputation und Strafaus- 
messung hier ihre Richtung lediglich nur auf den 
Vorsatz, die That zu I>^ehen und die zu die- 
sem Zwecke absichtlich hervorgerufene Betrun- 
kenheit nehmen könne (S. 64.) — Gegen die 
jÜ^stnfung der Zurechaungsfähigkeit bei Kmdern 
nach Lebensjahren (Art. 57) wird eingewendet, 
dass die psychische Entwicklung bei einem In- 
dividuum früher, bei einem andern später ein- 
trete und dass es zur Härte führe, wenn der 
Unterschied von einem oder drei Tagen des 
höheren oder niedrigeren Alters den Sprung zu 
einer höheren Strafe begründen soll. Es komme 
ohne Unterschied des Alters nur auf psychische 
Freiheit oder Unfreiheit an und hierüber sei in 
jedem concreten Falle ein Ausspruch der Sach- 
verständigen einzuhohlen. — Auch bei Taub- 
stummen (Art. 58) komme es nur auf die all- 
gemeine Frage an, ob sie im Zustande der psy- 
chischen Freihdt oder Unfreihdt gehandelt haben 
und selbst bei gebildeten Taubstummen dürfe 
man nicht unberücksichtigt lassen, dass immer 
noch mehr oder weniger Züge aus dem frühe- 
ren Zustande übrig bleiben. — Die im Art. 83 
enthaltene Annahme ein^ geminderten Zurech- 
nungsfähiffkeit sei mit dem einzig haltbaren 
Principe der Imputation, nämlich der psychischen 
Freiheit, der psychischen Selbstbestimmungsfä- 
higkeit durchaus nicht viereinbar und somit selbst 
«npsycbologiseh. Es gebe keine Grade der 
psycbifldien Freiheit, mn Mittelding zwiscbea 



psychicieh frei und psychisch imird: die ver«> 

schiedenen Uebergangsgrade von der psychischen 
Normalität zur psycmschen Abnormität berech- 
tigten keineswegs, auch verschiedene Grade 
der psychologischen Zurechmugsfähigkeit anzu* 
nehmen; denn wenn es auch immerhin solche 
Uebergangsstufen gebe, so trete doch immer 
nur einmal jener Zustand ein, in welchem der 
Mensch nicht mehr frei, d. h. nicht mdir im 
Stande sei, sich psychisch selbst bestimmen zu 
können und damit trete zu gleicher Zeit seine 
Unzurechnungsfähigkeit ein, ft& die es dann keia 
Mehr und kein Weniger gebe, weil es kdae 
Viertels — keine halbe Freiheit oder Unfrdheit 
gebe. Dieser Ausführung ungeachtet und ob^ 

Sleich zu Art. 228 das Charakteristische des 
[ords dahin angegeben wird , dass die That im 
Zustande psychischer Willensfreiheit verübt wurde 
(S.88), wendet doch der Herr Verf. zu Art. 229 
nichts dagegen ein, dass der Todschiag, wel- 
dien er S. 89 in der Note als im Affekt und 
nicht im Besitze der Willensfreiheit begangen 
erklärt, ein strafbares Verbrechen sei. — Ge- 
gen Art 59, welcher Unwissenheit über das 
bestehen eines Stra^esetzes nicht als Grund der 
Auschliessung der wafbarkeit gelten lässt, be- 
merkt der Herr Verf., dass dies nur bei Hand- 
lungen anwendbar sei, deren Straibarkeit Jedem 
von selbst sich aufdringe 0- dass ferner ein 
Unterschied zwischen männlichem und weiblichem 
Geschlecht zu machen sein dürfte. — Es wird 
gebilligt, dass Art. 62 die Zurechnung flir gänz- 
lich ausgeschlossen erklärt im Falle unwider- 
stehlicher körperlicher Gewalt oder Drohungen. 

— Zum Art. 204 fragt der Herr Verf. wanun 
öle Nothzucht nicht auch in dem Fall als mög- 
lich angenommen und mit Strafe belegt wird, 
wenn sie von weiblichen an männlichen Indivi- 
duen begangen worden: auch wünscht er den 
Fall bestimmter mit ausgedrückt, wenn die Ueber- 
wältigung eine psychische war. — Im Art 206 

— (Missbrauch von Mädchen unter 12 Jahren 
oder von Frauenpersonen die im Zustande der 
Willens- oder Bewusstlosigkeit sich befinden, zum 
BeischlaO — wird bezüglich des letzteren Falles 
mehr Klarheit des Ausdrucks gewünscht. — 
Dem Art. 223, welcher bestimmt, wann Flei- 
schesverbrechen für vollendet zu achten, wird 
im Wesentlichen Beifall gezollt, jedoch noch 
laxere Bestimmung liir zweckmässig gehalten. — 
Die Erklärung des Mords im Art. 228 wird in 
dem oben bei der Zurechnung angegebenen 
Sinne beanstandet und beim Todtschlag (Art. 
229) (ganz nchtig) bemerkt, dass der Wegte 
Affect und die Tödtung nicht unmittelbar auf- 
einander folgen müssen und dass Tödtung mittelst 
Gifts ebenfalls im Affekt möglich sei. — Es 



1) Art. 60 des Entw. ist dem Art. 71 des Strafge- 
setzbuchs vom J. 1813 entnommen: allein jenes Str. 
G«8. Buch verpönte nicht so viele Handlungen als jetzt 
der Sntvoif vatpOnen wilL 
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wird gebilligt und n^er begründet, dass Art. 
237 die Vergiftung (welche nicht in der Absicht 
zu tödten geschehen) nicht mit der Körperver- 
letzung zusammenstellt. — Zu Art. 239 wird 
es für zeitgemäss erklärt , dass zum Begriff des 
ffindsmords die Lebensfähigkeit des Kindes nicht 
mehr erfordert wird, dagegen wird es geladelt, 
dass nur in den ersten !ä Stunden nach der 
Geburt das specielle Verbrechen des Kindsmords 
angenommen werden soll: die Aufregung der 
Mutter, welche das besondere Strafgesetz be- 
gründet, sei nicht Immer, zuweilen aber auch 
mnger als 24 Stunden vorhanden und deshalb 
sei es zweckmässig, gar keinen Termin festzu- 
setzen und noch zweckmässiger, die bei der 
Zurechnung vorgeschlagenen allgemeinen Grund- 
sätze über psychische Freiheit oder psychische 
Unfreiheit anzuwenden. — Abtreibung der Lei- 
besfrucht (Art. 241), glaubt der H. Verf., soll 
nach dem Entwurf strafbar sein, auch wenn 
zwischen dem gebrauchten Mittel und dem Erfolg 
kein Causalnexus besteht und er stimmt dieser 



1) Die Motive des Entw. sagen S. 417 allerdings, 
dass der Thatbestand der Kindesablreibung lediglich 
in den beiden factischen Prämissen liege, dass ein 
AbortivmiUel vorsätzlich gebraucht worden und dass 
hierauf ein Abortus wirklich eingetreten ist; allein der 
Art. 241 erklärt ein Abortivmillel als dasjenige, wel- 
ches (also seiner Qutilität und Quantität nach) den Tod 
der Frucht im MuUerleibe bewirken kann und dann 
wird der Beweis des Causalnexus nicht verlangt. 



Ansicht nicht bei, weil Abortlvmfttel selten wir- 
ken, der wirkliche Abortus oft durch eine andere 
Ursache als das gegebene Mittel veranlasst sein 
kann und wenn das Mittel viirklich die hin- 
reichende Ursache des Abortus gewesen, Rich- 
ter und Geschworne den Fall gewissenhaft prüfen 
und in zweifelhaften Fallen mit vollem Äechte 
den Schuldausspruch nicht fällen werden. — 
Die Erklärung einer Körperverletzung im Art. 247 
wird als nicht vollkommen entsprechend bean- 
standet, aber doch als genügend bezeichnet. Die 
Abstufung der Strafe, je nachdem der Verletzte 
einen bleibenden Nachlheil an Körper oder Ge- 
sundheit oder eine längere oder kürzere Krank- 
heit oder Arbeitsunfähigkeit erlitten hat, vnrd 
als ungenügend erklärt, weil die Aerzte hier- 
über und insbesondere über den Causalzusam- 
menhang selten vollständige Gewissheit geben 
können. — Zum Art. 321, nach welchem Aerzte, 
Apotheker und Hebammen, welche ein Geheim- 
niss, zu dessen Kenntniss sie vermöge Ihres 
Berufes gelangt sind, unbefugt (d. h. wie 
die Motive erläutern, nicht auf obrigkeitliche 
Aufforderung oder in anderer Welse pflichtge- 
mäss) Andern mittheilen, auf Antrag des Be- 
theiligten an Geld gestraft werden sollen, spricht 
sich der H. Verf. gegen jede Verbindlichkeit der 
Aerzte etc. aus, die ihnen in ihrem Berufe an- 
verlrauten Geheimnisse irgend Jemand zu offen- 
barei^ und er glaubt, dass wenn die Gerichte 
in irgend einer Sache ärztlicher Auskunft be- 
dürfen, hiezu ein anderer als der behandelnde 
Arzt etc. genommen werden könne. 



Schweif. 
Bas privatreditlicke Gesetibiich fir den Kanton Zirieh (IV. Ftrdenugen «d Sehtlden) i). 



Unterm 16. April 1855 hat der Grosse Ralh 
des Kantons Zürich den dritten Theil des pri- 
vatrechtHchen Gesetzbuchs lilr den Kanton (iiber 
dessen beide ersten Theile in den Jahrb. Bd. 1. 
S. 82 f. berichtet worden) beschlossen. Der- 
selbe ist durch Vollziehungsverordnung des 
Regierungsraths des Kantons vom 21. desselben 
Monats publidrt worden, und mit dem 1. Heu- 
monat 1855, theilweise, bezüglich der vor dem 
1. Heumonat 1855 eingegangenen Bürgschalten 
mit dem 1. Heum. 1857 in Kraft getreten. Er 
bildet das „vierte Buch" des Gesetzbuchs und 
hat folgende Rubriken: Erster Abschnitt. Von 
den Verträgen Im Allgemeinen. Erstes Kapitel. 
Eingehung der Verträge $§. 903—954. Zwei- 
tes Kapitel. Inhalt der Verträge $8.955 — 963. 
Drittes Kapitel. Nebenbestimmungen der Ver- 

1) Vgl. Jahrbücher Bd. I. S. 28. — Das fünfte 
Buch, das Erbreclit entbalteDd, ist vor Kurzem im 
Grossen Rath durclibeiathen und wird demnächst gleicli- 
lalls publicirt werden und damit das ganze privatrecht- 
liebe G^setzbucli geschlossen sein. 

Jahrb. L Reehttwisf. 1855« 



träge SS. 964 — 979. Viertes Kapitel. Eriul- 
lungSS'980~1024 (in diesem Kapitel wird auch 
der ^,Konkurs der Gläubiger" behandelt). Fünf- 
tes Kapitel. Uebertragung der Forderungen 
SS. 1025 — 1040. Sechstes Kapitel. Auflösung 
der Vertragsverhältnisse SS* 1041 — 1076. Zwei- 
ter Abschnitt. Von den einseitigen Forderungen 
auf Hingabe. Erstes Kapitel. Schenkungsver- 
sprechen SS- 1077 — 1094. Zweites Kapitel. 
Utnerslülzungspflicht SS- 1095 — 1096. Drittes 
Kapitel. Geldschuldscheine auf den Inhaber 
SS. 1097 — 1107. Dritter Abschnitt. Von den 
Forderungen auf Rückgabe. Erstes Kapitel. 
Darlehen SS- 1108 — 1124. Zweites Kapitel. 
Gebrauchsleihe (Kommodat) SS* 1125—1136. 
Drittes Kapitel. Hinterlcgungsvertrag (Deposi- 
tum) SS. 1137 — 1155. Vierter Abschnitt. Von 
den Forderungen auf Geschäftbesorgung. Erstes 
Kapitel. Auftrag (Mandat) SS. 1156 — 1205. 
Zweites Kapitel. Geschäftsbesorgung ohne Auf- 
trag S8. 1206—1215. Fünfler Abschnitt. Von 
den Forderungen aus ungehöriger Bereicherung 
auf Erstattung. Erstes luipitel. Rübkfordenm- 

12 
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goa ausbezahlter NU^tscbuld Si 1216— 122& 
Zweites Kapitel. Andere Forderunff aus unge- 
höriger Bereicherung S8. 1229—1234. Sech- 
ster Abschnitt. Von den Forderungen und Ge- 
meinschaft. Erstes Kapitel Gemeine Geseil- 
schaft SS. 1235 — 1256. Zweites Kapitel. Ei- 
gentliche Handelsgesellschaft (Collektivgesell- 
schaft) S«. 1257 — 1328. Drittes Kapitel. Com- 
manditengesellschaft SS- 1329—1341. Viertea 
Kapitel. Actiengesellschaft $S- 1342—1365. 
Fünftes Kapitel. Gemeindenschaft (Zusammen- 
theilung) SS* 1366 — 1378. Sechstes Kapilel. 
Forderungen aus anderer Gemeinschaft SS* 1379 
— 1382. Siebenter Abschnitt. Vom Kauf und 
Verkauf. Erstes Kapitel. Abschliessung des 
Kaufvertrags SS- 1383 — 1397. Zweites Kapitel. 
Wirkungen des Kaufvertrags $$. 1398—1435. 
Drittes Kapitel. Uebergang der Gefahr und des 
Eigenthums SS- 1436 — 1444, Viertes Kapitel. 
Besondere Bestimmungen des Kaufvertrags SS-1445 
— 1467. Fünftes Kapitel. Versteigerung (Gant) 
SS. 1468—1479. Sechstes Kapilel. Tausch- 
vertrag SS- 1480—1482. Achler Abschnitt. 
Von den Verträgen über erhebliche Benutzung 
einer Sache. Erstes Kapitel. Sachenmiethe 
SS- 1483 — 1516. Zweites Kapitel. Facht 
SS. 1517 — 1546. Drittes Kapitel. Viehverstel- 
lung SS. 1547 — 1559. Neunter Abschnitt. Von 
den Verträgen über entgeltliche Arbeit und Ge- 
schältsbesorgung. Erstes Kapilel. Lohndienst- 
vertrag SS- 1560—1566. Zweites Kapitel. Ho- 
norarvertrag (Freidienstvertrag) SS- 1567 — 1571. 
Drittes Kapitel, Verdingung eines Werkes (Werk- 
vertrag SS. 1572— 1598. Viertes Kapitel. Ver- 
lagscontrakt SS. 1599 — 1614. Fünites Kapitel. 
Kommission SS* 1615 — 1641. Sechstes Kapilel. 
Spedition SS- 1642—1650. Siebentes Kapitel. 
Frachtvertrag SS. 1651 — 1670. Zehnter Ab- 
schnitt. Von d^ enAgeltiichen Versorgungsver- 
trägen. Erstes Kapilel. Leibgeding (Verpfründung) 
SS. 1671 — 1690. Zweites Kapilel. Leibrenten- 
Vertrag SS. 1691 — 1703. Eilfter Abschnitt. 
Von den Versicherungsverträgen. Erstes Kapitel. 
Versicherung im Allgemeinen SS* 1704 — 1740. 
Zweites Kapitel. Vrechselseitige Versicherung 
SS. 1741 — 1746. Drittes Kapitel. Einzelne 
Arten der Versicherung SS. 1747—1760. Zwölf- 
ter Abschnitt. Von den Glücksverträgen. Erstes 
Kapilel. Spielvertrag S$. 1761-1769. Zweiles 
Kapitel. Weite SS. 1770— 1774. Drilles Ka- 
pilel. Lotterie und Ausspielverlrag SS. 1775 — 
1779. Dreizehnter Abschnitt. Von der Bürg- 
schaft. Erstes Kapitel. Umfang und Arten der 
Bürgschaft §S. 1780—1790. Zweites Kapitel. 
Verbindlichkeiten des Bürgen SS* 1791 — 1799. 
Drittes Kapitel. Rechte des Bürgen SS. 1800— 
1808. Viertes Kapilel. Untergang der Bürgschaft 
SS. 1809—1815. Vierzehnter Abschnitt. Von 
den Forderungen auf Vorlegung einer Sache. 
Erstes Kapilel. Forderung auf Vorlegung einer 
Sache im Allgemeinen SS. 1816 — 1822. Zweites 
Kapitel Urkundenedition insbesondere SS* 1823 
—1826. Fünfisehnter Abschnitt. Von deuFor- 



d^nngea aus u&arlaubten HapdtamgffiL Etgta» 
Kapitel Entschädigungspflicht aus strafbaren and 
dolosen Handlungen $S. 1827—1833. Zweite« 
Kapitel. Entschädigungspflicht aus anderen wi- 
derrechtUchen Schaden SS. 1834— 1851. Drittes 
Kapitel. Von Beschädigungen durch Versehan 
der Beamteten und anderer öffentlicher Personea 
SS. 1852 — 1859. Viertes Kapitel. Forderung 
aus Furchterregung %%. 1860 — 1863. Secfcs- 
zehnter Abschnitt. Von den Entschädigungs^ 
forderungen ohne persönliche Verschuldung; 
Erstes Kapitel. Haftung des Wohnungsinbab^s 
für Beschädigung durch hinausgeivorfene oder 
gefallene Sachen $S. 1864—1871. Zweites Ka- 
pitel. Haftung des Familienhauptes für die Fa- 
milienglieder und Angehörigen SS* 1872 — 1874> 
Drittes Kapitel B^cbädigung durch Thiera 
SS. 1875— 1884. Viertes Kapitel BesohädigaiiB 
durch andere Sachen SS* 1885—1892. *- Au^ 
dem Inhalte dieses Theils des Gesetzbuchs er- 
scheinen folgende Bestimmungen besoud^s bia- 
merkenswerth. Unter den Verträgen im 
Allgemeinen werden „Schuld vertrage" 
verstanden. ,,Der Schuldvertrac beruht auf der 
erklärten Willensübereinkunft der Contrahenten^ 
in Folge wekher der eine Theil (der Schuldiierj 
sich dem ^lulern Theil (dem Gläubiger) gegenü- 
ber zu einer vermögensrechtlichen Leistung ver- 
pflichtet.« In Betreff der F or m : „Verträge über 
Veräusserung oder Verpfandung von Grundstücken 
sind nur in sofern gültig, al| sie schriftlich 
abgefasst und unterzeichnet worden 
sind." „Die schriftliche Form des Vertrages er- 
fordert oie Unterschrift wenigstens des Theils, 
der sich verpflichtel" Mehrere Contrahen- 
ten auf einer oder anderer Seite können vor- 
hsMidt^n sein „a) entweder so, dass jeder der 
mehreren Gläubiger oder Schuldner ohne Thei- 
iung der Fordenmg oder Schuld tunlichst flir 
das Ganze berechtigt oder verpflichtet erscheint 
(Solidarforderung und Solidarschuld); 
b) oder so, dass zwar zunächst die Forderiuig 
oder Schuld in Theile zerfällt, aber die Theile 
fortdauernd als Bestandlbeiie einer sich verbin- 
denden Gesammtforderungoder Gesammfr- 
schuld zu betrachten sind (eigentlicheTheil- 
forderungen, oder Theilschulden); cjoder 
so, dass die Forderung oder Schuld in mehrere 
kleinere gelrennte Forderungen oder Schulden 
zerlegt wird, von denen jede eine selbstständige 
Existenz Air sich hal^ Gegenstand des 
Vertrags (Obligatio) „kann jede mögliche und 
nicht unerlaubte oder unsittliche Leistung sein, 
die einen Vermögenswerth hat" >>Die 
Zinsverpflichtung selzt eine Kapital- 
schuld voraus. Sie beruhet entweder auf Ge- 
setz (gesetzliche Zinsen) oder auf Vertrag 
(vertragsmässige Zinsen) oder ohne sol- 
chen auf Billigkeitsrücksichten oder Recbtsübung^ 
(übliche Zinsen).^ N&benbeslimraiiBgen der 
Vertraget „dem Eide wird keine grössere ci- 
vilrechttiehe Wirksamkeit beigelegt, als einem 
ohne eidUche Bekräftigung gethanenVersprechj^i^f* 
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Da» D«riQfgald (Handgeld, Averfla) dienl alg 
äas5«res Zeichen des Vertrag^bsohlusses und 
xur Bekräftigiiiig desselben. Wo nicht die Sitte 
aof eine andere Heinoag des Contrabenten 
schUesaen lässt, oder das Gesetz eine andere 
Wirkung damit verbindet, wird das Daraufgeld 
bei Erfiiltung der vertragsmässigen Leistung ab- 
gerechnet, oder nach ErliiUung derselben zu- 
rückgegeben. Erfüllung des Vertrags: Ge- 
genstand: fyhi die Leistung eine Geldsumme, 
so genügt regelmässig die Bezahlung in landest 
üblfohon Münzsorten, und zwar, wenn die Be- 
zeichnung der Summe in einer fremden Hünz- 
sarte oder nach einem fremden Münzfusse ge- 
schehen ist, nach dem Kurspreise des genannten 
Geldes an dem Tage der Erfüllung. Ist aber 
die Zahlung in fremdem Gelde bestimmt worden, 
z. B. d«rch die Claausel „eflectiy^S so kaan der 
Gläubiger die wortgetreue Erfilllung fordern.^ 
Banknoten oder Papiergeld brauchen an Geldes- 
alatt nicht angenommen zu werden. „Ist über 
Ae Zeil der Erfüllung, sei es durch Vertrag, 
Gesetz oder Uebung, keine besondere Bestim- 
mung getroffen, so ist der Gläubiger berechtigt, 
sofortige ErtüUuag zu verlangen. Dabei ist je- 
doch billige Rüc^icht zu nehmen auf die Be- 
sehaflfenheit der Umstände und das in diesen 
Hegende Bedürfhiss eines massigen Aufschubs.^ 
Der Ort der Erfüllung ist Rir Immobilien bei 
Uebertraffong des Eiffenthums die betreffende 
Notarialskanziei, bei Uebertragung des Besitzes 
der, wo das Grundstück liegt; für bewegliche 
Sachen im Zweiiel bei einer „bestimmten Sache^ 
der Wobnorl des Schukfaiers, bei Geklschulden 
der des Gläubigers. Kompensation: „Im 
Handelsverkehr versteht sich, soweit die Uebung 
des Cotttokurrents reicht, die Kompensation 
von selbst.^ Novation: „Durch Novation 
(SchuMneaerung) geht die alte Schuld sanmit 
den dazu gehörigen Nebenrechten (Bürgschaften, 
Pfandrechten), wie durch Zahlung unter.^^ (Die 
Leln^ von der Novation dürfte in neueren 
Gesetzbüchern überflüssig sein). Die Ver- 
jährungsfrist Tür „laufende Forderungen, 
d. h. setcke Forderungen, iiir welche keine 
Pfandrechte beskehen^S ist allgemein auf zehn 
Jahre bestimmt; die küizeren Verjährungs- 
frialen der neueren Gesetzgebungen sind nicht 
«nfgenommen. Der Grund geht auch aus den 
Bluntachlischen Erläuterungen nicht hervor. 
yyWetOk ein Schuldner stirbt, so soll der Gläu- 
biger seine laufende Forderung mindestens einem 
der Erben anzeigen. Versäumt er die Anzeige, 
»4 ist die Existenz und Fortdauer der Schuld 
nichl ohnehin den Erben (allen?) bekannt, so 
verjährt die Forderung an die Erben nach zwei 
Jahren seil dem Tode des Schuldners.^ „Sehe n- 
kungist vorhanden, wenn Jemand (der Schenk- 
gober) au6 Freigebigkeit einem Andern (dem 
fieschenktai) aus seinem Vermögen eine 
Bareicfaerung zuwendet, und dieselbe die- 
sem zukommt.^ „Auch unter Ehegatten sind 
SohMkiingm erkubt^^ (überflüaidg). Privat^ 



Papiergeld oderySanknoten. BveHln- 
ausgäbe bedarf der Genehmigung des Grossen 
Raths und unterliegt der fortdauernden Aufsicht 
der Regierung; el^n so die Hinausgabe einer 
grösseren Anzahl anderer Geldschuld- 
scheine, die auf den Inhaber lauten. 
Hinterlegungsvertrag. Das depositum 
irreguläre ist — bedenklich — aufgenommen. 
Der Auftrag (das Mandat) wird auf Ge- 
gchäftsbesorgimff „ohne Lohn^^ bestimmt. Es 
erlischt audi durch den Tod des Mandanten, 
im Ganzen nach gemeinrechtlichen Grundsätzen« 
Beim Mandate wird besonders des „Kredit- 
briefs^^ erwälmt, durch welchen dem Advoka- 
ten von dem Aussteller der Auflrag gegeben 
wird, „auf Begehren eines Dritten und atd* Rech- 
nung des Ausstellers die von jenem verlangten 
Sununen zu bezahlen. ^^ Die conditio inde- 
biti ist ausgeschlossen, wenn auch nur eine 
„natürliche Verbindlichlteit oder eine Pietäts- 
pfiicht^^ vorhanden war, auch bei Zahlung einer 
verjährten Schuld. Gemeinschaft. Eine „ge- 
rn ein eGese 11 seh aft^^ „ist die vermögensrecht- 
liche Verbindung zweier oder mehrerer Perso- 
nen, um mit gemeinsamen Kräften und Mitldn 
einen gemeinsamen Zweck zu erreichen.^^ „H a n d- 
lungesellscha f t^, „die Verbindung, um unter 
einer gemeinsamen Firma gemeinsam Handel 
oder Fabrikation oder ein verwandtes Gewerbe 
zu belreiben.^^ „Die Firma ist aus persönlichen 
Namen zu bilden. ^^ Eine neue immer „aus den 
wirklichen Geschlechtsnamen eines oder mehrerer 
Gesellschaüer.^ Der Vertrag muss schriftlich 
errichtet und öffentlich bekannt gemacht werden. 
„Die Kommanditengesellschaft besteht da- 
rin, dass eine oder mehrere Personen sich durch 
ein Kommandllenkapital bei einem Handelsetablis- 
sement betheiligen.'' Eine Firma ist nicht nöihig. 
Der Vertrag ist gleichfalls schriftlich zu errich- 
ten. Actiengesellschaft. Es gelten flir 
sie im Allgemeinen die Bestimmungen über Kor- 
porationen. „Im Verkehr wird sie als Genos- 
senschaft behandelt.^ Der Nansie darf nicht per- 
sönlich, sondern soll dem Object oder Zweck 
der Unternehmung entnommen sein. ^^ Gemein- 
donschaft „entsteht, wenn zwei oder mehrere 
Geschwister (auch mit Kindern verstorbener Ge- 
schwister) ihr ganzes Vermögen od^ mindestens 
das ganze fahrende Gut zusammenthun, in der 
Absicht, Gewinn und Verlust, Glück und Un- 
glück zusammenzutbeilen und eine Vermögens- 
gemeinschaft zu haben.'^ Durch den Kaufver- 
trag verpflichtet sich „der Eine (Verkäufer), das 
Eigenthum an einer Sache oder ein andres 
Vermögensrecht, z. B. eine Forderung auf den 
Andern (Käufer) zu übertragen, und dieser hin- 
wieder jenem einen Preis in Creld dafür zu be- 
zahlen.^^ Gewähr ist zu leisten für versprochene 
oder vorausgesetzte Eigenschaften und verschwie- 
gene Fehler. Der Käufer hat nach seiner Wahl 
die Wandelungs- und Minderungsklage. „Wenn 
beim Baarkaiu der Käufer nicht unverzüglich 
zahlte ao ist der Verkäufer berechtigt den Kauf 
12* 
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aufzukündigen/' Die Gefahr der verkaaften 
Sache wird bei vertrelbaren Sachen bis zu deren 
Zuzählung u. s. w., bei individuellen Sachen 
(auch bei Kauf in Pausch und Bogen) nur so- 
larige, „bis die Sache so zur Verfügung des 
Käufers steht, dass dieser sie beliebig zur Hand 
nehmen kann'', von dem Verkäufer getragen. 
„Ein dingliches Näherrecht kann nur bei 
Grundstücken und nur durch kanzleiische Ferti^ 
gung bestellt werden." Das Wiederkaufs- 
recht wird immer als „ein neues Kaufgeschäft^ 
betrachtet. Versteigerung. Liegenschaften 
können öffentlich nur unter amtlicher Mitwirkung 
versteigert werden. Sachenmielhe. Bei der 
VlTohnungsmiethe sind spezielle Reparaturen auf- 
geführt, die der Miether zu übernehmen hat. 
„Der Miether hat Milbesitz an der gemie- 
theten und ihm überlassenen Sache." Bei Woh- 
nungen, Magazinen und anderen mit einer Lie- 
Senschaft .verbundenen Räumen, bricht Kauf nicht 
Eiethe; der Käufer erhält nur ein Kündigungs- 
recht auf das nächste Ziel. (Ob dieses Kündi- 
gungsrecht, wie z. B. nach Preuss. R., durch 
Eintragung des Miethrechtes in das Grundbuch 
ausgeschlossen werden kann? Zu verneinen). 
Pacht: „Der Pachtvertrag entsteht, wenn der 
eine Contrahent sich verpiSchtet, dem anderen 
eine Sache zum Fruohtgenuss zu überlassen, 
wogegen der Pächter hinwieder als Gegenlei- 
stung den Pachtzins verspricht." Viehver- 
stellung. Sie ist a) „Einfache", wenn der 
Einsteller Hansvieh zur Fütterung und Pflege 
für eine gewisse Zelt übernimmt und inzwischen 
die Früchte gewinnt, wogegen er an den Ver- 
steller einen Pachtzins, sei es In Geld, sei es 
in einer Anzahl Käse oder einem Gewichte But- 
ter oder anderen Naturalleistungen, zu entrich- 
ten verspricht." b) „Eisernvieb", wenn einem 
Pächter ein Inventar an Vieh nach vorgängiger 
Taxation In der Meinung überlassen wird, dass 
nach Beendigung des Pachtverhältnisses ein der 
Art, Zahl und dem Werthe nach gleiches In- 
ventar zurückerstattet werden soll." Das Eiffen- 
thum an dem Eisernvieh bleibt dem Verpächter. 
In der Lehre von der Pacht bleibt Manches un- 
klar. Liegt Pacht oder Kauf vor, wenn Jemand 
von dem Eigenthümer einer Kuh gegen einen 
bestimmten Geldpreis das Recht erwirbt, die 
Kuh täglich des Morgens und Abends zu einer 
bestimmten Zeit zu melken und die Milch zu 
beziehen? „Die Kündigungsfrist bei der 
Pacht von landwirthschalllichen Grundstücken 
beträgt sechs Monate vor dem verabredeten od^ 
vorausgesetzten Jahresziel." In der Lehre von 
den Dienstverträgen werden zum Honorar- 
vertrag gerechnet ^,alle entgeltliche Dienstleis- 
tungen, bei welchen kein Herrschaftsverhältniss 
des Lohngebers entsteht", namentlich auch die 
der Ingenieure, Techniker, Chemiker, Aerzte, 
Hebammen, Sensale, Geschäftsagenten. Ver- 
lagskontrakt. „Durch denselben verpflich- 
tet sich ein Autor (Schriftsteller oder Künstler) 
oder dessen Rechtsnachfolger, ein Utterarisches 



oder künstlerisches Weric einem Andern,' denk 
Verleger, zur Herausgabe zu übergeben und z« 
überlassen, und dieser hinwieder jenem, die 
Veröffentlichung des Werkes zu besorgen, be- 
ziehungsweise auch dem Autor ein Honorar zu 
bezahlen.^^ Der Vertrag Ist Im Zweifel nur ifir 
Eine Auflage geschlossen. „Zeitungsartikel und 
einzelne kleinere Aufsätze In Zeitungen" darf 
der Verfasser jederzeit, auch wenn die Auflage 
der Zeltung u. s. w. nicht vergriffen Ist, In ei- 
nem besonderen Werke herausgeben. Com-- 
m 1 s s i n. „Der Gommissionär besorgt gewerbs-^ 
massig den Abschluss von Handelsgeschäften Im 
Interesse und auf Rechnung eines Auftraggebers, 
aber unter eigenem Namen und gegen Provision." 
Wenn der Comlssionär nicht ausdrücklich und 
ohne Verzug die Ablehnung eines ihm gewor-^ 
denen, in seinen GeschäftsKreis fallenden Auf- 
trags erklärt, so >vird sein Stillschweigen als 
Annahme angesehen. Ein Gleiches gilt für den 
Spediteur („Speditor"). „Der Frachtver- 
trag zwischen dem Versender oder Spedit<^ 
und dem Frachtführer wird durch den Frachtbrief 
bestimmt, welcher dem Letzteren zugestellt wird.** 
Also nur schriftlich? — Der Mäkler geschieht 
im Gesetze keine Erwähnung; es existirt eine 
besondere Mäklerordnung. — Entgeltliche 
Versorgungsverträge. „Der Lelbge- 
dingsvertrag bedarf der gerichtlichen Prü-* 
fung und Genehmigung zu seiner Gültigkeit.^ 
„DerLelbdingnehmer darf seine Forderungen auf 
Leibdingsleistungen nicht cediren, noch durch 
Ausdehnung seine Familienverhältnisse, z. B. 
durch Verheirathung, die Last des Lelbiilngsge- 
bers erschweren." Der Leibrentenvertrag 
muss schriftlich errichtet werde.'. Der Ver^ 
Sicherungsvertrag ist gleichfalls schriftlich 
abzuschliessen; doch genügt „die Herausgabe 
der Police von Seite des Versicherers an den 
Versicherten, oder die übungsgemässe Vorbe- 
merkung des ersteren In seinen Geschäftsbüchern.'^ 
Glücksverträge. „Unerlaubt ^nd alte In 
gewinnsüchtiger Absicht eingegangenen Spiei«- 
V er träge, sowie alle Anstalten, welche zu 
solchem Spiele verleiten oder Gelegenheil geben." 
Dasselbe gilt von Wetten. Oeffentliche Lot- 
terien und Ausspielgeschfifte mit allge^ 
meinem Zutritt bedürfen der obrigkeitlichen Be- 
willigung. — „Jede Bürgschaft bedarf zu 
ihrer Gültigkeit der schriftlichen Vertragsform.*^ 
Die Bürgschaft ftir eine zinstragende Forderung 
haftet auch für die Zinsen; im Zweifei nur filr 
einen ausstehenden und den laufenden Zlns.^ 
Von der einfachen Bürgschaft wird untersdileden 
die „Bürg- und Selbstzahlerschaft: der Selbst- 
zahler haftet neben dem Hauptschuldner in erster 
Linie. Die Verpflichtung mehrerer Miti)ürgen 
ist eine Gesammtschuld. Urkundenedition. 
Sie wird begründet blos durch ein rechtliches 
Interesse bei allen öffentlichen, sowie bei ge- 
meinschaftlichen PrlvaUirkunden, deren mehrere 
beispielsweise aufgeftihrt werden; andere Ur- 
kunden brauchen gar nicht edkt z« werdoi« 
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Forderanfen aus unerlaubten Hand- 
lungen. ^Jede FahrUssfgkelt^ wenn sie 
in eiBeHi Handeln besteht, oder, insoferne die 
handelnde Person zu weiterem Handeln verpflich- 
tet war, im Unterlassen dieser Handlung, ver- 
pflichtet zum Ersätze des widerrechtlich einem 
Andern zugelligten Schadens/^ „Hat der Be- 
schädigte Theil an der Verschuldung, und Tällt 
ihm selbst grobe, de« Schädiger nur leichte 
Fahrlässigk^t zur Last, so wird jener jedes 
EDtscbädiguDgsanspruches verlustig/^ „In allen 
anderen Fällen einer gemeinsamen Verschuldung 
des Schädigers und &3 Beschädigten haben sie 



den Sthaden gemeinsam je nach Maassgabe der 
Schuld, im Zweifel zu gleichen Theilen zu tra- 
gen/^ Richter und Gerichtspersonen, und Mit- 
Slleder und Angestellte der Verwaltungsbehörden 
aften für Schaden, den sie mit Absiebt oder 
aus grober Fahrlässigkeit verursachen; Notare 
schon bei leichter Fahrlässigkeit. Schade, der 
bei Ausübung der Staatsgewalt verursacht ist, 
wird, wenn aas Gründen der öfientlichen Wohl- 
Tart verursacht, aus der Staatskasse ersetzt, 
sonst, jedoch nur bei Absicht oder grober Fahr- 
lässigkeit, von der schuldigen Person. 



Cifilgeselibiich des Kantons Wallis. 



Des Qvilcesetzbttch lur den Kanton W^allis 
(vgl. Jahrb. L S. 71.) ist redigirt in den Jahren 
1846— 1863. Seine eidliche BeschUessung durch 
den Grossen Rath des Cantons daUrt vom 1. De- 
eember 1853. Es ist — laut damals vorbehal- 
tenen Uebergangsgesetzes — in Kraft ge- 
treten am 1. Januar 1855. Es ist getreten an 
die Stelle der bisher im Kanton geltend gewe- 
senen und durch Art. 2033. des neuen Gesetzes 
ausser Kraft gesetzten ,,Römiscfaen Gesetze, Wal- 
User Statuten, Zusätze und Revisionen, Verord- 
nungen, Geluräuche, Gewohnheiten.^^ Seine An- 
ordnung ist folffende: .„Einleitungstitel. Von 
der Wirkung und Anwendw^ der Gesetze über- 
haupt. Art. 1 — 5. Erstes Buch. Von den Per- 
sonen. Erster Titel. Von dem Genüsse und 
Verluste der bilrgerlichafi Rechte. Erstes Ka- 
pitel Von dem Genüsse der bürgerlichen Rechte 
Art. 6— 14. Zweites KapileL Von den Wir- 
kungen der Einbürgerung im Auslande, und von 
dem Verluste der bürgerUchen Rechte 15—26. 
Zweite Titel« Von den Acten des Civilstandes 
mid von deren Beriditigung 27—33. Dritter 
Titel. Von dem Wohnsitze 24—45. Vierter 
Titel. Von den Abwesenden. Erstes Kapitel 
Von der Abwesenheits - Vermutiiung 46 — 48. 
Zweites Kapitel Von der Abwesenheitserklärung 
tö—5&. Drittes Kapitel Von den Wirkungen 
dar AbwesenheH 54—76. Fünfter Titel Von 
dem Verlöbnisse und der Ehe. Erstes Kapitel. 
Von dem Eheverlöbm'sse 77 — 78. Zweites Ka- 
nitel Van den erforderlichen Eigenschaften und 
Bedingongren, um der Ehe bürgerliche Wirkung 
zu g^n 79. Drittes Kapitel. Von den Ver- 
UndUchkeiten, de aus der Ehe entstehen 80—87. 
Viertes Kii|ätel Von den gegenseiligen Rechten 
und Pflichlen der Ehegatten 88—101. Fünftes 
Kapitel. Von den zweiten Ehen 102 — 106. 
Seästes Kapitel Von den bürgerlichen Wir- 
kMffen der Scheidunff von BeU 106 — 111. 
Sechster Titel Von oer Vaterschaft und der 
Abstammung. Erstes Kapitel. Von der Abstam- 
mung ehelicher oder in der Ehe geborener Kin- 
(lerll2— 119. Zweites Kapitel Von den Be- 
weisen der Abstammung der ehelichen Kinder 
120—132. Drittes Kapitel Von den uneheli- 
(tei Kindern 133— 155. Siebenter Titel V(m 



der väterlichen Gewalt 156—180. Achter Titel. 
Von der Minderjährigkeit, der Vormundschaft 
und der Emancipation. Erstes Kapitel Von der 
Minderjährigkeit 181. Zweites Kapitel Von der 
Vormundschaft 182 — 302. Drittes Kapitel Von 
der Emancipation 303 — 313. Neunter Titel 
Von der Volljährigkeit, der Interdiction und von 
dem gerichtlichen Beistande. Erstes Kapitel 
Von der Volljährigkeit 314. Zweites Kapitel 
Von der InterdicUon 315 — 343. Drittes Kapitel 
Von dem gerichtlichen Beistande der Weibsper- 
sonen 344 — 351. Zehnter Titel Von der 
Curalel 352—356. Zweites Buch. Von den 
Gütern und den verschiedenen Verhältnissen des 
Eigenthums. Erster Titel Von der Unterschei- 
dung der Güter 357. Erstes Kapitel. Von den 
unbeweglichen Gütern 358—366. Zweites Ka- 

Eitel Von den bewefflichen Gütern 367 — 374. 
drittes Kapitel. Vom Verhältnisse der Güter %a 
ihren Besitzern 375—379. Zweiter Titel. Von 
dem Eigenthume 380 — 382. Erstes Kapitel 
Von dem Zuwachsrechte auf das^ was die Sache 
hervorbringt 383—389. Zweites Kapitel Von 
dem Zuwachsrechte auf das, was sich mit der 
Sache vereinigt und ihr einverleibt wird 390 
—415. Dritte* Titel Von der Nutzniessung, 
dem Gebrauche und der Wohnung. Erstes Ka- 
pitel Von der Nutzniessung 416 — 465. Zwei- 
tes Kapitel Von dem Gebrauche und von der 
Wohnung 466—475. Vierter Titel Von den 
Dienstbarkeiten oder Grunddiensten 476. 477. 
Erstes Kapitel. Von den Dienstbarkeiten ^ die 
aus der tage der Orte entstehen 478 — 488. 
Zweites Kapitel. Von den durch das Gesetz 
festgesetzten Diensibarkeiten 489 — ^533. Drittes 
Kapitel. Von den durch die That des Menschen 
festgesetzten Diensibarkeiten 534 — 561. Drittes 
Buch. Von den verschiedenen Arten, das Ei- 
genthmn zu erwerben. Allgemeine Verfügungen 
562—573. Erster Titel Von den Erbschaften 
574. 575. Zweiter Titel Von den testamen- 
tarischen Erbschaften. Erstes Kapitel. Von den 
Testamenten 576—596. Drittes Kapitel. Von 
dem V^inögensantheil, worüber man mittelst 
Testamentes verfiigen kann, und von dem Pflicht- 
oder Reservattheil; von der Reduction und der 
Enterbung 597—619. Viertes Kapitel Von der 
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Form der Testamente 620—647. Fttnaes Ka-- Vkirtes Ktpltet Von der Gtttertremwng 130B 

pite!. Von der &bseinsetzung und von den —1311. Fünftes Kapitel. Von der Wlederer- 

Vermächtnissen 648 — 710. Sechstes Kapitel stattung des Frauenvermögens und von dem Er* 

Von dem Anwachsrechte 711— 719. Siebentes satz 1312 — 1319. Nemnter Titel. Von dem 

Kapitel. Von den Substitutionen 720 — 740. Verkauboontracte (mit Einsebhiss der Lehre von 

Achtes Kapitel. Von den Testamentsvollziehern der Gewährleistung) 1820 — 1442. Zehnter Ti- 

741—751. Neuntes Kapitel. Von der Wider- tel. Von dem Tausche 1443 — 1447. Eflft« 

rufung der Testamente 752 — 758. Dritte Titel. Titel. Von dem Miethscontracte. Erstes Kapi«* 

Von den Erbschaften ohne Testament Allge- tel. Allgemeine Bestimmungen 1448 — 1464. 

mdne Verfügungen 759 — 777. Erstes Kapitel. Zweites Kapitel. Von der Vermieäumg von 

Von den verschiedenen Erbfolgeordnungen 778 Sachen (mit Einschluss der Pachtverträge) 1465 

—782. Zweites Kapitel. Von den unregefaonäs- — 1523. Drittes Kapitel. Von der Verdinffung 

sigen Erbschaften 783 — 798. Vierter Titel. 1526—1547. Viertes Kapitel. Von der fieh- 

Verfügungen, die den Erbschaften mit und ohne pacht 1548 — 1580. Zwölfter Titel. Von dem 

Testament gemein sind. Erstes KapHel. Von Gesellpobaflsvertrage 1581 — 1620. Dreizehnter 

der Eröffnung der Erbschaften, von der Besitz- Titel. •Von dem Darlehn 1621. Erstes Kapitel. 

niÄroe und von der Besitzeinweisung der Erben Von dem Darlehn zum Gebrauche oder Commo- 

799—807. Zweites Kapitel. Von der Annahme dat 1622 -- 1637. Zweites Kapitel. Von dem 

und der Ausschlagung der Erbschaften 808 — 849. Darlehn zum Verbrauche oder dem Dariehn 

Drittes Kapitel. Von der Theilnng 850—870. schlechthin 1638 — 1649. Drittes Kapttel. Von 

Viertes Kapitel. Von den Einwerfiuigen (Colla- dem Dar lehn auf Zinse 1650—1656. Vierzehnter 

tionen) und von den Abrechnungen 871 — 895. Titel. Von den ewigen Renten 1657 — 16701 

Fünftes Kapitel. Von der Zahlung der Schulden Fünfzehnter Titel. Von der Hinterlegung und 

896—907. Sechstes Kapitel. Von den Wir- der Beschlagnahme 1671 — 1718. Sechszehnter 

kungen der Theilung und der Gewährschafts- Titel. Von den Zufallsverträgen 1719. Erstes 

leistung derLoose 908 — 911. Siebentes Kapitel. Kapitel. Von dem Spiele und der Wette 1720 

Von der Aufhebung in Theilungssacfaen 912 — — 1721. Zweites Kapitel. Von dem Leibren«* 

918. Fünfter Titel. Von den Schenkungen tenvertrage 1723—1740. Siebenzehater Titel. 

zwischen Lebenden 919—983. Sechster Titel. Von der Volbnacht 1741 — 1766. Achtzehnter 

Von den Contracten oder den vertragsgemäsaen Titel. Von der Bürgschaft 1767—1799. Neufr- 

Verbindlichkeiten überhaupt. Erstes Kapitel. Vor- zehnter Titel. Von den Vergleichen 1800 — 1816. 

läufige Bestimmungen 984 — 989. Zweites Ka- Zwanzigster Titel. Von der körperüohen Haft 

pitel. Von den zur Gültigkeit der Verträge in Civilsachen 1816—1829. Einundzwanzig^ 

wesentlichen Bedingungen 9^—1016. Drittes Titel. Von dem Versätze 1830. 1631. firstea 

Kapitd. Von den Wirkungen der Verbindlich-- Kapitel. Von dem Unlerpfande 1882 — 1843. 

keiten 1017—1050. Viertes KapikeL Von den Zweites Kapitel. Von der Pfandnutzung 1844 

verschiedenen Gattungen der Verbindlichkeiten. — 1849. Zweiundzwanzigster Titel. Von Aem 

1C61 — 1115. Fünftes Kapitel. Von der Er- Vorzugsrechten und Hypotheken Erstes Haupt*- 

löschung der Verbindlichkeiten 1116. Erster stück 1850 — 197a Dreiundzwanzigster Tild. 

Abschnitt. Von der Zahlung 1117 — 1146. Zwei- Von der Rangordnung zwischen den GIfiubigeni 

ter Abschnitt. Von der Novaüon 1147 — 1154. 1971 — 1976. Vierundzwanzigster Titel. Von 

Dritter Abschnitt. Von der Erlassung der Schuld der Verjährung. Erstes KapiteL Allgemeine 

1155—1158. Vierter Abschnitt. Von der Com- Verfiigungen 1977 ^ 1985. Zw^tes KapiteL 

pensation 1159—1169. Fünfte Abschm'tt. Von Von dem Besitz 1986—1993. Drittes Kapitd. 

der Confusion 1170. 1171. Sechster Abschnitt. Von den Ursachen, welche die Verjährung ver*- 

Von dem Untergange der schuldigen Sache 1172. hindern 1994 — 1999. Viertes Kapitel Von 

1173. Siebenter Abschnitt. Von der Klage auf den Ursachen, welche den Lauf der Veijährung 

Nichtigkeit oder Auflösung der Verträge 1174 unterbrechen oder aufs<^ieben 2000 — 2013w 

— USi. Sechstes Kapilel. Von dem Beweise Fünftes Kapitel. Von der zur Verjährung er- 
der Verbindlichkeiten und der Zahlung 1183— forderlichen Zeit 2014—2032. Allgem^neBe^ 
1248. Siebenter Titel. Von den Verbindlich- sUmmungen 2033. 2034. -- Wie schon das 
keiten, die ohne Vertrag entstehen 1249. Erstes Inhaltsverzeichniss angibi, enthält das Gesetz 
KapiteL Von den Halbcontracten 1250—1260. neben den eigentlichen dvilrechtBohen Vor- 
Zweites Kapitel. Von den Vergehen und Halb^ Schriften auch manche Vorsciurift des Prozesi^ 
vergehen 1261— 1268. Achter Titel. Von dem und Staatsrechts; des Letzteren namentlich gMch 
Erbvertrage und von den gegenseitigen Rechten im ersten Buche von den Personen. Sofort dm 
der Ehegatten hinsichtlich ihres Vermögens, zweite Art. 16 desselben bestimmt, dass der 
Erstes Kapitel. Allgemeine Bestimmungen 1269 Ausländer im Canton Wallis ,^nur jene bUi^er« 

— 1277. Zweites Kapitel. Von den Rechten liehen Rechte geniesse, wdohe den WalUiern 
und den Verpflichtungen des Mannes in Hinsicht in dem Staate, dem dieser Auslände angehört, 
des Vermögens seiner Frau 1278—1285. Drittes zugestan^n sind.^ Femer fo dem zweiten Ka^ 
Kapitel. Von den während der Ehe gemachten pitel von der Einbürgerung im Aaslande. Pro*- 
Errungianscbaftmi und Schulden 1286 — 1302. zcssrecht indet sich namenUicb häsfigi^in iea 
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BestinmiQn^en über cBe Führung des Beweises oder mehrerer Personen verfügt.* „Das Testa- 
bci einzelnen Rechtsmaterien ^ sowie Über die ment kann Verftigwiffen, sei's mrter einem ünl- 
Tollstreckmig der Executlon. — Im Wesent- verstititel, sei's unlerParlikulartitel, enthalten. << — 
Beben enthält das Gesetzbuch Römisches Recht Wer eheliche oder legitimirte Kinder 
nach dessen Ausbildung durch die deutsche hinterlässt, kann nur über V3> wer Ascendenten 
Rechtswissenschaft und Praxis, mit vielem ei- oder Seitenverwandle vierten Grades, wenn fn 
genthümlichem Gewohnheitsrecht und einigen An- jeder der zwei Linien , nur über V2 > wenh nur 
siebten und Institutionen des Französischen Rechts, in einer Linie, über 3/4 seines Vermögens testa- 
Znr näheren Charakteristik mögen folgende No- mentarisch verfügen. Testamente müssen — 
Uzen dienen. Nachdem im Emieitungstflel ver- abgesehen von den prlvilegfrten — notariell 
ordnet worden Ist, dass die Gesetze des Staates entweder aufgenommen, oder deponirt, und Im 
und der Rechtsfähigkeit der Personen sich letztern Falle ganz von dem Testator eigenhändig 
auch auf die im Auslande sich aufhaltenden ge- und unterchrieben seien. — Bei der In- 
WaRjser erstrecke, heisst es (Art. 3.): „Im testaterb folge gilt kein Unterschied zwischen 
Auslande Vorgenommene Acte fRechlshandlun-- Söhne und Töchter (wie noch mehrfach ander- 
gen) können für gültig erklärt werden, wärts in der Schweiz). — Collation: „Die 
w^u sie dem Gesetze des Landes gemäss sind, Schenkungen unter Lebenden, welche ein As- 
in dem sie abgeschlossen wurden.* — „Der cendent einem erbfähiffen Descendenten gemacht 
zur Todesstrafe Verurtheilte — kann hat, werden als Abschlagszahlung auf tue Erb- 
nicht erbfolgen." Er wird auch noch in anderen schaft angesehen." Ausserdem werden conferirt : 
Beziehun^n als bereits todt behandelt. Das Ausstattung und bezahlte Schulden für denDes- 
Ehegelöbniss ist nur klagbar, wenn „es mit- cendenten. „Die Schenkung zwischen Le- 
telst authentischen oder privatscnriflUchen Actes b enden ist ein Act eigenmächtiger Freigebig- 
geschehen ist.*^ Scheidung findet nur „von kelt, wodurch der Schenkgeber auf der Steile 
Sett^, aber mit civilrechllichen Folgen der Auf- und unwiderruflich der geschenkten Sache zu 
lösung der Ehe selbst, statt: „wegen Religions- Gunsten des Schenknehmers, der dieselbe an- 
veränderung, Ehebruch, schwerer Misshandlungen nimmt, sich beglebt»" Schenkungsverträge müs- 
oder Ausscnweifungen, wegen Drohungen oder sen notariell abgefasst werden. „Die Ehegatten 
Ansehlägen auf das Leben eines der Ehegat- können während der Ehe sich gegenseitig keine 
tcn." — „Das uneheliche Kind, dessen Schenkungen machen.'* „Der uontract ist 
Vaterschaft bewiesen ist, führt den Namen sei- eine üebereinkunft, wodurcn dne oder mehrere 
nes Vaters und wird zum Angehörigen der Personen gegen eine oder mehrere andere sich 
väterlichen Gemeinde. '^ Die Vaterschaft s- verbinden, etwas zu geben, zu thun oder zu 
klaee ßndei statt jedoch mit Beschränkungen unterlassen.** Besondere Vorschriften für die 
der Beweismittel. — Die väterliche Gewalt (namentl. schriftliche) Form der Verträge exisU- 
steht nicht blos dem Vater, sondern ganz gleich ren nicht. — Die condictio indebiti ist 
auch der BIntter zu; während der Ehe übt jener „in Ansehung der natürlichen Verbindlichkeiten, 
sie allein aus. Kinder, die sich schlecht auf- welche freiwillig erfüllt worden sind, nicht zu- 
fuhren, können die Eltern bis auf 2 Monate durch lässig.** — Die Zahlung geschieht in dw 
das Gericht einsperren lassen. — Die Min- Regel im Wohnsitze des Gläubigers, wenn aber 
derjährigkeit dauert bis zum zurückgelegten „von einem gewissen und bestimmten Gegen- 
23. J. , die Verwaltung der Vormundschaft stände die Rede ist, an dem Orte, wo die Sache 
findet unter der Autorität der Gemeinde- zur Zeit der Verbindlichkeit sich befand.^* — 
Waisenämter statt. Das Institut des Fami- Die Compensation tritt von Rechtswegen 
lienraths ist aufgenommen. — „Die Quellen, und durch die blosse Kraft des Gesetzes, sogar 
Wasserbehälter und Wasserläufe werden als ohne Vorwissen der Schuldner ein.** — „Halb- 
unbewegliche Güter betrachtet.** — Wenn contracte sind die völUg freiwilligen Hand- 
mehrere bewegliche Sachen, welche verschie- lungen des Menschen, woraus irgend eine Ver- 
denen Herren gehören, so mit einander ver- bindlichkeit gegen Drittmann, und bisweilen eine 
einigt sind, dass sie gar nicht oder nur mit Verbindlichkeit zweier Parteien entspringt^ (Ge- 
beträchtlicher Beschädigung eines derselben ge- schäftsltihrung ohne Auftrag). — „Während der 
trennt werden können, so entsteht (Inder Regel) Ehe steht dem Mann allein die Verwaltung des 

Semeinschaftliches Eigenthum für die verschie- Vermögens seiner Frau zu. Die Früchte und 
enen Herren. — „Die unabgebrochenen und Interessen gehören Ihm an.** — „Es ist den 
zugleich augenscheinUchen Dienstbarkeiten Ehegatten verboten eine Universalgüterge- 
werden durch Urkunde und 30 jährigen Besitz mein schaft zu errichten, ausser für die Er- 
erworben;** die nicht augenscheinlichen und die rungenschaften.** — „Der Verkauf ist eine 
abgebrochenen nur durch Urkunden. — „Das Üebereinkunft, kraft welcher der Eine sich ver- 
Testament ist ein seiner Natur nach widerruf- pflichtet, eine Sache zu liefern, und der Andere, 
lieber Act, wodurch der Testator fiir die Zeit, da er sie zu bezahlen.** Der Verkäufer „hat zwei 
nicht mehr am Leben sein wird, und gemäss den Hauptverbindlichkeiten, nämlich: die Sache, die 
Bestimmungen des Gesetzes, über alle seine Güter er verkauft, auszuliefern, und Gewähr daflir zu 
oder einen Theil derselben zu Gunsten ein^ leisten. ^^ Der Käufer hat nach seiner Wahl die 
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actio redhjbitoria oder quanti minoris. Den durch 
Uebergabe noch nicht vollzogenen Verkauf kann 
der Verkäufer aufheben, wenn der Verkaufspreis 
zur verabredeten Zeit, oder wenn sie nicht ver- 
abredet war, binnen zehn Tagen seit dem Ver- 
kaufe, nicht bezahlt wird. — Ein noch nicht 
vollzogener, und nicht schriilh'ch errichteter 
Mieth- oder Pachtcontrakt über ein Haus 
oder Feldgut, kann durch Zeugen nicht bewiesen 
werden. Der Miether muss die nach Herkom- 
men ihm zur Last fallenden Ausbesserungen 
tragen. Der schriftlich geschlossene Mieth- oder 
Pachtvertrag wird durch Veräusserung nicht 
aufgehoböL Besondere Vorschritten bestehen 
über die ,>Meiergutpacht,** wenn Jemand 
,,ein Feldgut in Pacht nimmt, mit der Ver- 
pflichtung, die Früchte mit dem Bestandgeber 
(Verpächter) zu theilen." Eben so über die 
„Viehpacht, einen Vertrag, kraft dessen eine 
Partei der anderen eine gewisse Anzahl von 
Vieh übergibt, um es zu hüten, zu füttern und 
zu besorgen", unter besonderen Bedingungen 
wegen der Theilnahme an dem Fruchtgenusse. — 
Es werden „Universal- und Parti kular- 
Gesellschaften" unterschieden. Jene um- 
fassen „alle beweglichen und unbeweglichen 
Güter, welche die Parteien wirklich — zur Zeit 
des Contractsabschlusses — besitzen, sowie den 
Gewinn, den sie daraus ziehen können.^ Schies- 
sen können sie nur Personen, „welche fähig 
sind, gegenseitig zu geben und zu empfangen, 
und denen es nicht verboten ist, einander zum 
Nachtheil Drittmanns zu begünstigen" (über 
Eheleute s. oben). Unter dem „Dar lehn" wird 
das Kommodat begriffen, so dass unterschieden 
werden „Darlehn zum Gebrauch" (Kommodat) und 
^arlehn zum Verbrauch" (mutuum). Beim mut. 

äeschieht die Rückzahlung im Zweifel „nach 
em Preise der entlehnten Sache in der Zeit und 
an dem Orte, wo das Darlehn gemacht worden 
ist*" — Des depositum irreg. wird nicht er- 



wähnt. — Zufallsvertrag „ist eine wechsel- 
seilige Uebereinkunft, deren Wirkungen in Rück- 
sicht auf Gewinn und Verlust, entweder für alle 
Parteien zugleich, oder nur Air eine oder mehrere 
unier ihnen, von einer ungewissen Begebenheit 
abhängt": Spiel, Wette, Leibrentenvertrag. 
„Das Gesetz bewilligt kein Klagerecht für dto 
Spielschulden oder für Bezahlung einer Wetle.** 
Ausgenommen sind die „zur Uebung in den 
Waffen dienlichen Spiele." — Der Vollmachts- 
vertrag kann auch gegen Entgelt geschlossen 
werden. Er erlischt durch den Toa des Voll- 
machtgebers wie des Bevollmächtigten. — Der 
Vergleich wird definirt als „ein Vertrag, mit- 
telst welchen die Parteien einen entstandenen 
Rechtsstreit beschwichtigen, oder einem zu ent- 
stehenden zuvorkommen." Das Unterpfand ffibt 
ein Vorrecht vor andern Gläubigern des Sclnud- 
ners bei einem Werthe über 300 Francs nur 
durch schriftlichen Versatzverlrag. Die Pfand- 
nutzung muss, Drittmann gegenüber, immer 
schriftlich geschlossen sein. Hypothek kann — nur 
schriftlich — auf bc- und unbewegliche Güter 
bestellt werden, gilt bei jenen aber nicht gesen 
den dritten Erwerber in gutem Glauben, bei den 
letzteren „nur mittelst Einschreibungsnahme in 
den dazu bestimmten öffentlichen Registern." 
„Das Vorzugsrecht ist ein von der Eigen- 
schaft der Person oder der Schuldforderuns; ei- 
nem Gläubiger gegebenes Rechte den anderen, 
selbst Hypothekar-Gläubigern — vorgezogen zi 
werden" (Leichen-, Krankheilskassen, Lohn der 
Diensboten etc.). — „Die Verjährung ist ein 
Mittel, um durch den Abfluss der gesetzlich fest- 
gesetzten Zeit und unter den gesetzlich besUmm- 
ten Bedingungen ein Recht zu erwerben, oder 
sich einer Verpflichtung zu entladen." „Alle 
sowohl dinglichen als persönlichen Klagen wer- 
den in 30 J. verjährt." Für manche bestimmte 
Verkehrsschulden sind kürzere Fristen von 1, 2, 
5, 10 J. angeordnet. T. 
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1. Die ClTÜrecIitspflege im Herzo^Imiii AiiliaU- Dessau -KSthei Tom t. Oktober 1852 
Ms Ende 1851, nd die Strafrectepflege im Jahre 1851. 



Das Herzogl. Oberlandesgericht zu Dessau 
hat staüsüsche üebersichten der bei den Ge- 
richten des Herzogthums in der oben angeführ- 
ten Zeit verhandelten Civilprozesse und der im 
J. 1853 bei denselben Stall gehabten Akte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit verölTenlicht, so wie 
auch die Herzogl. Oberstaatsanwallschaft daselbst 
eine Uebersicht der bei den Herzogl. Kreisge- 
richten und deren Commissionen im J. 1853 zur 
Untersuchung gekommenen Slrafrechlsfälle be- 
kannt gemacht hat. Wir theilen nun aus diesen 
l/ebersichlen Folgendes mit, indem wir 
I. die civilprocessualische Geschäfts- 
führung 
A. der Kreisgerichte und Kreisgerichtscom- 
missionen, als Gerichte erster Instanz, betrach- 
ten, und dabei bemerken, dass es von Erstem 
drei, nämlich In Dessau, Köthen und Zerbst, und 
von Letztern neun an andern Orten des Herzog- 
thums giebt, und zur Zuständigkeit der Letztern 
unter andern Gegenständen bloss die in ihren 
Bezirken vorkommenden Bagatellsachen gehören, 
während nur Erstere, ausser für die in ihrem 
Bezirk vorfallenden Bagatellsachen, für Ordinar- 
sachen competent sind. 

Bei den Herzogl. Kreisgerichten kamen vor: 
693 Ordinarsachen, worunter 
286 aus frühem Jahren übergegangene, und 
374 Extraordinarsachen, worunter 
83 aus früherer Zeit. 
Davon kamen ^ 

1) auf das Kreisgericht Dessau 

a) Ordinarsachen 247 

b) Extraordinarsachen 172, 
wovon erledigt wurden durch Verglich oder 
Zurücknahme oder sonst: 

zu a) 103 zu b) 128 

ohne förmliches Erkenntniss abgewiesen: 

zu a) 7 zu b) 4 

durchErl^enntnisse und Bescheide erledigt wurden: 



zu a) 77 zu b) 41 

und beim Ablauf des betreffenden Jahres noch 
schwebend geblieben sind: 

zu a) 99 zu b) 13, 

In 59 Ordinarsachen wurde schriftlich ver- 
fahren. 

2) auf das Kreisgericht Köthen 

a) Ordinarsachen 373 

b) Extraordinarsachen 89. 
Davon wurden erledigt durch Vei^leich oder 

Zurücknahme : 

zu a) 162 zu b) 43 

abgewiesen ohne fÖrmUches Erkenntniss: 

zu a) 11 zu b) 5 * 

sistirt: 

zu a) 22 zu b) 8 

durch Erkenntnisse und Bescheide erledigt: 

zu a) 121 zu b) 38 

blieben noch unerledigt: 

zu a) 178 zu b) 33. 

Ein schriftliches Verfahren fand in 196 Or- 
dinarsachen und in 5 Extraordinarsachen Statt. 

3) auf das Kreisgericht Zerbst 

a) Ordinarsachen 73 

b) Extraordinarsachen 86. 
D^cb Verglich oder Zurücknahme etc. er- 
ledigt: 

zu a) 31 zu b) 38 

ohne förmliches Erkenntniss abgewiesen: 
zu a) — zu b) 5. 

Durch Erkenntnisse und Bescheide ^ledigt: 
zu a) 57 zu b) 36 

noch schwebend gebUeben: 

zu a) 20 zu b) 8. 

SchriftUch verfahren wurde in 30 Ordinar- 
sachen. 

Bei den Kreisgerichten und Kreisgerichts- 
commissionen waren anhängig zusammen: 
3040 Bagatellsachen, worunter 
228 aus früherer Zeit, 
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wobei jedoch za bemerken, dass die Tabellen 
darüber nur vom J. 1853 sind. Die grössie 
Anzahl der Bagatellsachen kam vor 

bei dem lureisgericht Köthen 1279 
„ „ ^ Dessau 638 

„ „ ,, Zerbst 207 

,, der Kreisgerichtscommission 
Ouellendorf 167 

die kleinste Anzahl dagegen 
bei den Kreisgerichtscommissionen 

Jesnitz 82 

Nienburg 73 

Gross Aisleben 39. 

Davon wurden erledigt: 
durch Vergleich oder Zurück- 
nahme 2461 
ohne förmliches &kenntniss ab- 
gewiesen ^ 55 
sislirt 65 
durch Erkenntnisse und Bescheide 

erledigt 884 

anhängig blieben 277 

In 127 Alimenten- und Schwängerungssa- 
chen fand ein schriftliches Verfahren Statt. 

In Sachen der freiwilligen Gerichts- 
barkeit erstreckte sich die Geschäftsführung 
der HerzogL Kreisgerichte und Kreisgerichts- 
commisionen im Jal^e 1853 über 
Kauf- Tausch- und andere 

Kontracte 1521 

mit einem Gesammtwerthe 

der Vertragssumroen von 1,793907 Tht. 
Schuld- und Hypotfaekver- 

schreibungen 1248 

über 639642 Thk. 

Cessionen 225 

über 149775 Thb. 

Quittungen 1607 

mit einem Objecto von 831302 Thb*. 

Ehestiflungen 315 

deren Object 273233 Thk. 

Testamente 181 

Vormundschaflssachen und 

Erbregulirungen 772 

Lohns- und Br^nzinssachen 356 

sonstige Acte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 917. 

B. Bei dem Herzogl. Oberlandesgeridtf, als 
Gericht zweiter Instanz kamen 314 Civflsa- 
chen vor, und zwar 

a) Ordinär -Processsacben 83 

b) Separattonssachen 13 

c) Extraordlnarsachen 44 

d) Justizbeschwerden 172. 
Die durchschnittliche Dauer der Instant betrug: 

zu a) 134, zu b) 41, zu c) 25, zu d) 17 Tage. 
Conftmurtorische, resp. abweisende Erkennt- 
nisse waren: 

zu a) in 43, zu b) In 5, zu c) In 28, 
zu d) fn 95 Fällen. 
Reformatorfsch re5p. cassatorisch und ab- 
helfend waren die Briienntnf sse : 



zu a) in 18, zu b) in 3, zu c) in 15, 
zu d) in 56 Fällen. 

Von den Ordinär -Processsachen waren zwei 
noch nicht erledigt, und von den Separations- 
sachen fünf im J. 1854 noch im Verfahren be- 
Sriffen. In 48 der erstem Sachen ist vom Herzogl. 
beriandesgericht, und in 13 von auswärtigen 
Spruchbehörden auf Antrag der Partheien, dar- 
unter 9 Leuterungen, so wie in 5 der letztem 
Sachen gleichfalls vom Oberlandesgericht und 
in einer auf Antraf der Partheien von auswär- 
tigen Spmchbehörden erkannt worden. 

n. Was die Strafrechtspflege anlangt, 
so wurden im J. 1853 von den Beamten 
der Herzogl. Staatsanwaltschaft 

A. bei den HerzogL Kreisgerickten und 
deren Com raiss Ionen 587 neue Unterauchun- 
gen wegen Verbrechen, Vergehen und Ueber- 
tretuBgen, «nd swar 

3 wegen hochverrätherischer Handlungen, 
1 ^ Hajestätsbeleidigung, 

22 „ Ungehorsams gegen öffentliche Be- 

nörden, Friedensstömngen, 
9 „ Verbrechen wider das Leben. 
49 „ Verbrechen wider die Gesundneit, 
II „ Verletzungen der persönlichen 

Freiheit, 
9 „ gemeingefährlicher Bandlungen. 

4 „ Verletzung des Eides und der £nr- 

erbietung gegen die Religion, 
30 „ Verletzung der Ehre (ausschliess- 
lich der durch Privalankläger 
verfolfflen Ehrenverlelzungen), 

1 „ Selbsthülfe und Zwefkampt 

2 w^en Verletzung der ehelichen Treue, 
352 j, Diebstahls und Verunlreuung, 

23 >, betrügerischer Handlungen und 

FäUchungen, 
23 » Beeinträchtigung fremden Eigen- 
thums, 

2 „ Pflichtverletzung in besondern Ver- 

hältnissen, 
11 ,, Holzdiebstähle nach S- 1 des Ge- 
setzes Nr. 266 *). 

3 )> Zoll- und Steuerdeiraudationen, 
10 „ Verletzungen der Sittlichkeit, 

21 ,, Betteins und Vagabondirens im 
Rückfall, 
1 « Postcontravention, 



587 in Summa 



■" O M 



1) Ueber die Bestrafen^ 4er HohdiebdäUe und 
Frevel, vom 4. Januar 1849. Unter HohdiehsliUaili 
sind hier Eotwendiin^ttn von bereits geflUtoai oder an 
dw Ablasen noch befindüchem UoUe z« v^steb«», 
und entscheidet darüber dieses Gesetz, und so weit 
solches keine abweiciiende Bestimmungen etithält, die 
Torschiiflett des Strafgesetxbiidks über den I^iebi^tabL ' 
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beantragl,« von weloben 461 erledigt^ und 126 
schwebend geblieben sind. 

Diese Untersuchungen richteten sich gegen 
842 Personen, und zwar 

t) wegen Uebertretnngen ffegen 472 
Personen, nöniUch294 männHolien und 178 weib- 
lichen Geschlechts, von welchen 23 unter 14, 
34 awischen 14 und 18, und 415 über 18 Jah- 
ren sich befanden, and 380 Personen, worunter 
68 RttokfilUige, verurtheilt, 48 freigesprochen, 
und 44 der Anklage durch den Tod oder Ein- 
stellung der Untersuchung enthoben wurden, 

b) wegen Vergehen geg^ 337 Personen, 
von denen 250 männlichen und 78 wet blieben 
Geschleehts, wovon 6 Personen unter 14, 12 
zwischen 14 und 18, 319 über 18 Jahren wa- 
ren, und 164, worunter 22 Rückfällige, verur« 
tbeilt, 13 fk^gesprochen, 160 durch den Tod 
oder Einstellung der Untersuchung der Anklage 
enthoben wurden, 

c) wegen Verbrechen gegen 33 Personen, 
nemlich 29 männlichen und 4 weiblichen Ge- 
schlechts, worunter 1 zwischen 14 und 18, und 
32 über 18 Jahren, und von welchen 26 Per- 
sonen, worunter 8 Rückfällige, verurtheilt, 2 
freigesprochen und 5 von der Anklage durch 
den Tod oder Einstellung der Untersuchung 
enthoben worden sind. 

Auf die einzelnen Kreisgerichte verlheillen 
sich die obigen StraflTälle folgendermassen : 

1) Bei dem Herzogl, Kreisgericht zu Des- 
sau, beziehungsweise dessen Einzelrichtem 
wurden 242 neue Untersuchungen anhängig, von 
welchen 191 erledigt und 51 schwebend geblie- 
ben sind Die erledigten Untersuchungen waren 
gegen 362 Personen gerichtet. 

2) Bei dem Herzoglichen Kreisgericht zu 
Köthen, beziehungsweise dessen Einzelrichtem 
wurden 252 neue Untersuchimgen anhängig. 



204 davon wurden erledigt und 48 blieben 
schwebend, und waren die erledigten Unter- 
suchungen gegen 381 Personen gerichtet. 

3) Bei dem Herzogl. Kreisgericht zu Z erbst, 
beziehungsweise dessen Einzelrichtem, wurden 
93 neue Untersuchungen anhängig, wovon 66 
erledigt und 27 schwebend gebliebend sind. Die 
Erstem waren gegen 99 Personen gerichtet. 

B. Vor das im J. 1853 nur einmal zusam- 
mengetretene Geschwornengericht kamen 
28 Fälle mit 50 Angeklagten und zwar 42 Per- 
sonen männlichen und 8 Personen weiblichen 
Geschlechts, von welchen 3 Personen zwischen 
14 und 18 Jahren, und 47 über 18 Jahre att 
waren, und von denen Allen 45 verurtheilt und 
5 freigesprochen wurden. Gegen 2 Personen 
wurde auf lebenslängUche Zuchthausstrafe, im 
Uebrigen zusammen auf 39V2 J«hr zeitweise 
ZuchtnausstrafeT" 15 V2 Jahr Arb^itshausstrafe und 
4V2 Jahr Gefängnisstrafe erkannt. 

C. Ausserdem wurden von den Forstan- 
wälten bei den Herzogl. Anhalt -Dessau -Kö- 
thenschen Kreisgerichten und deren Commissio- 
nen im Jahre 1853 wegen 

3 Jagdfrevel, 
805 Forstfrevel, 
40 Waldfre vel 
^n Summa 848 Untersuchungen gegen 866 Per- 
sonen, 572 männliche und 294 weibliche, anhängig 
femacht, von welchen 51 in dem Alter unter 
4 Jahren, 41 zwischen 14 und 18 Jahren und 
774 über 18 Jahre standen. 711 Untersuchun- 
gen wurden erledigt, 137 blieben schwebend, 
von den 866 Personen wurden 710 verurlheilt, 
damnler 177 Rückfällige, 22 sind freigesprochen 
und 134 der Anklage durch den Tod oder Nie- 
derschlagung der Untersuchung enthoben worden. 



t. Zw Statistik der joristtschei PrftfBii^ei in Preussei nid der Immediat- 
Justtz - Examiiattois - Konmisgioi. 



Der dermalige Präsident der 1. 1. E. K., Dr. 
August Heinrich Simon schrieb zur Secularfeier 
der von Friedrich II. mittelst Reglements vom 
12. Novbr. 1755 errichteten obersten juristischen 
Prüfungsbehörde: „Geschichtliches über die K. 
Pr. Immediat- Justiz - Examinations - Kommission. 
(Berl 1855. Nicolai's Veri.).« Aus den stati- 
stischen Anlagen dieses Buches theilen wir fol- 
gendes auszugsweise mit: 

In den Hundert Jahren des Bestehens dieser 
Kommission sind in Summa 7377 Referendare 
geprüft worden. Nur das Jahr 1810 ist gänz- 
Dcn leer ausgegangen. Die geringste Zahl 8 
weist das Jahr 1783, die grösste Zahl 323 das 
Jahr 1853 auf. Im Uebrigen mögen je das 10. 
Jahr ausgehoben werden. 



1756 : 13 


1816:17 


1766: 9 


1826:59 


1776 : 15 


1836:244 


1786: 6 


1846:246 


1796:15 


1854:309 


1806:51. 




Von 100 Candidalen 


sind nicht vollständig 


bestanden. 




1833 zwischen 8 und 9 


1834 „ 


19 „ 20 


1844 „ 


12 „ 13 



1854 „ 41 „ 42. 
Vom Jahre 1805 bis 1833 haben von 1358 
Candidaten erhalten die Censur 

ausgezeichnet oder vorzüglich 69 

sehr gut oder^besonders gut 265 
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recht girt oder gut 690 

ziemlich, auch ziemlich gut 220 

miUelmässig 92 

sehr mittelmässig 19 

schlecht 3. 
In den Jahren 1834 und 183Ö erhielten von 
343 Examinaten: 

ausgezeichnet oder yorzügllch 2 

sehr gut 34 

Sit 135 

nreichend 110 

ziemlich, auch ziemlich gut 56 

mittelmässig 6. 
Vom Jahre 1836 bis 1854 wurden roa 4239 
censirt: 

ausgezeichnet oder vorzüglich 
sehr gut 



ffUt 

hin] 



linreichend 



11 
165 
1234 
2241 



hinreichend für grössere Unter- • 

Ssrichte 326 

t hinreichend 261 

Die Ck)nmiission zählte seit ihrem Bestehen 
nach und nach 48 Mitglieder, darunter 12 Vor- 
sitzende, mit Ausnahme des 2. Falles stets nach 
dem Dienstalter ernannt Die dermaligen Mit- 

Slieder sind: Dr. Simon, Präs., W. G. OiH, 
lilgl. seit 1825, Vors. resp. Präs. seit 1846, 
geb. 1780; Dr. von Scholz und Hermensdorff 
[. OTR., Mitgl. seit 1837, geb. 1788; Dr. Heff-- 
ter G. OTR., Mitgl. seit 1&46, geb. 1796; Dr. 
von Daniels, G. OTR., MitgL seit 1847, geb. 
1800; Dr. Uwenberg, G. OTR., MitgL seH 184^ 
geb. 1807; Bergmann, G. OTR., MilgL seit 1853, 
geb. 1800; Heineccius, G.OTR., MitgL seit 1853, 
geb. 1805; Knauff, G. IR., MitgL seit 1855, geb. 
1803; Dr. Heimsoeth, G. OiR. MitgL seit 1855, 
geb. 1811. 13. 
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HithAassiisei ttw dif ttielle ier legel ,^ig ie eUtm re le git actt«^^. 

Yergessenes , UnbenuUtes und Bekanntes , zusammengettelll rom Appeüat. Rath 
Poschmann zu Lelpzigr. 



Dasj die Kkgenconsnmtion in dem filteren Rö- 
mischen Recht auf einer Bestimmung des Inhalts 
beruhte, dass eise einmal abgeurtheilte Klage nicht 
Toa neuem vorgebracht werden könne ist bereits 
früher bemerkt und ausgesprochen worden ^). In 
neuerer Zeit hat mm Bekker^) das Verdienst auf 
diesen Punkt tiefer eingegangen su sein, und er 
formulirt S. 19 f. jene Bestimmung dahin: bis de 
eadem re ne sit actio. Er lasst jedoch S. 26 f. 
ungewiss, welches Ursprungs diese Regel sei, ob 
sie einer alten lex — vielleicht der der XII. Tafeln 
— oder dem Juristen-Recht angehört habe. Viel- 
leicht sind folgende Bemerkungen den Rechtshisto- 
rikem nicht unwillkommen. Dass die Regel als solche 
und zwar in der von Bekker vorgeschlagenen Form 
bestanden habe, kann schon nach den von ihm S. 21 f. 
beigebrachten Zeugnissen: QuinctiL inst. orat. VII. 
6. 1 ; Desselben Declam. 266. Gaii Comm. IV. 55. 
98. 106. 108; L. 5. L. 7. pr. Uli. $.4. L. 12. 
L. 14. L. 18. L. 21. $. 3. L. 22. L. 25. $. 2. L. 27. 
D. de exe. rei jnd. (XUV. 2.) L. 15. $. 46. D. de 
iiUur. (XLVU. 10.) L.43. $.1. L. 130. de R. J. 
(L. 17.); Frontinus 1. II. (ed. Lachm. p. 43. Z. 26); 
Terent. Phorm. U. 2. v. 56—59 — II. 2. v. 72; 
Donat ad Ter. Adolph. U. 2. v. 24. und Andr. lU. 
1. T. 17; Cie. ad Att. IX. 18. 2, de amici. 87. 
(22.); Liv. XXVIU. 40. nicht wohl bezweifelt 
werden. 

Ich gestatte mir diese Zeugnisse zu vermehren 
durch Hinweisung auf die L. 11. $. 2. D. de junsd. 
(n. 1). L. 12. $. 2. D. ad exh. (X. 4). L. 3. pr. 
D^ de pop. act. (XLVII. 23). L. 4. C. de in jus 
voc. (I. 2). L. 3. C. ad exh. (ID. 42). Es wird 
femer dahin zu ziehen sein : Vat. Fragm. $. 339. 
ans der Rubrik: de cognit. et proc. wenn man in 
Hinblick auf Giy. IV. 98. ergänzt: . . . sem suam 



1) Vergl. I. B. V. Savigny, System VI. §. 280. 
V. Keller, Civilprozess {. 72. Planck, Mehrh. d. 
Rechtsstr. S. 6. 

2) £. J. Bekker, die prozessualische Consumiion 
im dass. Rom. R. Berlin 1853. — Vgl. Gersdorfs 
Repert. 1854 I. p. 202. Demburg in d. Heidelb. kiit, 
Zeilschr. U. 4 8.339 f. 



dato bis in Idem. ... Weiter gehören aua den 
SchoUasten zu Tereoz noch folgende von BekkeJ 
nicht berührte Stellen hierher: Guido ad Ter. Andr. 
lU. 1. 7. Actum est — est autem ilhid dictum a 
jure dvili deductum, in quo eavetur, ne quis 
rem actum apud judiees rep«tat; Don. ad Ter. Eun. 

1. 1. 9. — actum est de jure translatum est; Cal- 
phum. ad Jer. Herot ilL 1. 47. actum est, dieitur 
de ea re, de qua jam lata sH seotentia; Guido: 
zu ders. Stelle, fiholich. Guido ad Ter. Adelpb. IL 

2, 24. agam actum i. e. nihil agam; proverbium 
est, nam quod in le semel judicatum ftierit, id re- 
scindi et iterum agi seu retractari non potest; Don. 
und Guido ad Ter. Adelph. lU. 2. 27. wie Calph 
und Guido zu Heaut lU. 1. 47; Don. ad Ter. Phorm. 
H. 2. 56 seq. 72. Shnlieh wie Guido zu Ad. II. 2. 
24; Guido zu derselben Stelle: ut ipsi magisIratM 
reddant tibi itemn i. e. secundo Judicium, i. e. sen^ 
teatiam de eadem causa; Ascens. zu ders. Stelle: al 
tu qui sapiens es, vis modo repetere causam, quod 
est major stuküia ne repetas causam, quae acta est. 

Wir gewinnen aus diesen Zeugnissen soviel, dass 
der in der Regel ne bis etc. enthaltene Grandsati 
nichl blos zu des Terenz Zeiten bereits sprttehwörC« 
Uch war, sondera auch, dass er auf einer alteft 
gesetzlichen Disposition berahte^). 

AusdrOcklich weisen aber auf den Ursprung aus 
einer lex hin zwei Stellen aus des C. Julius Victor 
ars rhetorica Cap. HL ^ 10. (OreUi Cic. V. 1. 
p, 205) und Cap. IV. $. 8. (Orelli p. 215 *> Sie 
lauten: 

Translatio est legalis, quum ali^bod nobis jus 
patrocinatur ad exchidendam actionem diversae par- 
tis, ut in iUa controversia : bis de eadem re 
agere non liceat. Pauper duorum divitum ini- 
micns filio in urbe relicto peregre profectus est; 
ilnis ejus inventus est occbus et spoliatus: et accu« 
saverunt se divites caedts; ambo absolut! sunt; re- 



3) scriptum est — vergL Bekker a. a.0. S. 26 §.4. 

4) Vgl. über C. Julius Victor die Vorrede Orel- 
lis p. 195 und Sebrader in der Tübinger krit Zeitschr. 
LS. 
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grressos panper wlt eos accasare, Uli ex lege 
praescribunt. 

Legalis translatio . . . Nunc locoram vim sub 
exemplo consideremus. ,,Caedis sit actio. Adversas 
„patrem ne qua sit actio, nisi dementiae: bis de 
„eadem re agere ne liceat: pauper et dives 
,,inimici visi sint in gratiam revertisse ; commutaverunt 
„liberos per adoptionem; inventus est paoper in 
„publico inspoliatus occisus; institait accosare caedis 
„adoptivus . filius ; praescripsit ill^, e| abdiixit et 
„abdicavit; vult ille rursum reum caedis facere; 
,,praescripsit dives ;^^ a propositione scripti: „an, 
„qoum lege cantum sit, ne bis de eadem re 
„agere Uc#at, nm Ffsfl^ hm mrsujn. »gSfeii 
, Judicium, quod jam pridem instituerat?^^ ab homo- 
nymia: „quam rem dicat, de qua bis agi vetet; 
„utrumne plene pertractatam et dijudicatam \ an etiam 
„verbotenus tactam?^^ a speciebus, quae genere 
continentur: „an omnes causas bis agi probi- 
y^lmenl; an yero priratts, non publieas, noa capi- 
^le»^ QCMi caedis ?^^ a fine: ,^ et actio aü pree« 
,fieciptio ?^^ ab initio ad iiiem: ,vau quam abdietlua 
y,8iA agere poasit et debett?^^ » trmslativa qualitate: 
f^an ei abdik^tio poseit aliquid advensus leges ooi»- 
^ferre?^^ i cowQuni i|iiatitate: „an et alias jusliin 
^it res praepotiera cnmini? an oaedia crimiBi? ai 
i^caedis crimkii? an quuti paAreai flüus «Iciaci velii? 
f^a» et ipai diviti honestius sit, babita contentione 
,;viiMre potins, ^m benefioio legis evadeee?^^ 
imd es xeigt namentiieb did letztere SteUe, diei deas- 
halb YoIiBb&idif wiadergegeben wurde, die Contra-* 
yeraen deutüok, welche ia loro dureli jene geselt* 
li^he Beaümmung herrorgerufen wurden. Erledigt 
aicli> hieraach aiicli die Verrnttbaog des Verf. der 
Anzeige in Cfersd. Rep», daaa jene Regel prätori-r 
§9hm UrapnMgs, und etw» übo in der Fassung: 
Qn» de re semel acium est, de et re posteft jndi* 
cium aaipUfia noir dajK> ift den Eingänge des Ediels: 
de actkiae danda vei deoeganda oder bei Gelegen** 
heit der exceptio cei judicMae vorgetragen gewesen 
seif nach eimtr Seite hifi, so wird dadurch nicht 
aaageairfakosMtt , dass der ftfator dem Tenor jener 
gieaetxlichen Satzung in dem Edicta weiteren 
Amdroek. ^egebe» habb. Eb bteibt^ aber hiernach 
die Frage offen, welches war jene Ux? Die lex 
mi. lAhol.? Ikfftr btbeB wir Etwas akhl, iwd der 
AdafUmHig von Gründen gegen eine solche Ver- 
liuthttng bedaif es offetabitr dann nicht, vinenn wir 
eise ajidere lex nachgewiesen erhalten. Diess kann 
entweder eine uns dem Namen nach bereits bekannte, 
oder eine unbekannte sein. Das letztere eriedigt 
sieh wenn wir fttr. das erstere Zeugaiss erhalten, 
Bio solches hahen wir für die lex Petronia. 

, Wir aind ia der Keantniss der Geschichte der 
lex Petroflaa. oder der lege» Petroaiae and ihres br 
halte« iucbt vi«! weiter als ea Moordkerk ^) war, 
welcher • — mit AusaerachtUtfsuag eines, jedoch ge- 
rade des m. E. wesentlichsten Zeugnisses — ziem- 
licn alles nrauenoare susammengeiragen iiet* l/a^ 
Wenige was wir in neuerer Zeit erlangt haben ist 

. &) Henn. Noordkerk Jcti spec. QuaosL a. di&fuia 
de lege Petronia. AmsteL 1731. . t 



1) eine Inschrift im Amphitheater zuFompeii ^ ge- 
funden 1814. 

C. Cuspius C. J. Pansa Pater D. V. J. D. im. 
Quinq. Praef. id. Ex D. D. Lege Petron., welche 
Arditi löst: Cajus Cuspius, Caii filius, Pansa pater, 
duovir jure dicundo quartum quinquennalis, praefectps, 
idem ex decreto decuriouum lege Petronia. Nach 
ihm fällt diese lex vor das Jahr 832 der Stadt, 79 
p. C. und verordnete processualisches bei der libe- 
ralf s eausa , zugleich aber, dass gewisse Obrigkeiten 
Aufsicht zu fuhren hätten, dass nicht zu grausam 
gegen die Sclaven verfahren werde. Das letztere 
scheint nicht zu harmoniren, mit dem was wir über 
die diesisftMfe Ciesetcgebudg ans $. 8. Inet de hiis 
qui s. V. a. j. s. (I. 8) und Gajus I. 53 7) ond 
A. ^) wissen. Dagegen ist die erstere Behauptung 
selbstverständlich richtig, ebenso wie der zweiten 
Qualification bedingungsweise beigetreten werden 
kann. Die Anschauung Arditis ist ührigens desshalh 
eine beschränkte, weil er nur auf den Schultern 
Angastins stehend die Votivtafel betrachtete, ond 
daher von den Quellenzeugnisaen ti^r die lex Pe« 
tronia mir L. 24. de matium (XL. 1) ond l. 11: 
$. 2. D. ad leg. Com. de sie. (XL VHI. 8) kannte. 

2) Eine Inschrift die Mommseu aus Seheden in 
laemia abgesehrieben ^) erwibnt eines IV. vir J. D. 
and lY. vir Lege Petronia und wir hahen hiereaeh 
auch 

3) die AhkUrznng emer bereits längst bekannten 
iasehrift 10) : P. L. P. nicht vrie früher doreh Per 
legem Pompejam, soadem Praefectm lege Petronia 
ZV interpretiren gelernt. 

Setzt man, wofür allerdings manches spricht 
diese Lex Petronia in die Zeit zwischen 788 a. U. 
(16. a. C.) und 832. a. n. (79. p. C.) hidem man 
ihren Namen von P. Petronins dem l9olnie des P. 
Petronius Tarpillianus, dem Vater des P. Petranius 
turpillianuÄ, welcher a. ü.: 814. (61. p. 0.) mit 
G. Caesenifls Paetos Censtol war, fcaschreibt und sid 
als eine Lex Munkipali» bezeichnet ^ , so kann 

6) Car. Arditi la legge Petronia llhtstrata coli mezzo 
di un' aatiea Inscriz. rinvenuta nell anAteatro di Pom* 
pei Napoli 1817. Sohrader in der Tfibinger krlt 
Zettschr. f. RW. I. S. 122^ 12&. — v. Savigny, leit- 
sehr. DC S. 374. — Forcclhni Lexic. ed. Sehneeb. s* 
V. Petronia — Puchta Inslit. I. §. 107 not. o. 4, Ausg. 
p. 526. ^ 

7) MeineConjectur, Stadien zu Gaius L. 1854 S. 7 
sed et m^ot quaeque asperitas findet Böcking: Gel! 
Cetnm. ed. IV. ad h. L bedenkikh, weil das Wort 
qnaeque weder in den Digesten (7) noch in den In- 
stitutionen stehe. Es sieht aber auch nicht quoque, 
"wie zeilher gelesen wurde, darin; und stimmen mir 
Andere z. B. Dernburg in der Heidelb. kril. Zeitschr. II. 
p. 396 , der Reo. in Gersd. Rep. 1855 L p. 9 und im 
lit. Centralbl. 1854 No. 43 p. 679 ausdrücklich bei. — 
maior asperitas giebt immer noch einen anderen Sinn 
als major quoque asperitas. 

8) Vettgl. Böeking zn Gaii Crnnm. I. § Jtt ed« IV. 
p» 17 ff. 

9) Archaeol. Ztg. 1846 .No. 45 S. 225. — Rudorft 
zu Puchta iQsüt. L §. 93 not. 4. Ausg. S. 410. 

10) Fabr. p. 485 No. 159. OrelU 3680. ForeeUini 
Lexicon L o# 

10 a) Ist die Lesart bei Cic. da oflC; III. 11 uU Pe- 
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sie allerfcliiig^ nicht eine lex jndiciaria am wenig- 
sten eine solche sein, deren Inhalt nn des Terens 
Zeit sprüchwörtlich geworden ; sie könnte aher auch 
nicht die Lex Petronia sein, deren die L. 11. §.3. 
eil. de manum. (XLVlIL 8) gedenkt i^), welche bei 
Vergfeichung der oben zu Not. 7. und S. erwähnten 
Bestimmungen einer späteren Zeit angehören dürfte. 
Unsere nova würden also nur eine neue Namens- 
Yerwandte der zeither bekannten leges Petroniae 
aufgedeckt, nicht aber etwas fUr letztere dHrchgrei- 
fendes und am wenigsten etwas für unsere Frage 
brauchbares ergeben haben ^^). 

Rehren wir zu Noordkerk zurück und betrachten 
wir zunächst den Inhalt der von ihm ausser der 
LH. §.3. cit. angerufenen Quellenzeugnisse ; so 
Rüden wir folgende: 

L. 24. D. de manum. (XL. 1,) Lege Junia Pa- 
tronla, si dissonantes pares judicum existaut sen- 
tentiae pro libertate pronunciari jussum. Sed etc. 

L. 16. C. ad leg. Jul. de adult. (IX. 9.) Impp. 
Yalerianus et Gallienus AA. Archesilao. Aboiilionem 
adulterii criminis postulans, Praesidem in cujus of- 
ficio accusatio fuerit inslituta adire debes. Cettrun 
erras tu marite, existimans, etiamsi simpUciter, id 
est sine abolitione, destitisses, senatus consuUo in 
persona tua futurum locum non fuisse: diversum 
enim divi Principes saepe sanxerunt. Quin hoc am- 
plius scias, nullam fuisse tibi ulterius potestaten 
instituendi hujusmodi accusationes ; quin et decreto 
Palrum, et lege Petronia ei, qui jure viri delalum 
adulterium non peregit, nunquam postea hoc crimen 
deferre permittitur. P. P. XV. Kai. Jun, Maximo el 
Glabrione Conss. 256. 

Mit beiden Stellen scheint zunächst für unseren 
Zweck etwas nicht gedient. Denn die L. 24. cit* 
erwähnt ^^) einer lex Junia Patronia , keiner tex 
Petronia, und die in der const. 16. cit. erwähnte 
lex Petronia soll etwas Anderes nicht sein ala das 
Sctum TurpiUianum, oder wenigstens dessen Grand- 
lage 1^. Inzwischen giebt der Basilikenscholiast m 
XL VIII. II.. 24. Petronia; freilich wieder mit dem 
Zusatz Julia statt Junia; und in beiden Füllen ent- 
steht die Verwickelung, dass man nicht weiss, was 
mit dem: Junia oder Julia, oder wenn man das 

tronin^ apnd patres noslros richüg, so könnte man 
äch ▼ersucht finden die bemerkten Magistratus lege 
Petroma als acAehe zu bezeichnen, welche darüber 
za wachen hatten, dast sieh keine Peregrinen nnbe* 
fiigter Weise einsiedelten. 

11) Post legem Petroniam et senatus consulia ad 
eam pcrUnentia, dominis potestas ablala est ad besUas 
clepugnandas snoarbitrio servos tradere: oblato tarnen 
judici servQ^ si juata sit, domiai ^erela, sie poenae 
tradetur. 

12) Vergl. jedoch das am Schiasse bemerkte. 

13) Wenigstens nach der Florenlina. 

14) Cujacii ParatiÜ. ad Tit. C. ut inira certum 
lemp. — Noordkerk. Cap. IV. §. 1. p. 148. — Bach, 
Hist. jur. III. I. 30. not. 1, wie denn der Basi l i ke n * 
scholiast LX. 37« 58 die betreffende Bestimmung aus 
demSct. Tnrpillianum herleitet, übrigens eine Verwandt- 
schaft dieser Lex Petronia und des nur gedachten 
Set. dadurch angedeutet scheint, dass eben der er- 
wähnte präsumirte Verfasser des Gesetzes P. Petronius 
Turpillianus war. 



eine oder das andere beibehfilt, mit dem: Petronia 
anzufangen ist i^). Ebenso würde in dem Sinne der 
noL 14. die Ausdrucksweisc der Const, 16, ein 
V(Xt9QQy Tii^oxeqQV enthalten, auch das, was in 
ersterer über den Inhalt der lex Petronia gesagt ist, 
nicht mit dem stimmen, was wir aus anderen Qnel«'- 
len, z. B. den Titeln ad SCT. Tnrp. C. UL 45, 
vergl. mich Basil. LX. 66. und den dazu gehörigen 
Sobolien, welche wie die Extracte aus dem: fa 
matä Ttpda^ älteren Ursprungs sind, über den In«* 
halt des Set. Tnrpillianum als eines gegen Tergi- 
Tersation und Praevarication gerichteten üe»tUe$ 
wissen. 

Alle diese Zweifel, welche die lex Petronia mit 
Recht zu den crucibus Ictorum rechnen hissen und 
die ich nicht durch eine Hineinziehung der Frage 
iiber die Lex Julia Publicorum (L.[3. $.1. I>. de prae- 
varic. XLVIL 15. vergL Freheri Verisim. I. 121. 
Otto Thea. L p. 890^ vermehren will, mögen zu- 
nächst noch dadurch gehäuft werden, dass das Zeug- 
niss vorgeführt wird , dessen zwar Fomerius ^^J, 
nicht aber der in| Uebrigen so ausführliche Noord- 
kerk Erwähnung thut, nämlich der Erklärung, die 
über den Inhalt der lex Petronia in den „Veteres 
„Glossae verborum juris, quae passim in Basilicia 
^reperiuntur** ^0 enthalten ist. Hier lesen wir: 

M'as offenbar nichts anderes bedeutet als: 

Lex Petronia: nemini licere bis de eadem re 
(actionem) movere. 
Hit Recht wird man fragen: wer sagt diess, 
woher weiss er es^ welches Gewicht hat ein solches 
Zeugniss? Das fragliche Glossar ist gesammelt aus 
den s« g. Basilikenscholien. Ueber den zum Theil 
unterschätzten historischen Werlh der letzteren wolle 
man das in diesen Jahrb. Bd. I. S. 190 f. gesagte 
vergleichen. Die veteres Glossae leiden zwar sehr 
häuBg an sinnentstellenden Schreibefehlern ^ welche 
noch zur Zeit einer Reinigung entgegensehen; aber 
das Blaterielle ist im Wesentlichen tadellos* Dasi 
der Verfasser unter der lex Petronia nicht das Set. 
TurpiUianum vor sich zu haben glaubte, ergiebt sich 
ans dem, was er ttbei* dessen Inhalt bemerkt, und 
was, um die, welchen diese Glossen nicht zur Hand 
sind, in den Stand zu setzen, über den Standpunkt 
des Verfassers ein Urtheil zu fällen, hier beige- 
schrieben werden mag: 

TovQmljäptop dofita ixqpm^fi&ip inl TbvQ- 
nMav vndtov ' toika di «o tavQmJUäptop 
doyika xipeitat^ xatd (Tvxaqwtpwp^ nqeßuQi- 
xatooMP ^o# nqode^y tär nfüdiSortcop 
t&g Idlag ino&^treig. (TurpiUianum Set. ex- 
pressum Turpillio consule auctore. Hoc vero Tur- 
piUianum Set. coercet sycophantas, praevarica- 
tores, nee non proditores, qui proprias causas 
produnt.) 
Der gelehrte Herausgeber dieser Glossen bringt 
übrigens die hier in Frage stehende mit der L. 16. 

15) Noordkerk a. a. 0. S. 21 ff. 

16) Remm Quodit. U. 29 (Otto Thes. T. II. p. 19.) 

17) Otto Thes. lU. p. 1697 ff. 
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C. ert. in Yeribindiing^ , ohne das? ihm jedoch letz- 
tere klar erschienen. 

Mit der Annahme mm, dass es eine lex Petro- 
nia gewesen, welche das ne bis in idem oder bis 
de eadem re ne sit actio sanctionirt habe, steht 
diese L. 16. C. nicht nn nicht in Widerspruch, 
sondern sie ist damit sehr wohl yereinbar. Man 
erinnere sich dass, woraaf auch Demburg^^) hin- 
weist und was auch ans der L. 3. D. cit. (XL VII. 
23.) folgt, die Regel: ne bis de eadem re insbe' 
sondere auch auf Popularklagen und puplica judicia 
Anwendung litt; dass ursprünglich das crimen adul- 
terii ein publicum war und cuivis ex populo die 
Anklage freistand, später aber erst ne volentibus 
liceat temere foedare connubia das Anklagerecht 
auf fünf Personen beschränkt wurde ^^j ; dass end- 
lich erst durch eine Constitution aus dem Jahre 295« 
p. C. ^) mit Ausnahme dreier, alle auf älteren Ge- 
setzen ^^) fussende praescriptiones abgeschafft wurden. 
Gab nun offenbar, wenn eine lex Petronia den 
Grundsatz ne bis de eadem re aussprach, diese auch 
eme praescriptio dann, wenn der Ehemann von der 
fHlher gegen die Ehefrau wegen Ehebruchs erho- 
benen Anklage abgestanden , so konnten die 
Kaiser dem Archesilaus in dem Falle der L. 16. cit. 
bemerktich machen , dass ihm , sowohl nach den 
decretis patmm (hierunter kann das Set. TnrpiHianum 
verstanden werden), als auch schon nach der lex 
Petronia^) die anderweite Anklage abgeschnitten 
sei. 

Mit dieser Auffassung des Inhaltes der lex Pe- 
tronia lässt sich übrigens auch der Inhalt der L. 24. 

D. cit. (XLI.) sehr wohl in Einklang bringen, in 
dem zu Gunsten der überaus causa diese lex filr 
den FaH eine Ausnahme statuiren musste, wenn in 
Folge des Stehens der Stimmen der Richter bei 
jener an sich ein: non liquet auszusprechen ge- 
wesen wäre, und zwar diese dahin gehend, dass 
solchenfalls pro libertate zu sprechen sei, indem 
ausserdem nach jenem Grundsatz die anderweite 
Terhandlung unstatthaft und folglich contra liberta- 
tem gesprochen gewesen wäre. 



13) In der not. 2 gedachten Hecensioa S. 358 — 
vergl. auch zu Vermehrung der auf unsere Regel be- 
züglichen QueUenstellen, die von diesem gesammel- 
ten. — 

19) L. 30 C. ad. legem Jüllam de adoll. (IX; 9) 
Sebol. Bas. 3 zu Ba«. LX* 33. 1. 1, itiBas» 1X37. 68. 

20) L. 26 Ceod.. 

21) Schol..2 ^a Bas. LX. 37. 66. 

22) Dieser Sinn tritt noch deutlicher hervor, wenn 
wir lesen: quia et decreto Patnira, et iam lege Petro- 
nia etc. — et ist Sigle für etiam = et iam. 



Fragen wir nnn, wenn das zeither bemerkte 
nicht als völlig von der Hand zu weisen erscheinen 
sollte, welcher Zeit diese lex Petronia — eintreten- 
den Falles die lex Julia oder Junia Petronia — ihren 
Ursprung verdankt, so mtissen wir offenbar nach dem 
Oben bemerkten und da unsere Regel nach Gaj. IV. 
108. bereits bei den legis actiones Geltung fand, 
diesen Zeitpunkt ein Paar Jahrhunderte vor unserer 
Zeitrechnung datiren, und da wir aus jener Zeit 
einen Consul oder ein Consulpaar, deren Namen ein 
Anhalten böte, nicht haben, annehmen, dass sie 
eine lex tribunitia war, deren in dem 4. u. 5. Jahr- 
hundert der Stadt, so viele namentlich zum Schutze 
der Plebejer in ihren SchuldhSndeln mit den Patri- 
ciern, welche letztere leicht begreiflich zumeist die 
Rolle der Kläger hatten, gegeben wurden. We- 
nigstens wtirde durch Cicero de off^.ni. 11. — nach 
der älteren Lesart — verb. mit Dio Cass. lib. 37. 
p. m. 37. soviel nachgewiesen, dass lange vor sei- 
ner Zeit ein Petronius die tribunicische Function be- 
kleidet hat. Erklärlich wird aber das Verschwinden 
der lex Petronia im allgemeinen und namentlich für 
die Fälle des reinen Civilprocesses, theils durch die 
Aendening des Processsystems, theils dadurch, dass 
offenbar der Prätor ihre Bestimmung in dem Edicte 
mit Modificationen aufnahm, beziehentlich durch die 
exceptio rei judicatae und andere Einrichtungen 
ttberflOssig machte, so dass es sich schlusslich als 
eine Folge der bona fides — der aequitas — heraus- 
stellte ne bis idem exigatur ^^): 

Hiemeben ist es übrigens denkbar, dass sich 
die lex Petronia, nachdem ihr Wirkungskreis in der 
Capitale Rom, wie in ähnlichen Fällen, durch spa- 
tere Einrichtungen eingeengt oder vernichtet wor- 
den war, in den Municipien, und beziehentlich den 
Provinzen länger der Gültigkeit erfreute, und dass 
es noch unter der Kaiserzeit IVviri lege Petronia 
und Praefecti lege Petronia gab, deren gerichtlicher 
Wirkungskreis auf jener alten lex Petronia , nicht 
auf einer späteren, fusste, und vielleicht auch in 
dem Falle der L. 16. C. cit. ein Recurriren auf die 
lex Petronia thunlich erschien, da es sich um einen 
Anklagefan aus der Provinz handelte. 

Mögen endlich diese Vermuthungen in vielen 
Puncten einer weiteren Begründang bedürftig er- 
scheinen, so wird hoflentlich den Rechtshistorikem 
die Auffrischung der Frage über die lex Petronia 
und die Herbeiziehnng des zwar nicht völlig neuen, 
aber zum Theil unbeachteten, zum Theil vergessenen 
Materials nicht aller Berechtigung bar erscheinen. 



23) L. 57. D. de R. J. (L. 17.) Gajus IIb. XVffl. ad 
cdictum provinc. Bona fides non patitur ut bis idem 
exigatur. 



Digitized by 



Google 



A. Rechtswissenschaft 



I. 



Qoellenkonde. 



üekersicht ftber tie leiere Literatur Torjustittiatteiscber Hechtsfiiellei. 



A. De tabulis aUmentariis disputationem histori- 
cam fac. litt. Par. proponebat Ernesius 
Desjardins, Licent. — Far. ap. Aug. Durand, 
Bibliop. via dicla des Gres, 5. MDCCCLIV. 
76. u. LXVIII. S. gr. 4. III. Tab. fol. (SThlr.). 

I. Gaiis. Beiträge zur Kritili und zum Yer- 
ständniss seiner Institutionen. Mit einer Zu- 
gabe über die Klagformeln in der Lex Rubria. 
Yen Ph. E. Huschke. Leipz. S. Hirzel 1855. 
IV. und 244. S. gr. 8. (IVi Thlr.). 

C. Caii IisUtitioBiui Gonmenttrii tpiattB«r. Emen- 
davit Eduardus Böcking. Quarta editio priori- 
bus accuratior. Lips. S. Hirzel MDCCCLV. 
XX. und 344. S. 8. X. S. 4. 9. S. 8. (VßThlr.). 

i. dm& Dlpiani quae vocant FngBenta sive ex- 
cerpta ex Ulpiani libro Regularum. Acce- 
dont ejusdem institutionum auaeque nonnullae 
veteris juris Romani partes reliquae inter quas 
sunt Fragmentum quod vocant de Jure Fisci 
et ex Dositheo desumtus de juris partibus 
et de manumissionibus commentarius. Quar- 
tum emendavit critica locorumque siinilium 
adnotatione et tabula systematis delineationem 
exhibente codicis vaticani exemplar adjecit 
Eduardus Böcking. Lips. S. Hirzel MDCCCLV. 
XIV. u. 200. 8. 1 Tafel 4. (3/5 Thlr.). 

fi. Dlpiaii Liber sinfularis Keg alamm codicis Vati- 
cani exemplum curavit Eduardus Böcking 
ao. MDCCCLV. Prostat. Lips. aput S. Hirzel 
32. S. 8. (Vs Thlr.). 

F. Gustav! Haenelii Notarum ad lib. I— IV. Co- 
dicis Theodosiani editionem, quam Carolus 
Baudi a Vesme Augustae Taurinorum divul- 
gavit. Spec. I. Lips. MDCCCLV. 18. S. 4, 

fi. ejd« Spec. U. eod« ao. 9 S. 4. 

L Die unter A. bemerkte Schrift bietet eine 
neue, nach den jüngsten Forschungen verbes- 
serte Ausgabe der beiden s. g. tabulae alimen* 
Jahrb. t ReehtiidM. 1855. 



tariae Veleiatium (Trajani) und Ligurum Bae- 
bianorum, deren u. A. in PucIri« Institut. 4. Ausg. 
$. 118. ad not. d. und not. f. gedacht ist. Die 
Geschichte ihrer Entdeckung, der ersterenim Jahre 
1747, der letzteren seit dem Jahre 1832, und die 
Literatur, welche dieselbe hervorgerufen, ist in 
dem ersten Theiie S. 2 — 13. dargelegt. In dem 
zweiten Thelle S. 14—33. wird das Wesen der 
res alimentaria in drei Perioden, bis Trajan, 
unter Trajan und nach Trajan , unter Mittheiiung 
der darauf bezüglichen Monumente etc. erörtert. 
Der dritte Theil S. 34 — 66. dient zur Erläu- 
terung der Vellejatischen, der vierte S. 67— 76. 
zu der der Bäbianischen Tafel. Bei einer jeden der- 
selben wird zunächst der Inhalt dieser Tafeln 
selbst beleuchtet, sodann aber der geographische 
Apparat — wozu zwei grosse Spedalcbarten ge- 
hören, Velleiae lag bei Placenlia, die jCivitas 
y^. Baob. bei Beneventum, — beigebracht S. III. — 
XXIV. giebtdie erstere diplomatisch getreu wieder 
(hierzu gehört ein Facsimile in gr. quer folio), 
S. XXV. XXVL bieten. Emendationen der Schrei- 
befehler, S. XXIX.— XXXIX. enthält eine auf 
Grund des Monumentes berechnete Hypotheken- 
tafel; endlich S. XLIII — LH. das Flurbuch der 
auf der Tafel bezeichneten Ortschaften. Ganz 
in ähnlicher Weise befindet sich S. LV — LXII. 
der Abdruck der zweiten Tafel; S. LXII. eine 
Reihe Emendationen und S. LXV— LXVIU. die 
(famach berechnete Hyothekentafel. 

Ueber das Wesen der Sache, beziehentlich 
zu Iheilweiser Ergänzung und Berichtigunff des 
vonPuchta bemerkten genüge folgendes: Reiche 
Römer, nicht blos Kaiser, wie in den Fällen, 
die zu Abfasung der beiden in Frage stehenden 
Tafeln Veranlassung boten, Trajan, sondern auch 
Privaten, vergl. u. A. Plinius Epist. VH. 18 
sicherten ihre Wohllhätigkeit zu Gunsten eia- 
zeker Italiscbea Clvitäten dadurch, dass sie die. 

13 
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dazu besUmmten Summen den Grandbesitzem 
der letzteren gegen einen eisernen hypothekarisch 
sicher gestellten Zins, welcher zu den betref- 
fenden wohlthätigen Zwecken terminlich abge- 
führt werden musste (vectiffal), überliessen. So 
sind z. B. in dem Falle der Tabula Velejatium 
1044000 Sestertii nummi an 46 GrundbesiUer 
zu 5% (45Ö2200) zu dem Zwecke ausgetban, 
dass von den Zinsen 245 legiUmi pueri monat- 
lich je 16 SesterUos, 34 legiümae pucllae mo- 
natlich je 12 Sestertios, 1 spurius 144 Sestertios 
und 1 spuria 120 Sestertios alljährlich zu ihrem 
Unterhalt (alimenta) erhielten. Eine zweite Pac- 
tio betreffend 72000 Sos. Nos. zu 5% (3600 Si. 
Ni.) an 5 Grundbesitzer gegeben schliesst sich 
in Col. VII. y. 31. an. In diesen Pactionen ist 
nun bemerkt, wer erhalte, welchen Grundbe- 
sitz — nach Namen und Nachbarschail specia- 
lisirt — er einsetze, wie hoch sich dessen resp* 
Grundschulden und hypothekenfreie — deduclo 
yectigali — Taxe belaufe, wie viel er an Zins 
zu zahlen habe. Die Columnen I — VII. enthal- 
ten nun allerdings zunächst die Pactionen, wie 
sie der Kaiser verlangt, mit dem Kopfe aber 
S. III. bildet das Ganze offenbar ein wirkliches 
Hypothekeninstrument, obligatio praediorum, und 
ist in dieser Fassung, nachdem die Capitalzahlung 
erfolgt und das (änze geordnet war, zu ewi- 
gem Urkund und Beweis auf Erz geschrieben 
und in publico aufgestellt gewesen. 

In dem Falle der tabula Baebiana sind an 
66 Besitzer 401800 Si. Ni. zu 2V2 % (^0045 Si. 
Ni.) ausgelhan gewesen. — Der Taxwerth des 
hypothekenfreien Grundbesitzes , welcher auf der 
Tab. Vell. eingesetzt war, befrug 13079Ö36 Ses- 
tertii Nummi. — Selbstverständlich enthält die 
Schrift sehr vieles Interessante in antiquarischer, 
geographischer, sprachlicher und civilistischer 
Hinsicht, und es wäre zu wünschen, dass sie 
in einer billifferen Form den Deutschen Anti- 
quitäten- und Kechtsforscbem allgemein zugäng- 
lich gemacht würde. 

II. Uuschke, von welchem BöcUng in dem unter 
C. bemerkten Buche S. XVil. not. 2ö. sagt: Prae- 
ter Göschenum vix alius quisquam de Gaio tan- 
tum meritus est quantum prolundissimis dociis- 
slmisque studiis, quibus nunc praeter alia etiam 
symbolae (Beiträge etc.) accesserunt, Huschklus, 
ist unausgesetA für die Emendalion und Resti- 
tution des Gaius thäUg. In dem unter B. ge- 
dachten Werke erhalten vtir Bemerkungen und 
Ausfiihrungen zu I. 43. 66. 66. 93. 95. 106. 

112. 113. 115a. 119. 122. 1-23. 137. 144. 146. 
149. 160. 176. 184. 187, 188. 192. 195. II. 17. 
22. 47. 48. 66. 67. 76. 81. 96. 104. 108. 112. 

113. 115. 120. 123. 124. 127. 134. 135. 144. 
147.. 149. 155. 160. 161. 171. 178. 192. 193. 
305. 215. 224. 226. 227. 235. 243. 254. 269. 
274 276. m. 33. 37. 43. 44. 47. 48. 54. 56. 
67. 79. 81. 84. 90. 96. 102. 109. HO. 117. 119. 
121. 123. 124. 129. 130. 131. 132. 140. 141 
— 143. 145. 153. 155. 156. 166. 167. 170. 171. 
173—177, 184. 198. 206. 207. 209. 212—215. 



218-221. 223. IV. 41. 48. 62. 63. 65. 66. 
74. 80. 131. 154. 157. 166. 175. 176. 181. 
Alle diese Emendationen sind in der unter C. 

fedachten neuesten Ausgabe des Gaius theils 
urch Aufnahme der betreffenden Emendationen 
in den Text, theils durch kurze Angabe ihres 
Inhalts berücksicht, und es würde, da alle, 
welche sich für Gaius interessiren , wenigstens 
die neue Böcking'sche Ausgabe anzuschaffen nicht 
umgehen können, theils überflüssig sein, theils 
zu weit ßihren, wenn auf das Einzelne hier 
weiter eingegangen werden sollte. Ref. hofft 
noch in diesem Jahre Gelegenheit zu gewinnen, 
bei Herausgabe seiner Studien zu Gaius über 
den grösseren Theil jener Emendationen sich 
zu verbreiten. — Grössere Excurse sind der 
Schrin Huschkes mehrfach eingewebt, z. B. S.3 
— 16. über jus latii etc. S. 71—87. über die 
älteren Formen der Bürgschaft. S. 107—114. 
über das 2. Capitel der lex Aquilia. 118—164. 
über die ältere Geschichte der Injurien. S. 179 
— 186. über die Präscriptionen (in den Klag- 
formeln). S. 187—199. über das Interdicten- 
verfahren. S. 203—242. endlich ist eine deutsche 
Bearbeitung seines bereits 1832 publicirten Pro-^ 
gramms: de actionum formulis, quae in Lege 
Kubria exstant commentatio. Ein Register am 
Schlüsse des Buchs erleichtert dessen Benützung. 
III. Böcking, seil Göschens und Lach- 
manns Tode ausschliesslich Meister des Ter- 
rains der Ausgaben des Gaius besorgte in neuem 
Verlage Salomo HIrzels, welcher der Ouellen- 
brancne seine reichen Mittel zugewendet hat, 
seine vierte Ausgabe der Institutionen des 
Gaius in der unter C. erwähnten Form. Wie 
bereits oben bemerkt sind es hauptsächlich die 
neueren Leistungen Huschkes, welche Berück- 
sichtigung gefunden haben. Daneben ist aber 
auch alles berücksichtigt, was von v. Buchholz, 
0. A. Mayer, Mommsen, v. Scheurl u. A. in 
neuerer Zeit zur Emendation des Gaius bemerkt 
worden ist. Vieles endlich ist von Böckfng selbst 
in emendaliver Hinsicht geschehen. Wesentlich 
bereichert ist auch derjenige Thell der Noten, 
welcher einen Hauptvorzug der Böcking'schen 
Ausgaben, gegen andere namentlich die Göschens 
gehalten, bildet, nämlich der, welcher Verwei- 
sungen auf Parallelslellen der Ouellen, wie der 
ganzen klassischen Literatur enthält; und wel- 
cher jetzt in einer Vollständiekeit dasteht, ge- 
gen welche die entsprechenden Noten der Gö- 
schenschen Ausgaben nur als dürllige Finger- 
zeige gellen können. (Zu IV. 104. schlägt der 
Rec. in Gersdorfs Repert. 1856. I. S. 146. noch 
Verweisungen auf Felicis P. 11. ep. 2. c. 20. 
und Damast ep. 4. c. 8. vor). Inzwischen ist 
dieses Feld oOenbar noch nicht erschöpft; und 
gerade auf ihm findet sich das wichtigste Ma- 
terial für eine erfolgreiche Behandlung der Com- 
mentare des Gaius. — S. 342. sind zu I. 55. 
in potestatem parentum liberos esse gegen 50 
Parallelslellen aus den Quellen, wie aus Clas- 
sikem angefährt, in denen sich die von Göschen 
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und Lachmann verdammte Constniction : esse in 
mit dem Accusaliv und ähnliche vorfindet. 

IV. Bereits in der dritten Huffo'schen Ausgabe 
and demgeinäss auch in den folgenden war eine 
Art Facsimile des Yaticanischen Codex und eine 
Gegenüberstellung desselben und des revidirten 
Textes vermitlelt. Es war auf typographischem 
Wege ausgeHihrt; jedoch vielfach mangelhaft 
und am wenigsten ein treues Abbild. Gleich- 
wohl ist der Werth eines solchen Facsimile nicht 
zu verkennen, und es würde, hätten wir ein 
solches vom Gaius, dessen EmendaUon offenbar 
Weiler vorgeschritten sein, als sie bis jetzt ist. 
Bocking hat es nun unlemommen unter dem, 
unter £. erwähnten Titel ein verbessertes Fac- 
simile ebenfalls auf typographischem Wege her- 
stellen zu lassen. So augenfällig nun dessen 
Vorzüge vor dem von Hugo besorgten sind; so 
glaubt Referent doch bei Kelrachtung der in der 
Annolatio zu col. 38. vers. 15. seqq. in Holz- 
sdinitl gegebenen Facsimiles von dn Paar Stel- 
len des G>dex, das Bedauern aussprechen zu 
dlrfen, dass nicht einem am leichtesten in Stein- 
druck zu bewirkenden ausllihrenden Facsimile des 
ganzen Codex der Vorzug vor typographischer Aus- 
führung eines solchen gegeben worden ist. Die 
Kosten der Uerslellung hätten u. E. nicht grös- 
ser, sondern nur geringer sein können. Jeden 
Falles ist aber das juristische Publicum auch filr 
das vorUegende dem Herausgeber wie dem Ver- 
leger zum Danke verpflichtet. 

Es bildet dieses Büchelchen das Supplement 
zu der unter D. aufgefUhrlen Ausgabe des Ul- 
piao. 

y. Das Product unertnüdlichen Strebens Rlr 
Herausgabe der vorjuslinianischen Rechtsquellen, 
dessen Titel unter D. bemerkt ist, enthält sehr 
viel schätzbares Material, dessen der Titel nicht 
gedenkt. Ausser 1) dem eigentlichen Texte des 
ffewöbnlich ülpians Fragmente genannten alten 
SchriOstücks nebst kriUschen und solchen Noten, 
die durch umPangliche AufiUhrung der Parallel- 
stellen das Verständniss des Textes vermitteln 
(S. 1 — 101) — wir kommen unlen darauf zu- 
rück — bietet das Buch 2) die ebenmässig 
ausgestattete Zusammenstellung der aus dem liber 
angularis Regularum des Ulpian entnommenen, 
theils in der Collatio iheils in den Digesten er- 
haltenen Bruchstücke [Coli. Tit. VI. c.2. = Ulp. 
Fragm. V. «.6. 7.; Coli. Tit. XVI. c.4. = Ulp. 
XXVI. 8.1. Coli. Tit. II. c.2; L. 17. D. de tesü- 
bos (XXII. 5). = Ulp. XX. 8. 6. L. 25. D. de 
0. et A. (XLIV. 7.) = o] S. 102-107. 3) Momm- 
sens Excurse zu Ulp. I. 21. VH. 2. XVI. 1«, 
S. 108. 4) desselben Disputatio de Ulpiani Regu- 
larum libro singulari S. 109—120. Sie beschäf- 
tigt sich mit dem Nachweise, dass wir nicht ein 
Orginalwerk Ulpians, sondern nur einen kurz 
nadi 320. p. C. gefertigten Auszug aus dessen 
unter Caracalla geschriebenen liber singnlaris 
regularum haben, dessen letzt allein übriges 
Manuscript im 6. oder 7. Jahrb. in der Provinz 
Orleans entstanden sein möge. Es folgen 4) Do« 



mitH Ulpiani InsUtutionm lod qol supersnni; von 
Böcking bearbeitet. S. 120 — 141. Ausserden 
Stellen die wir aus der Collatio, den Digesten, 
und aus Boethius kannten, sind es die s. g. 
Endlicherschen Fragmente, welche den Stoff 
zu dieser Sammlung boten. Von letzteren befin- 
det sich nach der Vorrede S. 121 — 128, welche 
hierüber das Nähere bemerkt, auf einer Stein- 
drucktafel ein Facsimile. Die einzelnen Frag- 
mente sind in folgender Ordnung wiedergegeben« 
Dem ersten Buche der aus 2 Büchern bestehen- 
den Institutionen Ulpians werden zugezählt: L. 1. 
D. de Just, et Jure (I. t.); L.4. D. eod.; fr. EndK 
Vn. Vm.L.l.D. de prec. (XLIU. 26); fr.Endl. 
I. II. Ul. IV. VI. V.; L. 6. D. de J. et J. (I. L); 
L. 1. D. de const. princ. (I. 4). L. 4. D. de bis 
qui sui etc. (I. 6.); Boethius comm. in Top. 
Cic. Lib. II. (Orelli V. I. p. 299); L. 28. D. soL 
matrim. dos q. a. m. p. (XXIV. 3); L.24.D. de 
capt. et de postlim. (XLIX. 15). Aus dem zwei- 
ten Buche finden sich L.41."D. de LL. etc. (L 
3); L. 1. D. de serv. praed. rust (VIII. 3) L. 1. 
D. commun. praed. (VUI. 4); Collat. Tit. XVL 
cap.V— IX.; L.115. de Leg. I. (XXX.); L. 6. 
D. de morUs c. don. (XXXIX. 6). Hieran schliesst 
sich ö) das Fragment, de jure fisci. — Praef. 
S. 142 — 149.; äe Fragm. S. 150—157 mit No- 
ten der bereits oben beschriebenen Art. Hieran 
S. 158—170. knüpft sich 6) des Dositheus Com- 
ment. de juris partibus et de manumissionibus 
mit Noten, 7) S. 171 — 172. vier Sätze zu Pauli 
sent. rec. III. 5. 8.10—12 gehörig, aus dem 
Pariser Codex 4406 Fol. 54.; 8) S. 173. eine 
Stelle aus des Paulus InsUt. H. Tit de dotibus 
durch Boethius erhalten (Orelli V. I. p.303. 9); 
S. 174. ein Fragment aus des Sexti Pomponii 
liber Regularum (Cujacii Oper. Postum. I. p. 142. 
IV. p. 1471. u. Fabr.); 10) S. 175. ein FraOTU 
aus des Aemil. Papinianus Lib. I. Resp. sub. Tit. 
de pactis inter virum et uxorem in der lex Ro- 
mana Visigothorum erhalten; 11) S. 177—179 
ein Bruchstück aus des Uipianus Libro VI. ad 
Ed. (verffL diese Jahrb. I. p. 401. Nr. V).; 12) 
S. 179. das durch Pilhoeus erhaltene Fragment 
aus des Herennii Modestini lib. III. Reg. Tit. de 
bonis lib. et de testam.; 13) S. 180— 182 ein in 
des Isidorus DiiTerentils erhaltenes Fragment aus 
desselben Lib. I. Diflerent. mit des Cuj. dazuge- 
höriger Obs. Lib. VI. cap.9.; endlich 14) S.183 
bis 185. dieindemCod.Vict.Monac. Nr. 99. und 
mehreren anderen enthaltenen stemmata de gradi- 
bus cognationum mit dem Commejitare und des 
Cujacius darauf bezilglicher Observation lib. VL 
Cap. XL., alle diese Fragmente mit Einleitungen, 
beziehentlich Noten. 

Kehren wir zu dem Haupttheile des Buchs 
der Ausgabe von Ulpians Fragmenten zurück, so 
schliesst sie sich in der Form ganz an die unter 
c) gedachte Ausgabe des Gaius an. Von be- 
sonderem Interesse ist die S. 192 — 197 enthaltene 
tabellarische Vergleichung der Systeme des Ul« 
plan und des Gaius mit der dazu gehörigen ad* 
notatio S. 187— 191. SelbstverständUcb ist Ul 
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der Ausgabe des Textes die Literatur bis auf die 
neueste ^eit berücksichtigt. Er erscheint gegen 
den Hugo'schen gehalten wesentlich verbessert 
Wie nun der Zustand des Codex Yaticanus ein 
unvergleichlich besserer als der des Codex Ve- 
ronensis des Gaius ist, so ist auch der reffene- 
rirenden ConjecturalcriUk weit weniger Spielraum 
gelassen. Ref. hat in dieser neuen Ausgabe das 
meiste von dem erledigt gefonden, was er sich 
zu der Hugo'schen Ausgabe notirt hatte. Inzwi- 
schen möge es gestattet sein annoch mit einigen 
speciellen Bemerkungen und Vorschlägen hervor- 
zutreten. I. 12. Der Ausdruck sine consilio 
manumissum ist bedenklich. Die Fassung des 
Codex sine consilium scheint darauf hinzudeuten, 
dass, dem gewöhnlichen Sprachgebrauche ent- 
sprechend zu lesen ist sine^causae probatione 
eput * consilium manumissum. — I. 24. aeque 
Bt decem ex superioni numero liberari possent. 
Der Sinn erfordert, nach Analogie der unmittel- 
bar vorhergehenden Position, aeque ut decem 
♦ ut ♦ ex super, etc. — V. 10. conceptionis tem- 
pore disceptalur. Das Wort disceptare, discep- 
tator ist allerdings das bei Arbitriis übliche; 
vergL: L. 11. pr. L. 14.— L. 1. «. 1. L. 17. «.3. 
D. de arbitr. (iV. 8.). Ein vollständigerer Aus- 
druck dürfte durch Gemination zu erlangen sein 
wenn man liest: conceptionis tempore* res* 
disceptatur; — ibid. nam quoniam non legitime 
concepit, cum etc. Quoniam =quia,quandoquidem 
ffiebt offenbar einen schiefen Sinn. Es wird er- 
fordert: quamquam oder quum jam und letzteren 
Falles: conceperit. — VIII. 5. Pupilli autem 

Ju n d a m etc. Vielleicht schliesst sich folgende 
mendation noch besser an die Form des Codex 
an: Pupilli autem, qui olim non poterant ar- 
rogari, nunc cum cautione possunt ex con- 
stitutione divi Antonini. Die Verwechselung von 
Ol und d, die falsche Schreibart des Wortes olim 
(bei Gaius oft olum oder dum, z. B. Comm. II. 
252. not. 6. II. 224.) — ist eben so häufig als 
die Formation: cum cautione, worauf Theophil. 
I. IX. $.3. hinfiihrt — wenn man nicht etwa 
schlechthin: cautim lesen will — durch doppelte 
Gemination des Schlussbuchstaben von nunc 
(nunc — ccaut) erklärlich — XVI. 3. 4. Nach 
des Perizonius Vorschlag ist sicher: Pernicianum 
in: Persicianumund: Calvitianum in : Calvisianum 
zu corrigiren. — XIX. 16. inter coheredes . . . 
Die Form des Codex: inter quos heredes scheint 
nach einer, namentlich auch im Cod. Veron. nicht 
seltenen Verwechselung der Buchstaben q und 
d (z. B. II. 143. not. 15. IV. 32. not. 13. und 
53 not. 7.) auf die Lesart: inter duos * pluresve * 
heredes (vergl. Ulp. Fragm. I. 14) hinzudeuten, 
zumal unmittelbar uni ex heredibus folgt. Ue- 
brigens würde es nach Vorgang anderer Stellen 
(vergl. Dirksen Man. s. v. duo $. 2) des Zu- 
satzes: pluresve nicht einmal bedürfen. — XX 
12. Ouod si Hess: quodsi; ebenso XXIV. 13.— 
XXII. 17. Man lese durch eine einfache Gemi- 
nation: Reliquae vero personae Uberorum, velut 
fiUa, nepoS; neptis, si praeteritae süit, valet 



testamentum*, et testamenio * scriptts here- 
dibus ad crescunt. Bei Gaius II. 124. wo der 
Codex nicht testamentum, sondern test. gidbt ist 
ebenmässig zur Vermeidung des Asyntheton zu 
lesen: valet testamentum, * et testamento * prae- 
teritae etc. XXII. 31. Der Sprachweise Ulpians ent- 
sprechend, z. B. XI. 17. abdicare autem . . .; 
aIX. 8. usucapio est autem . . . würde vielleicht 
mit Hülfe einer Gemination zu lesen sein : Crelio 
autem * aut ^. vulgaris dicitur, aut conthfiua« — 
XXIII. 1. 4. Die Form des Codex: in irrilum 
scheint beibehalten werden zu dürfen, da sie 
sich auch L. 1. D. de injusto, rupto etc. (XXVIII. 
3) und Theod. C. VIII. 4. de cohort. c. 29. findet 
— XXIII. 5. Die Form des Codex: neq.: wofür 
die Editionen: quae lesen führt auf: nq = nam- 
que hin. XXIV. 14. Bei Restitution dieses im 
Codex verwahrlosten und von den Correctoren 
ebensowenig als von den Editoren zur Gnüge 
emendirten Satzes muss man berücksichtigen, dass 
die in dem Codex von neuerer Hand geschrie- 
benen Worte aufLacunen des alten Codex stehen, 
und hier ebensowenig als XXIV. 21. von glück- 
licher Feder geschrieben sind. Man kann, da 
wir ein Anhalten nicht haben, dass der Corrector 
ein altes Mscr. vor sich hatte, seine Einschal- 
tungen aber offenbar unpassena sind, die Schrift 
zweiter Hand völlig unbeachtet lassen. Zum 
Theil in Anschluss an ältere Vorschläge, lässt 
sich bei Innehaltung des durch die Lacunen ge- 
statteten Raums folgende Restitution versuchen : 

Col.38. Optione autem legato per vindicationem 
data, legatarii electio est, veluti: homi 
nem optato, eligito. Idemque est, et si tacite 
data est^ veluti: hominem do. sed si ita 
hercs meusdamnas esto hominem dare, he 
redis electio est, quem velit dare. 

Das Materielle der Restitution rechtfertigt sich 
durch folgendes : Ist in dem Testamente der homo 
speciell benannt, so ist von einer electio night 
die Rede. Diese findet nur dann Statt, wenn 
der Testator dem Legatar das Wahlrecht gestat- 
tet hat. Diess kann geschehen entweder aus- 
drücklich, so dass er sich der das Wahlrecht an sich 
ausdrückenden, dem Vindicationslegat angehöri- 
gen Worte : optato, eligito mit dem Objecto ho- 
minem (einen Sclaven) bedient, oder so, dass 
er eine Ausdrucksweise wählte, welche dem Sinne 
der Worte nach (tacite) das Wahlrecht mit sich 
führt. Diess würde nach unserer Stelle anzu- 
nehmen sein, wenn sich der Testator des dem- 
selben Legate angehöriffen Wortes do (hominem) 
bediente; und es invoTvirt allerdings die Form: 
Titio hominem do, ebenso wie ähnliche, mit Be- 
nutzung der übrigen Worte des Vindicationsle- 
gates als: lege, capito, sumito, sibi habeto ge- 
bildete, ein dem Legatar tacite gegebenes Wahl^ 
recht, wie diess denn in der L. 2. $.1. D. de 
optione (XXXIIL 5). Sed et homine generaliter 
legato arbitrium eügendi quem acdperet ad le- 
gatarmm pertinet — nach Verschmelzung der 
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Leffaiformen als allgemefaier Grundsatz aufge- 
steTu ist. Dagegen hatte bei dem Damnations- 
legat ebenmassig schon nach logischer Interpre- 
tation des Wortlautes der Erbe die Wahl, welchen 
Sclaven er geben wollte. XXIV. 21. Man wird 
mit Huschke lesen können: Legatum 

ab eo tantum dari polest, qui herescript 

US e: ideoque etc. 
d. ]. qui heres scriplus est, jedoch nach dem 
zu XXIV. 14. über die Natur der Nachträge von 
zweiter Hand bemerkten sich keine Mühe geben 
diese Form aus dem Worte: extraneus herzu- 
leiten. — XXYI. 4. Aus der Form des Codex: 
pertinet aut kann durch Quasigemination gebildet 
werden: perlinet ♦ ita, ♦ ut — XXVIII. 2. legitimo 
*jure. * Zu Ersparung der Einschaltung: jure 
genügt, wenn man liesst: legitime d. i. eben 
directo jure — ipso jure (vgl. Dirksen Manual, 
s. V. legitime $. 2). 

VI. Bereits in den kritischen Jahrb. f. D.R.W. 
Bd. XYI. 1844. p. 785. und Bd. XXII. 1847, 



p. 955. machte Hänel anf eine seit dem Jahre 1839 
in Turin opera et studio Caroli Baudi a Vesme 
erscheinende Ausgabe des Theodosianus Codex 
als Vorläufer einer Ausgabe nicht blos des 
Voriustinianischcn Rechts, sondern sämmtlicher 
Rechtsquellen aufmerksam. In den unter F. und 
G. erwähnten beiden Programmen giebt Hänel 
eine kritische Vergleichung seiner und der Ves- 
me'schen Ausgabe. Spec. 1 führt bis 1. 16. c. 12, 
Spec. II. bis II. XVIII. c. 3. Interessante Episo- 
den des Spec. I. sind bereits in diesen Jahrb. I. 
S. 401. Not. IV. erwähnt. Eben dergleichen aus 
Spec. II. sind zu signalisiren S. 1. Not *) über 
den Gebrauch des Elativ und Genitiv bei Städ- 
tennamen in Verbindung mit dem Worte datum 
(datum Romae und Roma etc. — wo? woher?) 
— Seite 6. zu II. 16. über die Form integri 
restitutio neben der gewöhnlichen: in integrum 
restitutio — Seite 7. zu II. 17. c. 1. über das: 
beneficium principale ab ipsis adolescentibus, qui 
impetraverint, allegandum etc. Pöschmann. 



Givilprocesst 

Vas Ergekiisg 4er iieiestei wiggeBScbafllicIiei ForseliMgei Iber bfirgerlieliei Pr^iess 
ii Beug auf seine BehandUng im dauen mii in iei einielnen Lelireii. 

Von Geh. Rath Dr. Mitter mal er in Heidelberg. 



In keinem Lande ist fiir die wissenschailliche 
Ausbildung des bürgerlichen Prozesses in den 
letzten 50 Jahren soviel im Ganzen und für die 
einzelnen Lehren geleistet worden als in Deutsch- 
bnd, während im Mittelalter Italien es war, in 
welchem fiir diesen Zweig des Rechts die herr- 
Uchsten Arbeiten gelierert wurden, an welche 
die neuen deutschen Forschungen sich wieder 
anschliessen. In England bezogen sich von jeher 
die literarischen Arbeiten vorzüglich aui die 
Sammlung von Aussprüchen der Gerichtshöfe und 
auf praktische Anleitungen zur Vornahme der 
einzelnen Geschälte vor Gericht; in Frankreich 
wurden auf gleiche Art die Urtheilssprüche ge- 
sammelt, die einzelnen Gesetze commentirt und 
Formularbücher fiir die Praktiker bearbeitet. Selbst 
in Italien beschränken sich jetzt die neueren Lei- 
stungen für bürgerlichenProzess, auf Commentare zu 
denLandesgesctzen und auf Sammlung (ofi auch 
auf Kritik) der ergangenen Rechtssprüche. Dagegen 
bemerkt man in den deutschen Arbeiten mer 
Civilprozess einen wissenschafilichen Charakter, 
indem man Grundsätze fiir den Prozess aufsuchte, 

8'stemaUsch den Gang des Verfahrens darstellte, 
are BegriflTe der einzelnen Prozessbandlungen 
entwickelte und einzelne Lehren geschichtlich und 
durch Aufstellung von Grundsätzen erörterte. Schon 
bei dem Eammergerichte waren zu allen Zeiten 



ausgezeichnete Männer, deren Arbeiten noch jetzt 
mit Achtung genannt werden; von den Landes- 
geselzgebungen war es vorzüglich die sächsische, 
welche am Meisten wissenschaftlicher Bearbei- 
tungen sich erfreute. Deutschland besass aber 
noch in dem Institute der Aktenversendung an 
Spruchkollegien eine Einrichtung, welche geeignet 
war, fiir die tüchtige Ausbildung des bürgerlichen 
Prozesses eine wohUhätige Verbindung derWissen- 
schaft und der Praxis zu begründen. Mag auch 
von dem Standpunkt der Gegenwart aus gegen 
dies Institut vieles einzuwenden, und durch die 
Gestaltung Deutschlands, wo in grossen Staaten 
durch eine vollständige Gerichtsorganisadon fiir 
das Bedürfniss genügend gesorgt ist, die Bedeu- 
tung der bei der früheren Zersputterung Deutscb- 
lanas für Unabhängigkeit und Gründlichkeit der 
Rechtspflege wichtigen Spruchkollegien sehr ver- 
mindert sein, so kann doch nicht geläugnet wer- 
den, dass durch die Art der Besetzung jener 
Kollegien mit Männern der Wissenschaft, welche 
mit wissenschaftlichen Forschungen berufsmässig 
sich beschäftigten und den Standpunkt dersel- 
ben genau kannten, es möglich wurde, dass die 
Rechtsralle auf die beste Weise durch Anwen- 
dung richtiger wissenschaftlicher Grundsätze ent- 
schieden wurden, während zugleich durch die 
praktische Beschäftigung der Lehrer die Wissen^ 
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scbaft gelbst gewann^ praktischer* und vor der 
gefährlichen Einseitigkeil bewahrt wurde, welche 
teicht da hervortritt, wenn der Lehrer dem Le- 
ben firemd und nicht durch die Erkenntniss der 
{praktischen Bedürfnisse und durch Erfahrung ge- 
eitet wird. — Eine treffliche Arbeit verdankt 
man in dieser Hinsicht Herrn Holtius der ans 
den Quellen nachwies, wie auf den italiänischen 
Universitäten ein consilium sapfentum sich gebil- 
det hatte, an welches die Gerichte oder die 
Rechtsuchenden sich wendeten, um Gutachten 
über wichtige Fälle oder Rechtsfragen zu erhal- 
ten^). Verdienstlich ist hier auch eine neue 
Arbeit in einer italiänischen Zeitschrift 3) , über 
den Charakter der juristischen Vorträge auf der 
Universität Bologna vom Mittelalter an, woraus 
sich ergiebt, dass immer die Zergtiederung von 
Redilsfällen ein Haupttheil der Lehrvorträge war. 
Dass der deutsche bürgerliche Frozess auf dem 
schriftlichen Verfahren beruhte, in der Art, dass 
in gewissen geordneten die thatsächlichen und 
die rechtlichen Vorträge enthaltenden Schriften 
der Anwälte die Materialien des Streits lagen, 
über welche der Richter entscheiden musste, 
hatte zum grossen Theile seinen Grund in der 
fortdauernden Zurichtung, nach welcher die 
(freilich häufig Qicht so, dass Vertrauen zur 
Rechtsprechung entstehen konnte, besetzten) Un- 
terserichte die Akten zum Spruche an die Spruch- 
kolTegien an den Universitäten versendeten. Man 
würde mit Unrecht verkennen, dass dieser Schrift- 
lichkeit des deutschen Prozesses die Gründlich- 
keit zugeschrieben werden muss, welche man in 
den Prozessschriften in Ländern bemerkt, in 
welchen ein ffuter Geist die Rechtsübung beseelte 
und Anwälte hervorrief, welche die Würde ihres 
Standes beffriflTen. Die Verfasser dieser Schriften, 
welche mehr Zeit zum Studium des ganzen Falles, 
zur wissenschaftlichen Vorbereitung hatten, und 
wussten, dass ihre Arbeiten von rechtswissen- 
schaftlich-gebildeten Richtern geprüft wurden, 
waren aufgefordert auch ihren Schriften einen 
vrissenschaftlichen Charakter zu geben, und Sorg- 
falt darauf zu verwenden, vrährend die aufge- 
stellten Referenten, wenn sie gewissenhaft waren 
iiinreichend Zeit hatten, um gründliche Vorträge 
vorzubereiten und dadurch ihren Kollegen die 
Urtheilsfällunff zu erleichtem. — Auf diese Art 
hatte die Schriftlichkeit, wenn ausgezeichnete 
Anwälte und Richter dabei thätig waren, eine 
wohltiiätige Wirkung auf den Geist der Gründ- 



1) Holtius de consilio sapientom et de transmis- 
fion« actoniiD. Ultraject. 1852. 

2) Darauf deutet im canon. Rechte c. 3. X. de 
consoetud. 

3) Unter dem Titel: Llrnerie Giomale de legls- 
ladone e di jurisprudenza compilato dall* awocato 
J. Calgarini. Bologna 1855, in monatlichen Heften. 
In den Heften vom April p. 180, Mai p. 229, finden 
sich die Aufsätze vonMaccaserri über die Lehrmethode 
von Imerius, Odofred, Bartolus, wi im Hefte vom 
September p. 57 über Accursius, 



Uchkeit In der Prozessftlhrung, wie in der Recht- 
sprechung. Es lag aber in dieser Schrifllichkeit 
da , wo Anwälte und Richter nicht jene Eigen- 
schaften besassen, deren Besitz allein den guten 
Charakter schriftlicher Vorträge verbürgen konnte, 
ein Haupt^nd der vielfachen Gebrechen des 
deutschen Prozesses und eine Ursache der immer 

äewaltiger hervortretenden Klagen. Man scheint 
ie Worte von Savigny *) vergessen zu haben, 
wenn er sich gedrängt (Uhlle auszusprechen^ dass 
die Trefflichkeit der gründUchen, geschmackvol- 
len und scharfsinnigen Behandlung von Rechts- 
Tällen durch die französischen Juristen ihren Grund 
theils in dem praktischen Sinn der Nation theils 
in den Formen ihres Prozesses hat, welche dem 
ausgezeichneten Talente Spielraum und Reiz 
gewähren, anstatt dass bei uns Richter 
und Sachwalter ihr Geschäft in wenig 
anregender Unbemerktheit betreiben. 
Unter der Herrschaft des schriftlichen Verfahrens 
lag ftir viele Anwälte die Versuchung nahe, ihren 
Schriften eine grosse unnöthige — Ausdehnung 
zu geben, um so mehr als die in vielen Ländern 
geltenden Taxordnungen, welche die Arbeit des 
Anwalts nach der Bogenzahl lohnten, die Weit- 
läufigkeit begünstigten, welche immer leicht da 
eintreten Wird, wo der Verfasser der Schrift 
weniger Zeit zur tüchtigen Vorbereitung der 
Materialien, zur Entwerfung eines rechten Planes 
der Anordnung des Vortrags hat. Statt klarer 
gedrängter da, wo mündlicher Vortrag verlangt 
wird, geforderter Darstellung der Thatsachen 
musste dann leicht eine weilläufige auf Schrau- 
ben gestellte verworrene Erzählung, statt gedräng- 
ter einfacher den richtigen Gesichtspunkt her- 
vorhebenden rechtlichen Entwickelung mussle eine 
breite durch eine Masse (häufig vom Verfasser 
nicht gelesener) mit Anßihrungen aus Gesetzen 
und Schriftslellen ausgedehnte rechtliche Erörte- 
rung die Prozessschriilen füllen. Dies schriftliche 
Verfahren begünstigte die Erfindung einer Masse 
von Einwendungen, von Mitteln, um den Prozess 
zu verwickeln, um den Gegner die ProzessRih- 
rung zu erschweren, der Sireiteinlassung zu 
entgehen, und die klare Auflassung der ent- 
scheidenden Punkte zu hindern. Wo im münd- 
lichen Vortrage der Anwalt sich geschämt haben 
würde, eine Behauptung des Gegners zu läug- 
nen, fand er in der Schriftlichkeit ein leichtes 
Mittel, auch völlig gewisse Thatsachen in Abrede 
zu stellen, oder mit Nichtwissen zu beantworten, 
oder mit diplomatischer Schlauheit zu übergehen. 
Unter dem Schutze der sogenannten Eventual- 
maxime konnte der Anwalt in dem schriftlichen 
Verfahren auf eine, das Rechtsgefühl verletzende 
Weise neben dem schamlosesten Läugnen des 
Klagregrundes, eine Masse Einreden vorbringen, 
welche mit dem Abläugnen der Klage nicht wohl 



4) In der Vorrede zur zweiten Ausgabe seiner 
Schrift: Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung 
(1828) S.VI. 
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TercMwr, oder unter sich selbst Im Wider- 
spruch waren, er konnte Urkunden abiäugnen, 
und eventuell dabei Einwendungen vorbringen, 
welche die Anerkennung der Urkunde voraus- 
setzten. Da die Pariheien in dem schrifllichen 
Veriahren nicht persönlich zu erscheinen hallen, 
so kamen die frülier — im römischen Recht an- 
erkaanlen intcrrogaliones in jure ausser Uebung 
und das kostbare (in Franki*elch, Italien und 
Spanien beibehaltene) Mittel der Befragung der 
Partheien fiel weg. — Unter solchen Umständen 
musslen die Klagen über die Verzögerung und 
die Kosten der Prozesse immer häufiger wer- 
den, die wissenschallliche Behandlung des bür- 
gerlichen Prozesses hatte mit grossen Schwierig- 
keiten zu kämpfen. Der Bearbeiter halte aus drei 
Quellen zu scliöpfen, dem römischen, dem ca- 
nonisclien Rechte und aus den Reichsgesetzen: 
fiir die richtige Erkenntniss jeder einzelnen Lehre 
war vor 50 Jahren noch wenig geleistet. Es 
war schwierig aus den, verschiedenen Zeilräumen 
angefaörigen Quellen ein Ganzes zu machen und 
sich die Technik des römischen Prozesses zu 
construiren, um so mehr als die Stellen, welche 
man in den römischen Rechtssammlungen fand, 
aur ein nicht mehr vorliegendes Recht deuteten, 
das dem römischen Juris^n vorschwebte. Erst 
seit der Zeit als Gajus entdeckt wurde, war eine 
neue Quelle des Versländniss aufgeschlossen, 
während die früheren Juristen, die die Schlüssel 
zum Verstehen des römischen Rechts nicht hat- 
ten, aus manchen Stellen, denen sie eine irrige 
Deutung gaben, Sätze für den gemeinen deut- 
schen Frozess ableiteten. Nicht besser ging es 
mit dem Verstehen des canonischen Rechts, dessen 
grosse Bedeutung für den bürgerlichen Prozess 
(nur J. H. Boehmer hatte wesentlich die bessere 
Aufiassung gefördert) die früheren Juristen nicht 
erkennen konnten, da ihnen die Forschungen über 
germanisches Recht und das Verhältniss zum ca- 
noniscfaen Rechte unbekannt waren, und wichtige 
Werke von Juristen des Mittelalters, worin das 
bürgerliche Verfahren enlwickelt war, von ihnen 
nicht benutzt wurden. — Selbst bei der Aufias- 
si»g des Sinnes einzelner Vorschriften der Reichs- 

Seselze fehlte es an der Benützung der rechten 
[ittel, der Erklärung der reichsgesetzlichen Vor- 
schriften, weil auch hier wieder die Quelle fehlte, 
woraus viele Stellen zu benützen waren. Am 
schlimmsten war es , wenn es darauf ankam die 
Stellen des römischen, canonischen Rechts und 
die Reichsgeselze zu einem Ganzen zu verbinden. 
Vergebens sucht man einen leitenden Grundge- 
danken. Während manche Juristen aus Vorliebe 
fiir^jömisehes Recht jede Stelle als praktisch 
anwendbar betrachteten, bis eine Stelle des ca- 
nonischen Rechtes oder die Reichsgesetze nach- 
zuweisen war, welche die römische Vorschrift 
abänderte *), gaben andere Juristen den canoni- 



5) Wir erinnern an die Streitfragen über die confessio, 
über Recht des WidermTs eines zugeschobenen Eides. 



sehen Stellen allgemeiB denVonug^). Da 
die Geschichte nicht beachtete, so construirte 
beliebig durch grammatische Auslegungen oder 
durch allgemeine beliebig aufgestellte Gründe in 
einzehien Lehren, Theorien, welche als irrig 
erkannt wurden, sobald man die Zeugnisse der 
Geschichte beacntete^). 

In den wissenschaftlichen systematischen 
Bearbeitungen des bürgerlichen Prozesses in 
Lehr- und Handbüchern machte sich seit dem 
Anfange dieses Jahrhunderts eine zweifache Rich- 
tung geltend, nämlich l)die räsonnirende söge« 
nannte philosophische Methode, 2) die positiv prak- 
tische. Als Vertreter der Ersten betrachten wir 
Gönner, während Martin als Vertreter der 
Zweiten betrachtet werden kann. Gönner besass 
ein grosses kritisches Talent, die Kunst schnelle 
AuflTassung und Alles nach allgemeinen Gründen 
zu construiren; er liebte es Grundsätze aufzu- 
stellen und sie mit einem gewissen Ausdrucke 
scharf zu bezeichnen. Er hatte grosse Gewandt- 
heit in den Gesetzen irgend eine aus dem Zu- 
sammenhange gerissene Stelle zu finden^ durch 
welche er seine vorgefasste Meinung als die 
richtige zu beweisen sich bemühte^), und seine 
grosse Klarheit, seine reiche Erfanrung, lail 
welcher er die aufgestellten Sätze durch Bei- 
spiele verdeutlichte, sicherte seinen Arbeiten 
einen grossen Einfluss auf die Praktiker seiner 
Zeit, hatte aber auch den Nachtheil, dass maa 
sich nach dem Vorbilde Gönners daran gewöhnte^ 
sogenannte praktische Sätze nur als Fo%erungai 
willkürlich gen^nUsirter sogenannter Grundsätze *) 
aufzustellen, oder aus einer mit Vernachlässigung 
der Geschichte durch Räsonnement construirten 
Bedeutung eines Rechtsinstituts Folgerungen zu 
behaupten ^% die der wahren Natur des Institutg 
widersprachen, oder durdi Aufstellung einer, auf 
allgemeinen Gründen construirten l^eorSe eine 
gehihrliche zur Verzögerung **) der Prozesse 
dienenden Ausdehnung von Mittebi abzuleiten. 

Eine völlig entgegengesetzte Richtung lei- 
tete dagegen die Arbeiten von Martin, wenm 
an die Gesetze sich haltend, Gegner von will- 
kürlichen philosophischen Constructionen iaa 



6) Die Behandlang der Streitfrage Aber die Wir« 
knngen des Processes (ob von der Litiscontestation, 
oder von dem ersten Dekret an m rechnen) liefert eki 
Beispiel. 

7) Die Theorie von den processhindemden Ein« 
reden ist ein Beispiel der Wiiknng feblerhafler Be- 
handlung. 

8) Die Behandlang der Lehre von der Streitge- 
nossenschaft bei Gönner liefert ein Beispiel. 

9) Dies zeigte sich bei der Verhandlungsmaxime; 
welche in der aufgestellten Schrofflieit dem nothwen- 
digen freien richterlichen Leitangsrecht gefährlich 
warde. 

10) Z. B. bei der Anfstellung der Bedentang der 
Litiscontestation , wo Gönner in einer irrigen Ansicht 
über den Satz: qni exeipit fatetor gefShrt wurde. 

11) Z. B. in der Lehre von der Legitimation mt 
Sache, von der Intervention. 
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BodiYe waren 9eine Forschungen auf die Aus- 
gprüche der Gesetze gebaut, und mussten daher 
häufig zu ganz anderen Ergebnissen kommen, als 
Gönner sie aurstellte. Der praktische Sinn Mar- 
tins, seine Kenntniss der Praxis führten ihn dazu, 
dte von ihm aufgestellten Sätze dieser Praxis 
anzupassen, und vor einer nachtheiligen Gene- 
rallsirung sich zu bewahren, so dass ihm die 
Ausbildung, einer auf posilives Recht gebauten 
Theorie deS Prozesses, viel verdankt. Die Män- 
gel seiner Arbeiten eiiilären sich daraus, dass 
zu seiner Zeit die rechtshistorischen Forschungen 
erist im Beginne waren und namentlich die Haupt- 
quelle des Prozesses, das miltelalterliche Recht, 
noch 'In seiner Bedeutung nicht erkannt war. 
Je mehr, vorzüglich seit Auffindung von Gajus 
in Deutschland die Rechtsgeschichle auch mit 
dem bürgerlichen Verfahren sich beschädigte, 
und Immer mehr die Ansicht siegte, dass der 
römische Givilprozess nicht ohne gründliche 
Kenntniss des römischen Civilrechts verstanden 
werden könne, desto mehr bekam die wissen- 
schaftliche Bearbeitung des Prozesses eine neue 
und bessere Grundlage. Dieser erwachte Geist 
wissenschaftlicher rechtshistorischer Forschungen 
föhrte aber bald weiter auch zu dem besseren 
geschichtlichen Studium des canonischen und des 
romanischen Prozesses. Es wurde immer klarer 
erkannt, dass der bei den Reichsgerichten aus- 

Sebildete bürgerliche Prozess ohne die Kenntniss 
es im Mittelalter aus der Praxis geistlicher Ge- 
richte, aus der in den italiänischen Städten aus- 
gebUoeten Recbtstlbung und durch die wissen- 
schaftlichen Bearbeiter fortgebildeten Verfahrens 
nicht richtig verstanden werden kann. Die Ar- 
beiten von Savigny, Bethman- Hollweg, Wäch- 
ter u. A. hatten eine Reihe von Irrthümem In 
den bisherigen Ansichten aufgedeckt. Auf diese 
neuen Vorarbeiten gründeten j^ch die Werke von 
Linde. Die Bearbeitung prozessualischer Lehren 
wurde darin schon auf die Erforschung der Quel- 
len und auf die Benützung der neuen rechtshi- 
storisdien Arbeiten gegründet mit der Richtung 
vor den durch Gönner üblich gewordenen Räson- 
nements sich zu bewahren, die Einzelnheiten 
einer Lehre zu verfolgen und die Durchführung 
der gemeinrechtlichen Sätze in den verschiedenen 
l*andesgesetzgebungen nachzuweisen. Eine ge- 
nauere Benützung des Im Mittelalter ausgebildeten 
Prozessrechts würde freilich den Verfasser häufig 
auf andere Sätze und Darstellungen gefiihrt ha- 
ben. Die Arbeiten von Heffter hatten, Indem 
6\e der oben angedeuteten Richtung folgten, noch 
den Vorzug, dass Heffler selbst mit der histo- 
rischen Bearbeitung des römischen Prozesses, wie 
mit der des mitte&lterlichen Verfahrens sich ver- 
traut gemacht hatie. Eine der werthvollsten Arbeiten 
auf dem Gebiete des bürgerlichen Prozesses war 
V. B a y e r s Bearbeitung ^) des Prozesses. Wenn 

12) Von den Vorträgen über den gemeinen or- 
dentlichen Civilprocest — liegt jetzt die achte Auf- 
lage vor. (Mühchen 1855—25.) 



auch nach der Andeirtung des Verfassers zonXchsl 
auf seine Zuhörer berechnet, erfreute sich doch 
das Werk des grössten Einflusses auf einen wei- 
ten Kreis. Es wird zwar vom Verf. vorausge- 
setzt, dass derjenige, welcher das Werk benutzt, 
mit einem Lehrbuche (von Martin) sich ver- 
traut mache, aber was der gewissenhafteste Lehrer 
leisten kann, der sich die Aufgabe setzt, durch 
seinen Vortrag mit dem bürgerlichen Prozesse Im 
Ganzen und mit derDurchfiihrunff In den Einzeln- 
heiten mit allen Streitfragen bekannt zu machen 
und zum Praktiker auszubilden, verwirklicht Bayer 
durch seine Vorträge, In welchen das Ergebniss 
aller bisherigen Forschungen, jedoch nach selbst- 
ständiger Prüfung, benützt ist, überall mit dem Stre- 
ben, klare Begriffe zu geben, und die Führung der 
Prozesse durch Erörterung aller Streitfragen rich- 
tig zu leiten« Das Studium des Werkes zeigt, 
dass Bayer selbstständig die geschichtliche Aus- 
bildung des Prozessrechts verfolgt hat, lehrt aber 
auch, dass er zu wenig von dem im romanischen 
Processe des Mittelalters, woran die späteren 
Arbeiten sich anschlössen und von dem deutsdien 
Rechte, dessen Einfluss auf viele Lehren des 
Prozesses nicht verkannt werden kann, Gebrauch 

Semacht hat. — Eine verdienstliche Arbeit ist 
as Handbuch von Schmidt, In so ferne darin 
die einzelnen Streitfragen mit Anitihrung der 
Gründe für und wider eine Ansicht klar erörtert 
sind. Das Werk von Seuffert verdient rühm- 
liche Erwähnung, da der mit dem Civilrecht und 
der Praxis vertraute Verfasser, wenn auch vor- 
zugsweise mit Beziehung auf bayerischen Prozess 
in jeder Lehre mit Rücksicht auf vorhandene 
Rechtssprüche, den leitenden (rrundsatz in allen 
Einzelnheiten durchflihrte ; insbesondere hat das 
Werk durch die neue Bearbeitung ^^) gewonnen. 
Eine neue Richtung erhielten die wissenschaftli- 
chen Arbeiten auf dem Gebiete des Prozessrechts 
durch die allmählig Immer mehr anerkannte Noth- 
wendigkeit der Bearbeitung der vergleichen- 
den Gesetzgebung und Rechtswissen- 
schaft. Zuerst war es der preussische 
Prozess, welcher durch das, von dem gemdn- 
rechtlichen Verfahren abweichende sogenannte 
Untersuchungsprinzip, durch eine erweiterte auf 
Ausmittelung der Wahrheit gerichtete Thätigkelt 
des Richters, durch die Verbannung deß bishe- 
rigen Schrillenwechsels und durch die Aufhebung 
der scharfen Trennung des ersten Verfahrens 
und der auf der Grunolage eines rechtskräftigen 
Beweisinterlokutes geführten Beweisinstanz die 
Aufmerksamkeit auf sich zog und vielfach als 
das Vorbild gepriesen wurde, welchem jede Ge- 
setzgebung nachstreben müsste, um das bürger- 
liche Verfahren abzukürzen und zu verhindern, 
dass nicht das formelle Recht zu häufig den Sieg 



13) Kommenfar über die bayer. Gerichtsordnung, 
von Seuffert forlgesetzt in Verbindang mit Lauk 
(OberappellaUonsratbe) , einem wisscinschaUlich und 
praktisch tüchtigen Juristen« Erlangen 1854. 
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über das mat^elle Recht erhalte. Später warde 
die Aufmerksamkeit der Schriflsteller in Deutsch- 
land auf die französische Civilprozessgesetz- 
gebung gerichtet. Die darin eingeführte Münd- 
lichkeit und OeffentUchkeit, die würdigere Stellung 
des Advokatenstandes, die wenigstens scheinbar 
vorhandene grössere Schnelligkeit der Entschei- 
dungen^ die von der deutschen völlig abweichende 
Gerichtsverfassung gewannen vielfach Anhänger. 
Auch in den einzelnen deutschen Staaten war 
das Bedürfniss der Verbesserung des bisherigen 
Verfahrens immer mehr anerkannt; über die 
Richtung aber, in welcher man die Verbesserung 
vornehmen wollte, herrschte vom Anfang dieses 
Jahrhunderts an bis zu den Jahren 1813 — 1818 
grosse Verschiedenheit, um so mehr, als man 
sich von Sdte der Reffierunffen nicht entschliessen 
konnte in der Geriditsveriassung die nolhwen- 
dige Umgestaltuno^ vorzunehmen , ohne welche eine 

5 rundliche Abhülfe der Klagen der Reclitsuchen- 
en nicht zu hoffen war. Während in den meisten 
Staaten man sich damit begnügte, mit Beibehal- 
tung des geheimen schriftuchen Verfahrens den 
Beschwerden dadurch abzuhelfen, dass man die 
Termine als peremtorisch erklärte, der zu häu- 
figen Verlängerung der Tennine entgegenwirkte, 
strengere Folgen des Ungehorsams drohte, die 
unnöthige Häuiung von Anreden beseitigte, in 
der Beweisinstanz unnütze Förmlichkeiten ver- 
bannte, die Zahl der Rechtsmittel und ihren Ge- 
brauch gegen Zwischenbescheide verminderte ^*), 
suchten die Gesetzgebungen anderer Län- 
der 15) dem Vorbilde des preussischen Verfahrens 
zu folgen und durch Erweiterung der richterlichen 
Thätigkeit und Einschränkung des für gePahrlich 

Sehaitenen Verhandlun^sprincips zu helfen, daher 
as schriftliche Verfahren zu verbannen, das 
persönliche Erscheinen der Partheien vor Gericht 
zu gebieten, oder zu begünstigen, die Partheien 
von der Pflicht der Beiziehung von Anwälten zu 
befreien, dafür aber auch den Richtern mehr die 
Sorge fiir Instruirung des Prozesses durch Ver- 
nehmung der Partheien zur Pflicht zu machen. 
Man entlehnte aus der preussischen Gesetzgebung 
die Aufnahme von blossen Beweisdekrelcn an der 
Stelle der gemeinrechtlichen rechtskräftigen Be- 
weisinterlokute und nahm, z. B. in Lippe Det- 
mold den preussischen Status causae et contro- 
versiae auf. Seit 1818 wurden die Stimmen, 
welche die Verbesserung nur auf der Grundlage 
des französischen Verfahrens forderten, um so 
lauter, je mehr das, in den mit deutschen Staa- 
ten vereinigten, früher französischen Rheinpro- 
vinzen, fortdauernde französische Verfahren be- 
kannter wurde und Beifall fand, und je mehr in 
den seit 1819 in Deutschland in das Leben ge- 
tretenen Ständeversammlungen die Anträge sich 
häuften, eine auf OeffentUchkeit und Mündlichkeit 



gebaute Rechtspflege in Straf- und in bürgerlichen 
Sachen einzuPühren. Auf diese Art erhielt die 
Wissenschaft des bürgerlichen Prozesses einen 
neuen Stoff, weil die zur Verbesserung nach den 
verschi^enen Richtungen vorgeschlagenen Ver- 
besserungen des Prozesses und neuen Einrichtun- 
gen Gegenstand der Prüfung ihrer Vorzüge oder 
ihrer Nachlheile wurden. Die Fragen über Ge- 
setzgebungskunst, ihre leitenden Grundsätze (z. B. 
ob Verhandlungs- oder Untersuchungsprinzip den 
Voi-zug verdiene) und über einzelne vorgeschla- 

gene Verbesserungen (z. B. Aufhebung der 
echtskraft der Beweisinlerlokute) , mussten in 
den wissenschaftlichen Arbeilen mehr oder min- 
der zur Sprache kommen, und die vergleichende 
Gesetzgebung wurde von neuem vielfach ausge- 
bildeter Zweig der Wissenschaft. 

Der Verfasser des gegenwärtigen Aufsatzes 
hatte im Jahre 1819 die vergleichende Gesetz- 

Sebung auf den bürgerlichen Prozess anzuwen- 
en gesucht 1^), indem er vorzüglich die Entwick- 
lung der preussischen und der französischen 
Gesetzgebung als Vergleichungspunkte aus dem 
gemeinrechtlichen Verehren wählte und zu zei- 

5en suchte, wie auf die einzelnen Gesetzgebungen 
ie eine oder die andere Einrichtung der oben 
bezeichneten abweichenden Gesetzbücher Einfluss 
erhalten. Es- sollten leitende Grundsätze auf- 
gestellt werden, welche bei der Prüfung der 
Arbeiten der Gesetzgebung im Fache des Civil- 
prozesses entscheiden sollten. Der Zweck dieser 
Arbeit war zugleich, die Erfahrungen über die 
Wirksamkeit der neuen Gesetzgebungen zu sam- 
meln und in Bezug auf den preussischen Prozess 
nachzuweisen, dass das sog. Unlersuchungsprin- 
zip, von welchem diese Gesetzgebung alles Heil 
erwartet, auf Voraussetzungen beruht, welche 
in der Wirklichkeit nicht gegründet sind, dass 
eine consequente Durchführung jenes Prinzips 
nicht möglich ist, und wenn ein Gesetzgeber 
dies versuchte, zu vielfachen Störungen führen 
würde; dagegen wurde zu zeigen versucht, dass 
ein Gesetzgeber am ersten hoffen dürfe den 
Forderungen der Rechtsuchenden zu entsprechen, 
wenn er den Grundideen des französischen Pro- 
zesses sich anschliessen würde, und zwar vor- 
züglich durch Umgestaltung der Gerichtsverfas- 
sung im Wesentlichen nach den Grundlagen der 
französischen, durch Einflihrung der OeffentUch- 
keit und Mündlichkeit; es wurde aber davor 
gewarnt, den französischen Prozess als unbe- 
dingtes Vorbild für jeden Gesetzgeber zu betrach- 
ten, weil das französische Prozessgesetzbuch 
zuviel dem vor der Revolution ausgebildeten 
Verfahren sich angeschlossen hätte, weil es we- 
sentliche Lücken enthielte, zu viel Förmlichkei- 
ten vorschriebe, durch die völlig unpassende 



14) Diese Richtung zeigt sich in den Gesetzge- 
bungen von Sachsen, Idecklenburg, Baiern. 

15) Z. B. in Baden, Württemberg. 



16) Der gemeine deutsche bürgerliche Process in 
Vergleichung mit dem preuss. - französischen Civilver- 
fahren. Bonn, 4 Hefte, zuerst erschienen 1820, die 
dritte Auflage erschien 1838. 
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Trennung von avouö und avocat grosse Kosten 
und Verzögerungen herbeiführe, in der Arl der 
Behandlung des Vorverfahrens unter Anwälten 
nicht die nöthige Grundlage gewahre und die 
Beweislehre zu sehr formell und die Entdeckung 
der Wahrheit hindernd wäre, und mit dem aus- 
gesprochenen Prinzip der Mündlichkeit oft im 
Widerspruche stehe. Es wurden darnach Ver- 
besserungsvorschläge beantragt und auf das Gen- 
fer Prozessgesetzbuch ^7j ^\g eine Gesetzgebung 
hingewiesen, deren Verbesserungen jeder Ge- 
setzgeber zum Muster nehmen dürfe. Seit dem 
Erscheinen der oben bezeichneten Schrift (1819) 
ist auf dem Gebiete der wissenschaftlichen Ar- 
beiten über bürgerlichen Prozess Vieles geleis- 
tet worden, theils in der Richtung auf dem Wege 
historischer Forschungen, den Geist der Ouellen 
des gemeinen Prozesses, vorzüglich auch die 
Bedeutung des im Mittelalter ausgebildeten Ver- 
fahrens und der wissenschaftlichen Leistungen 
und ihren Einfluss auf die Ausbildung des ge- 
meinen Prolzesses zu zeigen, theils durch wis- 
senschaftlich praktische Behandlung einzelner 
Lehren des Prozesses Tür das gründliche Studium 
desselben zu wirken, theils die Ergebnisse der ver- 

Sleichenden Gesetzgebung zu benützen, um da- 
urch zur Aufstellung richtiger Grundsätze und 
zur klaren Erkeniitniss zu gelangen, nach wel- 
chen Richtungen eine Verbesserung des Ver- 
fahrens wünschenswerth sein und guten Erfolg 
versprechen würde. Die beiden Zeitschriften ^^) 
waren bestimmt, Mittelpunkte für Arbeiten dieser 
Art zu liefern, und «er Verfasser des gegen- 
wärtigen Aufsatzes war vorzüglich bemüht, in 
dem Archiv auf jede neue Richtung der Civil- 
prozessgesetzgebung aufmerksam zu machen und 
alle Ergebnisse der neuen legislativen Thätigkcit 
milzutheilen. In Ansehung der letzteren war 
vorzüglich eine dreifache Richtung seit 1830 
bemerKbar: 1) Eben in jenen Staaten , in wel- 
chen man an der alten Gerichtsverlassung nicht 
rütteln wollte und durch ein Flicken am schad- 
haften Gebäude, durch Abschneidung von Sireit- 
fragen und durch einzelne Verbesserungen, z. B. 
in Bezug auf Abkürzung der Prozesse und Auf- 
hebung einiger bisher als Mittel der Verzögerung 
gebrauchten Prozesshandlungen Abhülfe zu ge- 
währen beabsichtigte, zeigte sich die ünvoll- 
kommenheit dieser Richtung, bei welcher Niemand 
zufrieden war und wo aurch die Anwendung 
der neuen Vorschrift in Verbindung mit den al- 
ten Bestimmungen neue Streitfragen erwirkt wur- 
den. 2) In Preussen selbst hatte immer mehr 
die Erkenntniss gesiegt ^t»^, dass das gerühmte 



17) Eine SchilderDDg dieses Gesetzbuchs war ge- 
liefert in meiner Schrift. 1. Tbl, S. 85. 

18) Archiv för civilistische Praxis. Heidelberg, bis 
Jetzt 38 Bände. Zeitschrift für Civilrecht und Process. 
Heraasg. von Linde, MarezoU. Giessen. Bis znr neue- 
sten Zeit fortgesetzt. 

19) Vorzuglich bedeutend wurde hier die Schrift 
eines vorzüglichen preussischen Juristen unter dem 



Untersuchungsprhizip die erwarteten Vortheile 
nicht gewährte; von 1833 an hatte der preus- 
sische Gesetzgeber selbst eine neue Richtung 
der Gesetzgebung in bürgerlichen Prozessen 
angebahnt^); er hatte sogenannte summarische 
Prozessfonuen eingeführt, in welchen das Un« 
tersuchungsprinzip aufgegeben und ein münd- 
liches, einlaches — dem französischen einiger- 
massen ähnliches eingefiihrt wurde. — Wess 
fand tmid so allgemein Beifall, dass die nach 
der Gerichtsordnung verbandelten (eigentlich or- 
dentlichen) Prozesse die Ausnahme nnd die ntck 
dem neuen Gesetze von 1833 (worauf sidi die 
Partheien berufen konnten) die Regel bildeten. 
In einem von dem Ministerium bearbeiteten Ent- 
würfe der Prozessordnung 2^ in Preussen ist 
entschieden die Verhandlungsmaxime zum Grunde 
gelegt und in den Motiven zu dem Entwürfe, 
sowie in Schriften hochgestellter preussischer 
Praktiker^) sind die ungünstigen Erfahrungen 
der bisherigen Gerichtsordnung und die Vorzüge 
einer mündlichen Verhandlung, vor den urthei- 
lenden Richtern geführter Verhandlungen so 
nachdrücklich nachgewiesen, dass man nur darü- 
ber staunen kann, wie noch immer der Werth 
dieser Prozessform nicht allgemeiner anerkannt 
ist. Durch das Gesetz vom 14. Juli 1846 ist nun 
in Preussen das öffentliche mündliche Verfahren 
— ähnlich wie in Frankreich, jedoch mit einem 
schriiUichcn unter Leitung des Gerichts geführ- 
ten Vorverfahren die Regel im Prozesse gewor- 
den, wobei freilich das eigenthümliche Yerhält- 
niss eintritt, dass in Preussen in Bezug auf das 
Civil verfahren die Gerichtsordnung von 1794 und 
neben ihr das Gesetz von 1833 u. das von 1846 (miC 

Sanz abweichenden Grundlagen) gelten und über 
ie Art der Verbindung der drei Quellen vielfacher 
Streit sich erhebt, daher die Wissenschart ^) oft 
eine schwierige Aufgabe haL 3) Als die Hauptiich- 
tung muss die anerkannt werden, dass man die im- 
mer mehr verbreitete Ueberzeugung anerkannte, 
dass wenn gründlich Abhülfe der Uebel möglich 
werden soll, die bisherige Gerichtsverfassung, 
insbesondere mit der Verbindung der Verwal- 
tung mit der Rechtspflege in erster Instanz nicht 
forUlauern kann, dass Kollegialgerichte in erster 
Instanz jedoch mit zweckmässiger Organisation 
von Einzelnrichtem für kleinere Bezirke nötUg 



Titel: Ueber einige Hauptbindemisse, welche der Ver- 
folgung des Rechts vor den Gerichtshöfen nach der 
preuss. Gerichtsordnung entgegenstehen. Berlin 1831. 

20) Gesetz v. 1. Juni 1833; über den Geist des 
Gesetzes und die darauf bezüglichen SchriAen, meine 
Schrift: der deutsche Prozess, I. S. 50. 

21) Revid. Entwurf der bürgerl. Processordnung 
für die Prevss. Staaten, 1842, und die Motive von 
S. 24 an. 

22) Vom ObertribunalprSsidenten Götze und dem 
Präsidenten Scheller, s. darüber Archiv für Civilpraxis 
XXX. 267. 

23) Eine gute Darstellung enthält Koch, der prevss. 
CivUprocess« Berlin 1848. 



Digitized by 



Google 



n. Civilprocen. 



203 



seien, dass das Notariat eingeführt und das Ver- 
fahren anf Oeffentlichkeit und Mündlichkeit ge- 
baut werden soll. Ueberall aber war damit zu- 
gleich die Ueberzeugung verbunden, dass eine 
blosse Nachbildung des französischen Prozesses 
nicht genügen würde, dass auf jeden Fall, die 
In dem Genfer Gesetze eingeführten Verbes- 
serungen des französischen Gode benützt, aber 
noch weiter gehende Verbesserungen durch Be- 
nützung der In deutschen Prozessen durch Wis- 
senschafl und Rechtsübung ausgebildeten Lehren, 
daroh AusRlIlung grosser Lücken des franzö- 
äschen Code und durch Verbannung so vieler 
kostspiel^en und verzögerlichen Formvorschrif- 
ten des Code eingeführt werden müssten. Vor- 
züglich sprach sich die Ueberzeugung dafür 
aus, dass ein, mit zweckmässiger Leitung des 
Gerichts verbundenes schriftliches Vorverfahren 
nothwendfg werde. Ein treffliches Material, um 
Verbesserungen anzudeuten, enthalten die Schrif- 
ten von Dernburg^) und Plank^^J. Die 
Schrift des letzten zeigt zugleich, wie durch 
gründliche Benützung der Geschicirte des Pro- 
zesses und Nachweisung der allmähligen Ent- 
wkkelung eine befriedigende Bearbeitung einer 
einzelnen prozessualischen Lehre geliefert wer- 
den müsste. Als im Jahre 1848 in der grossen 
geistigen Bewegung unter den Forderungen, die 
an die Gesetzgebung über Rechtspflege geslellt 
werden konnten, auch die der Einlührung des 
mündlichen öflenlllchen Verfahrens allgemein gel- 
tend gemacht wurde, veranlasste diese Erschei- 
nung auch eine Reihe wissenschaftlicher Arbei- 
ten and neue Gesetzgebungsversuche, durch 
welche die Forderung auch für das bürger- 
liche Verfahren in das Leben gefiihrl werden 
sollte. 

Nicht unerwähnt dürfen, um den Gang der 
Leistungen auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Prozesses zu bezeichnen, zwei wichtige Erschei- 
nungen bleiben, welche wesentliche Fortschritte 
verheissen. Wir rechnen dahin 1) die Thätig- 
kelt, die Rechtssprüche der obersten Gerichte 
Deutschlands zu sammeln. Während Frankreich 
In den Aussprüchen seines Cassationshofs eine 
Immer fliessende Quelle der Forlbildung des 
Rechts, zugleich einen Mittelpunkt der Ein- 
heit des Rechts, vorzüglich in Bezug auf das 
Verfahren eine Bürgschaft der Gleichförmigkeit 
der Behandlung der Rechtsstreitigkeiten hat, und 
dadurch manche Nachtheile beseitigt werden, 
entbehrte Deutschland eines solchen Mittelpunkts; 
vorzüglich seit Auflösung der Reichsgerichte, 
deren Entscheidungen doch einigermassen in den 
Gerichten der einzelnen Länder zur Norm ge- 
nommen wurden. Später fehlte auch diese Quelle, 
und es war schwierig , von einem gemeinen 



deutschen Prozesse zu sprechen, da In Bezug 
auf eine Masse von Streitfragen in den verschie- 
denen Gerichten Deutschlands ein anderer Ge- 
richtsgebrauch sich ausbildete. Der Bearbeiter 
des gemeinen deutschen Prozesses konnte, wenn 
er einen gewissen Rechtssatz aufstellte, fiir seine 
Behauptung nur seine Ansicht von der Aus- 
legung und Verbindung der verschiedenen Quel- 
len anführen und zur Bestätigung seiner Mei- 
nung sich auf ein Paar Schriftsteller berufen, 
welche seine Meinung theillen. So traf in Deutsch- 
land die Erscheinung ein, dass wenn der An- 
walt einer Parthci zur Bestätigung der von Ihm 
behaupteten Praxis sich auf drei oder vier Schrift- 
steller berief, es dem Anwälte der Gegenparthel 
leicht wurde, für die gegentheilige von ihm 
behauptete Praxis auch ein halbes Dutzend Schrift- 
steller aufzuführen. Es war ein glückliches ver- 
dienstvolles Unternehmen, dass Seuffert einen 
geistigen Mittelpunkt für die Erkenntnisse des 
deutschen bürgerlichen Rechts und Prozesses da- 
durch gründete, dass er die Rechtssprüche der 
obersten Gerichtshöfe der deutschen Staaten sam- 
melte ^ö) und dadurch ebenso die (bisher wegen 
des Mangels der Veröffentlichung solcher Rechts- 
sprüche schwierige) Kenntniss der Aussprüche 
der obersten Gerichte möglich machte, als er da- 
durch zugleich eine Gleichförmigkeit des deutschen 
Gerichtsgebrauchs und gute Vorarbeiten fiir die 
Gesetzgebung vorbereitet, da man erwarten 
durfte, dass allmählig die deutschen Gerichte 
zu derjenigen Uebung und Rechtsanschauung sich 
vereinigeu würden, welche bei den meisten Ge- 
richten Deutschlands bereits Billigung gefunden 
hatte, während durch die veröffentlichten oft lief 
eingehenden Entscheidungsgründe ein Mittel ge- 

Sehen wurde, zu erkennen, welche der von 
lännern der Wissenschaft aufgestellten Ansicht 
von ausgezeichneten Praktikern- gebilligt wurde 
und als eine von der Praxis anerkannte ange- 
sehen werden konnte. 

2) Eine nicht minder wohlthätige Erschei- 
nung war die, dass In den einzelnen Ländern 
immer mehr rechtswissenschaftliche Zeilschriften 
erschienen, welche theils ergangene Rechtssprüche 
millheilten, theils die durch vorj^ekommene Rechls- 
fälle bemerkbar gemachten Unbestimmtheiten In 
den Gesetzen, Lücken oder Unvollkommenheiten 
der Gesetzgebung oder der bisherigen Praxis 
zum Gegenstand kritischer Untersuchungen und 
Verbesserungsvorschläge machten. In dieser 
Beziehung fllhrlen diese zwar scheinbar nur auf 
die Rechtsprechung der einzelnen Länder be- 
züglichen Arbeiten zu einer wahren Erkenntniss 
und zur Fortbildung des gemeinen deutschen 
Prozeses und zu einer Verbesserung der Ge- 
setzgebung, weil die Erfahrung lehrt, dass häu- 
fig erst durch einen einzelnen vorgekommenen 



24) Dernbnrg, Abh. aus dem Gebiete des Process- 

reehts. Frankrtirt 1849. 26) Archiv für Enlscheidungen der obersten Ge- 

25) Die Lehre von dem BeweisortheU. Göitiog^eii richte in den deutschen Staaten, beraus§^. von SeofTert. 
1848. München, bis jetzt Vlll. Bände. 
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Fall die Mangelhafligkeit einer Gesetzesvorschrift 
oder einer bisher von einseiligen Theoretikern 
aurgeslellten und glüubig fortgepflanzten Rechts- 
ansicht, ihr Widerspruch mit den Bedürfnissen 
des Lebens, oder ihre Unbestimmtheit oder der 
Nachtheil einer Lücke in der Gesetzgebung recht 
klar hervortreten so dass eine Verbesserung ange- 
regt wird. — Auf diese Weise verdankt man 
den in den einzelnen deutschen Staaten erschiene- 
nen Sammlungen und rechtswissenschafllichen Zeit- 
schrillen in Oesterreich ^'^), Preussen ^, Baiern 2») 
Sachsen 30), Hannover ^ij, Braunschweig 32), Hes- 
sen 33) u. A.3*) vielfache wohlthätige Anregung 
zum Besseren. 

Wenden wir uns zur Betrachtung desjenigen, 
was durch neue Forschungen in Bezug auf die 
einzelnen Theile und Lehren des bürgerlichen 
Prozesses geleistet wurde, und zur Bezeichnung 
des gegenwärtigen Sandpunktes, so richtet sich 
unsere Prüfung zuerst 

l. auf den Charakter der Quellen, aus 
welchen der bürgerliche Prozess in 
Europa sich ausbildete, auf die Ver- 
bindung dies er Quell enund auf die Fort- 
bildung derselben, und zwar A. auf die 
Leistungen Hir die richtige Erkenntniss des rö- 
mischen Prozesses. Es kann bei unserer 



27) Hieher gehört die seit 1850 erscheinende Ge* 
lichtszritung, die eine grosse Zahl von Rechtssprüchen 
und Abhandlungen über den Process enlhält, ebenso 
das von Haimeri herausgegebene Magazin für Rechts- 
und Staalswissenschaft. VV^ien. Bis jetzt X Bände. 

28) Hieher gehören die Sammlungen der Rechts- 
sprüche des Obertribunals, bedeutend ist aber auch 
das seit vielen Jahren erscheinende Justizministerial- 
blatt, worin wichtige Entscheidungen und prozessuali- 
sche Abhandlungen vorkommen. 

29) Vorzüglich werthvoll sind die Blätter für Rechts- 
anwendung für Bayern, herausg. von Seuffert in Ver- 
bindung mit Glück, Arnold, Dollmann. Erlangen, bis 
jetzt 20 Bände, reich an wichtigen prozessual. Abhand- 
lungen. 

30) Hieher gehört für das Königr. Sachsen die 
Zeitschrift für Rechtspflege u. Verwaltung. Leipzig, 
herausg. von Tauchnitz XlII. Bde. bis 1855. Für die 
übrigen sächsischen Staaten^ Blätter für Rechtspflege in 
Thüringen und Anhalt, herausg. von Schmid in Ver- 
bindung mit Jnnghans, Heerwart, Heimbach, jetzt von 
Holzel. Jena 1855. 

31) Für die neueste Zeit besonders Magazin für 
hannöv. Recht, begonnen von Klenke seit 1851 — zu- 
letzt herausgeg. von v.Düring undWachsmuth. Hanno- 
ver, bis jetzt V. Bände. 

32) Zeitschrift für Rechtspflege imH. Braunschweig. 
Herausgeg. von Gotthard u. Koch, Brannschweig, bis 
jetzt 1. Jahrgang. 

33) Für Kurhessen, Sammlungen von Pfeiffer und 
Strippelman, für Grossh. Hessen und Nassau hatte Bopp 
eine Wochensbrift für Recht und Verwaltung seit 1855 
unternommen. 

34) Für Baden ist die Sammlung der Entschei- 
dungen von Hohnhorst, und in neuerer Zeit von Stabel 
80 wie die Annalen der bad. Gerichte, jetzt 20 Bände, 
und seit zwei Jahren das Magazin für badisches Recht 
von Zentner, Renaud, Mannheim 1855, wichtig; für Wür- 
temberg enthalten, die Zeitschriften von Sarwey und 
die Schriften von Huüiagel viel Wichtiges. 



Darstellung nicht davon die Rede sein, die lange 
bekannten bedeutenden Arbeiten zu verbreiten, 
durch welche vorzüglich seit der Auffindung von 
Gajus die Natur des römischen Prozesses , Ins- 
besondere das Verhäitniss der leges actiones d^ 
formulae etc. aufgeklärt wurde. Es genügt, aa 
die grossen Verdienste von Savlgny, Heffler, 
Rudorf, Bethmann Hollweg, Keller, Puchta, 
Zimmern, Wächter zu erinnern. Für die bedeu- 
tendste Erscheinung, weil sie am meisten geeig- 
net war, durch me sorgfältigste Sammlung des 
Ergebnisses der bisherigen Forschungen, überall 
aber nacli genauer Prüfung derselben durch den 
mit den Quellen vertrauten gründlichen Verfas- 
ser durch die Klarheit der Entwicklung gründ- 
liche Kennlnisse zu verbreiten und das Selbst 
Studium anzuregen, muss die Arbeit von Keller ^) 
erklärt werden. Möge auch über manche ein- 
zehie Ansichten Keller's eine verschiedene Auf- 
fassung möglich sein , so zeigt doch jede seiner 
Erörterungen den Forscher, der selbst durch 
seine praktische Laufbahn und durch seine ge- 
naue Beobachtung des englischen und franzö- 
sischen Prozesses Im Stande war, eine klare 
Vorstellung von dem Ineinandergreifen der eln- 
zehien Prozesshandlungen bei einem mündlichen 
Verfahren zu fassen, und dadurch manche rö- 
mische Stelle zu erklären, die demjenigen unklar 
bleibt, welcher die Technik des mündlichen Ver- 
fahrens nicht kennt. Eine gute, die Einzelnhei- 
ten des Werkes von Keller gerecht würdigende 
Darstellung von Römer 3^) verdient als lehr- 
reich hervorgehoben zu werden. Manche scharf- 
sinnige Erklärung einzelner Punkte des älteren 
römischen Prozesses, z. B. über die Bedeutung 
des Sakramentsprozesses der le^es actio ver- 
dankt man Stintzing^^) und Mayer ^). In 
mehreren Anzeigen und kleinen Aufsätzen hat 
Dernburg zur Aufhellung einzelner Lehren des 
römischen Prozesses beigetragen, insbesondere 
über das Verhäitniss der decemviri^^) als Ma- 
gislratus. Die Schrill von Dernburg über den 
bonorum emtor ^) hat manche dunkle Stelle über 
den alten römischen Concursprozess aufgehellt 
und seine Arbeit über die CompensaUon f^) hat 
wesentlich beigetragen, das Verhäitniss der com- 
pensatio bei der action. stricti juris und die 
Art, wie allmähUg das Bedürfniss eines freieren 
Schutzes in der Aehnllchkeit mit der heutigen 
Widerklage sich geltend mac^e. Eine an feinen 



35) Keller der römische Civilprozess und die Ac- 
tionen. Beriin 1852. 

36) In Arndts, Bluntschli^s etc. krit. üeberschaa 
der deutschen Gesetzgebung. II. Band S. 341 bis 387. 

37) Stintzing, über das Verhäitniss der leges actio 
sacramento zur sponsio praejudlc. Heidelb. 1853. 

38) Mayer ad Gaji Inst. Comment. Tübing. 1853. 

39) In der krit. Zeitschrift für gesaninite Rechts- 
wissenschaft 1. S. 460. 

40) Dernburg, die bonor. erotio. Heidelberg 1853. 

41) Dernburg, die Compensation nach römischem 
Rechte. Heidelb. 1854. 
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Bemerkungen reiche Schrift von Benech^^) über 
die Benützung der lateinischen Classiker zur 
Aurhellung schwieriger Punkte des römischen 
Civilrecbts enthält auch viele Bemerkungen über 
prozessualische Ausdrücke und ihre Bedeutung, 
vorzüglich zur Erläuterung des römisdien Kla- 
genrechts. 

üeber das Verhältniss des Yerrahrens in jure 
zu dem in iudicio und das Verhältniss von Prä- 
tor und judex sind durch v. Savigny und Keller 
zwar soviel wichtige die Sache aufklärende For- 
schungen geliefert worden, allein in Bezug auf 
einzelne selbst für die Erklärung von Stellen in 
der justinianeischen Sammlung wichtige Punkte 
blieb noch Manches zu leisten übrig. Wir fin- 
den hier eine gewiss richtige Ausfiihrung von 
Plank*^) über die Fragen, ob erst vor dem 
judex bei der actio in rem die in iure nicht 
angeiUhrie besondere Erwerbsart des kigenthums 
vorgebracht und bewiesen werden konnte, und 
ob auch erst vor dem judex exceptiones vorge- 
bracht werden konnten, welche auf Umstände 
sich bezogen, von welchen die rechtliche Be- 
gründung des Anspruchs abhing. 

In einem Beispiel zeigt recht gut Orelli**), 
wie wichtig fUr die Erklärung einzelner römischer 
Stellen die Nachweisung wird, dass auch nach 
dem Aufhören der Trennung aes Verfahrens in 
jure und in judicio die auf die Formutaijuris- 
prudenz sich beziehenden Ansichten fortwirkten 
und es bedeutend werden konnte, welcher Klag- 
formel der Kläger zur Verfolgung eines Rechts- 
anspruchs sich bediente. Platner^) zeigt, dass 
man da, wo der römische Prätor die Klage ab- 
wJes^ (denegabat actionem). die Fälle trennen 
müsse, wo der Prätor die Klaffe (wie sie ein- 
gebracht war) nicht zuliess und diejenigen Fälle, 
in welchen er exlra ordinem Über die Sachen 
entschied. In den Fällen der ersten Art stand 
seüi Ausspruch einer sententia nicht gleich; in 
den Fällen der zweiten war es eine wahre sen- 
tentia mit allen Wirkungen der res judicata 
(l 14. D. de re judicat). Hunzinger machte die 
berühmte bei Cicero de oratore erwähnte causa 
Curiana zum Gegenstande einer gut geschriebenen 
Abhandlung^), worin der Verf. <De Geschichte 
der Substitution entwickelt und dabei zu zeigen 
sucht, dass die substitutio pupillaris später als 
die vulgaris vorkam, weil die Erste schon auf 
einer feineren juristischen Auflassung beruhe. — 



42) Etndes par les classiques latins appliques an 
droit civil romain par Bcnech. Paris 1853. Die vor- 
liegende Schrin bezieht sich auf die in den Werken 
von Horaz, Juvenal, Martial. 

43) Die Lehre vom Beweisurtheil. Götüngen, 1848 
S.M. in. 

44) Oreili, qnibns modis nsuiimctns petatnr. B«- 
rol. 1849. 

45) Platner de sentent praetoris. Marburg 1851. 

46) Causa Curiana vor dem röm. Centumviralge- 
rkhte und die testamentarische Substitution von Mun- 
zinger. Bern 1855. 



Ueber Ergebnisse neuer Leistungen über rö- 
mischen Prozess im Einzelnen ist es zweckmäs- 
siger unten zu sprechen ^ da wo von den ein- 
zelnen Lehren die Rede ist. Bei Yergleichung 
aller neuen rechtshislorischen Arbeilen bemerk 
man nur, dass mit einer gewissen Vorliebe die 
Forschungen auf den älteren Prozess sich be- 
zogen , wie er zur Zeit der leges actiones oder 
formulae vorkam, während man die meisten 
Lücken in den wissenschafUichen Leistungen 
da bemerkt, wo es auf das Verfahren zur lusti- 
nianeischen Zeit ankömmt; z. B. über das Ver- 
hältnis der litis contestation zu den exceptionen, 
über die Behandlung von Zwischenstreitigkeiten 
z. B. Intervention über Legitimation zur Sache u. A. 
B. Das Wichtigste und, wie wir überzeugt 
sind, Praktische ist in der Geschichte des bür- 
gerlichen Prozesses in Bezug auf den im Mittel- 
alter zunächst in Italien und Spanien ausgebil- 
deten Prozess geleistet worden; durch weitere 
Fortsetzung dieser Arbeiten wird man zur Auf- 
stellung eines Prozessrechts gelangen, welches 
die Grundquelle des gemeinen Prozesses wurde, 
weil dieser damalige Prozess allen wissenschaft- 
lichen Arbeiten über Civilprozess und der Reichs- 
gesetzgebung vorschwebte. Soll in die Auf- 
stellung dieses Prozesses Klarheit kommen, so 
bedarf es der Trennung verschiedener in ver- 
schiedenen Richtungen bemerkenswerther Quel- 
len, aus deren Benützung erst die Erkenntniss 
des mittelalterlichen Prozessrechts hervorgeht. 
Wir scheiden 1) das Verfahren, welches in den 
italienischen Statuten vorzüglich der Städte, und 
die Bearbeitungen derLombarda vorkömmt, 2) den 
canonischen Prozess, 3) den durch Verbindung des 
canonischen und des römischen Rechts ausgebil- 
deten Prozess, 4) die wissenschaftlichen Arbeiten 
über das im Mittetalter allmählig ausgebildete Pro- 
zessrecht. — Es ist nicht zu bezweifeln, dass 
unabhängig von der Praxis der geistlichen Ge- 
richte durch das Fortwirken germanischer (lon- 
äobardischer) Rechtsansichten im Hittelalter in 
en grossen Städten Italiens ein gemeinsamer 
Gerichtsgebrauch sich ausbildete, auf welchem 
die römischen Ansichten allerdings vielfach Ein- 
fluss gewannen. Gewiss werden noch wichtige 
Materialien in den Urkunden derjombardischen 
Schule von Pavia aufgefunden werden können; 
wohl zu beachten, dass in den neuerlich von 
dem eifrigen Anschütz in Bonn herausgege- 
benen Commentaren von Ariprand (wahrscnein- 
Uchen Zeitgenossen von Irnerius) und Alber- 
tus ^^) zurLombarda s(ihon Beweise eines Verfahrens 
vorkommen , in welchem fortdauernde germanische 
Einrichtungen sich erhielten (nach pag. Iö6 wer- 
den 7 scabini, die quasi assessores genannt wer- 
den, als nothwendig zum placitum verlangt) bei 
Albertus wird p. 168 noch unter den Beweis- 



47) Die Lombarda - eommentare des Ariprand und 
Albertus nach den Handschriften herausgegeben von 
Dr. Anschütz. Heidelberg 1855« 
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mitteln aach pugna genannt) überall aber mit 
einem schon feineren (wahrscheinlich durch Ein- 
flüsse des römischen Rechts ausgebildeten Pro- 
zesse (Tit. 50 handelt (p. 165.) von praejudi- 
ciariis aclionibus). 

Auf ein schon im J. 1114, noch mehr im 
13. Jahrhundert ausgebildetes geregeltes, durch 
Advokaten geßihrtes Verfahren deuten die sta- 
tuta Pisana^^j, worin schon Beweise sich finden 
von Bestellung von Advokaten für die Parthei, 
die lieinen Anwalt hat, von schleuniger Wieder- 
einsetzung in den Besitz, aus dem Jemand ge- 
setzt, wo von der Litiscontestation die Rede 
ist (statuti p. 27. im Breve Consulum v. 1164. 

B. 26.). In den eigentlichen Statuten von 1286, 
uch I. cap. 103. kommen Andeutungen vor, dass 
schon ein geordnetes Verfahren (eines summalim 
das Andere iure ordinario) und ein besonderes 
Verfahren über Besitzstreit Stalt fand (wo nicht 
darauf gesehen wurde, wer der antiquior, son- 
dern wer justior in possessione ist). Ausgabe 
von Bonaini p. 201. 

Besonders lehrreich, um das in Italien im 
XIII. Jahrhundert in den weltlichen Gerichten 
ausgebildete Verfahren zu zeigen, sind die con- 
stituliones regni siculi von 1231 von Kaiser 
Friedrich *^). Diese Sammlung ist um so wich- 
tiger, da bekanntlich unter Friedrich ein grosser 
Streit in Itaüen zwischen den Juristen, welche 
das lo ngobardische Recht anwenden wollten und 
den Verehrern des römischen Rechts lebhaft ge- 
führt wurde. Diese Constitutionen machen manche 
Stelle selbst im canonischen Recht erst klar, 
weil sie vollständiger den damaligen Gerichts- 
gebrauch beweisen, z. B. in Bezug auf die pro- 
bado ad perpetuam roi memoriam (lib. II. Tit. 35. 
pag. 107.), über poena contumaciae (1. 7. tit. 9^1. 
100), über das richterliche Fragrecht (IF. Tit. 26.), 
über das Verhältniss der litiscontestatio und der 
excepliones (Tit. 19.). 

Es ist zu bedauern, dass der reiche Stoff, 
welchen die ilalienischen Statute ^) fiir die Kennt- 
niss des Prozesses darbieten, nicht besser be- 
nützt ist; die Arbeiten von briegleb in Bezug 
auf die Geschichte des Executivprozesses ^0 und 
Plank über das Verhällniss der einzelnen Pro- 
zessabschniite lehren, welcher (jewinn daraus 
auch nir andere Lehren des Prozesses zn er- 
langen sein würde. 



48) Statuti roediti dcUa citta de Pisa dal XII — 
al XIV. seculo raccolli ed illusiraü dal Prof. Bonaini 
vol. II. Firenze 1854. 

49) In der neuen werthvollen Ausgabe von hislo- 
ria dipiom. Friderici secundl sive Constitutione privi- 
legia etc. collegit HuUIard-Brehottes. Paris 1854 in 
vol. IV. p. 155. 

50) Rosshirt in seiner Dogmengeschichte des Ci- 
vilrectils. Heidelberg 1853. S. 44. führt die wichligsten 
dieser Stad(rech(e auf. 

51) Wir werden davon unten bei der Darstellung 
desjenigen, was für den Executivprozess geleistet wurde, 
dort auch von der guten AbhandL von Orüoff de orig. 
Processus execuüvi, Jen« 1854» spreeheiu 



Die vdchtigste Quelle der Erkemitniss des 
bürgerUchen Prozesses verdankt man aber neue- 
ren Forschungen über das Vt^esen des canoni- 
schen Prozesses und das reichste Material liefert 
hierRosshirl52); wobei man nur bedauert, dass 
der Verfasser, wahrscheinlich um dem Werke 
nicht zu grosse Ausdehnung zu geben, die ein- 
schlägigen Stellen der Statute und der Schrift- 
steller nicht selbst mittheilt und dadurch das 
Mittel entzieht, durch eigene Benützung der Ma- 
terialien Schlussfolgemngen abzuleiten. Ueberall 
aber hat Rosshirt den tiefen Einfluss der cano- 
nischen Ansichten auf den Prozess hervorgeho- 
ben. Man kann um die hohe Bedeutung des 
canonischen Rechts zu würdigen^) nicht genug 
daran festhalten, dass auf Rechnung des cano- 
nischen Rechts die sittliche Bedeutung kömmt^ 
welche durch die eingeschärfte Pflicht der Par- 
theien Wahrheit vor Gericht zu sagen geltend 
gemacht ist, und worauf sich die Positionen M) 
und die von der römischen abweichende Ansicht 
vom Eide beziehen. Im canonischen Prozesse 
war (durch c. IX. de judic.) die Befreiung von 
dem römischen Klagensysteme ausgesprochen, 
das Prinzip der freien Stellvertretung war aner- 
kannt. Wo auch das canonische Recht, das gerne 
an das römische Recht sich anschloss, römischer 
Ausdrücke sich bediente, waren diese schon in 
einem anderen Sinne als im römischen Rechte 
gebraucht, z. B. in Bezug auf litiscontestatio. 
Die Beweislehre erhielt durch den logiseben 
Charakter, welchen man den Beweismitteln als 
Mitteln die Wahrheit zu erforschen gab, eine 
andere Grundlage als im römischen Prozesse. 
Eine neue Unterscheidung in ordentliches and 
summarisches Verfahren kam in die Praxis W). 
Erst neuen Forschungen verdanken wir die Kennt- 
nisswie das richtige Verhältniss der wissenschaft- 
lichen Arbeiten und systematischer Darstellung 
des Prozesses, wie er im Mittelalter sich aus- 
bildete, aufzufassen ist. Hier ergiebt sich, dass 
von ienen Arbeilen genau die älteren geschieden 
werden müssen, in welchen das canonische Ver- 
fahren — gewiss mit vielen germanischen Ein- 
richtungen und Ansichten verbunden, systematisch 
dargestellt war, im Gegensatze späterer Arbei- 
ten, in welchen schon der canonische und der 
römische Prozess (der letzte mit vielen Modifi- 
kationen) zu einem Ganzen verbunden waren. 
Richtige durch geschichtliche Forschungen be- 
stätigte Nachrichten verdanken wir darüber einem 
Aufsatze von Kunstmann 5*). In die Klasse 
jener älteren wissenschaiUichen Arbeiten gehört 



52) In dem In Note 49 angeführten Werke. 

53) Wir erinnern an eine ausser Italien nicht ge- 
nug gewürdigte Schrift: Jus canonicum ad civil. Jsris* 
prad.perficiendam quid aitnlerit. auctore Rocco. Panorm. 
1839. 

54) DarOber Rosshirt S. 81. 

55) Rosshirt S. 88. 

56) In der kritischen üebersduu der deotsdien 
Rechtswissenschaft IL S. 10. 
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die Ton Kanstmann ans dnetn Codex der Münch- 
ner Bibliothek milgetheilte Schrift: ordo jadicia- 
rius^^). Dort giebt auch Kunstmann von andern 
Olleren (von denen Manche auch ungedruckt 
sind) Schriften dieser Art Nachricht und liefert 
Beiträge zur richtigen Würdigung des von Witte 
herausgegebenen Werkes von Ricardus ^). liine 
reiche Quelle fUr die Kenntniss des im XIU. Jahr- 
hunderte ausgebildeten Prozesses liefern die be- 
kannten Werke von Duranti, von Tancredus 
und — Joannes Andreae. In Bezug auf diese 
Schriftsteller liegen wieder neue interessante 
Forschungen vor und zwar vjon Rockinge r, 
der in einer ffuten Abhandlung nachweist wie 
der gewöhnlich ^^) dem Joannes Andreae zuge- 

60) Lafenriere histoire da droit franfais vol. IV. 

57) Krit üeberschau D. 17. p. 385. 

58) Magistri Ricardi Angllci ordo judiciar. editas 61) Lafenriere p. 393. und Daniels in seiner Schrift: 
per CaroL WiUe. Halis 1853. System des französ. und rhein. Civilprozesses. Berlin 

59) üeber einen Ordo jndiciarias bisher dem 1849. S.34. 
Joannes Andreae zugeschrieben, von L. Rockinger. 

Manchen 1855. 

(Fortsetzung folgt) 



sehriebene Ordo judldarius nicht diesen Schrift* 
steiler zum Verfasser hat^ aber dir den Prozess 
und die wissenschanUche Auffassung desselben 
Im XIII. Jahrhundert eine der werthvollsten 
Arbeiten ist. In Bezug auf Duranti hat Lafer- 
riere in seiner Rechlsgeschlchte ^) über die 
Lebensverhältnisse, seine Wanderungen und 
seine wissenschaftlichen Arbeilen, insbesondere 
sein speculum juris manche weniger bisher be- 
kannte Nachrichten mitgetheilt, ebenso über 
Tancredus, dessen Werk es war, welches In 
die Praxis unmittelbar überging und oft wörtlich 
In den Rechtssammlungen der uamaligen Zeit sich 
findet «7). 



Strafrecht 



r»r 



1. üeber die lateialiehei VebersetEiuiffeB der 
Ctrefiaa 

glebl GJR. Abegg im Arch. d. Cr. R. 1855 
IV. 549 ff. einige uterargeschichtiiche Bemer- 
kungen. 9. 

2. Zar Bevestea Gtdlfieatitn des StrafirecUs. 

Unter diesem Titel referirt Prof. Dr. Dollmann 
zu München in Arndts Krit. Ueberschau etc. Bd. II. 
S.69 r. über das K. Preuss. SlGB., so wie über 
die Entwürfe für Bayern (nebst dem vorläufigen 
Kammerberichte des Abg. Prof. Dr. Weis) und 
f&r K. Sachsen. 30. 

i. Das Crimuialreeht and der Zeit|[ei8t. Von 
Prof. Osenbrüggen in Zürich. (Arch. d. C. 
R.N. F. 1855. fl. S.261 ff.). 

Ein mehr populär gehaltener Vortrag, In wel- 
chem der Verf. einige Hauptzüge des deutschen 
Criminalrechts — insbesondere das Fehderecht, 
und die Vorschrifien über Frieden in der älteren 
Zeit, ferner den Einfluss des Glaubens in den 
Ordalien, der Zauberei und den Hexenprocessen 
und die Einwirkungen der Humanitäts- und Volks- 
thümllchkeitsrichlungen der neueren Zeit auf 
Strafgesetzgebung und Strafrechtspflege — vor- 

rohrt. a 



4. Sie WledereiaflUmwg der Ttdessfarafe im 
GrtsshenegtliiB lessen in Jahre 1852. Beitrag 
zur Geschichte der Zurückiilhrung dieser Strafart 
in Deutschland. Von Adv. Bopp in Darmstadt. 
(Arch. d. C. R. 1855. lU. S.397 ff.). 

RückbUck auf die Geschichte der Gesetzge- 
bung über Todesstrafe in Hessen und Auszug 
aus den ständischen Verhandiungen daselbst über 
das Ges. vom 20. April 1852 über Wiederein- 
führung der Todesstrafe in Gr. Hessen. 9. 

5. Die erste Erscheiaang des Fallsckwerts aaf 
der rechtea Seite des Rheins. Vom Adv. Bopp 
in Darmstadt. (Gerichtssaal 1855. I. S. 78 f.). 

Der Verf. referirt, wie bereits in den Kam- 
mern des Grossh. Hessen des Jahres 1840 Stimmen 
für EInliihrung des Fallschwerts sich ausgespro- 
chen, dieselbe auch unter dem 19. Oclb. 1841 
von der dasigen Regierung verfügt worden uud 
sich bis jetzt bewäl^t habe. 33. 

S. Gtncarrenz vta Freiheitsstrafe]!. 

Wenn ein wegen Vergehens Verurtheiller nach 
bereits angetretener Strafe weffen Verbrechens 
in Untersuchung gezogen, und wegen dieses 
Verbrechens und des bereits abgeurtheilten Ver- 
gehens zu Arbeltshaus als Gesammtstrafe ver- 
urtheitt wird^ kann die bereits erstandene Ge- 
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fariffnlgsstrafe an der zuerkannten Arbeitshausstrare 
nicht abgerechnet werden, sondern ist nur bei 
der Strafausmessung geeignet zu berücksichtigen. 
OAG. zu München. Bayer. Zeitschr. d. Gesetzir. 
B41I. S.204. 25. 

7. Terfflpn; in Avslanile kestrafter Ter^he«. 

Die diesseitige Verfolgung und Bestrafung der 
im Auslande begangenen strafbaren Handlungen 
Ibidet auch dann statt, wenn dieselben im Aus- 
lande nur mit einer Strafe, wie sie ihrer Höhe 
nach in den diesseitigen Strafgesetzen für Ueber- 
tretungen bestimmt ist, diesseits jedoch mit der 
Strafe der Verbrechen oder Vergehen bedroht 
sind. Es ist daher zur diesseitigen Verfolgung 
nur erforderlich, dass die Handlungen im Aus- 
lande überhaupt mit Strafe bedroht sind. OTrib. 
zu BerUn. (Goltdammer Archiv Bd. lU. S. 258.) 

25. 

8. Heber die Bestrafoiii^ strafbarer Handliin|;en 
welche auf Preagsischeu Sckiffea begangea werden, 
sind in Goltdammer's Archiv Hl. S. 651 fol- 
gende Grundsätze entwickelt: das Preussische 
Schiff auf offenem Meer und in fremden Ge- 
wässern ist als Preussisches Territorium zu be- 
trachten ; daher sind Handlungen auf solchen unter 

{'enen Voraussetzungen begangen als in Preussen 
begangen zu betrachten, und dieselben vej^^ign 
diesen Charakter und die daraus folgende T^er- 
werfung des Thäters unter das preussische Straf- 
gesetz auch dann nicht, wenn das Schiff hier- 
nächst in den Hafen eines Landes einläuft, wel- 
chem der Thäler als ünterthan angehört; auch 
die in fremden Häfen unter der Schiffmannschaft 
oder den Reisenden des Schiffs verübten, weder 
gegen das fremde Land selbst noch gegen des- 
sen Unterlhanen gerichteten strafbaren Handlun- 
gen sind gleichfalls als in Preussen begangen zu 
betrachten. 12. 

9. Widersetzuiig gef^en Beamte im Auslände. 

Verbrechen oder Vergehen, gegen die in 
Ausübung ihres Amtes befindlichen ausländischen 
Beamten im Auslande begangen, werden, wenn 
sie im Inlande verfolgt werden, sei es auf Grund 
des Strafgesetzbuchs $.4. Nr. 3, sei es auf Grund 
einer besonderen Convention, nach den nämli- 
chen Gesetzen bestraft, als wenn sie im Inlande 
Segen inländische Beamte verübt wären. (Erk. 
es OTrib. zu Berlin. JuslMBl. 1855. S. 184). 

18. 

(•. Heber die ErTordemisse der Reciprocitit in 
Bezog auf das Ausland. [Nach preussischem Recht]. 
(Goltdammer's Archiv Hl, S. 91 ff.). 

Die in %. 269 des Preussischen StGB, ent- 
haltene Bestimmung, wonach die Nachmachung 
fremder Fabrikzeichen etc. in Bezug auf die An- 
gehörigen eines fremden Staates dann strafbar 
ist, wenn nach „publicirten Verträgen oder Ge- 



setzen^^ die Gegenseitigkeit mit diesen Staaten 
verbürgt ist, wird nach einer Entscheidung d^ 
Ob. Trib. so ausgelegt, dass die Publication (in 
Preussen) nur von den Verträgen nicht audi von 
den Gesetzen zu verstehen ist. 11. 

11. Versieb. 

Eine specielle Kritik der Vorschriften des 
Preuss. StGBuchs über Versuch der Verbrechen 
gibt Prof. Zachariä in Götthigen, in Goltdam- 
mer's Archiv HI. S. 162. f. S. 290. f. 11. 

12. Versuch. 

Durch rechtswidrige Zueignung eines anver- 
trauten werthlosen Gegenstandes, welchen der 
Empfänger irrthümlich für werthvoU hielt, wird 
ein strafbarer Versuch der Unterschlagung be- 
gangen. (OAG. zu München. Bayer. Zeitschr. 
d. Gesetzg. Bd. 11. S. 193). 19. 

13. Versich mit nataagUcben Hittehi. 

Wenn auch die Anwendung eines absolut 
untauglichen Mittels einen strafbaren Versuch 
nicht darstellen kann, so verhält es sich doch 
anders mit einem relativ untauglichen Mittel (z. B. 
der Anwendung von Gift in unschädlicher Menge 
zum Zweck einer beabsichtigten Vergiftung). 
In der Anwendung eines solchen kann der An- 
fang der Ausführung geftmden werden; ob die- 
ses der Fall sei, ist Gegenstand der thatsäch- 
lichen Prüfung. (Entsch. des OTrib. zu BerUn. 
Goltdammer's Archiv III. S. 281 u. JMBlatt 1855 
S.34). 25. 

14. Ddier die Berficksichtigwis des jafendficben 
Alters im Strafrechte, mit besonderer Hinsicht auf 
das Thüringer StGBuch und die Rechtsübung. 
Von Reg. R. v. Egidy in Coburg. (Arch. d. 
C. R. 1855. I. S. 63 f.). 

Anknüpfend an die speciellen Bestimmungen 
des Thür. StGBuchs über den rubricirten Punkt 
iuhrt Verf. eine Reihe einzelner Gesichtspunkte 
und Fälle mit Bezugnahme auf die Praxis der 
Coburgischen Gerichte an, welche sich auf die 
Anwendung jener, mit den meisten neueren Ge- 
setzen im We 



ten beziehen. 



/^esen übereinstimmenden Vorschrif- 

9. 



15. AnreckniBg der Haft. 

Die Anrechnung einer erlittenen Untersu- 
chungshaft auf die zuerkannte Gefängnissstrafe 
ist unstatthaft. (Entsch. des 0. Trib. zu Berlin. 
JMBlatt 1855. S. 95). 25. 

16. Beiträge za der Lehre von der Verhrecheas- 
Goncurrenz. Von Dr. John, Privatdoc. an d. Univ. 
Königsberg. (Goltdammer's Archiv III. S. 497 f. 
620 r.) 

Der Verf. scheidet zunöchst die Fälle 
falscher Concurrenz aus : sowohl solche, in denen 
mehrere Strafgesetze verletzt sind (Concurrenz 
des generellen mit dem speciellen Strafgesetze, 
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mit zu beachten. (ObertribHnd za Berlin. Golt- 
dammer Archiv B<L UI. S. 832). 25. 

21. Zur Lelire Ttia Rfickfalle, ingbestndere ii 
den DiebstahL OUGR. Dr. Zentner zu Mann- 
heim. — (Mag. f. badische Rechtspfl. Bd. II. 
S. 263. f.). 

Der Verf. referirl zuvörderst die, bereits in 
Goltdammer's Archive Bd. II. S. 384 f. mitgetheil- 
ten ßfitscheidungen des Obertribunals zu Berlin, 
ob und in wierem bei Entscheidung des Rück- 
falls die Verurtheilungen wegen desselben oder 
eines gleichartigen Verbrechens unter dem alten 
Gesetze gezählt und als massgebend erachtet 
werden dürfen, wenn das neue GK^etz den That- 
bestand des Verbrechens geändert und z. B. den 
früheren Diebstahl nur als Beschädigung, straf- 
baren Kgennutz etc. auffassen würde. Mit Recht 
hat das Obertribunal angenommen, dass diese 
älteren Verbrechen den Rückfall befunden, ohne 
dass eine neue Prüfung des Thatbestands der 
bestraften Verbrechen nach dem neuen Gesetze 
zulässig sei i). Der Verf. tritt dieser Ansicht 
mit Bezug auf eine früher von ihm veröffentlichte 
Abhandlung bei. Indem er noch die Anwendung 
des Satzes an mehreren, in jener Abhandlung 
aufgestellten Fällen seigt. 22. 

22. Yerjälinuig. 

Ueber Gegenstand und Unterbrechungsweise 
der sogen. Verjährung der Untersuchung nach 
Thüring. Hechte verbreitet sich ein Aufsatz des 
Staatsanwalts Heinze in Hildburghausen in den 
N. Jahrb. f. Sachs. Strafrecht. Bd. IX. S. 162 f. 

19. 

23. VaterbrecJumg der Yerjähnuig. 

Sie wird auch durch Handlungen eines in- 
competenten Richters resp. Staatsanwalts her- 
beigelUhrt. Die Handlung ist deshalb noch nicht 
nichtig. Das Ob. Tribunal zu Berlin bemerkt 
dabei, dass es überflüssig sei, zu erörtern, ob 
wegen der sogen. Solicmrilät der Glieder der 
Staatsanwaltschaft jed^n Acte eines solchen 
Gliedes, wenn er auch ohne alle specielle Be- 
fugniss und Veranlassung zum Zwecke einer 
Strafverfolgung vorgenommen wird, eine die 
Verjährung unterbrechende Wirksamkeit beizu- 
legen sei. (Goltdammer,Ardüv Bd.ni. S.260). 

24. HfdiTerratL 

Beiträge zur Lehre vom Hochverraih, insbe- 
sondere von dem Begriffe des Versuchs bei 
demselben nach preuss. Rechte enthält eine auf 
einen speciellen Fall bezi^liche Ausführung in 
Goltdammer's Archiv UI. S. 230 ff. 11. 



Concurrenz sogenannter materialer und formaler 
Verbrechen), als solche, in denen Ein Strafge- 
setz verletzt ist (fortgesetztes Verbrechen), und 
bestimmt dann als Fälle wahrer Concurrenz fol- 
e: 1) wenn mehrere selbständige von einan- 
r unabhängige Rechtsverhältnisse durch Bnen 
Entschhiss angegriffen werden, 2) wenn Ein 
Bntschluss auf die Verletzung zweier selbstän- 
diger Rechtsverhältnisse gerichtet ist, die in Cau- 
salzusammenhange stehen; 3) wenn mehrere er- 
neute verbrecherische Entschlüsse auf die Stö- 
rung desselben Rechtsverhältnisses gerichtet sind; 
4) wenn die einzelnen (gleichartigen oder ver- 
schiedenartigen) Rechtsverletzungen erst durch 
das gemeinsame strafrechtliche Verfahren in Be- 
ziehung zu einander kommen. Als Grundsätze 
für Bestrafung der wahren Verbrechensconcur- 
renz stellt der Verf. auf: Soweit es sich um das 
objective Moment der Strafe handelt, ist das Cu- 
mulatlonsprincip , soweit um das subjective, das 
Absorbtionsprincip , insgesammt also das Straf- 
schärfungsprincip anzuwenden, also: „Hat Jemand 
mehrere Verbrechen etc. begangen, so ist (He 
Strafe des schwersten Verbrechens etc. zu 
schärfen.'^ 11. 

17. Ffrtgesetztes Terbredien. 

Der blosse all^meine Vorsatz dnes Verbre- 
chers, der oder jener Gattung von Verbrechen 
sich als eines Erwerbsmittels zu bedienen, macht 
die daraus hervorgegangenen Verbrechen kei- 
neswegs schon zu fortgesetzten. (AG. zu Allen- 
burg. — N. Jahrb. Itir sächs. Strafr. Bd. IX. 
S.^Of.). 19. 

18. Zv Lehre reu der AastiftaAg. (Goltdam- 
mer's Archiv UI. S. 380 f). 

bi einem Falle hatten die Geschwornen ver- 
neint, dass der Angeklagte gewisse Scheine durch 
den B. nachgemacht habe, dagegen eine even- 
tuelle Frage bejaht, welche das Vorhandensein 
eines Versuches zur Verleitung des B. zum Nach- 
machen etc. feststellt. Vom OTrib. zu Berlin 
wurde anerkannt, dass die erfolglose Anstiftung 
zu einem Verbrechen, welches gar nicht verübt 
worden, kein slralbarer Versuch des Verbrechens 
selbst sei, da zu einem strafbaren Versuche nach 
preuss. Rechte der Anfang der Ausführung selbst 
ffehdrt, die Anstiftung aber kein selbständiges 
Verbrechen, sondern nur eine Theilnahme am 
Terbredien ist. 11. 

1». Erfflglese Aistiftang. 

Das OAG. zu Gassei hat den Anstifter, wenn 
der Andere den Auftrag nicht angenommen hat, 
wegen Versuchs gestraft. (Heuser Annalen Bd. If. 
S. 713 f.). 24. 

f. UckfalL 

Die von dem Angeschuldigten In der Zdt 
▼erM>ten Diebstähle, wo er wegen seiner Jugend ^j Naclf derselben Meinung hat aach bezügüch de» 

mit einer geringeren , jedoch immer criminellen r. Sachs. CrGBuchs v. J. 1838 und der älteren Legis- 

Strafe bestraft wurde, sind bei der RttcliMsfirage lation das OAG. zu Dresden erkannt. 
Mhib. t ReebtnfiM. 181^. 14 
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25. ZuimmrtttML 

Das Wort j^Zusammenrotttti^^ bezeichnet ein 
Zusammentrelen zu gemeinschaftlichem Handeln^ 
schliesst aber nach dem gemeinen Sprachge- 
brauche nicht nothwendig in sich, dass die Zu-^ 
sammcntretenden vorher räumlich von einander 
getrennt waren, findet vielmehr auch auf die-^ 
jenigen Anwendung, welche schon ans ehiem 
anderen Grunde bei einander waren, nun aber 
zu einem ffemeinschatllichen, durch vereinte 
Gegenwart der Personen, auszuftibrendra Han- 
deln sich verbinden, eine Rotte machen, und 
wird also auch von den in einer Zelle verhaf- 
teten Gefangenen, welche einen gemeinschaft- 
lichen Ausbruch verabreden, richtig gebraucht. 
0. Trib. zu Berlin. Goltdammers Archiv Bd. IlL 
S. 415. 25. 

26. Wldersetzung re|;eiL die iffentUeke Aaio- 
ritSt. 

Bei dem Verbrechen der Widersetzung kommt 
es auf die Rechtmässigkeit der obrigkeitlichen 
Yeri&gung, welcher man sich in der Person 
eines Beamten oder obrigkeitlichen Dieners wi^ 
dersetzt, od^ welche toi einem solchen ge- 
wallsam gerächt wird, nicht an. (Entscheidung 
des Ob. Tribunals zu Berlin. Goltdammers Ar* 
chiv Bd. lU. S. 325). 25. 

27. eiftmwd. 

Strafbarkeit eines mit Schwefelsäure ver- 
übten Versuchs des Giftmords. (Arch. d. C. 
R. 1855. IIL S. 4M %.). In einem von Mitter- 
maier hier mitgetheilten Falle hatte der nieder- 
ländische Cassationshof angenommen, dass ein 
strafbarer Versuch nicht vorliege, weil durch 
die Art dds Unternehmens und die Mischung 
der Schwefelsäure mit so viel Wasser der Tod 
nicht bewirkt werden konnte. 9. 

28. Hord — TodtscUa;. 

In den N. Jahrb. Tür Sachs. Strafrecht Bd. IX. 
S. 272 fg. wird ein Rechtsfall referirt, in wel- 
chem der Unterschied beider Verbreclien Ge- 
genstand richterlicher Entscheidung war. Das 
L A. Gericht nahm in dem Falle, wo eine 
Mutter ihr eheliches Kind zwar nicht in auf- 
wallender Leidenschaft, sondern durch nie- 
derdrückende ASiecte in einen Zustand be- 
schränkter Willensfreiheit versetzt, getödlet hatte, 
Todtschlag an. 19. 

Ein anderer, im Grossherzogthum Hessen 
1843 vorgekommener Fall, der gleichfalls auf 
der Gränze beider Verbrechen liegt, ist von 
HGRath Seh äffer in Glossen im Arch. d. Cr. 
R. Hft.I. S. 32 ff. dargestellt und daran eine Prü- 
fung des Vorhandenseins der Kriterien des etaen 
oder andern Verbrechens bei diesem Falle ge- 
knüpft. 9. 

29. Dag Terbrecken des TtdtscUars im Zi- 
sammentreffeB mit anderen Yerbreclien ui Vergelieib 



Beiträge zur Brläuterung des &. 178 das Preuss. 
St.G.Buehs. Von GRath D. Hittermaier. 
(Goltdammer's Archiv Ul. S. 145 ff.)* 

Nach S. 178 des Preuss. St.G.Buchs ist To- 
desstrafe gedroht dem, der bei Unterndunung 
eines Verbrechens oder Vergebens, um ein der 
Ausiuhrung desselben entgegentretendes HiU'^ 
derm^ss zu beseitigen oder um sich der Ergrei-- 
fung auf frischer That zu entziehen, vorsälz- 
lich einen Menschen tödtet. Es wird hier nach* 
gewiesen, dass eine Strafvorschrift wie diesem 
allerdings weit besser als Art. 304 des Code 
p^nal gefasst, nach den Forderungen der Ge- 
setzgebungskunst nicht gebilligt werden kann, 
weil sie gegen den Willen des Gesetzgebers 
den Richter nöthigt, in einzelnen Fällen eine 
ungerechte Strafe zu erkennen, und weil sie 
überflüssig ist, indem auch ohne eine solche 
Vorschrift der Richter in denjenigen Fällen, in 
welchen die Tödtung mit einem andern verüb- 
ten Verbrechen zusammentriift, die Todesstrafe 
erkennen kann, insofern der Tödtung Mord zum 
Grunde liegt. 11. 

}•. TidtuBg aaf Terlangen des Getidtetei». 

Einen interessanten, in diese Materie ein- 
schlagenden Recbtsfall referirt Dr. Vollert am 
Weimar in den N. Jahrb. f. Sachs. Strafrecht 
Bd. IX S. 191 fg. Der Urheber — ein ver- 
liebtes Paar hatte sich entschlossen, sich zu 
tödten, der Mann auch die Braut töatlich ver- 
wundet, während er selbst hierbei von Heue 
befallen nach Hilfe eilte, um die Braut zu ret- 
ten, was jedoch nfcbt getang , obschon sie selbst 
noch den Vorgang bestätigte — wurde feu zwei-- 
jährigem Arbeitsteuse verurtheilt. 19. 

31. Temch der Abtreibiag der Leäesfnehi 
Mittermaier, der Versuch des Versuchs derAbtren- 
bung der Leibesfrucht nach der neuesten Bechis- 
Übung und den Ergebnissen der naturwissenr 
schaftlichen Forschimgen. (Gericbiftsaal 185Ö. 
Bd. I. S. 3 fg.). 

Die französischen Rechtslehrer nehmen an, 
dass der Versuch der Abtreibung, gleichviel ob 
von der Schwangern oder von einem Dritten 
verübt, nicht stralbar sei. Sie stützen sich auf 
die Fassung des Art. 317 des C. P. (procurt 
und si Tavortement s'en est suivi) und auf die 
Verhandlungen bei der Beralhung desselben. 
Ebenso belgische und niederländische Juristen. 
Dessen ungeachtet nimmt der französische Ca»- 
sationshof an, dass die Straflosigkeit nur auf 
den Versuch der Schwangern, — nicht audi 
auf den des Dritten sich beziehe, bei welchem 
die allgemeine Regel des Art. 2 eintrete. Eine 
ausführiiche Entscheidung der Anklagekammer 
zu Zweibrücken hat Straflosigkeit auch des Drit* 
ten angenommen, was jedc^ vom Cassations- 
hofe XU München nicht bestätigt wurde. XMd 
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Aeueren 6e«ebsgebHBg€ii strafen meist den Ver- zwar lebend geboren wurde, dann aber in Folge 
such. Zweirelhaft sei die Vorschrift des Preuss. der angewendet gewesenen Mittel stirbt. — 
Straigesetzbucbs Art 18 1, welcher Strafe droht, Der Verf. referirt Entscheidungen des Münchner 
wenn (Ue Schwangere die Frucht abtreibt 0A6. (welches Versuch annahm, als ein Mittel 
oder im Mut t er leibe tödtet. Dagegen hat zur Abtreibung angewendet worden, auch früh- 
der Cassationshof zu 13erlin (Goltdammers Ar- zeitige Geburt erfolgte, jedoch der Arzt bei 
chiv Bd. I. S. 243) einen Versuch angenom- der Art des Mittels und dem Zeiträume zwischen 
men, als ein Dritter der Schwängern mit deren dem Gebrauche und der Geburt den Causalne- 
Einwilligang Abortivmiltel gegeben. Es werde xus nicht iur wahrscheinlich hielt) und Rechts- 
darauf ankommen, ob man die Abireibung durch sprüche der sachsencoburgischen Gerichte (wei- 
den Dritten, gleichviel ob die Schwangere che in dem Falle, dass ein Mädchen, welches 
eingewilligt hat oder nicht, für strafbar erachte, sidi irrthümUch für schwanger hielt, ein Abor- 
Be&cbte man die neu^^ Theorie vom Ver- tivmittel anwendete, einen Versuch annehmen) 
suche, — die Unsicherheit der Schwängern über und macht auf das Bedenkliche, welches in sol- 
itoren Zustand, indem sie anranglich nur ein eben Fällen insbesondere bei der Abtreibung, 
Aussenbleiben der Reinigung vermeint und zu der Annahme des Versuchs entgegenstehe, mit 
deren Wiederherstellung Mittel anwendet, die Beziehung auf die Rechtsübung in England etc. 
Art der Abortivmittel, welche zugleich erlaubte aufmerksam. Offenbar habe man hier dem sub*- 
Arzneimittel oder gewöhnliche häusliche Hand- jectiven Gesichtspunkte zu viel eingeräumt und 
lungen (z. B. Heben schwerer Lasten) seien, nur deshalb Versuch angenommen, obgleich die 
so ergebe sich die Unsicherheit diesfallsiger Mittel den Erfolg nicht herbeiführen können, 
Erörterungen, die jedoch oft den Ruf und die welche doch das Gesetz bei dem Verbrechen 
Ruhe der Familie vernichteten. Man solle da- der Abtreibung ausdrücklich erfordre. Die 
her den Versuch lieber straflos lassen, was auch Aerzte selbst seien über den Begriff des Ab- 
von Dritten gelte, welche an der Abtreibung treibungsmiltels nicht einig und noch bedenk- 
mit Willen der Schwangern sich betheiligen, lieber sei die Frage wegen des Causalzusam* 
Ein anderer Gesichtspunkt trete aber da ein, wo menhangs zwischen Mittel und Erfolg, zumal 
ein Dritte wider Willen der Schwangern das oft andere, unverschuldete Ursachen zum Abor- 
Verbrechen verübte, zumal in solchen Fällen tus mitwirken. Deshalb sei bei der Fragestel- 
regelmässig der That die schändlichsten Motiven Stellung an die Jury hierauf genau Acht zu 
cum Grunae liegen und hier die Frau nur als haben. Auch die böse Absicht erfordre eine 
das Opfer, nicht als die Theilnehmenn eines nähere Beleuchtung, indem, wie bemerkt, der 
Vert)rechens erscheine. Ebenso könnte in Frage Arzt in die Lage kommen könne, zur Rettung 
kommen, ob die, welche aus der Abtreibung der Mutter eine künstliche Frühgeburt oder wom 
ein Gewerbe machen, auch bei Zustimmung der selbst einen Abortus zu bewirken und in diesen 
Schwangeren zu bestrafen seien, wenn gleich Fällen, wie auch die neuesten Gesetzgebungs- 
nur ein Versuch vorliege. — Der Verf. geht arbeiten Nordamerikas und Englands anerkann- 
niu über auf die medicinischen Erfahrungen der ten, keine Strafbarkeit vorhanden sei. 33. 
neuer^i Zeit über dieses Verbrechen, insbe- t9 if j j 
sondere die Ciewissheit, dass es keine Abortiv- •*• lüJi«aiig«einiag. 

mittel in dem Sinne giebt, dass sie unter allen Die Versetzung des Kindes in hilflosen Stand 
Umständen und bei jeder Schwangeren die Ab- ist auch dann gegeben, wenn der Thäter fiir 
treibung ohne Lebensgefahr für die Schwangere Abwendung allenfallsiger Gefahr selbst Sorge 
bewirken können, was selbst von mechanisch trägt, und die sofortige Auffindung des Kindes 
wirkenden Mitteln gelte; zu berücksichtigen sei, vorausgesehen werden kann. Entscheidung des 
dass während der Schwangerschaft die Reini- Oberlribunals zu Berlin (Goltdammer's Archiv 
gnng fortdauern könne und andrerseits das Aus- Bd. IIL S. 286). 25. 
aenbleibai derselben häufig von andern Ursachen «• ir» i i 
kerrühre. Die Frau glaube oft irrthümUch, dass '*• Klrperrerlctzwig. 
sie schwanger sei und umgekehrt. Bisweilen Körperverletzung, welche zwar eine Krank- 
sei auch die Austragung und Geburt eines rei- helt von länger als 20 Tagen nach sich ge- 
fen iOndes lebensgefährlich für die Frau, wie zogen, jedoch bei einer kunstgemässen Be- 
«ie aus früheren Geburten wisse. Hier komme handlung in 14 Tagen zu heilen gewesen, 
auch die künstliche Frühgeburt (die Operation wurde als eine schwere Körperverletzung nicht 
zur frühzeitigen Geburt einer bereits lebens- angenommen. (Goltdammer, Archiv ßd. IIL 
fähigen Frucht) und der künstliche Abortus (wo S. 839). 25. 
!SL.^'^ "S""^^ Irf^ensiahiges Kind abgetrieben j^ j 1^ ^ ^ Braadstiftiag 

diesen Unterschied in Betreff der StraWell VfK^''"pLP'"i5'S.^^^^^^^^^ 

nicht anerkennen mid nehme auch bei der Er- i^»l^ iS^^.^' J% J^^'"«''^^'»- (Go«^«™»"«^« 

steren strafbaren Abortus an. Als Abortus ^^^^"^ *"• ^- ^^"•^• 

verda es auch m strafen seio^ wenn das Kind In einem Falle, wo Jemand sein eigenes 

14» 



Digitized by 



Google 



21Ö 



m. Strafrechi 



versichertes Mobiliar in belrtifferischer Absicht 
In Brand gesteckt hatte (§. 244 des Preuss. 
Str.G.B.), diese MobiUen aber auch vermöge 
ihrer Beschaffenheit und Lage geeignet waren, 
bewohnten Gebäuden das Feuer mitzutheilen 
($. 287 dess. Sir. G. B.), halte das Obertribunal 
entschieden, dass $. 244 nur zur Anwendung 
kommen könne, wenn die versicherten Sachen 
sich nicht in der in §. 287 geforderten Lage 
und Beschaffenheit betänden. Der Verf. führt 
dagegen aus, dass $. 287 nur dann Anwendung 
finden könne, wenn die Absicht des Thäters 
nachgewiesen sei, einen der in $. 285, 286 
genannten Gegenstände (hier das bewohnte Ge- 
bäude) anzuzünden. [Die Ansicht des Vfs. hat, 
wie Ref. glaubt, die grössere innere Berechti- 
gung. Der Fehler des Gesetzes Megl aber 
(worauf der Verf. nicht eingeht) nach Ansicht 
des Ref. darin, dass in $. 285 die Brändstif- 
tung an eigner und an fremder Sache, be- 
ziehendlich mit oder wider Willen des Eigen- 
thümers der letzteren, nicht unterschieden wird. 
Nur bei der ersteren, der mit Willen des El- 
genthümers geschehenen, kann die betrügerische 
Absicht rechtlich in Frage kommen; die be- 
sondere Heraushebung derselben in §. 244 er- 
fordert nothwendig auch eine getrennte Straf- 
drohung iiir die in anderer rechtswidriger Ab- 
sicht verübte gleiche Handlung. — D. Ref.]. 

SS. BrandstiftiiDgstrieb. 

Aus einem Vortrage des Prof. Dr. Hof mann 
zu München in einer Schwuri 



welcher sich gegen die Annahme einer Py- 
romanie erklärte, werden in der Zeitschrift ilir 
die Gesetzgebung Bayerns Bd. IL S. 106 fg. 
die Hauptsätze mitffetheilt: So unzweifelhaft es 
einen Drang zu sehen, zu essen, zu hören, zu 
riechen und folglich eine Sehlust, Esslust, Hör- 
lust etc. zur Befriedigung dieses Dranges gibt, 
so unzweifelhaft gibt es auch einen Drang, Feuer 
zu sehen, also einen Feuertrieb und also auch 
bei Befriedigung dieses Triebes eine Fcuerlust. 
Alle diese in die menschhche Organisation ge- 
legten Gefühle stehen nun aber unter derHerr- 
scnaft der Seele und werden so lange nicht 
ausarten, als die seelischen Kräfte das üeber- 

fewicht über die Forderungen des Körpers be- 
aupten. So lange wird z. B. die Esslust nicht 
in Fresssucht ausarten. Wie nun die Fress- 
sucht allerdings als das Symptom geringer 
Verstandeskräfte oder Seelenstörung anzusehen, 
sie aber nicht als eine besondre Seelenstö- 
rung anerkannt wird, so begeht die Wissen- 
schaft eine Inconsequenz, wenn sie eine See- 
lenstörung stalulrt, welche Feuersucht heisst. 
Die Existenz einer isolirt dastehenden See- 
lenslörung, welche sich durch die Sucht, Feuer 
zu legen, kund geben soll, ist nicht zuzugeben. 

20. 

36. Incest — aossereheliche Terwaaiitsdiaft — 
Beweb. 



Die feste und bestimmle Ueberzeugung der 
(3oncumbenten 1) von der zwischen Ihnen be- 
stehenden Blutsverwandtschaft reicht zum Be- 
weise der letzteren und zum Thatbestande des 
Incests völlig aus. Darüber, dass hinsichtlich 
dieses Verbrechens die aussereheliche Verwandt- 
schaft der ehelichen gleichzustellen sei, sind 
die Strafrechtslehrer, insonderheit die des säch- 
sischen Rechts, einverstanden. Auch ist der 
Grund der Strafbarkeit der Blutschande bei un- 
ehelicher Verwandtschaft derselbe, wie bei ehe- 
licher, und, wenn darüb^ nicht gezweifelt wer- 
den kann, auch wohl niemals gezweifelt wor- 
den ist, dass ein Incest dann vorliege, wenn 
die Mutter mit ihrem uneheUchen Sohne den 
Beischlaf ausübt, so hängt die Entscheidung 
der Frage, ob ein Gleiches dann anzundmien 
sei, wenn ein Vater mit seiner uneheUchen 
Tochter sich fleischlich vermischt, lediglidi von 
der Gewissheit der Vaterschaft ab. Entscheidung 
des 0. A. G. zu Dresden. (N. Jahrb. f. Sachs. 
Strafrecht Bd. K. S. 346.) 19. 

il. Beiträge zir strafreelitiickeB Lekre rtB der 
mehrfachen Ehe. Von Ab egg. (Arch. d. Cr. 
R. 1855. I. S. 9 fr.). 

Der Verf. untersucht L die Fälle^ In welchen 
aus politischen oder andern Gründen im grie- 
chischen und römischen Alterthum Bigamie aus- 
nahmsweise durch Gesetz gestattet gewesen sdn 
soll und weist, was die deutsche Geschichte 
anlangt, insbesondere die Angabe von der Exi- 
stenz eines fränkischen Kreisschlusses von 1€50, 
„wegen des durch Kriege und Seuchen entstan- 
denen grossen Menschenverlustes^^ die Bigamie 
zu gestatten, als durch glaubwürdige Zeugnisse 
nicht unterstützt nach. Derselbe stellt II. Über 
das Verhalten der weltlichen. Gesetzgebung zur 
klrchliphen in Bezuff auf die Ehe dnige Sitze, 
zunächst im Hinblick auf die preussische Ge- 
setzgebung, auf, wobei er namentlich die Frage: 
inwieweit eine Wiederverhdrathung zulässig 
oder ein Verbrechen der Bigamie anzunehmen 
sei? behandelt. Der Staat — bemerkt er — 
wird bei den thatsächlichen Voraussetzung«! 
des seinem Gesetze unterzustellenden Falles Seh 
einerseits nicht ausserhalb des Urtbeils der 
Kirche stellen, andererseits derselben nur nach 



1) A. hatte mit seiner, zeither stets von ihm als 
sein Rind behandeilen Tochter wiederholt concumbirt 
Sie lebte als sein Kind in seinem Hause und war stets 
als solches von ihm anerkannt und bezeichnet worden. 
Auch bei Einleitung der Untersuchung^ hatte er nicht 
bezweifelt, dass das Mädchen seine Tochter sei. Erst 
später bezweifelte er es; obschon er Gründe dafiir, 
dass er sich zeither geirrt habe, nicht anf&hren könnt«, 
sondern nur darauf sich berief, dass seine Concubine 
(mit der er die Tochter erzeugt zu haben bisiier nicht 
bestritten halte) innerhalb der bezüglichen Zeit auch 
mit einer andern Mannsperson zu thun gehabt habe. 
Seine Concubine trat dem Anfuhren bei, ohne dass 
Jedoch beide etwas Näheres anzuführen vermochten. -^ 
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der Seite hin Folge geben^ wo er die Pflicht 
hat, deren Rechte ^ aber nicht anders, als 
in Uebereinstimmung mit seinen wesentlichen 
Gmndsätzai — - wahrzonehmen. 9. 

38. UskmA. 

Für die Zulassigkeit des Verzichts auf die 
Strare des Ehebruchs auch bei wechselseitiger 
Verschuldung (g. 140 des Preuss. Str.G.B.) er- 
klärt sich eine Ausführung und Urthel des Kam- 
nergerichts in Goitdammer's Archiv IIL S. 225 ff. 

11. 

39. bjoriea. Die Einrede der Wahrheit. 
Von Prof. Dr. Köstlin in Tübingen. (Goit- 
dammer's Archiv 111. S. 306 ff.). 

Nach geschichtlicher Uebersicht des römi- 
schen und deutschen Rechts weist der Vf. nach, 
dass Gesetzgebung und Wissenschaft in Deutsch- 
land von ieher mit ganz wenigen Ausnahmen 
den Grundsatz als Kegel festgehalten haben, 
dass der Vorwurf ehrenrühriger Thatsachen, 
wenn nur eben die Aussage den Boden der 
Thatsache nicht überschreite, und kein Excess 
in der Form, der Art, der Zeit und des Orts 
der Bekanntmachung stattgefunden habe, durch 
den Beweis der Wahrheit der vorgeworfenen 
Thatsache, des Makels der Injurie entkleidet 
werde. Als einzige zulässige Beschränkung 
dieses Grundsatzes bezeichnet der Vf. die sub- 
jective, wonach derselbe nicht Platz erffreifl, 
wenn sich der animus injuriandi unzweideutig 
in der äusseren Erscheinung der Handlung oder 
Aensserung objectivirt hat. SchUesslicb be- 
spricht der Verf. noch einige weitere Modali- 
täten, — insbesondere dass in Bezug auf den 
Vorwurf eines Delicts gegenüber einem freige- 
sprochenen oder einem solchen, der Process- 
verjährung oder Abolition flir sich hat, die 
Wahrheitseinrede schlechtweg nicht Platz er- 
greifen kann, dagegen aber allerdings gegen- 
über einem Begnadigten, oder einem, der seine 
Strafe verbüsst oder blos die Strafverjährung 
für sich hat — und die nominatio auctoris, 
welche an sich denjenigen, der ein ehrenrüh- 
riges Gerücht eben nur als Gerücht nacher- 
zänlt, straflos machen muss, worüber jedoch 
Im Einzelnen, namentlich rücksichtlich des Do- 
lus, die deutschen Gesetzgebungen sehr aus 
einander gdien. 11. 

4t* Veber dea Begriff der Cewalt ia den aeoea 
Cesetzgebaagea. Von Heffter. (Arch. d. Cr. 
R. 1855. IV. S. 526 ff.). 

Ausgehend von dem Unterschiede der rö- 
mischen vis und der Gewalt des neuern deut- 
schen Strafrechts bestimmt der Verf. den Be- 
griff der letzteren dahin, dass Gewalt eine 
rechtswidrige körperliche Krafläussenmg eines 
Menschen anzeigt, die eine actuelle, d. h. 
in dem erhebUchen Zeitpunkte wirksame Ver- 



letzung der Integrität oder des Rechtes eines 
Anderen, es sei an seiner Person oder Sache, 
in sich schliesst. Es lässt sich hiemach sowohl 
eine agfiressive, als eine defensive Gewalt den- 
ken, nicht aber eine passive Gewalt. — Hieran 
schliesst sich eine Erörterung der Verbrechens- 
begriffc: gewaltsamer Verfassungsumsturz und mit 
Gewalt geübte Widersetzung gegen Beamte der 
vollziehenden Macht, letzteres in besonderer 
Beziehung auf das Preussische Recht. 9. 

41. SelbstUlfe. 

Es ist in der Theorie und bayerischen Pra- 
xis strittig, ob der Gläubiger strafbar sei, wel- 
chem der Schuldner für den Fall der Nichter- 
füllung der Verbindlichkeit zugesichert hatte, 
Selbstexekution an bestimmten dachen üben zu 
dürfen, wenn bei der Ausübung der letzteren 
der Schuldner sich dieser widersetzt, der Gläu- 
biger aber gleichwohl und der Protestationen 
des Schuldners ungeachtet sein Vorhaben eigen- 
mächtig ausgeführt hat. 

Das Kreis- und Stadtgericht München hat 
sich (Bayer. Zeitschr. d. Gesetzg. Bd. II. S.254) 
am 12. Juli 1855 dafür entschieden, dass die 
dem Gläubiger durch den Schuldner bewilligte 
Selbstexekution an voraus bestimmten Sachen 
(eine Kuh und Heu) von der Strafe des Ver- 
gehens der unerlaubten Selbsthilfe nicht befreie. 

20. 

42. Raib. 

In einem Urtheile des K. Ob. App. Gerichts 
zu Dresden (N. Jahrb. f. Sachs. Strafrecht Bd. IX. 
S. 324 fg.) wird ausgeführt, dass die Gewalt 
bei dem Raube auch darin bestehen könne, dass 
der oder die Personen in eüier Weise auftre- 
ten, dass sie hierdurch den Bedrohten ausser 
Stand setzen, einen Versuch der Abwehr zu 
unternehmen. Ist das Auftreten von der Art, 
dass der Versuch des Widerstands ein völlig 
vergeblicher sein würde, so ist eine Vergewal- 
tigung des Bedrohten vorhanden. Es kann die 
Begriffsbestimmung nicht davon abhängig ge- 
macht werden, dass ein solcher Widerstand 
versucht, jedoch zurückgewiesen worden sei. 
In dem fragUchen Falle waren mehrere Männer 
in eine einsame Mühle eingestiegen, wo nur 
eine alte schwache Frau nebst ihrer blödsinni- 
en Schwester einheimisch war. Auch nahm 
as 0. A. G. in der auf die Entwendung ge- 
richteten Verabredung unter diesen, den Ange- 
schuldigten bekannten und von ihnen bespro- 
chenen Umständen eine Verabrediug auf Raub 
an« « 19. 

43. Erpressmig. 

Die Erpressung ist für vollendet anzusehen, 
wenn der Verbrecher dadurch eine Handlung 
oder Duldung des Andern herbeigeführt hat, 
welche, obwohl sie noch nicht die vollständige 
Erreichung des rechtswidrigen Zwecks zur Folge 
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hat, immer doch eine soldie Ist^ welche dem 
beabsichtigten Vortheiie entspricht 
Die wirkliche Erreichung der gewinnsüchtigen 
Absicht ist nicht schlechterdings erforderlich. 
(Entscheidung des 0. A. G. zu Dresden, — in 
den N. Jahrb. f. Sachs. Strafrecht Bd. IX. S. 349 f.). 

19. 

44. Diebstahl — Theihahiie. 

Die Frage, ob derTheilnehmer an einem Dieb- 
stahl zugleich als Hehler in Beziehung auf den- 
selben Diebstahl und zwar in realer Concurrenz 
beider Verbrechen oder Vergehen bestraft wer- 
den könne? ist vom Ob. Tribunal zu Berlin 
neuerlich verneint (früher bejaht) worden. (Golt- 
dammer's Archiv ffl. S. 753 ff.). 11. 

4B. YerwiiiteidiektihL 

War der Ascendent des Diebes, aus dessen 
Gewahrsam letzterer die Sache wegnahm, blos- 
ser Verwahrer derselben, so ist der Eigen- 
thümer der Sache als der Verletzte, gegen 
den der Did)stahl verübt worden, anzusehen. 
Es ist daher der Antrag des Ascendenten auf 
Bestrafung nicht nöthig. (Ob. Tribunal zu Ber- 
lin. Goltdamraer's Archiv Bd.IÜ. S.710). 25. 

4«. Terkttog ud TheiliahMe ii eiieia Yer^ 
WiidteftfiekrtaUe« 

Das K. S. 0. A. G. zu Dresden hat sich (N. 
Jahrb. f. Sachs. Strafrecht Bd. IX. S. 341) über 
die hierher gehörigen Fälle folgendermassen 
ausgesprochen: 1) Derjenige, welcher, um das 
Dgenthum jemandes, mit dem er nicht ver- 
wandt ist, sich selbst widerrechtlich anzueignen, 
einen Dritten, welcher mit dem Eigenthümer in 
einem der in Art. 237 gedachten Verwandt- 
schafts - oder Schwägerschafts - Verhältnisse 
steht, zu der Entwendung oder Veruntreuung 
des von ihm begehrten fremden Gutes bestimmt, 
und somit des Letzteren sich nur als Werk- 
zeuges zu Befriedigung seiner eigenen Gewinn- 
sucht bedient, macht sich eines gemeinen Ei- 
genthnmsverbrechens schul<Bg; 2) derjenige da- 
geffen, welcher jemanden, lediglich um diesen 
semst zu bereichem, zu widerrechtlichen Ein- 
griffen in die Eigenthumsrechte einer dem Letz- 
teren in den angegebenen Graden verwandten 
oder verschwägerten Person bestimmt, macht 
sich einer Verleitung zu einem Verwandten- 
diebstahle schuldig und ist auch nur mit den 
Strafen desselben zu belegen, wogegen endlich 
3) derjenige, welcher, indem er einen Dritten 
zu Vc»1ibung eines Efgenthumsverbreebens an 
einer demselben in der hezeichneten Weise ver- 
wandten oder verschwägerten Person bestimmt, 
weder das Interesse dieses (deis VerleHeten) 
noch sein (des Verleiters) eignes, ausschliess- 
lich im Auge hat, vielmehr dabei seinen und 
des Verleiteten gemeinschaftlichen Vortheil be- 
zweckt, Je nach dem Umfange, in welchem sich 
die eine oder andere dieser Absichten geltend 
gemacht hat, zu bestrafen sein würde. 19. 



47. Va^'eidleMAL 

Das Oberappellationsgericht wendet die Strafe 
desselben nur da an, wo der Dieb zu dem Be- 
stohlnen in einem nach den Regeln der gesetz- 
lichen Erbfolge an sich die Successionsfähigkdt 
begründenden Verwandtschaftsverhiluysse steht 
und, des etwaigen Vorhandenseins eines nähe- 
ren Erbberechtigten ungeachtet, eine Aussicht, 
zur Beerbung des Bestohlnen whrkUoh zu ge- 
langen, nach Lage der Sache sich fltr ihn <hr- 
bietet, — oder wo der Dieb mit einer zur Be- 
erbung des Bestohlnen nahe berufenen Person 
verheirathet ist. 0. A. G. zu Cassel. Heuser's 
Annalen etc. Bd. II. S. 716 fg. 24. 

48. CewfhiiheiUAeb. 

Das Appellationsgericht zu Altenburg nahm 
als characteristlsches Kennzeichen des Ctewohn- 
heitsdiebs eine völlige Abstumpfung des sitt- 
lichen Cfefiihls in Bezug auf Eigenlhumsverbre- 
chen an. (N. Jahrb. f. Sachs. Sfrafr, Bd. DL 
S. 266). 19. 

41. FiscUwktaU. 

Unter „Teichen und Behältern,*' insbesondere 
unter „Teichen** sind solche Wasserräume zu 
verstehen, welche entweder künstlich angelegt, 
oder, wenn sie von Natur entstanden, in ihrem 
Zustande als Aufbewahrungsort zur Hegung und 
Zucht von Fischen besonders erhalten oder un- 
terhalten werden; somit ist der Gegensatz zwi- 
schen ,^Teichen^ und anderen geschlossenen 
jjPrivatgewässem^ nur darin zu finden, dass 
diese letzteren nicht künstlich angelegt oder 
unterhalten werden. (Ob.Trib. zu Berlin. Goll- 
dammer's Archiv Bd. HI. S. 429. 25. 

5«. DkkttaU — EiibnNli. 

Die blosse Gewalt reicht nicht hin. Viel- 
mehr muss die gebrauchte Gewalt mit einem 
Brechen, d. h. mit der Zerstörung irgend eines 
festen Körpers verbunden sein. (Angewendet, 
als der Dieb die Thürflügel eines verschlosse- 
nen Scheunenthors mittelst eines Pfahls ausein- 
andergebogen und durch die dadurch bewirkte 
Oeffnung, die er durch Einzwängung eines 
Klotzes für einige Zeit dauernd gemacht hat, in 
die Scheune gekrochen war). (Goltdammer's 
Archiv f. preuss. Strafr. Bd. III. S. 706), 25. 

51. Versieh heinlNelistaU mittcM MrMl«iele. 

Belgische Gerichte haben — wie Mitter- 
mai er berichtet — angenommen, dass der 
mit diebischer Absicht verübte JBffAruch oder 
Einsteigen einen Anfang der Ausführung des 
Diebstahls begründe (Arch. d. Cr. R. 1855. HI. 
S. 436 fg.). 9. 

Das in diebischer Absicht unternommene 
Erbrechen der Thür etc. ist filr sich allein näch- 
ster Versuch eines ausgezeichneten Diebstahls. 
(0. A. G. zu München. Zeitschr. f. Ges. etc. 
II. S. 381). 20. 
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82. Mebstall nftUM ftbeii«r MItiiel. 
Nach den Enischeldungen des Ob. Trib. m 
Berlin ist angenommen: 

1) dass ein Hauptschlüssel kein falscher 
Schlüssel sei, wenn er auch bei einem Schlosse, 
wozu er nicht zum gewöhnlichen Gebrauehe 
bestimmt ist;, angewendet wird; 

2) dass l'erner ein Sdilüssel dadurch, dass 
er verloren gegangen ist, selbst in dem Falle, 
wenn er inzwischen durch einen neuen (ohne 
Aenderung des Schlosses) ersetzt ist, nicht auf- 
hört, ein liir das Schloss bestimmter zu sein, 
also nicht zu einem fremden (falschen) Schlüs- 
sel wird. 

In einem neueren Falle, in welchem der 
Angeklagte einen angeblich von ihm auf dem 
Felde gefbndenen Schlüssel zur Oeffnung des 
Schlosses benutzt hat, behauptet derselbe, dass 
derselbe von der früheren Gutsherrschaft als 
Hatiptschlüssel für alle Schlösser des Hauses 
bestimmt und benutzt gewesen, dass er aber 
verloren gegangen sei. Per jetzige Besitzer 
des Guts bekundet aber, dass er denselben nie- 
mals besessen und benutzt habe. 

unter diesen Umständen ist die Qualität des 
Schlösseis als eines falschen angenommen. Golt- 
damraer's Archiv Bd. HI. S. 263. 25. 

Ausgezeichneter Diebstahl durch Gebrauch 
des rechten Schlüssels, welchen sich der Dieb 
vorher durch List verschaffle. Diese Auszeich- 
nung Ist auch dann gegeben, wenn der Inhaber 
des Schlüssels durch die beabsichtigte List nicht 
getäuscht wurde, sondern den Schlüssel in der 
Absicht, damit der Dieb auf der That ergriffen 
werde, ausgehändigt hat. (0. A. G. zu Mün- 
chen. Zeitscbr. f. Geseizg. etc. Bd. H. S. 43). 

20. 

53. Di«ktahl BicktUcb^g — Eiisteigen. 

Es wird nicht ein Einsteigen erfordert, ver- 
mitteist dessen der Eingang durc^ (He iusserste 
Umfassung in das Ganze des Gebäudes bewirkt 
wird. Es genügt, wenn das Einsteigen in einen 
besonders abgescnlossenen Raum des Gebäudes 
unternommen wird und dies kann z. B. auch 
von einem Mitbewohner des Gebäudes gescbehen. 
(Entsch. des 0. A. G. zu Dresden. Pf. Jahrb. 
f. Sachs. Strafr. Bd. IX. S. 231 f.). 10. 

H. DielistaU dnrck EiasteigejL 

Die Angeklagten haben von einem ScIifUt- 
beden gestohlen , nachdem sie zur Verübung des 
Diebstahls zunäcfafit in einen offenen Schuppen, 
und sodann von demselben ans durch eine in 
der Zwischenwand befindliche, zum Eingang nicht 
bestimmt«, und mft Steinen lose ausgerallte Oeff- 
lamg^ nach Wegräumung der Sieine, In einen 
angrenzenden verschlossenen Wagenschuppen 
eingedrungen und so durch diesen zu dem Schutt- 
booten gelangt sind. 

Der AnMagesenat verneint den Thatbestand 
its s<^rweren DiebiJlaMs, wdl nur ein Einstä- 



gen im litnam «fnaf GdMwtas vorliege. Der 
eschluss des Obertribunals zu Berlin erkennt 
aber die Anklage wegen schweren Diebstahls, 
weil ein Einsteigen und zwar nicht nur inner- 
halb eines Gebäudes von einem Raum in einen 
anderen innerhalb der nämlichen Umfassungs- 
mauern gelegenen Raum, sondern von einem 
Gebäude in ein anderes von demselben getrennt 
liegendes Gebäude vorliege. (Goltdammer's Ar- 
chiv Bd.ni. S.842.) 26. 

5S. Dfebstahl zir Hachtzeit. 

Der Diebstahl ist in einem zur Zeit der Ver- 
übung von Gästen besuchten Restaurationslokal 
an einem dort hängenden Rocke verübt, u. zwar 
in der Nacht, angebUch zwischen Mitternacht 
und 2 Uhr Morgens. Der Appellationsrichter 
wendet aber nicht den 8.218 Nr. 2, sondern nur 
den 8. 217 Nr. 5 *) an, weil zur Zeit der Ver- 
übung des Diebstahls ^$ Re^tauratioBstokai noch 
mit Gästen besetzt gewesen, die Einwohner sich 
der nächtlichen Ruhe noch nicht hingegeben hät- 
ten, und sonach die Nachtzeit im gesetzlichen 
Sinne nicht anzunehmen sei. Das Urthell ist auf 
die Beschwerde der Staatsanwaltschaft von dem Ob. 
Tribunal zu Berlin vernichtet, in Betracht, dass 
die Nachtzeit bei dem Diebstahl nicht blos des- 
halb als erschwerender Umstand von den Gesetz- 
gebungen alter und neuer Zeit aufgefassl wor- 
den ist, um denlenigen einen besseren Schutz 
zu gewähren, dfie sich der nächtUchen Ruhe 
überiassen haben ^), sondern weil die Nacht dem 
Missethäter einen besonderen Deckmantel ge- 
währt, ihm die That erleichteri, und die Wahr- 
nehmung desselben erschwert, folglich eine er- 
höhte Gefahr für das Eigenthum obwaltet; dass 
es ebensowenig richtig ist, wenn der Appella- 
tionsrichter die Annahme der Nachtzeit überhaupt 
nach dem Zutreffen konkreter Umstände des 
voriiegenden Falles bestimmen will, so dass etwa 
in einer und derselben Gregend, ja in einem und 
demselben Hause, es flir einen Thefl der Be- 
wohner eine Nachtzeit sehen könnte, die ee ftlr 
die anderen nicht ist; dass vielmehr die Nacht- 
zeit eine natürliche allgemeine ZeUbestimmunff 
ist, die wohl einen verschiedenen Anfang und 
Endpunkt in verscbiedeaien Erdgegenden hat, dann 
aber Tür alle gemeinsam ist, welches übrigens 
auch die Anwendung oder der Gebrauch sei, die 
man davon macht; dass darauf ausserdem höchstens 
noch solche konkrete Umstände vonEinfloss sein 
können, welche nach einer a%emeinen örtlichen 
Gewöhnung oder Einrichtung die Aiinahme d^ 
Nachtzeit begründen oder ausschliessen. — (Goll- 
dammer^s Archiv Bd»IIL S.841). 26. 



1) Des K. Preuss. StrafGB. 

2) Von dieser AuffassuDg gehl aber z.B. die K. Sachs. 
Strafgesetzgebung, im Verein mit den ihr nachgebil- 
deten Gesetzen aus. 
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Das OTrib. zu Berlin hat ausgesprochen, dass 
nach %. 221 des Strargesetzbuches ein Raum 
umschlossen ist, wenn man in denselben nur 
durch den Gebrauch von Schlüsseln, oder durch 
Einbrechen oder Einsteigen gelangen kann; dass, 
wenn dieses Erfordemiss vorhanden, es weiter 
keinen Unterschied begründet, je nachdem der 
so umschlossene Raum einen oder mehreren ver- 
schiedenen Eigenthümem in abgetrennten Par- 
zellen zugehört, es auch an jedem innerefi Grunde 
dafür fehlt, warum beim Vorhandensein einer, 
mehrere Grundstücke verschiedener Besitzer ge- 
meinschaltlich nach aussen hin vollständig um- 
schliessenden Umfassung der vom Gesetze der 
Umschliessung gewährte höhere Schutz gegen 
Eingnfle dritter, von aussen eindringender, Per- 
sonen gänzlich wegfallen sollte. — (Goltdammer 
Archiv Bd. III. S. 570). 25. 

B7. Heber des Begriff des Diebstahls ia Gast- 
Unsera. (Goltdammer's Archiv III. S. 530 f.). 

Das OTrib. zu Berlin erklärt die Bestimmung 
des Preuss. StGB. $. 217, 5. von dem Diebstahle, 
den ein Gastwirth oder ein Dienstbote desselben 
an Sachen eines aufgenommenen Gastes, oder 
den ein aufgenommener Gast in dem Gasthause 
begeht, nur von solchen Gastwirthen, welche 
aus der Beherbergung von Fremden ein Ge- 
werbe machen, indem die Auszeichnung des 
Falles in jenem Gesetze darin ihnen Grund habe, 
dass Gastwirlhe zu den bei ihren logirenden 
Personen in ein näheres, eine wenn auch nur 
vorübergehende Hausffenossenschafl begründendes 
Verhälbüss treten, darauf aber eben die civil- 
rechtliche Haftung für die eingebrachten Effecten 
der angenommenen Gäste beruhe; daher jen^ 
S. auch auf den Fall nicht auszudehnen sei , wo 
in einem Schanklokal von einem blossen Triuk- 
und Zehrgaste gestohlen wird« 11. 

S8. DiebftaU ii Sekeiiiei. 

Das Preuss. StGB. %. 217, 4. bezeichnet es 
als erschwerenden Umstand beim Diebstahle, wenn 
ein Arbeiter, Geselle oder Lehrling den Dieb- 
stahl in der Wohnung, der Werkstätte oder dem 
Waarenlager des Meisters oder Arbeitsgebers 
begeht. Nach einer Entscheidung des Ob. Trib. 
ist bei einem, von Dreschern während ihrer 
Beschäftigung in der Scheune verübten Getreide- 
Diebstahl die Scheune weder als Werkstatt, noch 
als Waareillager anzusehen. (Goltdammer, Ar- 
chiv ffl. S.9Ö. f.) 11. 

ii. DiebstaU aa Bteben. 

Der gemeine Werth von Büchern ist nach 
dem Werthe, um den sie im Buchhandel ver- 
kauil werden, und nicht nach den blossen Her- 
stellungskosten zu berechnen. Entsch. des OAG. 
zu Dresden. (N. Jahrb. f. Sachs. Strafrecht Bd. IX 
S. 232). 19. 



M. Zv Lehre m te mäfftä Mm. (Blu- 
ter für Rachtsanwend. in Bayern Jahrg. XX. 
S.273f.) 

Nach Art XI. der Diebstahlsnovelle vob 
25. März 1816 ist thätige Reue dann gegeben, 
wenn der Dieb, ehe er in Untersuchung gezo- 

gen wurde, ohne rechtswidrigen Machtheil eines 
»ritten die Zurückgabe oder den . vollen Ersats 
des Entwendeten oder die gänzliche Zufirieden- 
stellung des Beschädigten bewirkt hat. Es wird 
nun ausgeführt, dass wenn der Dieb (nicht Geld, 
sondern eine andere) vertretbare Sache entwen- 
det hat und statt derselben eine nicht vertret- 
bare oder fOr eine nicht vertretbare Sache eine 
andere specifische Sache — allenthalben von 
demselben Werthe — hingibt, voller Ersatz ge- 
leistet sei, auch wenn der Bestohlene sich nicht 
zufrieden erklärte, wie dies jedoch in einem 
Erkenntnisse des 0. A. G. zu München ange- 
nommen worden. Die Zufriedenstellung sei viel- 
mehr dann nur nothwendiff, wenn der entwen- 
dete Gegenstand nicht vollkommen restituirt oder 
nicht der volle Ersatz geleistet worden. Weiter 
wird die Frage gestellt: ob auch die Wirkungen 
der Reue dann eintreten, wenn der Ersatz etc. 
zwar erst nach Einleitung der Untersuchung erfolgt 
sei , Jedoch im Causalzusammenhange mit den 
vor £jnleitung vorgenommenen Handlungen des 
Diebes stehe. Die Frage wird bejaht, weil 
auch in diesem Falle der Ersatz ^in fireiwilliger 
sei. — Endlich wird noch (gegen ein Erkennt- 
niss des OAG, zu München) ausgeführt, dass 
die thätige Reue auch dem Betrüger zu stat- 
ten kommen müsse. 20. 

•1. DiebstaU — DaterscUagug. 

Es ist nicht Unterschlagung, sondern Holz- 
diebstahl, beziehungsweise Diebstahl, wenn ein 
Förster aus dem seiner Obhut anvertrauten Walde 
Holz vom Stamme oder von Frevlem ffehauenes 
und zurückgelassenes Holz in der Absicnt rechts- 
widriger Zueignung wegnimmt. Entsch. des Ob. 
Trib. zu Berlin. (Golt£immer's Archiv Bd. HL 
S. 840). 25. 

•2. DiebstaU. Vaterscblagiuig. 

Die Angeklagte hat als Dienstmagd von ihrem 
Dienstherrn Mehl zum Verbacken in den Woh- 
nungsräumen des letzteren erhalten, und von 
dem daraus gebackenen Brod einige Stücke bd 
Seite geschafft. Die Instanzrichter strafen wegen 
Unterschlagung, weil die Angeklagte die Ue- 
wahrsam an dem Mehl mit der Verpflichtung* der 
Zurückgewährung der Brode erhalten habe, uiul 
diese &&wahrsam namentlich auch in den Woh- 
nungsräumen der Herrschaft selbst fortbestanden 
habe. Die Staatsanwaltschaft behauptet Dieb- 
stahl Auf ihre Beschwerde ist auch durch das 
Urtel des Obertribunals zu Berlin auf Vernich- 
tung erkannt, indem Diebsta&l angenommen ist, 
da die Dienstherrschaft unter den angeführten 



Digitized by 



Google 



■L ftn^rechft» 



217 



Umrtfinden den Besiti und die Detention des 
Mehls, welches sie zu einer wirthschaftUchen 
Verrichtung Tür das Gesinde in ihren Wohnungs- 
räumen bergegeben, weder aufgegeben noch 
verloren habe. (Goltdanuner Archiv UI. S. 133). 

25. 

SS. ÜBtersdüafuig. 

Sie wird auch durch Verletzung einer ge- 
setzlichen Restitulionspflicht begangen. Es ist 
nicht nöthig/ dass die fremde Sache in Folge 
eines besonderen Vertrauens und eines 
mit dem Eigenthümer abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfts in den Besitz oder in die 
Gewahrsam des Anderen gekommen ist Ober- 
tribunal zu Berlin (Goltdammer's Archiv Bd. III. 
S. 707). Ebenso wurde Unterschlagung bei der 
Beiseiteschaffung eines Schatzes durch den Fin- 
der angenommen, da, wenngleich der Eigen- 
thiuner. nicht ermittelt worden, die Unterschla- 
pnff gegen denlnhaber des Grundstücks, 
in dessen Gewahrsam er sich befunden, verübt 
sei. OWd S. 707 f.) 25. 

64. VaterseUagof . 

Zur Herstellung des Begriffs der Unterschla- 
gung bei Beamten, welche Cieider, die sie in 
amtOcher Eigenschaft zum Zwecke der Ablie« 
ferung an die ihnen anvertraute Kasse empfan- 
gen falben, zur Kasse nicht abliefern, und die- 
selben zu deren Nachtheil verbrauchen, gehört 
in Bezug auf die Absichtlichkeit weiter Nichts, 
als die t^wusste Vornahme dieser äusseren Hand- 
lung, ohne dass dabei auf das Bewusstsein, 
oder die Ueberzeugung des Thäters, dass seine 
Handlunfi^sweise im Endresultate zu einer Be- 
nachtheiugung der Kasse nicht führen werde, 
irgend etwas ankommen könnte, weil durch die 
bewusste Vornahme der Handlungen zum augen- 
blicklichen Nachlheile der Kasse das Verbrechen 
konsumirt, und solches durch das Dasein von 
Hittehd zur Deckung der Kasse in seinen Wir- 
kungen nicht aufgehoben wird. (Entscheidung 
des Ob. Trib. zu Berlin ; in Golldammers Archiv 
Bd. in. S. 143). 25. 



SB. Vatencklagniig. 

Das Erfordemiss der Unterschlaffung, dass 
nämlich das Beiseiteschaffen oder Verbrauchen 
der Sache zum Nachtheil des Eigenthümers er- 
folgt sein müsse, geht nicht dahin, dass die 
Benachtheiligung des Eigenthümers die direkte 
Absicht des Unterschlagenden gewesen, noch 
dahin, dass ein solcher Nachtheil ßir denselben 
bleibend entstanden sein müsse; vielmehr ist 
der strafrechtliche Dolus bei der Unterschlagung 
zunächst auf Erlangung eines unrechtmässigen 
Gewinnes oder Vortheils gerichtet, jenes Er- 
fordemiss kann daher nur dergestalt auffi;efasst 
werden, dass der Thäter bei der Unterschlagung 
mit dem Bewusstsein, und auf die Gefahr hin 
handle, dass dadurch der Eigenthümer benach- 
thdligt werden könne. Goltdammer Archiv Bd. III. 
S. 2&. Ob. Trib. zu BerUn. 25. 



M. VattticUagug. 

Ueber den Begriff des „zum Nachtheile des 
Eigenthümers, Beätzers oder Inhabers" bei einer 
Unterschlagung (§. 225 f. des Preuss. Str. Ge- 
setzbuchs) wird in Goltdammer's Archiv Ol. 
S. 536 f. ausgeführt, dass das Wort „Nachtheil^« 
nicht (wie „Schade" im Allg. L. R.) eine Ver- 
schlimmerung des Zustandes einer Person in 
Absicht ihres Körpers, ihrer Frei heil oder Ehre, 
oder ihres Vermögens, sondern einen Zustand 
oder ein Ereigniss bedeute, welches eine solche 
Verschlimmerung, d. h. einen Schaden erst in 
Zukunft als wahrscheinlich oder doch möglich 
voraussehen lässt, ohne dass aber eine solche 
Voraussicht gerade immer nothwendig einzutre- 
ten braucht. 11. 

S7. ünterscklagniiK — widerreehtticke Be- 
nutzung. 

Das 0. Appel. Ger. zu Dresden sprach sich 
(N. Jahrb. f. sächs. Strafrecht Bd. IX. S. 313) 
folgendermassen aus : Die Verzögerung in der 
obuegenden Ablieferung oder Rückgabe, wenn 
sie nicht durch einen blossen und unvermuthetea 
Zufall herbeigeführt wurde, ist ein Indicium ge- 

äen die Ernstlichkeit der Absicht oder gegen 
ie Annahme der Ueberzeugung, rechtzeitig 
die Gewähr fiir die Forderung leisten zu können. 
Blosse Hoffnungen und Wünsche die Gewahr leisten 
zu können, sind nicht ausreichend. Keineswegs 
kann der Anspruch des Berechtigten auf Gewährung 
des Betrags lediglich als eine im Civilwege zu 
verfolgende Forderung betrachtet werden. Auf 
der andren Seite reicht allerdings der Umstand 
allein nicht hin, den Begriff der Unterschlagung 
auszuschliessen, dass der Schuldner die Ersatz- 
mittel bereit halte, da ausserdem ein Wohlha- 
bender niemals eine Unterschlagung begehen 
könnte. Vielmehr muss beides zusammentreffen: 
die Absicht der Ersatzleistung für die 
Zeit der Rückforderung und die feste 
wohlbegründete Ueberzeugung, die- 
selbe zu dieser Zeit bewirKen zu kön- 
nen. 19. 

68. Meineid. 

in den N. Jahrb. f. sächs. Strafrecht Bd. IX. 
S. 246 f. wird ausgeführt , dass ein strafbarer 
Meineidsversuch erst mit der Nachsprechung der 
Eidesformel beginne, nicht aber schon mit dem 
Emporheben der rechten Hand oder dem Empor- 
richten der Schwurfinger. 19. 

•»• Meineid. 

In dem Archiv für preuss. Strairecht von 
Goltdammer Bd. III. S. 642 f. wird ausgePührt^ 
dass zum Thatbestande des Meineids nicht grade 
ein gerichtlicher Eid erfordert werde, vielmehr 
erstrer überall da anwendbar sei, wo ein von 
der zuständigen Behörde in der vorge- 
schriebnen Form rechtmässig abgenommener Eid 
falsch geschworen worden. 25. 
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7t. Heiieid. (Preussen, Sechsen, Braunschweig, Hannorer^ 

Das Krejsgericht zu Weimar nahm Versuch ^"P'!?- ^ ^^^l^\ ^"^•* ^^"c^f^.^.!!?. 

de« Meineids nicht schon mit dem Emporheben ^ f^'^^^T'if ?!*^^^"^, fl?!'^" Fahrlässigkeit 

des Arms zur Eidesableistung, sondern erst mit ^^^«^^^ ^^«^ "^^^ f^ den leichtsinnigen Eid ge- 

dem Aussprechen der Worte: ,^ch schwöre ^^'^^J^ Voraussetzung dass eme falsdw Öe* 

hiermit zu Gott" an. Gegen diese Annahme ha^Pt^ng oder Angabe beschworen worden sei; 

führt D. VoUert zu Weimar in den Blälloni f. ^«"" ,^'« beschworne Behauptung oder Angabe 

Bechlspflege in Thüringen und Anhalt (Jahrg. |^l ^^" ""' ^^' Glauben und Jaflifhalten des 

1855, Nr.5. S. 154 ff.) iis, dass in der erster^ ^'^Ä/'f ./T ^t^, T5r*'''^'lK'i 1^ ^n 

Handlung nach gemeinem, sächsischen und Ihü- <•'« Wchtigkelt der Thalsache selbst Bürgschaft 

ringischem Slrafrechte allerdings schon ein cri- ^^^^[ «bernommeu werden konnte. Jedenfalb 

mineU sirafbarar Versuch des Meineids Uege. ™® "^ aber de lege ferenda eine mf/ea 

li leichtsinnigen Glaubenseid anwendbare Dlrafdr»- 
hung sehr wünschenswerth. Consequent erkennt 
es der Verf. auch nicht für strafbar, wenn Je- 

Tl. Beitrag zw lehre Tom Heiaeid; insbeson- mand eine wahre Thatsache, die er für unwahr 

dere zu Art. 236 des Gr. Hess. Strafgesetzbuchs, hält, durch einen Wissenseid bekräftigt, woge- 

Vom Staatsanwalt Zenlgraf in Giessen. (Ar- gen er es für einen Meineid hält, wenn derselbe 

chiv für pract. R. W. Bd. HI. S. 101 f.) dies durch einen Glaubenseid thut. 9. 

Das Grossh. Hess. Sür. Ges. Buch Art. 236 
besUnunl: ,^urde Jemand im Strafverfahren 73^ Verschweigen bei eidUche« Zeagtt«M. 
als Zeuge über Thatsachen* vernommen, über ® 
welche er (wie sich später ergab) nur als An- Das blosse Verschweigen von Thatstehen, 
geklagter vernommen werden konnte, und hat nach welchen der Zeuge nicht gefragt, bildet, weil 
er diese Thatsachen wider besseres Wissen ab- sie also nicht bezeugt sind, kein falsches Zeug- 
geleugnet, verschwiegen oder entstellt vorge- n^ss und der Zeuge, welcher bei seiner eldliclie« 
tragen, so tritt elc." Es ist nun in der Praxis Vernehmung Thatsachen ohne Befragung nicht 
streitig geworden , ob jener Passus „wie sich angiebt , kann als Meineidiger nicht bestraft 
später ergab" zum Thatbestande selbst gehöre, werden. OTrIb. zu Berlin. Goltdammer ArcW? 
so dass ein solcher Zeuge nur dann wegen Bd. HI. S. 426. ** • 25. 
Meineids strafbar sein solle, wenn seine wahre 

Qualität dem Richter zur Zeit der Beeidigung 74. Tob dem falschen Eide solcher Personen, 

unbekannt war. In mehreren angeführten Fäl- welche geselllich von der Kldesielstmif aasrescWos- 

len ist jedoch der Art. für anwendbar erachtet sen sind ^). Vom Hofrath Prof. Dr. Donmann 

worden, wo diese wahre Qualilät sich nicht zu München. (Blätter für Rechtsanw. in Bayern, 

später ergab, sondern vor der Beeidigung acten- Bd. XX. S. 145 f.) 
massig und dem Richter nur in Folge eigner 

Nachlässigkeit oder Rechtsirrthums enlgangea J^ie Bayer. Praxis neigt sich zu der Ansicht, 

war. (Vgl. noch Kraus, im Gerjcblssaale Iböl das ein schon an und für sich ungiWger und 

Bd. 1.) Auch der Cass. Hof ist dieser Ansicht unwirksamer Eid als Meineid nicht angesehen 

beigelreten. Es wird ausgeführt, dass jenem werden könne. Der Eid sei straflos wegen des 

Passus nur die Bedeutung beigelegt werden kann, Mangels der Glaubwürdigkeit und Beweiskraft 

dass der Artikel den gewöhnlichen und re- und wegen der Ungiltigkeit und Unwirksamkeit 

gelwnässigen Fall unterstelle, dass der Rieh- der Eidesabnahme. Der Verf. prüft diese Gründe, 

ter die Beeidigung eines Zeugen nicht eintreten Das Bayer. Gesetzbuch üi$se den Ueineid in 

lassen werde, sobald ihm die ged^eMe Etoen- Civilsachen als ausgezeichneten Betrug und den 

Schaft bestimmt bekannt ist. — In einem Falle Meineid in Strafsachen als ausgezeichneten Be- 

^vurde entschieden, dass der Art. 236 auch dann trug, beziehentlich als Verleumdung, nüthin als 

eintrete, wenn der als Zeuge Beeidigle nicU Verletzung der dem Gerichte gegenüber beste- 

als Miturheber, Gehilfe, Begünstiger eines Haupt- henden Pflicht der Wahrhaftigkeit , auf und von 

angeschuldigten eine Slrale zu erwarten hatte, diesem Gesichtspunkte aus sei im AUg. kefn 

sondern wegen eines selbslsländigen, von jenem Unterschied zwischen Eidesrähigen und Eidesun- 

Delicte unabhängigen Veri)rechens. 28. fähigen zu finden; in dem Eide des einen wie 

des andern liege eine Verletzung jener Pflicht ' 

72. Eii Beitrag m krimitaUstiichei »eaithei- f'" "t""^ f '"^^4"'''"?^ ^" ''^^ FWIen an, 

Ing des «iaubeMeÜfes. Vo« Dr. v. Gross, StA. «n>ve ehern aereidHche« Aussage wegen ihw 

b. A. G. zu Eisenacb. (Arcb. d. Cr. R. N. F. objectiven Beschaff'enhe t die Glaubwürdigkeit 

1855. I. S 1 ff) K^ u ». ^. M^. x^. A. eyjtjjQggjj ,st Ebenso mvolvire die WIrkungs- 

Verf. verneint die Strafbarkeit eines leicht- , 

sinnigen Glaubenseides nach den deutschen Ge- 
setzgebungen, welche das Verbrechen des leicht- i) Vgl. Abegg, im Crira. Archive 1834 S.5M t, 

sinnigen oder fahrlässigen Eides übefhaupt kennen Schwarze, ebendaselbst 1848. S. 374 f. 
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losigkeil einer Handlung noch nicht die Fiction, 
dass sie auch als nicht geschehen anzusehen, 
insbes. die Rechtsvepletzungen in ihr straflos seien. 
Der Verf. verneint daher im Allgemeinen die Straf- 
losigkeit, geht über auf die einzelnen Fälle 
und findet gleichfalls, dass denen, welche 
<Be Hdesfähigkeit wegen Verbrechen verloren 
haben, dies nicht zum Schutze gegen eine quae- 
stio penurii gereichen könne, dass die kraft 
discret. Gewalt vorgerufnen und regelwidrig ver- 
eideten Audiunilspersonen sich liiennil nicht 
scfafttzen können, dass Eidesunmündigen nur d^ 
allgemeine Milderungsgrund der Jugend zu Stat- 
ten komme, dass dagegen ein strafbarer Mein- 
eid nicht anzunehmen sd, wenn der Vernommene 
durch die richterliche Fragstellung in 
die Zwangslage versetzt worden, entweder 
sich selbst zu belasten oder die betreffende 
falsche Aussage zu machen, da der Schuldige 
weder direct noch indirect zu Geständnissen ge- 
nöthigt werden könne. 20. 

7S. Filschaig. 

Der Thatbestand einer strafbaren Waaren- 
Akchung setzt das Erforderniss materieller Be- 
nachtbeiUgung des Publicums oder doch bewirkte 
qualitative Verschlechterung der Waare voraus. 
Angewendet vom OAG. zu Cassel in einem Falle, 
wo ein Kaufmann Roggenmehl mit Bohnenmehl 
vermischt, hierdurch jedoch das Mehl nicht ver- 
schlechtert und die Mischung zwar für Roggen- 
mehl, jedoch um einen geringem, dem Werthe 
entsprechenden Preiss verkauft hatte. (Heuser, 
Aanalen etc. S. 519 f.) 24. 

71 UrkuMhiflkcliag. 

Zum Thatbestande des Verbrechens des aus- 
gezeichneten Betruges durch Privat -ürkundcn- 
lalschung wird nicht erfordert, dass der Vertrag, 
auf welchen die gefälschte Urkunde Bezug hat, 
ein klagbarer sei. — Entscheidung des Ober- 
tribunals zu Berlin (Goltdammer's Archiv Bd. III. 
S. 344). 25. 

77. UrkandeafUscIiang. 

Sie wurde nicht angenommen, als In einer 
QuHtmig die Zahl 9 in 10, aber nicht die An- 

Sbe „neun" in Buchstaben geändert worden, 
sonach eine Beweisfähigkeit der Urkunde 
nicht vorhanden sei. (Obertribunal zu Berlin. 
Goltdammer, Archiv Bd. lU. S. 570.) 25. 

78. DrkiadeiiflUgehiuig. 

Die Unterschrift einer fingirten Person schliesst 
den Begriff der Fälschung nicht aus, dafern es 
nur unbefugter Weise und in rechtswidriger 
Weise geschah und die solchergestalt gerälschte 
Urkunde von dem, welchem sie in betrügerischer 
W^e producirt worden, für acht gehalten wurde. 
Eatsch. des OAG. zu Dresden (N. Jahrb. f. sächs. 
Strafrecht Bd. tt. S. 230). 19. 



71. MateridkindiateltectidkUrknrfeBfUMhtif. 
(Goltdammer's Archiv III. S. 784 ff.) 

Das preuss. Recht hat den Unterschied des 
französ. Rechts zwischen materieller und intel- 
lectueller Urkundenfälschung in §. 247 — 251. 
und 252 — 257. (ingl. S. 323.) des Strafgesetz- 
buchs adoptirt. Intellectuelle Fälschung von Pri- 
valurkunden ist jedoch, abgesehen von ocmsingu- 
lären Fall des S. 257, hier nicht vorgesehen, 
und fällt sonach nur unter den Betrug. Die 
„Unterschiebung von Personen" ist im Falle des 
S. 252 (durch Täuschung des inslrumentirenden 
Beamten) immer, also auch mit der fälschlichen 
Unterschrift, nur intellectuelle Fälschung; bei 
Privaturkunden hat aber das Oberlribunal zu Ber- 
lin dieselbe für materielle Fälschung angesehen. 

M. Srkia4eiifäljsehiiiig. 

Eine Reihe interessanter Entscheidungen lie- 
fert das Archiv f. preuss. Strafrecht von Golt- 
daramer Bd. 111. S. 711 ff. 

Eine Schrift kann auch dann als eine Urkunde 
angesehen werden, wenn sie auch nicht liir sich 
allein den vollständigen Beweis eines Rechtsge- 
schäFtes liefert Obertribunal zu Berlin. Golt- 
dammer's Archiv Bd. III. S. 569. 25. 

81. Aasgabe falschen Geldes. 

Das strafbare „Ansichbringen" und in Umr- 
lauf Setzen des falschen oder verfälschten Geldes 
in $.122 des Preuss. Strafgesetzbuches ist — 
nach einer Ausführung in Goltdainmers Archiv IIL 
S. 613 ff. — von dem sich Verschaffen zum 
Zwecke des Ausgebens zu verstehen, nicht 
von dem blossen „Aiinehmen.^^ 11. 

82. Betrug durch Tarkringen falscher §der Eäi- 
gtellea ader ÜAterMckea wahrer Thatsaehoii m Fra- 
cesse. (Goltdammer's Archiv Bd. 111. S. 605 ff.) 

Ist das wissentliche Einklagen einer unrichtigen 
Forderung oder das wissentliche Leugnen einer rich- 
tigen Forderung im letzteren Falle etwa verbunden 
mit wahrheitswidrigen Exceptionen, ein Betrug? — 
Es|sci streitig, ob bei dem Betrüge der Getäuschte 
auch derjenige sein müsse, welcher durch die 
Täuschung den Yermögensnachtheil erleide. Die 
frühere Praxis in Preussen fasste die Beschädi- 

Bjng als den Zweck, die Täuschung aber als 
ittel dazu in Beziehung auf den zu Beschädi- 
genden auf, ohne Unterschied, ob jener Zweck 
gegen einen Dritten gerichtet war, sobald nur 
der Causalzusammenhang zwischen Erfolg und 
Mitlei ttacji dem Willen des Handelnden vorhan- 
den war. So sei zwar die Täuschung des Rich- 
ters, in Folge deren ein Dritter (der Process- 
gegner) beschädigt werde, an sich ein Betrug. 
Allein in dem Civilprocesse fehle es an einem 
anderen wesentlidien Erfordernisse für den That- 
bestand des Betrugs, da Niemand Wahrheit vom 
Processgegner erwarte und also das Vertrauen, 
die Voraussetzung jeder Täuschung, fehle, Der 
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Riditer fflaube ebenfalls der eingehen Behaup- 
tung nicht und verlange den Beweis derselben. 
Das Zugeständniss des Gegners aber sei ein frei- 
williger Verzicht auf den Beweis. In dieser 
Masse hat auch das Obertribunal zu Berlin er- 
kannt und die obfge Frage verneint. 25. 

83. Betrügerisdier Baakerolt. 

Das Verbrechen des betriigerischen Bankerot- 
tes ist vollendet, wenn der Gemeinschutdner bei 
vorhandener üeberschuldung in der Anzeige sei- 
ner Insolvenz 9 wissentlich und in der Absicht, 
die Gläubiger zu verkürzen, Aktivmassebestand- 
theile verschweigt, auch wenn in der Folge 
Nachlassvergleich zu Stande kommt, gemäss 
welchem die Gläubiger soviel erhalten, als ihnen 
nach dem wahren Aktivmassebestande , wie er 
hätte manifestirt werden sollen, gebührt. OAG. 
zu München. Bayer. Zeitschr. d. Gesetzg. Bd. II. 
S. 167. 20. 

84. BetrIgUcke Bettelei ni betrIgHches Gel- 
leetirei ab Betrag. (Goltdammer's Archiv III. 
S. 792 ff.) 

Bettelei ist Ansprechen um eine Gabe zum 
Lebensunterhalt für sich oder fiir diejenigen, 
deren Ernährung dem Bettelnden obliegt; Col- 
lectiren ist Ansprechen um Gaben für dritte Per- 
sonen, aber nicht auf den Lebensunterhalt die- 
ser Personen, als Zweck der Gaben, beschränkt^ 
sondern auf jeden andern Zweck einer Unter- 
stützung ausgedehnt. Die Frage: ob der Bettelnde 
fälschlicherweise einen ihm selbst zugestossenen 
Unfi^lücksfall etc. vorgegeben haben müsse, um 
sicn einer qualificirten Bettelei nach $. 118 des 
preuss. Strafgesetzbuchs schuldig zu machen, 
oder ob er auch hierbei einen einem Dritten, 
filr den er daher bettelt, zugestossenen Un- 

glücksfall lalschlich vorgeben könne? ist vom 
b. Trib. zu Berlin neuerlich iür die letztere 
Allernalive bejahend beantwortet worden, weil 
der Betriff des Betteins sich dadurch nicht än- 
dere, dass man die Mildthätigkeit eines Andern 
für sich selbst in Anspruch nimmt. Eine hier- 
von abweichende Ansicht, welche den letztern 
Fall vielmehr zu dem betrüglichen Collectiren 
zählt, wird a. a. 0. ausgeführt. 11. 



8S. StailaUM to DitMglicttdt m Uittr. 
«eist. 

Die Strafe derselben wird dadurch nicht aus- 
geschlossen, dass eine temporäre UntaugticiH 
machung stattgefunden hat. (Angewendet, als 
eine vorübergehende Trübung eines Auges künst- 
lich gemacht worden war) Ob. Trib. zu Berlin» 
(Goltdammer, Archiv Bd. lU. S. 4'24 ff.) 25. 

8«. Wncker. 

Bei dem verkleideten Wucher beginnt, wenn 
höhere Zinsen, als die Gesetze zulassen, dn- 

Sefordert oder gezahlt sind, die Verjährung mit 
em Tage, wo der ungesetzliche Vortheil zuletzt 
eingefordert oder angenommen ist. Ausführung 
und Präjudiz des Ob. Trib. zu BerUn in Golt- 
dammers Archiv III. S. 803 ff. 11. 

87. Heber tka Begriff des PressTerbreeheM «ler 
PressTergekeBS im preuwisdieB Strafreckte. (Goltr- 
dammer's Archiv UI. S. 68 ff.) 

Zur Rechtfertigung der von dem Obertribnnal 
aufgestellten Ansicht, dass %. 49 des preuss. Ge- 
setzes über die Presse v. 12. Mai 1851 nicht 
blos auf die von diesem Gesetze speciell mit 
Strafe bedrohten, sondern auf alle durch die 
Presse begangenen strafbaren Handlungen An- 
wendung hnde. (Eine hieran sich anschuessende 
Ausführung S. 75 ff. betrifil das VerantworUich- 
keitsprincip in demselben Pressgesetze.) 11. 

88. Pressstrafsachea. 

Die Unterdrückung einer Schrill kann audi 
dann, wenn das Verfahren gegen den Verfasser 
wegen Mangel an Zurechnunsfänigkeit eingestellt 
wird, von dem auf Einstelhmg erkennenden Ge- 
richte verfügt werden. Entscheidung des Ober- 
tribunals zu Berlin (Golldammer's Archiv Bd. HI. 
S. 311). 25. 

81. Peslstrafgackea. 

Als unerlaubter Zusatz zu einem mittelst 
Kreuzband durch die Post versendeten Cirkulare 
ist die Hinzufügung eines gedruckten Zettels zu 
erachten, in welchem durch Ueberkleben dieses 
Zettels der Inhalt des Cirkulars verändert ist 
Entscheidung des Ob. Trib. zu Berlin (Goltdam- 
mer's Archiv. Bd. HI. S. 830 ff.). 25. 



IT. 

Strafproeess. 



Zengeabeweii. 



31. lieber die Vernehmung von Zeugen in 
Untersuchungen, welche das necht haben, das 
Zeugniss zu verweigern, oder gegen deren Abhör 
Einsprache erhoben werden kann. Vom Staats- 



?roc. Reichmann in Wiesbaden. Gerichtssaal, 
855. Bd. n. S. 302 f. 

Der Verf. stellt selbst das Ergebniss seiner 
Erörterung in folgenden Sätzen zusammen: 

1. Der durch ein Verbrechen Beschädigte 
kann, wenn er zu den Personen gehört^ weldie 
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Zeugnfss werweigen dfirfen, in der Voruntersu- 
chung jede Auskunft ablehnen. Thut er dieses 
nicht, und will er sich vernehmen lassen, so 
wird er beeidigt , weil dadurch eine festere 
Grundl^e für die Untersuchung gewonnen wird. 

2. Derselbe kann in der mündlichen Haupt- 
verhandhing, wo er dem Angeklagten gegenüber 
ffestellt wird, seine nochmalige Abhör ablehnen. 
in diesem Falle muss das Protocoll über seine 
Aussaffe in der Voruntersuchung verlesen wer- 
den. Lehnt er die Abhör nicht ab. so muss er, 
wie jeder andere Zeuge sich nocnmals beeidi- 
gen lassen. 

3. Ist der als Zeuge zu vernehmende nahe 
Verwandte nicht der Beschädigte, so kann der- 
selbe sowohl in der Voruntersuchung als in der 
miindllclien Hauptverhandlung das Zeugniss ver- 
weigern. Thut er dieses nicht, so wird er ver- 
nommen, aber in keinem Falte eidlich, 
ohne dass jedoch eine Beeidigung Nichtigkeit 
des Verfahrens zu Folge haben könnte. 

4. Lehnt ein solcher Zeuse das Zeugniss in 
der mündlichen HaoptverhancUung ab, so muss 
das Protocoll über die frühere Aussage ver- 
lesen werden. 

5. Ein Zeuge, welcher durch die Zeugniss- 
ablaffe dn Amtsgeheimniss verräth, wird, wenn 
er &e Zeugnissablage in der Voruntersuchung 
nicht verwdgert, beeidigt, ebenso auch in der 
Schlussverhandhmg ; verweigert er hier das Zeug- 
niss, so wird seine frühere Aussage verlesen. 
Ist dieser Zeuge ein Staatsbeamter, welcher 
ebne Erlaidl)niss der vorgesetzten Dienstbehörde 
das Gebeimniss nicht verrathen darf, so muss 
der Untersuchungsrichter und nöthigenfalls noch 
der Präsident dea Gerichts diese von Amtswe- 
gen einholen, wenn der Zeuge pflichtwidrig ge- 
bändelt hat Wird die Genehmigung zur Be- 
nutzung der Aussage verweiffert, so darf kein 
Gebrauch von letztrer gemacht werden. 23. 

49. Die Bestellnng eines Rechtsanwalts 
zum Vertheidiger eines Angeklagten beireit nicht 
von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeug- 
nisses. (O. G. zu Wolfenbüttel. Braunschw. 
Zeilschr. Bd.n. S. 109)0. 24. 

41. Das 0. A. G. zu Darmstadt gestattet 
die Befreiung Geistlicher vom Zeugnisse 
Cjedocb ohne Unterschied der christlichen Con- 
fession) nur Betreffs solcher Mittheilungen, 
bei denen der Mittheilende etwas seinem Seel- 
sorger offenbart und vertut, was seine eigne 
Person, beziehentlich sein Gewissen belastet, — 
keineswegs aber Betreffs solcher, bei denen der 
Mittfaeilende etwas dem GeistHdien in Beziehung 
auf das Verschulden eines Dritten aus irgend 
welchem Motive zu hinterbringen sich veranlasst 
gesehen hatte. (Elvers, Archiv f. pract R.Wiss. 
Bd.ffl. S.159f.) 28. 



1) Vergl. diese Jahrb. Bd. I. S. 208. 



42. Mitangeklagte alsEntlastunflnszeugen 
^klärt ein Erk. des 0A6. zu Jena (Thür. BL 
für Rechtspfl. 1855, S. 317) nach der Thüring. 
Str. Proc. 0. für zulässig. 7. 

43. Qn Zeuge, welchen die Ausübung der 
Ehrenrechte untersagt war, wurde, gesetzlicher 
Vorschrift zuwider, in einer Schwurgericbts- 
sache eidlich vernommen. Das 0. Trib. zu 
Berlin cassirte, weil die Vereidung bei den Ge- 
schwornen die Meinung hervorbringen konnte, 
es finde gegen die Zeugnissl^hiffkeit desselben 
ein Bedenken nicht statt (Goltoammers Archiv 
Bd. ffl. S. 677.) 25. 

44. Zwei jugendliche Personen waren be- 
fragt, allein nicht eidlich vernommen worden, 
weil das Gericht sich überzeugt hatte, dass die- 
selben zwar eine vollständig klare Vorstellung 
von der Sache hatten, auch glaubwürdig seien, 
es ihnen jedoch an reUgiösen Begriffen fehle. 
Das Erkenntniss war auf ihre Aussagen mitge- 
stützt worden. Das 0. Trib. zu Berlin wies 
die Nichtigkeitsbeschwerde zurück, weil der 
Richter im Systeme des Jetzigen Straiprocesses 
nicht verhindert sei, aus dem Gesammtergebnisse 
der Verhandlungen seine Ueberzeugung zu bil- 
den, folglich auch den Erklärungen solcher Per- 
sonen vollen Glauben nach Befinden beizumes- 
sen. (Goltdammers Archiv Bd. III. S. 680.) 

26. 

Saehventbidige, iasbes. (ieriektsinte. 

45. Das Verhältniss der Sachverständigen 
zu den Richtern und Geschworenen im Straf- 
process. Vom Staatsrath i. a. D. v. Arnold in 
München (Arch. f. C. R. N. F. IV. S. 497 ff.). 

Diese neuerlich vielfach ventilirte FVage 
(vgl. den I. Bd. der Jahrb. S. 48.) whrd vom 
Verf. umfänglich erörtert und in dem Sinne 
beantwortet, dass Richter und Geschworene an 
die Sachverständigen -Gutachten nicht gebunden 
sind; denn jeder Richter hat das Gutachten zwar 
nicht einer wissenschaftlichen oder technischen 
Prüfung zu unterwerfen, wohl aber zu nrüfen, 
ob er durch dasselbe überzeugt sei, una, so- 
weit diess nicht der Fall ist, dasselbe unberück- 
sichUgt zu lassen. Der Verf. erklärt sich hier- 
bei auch gegen die Stellung der Sachverständi- 
gen als whttlfen des Riditers. 9. 

41. Von den Gerichtsärzten als Beweismittel 
in Strafsachen. Vom Gen. St. Proc. Dr. v. D e h n- 
Rotfelser zu Cassel (Heusers Annalen Bd. D. 
S. 193 ff.). 

Nach der vor Einführung des Öffentlichen 
mündlichen Verfahrens erlassenen Medicinalord- 
mmg seien besondere Gerichtsärzte als Sacb- 
verständiffe zur Feststellung der in die gericht- 
liche Merndn einschlagenden Fragen und, ihnen 
als technisdies CoU^um übergeordnet, das 
ObermedicinalcoUegium bestellt Im Falle der 
Behindenmg könne das Geridkt einen Privatarat 
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zaäeben, welcher ausser seiner Yerpfliebtung 
den Yorschrifien wegen der Gerichtsärzte nach- 
zugehen habe und auch dem ObermedidnalcoHe- 
gium untergeordnet sei. Neuerdings seien je- 
doch zu den öiTentlichen Sitzungen Privatärzle 
selbst da als Sachverständige zugelassen worden, 
wo sich die Gerichtsärzte und sogar das Medi- 
einalcollegium bereits ausgesprochen hatten. Dies 
sei unstatthaft. Das Gesetz bezeichne bestimmt 
die zulässigen Sachverständigen. Die Frage über 
die ZulässigiLeit d^ einzelnen Beweismittel sei 
nach dem bisherigen Rechte zu beantworten. 
Die discret Gewalt des Präsidenten erstrecke 
sichwohl auf unzulässige Zeugen, abernichtanch 
auf unzulässige Sachverständige. Bei der 
Vorbereitung der Hauptverhandlung möge darauf 
Bedacht genommen werden, dass die nöthigen 
Erhebungen vollständig und zweü'ellos seien, 
damit Vertagimgen vermieden würden. Dessen- 
ungeachtet sei der Wunsch, letzlre zu vermeid 
den, kein Grund zur Zulassung von Privatärzten, 
in welcher der Verf. eine wesentliche Gesetz^ 
Verletzung findet. 24. 

47. Die Nothwendigkeit der Einholung eines 
Superarhitriums des ModicinalcoUegiums haben 
die Instanzgerichte nach den obwaltenden Um- 
ständen zu prüfen; die betreflende Entscheidung 
unterliegt der Nichtigkeitsbeschwerde nicht -— 
Entsch. d. Ob. Trib. zu BerliiL J^t. Min. BL 
1856, S. 152. 18. 

48. Feststellung der Zurechnungsrähigkeit 
(bei den Taubstummen). 

Das Ob. Trib. zu Berlin hat ausgesprochen, 
dasa der Bichler nicht verpOichtet ist^ behu& 
der Feststellung der Zurechnungs- oder Unzu- 
rechnangsrähigkeü jedesmal Aerzte zuzuziehen, 
in jedem Falle aber seine diesfalllge Feststellung 
aus dem Grunde, weil eine solche Zuziehung 
nicht stattgel^den habe, der Anfechtung nicht 
unterließt. Es genüge, wenn der Richter er- 
kläre, dass die Ueberzeugiuig , di»s der Ange* 
klagte zurechnungsfähig sei, nicht habe gewon- 
nen werden können und der Angeklagte daher 
wegen nicht erwiesner Zurechnungsiahigkdl frei^ 
zusprechen gewesen (Goltdammer ArcMv Bd. UL 
S. 524 ff.). 25. 

Haaptverhaadlung. 

49. Die Vertiguif 4er Terlandlug in mflad- 
Ifcken Stniffeifalirei. Von Stäatsrath i. a. D. 
v. Arnold in München (Arch. d. Crhn. R. N.F. 
J. 1855, II. S. 149 ff.). . 

Die Frage wegen der Vertagung der Vct- 
handhing ist erst mit Einführung des mündlicfaea 
SIraiverfahrens zur Wichtfgkeit gekmgt JHe 
Ton französischen Rechte solchenfalls deii Prä- 
sidenten gegebene discretionäre Gewalt zur Ver-^ 
nehmung vc»rher nicht benannter Zeugen u. s. w. 
Iiält dtr \&L fUr sehr bedenklich; es könne» 



sowohl bei Veränderung des Standes der Ba^ 
weismittel und der Wahrbeiiserforschung als bei 
Veränderung des im Yerweisungserkenntnisse fest- 
gestellten Standes der Sache überwiegende Gründe 
der Vertagung sich geltend machen. Der Verf. 
prüft die einzelnen deutschen Strafgesetzgebungen 
in dieser Hinsicht und vermisst bei mehreren 
derselben allgemeine Principien iiir den Eintritt 
der Vertagung, die er statt der Aufzählung 
bestimmter einzeber Fälle für unerlässlich er- 
achtet. 9. 

5t: Aaweseakeit des Gerichtskefg bei TerieMiff 
der Aiklage. 

Dieselbe ist ein wesentliches Erfordemiss. 
Als die Verlesung in deutscher Sprache zwar 
in Anwesenheit des ganzen Gerichtshofs erfolgt 
war, bei der darauf folgenden in polnischer 
Sprache (deren der Angeklagte allein mächtig 
war) aber mehrere Gerichtsmitglieder sich ent- 
fernt hatten, cassirte das Obertribunal zu Berlin 
(Goltdammer's Archiv Bd. UL S. 540.). 2ö. 

51. Terleseiig ven Acteastückea bei dea wM- 
lichea Verkaiidliaigeii, Von Assessor Heyden- 
reich zu Fritzlar (Heusers Annalen Bd. U. 
S. 146 f.). Die Mündlichkeit bUdet «He Regel 
Ausnahmsweise sollen nach kurbessischiMa Rechte 
auch Urkunden vorgelesen werden^ welche den 
Gegenstand der Anklage bilden oder zu deren 
Beweise dienen. Der Verf. fuhrt aus^ dass auch 
die zur Entlastung des Angeklagten gehörigen 
Urkunden vorzulesen seien, insbesono^e Leo^ 
mundszeugnisse. Auch die sonstigen, hier ein- 
schlagenden Vorschrilten des kurbessiscben Rechte 
werden erörtert. Die Aussage eines (aussea- 
gebliebenen) Mitangeklagten könne nidit vorge* 
lesen werden, da letzterer nicht Zeuge, sondern 
seine Aussage ein Thatumstand sei, der in Ver^ 
bindunff mit andern Thatsachen auf die Verübung 
eines Vergehens durch einen gewissen Thäter 
schliessen lässt, mittun eine Anzeige ^). 24 

52. Zwei Sachverständige (Aerzte) wurdea 
gleichzeitig bei der Hauptverfaandlung ver- 
nommen, Das Obertribunal wies die darauf ge- 
stützte Nichtigkeitsbeschwerde zurück, weU bei 
den Sachverständigen eine andere Rücksicht wie 
bei Zeugen obwalte, indem jene nicht blos eine 
durch die Sinne wahrgenommene Thatsacbe ba^ 
künden, senden nadi den Regeln der Kunsl 
oder Wissenschaft ein Uriheil abgeben, bei wel- 
chem eine Berichtigung und Aufklärung durch 
die Anwehten der anderen Sachverständigen nur 
angemessen ersdidnen Jcann. (Ob. Trib. zu Ber- 
lin). (Goltdammer's Archiv Bd. HI. S. 680.). 

25. 

53. GeHM. de sug^stioiiibig la jufida crtari* 
nay Spec. I. II. Auct. C. Fr. Günther, Prof. 

1) Yergl. dagegen z. B. Strafprozessordnung f. d. 
K. Sachsen Axt 7S^ ' • ' 
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j«r. prim. et f«e« J«r. Ordin« in aniv. Lips. eic. Darthuang des Meineids); doch könne aus den- 

(Aliadeinisohe Programme v. 21. Juni 1805.) selben eine grosse Wahrscheinlichlieit zur Be* 

Nachdem der Verf. in Spec I. die verschie- gründung eines dringenden Verdachts falscher 

denen Auffassungen der ,,Sugffestiviragen^^ in Aussagen gegen dieselben entnommen werden, 

älteren und neueren Gesetzen und bei den Schrift- welche zur Versetzung in den Anklagestand 

SieUem . zusammengestellt hat, entwickelt er in hiiu*eiche. (Erk. d. OAG. zu Jeoa^ Thür. Bl. L 

Spec. II. seine eigene Ansicht dahin: Es ist RechtspfL 1855. S. 268 fg.). 7. 

»1 unterscheiden zwischen Suggestivfragen beim 

Zeugmverhör und bei der Vernehmung des An- 58. Eine Falschheitsbeschuldigung gegen 

gescholdigten; beim ersteren sind sie sehr ge- das Protokoll der Assisensitzung verdient keine 

filhrlich imd möglichst zu vermeiden^ daher auch Berücksichtigung, wenn die Thatsachen, welche 

die dafsiuf ertbeilten Antworten in der Regel stattgefunden hä)en sollten, dner Erwähnung im 

fiir verdäofatlg zu halten ; hinsichllich des Ange- Protokolle nicht bedurllen, um dem Verurtheiltea 

schuldigten werden y wenn es sich um Gestand- auch die ohnediess damit zu stützende Beschwerde 

nisse bandelt, Suggestivfragen sehr unbedenklich, offen zu halten. (Erk. d. Cass. Hofs zu Darm- 

bedenklieber, wenn es sich um Vertheidigungs- Stadt, in Emmerling Samml. S. 9). 11. 

momente handelt, am bedenklichsten dann sein, 

wenn durch die darauf ertheilte Antwort Andere S9. Zustellung der Schwurliste. — 

incriminirt werden. 9. Die Zustellung der Schwurlisle an den verhaf-^ 

ielen Angeklagten ist (wenn nicht das Gesetz 

54« Wiederholoag der Beweisaafiahaie bei des ausdrücküch die Nichtigkeit androht) eine Förm- 

Wiedereiatritt des i^klagtea. Die Vorschrill^ lichkeit, welche allerdings im Interesse des An- 

dais die Vernehmung eines Zeugen , wel- geklagten vorgeschrieben worden ist, auf welche 

eher nach AbPührung des Angeklagten aus aber auch im Falle der Nichterfüllung dadurch, 

dem Sitzunffssaale abgehört worden ist, dem- dass der Angeklagte sich auf die Bildung des 

Buchst in dessen Gegenwart wiederholt werden Schwurgerichts ohne Widerspruch einffeiassen 

muss, ist eine wesentliche; ihre Verletzung liat und von seinem Ablehnungsrechte (Tebrancb 

die Nichtigkeit des Verfahrens zur Folge. (Erk. gemacht, th atsäch lieh Verzicht geleistet wer- 

des 0. Trib. ai Berlin. JusU Min« BL 1855. den kann. (Goltdammer's Archiv Bd. III. S. 662). 
S. 160.) 18. 25. 

ii, ZwisckMiartel des Agsisenhefes. Art. 270 Fragttelliuig aa die Gesckwomet« 

sttb 2 des Grossh. Hess. Assisengesetzes lässt «^ t\. i- * n At n \. 

IttchUgkeitsbeschwerde dann zu, wenn unter- ^ «•• Die Fragenstellung an die Geschwornen. 

lassen oder verweigert worden ist, über Gesuche J^?", ^J?^ 'i]?*? ^- Arnold. Gerichtssaal 1855. 

des Angeklagten zu erkennen, welche den Ge- **"• *• ^' ^^^ *8« 

htauch einer vom Gesetz eingeräumten Befugniss Nachdem der Verf. auf das Bedenkliche des 

lum Zwecke halten* Diess ist jedoch — nach Befugnisses des Präsidenten hingewiesen, in das 

der Entscheidung des Cassalionshofes zu Darm- Berathungszimmer der Jury auf deren Verlangen 

Stadt (mitg. von Bopp in Schletters Annalen d. sich zu vertilgen und denselben Erläuterungen 

Cr. R, 18&. Juni. d. 219 f.) — nicht dahin zu der Fragen zu geben, slelU der Verf. als erste 

T^stehen, dass dieses ErkemUniss stets vom Regel den Satz auf, dass der Gegenstand der 

Assisenhofe ausgehen müsse, sondern es kann Fragen an die Geschwornen nur diejenige That- 

diese Entscheidung auch von dem Präsidenten sache sein könne, welche als Verbrechen vor 

dwreh Ordonnanz gegeben werden, und der As- die Geschwornen verwiesen und in der Anklage- 

sjsenhof ist, wenn erhellt, dass der Angeklagte acte bezeichnet ist. Jedoch müsse die Frag^ 

dieAbsicht, ein Erkenntniss desselben zu erwirken, Stellung immer die That so und mit allen 

gar niebt gehabt, resp. auf ein solches Erkennt- Einfluss habenden Umstünden erfassen, wie sie 

iriss ausdrücklich oder stillschweigend verzichtet im Verweisungserkenntnisse und in der AnMage^ 

hall r^chtticli nicht verpflichtet, ein solches zu schrift dargestellt und in der Hauptverhandlung 

ertheilaA. 7. näher erörtert ist Nicht die ersteren allein, 

sondern mit diesen auch die Hauptverhandlung 

M. SitmgspritaoaU. g^o den Stoff zur Fragstellung, indem eine 

unbedingte Beschränkung auf die ersteren mit 

Offettbare Irrthümer In Bezug auf das DaUu der Natur der Voruntersuchung ebensowenig 

des SttzuAgsprotocoUs können, wie auch die wie noit der der Uauptverhandlung zu vereinigen 

französische Jurisprudenz annimmt, nachträglich und auch sogar aus der Natur des Anklage- 

nodi verbessert werden. (0. Trib. zu Berlin. — princips nicht zu rechtfertigen seL Andererseits 

fieMammer, Archiv Bd. IIL S. 101). 25. enthalte eine unbeschränkte Berücksichtigung 

der Nova in der Hauptv^handlung eine Gelähr- 

S7. Die Protokolle dner Hauptverhandlung düng des materiellen Rechts, der Interessen der 

haben zwar den Zeugen gegenüber, deren Aus- Anluage sowie der der Vertbeidigung. Es sei 

Mgtasle wthatlen, oioht volle Bewidskraft (lur za unterscheiden, ob dif Nova den Schuklaus« 
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sprach gänzlich zu beseitigen, oder ob sie einen 
andern als den beantragten Schuldausspruch zu 
begründen geeignet seien. Im ersteren Falle, 
wo^die Umstände auf den Beweis sich beziehen, 
werde hierauf keine besondre Frage gerichtet. 
Ebenso in den Fällen, wo die Nova Iteweisen, 
dass dem Angeiilagten die That, obgleich er 
sie verübt, doch nicht zur Schuld angerechnet 
werden könne (z. B. Unzurechnungsfähigkeit, 
Nothwehr etc.); oder wo Umstände dargethan 
sind, aus denen hervorgeht, dass der Ange- 
schuldigte die rechtliche Strafbarkeit seiner Hand- 
lung durch eine spätere Thätigkeit (welche das 
Gesetz als Strafaufhebungsgrund anerkannt), wie- 
der getilgt habe (thätige Reue, Widerruf etc.). 
Auch in den Fällen der letzteren Art sei die 
Competenz der Jury nicht zu bezweifeln. Denn 
sie habe die ganze positive und negative Thä- 
tigkeit, welche der Angeschuldigte in Beziehung 
auf die That entwickelt hat, zu würdigen und 
es könne nicht angehen, diese Thätigkeit nach 
Zeitabschnitten zu trennen und für den einen 
Zeitabschnitt die Schuld durch die Geschwornen 
aussprechen zu lassen, sodann aber durch die 
Richter den Angeschuldigten wegen des andern 
Zeitabschnitts fiU* nichtschuldig oder straflVei zu 
erklären. Es lasse sich auch dieser Fall nicht 
mit dem vergleichen, wo die Richter den durch 
Ausspruch der Jury schuldig Erklärten, weil die 
That durch kein Strafgesetz verboten sei, frei- 
sprechen. Hier haben die Richter nur den Wahr- 
spruch mit dem Gesetze su vergleichen; im 
vorliegenden Falle aber würde diese Yergleichung 
mit dem Gesetze nicht hinreichen, sondern die 
Richter würden erst die Thatsache fest- 
stellen müssen, welche die Strafbarkeit aufge- 
hoben hat undf mithin einen Theil des Yerdicts 
fällen. Eine andere Bewandniss habe es in den 
Fällen, wo die Straffreiheit nicht von dem An- 
geklagten selbst durch positive oder nega- 
tive Thätigkeit herbeigeführt wurde, sondern 
auf besondem Umständen beruht, deren Eintritt 
er nicht seinem Willen und seinm* Thätigkeit 
v^dankt (z. B. Verfährung). Hier trete die 
Cognition der Richter ein und sei die Analogie 
mit dem obigen Falle, wo die Richter die Straf- 
freiheit aussprechen, vorhanden. Weil nur die 
Schuldfrage zur Competenz der Jury gehöre, 
siehe ihr auch keine Entscheidung über die 
Gründe der Strafabmessung zu, wohl aber die 
Cognition über die Umstände', wdche einen 
höheren oder niederen Grad des Verbrechens 
begründen. Daher gehöre nicht zu ihrer Cog- 
nition die Entscheidung über den Hildemngs- 
rnd unschuldiger Haft und den Rückfall. — 
Betreff der Art der Fragestellung bemerkt 
der Verf. , dass die Hauptfrage auf dasjenige 
Verbrechen zu richten sei, welches den Gegen- 
stand der Anklage bilde. Besondere Nebenum- 
stände, welche sich in der Hauptverhandlung 
ergeben, könnten zum Gegenstände eventueller 
Fragen gemacht werden, wodurch bei geschick- 
ter Handhabung und Vermeidmig von ZmpUt^ 



terungen die Auf|rabe d^ Jury erMchlert werde. 
Ergeben sich bei der Hauptverfaandkmg Abwei- 
chungen von der Anklage und finde eine Ver- 
tagung der Sache nicht statt, so werde leicht 
bald (ias Recht der Anklage, bald das der Ver- 
theidigung gefährdet sein. Wo das Gesetz nicht 
ausdrücklich es anordne, auch eine Vertagung 
nicht gestatte, könne daher die Frage nicht am 
ein höheres Verbrechen gerichtet werden, ab 
welches die That in dem Verweisunffserkennt- 
nisse bezeichnet worden. Ordne &8 Gesetz 
eine eventuelle Frage iär den Fall an, dass bd 
der Hauptverhandlung sich ein oder mehrere 
beschwerende Umstände herausstellen, so seien 
unter den letzteren wohl nur solche zu ver- 
stehen, wekhe dasselbe Verbrechen, von 
welchem die Anklage handelt, in er- 
höhtem Grade strafbar darstellen, nicht aber 
solche, welche ein andres, obgleich mit dem In 
der Anklage bezeichneten nahe verwandtes Verbre- 
•chen darstellen. Ebenso trete leicht eine Ge- 
fährdung ein, wenn ein höherer Grad des Verbre- 
chens oder der Theilnahme an demselben oder statt 
des Versuchs Vollendung und statt der Fahr- 
lässigkeit die bösliche Absicht zum Gegenstande 
der Frage erhoben werde. Unbe(tenklicher werde 
in der Kegel die Zulassung d^ Frage auf ein 
auf gleicher Stufe stehendes Verbrechen sein. 
In umgekehrten Fällen könne die Anklage ge- 
fährdet sein. Die Gesetzgebungen seien jedoch, 
beziehendlich unter Gestattung der Vertagung, 
der eventuellen Fragstellung giUisUg. Ents^e- 
den erklärt sich der Verf. gegen cue altemati- 
ven Fragen, durch welche in einer Frage 
den Geschwornen die Macht gelassen wird, ob 
sie dieses oder ein andres Verbrechen Ar be- 
wiesen erachten wollen, oder ob sie ein besUmni- 
tes Verbrechen durch diesen oder jenen 
Thatumstand (ttr begangen erachten wollen. 
Insbesondere könne man keine Gewissheit fiber 
die Zahl der Stimmen erlangen und das Verdict 
selbst nur betreffs der einzelnen Punkte durch 
eine Minorität gefällt sein. — Zusatzf ragen 
seien für den Fall der Bejahung der Haupt- 
frage zu stellen. Sie dienten insbesondre dato, 
zu weitläuftige Hauptfragen zu vermeiden und 
da, wo das Gesetz von dem Vorhandensein be- 
sonderer Umstände den höheren Grad des Ver- 
brechens abhängig mache, dSe letzteren in eine 
besondere Frage aufzunehmen. So könne eine 
Zusatzfrage auf die Beleidigung bei dem Todt-^ 
schlage, auf den Betrag des Entwendeten, auf 
theilweisen Ersatz gerichtet werden. Unge- 
rechtfertigt sei die Praxis, welche die Cognition 
über Stellung solcher Zusatzfragen ledigfich in 
die Hände der Richter legen wolle und dadureh 
die Geschwornen bevomnuide,' sie auch in eint 
schiefe Stellung lH*inge und zu ungerechten Wahr^ 
Sprüchen nöthige. Die Befilrchtung der Richter. 
isLSS die Jury die eventuelle Frage bejahen una 
hierdurch zu mild sein werde, zeige, dass die 
Richter die Sache flir zweifelhaft hielten, und 
die Vorentbftttmg der Frage sei dann ein EkH> 
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griff in die SchnMfirage. Der Präsident habe 
rar, wenn der Antrag auf Stellung solcher Fragen 
erfolge, zu prüfen, ob der betreffende Umstand 
strafrechtlich erheblich sei, also über die 
Rechtsfrage zu cognosciren, wogegen über die 
Thatfrage — ob nämlich der Umstand bewiesen 
sei — nur die Jury entscheiden könne. — Bei 
dem Inhalte der Fragen sei Bestimmtheit zu 
empfehlen. Alle wesentlichen Umstände seien 
aufzunehmen, wogegen die Aufnahme unwesent- 
Bcher Gegenstancfe, z. B. des Verzeichnisses der 
entwendeten Sachen, die Jury leicht irre führe, 
änfachheit. Kürze und Deutlichkeit seien zu 
empfehlen, z. B. sei es unzulässig, dieselbe 
Frage auf die Schuld mehrerer Personen zugleich 
itt richten. 23. 

Cl. Ckget tie fraazSsisehe Fragestelling nach 
Prfissisdieia ftedite. Vom AR. von Kräwel zu 
Naumburg. (Goltdammers Arch. Bd. III. S. 213 ff. i)/ 

Das Obertribunal hat in einem Falle, wo aus 
einer Kammer im Pferdstalle, in welcher die 
Knechte schliefen, gestohlen worden, die Frage, 
ob der Stall als ein bewohntes Gebäude anzu- 
sehen gewesen, nicht als eine Thatfrage ange- 
sehen. Die Beurtheilung, welchen Sinn das 
Gesetz nach seinerFassung und seinen 
Motiven mit dem Ausdrucke „bewohntes Ge- 
bäude^^ verbunden hat und verbinden wollte, sei 
eine Fräse der Gesetzesauslegung, mithin 
eine Rechtsfrage. Nur die Frage könne für rein 
thatsächlich gebalten werden, ob die fac ti- 
schen Voraussetzungen vorhanden seien, unter 
weichen das Gesetz, nach dem durch Auslegung 
ermittelten Sinne desselben, ein bewohntes Ge- 
bäude annimmt. Diese Auffassung, wonach die 
rechtsgelehrte Auslegung des Gesetzes und 
nicht die laienhafte Auslegung gegen den An- 
ffeklagten zur Anwendung komme, widerspreche 
der Ifedeutung und der Tendenz des Schwurge- 
richts. Hiemach würden nur Thatsachen festzu- 
stellen sein, welche durch sinnliche Wahrneh- 
mnnffen ins Licht gesetzt werden könncm. Sie 
würden nur das Beweisgebiet berühren, welches 
I durch Zeugen festgestellt werden kann. Den- 
noch lege man z. B. den Geschwornen die Fra- 
I gen wegen Tödlichkeit der Verletzung etc. vor. 
Die Frage, ob ein Gebäude bewohnt sei? setze 
I kein besondres juristisches Wissen voraus. Auch 
die Gesetzgebung begünstige jene Auffassung 
I des Obertribunals nicht. Die Frage an die Ge- 
I schwomen solle nach derselben alle Thatsachen 
I enthalten, welchediewesentlichenMerkmale 
! der dem Angeklagten zur Last gelegten straf- 
baren Handlung bilden; — keineswegs solle die 
Frage nur die Thatsachen enthalten, welche 
dem Angeklagten zur Last gelegt werden. So 



1) S. d. Abh. des8. Verf. im Crim. Archive 1854 
S. 403 f. und den Auszug aus ders. in diesen Jahrb, 
Bd. L 8. 271 f. 

Jahrb* t Reehtsidss. 1855. 



bezeichne das Gesetz als Thatsache, welche das 
wesentliche Merkmal bilde, ein bewohntes Ge- 
bäude, nicht aber dass der Diebstahl in einer 
Kammer verübt sei, in welcher Knechte schlie- 
fen. Das Obertribunal habe auch andere Begriffe 
nir thalsächliche erklärt, die man ebenso gut flir 
Rechtsbegriffe ansehen könne (z. B. Unzüchtig- 
keiten, — Arbeitsunfähigkeit, — Verheimlichen 
bei der Hehlerei). Die beschränkte Auffassung 
lasse sich auch mit den Kammerverhandiungen 
über das Gesetz von 1852, welche in den ein- 
schlagenden Stellen referirt worden, nicht ver- 
einigen. Es sei ebensowenig in den Gesetzen 
gesagt, dass die Beantwortung aller Rechtsfra- 
gen den Geschwornen entzogen und den Richtern 
übertragen werde. Es sei auch bei der ständi- 
schen Berathung der Begriff Rechtsfrage nur so 
verstanden worden, dass es eine Frage sei, bei 
deren Beantwortung es auf die Kenntniss be- 
stimmter Vorschrillen, oder auf eine Einsicht in 
den Zusammenhang der Gesetze ankomme. Soll- 
ten wirklich die Geschwornen nur über den Be- 
weis der streitigen Thatsachen zu urtheilen ha- 
ben, so müssten alle Thatsachen, die mögli- 
cherweise für die Feststellung des Thatbe- 
stands von Erheblichkeit sein könnten, in die 
Fra^e aufgenommen werden, was geradezu un- 
auslührbar wäre. Es müsste über die mögliche 
Erheblichkeit jeder einzelnen Thatsache Beschluss 
gefasst und ein ordentlicher Status causae et 
controversiae regulirt werden, und dennoch 
würden die Geschwornen hieran nicht gebunden 
sein, da sie auf den Inbegriff der vor 
ihnen erfolgten Verhandlung im Gesetze 
verwiesen sind. Es Verstösse enduch die An- 
sicht des Obertribunals geffen das Princip der 
Mündlichkeit, indem das Obertribunal nur auf 
die unvollständigen Acten seine Entscheidung 
stützen könne. 25. 

62. Tkat Mui ftechtsArare. Von Dr. v. Ar- 
nold. (Gerichtssaal 1855 Bd. I. S. 125 f.) 

In der Einleitung spricht sich der Verf. dahin 
aus, dass er das Institut der Geschwornenge- 
richte keineswegs Tür ein vollkommenes oder 
der Vollkommenheit fähiges halte, aber dass auch 
die Gerichte, nur mit Rechtsffelehrten besetzt, 
ihre Schattenseiten haben und dass solange diese 
nicht auch die Vorzüge der Geschwomengerichte 
in sich vereinigen, das Verlangen nach densel- 
ben nicht erlöschen werde. — Fasse man die 
Jury als ein democratisches Institut auf, so sei es 
unverträglich mit der monarchischen Verfassung. 
Allein da die Geschwornen einen Thell des Rich- 
teramts üben und hierzu nicht durch das Volk 
gewählt würden, so sei diese Auffassung un- 
richtig, welche auch geschichtlich, da die Jury 
anfänglich ein Beweismittel gewesen, sich nicht 
rechtfertigen lasse und überdies eine Garantie 
der Rechte eines Volks, noch nicht die Herrschaft 
des VolliS involvire. Das Wesen der Jury selbst 
widerspreche der Auffassung als eines democra- 

16 
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tischen Instilus, da sie nur änen Theil des 6e^ 
schwornengerichls und ihr Wahrspruch keinen 
so selbstsländigen Act, dass er isolirt bestehen 
könne, bilde, ja sogar derPrülung des Assisen- 
hofs und des Cassalionshols unlerüege. Sei nun 
der Ausspruch der Jmy ein Theil des strafge- 
richlUchen Urtheils, so iionne auch die Gesetz* 
ffebung die Entscheidung über die Schuld und 
damil auch die Entscheidung der Frage, ob durch 
die That das Strafgesetz üuertreten sei, den Ge- 
schwornen übertragen. Es sei also nur noch 
eine Frage der Zweckmässigkeit. Es könne 
nicht wold bezweifelt werden, dass die reine 
Tbatl'rage von rechtsgelehrten Richtern ebenso 
gut als von Geschv^ onien , ja wohl vielleicht bei 
der wissenschatilichen Bildung und Hebung der 
Ersteren, mit mehr Garantie lür die Richtigkeit, 
entschieden werden könne, wenn gleich bei ei* 
nem guten Wahlgesetze und zv\ eckmassiger Aus- 
übung des Recusationsrechts eine zur beurthei- 
lung der Beweisl'rage vollkommen geeignete Jury 
zu erlangen sei. Die Einwendung betreff der 
ungereclitlertiglen Einwirkung redelertiger Ver- 
theidlgung widerlege sich durch die Erfahrung 
und die Bemerkung, dass oft ein Geschworner 
die übrigen Geschwornen bei der Berathung do- 
minire, habe, wenn man auf ihren Ursprung 
und auf die Natur collegialer Debatten eingehe, 
nicht grossen Wertb. Ebenso seien Resum^ 
und Beweisregeüi bedenklich, mindestens, wie 
die Eriahrung in Bayern gezeigt habe, entbehr- 
lich; — eine allgemein lassliche, von Privat- 
seite aus zu bearbeitende Belehrung über die 
Regeln der Wahrscheinlichkeit und Gewissheit 
wünschenswerth. Zu der Thatfrage sei auch 
die Frage über Zurechnung, Vorsatz, Fahrläs- 
sigkeit und damit selbst über innere Zustande 
des Thätors zu rechnen. Was nun die Rechts- 
frage anlange, so sei nicht zu bezweileln, dass 
sie von Juristen besser werde entschieden wer- 
den. Man vergesse aber dabei gewöhnlich dass 
es sich hier nicht sowohl um eine Rechtsfrage, 
sondern vorzüglich um die Schuld des Ange- 
klagten handle. Es sei hier ein wesenllictier 
Unterschied zwischen Civilslreiügkeiten und Straf- 
sachen. Bei den letzteren handle es sich nicht 
blos um die Subsumtion des einzelnen Falls un- 
ter das Gesetz, sondern auch um die Frage, 
ob die UeberUelung des Gesetzes dem Ange- 
klagten zur Schuld angereclmet werden könne. 
Wenn hier die Jury, überdiess noch über die 
Bedeutung des Gesetzes belehrt, die Anwendung 
desselben auf den vorliegenden Fall verneine, 
so könne man doch noch weniger dem (unbe- 
lehrten) Angeklagten einen Vorwurf wegen 
Uebertretung des Gesetzes machen. Wollte man 
die Geschwornen für unfähig halten, den Rechts- 
hegriff eines Verbrechens aulzulassen und an- 
zuwenden, so trete man mit der Leiire in Wi- 
derspruch, dass RechtsunkenJitniss kein Entschul- 
digungsgrund für den Verbrecher sei. Die 
Trennung der That- und Rechtsfrage, so wie 
die vollständige Auflösung von Rechtsbegriffej^ 



in ihre faeüscheB Bestandkheile stei nicht dwtvk^ 
führbar und das Wort „Schuldigt umfasse nrahr 
als die Thatfrage. Die Frage, wie sie in Frank- 
reich gestellt werde, umfasse auch mehr als d#a 
Beweis der Thatsachen und trete daher mit den 
betreffenden übrigen Yorsckrift^ des Gesetzes, 
welche die Geschwornen lediglich auf That«^ 
Sachen beschränkten, io Widerspruch. Die 
vollständige Beurtheilung des Verbältoisses 4mr 
That zu dem Gesetze sei der Jury auch chirch 
die Ermächtigung derselben betreffs der Annahme 
von mUdernden Umständen vindlcirl. Die Etbli-» 
rungen inPreussen und andern Län dem Deutsdi^ 
lands zeigten gleichfalls die UnausGührbarkeit det 
Trennung. Wenn man Geschwornengerichte nun 
einmal haben wolle, so gewähre man ihnen auch 
den ganzen Wirkungskreis, welcher zur gehö- 
rigen Erfüllung ihrer Aufgabe nothwendig ist. 
Irrthümer über Rechtspunkte kämen audi hti 
rechtsgelehrten Richtern vor und könnten über- 
diess bei der Jury durch das den Richtern ein- 
geräumte Recht auf Aussetzung des Spruchs 
beseitigt werden. 23. 

%Z. Ueber That- md Jtechtsfrafe in dar 
Fragestellung, insbesondere ober die Noth wen- 
digkeit der Auflösung von Rechtsbegriflbn. (Goil- 
dammer, Archiy Tür preuss. Stratrecht Bd. IIT. 
S. 181 ff.) 

Der vorliegende Aufsatz beschäftigt sich haupt- 
sächlich mit der Fragstellung in den (für straf- 
bar errachtcten) Fällen, in welchen bei Voll- 
streckung von Executionen wegen rechtskräftig 
erstrittner Forderungen der Schuldner den er* 
dichteten Einwand der Stundung durch denCttan- 
biger aufstellt und dadurch vorläuflgdie Execution 
von sich abwendet Die Auflösung gescUeht in 
der Regel dahin: „in der Absiehl, Aufschub der 
ExecuUon zu erlangen.'^ VorauagescUckt isl 
eine gute Zusammenstellung über die Auflösung 
der Rechtsbegriffe überhaupt in der Frageslel- 
lung nach französischem Rechte und d«* rhein- 
preussischen Praxis. Der Verf. spricht sich im Rn*- 
sultate dahin aus: Die Ersetzung leffaler An»-* 
drücke ist zulässig 1) in formaler Weise äwrA 
Umschreibung, so dass der gesetzliche Begriff 
dadurch in einer Weise gedeckt wird, dass ei 
eines vermittelnden Urtheiis über die Udoereki- 
Stimmung nicht weiter bedarf, diese vietmeitf 
von selbst vorliegt; 2) in sachlicher Art, wenn 
das Urtheil über den im Thatbestande des Ver«* 
brechens liegenden Begriff von der Lösung ei-^ 
ner Rechtsfrage abhängig ist, so, dass es dann 
besonderer Rechtskenutnisse bedarf oder wenn 
das Strafgesetzbuch selbst den Begriff zu einem 
Rechtsbegriffe gestaltet haL — E^s (M>erlribn- 
nal zu forlin hat nun folgen(tes Präjadiz fe^ 
gestellt: 1) Es ist zulässig in den Fällen, wo 
zum Thatbestande des Verbrechens das Gesetz 
die Absicht, sich oder Anderen Gewinn zxk ver- 
schaffen oder Anderen Schaden zuzulttgen, er«» 
fordert^ diese Absicht bei der FragstaUungi an 
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4to Gesobwof»^ im die IhaMtcUkben Momente 
des coDcreten Falles aufzulösefi; 2) bei unter- 
Bommeoer Täu^cbuog des mit einer Execulions* 
vallstreckung keauflnigien Executors enthält die 
Absicht des Exequenden, einen Aurschuh der 
Execution zu erlangen, nach nicht un(er allen 
Umständen eine gewinnsüchtige Absicht 25. 

64, Thattraga Die FeststelUing, ob die 
im Auslande verülHe, diesseits zur Anklage ge- 
stellte Handlung nach den Gesetzen des Auslands 
strallMir sei, gebülnrt dem Gerichtshofe und nicht 
den Geschwornen. Die Beurtheilung des Ge- 
richtshofs in dieser Hinsicht ist zugleich der 
Kritik des Nichtigkeiksrichters nicht unterworten. 
(0. Trib. zu Berttn. — Goltdammer's Archiy 
Bd. UL S. 102.) 25. 

CS. Rechts- und Thatfrage. Als m 
Frage kam, ob bei dem Schutze der Waaren- 
bezeichnungen Reciprocitat im Auslande statt- 
finde, ww<^ die Entscheidung darüber, ob eine 
Verordnung im Aushinde Gesetzeskrali daselbst 
erlangt habe und Reciprocilüt verbürge, als zur 
Thalfrage gehörig angesehen. (Erk. des 0. Trib. 
ZA Berlin. Jusüz. Hin. Bl. 1855. S. 7.) 18. 

M. Begriffe, welche — wie die des Vor- 
bedachts uiä der Rechtswidrigkeit — in Rech- 
ten mit der Bedeutung; welche man ihnen 
im gewöhnlichen Leben beilegt, übereinstim- 
Uken, sind nicht als solche blose Rechtsbe- 
griffe zu betrachten, welche in die an die 
Gescbworoen zu stellenden Fragen allerdings nicht 
aufgenommen werden dürfen. (Erk. des Casa. 
Hob zu ßarmstadt, in Emmerling Samml. J. 
1854S.85.J 11. 

VI. Ist in einer Frage an die Geschwornen 
etwa auch eine Rechtsfrage untergelaufen, und 
von letzteren mit beantwortet worden, so kann 
deren SieUung und Beantwortung der Entschei- 
dung des Assisenhofes nicht vorgreifen, welcher 
vielmehr allein berufen und verpflichtet ist, ohne 
Rücksicht auf jene Antwort der Geschwornen 
lediglich auf Grund des facUschen Theils ihres 
AusfljNruchs was Rechtens zu erkennen. (Erk. 
des Cftssathuis-Hofs zu Darmstadt, in Emmerling 
SammL J. 1854. S.55.) 11. 

CS. Die Thatfrage gehört niemals vor den 
Gerichtshof, sondern lediglich zur Competenz 
der Geschwornen. Die Behauptung unrichtiger 
Beantwortung der darauf gerichteten Fragen 
kann nie Cassationsgrund sein. (Entsch. des bad. 
OUG. als Cass. Hofs, im Magaz. f. Bad. Rechtspfl. 
n. 118 ff. No. V. XVI.) 11. 

Cl. Dasselbe gilt auch von der mit der 
Thatfrage verbundenen Rechtsfrage^ 
Wid es ist kein Cass. Grund^ dass in einem sol- 
cben Falle die letzte nicht von der ersten ge- 
trennt und ui<At vom Gerichtshof entsehiedea 



wurde. (Entsch. d. Bad. OüQ. ab Cass. Hofs^ 
im Magazin f. Bad. Rechtspfl. U. 118 ff. Nr. II.) 

11. 

71. Fragstellung — fortges. Verbrechen. 
Das 0. Trib. zu Berlin hat angenommen, dass^ 
wo im schwurgerichtlichen Verlahren reale (und 
zwar homogene) Concurrenz von Verbrechen 
in Frage komme, zwar in rechtlicher Bezie- 
hung das Urtheil darüber, ob wiederholte 
gleichartige Verbrechen oder aber nur ein fort- 
gesetztes Verbrechen vorliege, dem Gerichts* 
hof zustehe, die Feststellung der hierzu erfor- 
derlichen thatsacbllcheo Momente durch die Ge- 
schwornen erfolgen müsse und dass die zunächst 
in Betra<*'ht konuneude Frage, ob eine Reihe 
von Handlungen als Einheit oder als eine Mehr- 
heit verschie^ner selbstständiger Handlungen an- 
zusehen sei? dadurch, dass es dabei auf die 
Willensbestimmunff des Handehiden ankommt^ 
nicht aufhöre, Uiatsächlicher Natur zu sein, 
(Goltdamer Archiv Bd. 111. S. 112 f.) 25. 

71. Sind an die Geschwornen mehrere 
Fragen zu richten , von denen jede zum Theü 
aus denselben thatsächlichen Momenten bestehen 
soll, so ist es völlig zulassig, entweder diese 
Momente in jeder Frage zu wiederholen, oder 
diese Momente nur in Einer Frage anzugeben, 
und in den übrigen Fragen in einer hinreichend 
genauen Weise auf das in jener anderen Frage 
Enthaltene Bezug zu nehmen. (Erk. des Cass. 
Hofes in Darmstadt, bei Emmerling Samml. d. 
Entsch. Jahrg. 1854. S. 89.) 11. 

72. So zweckmässig und räthlich es auch 
erscheint, in dem decisiveo Theil eines Verwei- 
sungsurlheils genau die thatsäch liehen Umstände 
zu bezeichnen, welche dem zur Anklage ge- 
stellten Verbrechen, unterUegen, so können doch, 
da diess nirgends als wesentliche Form solcher 
Urtheile vorgeschrieben ist, die Umstände, welche 
den Beslandtheil eines Verbrechens bilden, nicht 
blos aus dem decisiven Theile des Verweisungs- 
urtheils, sondern auch aus dessen Erwägungen 
entnommen und die Fragen an die Geschwornen 
daraufhin formulirt werden. (Erk. d. Cass. Ho- 
fes in Darmstadt, in Emmerling Sanunlung, J. 
1854. S. 157 ff.) 11. 

75. Auf Grund des Art. 164 des Gr. Hess. 
Ges. vom 28. Oct. 1848 ist der Ausspruch der 
Geschwornen nebst Allem, was darauf gefolgt 
ist, auch dann zu vernichten, wenn der Assi- 
senhof auf einen von den Geschwornen bejahten 
Umstand hin , auf welchen zufolge des Verwei- 
sungsurlheils die Frage an die Geschwornen 
nicht hätte gerichtet werden sollen, nach Inhalt 
seines Erkenntnisses eine höhere Strafe verhängt 
hat, als ohne diesen Umstand erfolgt sein würde, 
hieraus also hervorgeht, dass dem Angeklagten 
durch die gesetzw^rigo Ausdehnung der Fra- 
gensteUung ebne wirkliche Verletzung erwach-» 
15 ♦ 
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gen Ist. (Erk. d. Cass. Hores In Darmstadt, In 
Emmerling Samml. J. 1854. S. 197.) 11. 

74. Anklage — Fragestellung. Gegenstand 
der Anklage sind nur die in derselben und na- 
mentlich in der Anklageformel enthaltenen That- 
sachen , nicht aber die am Schlüsse dieser For- 
mel denselben durch Bezeichnung des Verbrechens 
gegebene rechtliche Qualification, noch auch das 
Gesetz, welches als darauf anwendbar bezeichnet 
worden ist. (Erk. d. 0. Trib. zu Berlin, Justiz 
Min. Bl. 1855. S. 152 f.) 18. 

75. Fragestellmg ii Abweicliiig tob itm iikla- 
reerkeniitBisse. Die auf einen schwereren Grad der 
Theilnahme an Verbrechen gerichtete Frage war 
von der Staatsanwaltschaft erst im Stamo der 
Fragstellung selbst beantragt gewesen, worin 
der Angeklagte eine Verletzung seiner Rechte 
erblickte. Das 0. Trib. zu Berlin wies die Nich- 
tigkeitsbeschwerde zurück, da das Gesetz keine 
Bestimmung darüber enthalte, in welchem Sta- 
dium der Verhandlung die Absicht einer solchen 
Fragestellung zur Kenntniss des Angeklagten zu 
bringen und es ledigUch in das Ermessen des 
Gerichtshofs gestellt sei , ob mit Rücksicht auf 
die Veränderung des Gesichtspunkts eine Verta- 
gung der Sache angemessen erscheine. (Golt- 
d a m m e r , Archiv Bd. 111. S. 102.) 25. 

76. Eine Abweichung von der Anklage bei 
der Fragstellung ist gestattet, wenn durch dieselbe 
in keiner Weise eine wesentliche Veränderung 
oder Erweiterung der in der Anklage ponirten 
thatsüchlichen Merkmale des zur Last gelegten 
Verbrechens enthalten ist. (Erk. d. Cass. Hofs 
zu Darmstadt, mitg. von Bopp in Schletters Ann. 
d. Cr. R. 1855 Juni S. 240). 7. 

77. Von der Amtsbefiigniss des Schwurge- 
richtspräsidenten beziehungsweise des Schwurge- 
richtshofs, die Stellaar von Zosatzftagen betr. (Bl. 
f. RA. in Bayern 1855 S. 1 f. 17 f.) 

Wird von dem Präsidenten und sodann von 
dem Schwurgerichtshofe die vom Vertheidiger 
beantragte Stellung einer Zusatzfrage verweigert, 
weil die Verhandlung nicht hinreichende Anhalts- 
punkte für die Stellung derselben gewahre, so 
wird hierauf in Bayern nicht selten eine Nichtig- 
keitsbeschwerde gegen das Enderkenntniss ge- 
baut, welche bisher jedesmal von dem OAG. zu 
M. verworfen worden, da es nicht in die Lage 
kommen könne, das Vorgeben des Angeklagten, 
dass dergleichen Anhaltspunkte gegeben gewe- 
sen, einer näheren Prüfung zu unterwerfen, (vgl. 
auch Bl. f. RA. Bd. XIX. S. 12 Gerichtssaal 1854 
Juliheft S. 52 f.) In dem vorliegenden Aufsatze 
wird nun diese Ansicht des OACf. als unbegrün- 
det dargestellt. Der Verf. macht zunächst aut die, 
wenngleich unrichtige, doch aber thatsächUch 
vorhandene Auffassung solcher Zwischenbe- 
scheide durch die Gescnwornen^ welche sich an 



dieselben gebmiden glaubten und nach ihnen 
sich richteten, aufmerksam, wogegen anderer- 
seits, wenn sie sich an diese nicnt gebunden 
erachten, die Autorität des Crerichtsbofs in Schat- 
ten gestellt werde. Die Jury allein, als zur 
Entscheidung über die Schuld beJgezo- 
gen, habe die in der öfientliehen Verhandlung bei- 
gebrachten, die Schuldfrage betreffenden Um- 
stände zu würdigen. Durch die Beschränkungen, 
welche durch die Ablehnung von Zusatzfragen, 
überhaupt durch die Einmischung des Gerichts ver- 
ursacht würden, würden unvollständige Wahr- 
sprüche hervorgerufen. Auch das Gesetz selbst 
spreche nicht von einer vorläufigen Prüfung des 
Beweises durch das Gericht, von der man doch 
bei der Vindicirung dieses Rechts für das Ge- 
richt ausgehen müsse, und die Geschichte des 
Gesetzes zeige deutlich, dass die Frage gestellt 
werden müsse, wenn ein dazu geeigneter Um- 
stand von dem Angeklagten oder Vertheidiger 
in der Verhandlung behauptet und geltend ge- 
macht werde, was Insbesondre aus den Land- 
tagsverhandlungen nachgewiesen wird. Die 
Stellung der Frage sei jedoch zu verweigern, 
wo sie nicht eine Thatsache betreffe, sondern 
nur der in der Hauptfrage ausgeprägten Sub- 
sumtion unter das Gesetz eine davon verschiedne 
entgegenstellen will. Hier sei die Zusatzfrage 
nicht durch „Umstände, welche sich bei der 
Verhandlung ergeben haben** gerechtfertigt Wo 
aber Ihr eine schon In der Verhandlung geltend 

Semachte Modification der factischen Elemente 
er Hauptfrage, welche auch in der Behauptung 
eines besonderen Strafmilderungsgrundes enthal- 
ten ist, zu Grunde liegt, wird durch dieZorück- 
weisung des Antrags das Gesetz unrichtig ange- 
wendet, dafern nur das Vorbringen im Protocolle 
ausreichend constatirt werde. Hierdurch sei auch 
der Cassationshof In den Stand gesetzt, die Sach- 
lage zu prüfen. 31. 

78« Zu den Fragen, welche dem In der 
Anklage ponirten Verbrechen entsprechen, kann 
von dem Präsidenten eine Zusatzfrage selbst auf 
ein anderes Vergehen, als dasjenige, welches 
In der Anklage behauptet war, dann gerichtet 
werden, wenn die das neue Vergehen bildenden 
Thatsacnen thells ausdrücklich, thells Implldte 
In der Anklage behauptet sind, so dass man 
nicht sagen kann , die Zusatzfrage enthalte neue 
factische Momente, auf welche der Angeklagte 
seine Vertheidigung nicht hätte vorbereiten kön- 
nen. (Erk. d. Cass. Hofs zu Darmstadt^ in Em- 
merling Samml. J. 1854 S. 65). 11. 

71. Wenn In einer an die Geschwomen 
gerichteten eventuellen Frage auf eine andere 
Frage Bezug genommen wird (z. B. mit den 
Worten „in der angegebenen Welse**), so muss 
es so angesehen werden, als ob die In der vor- 
hergehenden Hauptfrage enthaltenen Thatsachen, 
welche sich nicht ausschliessend auf das darin 
£ur Sprache gebrachte Verbrechen beziehen, auch 
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in dar eventaellen Frage enthalten seien, — 
zumal dann, wenn aus der Antwort der Ge- 
schwomen erhellt, dass diese die eventuelle 
Frage ebenfalls in solcher Ausdehnung aufge- 
fasst haben. (Erk. d. Cass. Hob zu Darmstadt, 
in Emmerling Samml. J. 1854 Nr. 196). 11. 

8t. Wenn der Gerichtshor findet, dass die 
Anklage aus einem veränderten Gesichtsnunkt 
aufzufassen sein würde, muss sein Beschluss 
über eine darauf gerichtete eventuelle Frage vor 
der Ueberffabe, resp. Beantwortung der Uaupt- 
frace durch die Geschwomen erfolgen, und des- 
halb denselben die Beantwortung solcher even- 
tuellen Frage sofort mit der Hauptfrage unter- 
breitet werden, und hat, wenn dies nicht 
geschehen, oder wenn der Gerichtshof erst durch 
die Beantwortung der Hauptfrage, oder nach 
derselben überhaupt die Zulässigkeit eines sol- 
chen veränderten Gesichtspunktes findet, derselbe 
nur die Befugniss, seinem Erkenntnisse den 
Vorbehalt einer anderweiten Verfolgung beizu- 
fägen. Ob. Trib. zu Berlin. Goltdammer's Ar- 
chiv Bd. m. S. 541 f. 25. 

81« Beiträge zur Fragestellung in Brand- 
stiflungsfallen, in der Zeitschrift mr Gesetzge- 
bung in Bayern Bd. U. S. 115 f. 20. 

82. 9a8 Sehwargerlckt ii Badea. Vom HGR. 
Stampf in Mannheim. Mag. f. bad. Rechtspfl. 
u. V. bd.I. Nr. XVI. Bd. M. Nr. IH. 

Der Verf. gibt fiir verschiedne, insbesondre 
complicirtere Fälle eine Anteitunff zur FormuÜ- 
mng der an die Jury zu richtenden Fragen. 

27. 

Terdct der Juy. 

83. Mittheilung von Extracten aus der An- 
klageschrift an die Geschwornen. 

Dieselbe wurde (als der St. A. in einer über- 
aus weitläufigen Meineidsunlersuchunff Extracte 
aus der Anklageschrift, enthaltend die Normen 
der angeblich falschen Eide, sowie den acten- 
mässigen Inhalt der falschen eidlichen Zeugen- 
aussagen, an die Geschwornen vertheilen las- 
sen) nir unstatthaft erklärt, da bezüglich solcher 
Extracte dasselbe gelten müsse, was von der 
Anklageschrift selbst gelte. (0. Trib. zu Berlin. 
Goltdammer's Archiv Bd. d. S. 241). 25. 

84. Beratkong der Jiry. In dem Audienz- 
protokoll ist vermerkt, es habe sich ein Theil 
der Geschworenen, nachdem ihnen die Fragen 
zur Berathung übergeben worden , nicht so- 
fort in das Berathungszimmer, sondern zuvör- 
derst zur Verrichtung eines natürlichen Bedürf- 
nisses eine Treppe hinunter begeben; dieselben 
seien sodann sämmtlich wieder in dem Sitzungs- 
saal versammelt worden, und hätten dort Alle 
die Versicherung abgegeben, inzwischen mit 
Niemand ausser ihnen über die Sache gesprochen 



zu haben; der Vorsitzende habe diesen Umstand 
als richtig ermittelt. 0. Trib. zu Berlin wies die 
Nichtigkeitsbesehwerde zurück. (Goltdammer's 
Archiv Bd.m. S. 243. 25. 

85. DateneiehBimg des Terdicts. 

Es ist kein wesentliches Erfordemiss, dass 
der Obmann der Jury bei Unterzeichnung des 
Verdicts diese Qualification mit ausdrücke. Es 
genügt, wenn das schwurgerichtliche ProtocoU 
ergibt, dass derjenige Geschworne, welcher das 
Verdict unterschrieben hat, von den übrigen zu 
ihrem Vorsteher gewählt worden ist. (0. Trib. 
zu Berlin. — Goltdammer's Archiv Bd. ffl. S. 104.) 

25. 

86. Terdict mit uiTerlaagteH Zisafi. 

Was ist zu thun, wenn die Geschwornen 
ihrem Wahrspruche Erklärungen über Thatsachen 
beirügen, über welche sie nicht gefragt worden 
sind? Von Dr. Fr. Walther, a. o. Prof. in 
München. (Schletter's Annalen d. Cr. R. 1855, 
März, S. 209 ff.) 

Nachtrag zu diesem Aufsatze, von Geh. J. 
Bath Dr. Biener in Dresden. (Ebendas. 1855, 
JuÜ , S. 1 ff.) 

In der bayerischen Praxis ist wiederholt vor- 
gekommen, dass die Geschwornen ihrem beja- 
henden Wahrspruche die Erklärung beigefügt 
haben, der Angeklagte habe „bei geminderter 
Zurechnungsfähigkeit'^ ffehandelt, ohne dass auf 
diesen Umstand eine besondere Frage gestellt 
gewesen wäre. Verf. fuhrt aus, dass nach bay- 
rischem Rechte (Ges. vom 10. Nov. 1848, Art. 
191), mit welchem die meisten andern deutschen 
Strafgesetzgebungen übereinstimmen, die Ge- 
schwornen hierzu nicht befugt seien, und dass 
ihnen auch im französ. Recht durch das bekannte 
Ges. vom 28. April 1832 diese Beiugniss in Be- 
ziehung auf circonstances attenuantes erst aus- 
drücklich eingeräumt worden sei. Ein solcher 
Zusatz (soweit ihn nicht, wie bemerkt, das 
französische Gesetz ausdrücklich gestattet) sei 
sowohl nach der französischen Jurisprudenz (ge- 
gen Höchster's Ansicht) als nach bayrischem 
Rechte ungültig. Es könne solchenfalls entwe- 
der der Zusatz Itlr nicht vorhanden angesehen, 
oder das sog. Berichtigungsverfahren angewen- 
det werden; letzteres sei in der bayrischen 
Praxis üblich, in der französischen komme bei- 
des vor. Vom legislativ -politischen Standpunkte 
aus hält der Verf. die, allein im Zürcher Ges. 
von 1853. $. 251 aufgestellte, dem englischen 
Rechte entsprechende Vorschrift, dass die Ge- 
schwornen selbst unbeiragt einen Zusatz in Be- 
ziehung auf StrafausschOessungs- oder Straf- 
milderungsgründe ihrer Antwort zufügen kön- 
nen, für die richtige. 

In dem obgedachten Nachtrage tritt Dr. Bie- 
ner dem Verf. zunächst darin bei, dass .,die 
Redensart verminderter ZurechnungsfähigKeit 
welche im bayrischen Recht legalisirt ist, auf 
Strafmilderungsgründe hinauskomme^^ und geht 
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sodann in eine specleWere Entwicklang ies eng- 
lischen Rechts hierüber ein, hei welcher öle 
ZulässSgkeit des Specialverdicls , der Antrag auf 
Begnadigung , und die Abänderung der jurisli- 
schen QuaUbcation durch die Jury zu unterschei- 
den sei. Er spricht sich gleichfalls für die von 
Walther vorgeschlagene Zidässigkeil jener Er- 
klärung aus, der jedoch ein Grund beigefügt 
werden müs>se, über dessen Ausreichendheit das 
Gericht zu entscheiden habe. 7. 

87. Competenz ia Beziehung aaf die Anordnung 
der Terbessenmg des Wahrsprachs der Geschwornen. 

Der Assisenhof allein, nicht blos der Präsi- 
dent desselben, ist hiezu competent und muss 
diess durch Erkennlniss (Arl. 39 des Gr. Hess. 
Ges. V. 31. Dec. 1848) aussprechen; auch ge- 
nügt nicht eine nachträgliche Beurkundung des 
desfallsigen Beschlusses, sondern das Erkennt- 
niss, durch welches der gethane Ausspruch für 
andeutlich, unvollständig o^er in sich widerspre- 
chend erklärt ist, muss vorher gefasst und ge- 
geben sein, bevor die Geschwomen zur noch- 
maligen Berathung zurückgesendet werden. (Zwei 
Erkenntnisse des Cass. Hofs zu DarmsladI, mit- 
gethellt von Bopp in SchhHlers Annalen d. Cr. 
Rechlspfl. 1855, Juni, S. 287 ff. — Desgl. in 
Emmerb'ng Samml. Jahrgang 1854. S. 37.) 

7. 

88. Der Hinzutritt des Urtheils des Asslsen- 
hofg bei einem Wahrspruch der Geschwomen 
von 7 gegen 5 Stimmen (Art, 185 des Gr. Hess. 
Schwurgerichlsges. vom 28. Oct. 1848) ist dann 
nicht erforderlich, wenn die in dem übrigen, 
mit grösserer Stimmenmehrheit ergangenen Theile 
des Wahrspruches enthaltenen Thatsachen den 
gesetzlichen Thatbestand des in Rede stehenden 
Verbrechens voUsländlg enthalten und der hier- 
durch festgestellte Reat zur Anwendung der er- 
kannten Slrafe hinreiche (Erk. des Cass. Hofs 
sa Darmstadt, mitgetheilt von Bopp in Schlet- 
ters Annalen d. Cr. R. 1855, Juni, S. 238 ; 7. 

89. Heber die Einwirkang, welche dem Richter 
aach den deutscheii Gesetzen auf den Wahrsprock 
der Geschwomen zusteht. Vom ARath von K r ä w e 1 
in Naumburg. (Arch. d. Crim. R. N. F. 1855. 
m. S. 309 ff.). 

Der Verf. beleuchtet die verschiedenen hier 
einschlagenden Befugnisse nach den verschiede- 
nen deutschen Gesetzgebungen : 1 ) den Schluss- 
vortrag des Vorsitzenden , 2) die Rückfrage der 
Geschwomen, 3) das Specialverdict (das nur, 

{'edoch auch hier modificirt, in der Thttr. und 
Jraunschw. St. P. 0. vorkommt), 4) die Befugnisse 
des Gerichtshofes bei undeutlicher oder sich 
widersprechender Fassung des Wahrspruchs, 6) 
Entscheidung der Richter über die Schuldfrage, 
6) Aufhebung des Wahrspruchs, wenn die Rich- 
ter einstimmig der Ansicht sind, dass die Ge- 
schwomen sich zum Nachtbeil des Angeschul- 
digten geirrt haben. 9. 



M. EnSiMiig der C^bwMMi. <Golt<hmi^ 
mer's Archiv Bd. IH. S. 394 f.). 

Es wird erörtert, ob es zweckmässig «md 
angemessen sei, die Geschwomen nach Publlca- 
Uon des Verdicts, jedoch vor St^iluss der Sitzmig 
zu entlassen. Es wird bemerkt, dass die Noth*^ 
wendigkeit, eine Declaration des Verdicts einzu- 
holen, nicht ausgeschlossen und daher die Entr- 
lassung bedenklich sei, welche auch der WIlntB 
der gerichtlichen V^handlung nicht wohl ent« 
spreche. 25. 

91. GestHadaigs statt des TeriKcts. Vom Staatsrathe 
V. Arnold (Gerichtssaal 1855. Bd.I.S.265fg.). 

Der Verf. stellt den Satz an die Spitze, dass 
diejenige Art des Verfahrens den Vorzug ver^ 
diene, durch welche die Wahrheil am sichersten 
und (nebenbei) in möglichst kurzer Zeit und 
mit möglichster Kostenerspamiss ^mittelt werde. 
Wenn man die Adoption der englischen Ein- 
richtung, nach welcher im Falle des Geständ- 
nisses das Verdict der Jury wegfällt und die 
Entscheidung lediglich den rechtsgelehrten Rich- 
tern übertragen wird, in Frage ziehe, so roüsbe 
man erwägen, dass aas Geständniss, namentlich 
da häufig technische Fragen, insbesondre aber 
Rechtsfragen mit zu beantworten seien (z. B. 
ob ein Gegensland Gilt sei, — ob das Einsteigen 
als ein solches im Sinne des Gesetzes zu fie^ 
trachten), nicht die Schuldl'rage erschöpfe un4 
jedenfalls in seiner Glaubwürdigkeit geprüft wer- 
den müsse, wie solches auch in den Gesetzge- 
bungen Württembergs und Preussens vorge- 
schrieben sei. Der Prüfstein könne nun etiiwwer 
in den Voracten oder in den Verhandlungen 
bestehen. Berücksichtige man erslere, so ent- 
sage man dem Principe der Unmittelbarkeit, — 
wolle man dagegen vor dem versammelten Ge- 
richtshofe eine Erhebung so vieler Beweismittel, 
als zur Prüfung des Geständnisses erlbrderltch 
sei, eintreten lassen, so gerathe man mit sich 
selbst in Widerspruch, als man ja neben dem 
Geständnisse eine Verhandlung Ar Überflüssig 
gehalten. Bei theilwelsen oder nicht erschöpfen- 
den Geständnissen lasse man ebenfalls die ganze 
Sache vor der Jury verhandeln und durch diese 
entscheiden. Die Verwickelungen, welche wenn 
ein Mitangeklagter gesteht, die andern llfugnen, 
hätten sich auch in der preussischen Praxis ffe- 
zeigl. Wahrheit und Recht gewönnen ilaher bd 
der frafflichen Einrichtung nicht. Aber auch 
Zeit und Kosten würden nicht erspart, da Ins- 
besondre audi die Geschwomen gegettwärtitt 
seien und sein müssten, da man nicht wisse, od 
der Angeklagte gestehen und ob der Gerichts- 
hof das Geständniss für hinreichend ansehet 
werde, überdiess die Geschwomen aoch frür <fie 
nächsten Verhandtangen sich bereit haften müs- 
sen und daher eine überdiess gerinfflUglge Zeil- 
ersparniss nur den in der Slam wohnmirien Ge- 
schwomen zu Theil werde. Finde der Gerichfö- 
hof ein Gest&ndniss nicht fUr gnügend, M 9eg6 
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In der Verwefeong an dfe J«ry noch ttberdfess Jory diese an die Entscheidung der ersten Jory 

eine Präoccupation derselben in der Beartheilong betreffs der erschwerenden Umstände gebunden 

seiner Beweiskraft. Ebensowenig könne man es sei. Der Cassationshof bat sich Tür die Un- 

eigemhümlich finden, dass die Jury noch ein trennbarkeit der in dem Yerdicte enthaltenen 

Verdict bei Geständniss gebe. Auch die Richter einzelnen Feststellungen entschieden. — Die 

füllten bei Geständniss einen Schuldausspruch. Gründe für den Ausschluss der N. Beschwerde 

Die geschichtliche Rechtrerügung der englischen des Staatsanwalts werden in dem vorliegenden 

Einrichtung passe endlich überhaupt nicht auf Aufsätze Tür überwiegend erklärt und auch das 

die jetzige Gestaltung des Schwurgerichts und Ob. Trib. zu Berlin hat sich dieser- Meinung 

WBä wenigsten auf die deutschen Schwurgerichte, angeschlossen. Es hat sich dahin ausgesprochen, 

23. dass, wenn die Geschwornen die ihnen vorge- 
legte Frage zwar nach der Hauptthat bejahen, 

IS. Vrtkeil. — Es ist nicht nöthig, in dem hinsichtlich des erschwerenden Umstands aber 

Urlhell einzelne Umstände aus dem für erwiesen verneinen, dieser letzte Theil der Antwort als 

erklärten Thatbestand eines Verbrechens speciell eine partielle Nichtigkeitserklärung um 

hervorzuheben. Der Strafrichtcr darf sich aber so mehr anzusehen ist, als die strafbare Hand- 

bei seiner Schuldigerklärunff nicht lediglich auf lung durch den erschwerenden Umstand erst die 

die Untersuchungsacten und die Zeugenaussagen Qualification als Verbrechen enthält, während 

Im Allgemeinen beziehen ; er muss vielmehr die beim Wegfallen desselben nichts als ein blosses 

constatirten einzelnen Thatsachen des Reats als Vergehen übrig bleibt, der Angeklagte also in 

Resultat des Bewdsrerfahrens , in dem condem- Folge der Ihalsächlichen Feststellung der Ge- 

natorischen Erkenntnisse aufRihren, um die Qua- schwornen von dem ihm zur Last gelegten 

Uficatfon derselben und die Bestrafung zu recht- Verbrechen freigesprochen werden muss und 

fertigen. (Erk. d. Cass. Hofs zu Darmstadt in nur wegen des noch übrig bleibenden Vergehens 

EmmerUng Samml. J. 1864. S.23). 11. der Strafe unterliegt. 2ö. 

93. Deber fie Wirksankeit eiaes ra fianstea Non bis ia idem. 

les Aig^klagtea abgeri*!^^^ (Golldam- ^^ K« bis ia ide«. Vom Staatsanwalt Dr. 

mer Archiv Bd. 111. S. 22 fg.). Küssner in Bartenslein. (Goltdammer's Archiv 

Gegen die freisprechende, auf das Nicht- ^^' ^- ^- ^98 fg.). 
schuldig der Jury gestützte Entscheidung steht Die Jurisprudenz des französischen Cassa- 
dem Staatsanwälte keine Nichtigkeitsbeschwerde tionshofs stellt den Salz auf, dass die Freispre- 
tu. Was gilt nun in dem Falle, wo die Jury chung sich nur auf diejenige Oualification der\ 
zwar In der Hauptsache ein Schuldig ausge- That, welche die Anklage und das Verdict be^ 
sproclien, dagegen die Frage wegen erschwe- zeichne (le crime qualifiö), im Gegensatze zu 
render Umstände verneint hat? — Es werden der äusseren That (le falt matiriel), beziehe und 
2 Fälle angelührt, wo zwar die Misshandlung lässt daher die Erneuerung der Anklage aus 
bejaht, dagegen, dass sie die schweren Nach- einem andern strafrechtlichen Ge- 
theile, welche die Anklage angenommen, nach Sichtspunkte zu. Ebenso gestattet der Rhein, 
sich gezogen, verneint worden. Hier war in Revisionshof die Erneuerung insoweit nicht, als 
einem Falle eine völlige Freisprechung, in dem dasselbe Verbrechen, wie es in der Anklage 
andern Falle eine Freisprechung von der An- oder in der den Geschwornen vorgelegten Frage 
klage schwerer Körperverletzung und eine Ver- characterisirt worden, verfolgt werden soll 
urthellung wegen leichter Körperverletzung aus- Die Praxis des Cassationshofs zu Berlin ist nicht 
gesprochen worden. Ist überhaupt gegen eine völlig constant geblieben, hat jedoch zuletzt 
solche Entscheidung in Folge des Eingangs ge- ausgesprochen, dass in einem Falle, wo dem 
dachten Princips eine Nichtigkeitsbeschwerde des Inhalte der Anklage nach Identität der Beschul- 
Staatsanwalts unzulässig, da doch jener allge- digung vorliege, die einmal erfolgte rechtskräftige 
meine Salz ein Ni Mitschuldig der Jury Freisprechung nach den Grundsätzen des An- 
vorausselzt? — Die Gründe wider und fiU* klaff eprocesses eine Erneuerung der Anklage 
diesen Ausschluss werden dargelegt. Nach franz. aucn dann ausschllesse, wenn dabei der That 
Rechte ist zuzugeben, dass nach dem Wortlaute in der Anklage eine andre strafrechtliche Bo- 
dos Gesetzes der Cassatlonsrecurs des Staats- Zeichnung (Oualiücatlon) gegeben werde. Der 
anwalts nur bei einer freisprechenden Ordonnanz Verf. stellt zunächst folgende Sätze auf: dass 
des Präsidenten ausgeschlossen ist und diese der Inhalt des rechtskrämgen ürtheils über die 
dn Nichtschuldig der Jury voraussetzt, wogegen Zulässigkelt einer ferneren Verfolgung entscheide, 
eine Ft^sprechung bei einem Schuldig betreffs dassalsokeineVerfolgungzulässig sei, welche dem 
der Hauptsache nur vom Assisenhofe erkannt Inhalte eines rechtskräftigen ürtheils widerspreche 
werden kann, gleichviel ob erschwerende Um- und umgekehrt, dass eine solche zulässig sei, 
Sünde verneint worden sind oder nicht. In der welche dem Inhalte des rechtskräftigen ürtheils 
ihinzösl9eben Praxis ist darüber Zweifel, ob bei nicht entgegensiehe. Der Verf. stellt diese Satze 
einet anderweiten Verhandlung vor einer andern auf Grumi der positiven Bestimmungen des 
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232 IV. BtnSproee$$, 

preassiscben Rechts fest nnd entwickelt aus und nnverhältnissiiiisslg tost^ieHg. Diese Er«* 

ihnen die Erledigung einzelner Fälle. Er lässt kenntniss der Nothwendigkeit des Non bis ta 

die anderweite Verfolgung zu, wo das Urtheil idem verlange auch die consequente Durchnih- 

sich über die anderweite rechtliche Auffassung rung des Satzes. — Das römische Recht mit 

der That nicht verbreitet und auch nicht still* seinem Anklageprocess biete die trefftichst^ 

schweigend über sie mit entschieden hat. Der Belehrungen. Das Princip der auctoritas ref 

Verf. gestattet sie insbesondre nicht, wenn die jud. war im Römischen Straiprocesse voUsUindiff 

Verneinung der Schuldfrage durch die Jury auch anerkannt. Der Verf. legt dies näher dar and 

die anderweite Anklage mit erledigt hat. So erörtert zugleich die Ausnahmen des Princips 

z. B. Mord und Todtschlag, wo die Geschwor- (die zweite Klage wurde zugelassen, wenn ine 

nen befugt gewesen wären, das Merkmal der erste Klage von einem Unbetheiligten angestellt 

Ueberlegung allein zu negiren, übrigens aber worden, der Verletzte von erstrer nichts ge- 

die Frage zu beiahen. — Bei correcter Frag- wusst halte und ein erhebliches Int^esse an der 

Stellung werde durch die allgemeine Verneinung Wiederaufnahme hatte, so wie, wenn der erste 

der Frage bei der Tödlung auch die Körper- Ankläger der Klage nicht treu geblieben war). 

Verletzung verneint. Dagegen finde eine neue Diese Ausnahmen wurzehi jedoch nur in ben 

Anklage stalt, wenn dieselben Beweismittel zum sondern Eigenthümlichkeiten des römischen Straf- 

Beweise eines andern Factums benutzt oder wenn Verfahrens. Auch das Kanonische Recht sei dem 

aus denselben Thatsachen andre thatsächliche Grundsatze treu geblieben, während in der 

Folgerungen gezogen werden; z. B. Gesetzes- deutschen Praxis die Frage controvers gewor- 

verletzungen aus Vorsatz und Fahrlässigkeit; den und man seltsamerweise auf die Ausnahmen 

Diebstahl und Hehlerei ; Mordversuch, Abtreibung im römischen Rechte sich bezog, obschon sie 

der Leibesfrucht und Beibringung von Gift. Fer- am wenigsten zur Reception im Inquisitionspro- 

ner: wenn dieselben Thatsachen aus einem anderen cesse geeignet waren, weil sie nicht blos den 

Gesichtspunkte, in einer anderen strafrechtlichen Anklageprocess, sondern die Eigenthümlichkeiten 

Beziehung aufgefasst und somit unter den Be- des Römischen Anklageprocesses voraussetzten, 

griff eines andern Verbrechens gebracht werden. Die gegenwärtigen Legislationen Deutsdilands 

Es beziehe sich die Freisprechung doch eben zeigten das chaotische Gepräge des Uebergangs- 

nur auf die Anklage und die in ihr enthaltene Stadiums. Der Verf. beschränkt sich deshalb 

Characterisirung der That, über welche allein auf die Angabe, dass es in Deutschland gegen- 

die richterliche Entscheidung verlangt worden, wärtig zwei Parteien gebe; eine Partei, Äe — 

25. mit Rom, England und Frankreich — das Non 

IS. üeber dieselbe Frage verbreitet sich Ws in idem anerkenne und durch Mittermaier 

eine Abhandlung des Prof. Dr. Bern er zu Berlin ™d durch Arnold in München vertreten werde, 

(In Goltdammers Archiv Bd. III. S.472f.). ^"d eine andere Partei, welche das Non bis in 

idem leugne und unter deren Vertretern Biener 

Die Erforschung der materiellen Wahrheit und Schwarze in Dresden im Vordergrund ste- 
müsse endlich auch einen Schlusspunct finden; hen. — Der Verf. geht nun in eine dogmati- 
sonst würde man, über dem Streben nach einer sehe Behandlung der Sache ein und, nachdem 
unerreichbaren absoluten Gerechtigkeit, die er bemerkt hat, dass er ein rechtskräftiges, 
Verwirklichung der einzig möglichen, endlichen vollstreckbares Enderkenntniss (verurtheilendes 
und beschränkten Gerechtigkeit aufgeben. Die oder lossprechendes) voraussetze, bespricht er 
Rechtskran der Richtersprüche liege in dem all- zuvörderst die Identität der That Er un- 
gemeinen Interesse der ganzen Rechtsordnung terscheidet hier folgendermassen : 1) Mehrere 
und werde auch durch das Ansehen des Rieh- Handlungen können ein untheilbares Ganze bil- 
terstands verlangt. Sie liege auch im Interesse den; Ein Verbrechen, von dem man sie in der 
des Frei ge Sprech nen, dessen Freisprechung Beurtheilung gar nicht [getrennt denken darf 
eine illusorische sei, wenn sie ihn nicht vor Dann begründet die Aburtheilung des einen 
neuer Verfolgung schütze. Weil etwa wenige Verbrechens das non bis in idem für alle jene 
Schuldige freigesprochen, sei nicht eine Maass- einzelnen Handlungen. So verhält es sich, wenn 
regel zu billigen, die auch die Unschuldigen durch denselben Diebstahl zahlreiche einzelne 
treffe, und selbst die Stellung des Schuldigen Sachen weggenommen worden sind, selbst wenn 
dürfe nicht bis ins Endlose eine ungewisse blei- diese Sachen verschiednen Personen gehörten, 
ben. Man verletze sonst auch die Gleichheit der Ein Gleiches gelte fllr fortgesetzte Verbrechen 
Anklage und der Verlheidigung. Der Verur- und Gewohnheits verbrechen , so wie für Neben- 
t heilte aber müsse gegen eine nachträgliche umstände eines Verbrechens, die nur eine Stei- 
Erhöhung der Strafe geschützt sein; insoweit gerung der Strafe derselben That bewirken 
stehe er einem Freigesprochnen gleich. . Der können. Derartige Nebenumstände (insbesondre 
Staat sei hinreichend in der Lage gewesen, die Mittel der Ausfiihrung) sind nur Modificationen 
Wahrheit zu ermitteln und die olosse Erhöhung desselben Verbrechens und lassen sich abgeson- 
der Strafe rechtfertige nicht die unerträgliche dert gar nicht schätzen. 2) Die Verbindung 
Stellung, in welcher der Vcrurtheilte sich be- der verschiednen Handlungen kann auch eine 
finde. Auch erscheine die Erhöhung kleinlich blos äusserUche sein, dergestalt dass sie mate- 
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riell von einander getrennt sind und dtss sich 
jede derselben ganz wohl unter ein besonderes 
Strafgesetz bringen lässt. Dann begründet die 
Aburtnellung der einen keine Einrede der Rechts- 
fcrafl zu Gunsten der anderen, die Terschiedenen 
Handlungen yerschmelzen hier nicht zu einem 
untheilbaren Veii>rechensbegriffe; so z. B. be- 
trügerischer und einFacher bankbruch — falsche 
Denunciation und Meineid wegen nachträglicher 
eidlicher Bestärkung der Anzeige. 3) Wenn 
dieselben Thatsachen sich unter verschiedene 
strafrechtliche Gesichtspunkte bringen lassen, ist 
da die erfolgte Aburlheilung der Sache aus dem 
einen Gesichtspunkte ein Grund zur Ausschlies- 
sung eines zweiten Processes, in welchem jene 
Thatsachen aus einem anderen strafrechtlichen 
Gesichtspunkte aufgefasst werden ? In Frankreich 
streite man sich um Auslegung der Worte du 
mdme fait in Art. 360 des u)de d'J. Cr. Einige 
— wie Carnot und H61ie — lassen die Abur- 
theilung nicht zu, auch wenn sie von der neuen 
Anklage anders qualifidrt wird. Andere, und 
dies ist die Mehrzahl, verstehen unter derselben 
That nur die qualificirteThat, sodass m^me 
fait dasselbe wäre , wie m^me crime oder m^me 
d^Ut und die neue Anklage sei zulässig, sobald 
dieselbe That als ein anderr^s Verbrechen gefasst 
werde. Diese letztere Ansicht sei auch conse- 
quent, wenn man sich auf den Standpunkt des 
französischen Rechts stalle. Es komme nämlich 
darauf an, ob die prozessualen Einrichtungen 
der Art sind, dass man annehmen darf, diefnat 
werde bei ihrer einmaligen prozessualischen Ver- 
handlung aus allen slralrechtlichen Gesichtspunk- 
ten beurtheilt werden. Ist hierfür keine Bürg- 
schaft vorbanden , somuss eine neue Verhandlung 
aus neuen Gesichtspunkten zulässig sein. Der 
französische Process gewährt diese Bürgschaft 
nicht. Das Verdict der Jury werde ausdrücklich 
auf die ihr gestellte Frage beschränkt. Ganz 
anders gestaltet sich die Sache im eng- 
lischen Rechte, welches der Jury theils 
durch das Recht zur Ermässigung der Anklage 
(z. B. Todtschlag für Mord), theils durch das 
Specialverdict die Mittel zu einer vollständigen 
Würdigung der That, nach ihren verschiedenen 
strafrechtlichen Gesichtspunkten, gegeben hat. 
Auch das preussische Recht gewähre dem 
Richter cüe geeigneten Mittel, um bei der er- 
sten Aburtheilung eine a 1 1 s e i t i g e Abschätzung 
der That vorzunehmen. Der Verf. bespricht noch 
die Frage: Wiefern ist Identität der Personen 
erforderlich? Die Identität des Anklägers ist 
nicht erforderlich , da jetzt die Anklage bei dem 
Staate liege und die Beamten der Staatsanwalt 
ein Ganzes bilden. Dagegen werde man die 
Identität des Angeklagten als Regel fordern 
müssen. Es werde jedoch , wenn eine That für 
nicht geschehen oder Air straflos erachtet worden, 
hierauf jeder, der etwa später als Theilnehmer 
v^folgt werde, sich beziehen können. 25. 
IC. In der Preussischen Spruchpraxis ist es 
mehrfach vorgekommen, dass Angeklagte sich 



falsche Namen beigelegt und dadurch bei ihrer 
Verurlheilung die Slraferhöhung wesen Rück- 
falls zu vermeiden gewusst haben. Kann nach- 
träglich noch das Verfahren behufs der Erken- 
nung des Strarzusalzes aufgenommen werden, 
wenn der wahre Name und mit ihm die Rück- 
rälligkeit des Verurtheilten ermittelt wird und ist 
die Berufung desselben auf die res judicata da- 
durch ausgeschlossen, dass er selbst arglistig 
gehandelt hat und das Erkenntniss nicht einmal 
auf seinen (wahren) Namen lautet? — das Plenum 
des Obertribunals zu BerUn hat die Frage zu 
Gunsten des Angeklagten entschieden. Denn 
die Identität einer Person als Partei werde durch 
eine falsche Benennung oder Bezeichnung der- 
selben nicht aufgehoben, dass sie derselbe Mensch 
ist, der bereits gerichtet worden ist und von 
Neuem gerichtet werden soll. Das hinterlistige 
Verfahren des Angeklagten bewirke keine Aen- 
derung, indem das Gesetz aus einem derartigen 
Grunde die Rescisslon eines bereits rechtskräf- 
tigen ürtheils nicht gestaltet habe. (Goltdam- 
mer's Archiv Bd. III. S. 385 f.). 25. 

•7. Ein Angeklagter, welcher wegen Be- 
günstig u n g eines Verbrechens vor das Schwur- 
gericht verwiesen, von den Geschwornen nicht 
fiir schuldig erklärt worden ist, kann wegen 
Hiturheberschaft des nämlichen Verbrechens 
nicht mehr in Untersuchung gezogen werden. 
(OAG. zu München. — Zeitschrift für Gesetzg. 
U. S. 101.) 20. 

98. Der Cassationshof zu Darmstadt erkannte 
dass betrügerischer und einfacher Bankerott — 
Art. 404 und 405 des Gr. Hess. Str. Ges. Buchs 
— ganz verschiedene Vergehen seien, und ab- 
gesehen von der Voraussetzung der Zahlungs- 
unfähigkeit eines Handelsmanns auf ganz ver- 
schiedenen thatsächlichen Voraussetzungen be- 
ruhen: daher hier nicht die Grundsätze der 
chose jug6e Anwendung litten. (Mitgetheilt von 
Bopp in Schietlers Annalen d. Cr. R. 1855, Juni, 
S. 233.) 7. 

99. Ein in Preussen, wegen eines dort 
verübten Diebstahls zu 6 Jahren Zuchthaus ver- 
urtheilter Hannoveraner war nach 5 monatlicher 
Verbüssung entsprungen, in Hannover hierauf 
wegen eines später dort verübten Verbrechens 
und zugleich wegen des in Preussen verübten 
Diebstahls (nach Verweigerung seiner Ausliefe- 
rung) nochmals untersucht und verurthellt wor- 
den. Das Erkenntniss, soweit es sich auf den 
letzteren Diebstahl bezog, wurde aber nach 8.215. 
der Hannov. Str. Pr. Ordnung vom Cassatlons- 
senate zu Celle vernichtet. (Hannov. Magaz. V. 
S. 337). — In einem ähnlichen Falle, wo ein 
Coburgischer Unterthan, welcher wecen eines 
in Meiningen verüblen Verbrechens in Meiningen 
verurthellt worden und „kurz nach Anlrilt der 
Slrafhafl entsprungen war, dann in Coburg zur 
Untersuchung kam und diese auch auf das in 
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Mefniiigen bereits prooesiriHe Vet^redi«« (gleich dem YerweliiinmrtMl ini%esteltte. ^ Bim 

MIs nach VerweJgemnff dei* Auslieferung) er- Nichttgkeilsbeschwenle findet gegen die Verwd- 

«tfeckt Wai'd, wurde die gegen denselben auch sungsuftheile insoweit nicht statt, als darin TOft 

wegen des letzteren zum zweitenmale erkannte den Crlminal- Senaten das thatsächUche &gelH 

Strafe, jedoch nach Abzug des bereits verbüs- niss der Voruntersuchung aurgestellt ist Bs 

sten Strariheils^ vollstreckt. (Miith. des R. R. gehört zur ausschliesslichen Competenz d^Cri^ 

von Egidy in Coburg in Schleilers Annalen minal- Senate, hierüber zu erkennen. (Erk. iL 

d. Cr. R. 1850^ Febr.^ S. 117 ff.) 9. Cass. Hofs zu Darrostadt in Emmerling, SanatiL 

X 1854. S. 129 IT.). 11* 

itt. RestitvtiM. Das Ob. Trib. zu Berlin 
hat den Bd. I. S. 284. Nr. 152 referirten Satz lOJ. Nichtigkeitsbeschwerden gegen Mchter- 
zurückgenommen und erkannt, dass das Rechts- liehe Decrete, durch welche eine Anklage aus 
mittel der Restitution gegen ein rechtskräftiges Rectsgründen zurückgewiesen wird, sind zuläs- 
Strafurlheil nicht auf den Umstand gestützt wer- sig. Keineswegs können sie auf Urtheile, wei- 
den könne, dass das Urtheil auf der falschen che nach gepflogener mündlicher Verhandlung 
Beztichligung eines Mitangeklagten gegründet ertheilt worden sind, beschränkt werden. Auch 
sei. (GoUdammer, Archiv Bd. 111. S. 119). 25. Decrete der obigen Art haben die Kraft frei- 
sprechender Urtheile. (Enlsch. des OAG. zu 

l#l. Wiedereinsetziing in den Ytrigca Stand. Cassel. — Heuser's Annalen Bd. II. S. 152 fg.) 

Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
{%. 75 der Hann. StPO.) Ist nur eine Rechts- it4. li« NiehtirkfitBbeiiehinTde des Attg«kla^ 
hWfe gegen den Ablauf von Fristen, nicht ein teil gegea sdiwvrgericUliehe Erkeimtaisse nach dem 
Rechtsmittel gegen das Erkenntniss, und folg- Badlschen Geselze vom 5. Februar 1851. Vom 
Mch ein desfallsiges Gesuch nnr vor dem be- HGR. Haager zu Constanz. (Magaz. f. bad. 
züglichen Spruch Rechtens mit Erfolg anzubrin- Rechtspfl. u. Verw. Bd. H. S. 89 fg. S. 1891]^.). 
gen, mithin dann abzuweisen, wenn EInle- Der Verf. geht hier die in dem angezeigten 
gunff und Rechtfertigung des Rechtsmittels zwar Gesetze angegebenen Gründe der NIchtigkeft 
erfolgt ist, aber der Einwendende hinsichtlich eines schwurgerichllichen Erkenntnisses durch, 
der Beobachtung der Frist sich geirrt hat, ob- Es gehören hierher die Föllc, wenn das Urtheil 
wohl er wirklich durch eine, die W. i. d. v. St. nicht von dem zuständigen oder nicht auf ge- 
begründende, physische Unmöglichkeit behin- setfcliche Wt»ise besetzten Gerichte ausgegangen 
dort gewesen war und nur irrig geglaubt hat, ist, — wenn bei der Schlussverhandlung oder 
die Frist beobachtet zu haben. (Erk. d. Cass. bei der ürtheilsrällung wesentliche Vorschriften 
Sen. zu Celle, Hann. Mag. V. S. 172). 9. des Verfahrens verletzt sind. Es werden hier 

Mittheilungen aus den interessanten Kammer- 

Hicktifkeitsbcsckwerdc regen Terweigungser- Verhandlungen über die Frage, was als we- 

kenntnisse. sentliche Form anzusehen sei, gegeben. 

Das OHG. nimmt unter Andern auch dann eine 

itt. Der Beurlheilung und Entscheidung Nlchligkeit an, wenn die Anklage und Frage- 

des Cassatlonshofs kann die Frage nicht unter- Stellung zum Nachtheile des Angeschuldigten auf 

breitet werden: ob die im Verweisungsurtheil ein schwereres Verbrechen gerichtet ist, als 

dem Angeklagten zur Last gelegte That in der die Versetzung in den Anklagestand. Die Ver- 

Vorunlersuchung genügend indicirt sei? — letzung kann wesentliche Voraussetzungen der 

Bei Begründung einer Nichtiffkeilsbeschwerde RechtshestÄndlgkeit des Unheils betreffen. Hier 

darüber, dass eine Sache mit Unrecht nicht vor wird mit Beziehung auf die Fassung des Ge- 

die Assisen verwiesen worden sei, kann darauf setzes die streitige Frage, ob und in wie weit 

nichts ankommen : ob durch die in der Vorun- die Fragstellung auf vorgekommene Milderungs- 

tersuchung erhobenen Beweise und Anzeigen gründe (auch ohne besondem Antrag) sich er- 

die dem Angeschuldigten zur Last gelegte ver- strecken solle, dahin beantwortet, dass sie sich 

brecherische Handlung genügend indicirt sei. auf die vorgebrachten Milderungsffründe 

Denn hierüber hat der Crlminal - Senat (die An- erstrecken solle. Das Oberhofgericht zu Bfann- 

klage- Kammer) allein zu entscheiden. Der heim hatte in einem Falle Nlchligkeit angenom- 

nach Art. 261. Nr. 3 des (Grossh. Hess.) Assi- men, als ein Geschwomer ohne Erlaubniss des 

sengesetzes zur Nichtigkeitsbeschwerde berech- Präsidenten das Berathungszimmer verlassen 

tigende Moment besteht darin: dass der Crimi- hatte, obgleich weder nachgewiesen, noch wahr- 

nal- Senat die Natur der angeschuldigten Hand- scheinlich gemacht worden, dass eine unerlaubt© 

lung verkannt und deshalb sie nicht vor die Collusion mit dritten Personen stattgefunden 

Assisen verwiesen oder sie ftir straflos erklfirt habe. Dagegen hat es später In einem Falle 

habe. — Eine Nichtigkeitsbeschwerde kann in- keine Nichligkeil angenommen, als einige Ge- 

sofern nicht berücksichtigt werden, als damit schworne vor der Berathunff einen dritten Ort 

dargethan werden soll, dass das Ergebniss der ohne vorherige Erlaubniss des Prüsidenten be- 

Voruntersuchung ein anderes sei, als das iti sucht hatten, und die gesetzliche VorschHR auf 
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iteSell ttficfc ß^nh ^erBeratinin^ besclirffnkt. 
Der Verf. erklärt sich gegen diese Unterschei- 
dung und will nur bei wahrscheinlich gemachler 
öder wirklicher CoMusion NichUgkeil annehmen. 
Der Verf. referirt die übrigen absoluten Erfor- 
dernisse der RecMsbeständlgkeil des Uriheils. 
Bier köntie . der Angeklagte nur mittelbar auf 
solche Nichtigkeiten nach dem Urlheil verzich- 
ten, dass er nicht Cassation nachsucht, — an 
sich ist bot dieisen im öfentlichen Interesse ge- 
gebenen Vorschriften ein Verzicht nicht denk- 
bar. Die Verletzung der Vorschriften über For- 
men des Verfahrens begründe nur eine relative 
Nichligkelt, insoweit ^e auf das Resultat des 
Verfahrens einen nachtheiligen EInfluss hatte. 
Hier helle das Schweigen des Angeklagten 
die Nichligkelt, da sie keine absolute sei. Es 
werde hier zwar nicht die Möglichkeit, doch 
aber die Wahrscheinlichkeit hinreichen, dass 
durch die Beobachtung der Vorschrift eine für 
den An^klagten günstigere Wendung sich er- 
gaben haben würde. Der Verf. geht einige, 
durch Schweigen heilbare Nichtigkeilen durch, 
Ä. B. Nichlvemehmung eines auf Antrag des 
Angeklagten geladenen und erschienenen Zeu- 
gen etc. — Der Verf. gehl nun auf die Fälle 
über, wenn der erkennende Richter das Gesetz 
unrichtig auslegt oder unrichtig auf die durch 
den Ausspruch der Geschwornen festgestellten 
Thalsachen angewendet hat. Dies sei eine ab- 
solute Nichtigkeit, da sie eitie wesentliche Vor- 
aussetzung der Rechlsbeständigkeit des Urlheils 
betreffe. Sie könne nur durch den Verzicht auf 
«Be Cassation gegen das Erkenntniss selbst ge- 
heilt werden. Das Protocoll anlangend, so 
müsse man davon ausgehen, dass die Vermu- 
ftöUff Rhr (He Gesetzmässigkeit der gerichllichen 
Bandittng streite. So sei keine Nichligkelt an- 
genommen worden, als in dem Prolokolle nicht 
bemerkt war, dass die Silzüng öffentlich gewe- 
sen. Nur In solchen Fällen, wo aus dem Sdiwei- 
gen des Prolocolls mit Sicherheit auf die Nichl- 
beobachtung einer vorgeschriebenen Form ge- 
schlossen werden könne, sei anzunehmen, dass 
die Form nicht beobachtet worden sei, z. B. 
wenn das Protocoll darüber schweige, dass die 
Geschwornen beeidigt worden seien. Hier sei 
auch kein Beweis dafür zulässig, dass die Form 
beot)achtet worden sei. Wenn dagegen bei der 
Verhandlung etwas vorffekommen ist, was hätte 
unterbleiben sollen, und was als eine Geselzes- 
verletzung erscheint, dieser Vorgang aber im 
Protocoll nicht beurkundet wurde, können beim 
Cassetlonshofe Beweise darüber angetreten und 
erhoben werden? Jedenfalls müsse eine Be- 
welsföhmng und Beweiserhebung derjenigen 
Vergän|e gestaltet sein, welche nicht in das 
Protocoll aufgenommen worden sind oder nicht 
aufgenommen werden können; wie z. B. wenn 
ein Zeuge, ehe er abg«hdrt ist, das tewen- 
Zimmer verlässt und der Verhandlung anwohnt. 

62. 



RicitigkeifaAesckterde wegti FtniTerietziiigeh. 

ItS. Nichterwähnung der Beobachtung einer 
vorgeschriebenen Förmlichkeit ist noch kein 
Nichligkeitsgrund. (Entsch. d. Bad. OHG. ala 
Cass.-Hofs. im Magazin f. Bad. Rechtspfl. U. 
118 ff. Nr. 11). 11. 

1#6. Form Verletzungen vor der Schlussver- 
handlung können nicht als Cass.- Gründe be- 
nützt werden. (Entsch. d. Bad. OHG. als Cass.- 
Hofs, im Magazin f. Bad. Rechtspfl. II. 118 ff. 
Nr. XIIl.). 11. 

It7. Die Ünteriassung dessen^ was in dai 
Ermessen des Gerichtshofs, des Präsidetiien oder 
der Geschwornen gestellt ist, begründet keine 
Nichtigkeit. (Entsch. d. Bad. OHG. als Cass.- 
Hofs, im Magazin f. Bad. Rechtspfl. ll. 118 ff. 
Nr. VIll.). 11. 



1#8. Beschränkung der Vertheldigung 
ist nach Umständen ein Nichtigkeitsgrund; dai$ 
Verbot, während dem ersten Verhör bei der 
öffentlichen Verhandlung Notizen zu machen, ist 
aber für sich allein noch keine solche, die Nich- 
tigkeit begründende Beschränkung. (Entsch. d. 
Bad. OHG. als Cass. -Hofs, im Magazin f. Bad. 
Rechtspfl. II. 118 ff. Nr. XlL). — Die Verwei- 
gerung der erst nach der gesetzlichen Frist be- 
gehrten Beizifehung eines technischen Verlheidi- 
gers (Gehilfen) ist kein Nichligiieilsgrund. (Entsch. 
3. Bad. OHG. als Cass. -Hofs, im Magazin f. 
Bad. Rechtspfl. H. 118 ff. Nr. III.). 11. 



IW. Die Vorschrift, dass das Verfahren, 
vor den erkennenden Strafgerichten in fortwäh- 
render Gegenwart aller zur Entscheidung beru- 
Iteneh Personen, des Staatsanwalts und eines Ge- 
rich Isschreibers vor sich gehen müsse (Art. 134 
derHann. StrPO.), wurde lür verirtzt angesehen," 
als ein zum Geschwomendienst Berufener wäh- 
rend der Dauer der bereita begonnenen Sitzung 
sich entfernt halte, ungeachtet diese Entfernung 
nur ganz kurze Zeit slaltgeftinden und der Prä- 
sident auch die unterdess erfolgte Erklärung der 
ausgelooslen Geschwornen als Geschworner nach 
dessen Rückkehr wiederholt halte; desgleichen 
als der fungirende Schwoirgerichtssekrelär wäh- 
rend der Verkündigung des Beschlusses in 
der Sitzung nicht gegenwärtig gewesen war. 
(Erk. d. Cass. Senats zu Celle, Hann. Mag. V, 
S. 16öf.). 9. 

H#. Es begründet Nichtigkeit, wenn die 
Geschwornen, oder auch nur Einer derselben 
das Beralhungszimmer ohne Erlaubniss des Prä- 
sidenten verlassen, nicht aber, wenn ein Ge- 
schworner vor dem Eintrilt in das Beralhungs- 
zimmer sich aus den Räumen der Gerichtszim- 
mer entfernt. (Entsch. d. Bad. OHG. als Caas.- 
Hofs, im Magazin f. Bad. Rechtspfl. IL 118 ff. 
Nr. VI. u. DL). 11. 
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HL Der Angeklagte hat kein Recht anf 
einen unklaren, oder sich widersprechenden 
Wahrspruch und es begründet keine Nichtigkeit, 
wenn der Gerichtshof die Geschwomen in einem 
solchen Fall zu einem verbesserten, andern 
Wahrspruch veranlasst. (Entsch. d. Bad. OHG. 
als Cass.-Hofs, im Magazin f. Bad. Rechtspfl. II. 
118 ff. Nr. X.). 11. 

112. Die Unterlassung der in Art. 195 der 
Gr. Hess. P. P. 0. vorgeschriebenen Vorlesung 
und Eiiirückung des Textes des zur Anwendung 
gebrachten Strafgesetzes ist keine iiir wesentlich 
zu erachtende Förmlichkeit. (Erk. d. Cass. Hofs 
zu Darmstadt, in Emmerling Samml. J. 1854, 
S. 12). — Desgleichen auch nicht die (nicht 
begehrte) Zustellung einer Abschrift der Acten 
der Untersuchung an den Angeklagten (Art. 305 
der P. P. 0.). (Erkenntniss dess. Ebendas. 
S. 88). 11. 

HS. Wenn die Gerichte eine Einrede der 
Unzulässigkeit strafrechtlicher Verfolgung in den 
Motiven ihrer Erkenntnisse beurtheilen und für 
beseitigt erklären, so begründet es keine Nich- 
tigkeit, dass sie diese Erklärung im Dispositiv 
ihrer Urtheile nicht wiederholen; — omis de 
prononcer. (Entsch. d. Cass. Hofs in Darmst., 
in Emmerling Samml. J. 1854. S. 23 ff.). 11. 

114. Ein Erkenntm'ss 2. Instanz kann aus 
dem Grunde, dass darin die anzuwendenden ge- 
setzlichen Bestimmungen nicht angeitihrt sind, 
nicht fUr nichtig angesehen werden, wenn es 
die Entscheidung 1. Instanz lediglich bestätigt, 
und in dieser die einschlagenden gesetzlichen 
Vorschriften bereits angeführt worden sind. 
Denn die Bestätigung enthält eine Wiederholung 
dieser Vorschriften. (Erk. des OAG. zu Jena, 
Thür. Bl. f. Rechtspff. 1855. S. 280). 7. 

Niektigkritsbesckwerde wq^a falscker Gesetiaa- 
wealaiig i). 

115. Eine Nichtigkeitsbeschwerde kann auf 
Nr. 5, Abs. 2 des gedachten Artikel in Bezie- 
hung auf eine Strafschärfung wegen eines 
Rückfalls, welcher als vorhanden in der That 
nicht anzunehmen wäre, nicht gegründet wer- 
den, da in jener Gesetzesstelle von einem Fak- 
tum die Rede ist, welches das Gesetz mit Strafe 
nicht bedrohe, nicht aber von einem straf- 
schärfenden Umstände, der vom (iesetze 
als solcher nicht anerkannt sei. — Ist die ge- 
gen einen Angeklagten ausgesprochene Strafe 



1) Der betr. Art. 270 sub 5 des Gr. Hess. Ges. v. 
28.0ct. 1848 bezeichnet es als Nichtigkeit „wenn das 
Urthel eine andere Strafe ausgesprochen hat, als das 
Gesetz nach der Natur des zu strafenden Verbrechens 
beslimmt, oder eine Strafe, obgleich das Gesetz die 
in Frage stehende That mit einer Strafe nicht be- 
droht." 



nach ihrer Art, Dauer und der ihr angefllgieB 
Schärfung keine andere, als das Gesetz nach 
der Natur des zu bestrafenden Verbrechens be- 
stimmt, und hätte sie auch dann verhängt wer- 
den können, wenn ein als existent angenomme- 
ner Rückfall wirklich nicht vorgelegen hätte — 
so ist eine Nichtigkeitsbeschwerde auf Grund 
des Art. 270, A. o des Assisengesetzes nicht 
statthaft. — Eine Nichtigkeitsbeschwerde ist 
gegen einen Strafansatz der Assisenhöfe nicht 
zulässig, der keine andere Strafe enthält, als 
diejenige, welche das Gesetz nach der Natur 
des zu bestrafenden Verbrechens innerhalb be- 
stimmter Grenzen zu verhängen gestattet. — 
Eine Nichtigkeitsbeschwerde mit Rücksicht auf 
Art. 270. A. Nr. 5. Abs. i des Ges. v. 28. Oct 
1848, ist nicht unzulässig, wenn eine andere 
Strafe ausgesprochen worden ist, als das Straf- 
gesetzbuch iiir das zu bestrafende Verbrechen 
etwa ausnahmsweise über oder unter der 
regelmässigen Strafe zuzumessen gestat- 
tet — Eine Nichtigkeitsbeschwerde kBnin auf 
den Nr. 5. Abs. 2 des ged. Art. 270 nur dann 
gegründet werden, wenn diejenige Handlung, 
welche durch den Ausspruch der Geschwomen 
fttr erwiesen erklärt ist, nach dem Gesetze 
im Allgemeinen mit Strafe nicht bedroht sein 
sollte. (Erk. d. Cass. Hofs in Darmstadt in £m- 
merUng Samml. v. J. 1854. S. 157. 32 ff.). 11. 



116. Das Urtheil des Schwui^erichtsbofs 
muss sich streng an die Fragenbeantwortung 
der Geschwomen, und die letztere muss sich 
eben so genau an das Verweisungserkenntniss 
halten; jene beiden dürfen nicht auf ein schwe- 
reres Verbrechen oder auf eine strafbarere Wil- 
lensbestimmung gehen, als das Verweisungser- 
kenntniss; es begründet aber keine Nichtigkeit^ 
wenn sie, und zwar selbst ohne speciellen An- 
trag des Staatsanwalts hierwegen, auf ein min- 
der strafbares Verbrechen oder auf eine 
geringere Verbrechenseigenschaft gehen. (Entsch. 
d. Bad. OHG. als Cass. -Hofs, im Magazin f. 
Bad. Rechtspfl. U. 118 ff. Nr. 1. VU. VUI. XI. 

XIII. XIV. XVI. xvn. xvin.). u. 



117. Zu den thatsächlichen V^hältnissen, 
wegen deren unrichtiger Beurtheilung (nach 
Art. 306 der Thür. SlPO. und andern SlPGe- 
setzen) eine Nichtigkeitsbeschwerde nicht zuläs- 
sig ist, sind auch die nach den Bestimmungen 
der Civilgesetze zu beurtheilenden civilrecht- 
lichen Befugnisse und Verpflichtungen — im 
vorliegenden Falle die Wirkungen abgeschlos- 
sener Pacht- und Theilungsverträge auf das 
Recht zu Benutzung eines gewissen Grundstücks 
— zu rechnen. (Erk. des OAG. zu Jena, Thür. 
Blatt. 1865. S. 82). 7. 

F«m 1er Behaaliiuig 1er Nichti^eitskegckwefde. 

118. Beurkundung der Nichtigkeitsbeschwerde. 
Die von dem Angeschuldigten nach Verldin- 
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dong des UrHieils in öffeniUeiier Sitzung ^klärte 
Anmeldung der Nichtigkeitsbeschwerde (oder 
Berafung) ist auch dann wirksam, wenn über 
dieselbe nicht eine besondere Urkunde aufffe- 
nommen, sondern lediglich im Sitzungsprotokoll 
hierüber Vormerkung gemacht worden ist. OAG. 
2u München. — ißayer. Zeitschr. f. Gesetzireb. 
Bd. II. S. 152. 20. 

III. Die registrirte &klärung der Unzu- 
filedenheit mit dem bekannt gemachten Urtheil 
hat das Obertribunal zu Berlin als eine genü- 
gende Einwendung der Nichtigkeitsbeschwerde 
erachtet. (Goltdammers Archiv Bd. III. S. 681). 

25. 

. 12«. Reektsnittel hr StaatsaBwallsckaft. 

Das Obertribunal zu Berlin hat ausge- 
sprochen, dass durch die von der Staatsan- 
waltschaft eingelegten Rechtsmittel, mögen die- 
selben im Interesse des Angeklagten oder gegen 
denselben erghiTen sein, der betreffende l^here 
Richter dergestalt mit der Sache befasst werde, 
dass er, ohne alle Rücksicht auf die Richtung 
des eingewendeten Rechtsmittels, lediglich das, 
was Rechtens ist, zu erkennen hat, selbst wenn 
solches auch in dem Falle, wo das Rechtsmittel 
nicht im Interesse des Angeklagten ergriffen 
worden, zu einer dem letzteren günstigeren 
Entscheidung führen sollte, und oass Seser 
Grundsatz auch in den Fällen unbedenklich volle 
Anwendung finden müsse, wo der Staatsanwalt- 
schaft ein bestimmter Angeklagter nicht gegen- 
übersteht (Goltdammer, Archiv Bd. 111. S.117). 

25. 

121. Wirkiug des Reektsnitteb der Staatsaa- 
wallschaft la Gimstea des Angeklagten. 

Wenn der Angeklagte bei dem, ihn zur 
Strafe verurtheilenden Erkenntnisse sich be- 
ruhigt, die Staatsanwaltschaft aber in seinem Inter- 
esse das Rechtsmittel der Appellation einlegt, 
so ist die Sache auch zu Gunsten des Ange- 
klagten rechtshängig geblieben und derselbe be- 
'^^ g^en das, das erste Erkenntniss bestä- 
tigende Erkenntniss zweiter Instanz das Rechts- 
mittel der Nichtigkeitsbeschwerde einzulegen. 
(Ob. Trib. zu Berl. Goltdammer, Archiv Bd. III. 
S. 116). 25. 

122. Tertheidiger. Derselbe ist nicht be- 
rechtigt, wider den erklärten Willen des Ange- 
klagten (ausdrückliche Unterwerfung unter das 
Urtheil) die Nichtigkeisbeschwerde einzuwenden. 
Eben so wenig steht dieses Recht den nächsten 
Verwandten des Angeklagten zu. Erk. des Ob. 
Trib. zu Berlin. (Goltdammer, Archiv Bd. III. 
S. 403). 25. 

122. Beweisanfnaktte durch Zeugen findet, 
nach Hann. Rechte, in Cassationssachen oiebt 



Statt (Erk. d. Cass. Sen. zu Celle im Hann. 
Mag. Bd. V. S. 167). 9. 

124. Wenn die Cassationsbeschwerden of- 
fenbar keine der im Gesetz anerkannten sind, 
so ist das Cassationsgesuch nach Badischem 
Recht ohne mündliche Verhandlung in geheimer 
Sitzung zu verwerfen. (Entsch. d. Bad. OHG. 
als Cass. Hofs im Mag. f. Bad. Rechtspfl. U. 
118 fl". Nr. IV. V. XVII.). 11. 

125. Eestea des ReehtsBiltds. Dem Ange* 
lüagten fallen die Kosten des von ihm einge- 
legten Rechtsmittels auch dann zur Last, wenn 
dasselbe zwar die Herabsetzung der in der frü- 
heren Instanz erkannten Strafe, nicht aber die 
gänzliche Freisprechung des Angeklagten zur 
Folge hat. (Entsch. d. Ob. Trib. zu BerUn. Ju- 
stiz Min. Bl. 1855. S. 144). 18. 

126. Bericht iber i\t biskerigea Eatgckeiteagei 
ie% OberhefgericUs als Gassatieashaf lad die eberst- 
riditeriickea Entseheidinrea aif Besehwerdea gegea 
die Erkeaataisse itt AnUagekamaiera. Vom OHG. 
Dr. Zentner in Mannheim. (Mag. f. Bad. Rechtspfl. 
Bd. II. S. 118 fg. S. 187 fg.). 

Der Cassationshof in raden besteht nur Itir 
die von Schwurgerichten abgeurtheilten Verbre- 
chen und wird aus 7 Mitgliedern des Oberhof- 
gerichts gebildet. Die Verhandlungen werden 
vor demselben öfientlich nach den Grundsätzen 
des Anklageverfahrens gepflogen. Neue That- 
sachen und Beweise vorzubringen ist unstatthaü 
Seit dem 1. Juli 1851 bis 1. März 1855 kamen 
18 Cassationsfiälle zur Entscheidung; nur in 4 
Fällen wurde cassirt In keinem einzigen dieser 
Fälle wurde vom Staatsanwalt die Cassation ver- 
langt. Die oberstrichterlichen Entscheidungen 
über Beschwerden ffegen Entscheidungen der 
Anklagekammer weroon von den gewöhnlichen, 
nunmehr mit 5 Mitgliedern besetzten oberhofge- 
richtlichen Criminalsenaten erlassen. Der Verf. 
referirt nun sowohl diese Cassationsfälle als auch 
die gedachten Beschwerden mit Angabe der 
Entscheidungendes Oberhofgerichts und schliesst 
hieran eine mittheilung oberhofgerichtlicher Ent- 
scheidungen über Beschwerdeiuhrungen gegen 
Erkenntnisse der Anklagekammer. Der Verf. 
bespricht zuletzt zwei Fragen; einmal, wann 
eine, die Cassation begründende Verletzung we- 
sentlicher Vorschriften des Verfahrens anzuneh- 
men sei? und sodann ob der Angeschuldigte 
dagegen Beschwerde erheben könne, dass er 
nicht an das Schwurgericht, sondern an das 
Hofgericht verwiesen worden sei? — In er- 
sterer Beziehung nimmt der Verf. die Nichtig- 
keitsbeschwerde für gerechtfertigt an, wenn nach 
dem Ermessen des Richters es mindestens 
zweifelhaft sei, ob nicht bei Beobachtung 
der Form eine günstigere Entscheidung iiir den 
Angeldagten zu erwarten gewesen wäre. In 
letzterer Beziehung nimmt der Verf. im Allge* 
meinen die Beschwerde als zulässig an^ da der 



Digitized by 



Google 



Vh flM!»oc«i 



A^^kkgte eil Recht darauf habe, in den gcH 
setziich bestimmten Fallen durah das Schwurg<i- 
rieht abgeurtheill za werden. 22. 

Zweite hstaiz. 

127. Die zweite Instanz im mündlichen Straf- 
verfahren. Vom 0. A. R. Dr. Schwarze in 
Presden. (Gericbtssaal 1855. Bd. IL S. 1 fg. 
S. 81 fg.). 

Der Verf. hat seine Ansicht, dass die zweite 
Instanz in dem mttiidtichen ir^trafverüahren Über- 
flüssig ood mit ihm unvertiäglich sei^ schon in 
seinem Buche „die Kelorm des Strafverfahrens 
In Sachsen^^ und ia den Motiven zur Str. P. 0. 
f. d. Konigr. Sachsen vertheidigt. Er will im 
voriiegenilen Aul'satze die Einwendungen gegen 
seine Ansicht beleuchten und erlilärt^ dass er 
bei der letzteren stehen bleibe. Er erörtert 
insbesondere die von Arnold (Gerichtssaal 1854. 
Bd.i. S. 286 fg. u.CrimioaiarchlY 1854. S. 238 fg. 
246 fg.), Gerau (ebendas. S. 255), Miltermaier 
(ebendaa. S. 299 fg.), Merkel (Gericbtssaal 1854. 
Bd. 11. S. 377 fg. 4091g.) uad Gross (Kritik 
der Str. P. 0. f. Altenhurg) vorgebracktea Ein- 
wendungen 1) und nimmt Bezug auf die Ab- 
handlungen von Voltus (Goltdanuner's Archiv 
Bd. 11. S. 621 %.) und Marquardsens (Krit. 
Zeitschr. L d. ges. Rechtsw. Bd. 11. Heft 5) 2), 
welche neuerdings gegen die zweite Instanz 
skk ausgesprochen hüben. Der Y^f. stellt f*l- 

Sende SäiZe auf: 1. Es ist ein Bedürfniss zur 
eibebaltung der Berufung gegen Endnriheile 
Im mündlichen Verfahren nicht vorbanden. II. Die 
zweite Instanz ist unvereinbar mit dem Charak- 
ter des nündlicliefi Verfahrens und gewährt 
nicht die erwarteten Vortheile. 111. Die Orga- 
nisation der zweiten Instanz stösst auf unüber- 
windliche Schwierigkeiten und verbürgt keine 
gerechte Rechtspflege. LV. Die Einiiihrung der 
aweiten Instanz ist mit Nachtheiien in Bezug 
Auf die Ermiltehing der Wahrheit verknüpft. — 
Zu 1. stellt der Verf. den Charakter -der Appel- 
lation ia Strafverfahren fest, der wohl aul das 
flchrliUiche^ — nicht aber auf das mündljk^e 
Verfahren passe. Das letztere trage in sich die 
Garantie für die Vollständigkeit und Treue der 
Beweisaufnahme und mit derselben die der In- 
struction iiir die erkennenden Richter, von 
denen jeder gleickzei% Inquirent, Referent und 
Urtheilslinder sei. Die successive Arbeit der 
Inquirenten und Referenten im schriftlichen Ver- 
fiahren werde im mibidlichen Verfahren durch 
die gleichzeitige ThäUgkeit sämmtiicher 
Richter bei der Beweisaulhahme und Aburthei- 
lung vollständig ersetzt. Nachtheile, welche 
von verschiedenen Seiten hierbei geltend ge- 
macht worden^ bezögen sich auf das mündliche 



1) Vergl. diese Jahrb. Bd.I. S. 253. 255 f. 25«. 
V»t 2gir. 

2t) Yüfl. diese Jahrb. B<tl. 8.256. 280. 



Vwfaliren iberha^pl; liisbesMdcte ab^r 4is 
Verfahren vor Schwurgerichten, bei denen über- 
diess eine zweite tHsUMZ nicht eiMial veriangt 
werde, und am wenigsten werden sie durcb die 
zweite Instanz ausgegücben, wo gleichfalb Miod 
Bches Verfahren stattfode. Der Verf. aeigt die 
Irrigkeit der Ansicht^ als ob die inappeliabela 
Rei^tssprüche rechtsgelehrter Richter kein Ver* 
trauen im Volke finden würden. Die statisti-' 
sßken Notizen über Retürmatoriae beweisen 
nichts, da es an einem Prüfsl^e fehle , eb 
sokhe Relbrmatorien richtiger als die erstis^ 
stanzUchen Entscheidungen gewesen und nicht 
ausgeschk)ssen sei, dass eine dritte Inalaita, 
wenn sie bestände, die letzteren wieder herge- 
stellt haben würde. Der Verf. geht hierbei 
näher aul* die Merher gehörigen Fälle, sowie auf 
das Recursrecht des Staatsanwalts ein, durch 
welches der Trost, wek^her ia der zweiteo In- 
stanz liegen solle, geschwächt werde und das 
praktische Resultat Ueiere, dass bei zwei wider* 
sprechenden £i kenntnissen das dem Angeklag- 
ten ungünstigere, das überdiess von dem weni^ 
ger gut informirten Gerichte gesprochen worden, 
vor dem günstigeren und aut Grund vollständig 
ger Beweisaufnahme gesprochenen Urthell des 
Vorzug erhalle. Wolle man die reformatio in 
.duritts gestatten, so müsse eine dritte Instanz 
endgiltig entscheiden, ob es bei dem ersten 
oder dem zweiten Erkenntnisse verUeiben seile; 
ausserdem werde gerade sie das Vertrauen im 
Volke untergraben. Man könne sich bei der 
mangelhallen Einrichtung iwd Untersuchung der 
französischen Correctioneigmchte nicht auf (Ue 
dasigen Eriahrungen bez^dhen, sondern solle 
diese Eintichtung nicht nachahmen. Warum 
erkläre man die Verdicte der Jury für inappel- 
label? Die Beweisaufnahme vor dei* Jary sei 
principiell keine andere als die vor den rechta* 
gelehrten Richtern und die geistige Operation 
der Jury bei Findung des Verdicts auf Grund 
der Beweisaulnahme dieselbe wie die dar 
rechtsgelehrlen Richter. Die Schwere des Ver- 
brechens grenze die Cumpetenz der Jury und 
der Richter ab, könne aber nicht die Kegehi 
der Ermittelung der Wahrtieit und diese selbjrt 
ändern. Der Verf. nimmt hierbei von einem 
Einwände Gerau's Veranlassung, sich über den 
Werth der Entscheidungsgründe Im wüncÄichen 
Verfahren sich zu äussern. Er verkenne nicht 
dpu Werth der Eittscheidungsgründe, glaube 
aber nicht, dass sie durch oie Oeffentlichkeit 
des Verfahrens ersetzt werden können, schlage 
jedoch den Werth derselben nicht so hoch an, 
da auch hier Gewandtiieit und Schari'siiUi oft 
manche bedenkliche Lücken zu übermalen und 
Schwäche der Conclusion zu verdecken wisse. 
Jedenfalls änderten die Entscbeidungsgrüode <be 
Natur des Ausspruchs nicht, zu dessen Recbi- 
fertigung sie dienen sollen, und es könne daher 
in ihnen ein generischer Unterschied zwischen dem 
Erkenntnisse rechtagelehrter Richter und der 
Jury nicht gefunden wecden. Das Obecgeiicht 
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hibft ferner gMohfalb keine «idere Erkennt^ 
fiissquelle sds der Richter erster faistans nnd 
könne daker für seine Ansichten keine bevor«« 
zagte Geltung beansprachen. Man verweise bei 
einem Schuldeusspruche der Jury mit 7 gegen 
5 dk» Entsckeidung an die rechl^elebrten nioh- 
ier und überlrage ihnen in jede« Falle die Strafe 
bestimmung/ — und doch schiiesse man hier 
die Berufung aus. Auch die Natur der Jury 
würde endlich an sich die Wiederbelung der 
Verhandlung vor dner anderen Jury nicht avs- 
schyeasen, wie sie ja auch bei Umstossung des 
Verdicts durch die rechtgeiehrten Richter bei 
einem Irrthnme der Jury und bei Cassationen 
vorkomne. — IL Die zweite Instanx sei un- 
Yereinbar mit dem Charakter des roündUchea 
VerlahreBS. Die Berufung hänge zwar — wie 
der Verf. ausführt -- nicht dergestalt mit der 
gesetzlichen Beweistheorie zusammen ^ dass mit 
Aufhebung der letzteren die erstere unmöglich 
werde. JJie Erfahrung in Sachsen beweise dies. 
Allein sie sei unmöglich^ wo mündliches Yer^ 
fahren statifttide, da hier dem Oberrichter nicht 
dasselbe Material vorgelegt werde. Die 
Gegn^ hätten dies auch nicht gerade geläugnet 
ma deshalb Vorschläge gemacht. Allein die 
zwcate Instanz sei überhaupt im mündiicken 
Verfahren unmöglich. Der Verf. bekämpft liier* 
bei die Einw^dungen Gerau's und fiUirt ans, 
dass einzebie Modificationen jenen Einwand nicht 
beseligen könnten. Ebenso unrichtig sei die 
Ansicht, dass eine völlig gleichlönnige und 
identische Reproduction gar nicht nötiDg sei, 
nm der Appellation ihren Werth zu sichern. 
Man gebe hiermit die Appellation auf und näher e 
sich mehr der Revision; ja man habe mit der 
An^ellation sogar dem Oberricbter die Pritfung 
des ganzen UntersuchungsfaUs eingeräumL Ge- 
rade eine solche totale Prüfung erfordere, wie 
sukgegoben wearde, die Prüfung alter Aufklärun- 
gen und Bewdse in der Sache und diese sei 
ttiktirUch ohne vollständige Kenntniss derselben 
«ieht möigUch. Ja man verlange nicht elumei 
die volle Reproduction zur Verschaffung dieser 
Kenntniss und begnüge sich mit unvoU^ändigen 
Ersatzmitteln, weiche niemals eine Gewähr iür 
die Ergebnisse der mündücben Verhandlung dar- 
bieten. Man glaube eine Sicherheit darin zu 
finden, dass die Parteien die bezüglichen Ein- 
wendungen gewiss vor dem Obergerichte vor- 
bringen und dieses hiernach den Umfang der 
Reproduction bestimmen werde. Allein dieses 
entscheide hierüber und über den Umfang der 
letzteren auf Grund unvollständiger Ac- 
ten und der Oberrichter schneide gleichsam das 
Beweismaterial zu seiner Entscheidung nach sei- 
nem Ermessen sich zu. Der Angeklagte sei 
überdiess in zweiter Instanz meist ohne Ver- 
iheidiger. Das Erkenntniss des erstinslanzUchen 
Gerichts sei nur eia Zeugaiss desselben über 
selDe AuJObssung der Sache und indem diese 
angefochten werde, könne man nicht das zur 
Eulieheidung hierüber berufene 01)ergerichl^ wto 



geschehen, mtf dieses Zeuffniss wieder verwei- 
sen und es als die Basis mr Prüfung hinsteUea. 
Die thatsäcUicbe Feststelhmg erster tnstani 
werde schon von der subjecUven Anschiioimg 
der damaligen Richter geleitet und doch wolle 
man das Obergerieht auf die erstre beschrinkeft, 
um die aus ihr gezogenen Folgerungen zu prtt-« 
fen. Das Gericht erster Instanz beschäftige sieh 
natürMch vorzugsweise nur mit Aufzählung der 
von ihm für erheblich erachteten ThatstuJieff, 
während das Obergericht vielleicht andere, nicht 
mit au^enommene Tbatsachen, wenn es sie 
gekannt, iür entscheidender halten würde. III. 
Diese Ehiwenduagen werden durch die Ertah- 
rungen in der Praxis wesentlich unterstützt 
Der Verf verweist hier auf die (oben aAgez.) 
Abhandlung von Voitus in Berlin und lührt aus^ 
wie misslich und unzuverlässig die Stellung des 
Oherrichlers bei einer Prüfung des erstinstanz- 
lichen Erkenntnisses auf Grund der Voracten, 
des SitzungsprotocoUes und der Entscheidungs- 
gründe sei, da alle diese Acteastücke keine 
vollständigen Materialien lieferten, sondern nur 
Auszüge und Feststellung des von anderen 
Richtern für erheblich gehaltenen Mate- 
rials. Das Verfahren bei dem Obergerichle 
biete ebenfalls keine Garantie dar und die völ- 
l%e Freigebung der Entscheidung in zweitcar 
Instanz sei höchst bedenklich. Am aufKlligslen 
sei es, wenn das Obergericht cassirt und auf 
Grund jener unvollständigen Materialien sofort 
in merius entscheide, also in erster Ii^tanz und 
ohne Nachlassung einer Appellation. Auch die 
Strafabmessunff in erster Instanz solle nicht Ge- 
genstand der Berufung sein. Gerade hier sei 
eine vollständige Kenntniss aller Umstände be- 
sonders notihwendig. IV. Der Vf. schädert hierauf 
die Gefahren der nocbmaligea Abliörung der 
Zeugen in zweiter Instanz, nachdem sie bei der 
Verhandlung in erster Instanz die übrigen Be- 
weisergebnisse kennen gelerot haben und schliesst 
mit Wünschen Tür eine tüchtige und sorgfältige 
Besetzung der Gerichte und Iür eine würdige 
Stellung der staatsanwaUschaftlichen Beamten, 
so wie der Vertheidiger. In einer bcffmonischen 
ZusammenwirkuHg aller Functionäre der Gerech- 
tigkeit würde eine gute und tüchtige Rechts- 
ptteffe einen festen Schutz und Schirm finden. 
^ ^ 25. 

128. ¥«rtkmdigiuig in zweiter Instans. 

Eine unzulässige Beschränkung der Verthei- 
digung liegt vor , wenn dem verhafteten Ange- 
klagten nicht rechtzeitig von der auf seinen An- 
trag erfolgten Zuordnung eines Vertheidigers 
zur zweiten Instanz Nachricht gegeben, und er 
dadurch verhindert wird, diesen durch Informa- 
tion in den Stand zn setzen, seine Rechte ge- 
hörig wahrzunehmeu. zuma^ wenn demnächst 
der bestellte Vertheidiger bei der Verhandlung 
nicht erscheint. Erk. des Ob. Trib. zu BerUa. 
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121. Der lerlaflete Ansfeklagte hatte zur in so fem eine Schranke durch die Kritik in 

Rechtfertigung seiner Appellation gegen das der Nichtigkcitsinslanz nicht gezogen werden 

erstinstanzliche Erkenntniss Zeugen angegeben, kann, dass derselbe, bei völlij^er Gleichheit l>ei- 

welche nicht am Orte aufzufinden gewesen, der Anklagepunkte, nicht betugt erachtet wcf^- 

Ohne den Angeklagten hiervon in Kenntniss zu den sollte, seine bei dem einen Anklagepunkte 

setzen, schritt das Appellationsgericht, welches durch die Beweisaurnahme gewonnene lieber- 

ihn auch nicht zur Sitzung vorgeladen hatte, zur zeugung auch auf den zweiten Anlüageponkt zu 

Verhandlung und Aburtheilung. Das Ob. Trib. übertragen. 

zu Berlin cassirte. (Goltdammer, Archiv Bd. IIL Der Appellationsrichter erhebt einen von dem 

S. 117). 2d. Angeklagten in zweiter Instanz neu angeltthrten 

Beweis des Alibi. Nunmehr erachtet er sich 

151. V«rle8iuig T«B Aossageft ia II. lutam. befugt, die sämmtUchen vom ersten Richter auf- 

gestellten Indizien einer Kritik zu unterwerfen; 

In II. Instanz können nur Aussagen solcher er stellt sie als unhaltbar und unzureichend dar, 
Zeugen verlesen werden, welche bei der Ver- findet sodann jenes Alibi durch den neuen Be- 
handlung in 1. Instanz vernommen, oder deren weis einigermassen bescheinigt, und spricht den 
Aussagen nach Art. 166 und 167 verlesen wor- Angeklagten frei. Das Obertribunal verwarf die 
den sind. OAG. zu München. Bayer. Zeitschr. Nichtigkeitsbeschwerde, weil der Appellations- 
f. Gesetzg. Bd. II. S. 160. 22. richter durch den neuen Beweis, ohne Rücksicht 

auf sein Resultat, zur freien Beurtheiiung der 

131. Theilweige Wiederh«liar itt entinstaai- Thatfrage berechUgt worden sei. (Goltdammer's 

lickea BewcIsanfiiakMe in iwciter Ltstaaz. Arcjiiv Bd. HI. S. 404). 

In mehreren Fällen, in welchen es sich um 

Das Obertribunal zu Berlin cassirte, als die cüo Feststellung innerer Thatsachen, also des 
in der Voruntersuchung abgegebenen schrill- dolus oder culpa, der Absicht rechtswidriger 
Uchen Gutachten von Sachverständigen in zwei- Zueignung im Gegensalze der Entwendung aus 
ter Instanz vorgelesen und hierauf eine Abän- blosser Lüsternheit, handelte, hat das Obertri- 
derung des erstinstanzlichen Erkenntnisses ge- bunal zu Berlin angenommen, dass die blosse 
stützt worden, nun aber diese Sachverständigen persönliche Abhörung des Angeklagten durch 
in der Audienz erster Instanz mündlich abgehört den Appeilationsrichter allerdings auch den Cha- 
worden waren und daher vorausgesetzt werden rakter einer neuen, zu einer abweichenden Fest- 
müsse, dass der Richter erster Instanz seine Stellung berechtiffenden Beweisaufnahme habe, 
Entscheidung auf die Gesammtheit des sach- in so weit nämlich diese abweichende Feststel- 
verständigen Gutachtens gestützt habe, und da- lung eben nur jene inneren Thatsachen betriflt 
her eine solche Theilung des Beweismittels (Goltdammer's Archiv Bd. III. S. 554). 25. 
selbst, wie in zweiter Instanz geschehen, wo 

nur die Gutachten vorgelesen worden, unzuläs- ISS. FesUialtiiBg leg StrafBassei bei Terwei- 

sig sei. (Goltdammer's Archiv Bd. III. S. 555). gmt ia zweiter Ingtaaz. 

25. 

Ist ein Appellations-Urtel auf die nur von dem 

152. Stellang les iiieilafi^iurickterg ii Ptlre Angeklagten eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde 
leaer Beweisaufnahme. ^^^r Verweisung der Sache in die zweite Instanz 

vernichtet worden, so ist der Appellationsrichter 

In zwei selbstständigen Fällen des Wuchers, bei der anderweiten Entscheidung in der Sache 

welche beide besondere Anklagepunkte gegen nicht befugt, auf eine höhere als die in seinem 

den Angeklagten bilden, und zwar gegen ver- früheren Ürtei bestimmte Strafe zu erkennen, 

schiedene Personen zu verschiedenen Zeiten und 0. Trib. zu Berlin Goltdammer's Archiv Bd. III. 

Orten begangen sind, sonst aber nach der Art S. 252. 25. 
der Verübung und nach der Person und der 

ThäUgkeit des Gehülfen völlig mit einander 1S4I EitscheMiog des Appei. Cerickts ii erst« 

übereinstimmen, spricht der erste Richter frei. Iistaai. 
Auf die Appellation des Staatsanwalts reprod»- 

zirt der Appellationsrichter den Beweis in dem Auch wenn die Gerichts-Abtheilung sich f&r 
einen Falle, nimmt auch dabei den neuen Be- inkompetent erklärt und die den Gegenstand der 
weis auf, und straft dann reformaterie in beiden Anklage bildende That flir ein Verbrechen er- 
Fällen, also auch in dem, in welchem keine achtet hat, muss das Appellationsgericht, wenn 
neue oder wiederholte Beweisaufnahme stattge- es der letzteren Ansicht nicht beipflichtet und 
funden hat. Der hiergegen aus Art.' 101 des die That für ein Vergehen oder eine Uebertre- 
Preuss. Gesetzes vom 3. Mai 1852 gerichtete tung hält, den förmlichen, die Eröffnung der 
Angriff ist von dem Obertribunal zu Berlin zu- Untersuchung aussprechenden Beschluss selbst 
rückgewiesen, weil der Beurtheiiung des Ap- erlassen. Erk. des 0. Trib. zu Berlin. ~ Ju- 
pellationsrichters, welche durch die stattgefun- stiz Hin. Bl. 1855. S. 246. Goltdammer's Archiv 
dene Beweisauüiahme eine freie geworden war, Bd. IIL S. 4U2. 18. 
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ISS. las SckwwgericU ni iit iweito InstaBi. 
VomAdvocat und Spdicus Purgold in Darm- 
stadt. (Gerichtssaal 1856 Bd. II. S. 155 f.) 

Der Verf. bespricht den Fall, wo eine Freispre- 
chung von den rechtsgelehrten Richtern für unrich- 
tig erachtet wird und der Irrthum auf einem einzel- 
nen, im Verdicte liegenden und vom Ganzen 
trennbaren Momente beruht; z.B. bei einer Frei- 
sprechung wegen Betrugs, Bankrotts, weil die 
Geschwomen in dem Irrthum sich befanden, dass 
der Angeklagte nicht als Kaufmann anzusehen 
sei. Hier sei eine nochmalige Verhandlung und 



Aburtheihmg wünschenswerth und, wenn man 
nur dieses einzelne trennbare Moment heraus- 
hebe, im Uebrigen aber den Wahrsprueh be- 
stehen lasse, auch zulässig. Dem neuen Schwur- 
gerichte sei nur die Frage bezüglich des ein- 
zelnen Moments vorzulegen. So bei einer Brand- 
stiftung, ob die benachbarten Häuser gefährdet 
gewesen. Es sei dies nur die consequente Ent- 
wickelung des Prlncips, welches im Falle des 
Schuldig sogar dem Assisenhofe gestatte; die 
Sache an cue nächsten Assisen zu verweisen^ 
wenn er von dem Irrthum der Jury überzeugt 
sei. 25. 



T. 

VAlkerrecht, insbesondere Seerecht 

Von Prof. Dr. von Kaltenborn-Stachaa in Königsberg. 



Samlimg •flideller ActenttAcke ia Bezug auf Sckiff- 
iakrt ud laiidel in Kriegszeitea. — Grundzüge 
des See - Völkerrechts der Gegenwart. — 
Verordnungen und Bekanntmachungen (näm- 
lich der einzelnen Staaten; in acht, eigentlich 
neun Abtheilungen oder Heften) Nr. 1—150. — 
Entscheidungen von Prisen - Gerichten (in 
Heft VI. Vif. u. VIII.). A — Z. — Februar 
1854. — April 1855. Herausgegeben von 
Adolf Soetbeer, Dr. Hamburg. Herold- 
sche Buchhandlung. 1854—1855. (Abiheilung 
I— in haben die zweite Auflage erlebt.) 

Dies Sammelwerk ist hervorgerufen durch 
den neuesten Seekrieg und enthält die bis- 
her von den kriegführenden wie neutralen 
Mächten Europa's und Amerika's erlassenen Ver- 
ordnungen und Bekanntmachungen, welclie das 
See -Völkerrecht und vor Allem wesentlich die 
internationalen Handelsbeziehungen und Schifl"- 
fiihrtsinteressen berühren, meist in der Origi- 

ginakprache durch acht besonders paginirte 
efle hindurch, welche regulär die Verordnun- 
gen bald 'nach ihrer Publication abgedruckt ent- 
halten und im Verlaure von 15 Monaten nach 
und nach erschienen sind. Es ist in solchen 
Dingen von der grösslen Wichtigkeit, dass die 
Veröffentlichung so schnell als möglich geschehe, 
damit das handel- und schiflTahrttreibende Pu- 
blicum sich in Zeiten darnach richten könne; 
desshalb muss man entschuldigen, dass die Samm- 
lung die Verordnungen der einzelnen Staaten in 
8 einzelnen Ablheitungen zerstreut enthält. Die 
Sammlung ist vollständig. Wenigstens fehlt 
nichts Wesentliches. Vermöge der Stellung des 
bekannten Herausgebers zum Hamburger Kom- 
nierzcollegium, dem in dieser Beziehung die 
besten Quellen zu Gebote stehen, war ihm dies 
sehr leicht möglich. Das übersichtliche Regi- 
ster am Schlüsse des drca 250 Seiten umfas- 
Jahrb. t RechUwitt. 1856. 



senden Werkes genügt völlig, um. sich Über 
den Inhalt des Ganzen zu orientiren. Auch 
sind die 150 Actenstücke numerirt, leider aber 
sind die Numem von 3—52 aus Versehen, wie 
es scheint, weggelassen. — Sehr schätzbar 
sind die als Anhang in Heft VI — VUI in der 
Originalsprache abgemruckten 26 Entscheidungen 
des Admirab'täts- Prisen -Gerichts in London 
und Paris: davon gehören freilich nur fünf Ent- 
scheidungen dem Pariser Ck)nseil imperial des 
Erises an; alle übrigen sind Entscheidungen des 
.ondoner Gerichtshofes. Von den einzelnen Fäl- 
len beziehen sich zwei auf Verletzung des brit- 
tischcn Geheimrathsbefehls vom 29. März 1854; 
in elf Fällen war der Streitpunkt die Nationali- 
tät des Schifles; in zweien handelte es sich um 
Reclamation des neutralen Eigenthums am Bord 
condemnirter Schifle; acht Fälle bezogen sich 
auf Verletzung der Blokade, zwei ffingen auf 
den Kosten- und Schaden -Ersatz und einer hat 
Bezug auf den Transport von Kriegscontre- 
bande. — 

Den Schluss des ganzen Werkes bildet Heft 
IX, welches allerdings auf dem Titelblatte nicht 
numerirt ist und ausser den schon erwähnten 
Registern über die Verordnungen und über die 
Prisen - Gerichts - Entscheidungen eine sogen. 
Einleitung in die ganze Sammlung liefert, 
auf 40 Seiten und zwar unter einem besondern 
Titel: Grundzüge des See-Völkerrechts 
der Gegenwart. Der Titel wird bei Man- 
chem die Erwartung erregen, es werde hier 
eine übersichtliche Darstellung der gesammten 
Grundsätze des Völker -Seerechts (oder wie es 
der Verfasser mit anderen Hamburger Publi- 
cisten nennt: See -Völkerrecht) der Gegenwart 
geliefert. Dies ist aber durchaus nicht der Fall. 
Es liegt in diesen sog. Grundzügen nichts wei- 
ter vor als eine Uebersicht des Inhalts der in 
den gelieferten Actenstücken von den kriegfUh- 
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renden niid den neutralen Staaten, sowie von 
den Prisen -Gerichten in den letzten 2 Jahren 
zufällig ausgesprochenen mehr vereinzelten See- 
rechtssatzungen. Es ist das freilich etwas sehr 
Absonderliches, etwa als wenn es Jemanden 
einfallen wollte, aus den Gesetzen, Verordnun- 
gen und Tribunals -Entscheidungen der letz- 
ten zwei Jahre in Preussen sog. Grundzüge 
des Preussischen Rechts der Gegenwart zu la- 
briciren. Der Titel ist jedenfalls sehr un- 
glücklich gewählt; denn der Herausgeber weiss 
anderweitig wohl sehr gut, was er will. Auch 
bestreiten wir nicht das Verdienstliche der klei- 
nen Arbeit. Denn abgesehen davon, dass sie 
eine vortreffliche Uebersicht über den Inhalt 

i'ener oiBciellen Actenstücke und ihre praktischen 
i'olgerungen gibt, und dadurch den Gebrauch 
der Sammlung dem Praktiker ungemein erleich- 
tert, muss es als ein wissenscnaitliches Ver- 
dienst angesehen werden, dass hier übersicht- 
lich dargelegt wird, welches die Praxis der 
jüngsten Zeiten in so vielen nach der bisherigen 
Theorie wie Praxis so zweifelhaften und strei- 
tigen Punkten des Völkerseerechts, namentlich in 
Bezug auf die Verhältnisse der Kaper, der Blo- 
kade, der Kriegscontrebande, des neutralen Fracht- 
verkehrs elc. sei; über alle diese Fragen näm- 
lich liegen Satzungen in den Actenstücken vor. 
Die Grundzüge handeln dann das reiche Ma- 
terial der Sammlung nach folgenden Rubriken 
'ab: I. Beschränkungen, welche die kriegfüh- 
renden Mächte dem Verkehr der eigenen Un- 
terthanen vorschreiben. — II. Zugeständnisse, 
welche die kriegführenden Mächte denUntertha- 
nen der feindlichen Staaten gewähren. — 
III. Rechte, welche die kriegführenden Mächte 
hinsichtlich des neutralen Handels in An- 
spruch nehmen. — IV. Anordnungen der neu- 
tralen Staaten hinsichtlich des Verkehrs ihrer 
Unterthanen in Kriegszeiten, sowie zur Auf- 
rechterhaltung der Neulralitäl. — V. Verfahren 
bei den Prisen - Gerichlen im Allgemeinen. — 
VI. Grundsätze der Prisen -Gerichte in Betreff 
von Fragen der Nationalität. — VII. Grund- 
sätze der Prisen- Gerichte in Bezug auf Blo- 
kaden und deren Verletzung, sowie hinsichtlich 
des Transports von Kriegscontrebande. — VIII. 
Grundsätze der Prisen - Gerichte in Bezug auf 
Kosten- und Schaden - Ersatz bei Freigebung 
der Ladung und bei unbegründeter Aufbringung 
eines Schiffes. 

Es wäre sehr zu wünschen, dass sich Herr 
Dr. Soetbeer entschliessen möchte, die Samm- 
lung weiter fortzusetzen, sobald sich noch wei- 
teres Material darbieten wird. 

Bas Eurtpiische Völkerrecht der Gegenwart von Dr. 
August Wilhelm Heffter. Dritte Aus- 
gabe. (Unter dem gesetzlichen Vorbehalte 
einer künftigen eigenen französischen Ueber- 
selzung). Berlin. Schröder 1855. S.I—XVI 
u. S. 1 — 436. 
Dies vortreffliche Werk des berühmten 



Verfassers ist nach seinem wissenschafitlchen 
Gehalte wie nach seiner praktischen Brauchbar- 
keit durch seine beiden ersten Auflagen (von 
1844 u. 1847) in gelehrten wie diplomatischeu 
Kreisen schon so bekannt, dass es nur einer 
kurzen Notiz bedarf, um das PubUkum auf diese 
neue, vielfach ergänzte und vervollkommnete 
dritte Auflage aui'merksam zu machen. Die 
principieUe Grundlage des Werkes ist dieselbe 

Seblieben. Schon nach dem was der Verf. io 
er Vorrede zur 2. Auflage gegen die Kritiken 
Steiu's, Pülter's und v. Kalteiwom's gesagt hat, 
und überhaupt nach dem ganzen wissenschaft- 
lich abgeschlossenen hohen Standpunkte des 
Verfassers konnte dies nicht anders erwartet 
werden. Auch ist hier nicht der Ort, diese 
bekanntlich in neuester Zeit namentlich von 
Pütter so vielfach gepflegte Erörterung von den 
obersten Principien des Völkerrechts weiter zu 
verfolgen. Jedenfalls nimmt der Verf. mit sei- 
ner Ueffel'schen Auffassung von Recht und Staat 
eine wTssenschattliche Position ein, welche in 
der Gegenwart als wesentlich berechtigt ange- 
sehen werden muss, ja er steht unbestritten 
auf der Höhe der Zeit mit seiner wissenschafl- 
licht-n Forschung. Keine der entgegenstehenden 
Theorien hat es bis jetzt vermocht, der seinigen 
gegenüber ein geschlossenes System aufzusiel- 
len. Auch Op))enheim*s Werk steht im Ganzen 
auf dem Heilter'schen Standpunkte. — Dagegen 
ist im Einzelnen Vieles verbessert, ergänzt und 
nachgetragen. So ist die neueste Literatur 
vollständig benutzt, namentlich auch ganz voll- 
ständig die ausserdeutsche, insbesondere die so 
wichtige Französische, Englische und Nordarae- 
rikanische. Doch scheint dem Verf. Phillimore, 
commentaries upon international law, vol. L 
London 1854 sämmt den vielen durch den jetzi* 
gen Krieg hervorgerufenen Englischen Gelegen- 
heitsschriflen noch nicht bekannt gewesen zu 
sein. Auch bei den speciellen Materien ver- 
misse ich nur selten eine neuere Schrill, dodi 
ist dem Verf. unter Anderem entgangen v. Kal- 
tenbom, Kriegsschiffe auf neutralem Gebiet. 
Hamburg 1850. — Femer Gessner's sehr in- 
teressante dissertatio de jure uxoris legati at^ 
que legatae. Halle 1851. Desselben Gessner's 
Recht des neutralen Seehandels (Bremen 1855) 
ist erst gleichzeitig mit dem Uefterschen Werke 
erschienen. Auch einige neuere holländische 
Dissertationen fehlen. Soetbeer's Sammlung of- 
ficieller Actenstücke mit den daraus entworfenen 
Grundzügendes See- Völkerrechts hat Heff- 
ter nicht benutzt; auch nicht: das Seerecbt und 
die Neutralität. Leipzig 1854. Endlich Pözl's 
Grundriss des Völkerrechts ist nicht erwähnt. 

Viel Neues findet sich besonders im. dritten 
Abschnitte des letzten (HI.) Buches: über die 
besonderen Anstalten iiir den socialen Verkehr 
der Völker, nanientiich über die internationalen 
Post-, Eisenbahn- und Telegraphen -Verbin- 
dungen etc. Freilich sieht Heffler hierin ^ersi 
„den Anfang einer Rubrik für ein Völ- 
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Jkerreohl der Zukunft^^ Die Stellung d^ 
Consuln ist sehr dürdig behandelt. Auch der 
Anhang mit dem Bruchstück eines politischen 
Testamentes y dessen Inhalt Heffter als eine 
Uebergangsandeutung von dem jetzi- 
gen Völkerrecht zu einem künftigen 
charakterisirty hat einen Zuwachs in einem sog. 
Codicill erhalten. — Das alphabetische Register 
des Werkes ist leider sehr unvollständig. 

Bas Seereckt ni 4ie KeatraliUU auf d«r See. Leip- 
zig. Romberg's Verlag. 1854. Auch unter 
dem Titel: Europa's brennende Fragen. Bei- 
träge zur Zeitgeschichte in Ihren wichtigsten 
Ereignissen. UeR III. S. 1 — 112. 

Diese Schrift erscheint zwar mehr als eine 
aus einer sehr geschickten Feder geflossene 
G^egenheitsschrin zur populären Beleuchtung 
der gerade in der Gegenwart brennenden 
Fragen auf dem Gebiete des Seerechts, na- 
mentlich in Betreff der Stellung der Neutralen 
und ihres Seehandels während des gegenwärti- 
gen grossen Seekrieges. Indessen zur Motivi- 
rung der darin ausgesprochenen Sätze wird so 
tief in die geschichtliche Entwickelung zurück- 

Segangen, wird ein so tüchtiges historisches 
laterial dargelegt und werden die einzelnen 
gerade jetzt wichtigen Fragen mit allen übrigen 
des Seerechts in ihrem theoretischen und prak- 
tischen Zusammenhange aufgerasst und abge- 
handelt, dass in dem Werkchen ein historischer, 
wie systematischer Abriss des gesammlen See- 
rechts und zwar sowohl des Privat-, wie des 
Völker -Seerechts vorliegt und ihm denmach 
auch ein gewisser wissenschaftlicher Werth 
ausser dem vorwiegenden populäre^ Interesse 
nicht abgesprochen werden kann. Dazu gibt 
der unbekannte Verfasser viele vortreffliche 
Andeutungen über Reformirung einiger wichti- 
gen streiügen Punkte des internationalen See- 
rechts. Es würde aber zu weit iilhren, gerade 
diese hier im Einzelnen zu besprechen. Ich 
begnüge mich, den reichen Inhalt der kleinen 
Schrilt darzulegen. 

In der Einleitung wird erörtert die Bedeu- 
tung und die Quellen des Seerechts S. 1 — 6. 
Der übrige Inhalt des Buches wird in einzelnen 
Paragraphen abgehandelt; $. 1 charakterisirt die 
Schiffiahrtsgesetze Englands , namentlich die 
Navigationsacte 1651, die wesentlich erst durch 
die hier zum Tbeii abgedruckte, dem Freihan- 
delaaysteme wenigstens sich annähernde Acte 
V. 1. Januar 18ö0 aufgehoben ist. Aber auch 
auf die neueste Gesetzgebung, z. B. auf die 
Acte vom 23. März li"^ geht der Verf. ein; 
doch sind die verschiedenen Verordnungen aus 
dem Verlaufe des jetzigen Krieges hier nicht 
erwähnt. Am Schhisse folgen einige statistische 
Notizen über Seebandel. §. 2. S.22— 30 führt 
die Rubrik Deutschlands Interesse und 
bespricht kritisch die Satzungen der fremden 
Staatea über Behandlung der Flagge, der Schiffe^ 



Güter, überhaupt Handelsinteressen der einzel- 
nen deutschen Staaten, mit einem sehr motivir- 
ten Urlheile über den Verfall der Hanse und 
über den Sundzoll; über letzteren gibt besondere 
S. 3. S. 30 — 35 beherzigungswerthe Bemer- 
kungen. S* ^* (Umfang des Materials) bezeich* 
net die oben angedeuteten Grenzen der Schrift 
und charakterisirt kurz die Literatur des See- 
rechts, namentlich die neueste Deutsche. %. 6 
handelt von den Seeschiffen, %. 6 von der Rhe- 
derei, g. 7 vom Schiffspersonal, §.8 von Loot- 
sen und Passagieren, §. 9 von der Befrach- 
tung der Schiffe, $. 10 von Havarien und See- 
schäden, S* 11 von der Bodmerei, $. 12 vom 
Seekriege S. 62 — 73. Hiermit beginnt über- 
haupt die Charakteristik desjnt ernationalen 
Seerechts und die Kritik der Praxis desselben 
im gegenwärtigen Seekriege mit Reformvor- 
schlägen. Dabei wird auch über die Verschie- 
denheit der jetzigen Praxis Englands und Frank- 
reichs in Bezug auf den Kauf feindlicher Sdiiffe 
durch Neutrale berichtet. Siehe auch S. 99. 
S. 13 erörtert das Wesen der Neutralität, §. 14 
insbesondere die Neutralitätsbündnisse, wie sie 
in den 2 letzten Jahrhunderlen, zuletzt in den 
sog. bewaffneten Neutralitäten 1780 und 1800, 
abgeschlossen sind, unter Bezeichnung der we- 
sentlichen, seerechtlichen Charaktere und Nei- 
gungen der Hauptmächte in dieser Beziehung, 
woran sich in $.15 (Nordamerika's Einfluss) 
die Darlegung der dem neutralen Handel so gün- 
stigen Grundsätze und Praktiken Nordamerika's 
schliesst. $.16 wird das Institut der Kaperei 
als verwerflich dargestellt; freiUch da es dmrch 
Herkommen im Völkerrecht gestattet und im 
gegenwänigen Kriege nur pro tempore nicht 
praktisch gemacht werde, so seien auch hier- 
über feste und garantirte Verträge zu schliessen 
und in das neue Seerecht aufzunehmen. In 
8. 17 wird die Lehre von der Kriegscontre- 
bände in ihrer schwankenden und dem Neutra- 
len so gefährlichen Natur gut auseinandergesetzt. 
Ebenso $.18 die Blokade und $.19 das Durch- 
suchungsrecht. Den Schluss bildet §. 20 mit 
seiner kritischen Beleuchtung der Prisen und 
Prisengerichte. Hier wird detaillirt in die dar- 
über zwischen Frankreich und England im Mai 
1854 geschlossene üebereinkunft eingegangen. 

Das Recht des neutralen Seehandels und eine Revi- 
sion der darüber geltenden Grundsätze des YM- 
kerrechts von Ludwig Gessner, Dr. der 
Rechte. Bremen. Heinrich Strack. 1855. 
S. I~XI1 u. 1-175. 

Wenn das unter der vorigen Numer recen- 
sirte Buch: „das Seerecht und die Neutralitat** 
erst in zweiter Linie einen wissenschalllichen 
Werth beanspruchen kann und dasselbe in sei- 
ner populäreh Weise zur Charakteristik des 
Rechts der Neutralität zur See alle wichtigeren 
Materien des gesammten privaten und interna- 
tionalen Seerechts heranzieht, so darf dasGesa- 
16 ♦ 
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n er' sehe Buch ausser seinem unmittelbar poli- iür die Autorität der gelieferten Darstellung der 
tischen Interesse in der Gegenwart vorzugsweise Praxis gegenüber England und Frankreich noch 
einen wissenschaftlichen Werth in An- besser gewesen, wenn der Verf. gerade die 
Spruch nehmen; dasselbe schweift denn auch neuesten Englischen und Französischen Auto- 
nicht ab in die übrigen Materien des Seerechts, ren mehr direct herangezogen hätte, z. B. 
sondern, sie mit Recht bei dem Leser als be- Hautefeuille, Ortolan, Pistoye, Dnverdy, Oke 
kannt voraussetzend, verfolgt es eben nur das Manning, Reddic, Wildman, Phillimore etc. 
■ Recht des neutralen Seehandels. Freilich ist Auch wäre zu demselben Behufe noch eine um- 
es zu bedauern, dass Gessner jene andere fangreichere Darlegung den Materials gut ge- 
Schrift entweder gar nicht gekannt oder wenig- wesen , die z. B. sehr vermisst wird in der 
stens nicht benützt hat, besonders bei seinem Lehre von den streitigen Kriegscontrebande- 
Versuche zu einer Revision der jetzt geltenden artikeln. Namentlich ein Deutscher muss hier 
Satzungen. Gessner begnügt sich nämlich nicht überall durch detaillirte Berücksichtigung der 
mit einer Darlegung der Praxis, sondern ver- ausländischen Praktiker und Theoretiker vorzüg- 
sucht sich zugleich an einer historisch - ratio- lieh der neuesten, imponiren, um seinen Be- 
nellen Kritik derselben und macht endlich Vor- hauptungen und nun vor Allem seinen Reform- 
schläge in Betreff einer reformatorischen Codi- vorschlagen den gehörigen Nachdruck zu ver- 
fication des Seerechts in dieser Sphäre. schaffen. Doch ist anderweitig gerade auch 

Die Materien werden nach folgender Anord- das Englische und Französische Material xom 
nung abgehandelt. Nach einer historischen Verf. gut verwerthet. Die neuesten Deutschen 
Einleitung wird Abschnitt I über die mate- und Nordamerikanischen Arbeiten, in welchen 
ri eilen Rechte der kriegftihrenden Mächte in jene neuesten Autoren Englands und Frankreichs 
Bezug auf den neutralen Seehandel gesprochen zum Theil schon berücksichtigt sind, sind ge- 
und zwar 1) von der Kriegscontrebande, 2) der wissenhaft benutzt. Leider Konnle wohl das 
Blokade und 3) vom Frachtverkehr der Neutra- schätzbare Werk von Soetbeer (Sammlung 
len; sodann Abschnitt II von den formellen offizieller Aktenstücke nebst daraus construirten 
Rechten und zwar 1) vom Durchsuchungsrecht, sog. Grundzügen des Völker -Seerechts derGe- 
2) von der Aufbringung und Beschlagnahme, genwart), als erst ziemlich gleichzeitig erschei- 
besonders von Wiedernehmungen , und 8) von nend, von Gessner nicht mehr verarbeitet wor- 
der Prisengerichtsbarkeit. Daran reiht sich zum den; ebenso wenig aus demselben Grunde die 
Schluss S. 163 — 175 eine vortreffliche lieber^ 3. Ausgabe von Helfter's Völkerrecht (1855). 
sieht über das Ganze. ' Jedenfalls ist übrigens die neueste Praxis 

Was zunächst die Darstellung der Praxis getreu geschildert. 
betriiTt, so beruht sie überall auf einem gründ- Die Kritik der Praxis, ist sehr massvoU 
liehen historischen Studium. Der Verf. ent- und beruht ebenso sehr auf den wahren Inter- 
wickelt die heutige Praxis aus ihren früheren essen der kriegführenden wie der neutralen 
Entwicklungsstadien in den letzten Jahrhunder- Staaten, in der Billigkeit und in dem Christ- 
ten, und es ist das Zeichen eines sehr richtigen liehen Charakter des modernen Völkerrechts; 
Taktes, dass er die wichtigeren Staaten hier sie hält überall an der Grundlage des positiv 
mehr berücksichtigt^ als die mindermächligen^ Gegebenen fest, ohne irgend unpraktische Ideale 
ferner eines ehrenwerthen Patriotismus, dass er zu verfolgen. Demgemäss sind denn auch die 
die Deutschen und besonders Preussischen In- auf dieser Kritik basirten Revisionsvor- 
teressen vorzufi;s weise in Anschlag bringt, end- schlage. Sie erstreben im Ganzen nur das 
lieh einer in der völkerrechtlichen, namentlich in der Gegenwart mögUcher Weise Erreichbare, 
ausländischen Literatur leider seltenen Unpartei- Prinzip und Ziel sind richtig. Ja im Ganzen 
lichkeit,dasserebenso die bisherigen dem neutralen liegen darin die Satzungen vor, welche die 
Handel im Ganzen sehr ungünstigen Grundsätze, übrigen Seemächte, besonders sonst Russland 
welche England, allerdings seit den letzten acht mit seinen nordischen Bundesgenossen, jetzt 
Decennien unter dem freilich schwankenden vorzüglich Nordamerika und auch Frankreich, 
Widerspruche der übrigen Europäischen und gegenüber den Englischen Prätensionen in der 
Amerikanischen Staaten, aufstellt und von wel- Praxis zm* allgemeinen Geltung, leider mit vie- 
cben es im neuesten Kriege nur wegen des len Schwankungen, zu bringen versucht haben 
Bündnisses mit Frankreich, sowie vor Allem und welche England selbst jetzt pro tempore 
wegen der Demonstrationen Nordamerika's — beobachtet. — im Einzelnen liesse sich freilich 
und doch nur als zeitweilige Concession — et- mit dem Verf. streiten. Die Formulirung 
was nachgelassen zu haben scheint, als die den der Reformvorschläge ist mangelhaft und lässt 
Neutralen günstigen Satzungen wahrheitsgetreu dem schlauen Prisenrichter viele Hinterpförtchen 
darstellt, welche Russland mit seinen Bunoesge- offen. Die vorgeschlagene Reform der Blokade 
nossen in den sogen, bewaffneten Neutralitäten scheint mir mit der Durchführung einer Blokade- 
von 1780 und 1800 durchzusetzen sich den massregel allzusehr im Widerspruch. Die Be- 
Anschein gab und welche Frankreich seit einem schränkung der KriegscontrebandearÜkel scheint 
Deccnnium vor der ersten Revolution im Ganzen zu weit zu gehen. Die Umwandlung der Pri- 
wesentlich anerkannt hat. Nur wäre es wohl sengerichte, in Sachen der Neutralen, in Con- 
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sularfaöfe (von 8 neutralen Ck>nsiiln mit einem das partikularrechtlich inländische nur in der 
Präses des kriegnihrenden Staats etc. nach des Quellenangabe berücksichtigt habe, will er das 
Verf. Plan) wäre zwar eine schöne Sache, aber gemeine deutsche Schiffs- und Seerecht 
für's Erste und überhaupt wohl von Rechtswe- darstellen; aber bei der Entwickelung der mehr 
gen werden die Neutralen zufrieden sein kön- internationalen Partien steht er unzweirelhaft 
nen , wenn etwa ein Consul des neutralen Staats (und mit vollem Rechte) auf Europäischem Stand- 
(der aufgebrachten Prise), mit einem Votum punkte und stellt die Grundsätze des gemeinen 
decisivum, bei deui Prisengerichtc hinzugezogen. Europäischen Seerechts dar (z. B. in der 
wird. Die Kaperei, welche der Verf. nur oben- Lehre von der Kaperei, Blokade, Neutralität, 
hin und gelegentlich erwähnt, wird sofort völ- von den Consuln, den Licenzen, Prisen, See- 
lig verdammt. Das Institut ist in seiner bishe- prisen etc.). Jedenfalls ist sich hier Härder 
rigen Praxis unvollkommen genug. Aber schwer- nicht recht klar über die allgemeine Natur des 
lieh werden alle Seestaaten dasselbe völlig Preis Seerechts gewesen, obwohl er sich durch den 
geben. Dass die kriegführenden Mächte gefade zu prinzipiellen Unterschied zwischen den seerecht- 
neuest es nicht anwendeten, ist bloss eine zeitwei- liehen Werken von Pohls, der vorzugsweise 
lige Concession und hat seine besonderen Gründe aus deutschen Quellen seine gemeinen 
in der Beschränktheit des Seekriegstheaters. Grundsätze zu construiren unternimmt, und von 
Kluger Weise dürften aber gerade die minder- Kaltenbom, der fundamental auf die Europäi- 
mäcotigen, keine zahlreiche Kriegsmarine be- sehen Quellen sich stützend, vor Allem die 
sitzenden Staaten die Kaperei sich in alle Zu- Grundsätze des gemeinen Europäischen See- 
kunft reserviren müssen, und wohl zu merken, rechts darzustellen versucht, leicht hätte orien- 
Nordamerika zählt sich zur letzteren Kategorie, tiren können. Auf diesen beiden umfassenden 
will also die Kaperei nicht aufgeben. Ausser- Werken über Seerecht beruht aber, vorzugsweise 
dem ist das Institut reformabel wie irgend ein die recht übersichtliche und gefälUge, aber doch 
anderes des Seekriegsrechts und lässt sich Iltg- nur auszügliche Darstellung von Härder. Leider 
lieh in eine Art von Seewehr nach Analogie aber ist im internationalen Seerecht die so wich- 
des Preussischen Landwehrsystemes umwan- tige Lehre von Kriegscontrebande nur sehr bei- 
deln. läufig erwähnt; auch die Frace vom neutralen 
Die Form der Darstellung hat etwas Eckiges Frachtverkehr ist sehr unvollständig erörtert, 
und Rhapsodisches. Die Polemik ist nicht sei- überhaupt das internationale Seerecht etwas ver- 
ten declamatorisch und namentlich ist es miss- worren geliefert, ohne Ordnung und Prinzip, 
lieh, dass die kritischen Bemerkungen über das Das Privatseerecht ist bei Weitem besser dar- 
bestehende Recht nicht bloss am Schluss der gestellt, aber unvollständig, denn es wird z. B. 
Darlegung der Praxis geliefert, sondern in die wegen der so wichtigen Materien von der Bod- 
geschjclilfiche und dogmatische Ent\v1cklung auch merei , von der Havarie , von den Connosse- 
schon eingestreut sind. — Der Verleger hat menten, auf die früheren betreffenden Artikel 
zwar das Werk gut ausgestattet; aber leider in Weiske's Rechtslexikon verwiesen, so dass 
sind viele Druckfehler stehen geblieben. also in diesem Harder'schen Buche sich davon 

nur die Namen .finden. — Das Verzeichniss der 

las SeUlb- tiil Seereckt von Dr. Carl Wilh. seerechtlichen Literatur S. 2—16 ist schätzbar, 

Härder. (Besonderer Abdruck aus dem aber ohne rechte Ordnung. Man sehe nur, wo 

Rechtslexikon). Leipzig. Otto Wigand. 1855. Härder den Piantanida hinstellt, dessen giurls- 

S. 1 — 75. prudenza marittima übrigens vier, nicht wie 

Härder sagt, drei Theile umfasst. Härder scheint 
Da Härder, der bekannte Hamburger Ge- zu glauben, dass eine blosse Sammlung von 
lehrte, hierin nicht bloss das Privat-, sondern Scerechtsgesetzen in dem Werke dieses Ilalie- 
anch das Völker -Seerecht abhandelt, so mag ners vorliege. Der Einblick in das auf der vor- 
sein Buch iiiglich unter dieser völkerrechtlichen trefliichen Hamburger Conunerzbibliothek, bei* 
Rubrik beleuchtet werden. Wie es nach S. 1 läufig auf Pöhl's Veranlassung, befindliche Buch, 
scheint, wo der Verf. sagt: dass er das aus- hätte ihn eines Besseren belehren können, 
ländische Seerecht in der Literatur, 
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Territorialrecht 

Vebersicht Oer ilei dermaligei Stui der Gesetzgebvig ii Kurhessei ui lie 
neuesten Scliriften fiier knrhessisches Kecht. 

Vom Unterstaatsprokorator von Meibom in Marburg. 



Das kurhessische Particulflirecht ist tum Theil 
dem gesammten Staatsgebiete gemeinsam^ zum 
Theil Sonderrecht einzehier Lajidestheile. 

Den Kern des gegenwärtigen Territorialbe- 
Standes bildet die Landgrafschafl Hessen - Cassel 
in dem bei der Theilung von Hessen (1567) 
durch das Testament Philipps des Grossmüthigen 
bestimmten Um Hang. Damit wurden nach und 
nach andere Territorien verbuaden, theils In 
Folge von Familienereignissen des fürsllichen 
Hauses, theils in Folge des Westphälischen 
Friedens , des Reichsdeputationshauptschlusses 
und der durch den Pariser Frieden veranlassten 
Territorialausgleichungen. Die vormals unab- 
hängigen Territorien behielten bei dem Anrall 
an Hessen mit wenigen Ausnahmen ihr bishe- 
riges Recht; auch nach dem Anfall blieb die 
Gesetzgebung in denjenigen Landestheilen, wel- 
che, wie die Grafschaft Schaumburg und das 
Fürstenthum Hanau, der Landgrafschafl; Hessen- 
Kassel nicht völlig inkorporirt waren, von der 
Hessischen gelrennt. Daher gilt, abgesehen von 
einigen Kondominatsbezirken und vormals reichs- 
ritterschaftlichen Gebieten, noch jetzt neben dem 
Althessischen Schaumburgisches , Hanauisches, 
Fuldisches, Mainzisches und Isenburgisches Recht 
in Kurhessen. 

An die Stelle der besondem Gesetzgebung 
fä^ einzelne Landestheile trat seil der Verschmel- 
zung derselben zu einem einzigen Slaatskörper 
eine allgemeine kurhessische Gesetzgebung. 
Diese Verschmelzung wurde, nachdem die auf 
dem Landtage von 1816 im Entwurf vorgelegte 
Constitution (lir sämmtliche kurhessische Lande- 
die landesherrliche Sanktion nicht erhalten hatte, 
durch das Haus- und Staatsgesetz vom 4. März 
1817 vollzogen. Die hiermit nur in den Grund- 
lagen hergestellte Staatseinheit erhielt die wei- 
tere Ausbildung hinsichtlich der Verwaltung 
durch das Organ. Edikt vom 29. Juni 1821, 
hinsichtlich der Verfassung durch die Verfas- 
sungs- Urkunde vom 5. Januar 1831. 

Das amtliche Organ für die Gesetzgebung 
seit 1813 ist die Gesetzsammlung, jeder Band 
drei Jahrgänge umfassend, Kassel. 4. Alpha- 
bet. General -Register, die Jahre 1813 bis 1854 
begreifend, Kassel 1855. 4. ^ 

Für das althessische Recht, welches durch 

Sesetzliche Bestimmungen auf die 1803 unter 
em Namen eines Fürstenthums Fritzlar erwor- 
benen Mainzischen Aemter, auf die 1818 er- 



worbene Stadt Volkmarsen und die 1832 dureh 
Tauschvertrag erworbenen Hannoverschen Ge- 
biQ^theile ausgedehnt wurde, existirt eine Ms 
1806 sich erstreckende Quellen - Sammlung 
(Sammlung Fürstl. Hess. Landes -Ordnungen. 
Kassel 1707 bis 1816. Acht Bände fol.), femer 
eine blos die noch anwendbaren Rechtsnormen 
enthaltende Sammlung von Kulenkamp (Neue 
Sammlung der Landes - Ordnungen. Kassel 1828 
bis 18:^9. Vier Bände. 4.). Die Benützung 
dieser Sammlungen und der seit 1813 erschei- 
nenden Gesetz - Sammlung erleichtert ein syste- 
matisches Repertorium von Kulenkamp. Kassel 
1843c 4. 

Von den übrigen in Kurhessen geltenden 
Sonderrechten existirte bisher keine gedruckte 
Ouellen- Sammlung. Diesem Mangel aozuhelfen^^ 
bezweckt Kl;oxt^<rg: Die Sonderrechte inj^-..^ 
KurfUrstenlhum Hessen. Fulda 1855. 4. Die "^ / 
bevorstehende Vollendung dieses erst bis zur 
dritten Lieferurig erschienenen Wefks wird Ver- 
anlassung geben, auf die darin behandelten 
Rechte und deren Literatur im Nähern einzu- 
gehen. 

Neben der Gesetzgebung sind die Erkennt- 
nisse des 0. A. Gerichts zu Kassel von dem 
bedeutendsten Einflüsse auf die p^aklische Ent- 
wickehmg des kurhessischen rartikularrechtg« 
Die 0. A. G. Ordnung von 1746 bestimmt^ dass 
die Entscheidungen dieses Gerichtshofs über 
streitige Rechtsfragen in künftigen Fällen so 
lange zur Norm dienen sollen, als nicht eine 
andere Bestimmung im Wege der Gesetzgebung 
erfolge. Die Auslegung dieser Bestimmung ist 
beslrillen. Während Einige dem Oberappella- 
tionsgerichte selbst, wie den ihm untergeord- 
neten Gerichten die Befugniss beilegen, von 
den durch wissenschaftliche Forschung für un- 
richtig erkannten 0. A. G. Präjudizien abzu- 
gehen, gestattet die bei den Gerichten vorherr- 
schende Ansicht ein solches Abweichen nur 
unter besondern, aus der fraglichen Bestimmung 
selbst abzuleitenden Voraussetzungen. Wenn 
gleich in Folge dieser Einrichtung manche längst 
als irrig verworfene Rechtsansicht älterer Juri- 
sten in der kurhessischen Praxis noch befolgt, 
und im Richteramte die Berufung auf Präjudizien 
oft einer selbstthaligen Prüfung vorgezogen 
wird, so erscheint doch dieser Nachtheil bei 
Weilem überwogen durch den Vortheil einer 
gleichmässigen Rechtsprechung und grossem 
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Rechtsgewfeshett, welcher durch eine feste, 
stetig und organisch aus sich selbst entwickelte 
Praxis wohl ächerer erzielt wird, als durch die 
Tielgeprieseiie Kodificatjon. Die gesetzliche 
Bedeutung der 0. A. G. Präjudizien veranlasste 
die Veröffentlicfaung derselben in umfassender 
Weise, bald mit bald ohne Abhandlungen* Aus- 
schliesslich diesem Zwecke gewidmet sind fol- 
gende Sammlungen: Decisiones Casselan. c. 
Canngiesser T. I. n. 1768, 1771, T. III. c. 
Pfeiffer et Duysing 1821. fol. Henkel, be- 
merkenswerthe Rechtsfälle, 3 Hefte. Kassel 
1838 bis 1840. 8. Slrippelmann, Neue 
Sammlung bemerkenswerther Entscheidungen. 
Sieben Bände. Kassel 1842 bis 1854. 8. Ach-r 
ter Band, das Subhastationsverrahren betr. 18ö2. 
Gegenwärtig dienen zu fortlaufender Mittheilung 
der 0. A. G. Entscheidungen die Annalen der 
Justizpflege und Verwaltung in Kurhessen, her- 
ausgegeben von Heuser, 2 Bände. Kassel 
1854. 1855. 

Eine Darstellung der Eigenthümlichkeiten des 
knrhessisciien Partikularrechts an diesem Orte 
gestattet der Raum nicht. Es möge genügen, 
unter Verweisung auf die in encyclopädi sehen 
Werken enthaltenen Uebersichlen (vgl. Er seh 
und Grub er, Allg. Encyclop. Zweite Sektion. 
Th. VII. S. 183, Weiske, Rechtslexikon Th. V. 
S. 246, Rotteck und Welker, Slaatslexikon, 
2. Aufl. Th. HI. S. 81), die Erscheinungen des 
jüngsten Jahrzehenls auf .dem Gebiete der kur- 
nessischen Partikulargesetzgebung zu berühren. 

1. Staatsrecht. Die allgemeine Strömung 
der Politik bewirkte auch in Kurhessen seit 184§ 
zahlreiche Veränderungen des öiTentlichen Rechts- 
zustandes. Die Virfassungs- Urkunde von 1831 
wurde in einzelnen Bestimmungen im Sinne ei- 
ner Abschwächung der Regierungsgewalt und 
einer gesteigerten Theilnahme der Staatsange- 
hörigen an der Ausübung der Regierungsrecnte 
abgeändert; ein neues Wahlgesetz beseitigte 
die besondere Vertretung des kurliirsllichen 
Hauses, der Standesherrn, der Ritterschaft und 
einzelner Korporationen im Landtage. Eine 
hiergegen reagirende Richtung fiihrte seit 1850 
nach bekannten Konflikten durch das Eingreifen 
des wiederhergestellten Bundestags nicht allein 
zu einer Aufhebung der seit 184ö eingetretenen 
Verfassungsänderungen, sondern auch zu einer 
Revision der Verf. -Urkunde von 1831. Die 
Bundesversammlung, welche die 1831 nachge- 
gnchte Verfassungs- Garantie nicht übernommen 
hatte, beschloss in ihrer neunten Sitzung von 
1852, dass die Verf. -Urkunde von lÄJl nebst 
den in den Jahren 1848 und 1849 dazu gege- 
benen Erläuterungen und daran vorcenommene- 
nen Abänderungen sammt dem Wahlgesetze von 
1849 „als in ihrem wesenilichen, jedoch von 
„dem übrigen nicht wohl zu trennenden Inhalte 
„mit den Grundgesetzen des deutschen Bundes, 
„Insbesondere Art. 54, 57 und 58 der Wiener 
„Schhissakte nicht vereinbar** ausser Kraft zu 
setzen sei. Hierauf gestützt publizirte die kur- 



hessische Regierung eine aus der Berathang 
mit Bundes -Kommissären hervorgegangene re- 
vidirle Verf. - Urkunde vom 13. April 1852. Der 
Charakter derselben ist ein provisorischer, was 
auch von Seiten der Regierung durch vorläufige 
Suspension der Bestimmungen über die formel- 
len Erfordernisse einer Verfassungsänderung und 
durch Aussetzung des Verfassungseidj^ aner- 
kannt ist. Die Verhandlungen mit den Land- 
ständen, welchen die Verf. - Urkunde von 1852 
zur Erklärung vorgelegt worden Ist, schweben 
noch unerledigt. Eine Verglefchung der ein- 
zelnen Bestimmungen derselben mit dem frühe- 
ren Rechte wird erst nach dem endgültigen Ab- 
schlüsse der Verfassungsangelegenheit an der 
Zeit sein. Einzelne Gegenstände des Staats- 
rechts haben durch Gesetze, welche mit dem 
Verfassungswerke nicht unmittelbar in Verbin- 
dung stehen, eine von dem früheren Recht ab- 
weichende Gestaltung erhalten. 

Die Slaatsverwaltung, 1821 von der Justiz 
getrennt und neu organisirt, wurde 1848 um- 
gestaltet, 1851 aber mit einigen Modifikationen 
auf den frühem Fuss wiederhergestellt. Ein 
neues Element derselben bilden die Bezirksräthe, 
aus gewählten Abgeordneten der Verwaltungs- 
bezirke bestehend. In Gemässheit einer Zu- 
sicherung der Verf.-Urkunde von 1831 Im Jahre 
1848 ins Leben gerufen, wurden die Bezirks- 
räthe 1851 zwar beibehalten , aber auf eine le- 
diglich berathende Stellung beschränkt. 

Die Gemeindeverhältnisse, welche die Ge- 
meindeordnung vom 23. Okiober 1834 regelt, 
erlitten einige Abänderungen durch Gesetz vom 
1. Dezember 1853 und Verordnung vom 22. De- 
zember 1853. Die wichtigsten Neuerungen be- 
stehen in der Ausschliessung der Hof- und 
Staatsdiener von der Gemeindemitgliedschaft, 
Beschränkung der StimmßKhIgkelt In den Land- 
gemeinden auf diejenigen, welche auf eigenen 
Grundstücken mit eigenem Anspann Landwirth- 
schaft treiben, lebenslänglicher Bestellung der 
Ortsvorstände, Erforderniss des christlichen 
Glaubensbekenntnisses zur Bekleidung eines Ge- 
meindeamts. Eine neue offizielle Ausgabe der 
Gemeindeordnung (Kassel 1854. 8.) enthält aus- 
ser dem Texte derselben mich die spätem 
gesetzlichen Abänderungen die Erläuterungs- 
und Vollziehungsbeschlüsse des Ministeriums des 
Innern und einzelne Oberappellationsgerlchts- 
Erkenntnisse. 

Die im Uebrigen schon früher hergestellte 
Einheit der Steuergesetzgebung wurde 1853 
durch gesetzliche Ausdehnung der althessischen 
Grundsteuerverfassung auf die übrigen Landes- 
thelle vollendet. 

Ein Gesetz vom 13. November 1849 über- 
trug auf den Staat die den Standesherrn und 
Grundherrn zustehenden Rechte der Gerichtsbar- 
keit, Polizei und sonstigen Verwaltung, der Auf- 
sicht in Kirchen- und Schulsachen. 

Die Verhältnisse der Slaatsdiener, welche 
das Staatsdienstgesetz vom 8. März 1831 ord- 
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nel, wurden insorern geändert, als unter Ein- zu Fulda unter Hinzutritt eines Ob«rgerichteiBit- 

setzung von Disciplinargerichten erster und zwei- glieds katholischer Konfession, 
ter Instanz und Bestimmung des von diesen zu Die protestantische Kirche hat nicht in 

beobachtenden Prozesses der Begriff der Disci- allen Landestheilen gleiches Recht. Es ist viel- 

plinarvergehen im Gegensatze einerseits zu den mehr das Kirchenrecht von Hessen - Kassel, 

von den Strafgerichten zu ahndenden Amtsver- Schaumburg, Hanau und Isenburg zu unterschei- 

gehen, andererseits zu den von den Dienstvor- den. Der Zusammenhang dieser Rechte wird 

gesetzten durch Ordnungsstrafen zu ahndenden vermittelt durch die Einheit des Kirchenregiments 

Dienstoronungswidrigkeiten festgestellt wurde, in der Person des Landesherrn. Eine Ausnahme 

Für Staatsdiener vom Richterstand bildet das von dem Episkopalrechte desselben besteht hin- 

Plenum des Obergerichts und Oberappellations- siclitlich der Wallonischen und der Niederländi- 

gerichts den Disciplinargerichtshof. Die Disci- sehen Gemeinde zu Hanau, welche bei ihrer 

plinarvergehen können mit Geldstrafe bis zu Einwanderung zufolge Privilegs die Synodal- 

200 Thir., Versetzung, Suspension bis zur Dauer und Presbylerialverfassung der reformirten Kirche 

dnes Jahres und Dienstentlassung mit Verlust ihrer Heimath behielten. Neuerungen in litur- 

des Diensteinkommens geahndet werden. gischen Sachen bedürfen, wie auch die Verf. 

Den auf die Kriegsartikel beeidigten Militär- Urkunde von 1852 anerkennt, der Zustimmung 

tersonen wurde die ihnen durch die Verf.-Ur- einer Synode, welche die Regierunff berull 

nnde von 1831 beigeleffte Eigenschaft von Um so mehr gilt dasselbe von Beschlüssen in 

Staatsdienem entzogen, und aus dem Diensteide Betreff des Dogma. Seit der Synode von Hanau, 

derselben die Verpflichtung zur Beobachtung und auf welcher 1818 die Union der beiden evange- 

Aufrechlhaltung der Landesverfassung entfernt, lischen Religionsparteien fiir Hanau, Fulda und 

Isenburg zu Stande kam, hat keine weitere 

2. Kirchenrecht. Die besondem Rechts- stattgefunden. Bei den von dem Landesherm 

Verhältnisse der katholischen Kirche in Kur- als Inhaber der Kirchengewalt ausgegangenen 

hessen beruhen auf den Bullen Provida sollers- Erlassen ist neuerdings die iUr die Gesetze des 

que und Ail Domin. gregis cust. und auf der Staats vorgeschriebene Form, insbesondere die 

Stiilungs- Urkunde des Bisthums Fulda vom 18. Verkündi^ng in der Gesetzsammlung, umgan- 

September 1829. Die Verhältnisse derselben gen worden. Auf diesem Wege erfolgte ins- 

zum Staate regelt die in Uebereinsiimmung mit besondere 1851 eine wichtige Aenderung der 

den übrigen Staaten der oberrheinischen Kirchen- Kompetenz der oberen Kirchenbehörden, in- 

provinz erlassene Verordnung vom 30. Januar dem den Konsistorien, welchen das Organisa- 

1830. Weitere Bestimmungen über das Placet^ tiqns- Edikt von 1821 die gesammte obere 

d^ Verkehr mit dem päpstlichen Stuhle und Leitung der kirchlichen Angelegenheiten tiber- 

den recursus ab abusu sind aus der Verf.-^Ur- trug, nur die äussern, namentlich Vermögens- 

kunde von 1831 wörtlich in die von 1852 über- Verhältnisse belassen, dagegen die geistiicben 

gegangen. Den aus diesen Bestimmungen ent- Angelegenheiten, namentßch die Kirchenzucht 

khnten Bedenken des katholischen Klerus gegen und die Aufsicht auf die Dienstrührung der 

die Anerkennung der Verfassungsurkunde be- Geistlichen, ausschliesslich den Superintendenten 

ffegnete die Staatsreffierung 1832 durch die im übertragen wurden. 

Einverständniss mit den Landständen abgegebene 3. Privatrecht. Ein Civilgesetzbuch be- 
Erklärung, dass dadurch keine Aenderung in steht in Kurhessen nicht. Die Geschichte der 
den durch die Stiflungsurkunde des Bisthums Versuche einer Kodification in Hessen reicht bis 
Fulda versicherten Rechten der katholischen in das sechszehnte Jahrhundert zurück. Bald 
GeistUchkeit habe erfolgen sollen. Das Verbal- nach der Aufnahme des römischen Rechtes wven 
ten des Bischoffs von Fulda in dem gegenwär- die hessischen Landgrafen darauf bedacht, ein 
tigen KonfiUkt des Klerus mit den Regierungen allgemeines LandrecM entwerfen zu lassen und 
der oberrheinischen Kirchenprovinz (vgl. diese mit gesetzlichem Ansehn zu versehen, um der 
Jahrb. I. 247) findet wohl seine Erklärung in Rechtsungewissheit ein Ende zu machen, welche 
der minder schroffen Haltung, welche die kur- auä dem Widerstreite der einheimischen Rechts- 
hessisShe Regierung schon seit der Stiftung des gewohnheiten und des rezipirten fremden Rechte 
Bisthums. Fulda gegenüber den Ansprüchen des hervorging. Allein keiner der Entwürfe, welche 
katholischen Episkopats eingenommen hat. Be- zum Tneil aus den Arbeiten gemeinschalUicher 
lege hierfür sind die landesherrliche Entschlies- Kommissionen der verschiedenen hessischen Li* 
sung vom 30. August 1829 weffen Uebertragung nien, ^m Theil aus besondern Arbeiten von 
der Nomination zu den katholischen Pfarreien Hessen-Kasselscher Seite hervorgingen, erlangte 
auf den Bischof, das Regulativ vom 31. August Gesetzeskraft, und gegen Anfang des achtzebn- 
1829 über das Censur- und Strafrecht des Bi- ten Jahrhunderts wurde der Plan gänzlich auf- 
schoffs gegenüber Laien und Geistlichen, sowie gegeben. In keinem Zusammenhange hiermit 
dessen Einwirkung auf die Unterrichtsanstalten, stand der wohl durch die Vorarbeiten zum Preus- 
die Verordnung vom 6. September 1829 wegen sischen Landrecht hervorgerufene Plan des Land- 
Uebertragung der Gerichtsbarkeit in Eheschel- grafen Friedrich II., welcher 1780 eine Kommis- 
dungssachen dar Katholiken auf das Domkapitel sion zur Entwerfung eines Civilgesetibuchs 
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niedersetzte, deren Thätiffkell jedoch durch den Gesetzen, welche die Fälle und Formen der 
Tod dieses Fürsten bala unterbrochen wurde. Expropriation betreffen, das Gesetz vom 26. Au- 
Dem Vorgange desselben folgend setzte Kurfürst ffust 1848 über die Auseinandersetzung der Le- 
Wilhelm L 1805 eine Kommission nieder, um Kens-, Meier- und andern gutsherriicben Ver- 
ein allgemeines Gesetzbuch iür Kurhessen unter hältnisse zu nennen, welches in die, geschichtlich 
Zugrundelegung des Preussischen Landrechts ab- überlieforten Verhältnisse des Grundbesitzes tief 
zulassen. Die Thätigkeit dieser Kommission einschneidet. Schon durch ein Gesetz vom 
wurde durch die französische Okkupation unter- 28. Juni 18:}2 war das Recht der Ablösung der 
brechen, welche die Einführung des Code Na- Frohnden, Zehnten und ffutsherrlichen Abgaben 
potöon in den zum Königreich Westphalen und gegen eine Geldentschädigung den Pflichtigen 
Grossherzogthum Frankfurt geschlagenen kur- gewährt worden. Zugleich war, um die hierzu 
hessischen Landestheilen zur Folge hatte. Nach nöthigen Kapitalien zu beschaflen, 1832 die vom 
der Wiederherstellung des Kurstaats gab jener Staate garantirte Landeskreditkasse errichtet 
die Regierung in dem Constitutions- Entwürfe worden, welche die Ablösungssummen gegen 
TOn 1816 die Absicht zu erkennen, ein allge- hypothekarische Sicherheit zn massigem Zinsluss 
meines bürgerliches Gesetzbuch baldigst einzu- darlieh. Im Anschluss an die &ssetzgebunff 
führen. Allein es sind bishcf keine Anstalten von 1832 hebt das Gesetz vom 26. August 1848, 
zur Ausführung dieser Absicht getroffen worden, zu dessen Ergänzung ein weiteres Gesetz vom 
welche gegenwärtig, wo nicht aufgegeben, doch 20. Juni 1850 erging, die seither ablösbaren, 
auf unbestimmte Zeit vertagt zu sein scheint. aber noch nicht abgelösten Reallasten gegen 

Die Grundlage des Privatrechiszustandes bil- Entschädigung, dje aus der Leibeigenschaft her- 

det somit das gemeine Recht, nur in einzelnen rührenden persönlichen Leistungen ohne Ent-* 

Beziehungen durch Partlkulargeselze und allge- Schädigung, endlich den Lohns-, Leihe-, Meier-, 

meine oder lokale Gewohnhei&rechte abgeändert Erbpacht- und sonstigen gutsherrlichen Verbana 

oder ausgebildet. Die Gesetzgebung des jung- gegen eine dem seitherigen Obereigenthümer 

sten Jahrzehents erstreckt sich auf das Privatrecht Iür das Heimfallsrecht und die ständigen oder 

in folgenden Zweigen. unständigen Leistungen zu gewährende Geldent- 

Im Familienrechte Rihrte ein Gesetz vom Schädigung gänzlich auf. Ausgenommen von 
29. Oktober 1848 wesentliche Neuerungen ein. der Aufhebung sind Thronlehn , Aussenlehn, das 
Ausgehend von dem Grundsätze der Gewährung Postlehn, endlich alle auf vier oder weniger 
vollständiger Religions- und Gewissensfreiheit Augen stehenden Lehn- oder Leihegüter so 
begründete dies Gesetz eine von dem Glaubens- lange, als dieser Zustand dauert. Die Rechte 
beEenntniss unabhängige Gestaltung iiir diejeni- der agnatischen Descendenten und Seitenver- 
gen Rechtsverhältnisse, welche seither in for- wandten, der Mitbelehnten, Eventur.lbrlehnten 
maler oder materieller Hinsicht nach dem be- und Anwärter sind für den nächsten Successions- 
stehenden Kirchenrecht zu beurtheilen waren, fall vorbehalten. Weitere Bestimmungen betref- 
namentlich filr die Ehe, den Eid, das Begrab- fen die Wiedererrichtung von Rechtsverhältnis- 
m'ss, die religiöse Erziehung der Kinder und sen der Art, welche das gedachte Gesetz auf- 
die Qvilstandsbücher. Der grössle Theil dieser hebt, die Geschlossenheit der Bauerngüter und 
Bestimmungen wurde durch eine Verordnung die besondern Verhältnisse der Meiergüter in 
vom 13. April 1853 ausser Krail gesetzt. Seit- der Grafschaft Schaumburg. Obgleich das Ge- 
dem ist für die Mitglieder der bestehenden setz vom 20. Juni 1850 bestimmt, dass Grund- 
christlichen Kirchen die Civilehe abgeschafil und stücke künftig nur zu vollem Eigenthum ver- 
das frühere Eherecht wieder hergestellt. Die äussert werden dürfen, ist eine in der Verf. 
Civilehe besteht fort fiir Israeliten und Dissiden- Urkunde von 1831 enthaltene Bestimmung wegen 
ten. Für die Ehescheidung derselben sind die Wiederverleihung künftig heimfallender Staats- 
obem Gerichte zuständig, welche nach den lehn in die Vorn Urkunde von 1852 aufgenom- 
Grundsätzen des protestantischen Kirchenrechts men worden. 

zu erkennen haben. Die früher nur iiir Amts- Ein Gesetz vom 1. Juli 1848 hob das Jagd- 
sässiffe vorgeschriebene gerichtliche Eheanzeige recht auf iremdem Grund und Boden dergestalt 
ist ab Bedingung der Gültigkeit des Eheverlöb- auf, dass es auf Flächen von mindestens 100 
nisses und der Zulassung zur Eheschliessung Kasseler Acker im Zusammenhang dem Grund- 
auf die Schriftsässigen ausgedehnt. Die aus eigenthümer, auf geringern Flächen der Gemeinde 
der Verschiedenheit des Glaubensbekenntnisses zufiel, der bisherige Berechtigte dagegen 2Sgr. 
abgeleiteten Ehehindemisse haben in Ansehung vom Acker als Entschädigung erhielt. Eine Ver- 
der Civilehe kane Geltung. Die Kinder sind Ordnung vom 26. Januar 1854 stellte den frühem 
bis zum vierzehnten Jahr nach der Anordnung Rechtszustand wieder her, während ein Gesetz 
des Vaters, in Ermangelung einer solchen in von demselben Tage die Entschädigunff iür Wild- 
der Konfession des Vaters zu erziehen; die Be- schaden regelte. (Vgl. diese Jahrb. 1. 81.) 
fngniss zum Wechsel des Glaubensbekenntnisses Im Hypothekenwesen führte ein Gesetz vom 
tritt mit dem zurückgelegten achtzehnten Lebens- 14. Juli 1853 einige Verbesserungen ein. Kur- 
jahr ein. hessen erfreut sich noch nicht einer durchgängig 

In Betreff des Sachenrechts ist neben einigen auf die Grundsätze der OeffentUchkeit Und Spe- 
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zialltät der Pfandrechte gegfrttndeten Hypofbeken- 
ordnunff. In Alihessen bestehen zwar General-^ 
Währschafts- und Hypotheken -Bücher; allein 
diese gewähren einestheils keine vollständige 
Uebersicht tther alles Grondeigenthum, da sie 
nicht nach Grandstücken, sondern nach dem 
Namen der Grundbesitzer geordnet sind, andem- 
theils keinen Tollständigen Ueberblick über die 
auf einem Grundstück haftenden Pfandrechte, 
weil die Gültigkeit und Wirksamkeit der gesetz- 
lichen und testamentarischen Pfandrechte durch 
deren Eintrag in das Hypothekenbuch seither 
nicht bedingt war, und vertragsmässige General- 
pfandrechte, welche von der Eintragung in das- 
selbe überhaupt ausgeschlossen sind , dessen- 
ungeachtet zwar nicnt gegenüber gutgläubigen 
dritten Erwerbern und gerichtlichen Spezialhy- 
potheken, aber gegenüber dem YerpPänder und 
dessen Universalrechlsnachfolgem Gültigkeit ha- 
ben. Den hieraus entspringenden Mängeln be- 
gegnet theilweise das Gesetz vom 14. JuU 1853, 
Indem es bestimmt, dass die nicht im Hypothe- 
kenbuch eingetragenen hypothekarischen Hechte 
jeder Art, mit alleiniger Ausnahme der Pfand- 
rechte wegen Steuern und Abgaben, neu be- 
ffründeten Konventionalhypotheken gegenüber 
leine Wirkung haben sollen. Dasselbe Gesetz 
ftthrt zur Erleichterung von Löschungen der 
Einträge im Hypothekenbuch ein Ediktalverfah- 
ren ein. 

Die Forderungsrechte betreffend ist nur zu 
bemerken, dass die deutsche Wechselordnung 
nicht gilt (vgl. diese Jahrb. I. 29), und ein Ge- 
setz vom 14. Juli 1853, dessen Bestmmungen 
den Preussischen Gesetzen vom 31. März 1838 
und 6. Juli 1845 entlehnt sind , für eine grosse 
Anzahl von Forderungsrechten die Verjährungs- 
fiist auf drei Jahre herabsetzt. 

4. Strafrecht. Ein Strafgesetzbuch ist 
zur Zeit nicht zu Stande gekommen. Es liegt 
zwar ein nebst Motiven als Manuskript gedruck- 
ter Entwurf vor, welcher aus den Arbeiten ei- 
ner 1848 niedergesetzten Kommission hervorging 
und im Allgemeinen das Badische, in einzelnen 
Materien das Grossherzoglich -Hessische Straf- 
gesetzbuch zum Grunde legt; allein derselbe ist 
nicht zum Gesetz erhoben. Die Peinliche Hals- 
gerichtsordnung Philipps des Grossmüthigen von 
1535, welche unter geringen Abweichungen mit 
der Carolina übereinstimmt, ist in der Praxis 
durch Letztere gänzlich verdrängt. Die Grund- 
lage des kurhessischen Strafrechts bildet somit 
das gemeine Recht, welches in einzelnen Be- 
ziehungen durch Partikulargesetze, durchgängig 
aber durch den Gerichtsgebrauch, insbesondere 
die Praxis des Oberappeliationsgerichts zu Kas- 
sel, abgeändert oder entwickelt worden ist. Die 
Entscheidungen des Kriminal-Senats dieses ober- 
sten Gerichtshofes haben zwar nicht die durch 
OAG. Ordnung von 1746 den Erkenntnissen 
desselben beigelegte Bedeutung, weil beim Er- 
lass dieses Gesetzes die Kompetenz des Ober- 
appeliationsgerichts sich auf Strafsachen über- 



haupt nicht erstreckte, vielmehr erst 1821 der 
Kriminal -Senat desselben errichtet wurde. Da- 
gegen ist denselben ein bedeutender Efnfluss 
auf die Bildung des Gerichtsgebrauchs nicht 
abzusprechen. Eine Sammlung derselben ent- 
hält: Heuser, Bemerkenswerthe Entscheidun- 
gen etc. Sechs Bände. Kassel 1845 bis 1852. a 
Gegenwärtig dienen die Annalen von Heuser zur 
fortlaufenden Mittheilung der Oberappellatlonsge- 
richtserkenntnisse auch in Strafsachen. 

Die Gesetzgebung hat in dem letzten Jriir« 
zehent auf dem Gebiete des Strafrechts nur eine 

Seringe Thätigkeit entwickelt. Die Anwendung 
er Todesstrafe wurde durch EinfÜhrong der 
Schwurgerichte erweitert, indem dieselbe seitdem 
auf den Grund des Wahrspruchs der Geschwo- 
renen überall zu erkennen ist, während sie nach 
dem frühern Gerichtsgebrauche gegen den leug- 
nenden Angeklagten auf den Grund indirekten 
Beweises nicht ausgesprochen werden durfte. 
Die Strafe der körperlichen Züchtigung war 
durch ein Gesetz vom 31. Oktober 1848 abge- 
schafft, wurde aber durch Gesetz vom 4. August 
1853 fUr Kinder, für Diebe, BeUler und Land- 
streicher, endUch für Personen, deren Vergehn 
auf einem besondem Grad von Bosheit, Sitten- 
verderbniss, Arbeitsscheu oder Genusssucht be- 
ruht, wieder eingeführt. Die Freiheitsstrafe stuft 
sich ab als einfaches Gerängniss ohne Arbeit, 
Zwangsarbeitsstrafe, Zuchthausstrafe, endlich fiir 
männliche Verbrecher Eisenstrafe; unter den 
Strafanstalten befindet sich keine, deren LokaUtät 
und Einrichtung den Anforderungen der heutigen 
Theorie des Gefängnisswesens oder einem be- 
stimmten Systeme derselben entspräche. Die 
Vollziehung der Strafen war 1848 den öffentl/chen 
Anklägern übertragen, wurde aber 1861 wieder 
in die Hand der Gerichte gelegt. 

Abgesehen von den durch die Erklärung des 
Kriegszustandes veranlassten und mit der Auf- 
hebunff desselben hinweggefallenen Verordnungen 
über die kriegsgerichtliche Bestrafung gewisser 
Vergehn von Civilpersonen betreffen die seit 
1846 erschienenen Stafgesetze die Beschädigung 
von Eisenbahnanlagen und die EisenbahnpoUzei, 
den Fruchthandel, die Beförderung von Auswan- 
derern, den Verkehr mi| Schiesspulver, die 
Uebertretungen der Staatsfinanzgesetze , soVie 
allgemeiner polizeilichen Anordnungen. Durch 
Gesetz vom I.Juli 1848 wurden die frühem 
harten Bestimmungen wider den Wilddiebstahl, 
d. h. die Entwendung von Gegenständen der 
hohen Jagd, aufgehoben, auch in BelrefT sonsti- 
ger Jagdvergehn* die im Jagdstraflarif von 1822 
angedrohten Strafen gemildert; eine Verordnung 
vom 22. September 1853 stellte diesen Tarif 
wieder her, jedoch unter Beschränkung der Strafe 
des Wilddiebstahls auf das Maximum von öOThhTi. 
Geldstrafe. Die Bundesbeschlüsse wegen Bestra- 
fung des Nachdrucks sind pnblizirt, unter Aus- 
dehnung der im Bundesbeschluss vom 19. Juni 
1845 enthaltenen Bestimmungen auf den dordi 
eine Verordnung vom 16. Mai 1829 w)der den 
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Nachdruck gewttlirton Schutz. Ein Gesetz Tom 
19. Juli 1848 beslimmte die wegen Missbrauchs 
des Petitions -Einigungs- und Versammlungs- 
rechts zu erkennenden Strafen; nach Publikation 
des Bundesbeschlusses vom 13. Juli 1854 wurde 
dasselbe durch Verordnung vom 19. Dezember 
1854 aufgehoben und durch andere Bestimmungen 
(vgl diese Jahrb. I. 397) ersetzt. Das am 
26. August 1848 wider Press vergehn erlassene 
Gesetz wurde nach PubUkation des Bundes-Be- 
schlusses Tom 6. Juli 1854 durch eine Verord- 
nung vom 19. Dezember 1854 hinsichllich seines 
presspolizeilichen Inhalts aufgehoben und durch 
andere Bestimmungen (vgl. diese Jahrb. I. 398) 
ersetzt, während die darin enthaltenen Slrafbe- 
stimmungen wider die durch den Inhalt von 
Druckschriflen begangenen Vergehn in Geltung 
geblieben sind. 

Das Mililärstrafrecht, welches auf den Kriegs- 
artikeln beruht und nicht allein auf die Militär- 
vergehn, sondern auch auf gemeine Vergehn 
der Mililärpersonen sich bezieht, hat in Beireff 
der Strafarten eine Aenderung erfahren durch 
das Gesetz vom 31. Oktober lö48, welches sich 
im Eingang als Vorläufer eines vollständigen 
neuen Hilitärstrafgesetzbuches ankündigt. Ab- 
geschafft wurden hierdurch die Strafe der kör- 
Eerlichen Züchtigung, der scharfe Arrest und 
attenarrest, einjreführt dagegen eine Schärfung 
des Arrests durch Einzel- und Dunkelhaft, Ent- 
ziehung warmer Nahrung und dergl., sowie als 
völlig neue Strafe die Einstellung in eine Siraf- 
abtheilung, welche mit Freihelts - Entziehung 
and Ndthigung zu anstrengenden Arbeilen ver- 
banden ist. 

5. GerJchtsverfassung. Nachdem die 
städtische und Patrimonialgerichtsbarkeit während 
der französischen Zwischenherrschafl aufgehoben 
und nach der Restauration des Kurstaats nicht 
wiederhergestellt, die Gerichtsbarkeit der Stan- 
des - und Grundherrn dagegen in zweitertnslanz 
1829 und in erster Instanz 1849 aufgehoben worden 
ist, befindet sich der Staat in der alleinigen 
Ausübung der Jurisdiktion mit Ausnahme des 
akademischen Geiichis zu Marburg, der Aus- 
trägalgerichte fiir Standesherm und der Gerichts- 
barkeit des Domkapitels zu Fulda in Eheschei- 
dungssachen. 

Die Organisation der Gerichtsbehörden des 
Staats wurde 1821 durch Trennung der Justiz 
von der Verwaltung, Aufhebung der geistlichen 
Gerichtsbarkeit der Consistorien, Beschränkung 
der Militärgerichtsbarkeit auf die Strafrechtspflege 
einschliesslich der Injuriensachen und Aufhebung 
der Gerichtsbarkeit der Lehnhöfe durchgreifend 
verändert. Seitdem bestanden als Gerichte erster 
Instanz das Stadtgericht zu Kassel, Landgerichte, 
Jud^izämter, Forslbusgerichte, Polizei -Kommis- 
sionen ; als Gerichte zweiter Instanz fünf Ober- 
fferichte, welche in den Fällen des privilegirten 
Gerichtsstandes die erste Instanz bildeten; endlich 
als dritte Instanz des Oberappellationsgerichts 
m Kassel Diese Organisation erlitt vielfache 



Veränderungen durch Aufhebung der Forstbas- 
gerichte und Polizei -Kommissionen, Auflösung 
der Landgerichte in Justizämter, welche mit 
Einzelrichtern besetzt sind, Verminderung der 
Obergerichte, Einführung von Kriminalgerichten 
und Schwurgerichten. In Folge dessen besteht 
jetzt folgende Gerichtsverfassung: 

Die Civilgerichtsbarkeit erster Instanz ist den 
Justizämtern, denen das Stadtgericht zu Kassel 
überall gleichsteht, mit Ausnahme der Eheschei- 
dungssachen und der Fälle des privilegirten Ge- 
richtsstandes übertragen, Letzterer besteht nur 
noch für den Landesherrn; dessen Familie und 
das kurfürstliche Hans, für den Staat und für die 
durch die Bundesgesetze bestimmten Fälle. In 
zweiler Instanz, sowie in den von der unterge- 
richtlichen Kompetenz ausgenommenen Sachen 
erster Instanz erkennen die Civil -Senate der 
Oberfferichte, deren nur noch zwei bestehn; die 
Appellationssumme belrägt fünfzig Thaler. In 
letzter Instanz erkennt der Civil - Senat des 
Oberappellationsgerichts, bei welchem die Ap- 
pellationssumme zweihundert Thaler beträgt. 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit verwalten die 
Justizämter in ihrem vollen Umfange, mit allei- 
niger Ausnahme der Vormundschalten über stan- 
desherrliche Personen. Ueber Beschwerden in 
Sachen der Ireiwilligen Gerichtsbarkeit entschei- 
den die Civil -Senate der Obergerichte und in 
letzter Instanz das Oberappellationsgericht ; auch 
hierbei ist nach der Praxis das Vorhandensein 
der Appellationssumme erforderlich, sofern es 
sich nicht um eine Disziplinarbeschwerde wider 
den Richter, sondern um Anfechtung einer rich- 
terlichen VerPügunff handelt. 

Die Strafgerichtsbarkeit erster Instanz wird 
— abgesehen von Vergehn standesherrlicher 
Personen oder der Glieder des kurfürstlichen 
Hauses — von den Justizämtern, Kriminalge- 
richten und Schwurgerichten verwallet. Erstere 
erkennen über gewisse Vergehn , namentlich 
Forst-, Jagd-, Feld- und Baumfrevel, ohne Be- 
schränkung des Strafmasses, über sonstige Ver- 
gehn, insofern solche keine härtere Strafe als 
arei Monat Geßngniss, zwei Monat Zwangsar- 
beitsstrafe oder 50 Thir. Geldstrafe im konkreten 
Falle nach sich ziehn. Die Kriminalgerichte er- 
kennen über alle Vergehn, welche die unter- 
gerichtliche Zuständigkeit übersteigen und mit 
einer geringem als fünfjährigen Festungs-Zwangs- 
arbeils- oder Zuchthausstrafe oder vierjährigen 
Eisenstrafe im konkreten Falle zu ahnden sind; 
ausserdem gehören ausschliesslich und ohne 
Rücksicht auf das Strafmaass zur Kompetenz der 
Kriminalgerichte alle Anklagen wegen Majestäts- 
beleidigung, Aufruhrs, Pressvergehens, wegen 
S^efilhrlichen oder im ersten und zweiten Rück- 
all verübten Diebstahls. Die Schwurgerichte 
endlich erkennen in denjenigen Fällen, welche 
eine die kriminalgerichtliche Kompetenz über- 
steigende Strafe nach sich ziehn, sowie über 
alle im weitern als zweiten Rückfall verübten 
Diebstähle. Im Falle des Geständnisses werden 
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die an sich zur Kompetenz der Schwurgerichte Stellung einzelner Nänffel in efnenf Gesetz vom 
gehörigen Yergehn von den Kriminalgerichten 16. September 1834 abzuheUen. Im Jahr 1848 
abgeurtheilt Die zweite Instanz bilden für im- erneuerte sich das Verlangen nach einem Ci\iU 
tergerichtliche und kriminaigerichtliche Sachen processgesetzbuch , zu dessen Entwerfung eine 
die Kriminal - Senate der Obers^erichte , fiir Kommission niedergesetzt wurde. Aus den Ar- 
schwurgerichtliche Sachen der Kriminal -Senat beiten derselben gingen zwei Entwürfe hervor, 
des Oberappellationsgerichts. Eine dritte Instanz beide auf dem Grundsalze der Oeffentlichkdt 
besteht nur fär kriminalgerichtliche Sachen, in und Mündlichkeit beruhend, der eine an das 
welchen gegen die Erkenntnisse zweiter Instanz französische, der andere an das bestehende 
die Nichtigkeitsbeschwerde an das Oberapeila- Recht sich anschliessend. Keiner von beiden 
tionsgericht stattfindet. Bemerkenswerth ist die erhielt die Sanktion der Regierung, welche da- 
Zusammensetzung der Kriminal- und Schwurge- ffegen durch ein provisorisches Gesetz vom 22. 
richte. Erstere bestehn aus einem Direktor, Juli 1851 und eine Verordnung vom 30. Oktober 
welchem nach Bedürfniss ein ständiger Assessor 1851 einige Neuerungen einführte, welche meist 
beigegeben wird, und aus sämmtlichen Unter- dem Preussischen Rechte, namentlich der unter 
richtern des Kriminalgerichtsbezirks, aus welchen dem 25. Febr. 1850 zum Gesetz erhobenen Vor- 
der Gerichlsvorstand für die einzelnen Sachen Ordnung vom 21. Juli 1849 entlehnt sind. Ab- 
die zur Besetzung des Richterkollegs mit drei gesehen von der bereits erwähnten Beschrän- 
Personen erforderliche Anzahl nach Belieben kung des privilegirten Gerichtsstandes bestanden 
auswählt. Der Schwurgerichtshof besteht aus die Neuerungen theils in der Einführung des 
dem Vorsilzenden , welchen für die einzelne öfTentlich -mündlichen Verfahrens, theils in Ho- 
Sache der Direktor des Obergerichts bestellt, difikationen des Gesetzes vom 16. Septemb^ 
und zwei weitern Richtern, welche von Letzlerm 1834. Die mündliche Verhandlung' besteht darin, 
ans der Zahl der Kriminalfferichtsmitglieder ge- dass in erster Instanz nach dem Schlüsse des 
wählt werden; er tritt in der Regel vierteljähr- ersten Verfahrens insofern, als gerichtsseitig eine 
lieh in jedem Kriminalgerichtsbezirk an dessen Vervollständigung der Verhandlung oder eine 
Hauplort zusammen. Die Geschwornenliste wird Beweisführung iur nöthig erachtet wird, in oberer 
für jedes Quartal in der Art gebildet , dass aus Instanz dagegen bei allen Rechtsmitteln, auf 
der von den Ortsvorständen aufgestellten Urliste welche nach zweiseitiger Verhandlung zu er- 
der zum Geschwornenamt rechtlich zulässigen kennen ist, der Entscheidung ein Verhandlungs- 
Personen die obere Verwaltungsbehörde (Re^e- termin vor dem erkennenden Gerichte voran- 
rung) 60 ihr geeignet erscheinende Personen geht. Bei den Richterkollegien leitet ein auf 
dem Obergerichts-D&ektor bezeichnet, von wel- den faktischen Inhalt der vorausffegangeneD 
eben dieser 36 zu Sitzungsgeschworenen aus- Partciverhandlun^en zu beschränhender Vortrag 
wählt. Aus Letztem werden für jeden Noth- des Referenten die Verhandlung ein, welche ron 
üeill 12 ausgeloost. Die Zulassung zum Ge- Seiten der Partelen über die in den Akten be- 
schwornenamt ist durch ein Alter von 30 Jahren, reits gegebene Grundlage nicht hinausgehen 
Selbstständigkeit, Unbescholtenheit, Staats- und darf, daher in faktischer Hinsicht auf Zugesiänd- 
Ortsbürgerrecht, einjährigen Wohnsitz in einer nisse und Erläuterungen sich beschränkt 
inländischen Gemeinde und einen nach der Steuer- Der ordentliche Process bat ausserdem nach 
Zahlung bestimmten Census bedingt der Gesetzgebung von 1834 und 1851 folgende 

Als öflentliche Ankläger sind bestellt: ein Elgenthümllchkeiten: Verbindung der Beweis- 

Generalstaatsprokuralor bei dem Oberappellations- und Gegenbewelsantretung mit dem ersten Ver- 

gericht, Staatsprocuratoren nebst Substituten iiir fahren, Verhandlung in kurzen, überall perem- 

die Ober-, Schwur- und Kriminalgerichte, die torischen, zum Thell unerstrecklichen Fristen 

untern Staatsverwaltungs - und Finanzbeamten oder Terminen, Erschwerung der processuaU- 

für die Untergerichte, in FeMrügesachen die sehen Restitutionen, Eingeständniss als Folge 

Ortsvorstände. Auf Clvilsachen erstreckt sich unterbliebener oder unbestimmter Einlassung, 

die Thätiffkeit dieser Beamten nicht Die pro- Aufhebung der processhindemden und privile- 

cessualiscne Vertretung der Landesherrschaft, girten Einreden, Verwandelung des Beweisin- 

des Staates und gewisser öffentlichen Anstalten terlokuts in einen Beweisbescbluss im Sinn des 

in Clvilsachen Hegt den Staatsanwälten ob. Preussischen Rechts, Abschaffung der artikulir- 

6. Civilprocess. Der ältere, hauptsäch- ten Beweisantretung, des Vorbehalts bessern 
lieh auf einer Untergerichtsordnung vom 9. April Beweises, des Additionalbeweises und des Be- 
1732, einer Processordnung fiir die Oberge- weises zur Meineidsverhütung, endlich Inappel- 
richte vom 5. Sept 1745 und der Oberappella- labllität der Vorerkenntnisse einsschliesslich der 
tionsgerichtsordnung vom 15. Febr. 1746 be- Beweisbeschlüsse mit Ausnahme der einen Haupt- 
ruhende Civilprocess hatte mit dem gemeinen eid auferlegenden Erkenntnisse. 
Process die meisten Mängel gemein. Dem Be- Neben der Verbesserung des ordentlichen 
dürfniss einer Verbesserung desselben suchte Processes ist die Vermehrung der summarischen 
die Regierung nicht auf dem 1831 von den Processe zu erwähnen. Ausser dem Verfahren 
Landständen beantragten Wege eines umfassen- für Pachtprocesse, hypothekarische Klagen, Ex- 
den neuen Processgesetzes , sondern durch Ab- propriationen, Ablösungen, Beitreibung Uqoider 
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Abgaben ist als besonders zweckmässig das ^ner übermässigen Spaltung der Fragen. Die 
sogen. Baffatell- und das Mahnverrahren anzu- Entscheidung einer jenen den Geschwomen vor- 
führen. &steres, welches schriftliche Verhand- gelegten Frage l^llt nur dann gegen den An- 
hing ganz aosschliesst, beruht auf einem Gesetz geklagten aus, wenn 8 Stimmen von 12 sie zu 
vom 18. Oktober 1834 und kommt nach einer seinem Nachtheil beantworten; Verurtheilung mit 
durch Gesetz vom 29. Oktober 1848 bewirkten 7 Stimmen hat daher Freisprechung zur Folge. 
Erweiterung bei allen Processen, deren Gegen- Als devolutive Rechtsmiltel bestehen die Be- 
stand schätzbar und nicht über 50 ThI. werth rufung und die einfache Beschwerde, als nicht 
ist, ferner bei allen Gesinde-, Wohnungsmiethe-, devolutive die Einsprache wider Coniumacialer- 
Landpacht- und Zunftstreitigkeiten zur Anwen- kenntnisse und die Wiederaufnahme der Unter- 
dung. Das Mahnverfahren ist nach dem Muster suchung; ausserdem findet gegen Versäumnisse 
der im Grossherzogthum Hessen bestehenden von Fristen und Terminen Restitution statL Bei 
Einrichtung (vgl. diese Jahrb. I. 299) durch der Berufung gegen untergerichtliche und kri- 
Gesetz vom 24. Juli 1853 fiir alle nach dem minalgerichtUche Erkenntnisse gilt der der Preus- 
Gesetz vom 14. Juli 1853 einer abgekürzten sischen Gesetzgebung entlehnte Satz, dass das 
Klagenverjährung unterliegenden Forderungen vom Richter erster Instanz als thatsächlich fest- 
eingefUhrt. stehend Angenommene nur mittelst neuer That^ 
7. Strafprocess. An die Stelle des sachen oder Beweismittel angefochten werden 
schriillichen Inquisitionsprocesses trat in Folge . kann. Schwurgerichtliche Erkenntm'sse unter- 
eines Gesetzes vom 31. October 1848 der An- liegen der Berufung nur in Ansehung des Straf- 
klageprocess mit öffentlich -mündlichem Yerfah- masses, wenn nicht wegen Verletzung wesent- 
ren, Aufhebung der Beweistheorie und der Ent- lieber ProcessvorschriAen die Nichtigkeit des 
bindung von der Instanz. Eine dreijährige Er- Verfahrens oder Erkenntnisses anzunehmen ist. 
fahrung genügte, um mehrere Aenderungen Die in kriminalgerichtlichen Strafsachen zuge- 
dieses dem französischen Rechte nachgebildeten lassene Nichtigkeitsbeschwerde bei dem Krimi- 
Gesetzes wünschenswerth zu machen. Diese nal- Senat des Oberappellationsgerichts findet 
bewirkte ein provisorisches Gesez vom 22. Juli wegen Verletzung wesentlicher Förmlichkeiten 
1851 in Verbindung mit einer Veränderung der im Verfahren und wegen Verletzung eines Slraf- 
Organisation der Gerichts- und Anklagebehör- gesetzes statt, 
den und einer Beschränkung der Schwurgericht- 

liehen Kompetenz. Um die Literatur des kurhessischen Partiku- 
lm untergerichtlichen Verfahren bedarf es lanechts erwarben sich im vorigen Jahrhundert 
nach schriiUicher Erhebung der Anklage keiner einzelne Mitglieder der Juristenfakultät zu Mar- 
weiteren Mitwirkung der Anklagebehörde. Bei bürg Verdienste, unter denen Estor, Waldschmidt 
bestimmten Vergehen wird, wenn die Anzeige und Hombergk hervorzuheben sind. Im gegen- 
aof der eigenen Wahrnehmung öffentlicher Die- . wärtigen Jahrhundert befindet sie sich fast aus- 
ner oder glaubhafter Nachweisung eines ausser- schliesslich in den Händen der Praktiker. Da- 
fferichtlichen Geständnisses beruht, ohne Gehör her erklärt sich der Mangel an Systemen, der 
des Angezeigten ein Strafmandat ertheilt, und Reichthum an Abhandlungen über einzelne, bei 
erst auf Antrag desselben Verhandlungstermin praktischen Arbeiten entstandene und meist an 
anberaumt. Kechtsfällen entwickelten Fragen. Unter diesen 
In kriminalgerichtlichen Sachen braucht dem sind die Abhandlungen von Lennep, Kopp, Led- 
Verhandlungstermin keine gerichtliche Vorunter- derhose, B. W. Pfeiffer, Kulenkamp, Bickell, 
sochung vorauszugehen, welche die Anklage- Münscher — der Lebenden nicht zu gedenken 
behörde nach Ermessen veranlasst. Ebensowe- — hervorzuheben und zum Theil auch ausser- 
nig bedarf es eines vorgängigen Verweisungs- halb Kurhessens geschätzt. Eine alphabetisch 
beschlusses; das 1848 eingelührte Institut der geordnete, jedoch unvollständige Darstellung 
Rathskammer ist 18öl beseitigt worden. In al- des hessischen Rechts enthält das Handbuch von 
len Sachen findet Conlumacialverfahren, auch Kopp und Wittich, sieben Bände, dieBuchsta-, 
Ediktalladung des Angeklagten statt, welchem benAbisR umfassend, Kassel 1796 bis 1808, 4. 
gegen Contumacialerkenntnisse das Rechtsmittel Eine Uebersicht der gesammten Literatur des 
der Einsprache zusteht. kurhessischen Rechts und eine systematische 
Schwurgerichtliche Verhandlung findet nur Nachweisung der gedruckten Oberappellations- 
in denjenigen Sachen statt, welche der bei je- gerichts- Entscheidungen von Kulenkamp, Kas- 
dem Obergericht bestehende Anklage - Senat sei 1846, 8. gewährt ein sehr brauchbares 
dahin verweist. Dem Anklage -Erkenntniss muss Uülfsmittel in Verbindung mit dem obenerwähn- 
eine gerichtliche Voruntersuchung, insbesondere ten, nach demselben System geordneten Reper- 
Gehör des Angeschuldigten vorausgehen. Der torium desselben. 

Vorsitzende des Schwurgerichtshofs resumirt die Das ältere Staatsrecht ist systematisch von 

Verhandlungen nach dem Plaidoyer. Die Fragen Estor (Oriffines und Elementa juris publ. Kass. 

müssen auf Thatsachen gerichtet sein; über die Marb. 1752), von andern hessischen PubUcisten 

Erschwerungs- und Milderungsgründe werden in zahlreichen Abhandlungen bearbeitet. Das 

besondere Fragen gestellt; die rnüds neigt zu Staatsrecht von 1831 hat besonders an Murhard 
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^ VI. TencUoritfaracbt. 

(Commentar zur Verf. -Urkunde vom 6. Januar prov. Gesetzes vom 22. Juli 1851 von Bahr, 

1831, zwei Bände, Kassßl 1834, 1835) und B. Kassel IHöi, 8. 

W. Preiffer (in dess. prakt. Ausführungen Band Ein System des Strafprocesses ist von Ker- 

5 bis 8, Hannover 1838 bis 1846) Bearbeiter sting in Aussicht gestellt, aber noch nicht er- 

gefunden. Das Staatsrecht von 1852 ist noch schienen. Die vorhandenen Abhandlungen über' 

nicht zum Gegenstande einer wissenschaftlichen einzelne Materien desselben sind meist durch 

Darstellung gemacht worden. die AbschaiTung des Inquisitionsprocesses ver- 

Das althessische Kirchenrecht hat einen ®^^*- 
gTÖndUchen Bearbeiter gefunden an Ledderhose y^^ j^n ,„ i854 und 1855 auf dem Gebiete 
(Versuch einer Anleitung zum Hessen -Cassel- jes kurhessischen ParUkularrechts erschienenen 
5^*^?? «?^rj£ .'S?!** *i.r ' ^^" bearbeitet von Schriften sind etwa folgende auszuheben: 
Ch.H. Pfeiffer 1821). Wünschenswerth erscheint ^ r.. ^r r j ^r . j /. 
eine neue Bearbeitung desselben, welche, zu^ 1- Die Verfassunff und Verwaltung der Ge- 
gleich die Verhältnisse der kathoBschen Kirche meinden nach dem Rechte und der Gesete- 
wid das Kirchenrecht von Hanau und Isenburg «ebung des Kurflirstenthums Hessen, Kas- 
umfassend, die Gesetzgebung seit 1821, die in r.. 'o . '^IfT ^ . . . . r. 
der jüngsten Zeit von Heppe, Hassencamp U.A. ,P>e Schrift bezweckt eme umfassende Dar- 
auf dem Gebiet der Spezialgeschichle der hes- Stellung der dermaligen Gemeindeverfassung,- wie 
sischen Kirche gemachten Forschungen und die solche aus einer wissenschaftüchen Gesetzinter- 
Fortschritte der neuem Kirchenrechtswissenschaft pretalion, den Beschlüssen des Ministeriums 
berücksichtigte. ^^s Innern und den Erkenntnissen des höchsten 
«. • ' « u rk * 11 j » 1 * Gerichtshofs, ferner aus der Praxis der Staats- 
Eme systeraaUsche Darstdlung des Privat- ^envallungsl und Gemeindebehörden sich er- 
rechte fehlt zur Zeil noch, abgesehen von den j^bi. Zu einer solchen Darstellung erscheint 
unvollendeten Vergehen Jon Gärtner (Medit. %^ ungenannte, doch bekannte Verfasser durch 
'l':i':i' Ä 1^9^: Ä.j'^'ÄÄS! -- -"-''« Stellung vorzugsweise berufen, 
nographleen sind beraerkenswerlh <«e Abhand- 2. Gutachten, die neuesten Vorgänge in der 
lungen von Lennep über d.e Lands edelleihe evangeliscl^en Kirche des KuMtenthunis 
"""!! Hfnbergk «iber den elter heben Niessbrauch h^J^ bereifend, von Richter. Leipaig, 

vf,n-^\u' A^^M^"^ ^M^""*ü.'. J^ü* ^i' .^- Tauchnilz 1855. k 

Pfeiffer über das Maierrecht, endlich des Le z- 3^ pj^ Superintendenten in der ersten Kammer 

r RÄtettr^" "" ^'*" ''^"" ttÄ""^ ^"'"""^^ ^'' "^ 
Das Slrafrecht hat in neuester Zeit zwei sy- Beide vorliegende Schriften, von denen die 
slemaüsche Bearbeitungen erfahren. Das syste- letztere in einem Nachwort die erstere bekämpft, 
matische Handbuch des kurhessischen Straf- und gjnd hervorgerufen durch einen in der evange- 
Polizeirechls von Heuser, Kassel 1853, 8. ist ygchen Kirche von Kurhessen mit Lebhaftigkeit 
eine im Auftrag des Justiz- Ministeriums unter- geführten Streit, welcher, obwohl zunächst dog- 
nommene, durch das praktische Bedürfniss der maüscher Nalur, doch auch das Rechtsgebiet 
im mündlichen Strafverfahren thätigen Beamten berührt und daher aucli von juristischer Seile 
veranlasste Kompilation der bestehenden Straf- die hier angelührten Beleuchtungen hervorge- 
rechtsnormen ohne wissenschaftliche Bedeutung, rufen hat. Der Streit betriflt theils die konfes- 
Das Handbuch von Kersting, dessen Bedeutung sionelle Stellung und die symbolischen Schriften 
fiir das gemeine Recht in diesen Blättern (1.335) der hessischen Kirche, welche seit der Kirchen- 
bereits gewürdigt ist, enthält eine erschöpfende Verbesserung des Landgrafen Moritz (1605) bis- 
und zuverlässige Darstellung der partikularen her für reformirt galt, von Vilmar und seiner 
Gesetzgebung und Praxis. Schule aber für lutherisch erklärt wird, theils 
C. Ph. Kopp's ausführliche Nachricht von der den Umfang des nach hessischem Kirchenreckt 
altem und neuern Y^fassung der geistlichen der DiözesangeistUchkeit in Betreff der Super- 
und Civilgerichte in den fürstl. Hessen -Cassel- intendentenstellen zustehenden Wahlrechts, wel- 
schen Landen, Kassel 1769, 4. enthält im ersten ches seit der Verf. - Urkunde von 1852 in Folge 
Bande schätzbare Materialien für die Geschichte der Berufung der Superintendenten in <Ue erste 
des Gerichtsverfahrens, im zweiten Bande ein Kammer der Landstände auch poUtische Bedeu* 
System des im vorigen Jahrhundert übUcben tung hat Beide Fragen stehen in einem zu- 
Civilprocesses. Eine Darstellung des Unterge- fällten Zusammenhang insofern, als dem zum 
richtsprocesses findet man bei Wagner, Grund- Superintendenten der Diözese Kassel gewählte 
Züge der Gerichtsverfassung etc., dritte AufL Geistlichen die landesherrliche Bestätigung we- 
Kassel 1843, 8. einen Kommentar zum Gesetz gen seiner Stellung zu der konfessionellen Frage 
vom 16. September 1834 von Bickell in der versagt worden ist. Das Gulachti»n von Richter 
Zeitschrift für Recht und Gesetzgebung in Kur- vindizirt der hessischen Kirche den reformirlen 
hessen Heft 1, Kassel 1836, 8. Betrachtungen Charakter, spricht den Schmalkalder Artikeln 
über die dvifprocessuaUschen Bestimmung^ des und dem Ideinea lutherischen Katechismus die 
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EigensdiBft von Symbolen derselben ab und 
nimmt hinsichtlich des Heidelberger Katechismus 
an, dass er, obwohl nicht zum Symbol erhoben, 
vielmehr nur in den Schulen durch das Kirchen- 
regiment ohne Mitwirkung einer Synode einge- 
führt, doch um seiner geschichtlichen Bedeutung 
willen ffewissermassen als deutero - symbolisches 
Buch den Bekenntnissschriften nahegetreten sei. 
Das Recht des Landesherm in BetrejflT der Su- 
perintendentenwahl wird mit Rücksicht auf die 
Geschichte der hessischen Kirche und die seit- 
herige Praxis dahin bestimmt, dass die gemein- 
rechtlich als Attribut der landesherrlichen Kir- 
cbengewalt zu betrachtende Bestellung der Su^ 
perinteadenten in Hessen der Beschränkung un- 
terliege, dass der Landesherr auf die von der 
Geistlichkeit zu wählenden 2 bis 3 Personen 
beschränkt, an die Mehrheit der Stimmen aber 
nicht gebunden, vielmehr auch den von der 
Minderheit Gewählten zu bestätigen oder auch 
sämmtliche Gewählte zu verwerfen berechtigt 
8d. — Die zweite Schrift, welche dem vorma- 
ligen Minister Hassenpflug zugeschrieben wird, 
verlheidigt dagegen die Ansicht, dass dem mit 
absoluter Majorität Gewählten die landesherrliche 
Bestätigung nicht versagt werden könne, und 
das Wahhrecht des Landesherrn nur in dem Falle 
eintrete, wenn in Ermangelung einer absoluten 
Majorität Mehrere die meisten Stimmen haben. 

4. Das Ehescheidungsrecht nach gemeinem 
und insbesondere nach hessischem Rechte, 
von Strippelmann. Kassel, Fischer ltö4. 8. 

5. Der Gerichtseid. Erste Abtheilung: Der 
christliche Eid nach Entstehung, Entwicke- 
lung-, Verfall und Restauration, von Strip- 
pelmann. Kassel, Fischer 1855. 8. 

Beide Werke kündigen sich als Supplemente 
der mit dem achten Bande abgeschlossenen 
obenerwähnten Sammlung von Entscheidungen 
des Oberappellationsgerichts zu Kassel an. Vor- 
angeschickt ist eine weit ausholende Dogmen- 
geschichte, welche nicht allein das gemeine 
und kurhessische Recht umfasst, sondern auch 
Über die Grenzen des positiven Rechts hinaus 
auf das Feld der Rechtsphilosophie und christ- 
lichen Theologie sich verbreitet. An diese Ein- 
leitung reiht sich in der erstem Schrift die Dar- 
legung der Praxis des Oberappellationsgerichts 
zu Kassel hinsichtlich der Ehescheidungsgründe, 
des processuaUschen Verfahrens und der ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen der Ehescheidung, 
in der zweiten Schrift eine Erörterung über 
den Begriflr des Eides, die Formen desselben 
und die Eidesrähigkeit, während die Darlegung 
der Praxis hinsichtlich der verschiedenen Arten 
des Eides und dessen processualischer Behand- 
lung einer zweiten nnd dritten Abtheilung vor- 
belmlten worden ist. 

6. Die Priorität der Gläubiger mit Rücksicht 
auf kurhessisches Recht von Hartert. Mar- 
burg. Elwert 1855. & 
Der Verf. bezweckt eine flbersichtlicho Zu* 



sammenstellung der zerstreuten Bestimmungen 
des gemeinen und althessischen Rechtes, sowie 
der Aussprüche der kurhessischen Gerichte über 
die Priorität der Forderungen im Konkurs. Für 
das gemeine Recht ist die Schrift ohne Bedeu- 
tung, zumal da die neuere Literatur darin fast 
gänzlich unberücksichtigt gelassen ist. Für das 
Partikularrecht dagegen erscheint der vorliegende 
erste Versuch einer systematischen Darstellung 
der Bestimmungen des althessischen Rechts über 
die Klassifikation der Gläubiger und der zahllo- 
sen Kontroversen, welche durch deren fragmen- 
tarische und undeutliche Fassung hervorgerufen 
worden sind, nicht ohne Verdienst, wenn gleich 
erhebliche Ausstellungen gegen die Vollständig«^ 
keit und Richtigkeit der Darstellung zu machen 
sind. 

7. Die Waldungen zu halbem Gebrauche in 
Kurhessen. Eine rechtshistorische Abband-^ 
lung von Landau. Kassel, Bertram 1855. 8. 

In üinzelnen Theilen von Kurhessen findet 
man Forste, bei welchen eine Gemeinschaft der 
Nutzungen zwischen Gemeinden und der Lan- 
desherrschaft besteht, in verschiedener Weise, 
regelmässig aber dergestalt, dass die gesammte 
Holznutzung den Gemeinden »segen halben 
Forst ,^^ d. h. gegen Entrichtng der Hälfte des 
sonst nach Gesetz oder Herkommen zu entrich- 
tenden Forstgeldes an die Landesherrschaft zu- 
kommt. Es ist bestritten, ob diese Gemein- 
schaft auf Miteiffenthum oder auf ein dingliches 
Recht an fremder Sache zurückzuftihren, und, 
wenn Letzteres, ob das Eigenthum den Gemein- 
den oder der Landesherrschaft zuzusprechen 
sei. Schätzbares historisches Material zur Lö- 
sung dieser Fragen liefert die vorliegende Ab* 
bandlung, welche von den bereits an andern 
Orten (Landau, Territorien S. 111, 163) ent- 
wickelten Ansichten des Verf. über die Ursprung-^ 
liehe Gestaltung der Marken ausgehend das u- 
genthum der Waldungen zu halBem Gebrauche 
den Gemeinden zuschreibt und annimmt, dass 
das Recht der Landesherm auf den Bezug des 
halben Forst- .und Massgeldes in der Uebertra- 
gung der Schirmvogtei über die Waldungen von 
Seiten einzelner Gemeinden seinen Grund finde, 
wie auch anderwärts den Schirmvögten für ihren 
Schutz häufig ein Drittel oder (tte Hälfte der 
Einkünfte der Vogtei überwiesen worden sd. 

8. Kurhessisches Rechtsbnch. Unter Mitwir^ 
kung Mehrerer bearbeitet und herausgege- 
ben vonKlauboid. Kassel, Bertram 1865. 8. 

Eine poDuläre Darstellung des kurhessischen 
Rechts für Nichtjuristen, welche, obgleich den 
wissenschaftlichen Standpunkt geflissentlich auf- 
gebend, doch an dieser Stelle eine Erwähnung 
verdient, weil sie in systematischer Ordnung, 
unter Anführung d^ Quellen, in knapper und 
prädser Form eine summarische Uebersicht über 
den grössten Theil des Particularrechts gewährt. 
Der Stoff ist in folgende Abschnitte verUieiU: 
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256 VI. Territorialreclil. 

Der Staat, die Gemeinde, die Familie, der Stand entzieht sich die Schrift den kritischen Einwen* 

(Grundbesitz und Gewerbe), Vermögensrechte, dangen, welche gegen das System und die 

Rechtsverfolgung. Den Schluss bildet ein Ab- Vollständigkeit des Inhalts erhoben werden 

riss der Organisation und Kompetenz der Staats- könnten, 
behörden. Auf dem gewählten Standpunkte 



Der gegeiwirtise Rechtsziistaftd im Heno^hui Sachsei-Gobiuri^. 

Vom Regienmgs- and Jostizrath v. Egidy za Coburg. 

Die geographischen Gränzen des Her- zogthum Coburg. Dasselbe enthält mit Ein- 

zogthums Coburg, welches unter der Benennung schluss der Amisbezirke Sonnefeld und Köniffs- 

^der sächsische Ort Landes zu Franken^^ öfters bergjezt ff egen 10 Quadratmellen mit etwa 47000 

aufgeführt gefunden, zu Franken gehörte und Seelen und ist mit Ausnahme des Amts Königsberg 

nur erst in der neuern Zeit zu den sogenannten arrondirt. Letzteres mit etwa 2500 Seelen liegt 

Thüringer Staaten mitgerechnet wird, wurden 9 Stunden von Coburg entfernt, selbst nicht 

durch den nach dem am 11. Februar 182Ö er- einmal zusammenhängend, sondern in einigen 

folgten Erlöschen des Mannstammes der Sachsen- kleinen Parzellen zerrissen, im Kreise Unler- 

Gothaischen Speciallinie zwischen den Herzögen franken des Königreichs Bayern, 

von Sachsen -Meiningen, Sachsen -Coburg und . In den Aemtem Sonneield und Königsberg 

Sachsen - Hi Idburff hausen abgeschlossenen Staats- gelten noch einige Specialgesetze und Verord- 

vertrag vom i^J^s Novem^r 1826 wesentlich nungen des frühern Uerzogthums Sachsen -Hild- 

l>eengt und neugestaltet. burghausen, welche in dem Gesetze vom 28. JaH 

mch diesem Vertrage wurden das ganze und 24. December 1837 aufgeführt sind. Es 

Fürstenthiun Saalfeld, das Amt Themar und existirt eine gedruckte Sammlung der altem 

mehre am linken Ufer der Steinach gelegene merkwürdigsten Hildburghäuser Landesgesetze 

Ortschaften an Sachsen - Meiningen abgetreten, und Verordnunffen von den Jahren 1684 bis 1770 

DaiÜr kamen nur die beiden ehemals zu Sachsen- und eine in Hiidburghausen gedruckte Sammlung 

Hildburghausen gehörigen Aemter Sonnefeld und der im Herzogthum Sachsen -Hildburghausen seit 

Königsberg an das Herzogthum Coburg. Zu- dem Jahre lolO erschienenen landesherrlichen 

gleich erhielt der Herzog von Coburg das Her- Verordnungen, welche bis zum 12. April 1826 

zogthum Gotha. Beide Herzogthümer blieben reicht. Im Laufe der Jahre sind aber auch viele 

aber auch nach dieser Vereinigung unter einem ältere Coburger Specialgesetze, namentlich durch 

Herzog hinsichtlich der Verfassung, Verwaltung Verordnung vom 22. September 1830 in jenen 

and Gesetzgebung getrennt. Nur einige Gesetze, beiden Aemlern eingeführt worden., so dass die 

darunter die Verordnung über den Landesver- Gesetzgebung im ganzen Herzogthum Coburg im 

waltungsorganlsmus vom 30. October 1828, das Wesentlichen verschieden ist. 

Gesetz über den Anzeigenbeweis vom 8. Fe- Die altern Landesgesetze findet man 

bruar 1836 u. s. w. gehen beide Landestheile zerstreut, vornehmlich in 

an. Erst durch das neue Staatsgrundgesetz vom a) Johann Gerhard Grüner, historisch sta- 

3. May 1852 sind beide Herzogttiümer zu einem tislische Beschreibung des Fürstenthums 

politischen, untrennbaren Ganzen ^vereinigt wor- Coburg i). 

den. Gleichwohl Ist die Gesetzgebung auch seit b) Spiller von Mittelberg, diplomatische 
dieser Zeit in beiden Herzoglhümem nichts we- Beiträge zur Gesetzgebung. l.SammL Co- 
niger als übereinstimmend. Von den seit dieser bürg 1793. 4. 

Zeit bis Ende des Jahres 1855 erschienenen c) Johann Adolph v. Schuttes, Sachsen- 

90 Gesetzen sind nur 40 für die Landestheile Coburg - Saalfeld'sche Landesgeschichle. 2 

gemeinschaftlich. Die wichtigsten der letztern Abtheilunffen 1818 und 1320. 

sind das Ges. vom 3. May 1852 über den Ci- d) Hönn, G. P., Sachsen - Coburgische His- 

vilstaatsdienst, das provisorische Gesetz über die toria in zweien Büchern. Frankfurt und 

Griminalrechtspflege und Polizei vom 3. May 1852 Leipzig 1700. 

und über die Pensionsverhältnisse der ORiciere e) Johann Ullrich Röder^ von Erbgericht^ 
von demselben Tage und das Hausgeselz für und Lohns - Vogtheyen etc. Hildburghausen 
das herzoglich Sachsen - Coburg - Gothaische Haus 1782. 
vom 1. März 1855. Die übrigen gemeinschaft- 
lichen Gesetze betreffen fast sämmtlich allge- - 

meine Zoll- und Handelsverhältnisse oder andere 

mit auswärtigen Reffierungen abgeschlossene j) Besonders enthalt der im Jahre 1793 erschienene 

Staatsverträffe. Wir beschränken uns anf eine 4te Theil dieses Werks eine ziemlich voUst&ndige 

kurze Schilderung des Rechtszustandes im Her- Sammhmg älterer Gesetze und Generalien. 
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Eine Sammlunff neuerer Gesetze hat 
Theodor Heinrich Opitz unter dem Titel: Real- 
repertorium der herzogl. Sachsen -Coburg -Saal- 
feldischcn Landesgeselze aus den Jahren 1801 
bis 1818, Coburg 1820. 4. und der Stadlrich- 
ler, Hofadvocat Rückert, unler dem Titel: 
,,SammIung der Landesgesetze und Verordnungen 
„für das Herzogthum Coburg auf den Zeitraum 
„von 1800 bis 1839", Coburg 1844. 4. heraus- 
gegeben. Erslere enlhäft die Gesetze nur in 
westmlllchen Auszügen alphabetisch geordnet, 
letztere unler öffentlicher Autorität voranslallet, 
im vollständigen Abdruck nach der Zeitlolge und 
nach den verschiedenen Materien in 14 Bänden 
nebst einem Register abgethellt. Seit 1807 wer- 
den alle Landesgesetze und Verordnungen in 
dem allwöchentlich in Coburg erscheinenden Re- 
gierurigs- und Intelligenzblatle veröffentKchl, und 
mit dem 14. Februar 18i5 hat ausserdem noch 
eine besondere Gesetzsammlung begonnen, wel- 
che bis zum 23. Mai 1854 in vier Bänden bereits 
195 Gesetze in fortlaufenden Nummern enthält. 
Der seitdem begonnene vierte Band dieser Samm- 
lung zählte am Schlüsse des Jahres 1855 bis 
Nummer 240. 

Die Literatur findet man in den meisten 
Lehrbüchern des sächsischen Rechts mehr oder 
wenig vollständig angeführt, unter andern in 
Heimbach, Lehrbuch des parliculären Privatrechls 
der zu den Oberappellationsgerichten zu Jena 
und Zerhst vereinten Länder, Jena 1848. Cap. 2. 
8. 72 und 73. 

Neuerdings hat Dr. Gustav Emminghaus un- 
ler dem Titel „Pandecten des gemeinen sächs. 
Rechts*', Jena 1851, eine schätzbare Sammlung 
von Rechtssprüchen systematisch geordnet her- 
ausgegeben, welche auch für das Coburger Par- 
ticuTarrechl von Interesse ist. Ausserdem haben 
die Statuten der herzogl. sächs. Residenzstadt 
Coburg von D. Christoph Güntzel, herausgege- 
ben von D. J. A. Ortloff, Coburg 1818, und 
namentlich auch der diesen Statuten angehängte 
„Versuch einer hislorischen Entwicklung der 
Theorie der Gütergemeinschaft unter Eheleuten 
in der Pflege Coburg'* von demselben Verfasser, 
besonders in Ansehung der ehelichen Güterge- 
meinschaft, der Errungenschaft und Erbfolge, 
nicht allein für die Stadt, sondern auch für das 
Land grosse Autorität und gesetzliche Gellung. 

Unter den Zeitschriften sind die ,juristi- 
„schen Abhandlungen und Rechtsfälle mit be- 
„sonderer Rücksicht auf die Länder des sächs. 
„Rechts und die Entscheidungen des Gesammt- 
„oberappellations^erichts zu Jena", von Fr. Ort- 
loff, C. W. C, Heimbach, E. E. Schüler und 
E. J. Guyet, Jena 1847. 8. hervorzuheben. Es 
ist jedoch nur 1 Band derselben erschienen. 
Im Jahre 1851 erschien in Weimar das „Wochen- 
blatt für Slrafrechtspflege in Thüringen", und 
nachdem dieses aulgehört hatte, werden seil 
1854 „Blätter (Ör Rechtspflege in Thüringen und 
Anhalt" früher vom Kreisgerichtsassessor Rein- 
hold Schmid, jetzt vom Oberappeliatlonsgerichts- 
Jahrb* t RechUwlss. 1855. 



ralh Dr. J. Chr. Hotzel zu Jena herausgegeben, 
eine Zeitschrift, die allseiligen Beifall findet und 
zur Fortbildung des einheimischen Rechts in den 
gedachten Staaten wesentlich beiträgt. 

Das Civilrecht des Landes ist das ge- 
meine Recht, soweit dasselbe durch statutarische 
oder particularrechtliche Bestimmungen nicht ab- 
geändert worden ist. Es lässt sich im Allge- 
meinen nicht behaupten, dass in Coburg das 
gemeine sächs. Recht gelle ; namentlich hat hier 
der Sachsenspiegel und das Magdeburgische 
Weichbildrecht nie Gültigkeit gehabt 2;. Allein 
bei den verwandtschaftlichen Beziehungen der 
sächsischen Häuser, und da mehrere Churlürsten 
von Sachsen längere Jahre Vormünder unmün- 
diger Regenten waren, so hat die Chursächsische 
Gesetzgebung auch auf die Länder der ernsti- 
nischen Linie, also auch auf die Pflege Coburg 
den entschiedensten Einfluss geübt. Eins der 
wichtigsten altern einheimischen Parliculargeselze 
ist die Polizei- und Landesordnung von 
Johann Friedrich dem Mittlern, Johann Wilhelm 
und Johann Friedrich dem Jüngern vom Jahr 1556. 
Besonders verdient um die Gesetzgebung und 
um die Ausbildung des Coburger Pariicularrechls 
machte sich Herzog Johann Casimir. Er stellte 
das von Johann Ernst 1544 errichtete, nach des- 
sen Tode aber eingegangene Hofgericht zu Co- 
burg wieder her und erliess für dasselbe unterm 
22. May 1598 eine neue Gerichtsordnung, worin 
er befahl, „in der coburgischen Pflege die kay- 
„serlichen Rechte, des heiligen Reichs Consti- 
„tuliones und jedes Orts hergebrachte, ausge- 
„fülirte, rechtsmässige erbare Gewohnheit in 
„gebührende gute Acht zu nehmen." Von ihm 
ist ferner der sogenannte Casimirianische Ab- 
schied vom 23. Oclober 1612, welcher die Ver- 
hällnisse der Coburger Ritterschaft zu ihren 
Lehnleuten regulirt, jetzt aber nach Aufhebung 
und resp. Ablösung der Feudallasten seinen prac- 
lischen Werth verloren hat, und die noch gel- 
tende Kirchenordnun^ von 1626. Von dieser 
Zeit ab erschien in jedem Jahrhundert und be- 
sonders seit den It^zlen fünfzig Jahren eine 
grosse Menge Particulargesetze, so dass wohl 
nicht leicht eine Rechtsmaterie vorhanden sein 
wird, welche von Particularrechtlichen Bestim- 
mungen unberührt gelassen wurde, obwohl ein 



2) Schon in der Jenaischen Hofgerichtsordnang 
von 1566 wird gesagt : „Nachdem aber in unserm 
„Ort Lande zu Franken die sächs. Rechte nicht der- 
„massen, wie sie diesseits des Thüringer Waldes, in 
„üblichen Gebrauch gekommen sind, so soU das sächs. 
„Recht in denen Fällen, darinnen es der gemeinen 
„beschriebenen Rechten zuwider slatuirl. Unsere Un- 
„terlhanen in Franken nicht binden, sondern den ge- 
.,meinen Rechten nachgegangen werden.** AehnHch 
drückt sich die Jenaische Hofgcrichlsofdnung vom J. 
1653 cap. 15 aus, dass jenseits des Thüring. Waldes 
die sächs. Rechte in decisoriis nicht eingeführt, dass 
dort vielmehr die gemeinen kayseriichen Rechte ge- 
brauchet und denselben nachgegangen werde. 

17 . 
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einheitliches Privatrecht hier nicht vorhanden 
ist. . 

Als die wichtigsten der neuem noch gellen- 
den Gesetze 3), soweit sie nicht bereits erwähnt 
worden- sind oder nicht noch weiter unten er- 
wähnt werden, dürften folgende hervorzuheben 
sein : 

1. Das Gesetz vom 25. Juni 1825, die ein- 
fachen fleischlichen Vergehen und die aus der 
Schwängerung für Mutter und Kind entspringen- 
den civilrechllichen Ansprüche betreffend. Das- 
selbe ist meistentheils dem königl. preussischen 
Landrechte Tbl. 2. Tit. 1 u. 2 entnommen. 

2. Die Gesetze vom 20. September 1825, 
vom 5. September 1835 und 13. August 1835 
reguliren das Sportuliren bei den Justiz- und 
Verwaltungsbehörden sowohl in erster, als zwei- 
ler Instanz. Danach sind die einzelnen Sportel- 
ansätze im Vergleich zu den Sporlellaxen ande- 
rer Länder als sehr billig zu bezeichnen. 

3. Ein Gesetz vom 11. Oktober 1827 fiihrt 
eine aligemeine Gebührenlaxe für die Advoca- 
ten ein. 

4. Ein Gesetz vom 28. December 1831 ver- 
einfacht die Förmlichkeiten bei Errichtung letzt- 
williger Dispositionen für den Fall des Ausbruchs 
der Cholera. 

5. Das Gesetz vom 12. Februar 1832 führt 
ein Militärstrafgeseizbuch ein. 

6. Ein Gesetz vom 5. Juni 1832 stellt das 
Vermögen Abwesender unter besondern Schulz 
und regulirt das Rufen Verschollener. 

7. lün Gesetz vom 23. April 1835 schreibt 
den Rechtscandidaten die Art und Weise ihrer 
practischen Ausbildung zur Erlangung eines 
Staatsamtes oder der Advocatur vor. 

8. Das Geselz vom 2. Juni 1834 betrifft die 
Renuncialionen der Weiber auf die weiblichen 
Rechts wohlthaten. 

9. Das Gesetz vom 23. Juni 1835 beschränkt 
die Militärdienslzeit von 6 Jahren auf 4 Jahre. 

10. Das Geselz vom 10. August 1835 regelt 
das Landgemeindewesen. 

11. Das Gesetz vom 12. August 1835 ordnet 
das Wohnorts -und Heimathsrechl. 

12. Das Geselz vom 6. April 1836 hebt die 
Geschlechtscuratel auf. 

13. Ein Geselz vom 23. Mai 1837 führt eine 
Mllilärgerichtsordnung ein. 

14. Das Geselz vom 30. Juli 1845 führt 
freie Gerichtstage ein, an welchen sich die Par- 
teien über jede Rechtsansprüche in Güte unent- 
geldlich vereinigen können. 



3) Schon nach der alten Cob. Staatsverfassung v. 
8. August 1821, welche durch die neue vom 3. Mai 
1852 aufgehoben worden ist, bildeten der Regent und 
die Landslände vereinigt die Factoren der gesetzge- 
benden Gewalt. Die Verkündigung derselben erfolgt 
im Namen des Herzogs. Nach §. 108 des neuen Staats- 
grundges. gehört jedoch zur wesentlichen Form eines 
Gesetzes die Erwähnung der Zusümmung des Landtags- 
zu demselben. 



15. Das Gesetz vom 8. Hai 1848 hebt die 
geschlossene Zahl der Advoeaten auf. 

16. Das Gesetz vom 12. Februar 1849 be- 
trifil die Bewässerung und Entwässerung der 
Gründstücke. 

17. Das Geselz vom 2B. December 1848 führt 
die allgemeine Wechselordnung Hir Deutschlaud 
ein. 

18. Das Gesetz vom 2. April 1849 hebt das 
Jagdrecht auf fremdem GruncI und Boden auf. 

19. Das Gesetz vom 24. März 1850 setzt 
den Zeitpunct der Volljährigkeit auf das zurück- 
gelegte 21. Lebensjahr fest 

20. Das Gesetz vom 5. August 1851 geneh- 
migt die nunmehr definitiv gültige Stadtordnung 
der Residenzstadt Coburg. Fast gleich mit der- 
selben sind die Stadtordnungen für Neustadt und 
Rodach, jene durch Gesetz vom 12. Mai 1852, 
diese durch Gesetz vom 6. Juli 1852 eingeführt. 

21. Das Staatsgrundgesetz vom 3. Mai 1852. 

22. Das Gesetz vom 10. Juni 1854 befördert 
die Zusammenlegung der Grundstücke. 

23. Das Gesetz vom 11. Juni 1854 und die 
Verordnung vom 10. April 1855 beirefien die 
zwangsweisen Abtretungen bei Anlegung der 
Werrabahn nebst Zweigbahnen. 

24. Gesetz vom 26. Aug. und vom 22. Oc- 
tober 1855 ordnen die Feststellung von Flur- 
grenzen und die Herstellung von Flurbüchern 
und 

25. das Gesetz vom 29. August 1855 die 
Landesvermessung an. 

26. Das Geselz vom 31. Aug. 1855 schreibt 
für bestimmte Zwecke eine allgemeine Zwangs- 
enteignung vor. 

27. Das Gesetz vom 13. September und die 
Verordnung vom 30. November 1855 betreffen 
den Bau und die Unterhaltung der Gemeindewege 
und Bezirkssirassen. 

Ein Gesetz über Abkürzung der Verjährungs- 
fristen wird demnächst den Landständen zur 
Beralhung vorgelegt werden. Man wird sonach 
die Ueberzeugung gewinnen, dass Coburg auch 
bezüglich der Gesetzgebung hinter andern Staa- 
ten keineswegs zurückgebueben ist. 

Dem.Civilprozesse liegt die Prozessord- 
nung *) Herzogs Ernst des Frommen vom 28. März 
1670, gewöhnlich die Ernesünische Prozessord- 
nung genannt, zu Grunde, deren Quelle die s. ff. 
alte rrozessordnung von Churlurst Johann Georgl. 
vom 28. Juli 1622 ist, aus welcher sie oft werl- 
lich entlehnt ist. 

Dieselbe ist durch die provisorische Ober- 



^; 



appellationsgerichtsordnung ^) vom 8. October 



4) Erst wurde dieselbe durch Coburger Rescript 
vom 16. Juni 1741 nur in formalibu« recipirt und als 
subsidiarische Prozessquelle auf die Hofgerichts- 
ordnung und aui die alte chursSchs. Prozessordnnng 
von 1622 verwiesen. Aber durch Verordnung vom 
20. Juni 1808 wurde sie auch in materialibus einge- 
führt. 

5) Dem Oberappellationsgerichte zu Jena steht die 
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1816 und deren PubUcationspatent vom 18. Dec. 
18t6, sowie durch die Verordnung vom 12. Juni 
1832 besonders bezüglich des Instanzenzugs 
und dann noch in einigen Puncten durch Ver- 
ordnung vom 23. Juni 1825 abgeändert worden. 
Der Prozess beruht auf der Verhandiungsniaxime. 
Das Verfahren ist entweder das ordenliiche oder 
das summarische. In lelzterm werden alle 
Schuld-, Ahmenlen-, Gesinde-, Handwerks-, 
Mieth-, Gewerbs - Rechnungssachen im Betrag 
bis 75 fl., ferner alle ihrer* Natur nach Beschleu- 
nigung erfordernden Bau-, Markt-, Provoca- 
cations-, Executiv- und Wechsel-Sachen, sowie 
Besiizstreiligkeiten und Concurse verhandelt. 
Bei Anbringung der Klage, resp. Einreden muss 
der Eidesgebrauch angekündigt, resp. vorbehal- 
ten werden. Dilatorische und prozesshindernde 
Einreden sind bei Verlust derselben vor der 
Einlassung vorzubringen. Die Einlassung muss 
speciell und punclweise erfolgen. Peremtorische 
finreden müssen sofort hinter der Einlassung 
vorgeschützt werden. Die zweite Ladung erfolgt 
sub poena" confessi et convicti. Jeder Bescheid 
wird 10 Tage nach der Eröffnung, die Oberap- 
pellalionsgerichls - Erkenntmsse jedoch mit ihrer 
Eröffnung rechtskräftig. 

Als Slrafrecht galt bis zum Jahre 1851 
das gemeine Strafrecht, vermischt mit einer 
grossen Menge Specialgeselze. Mit dem 28. Ja- 
nuar 1851 trat das s. g. Thüringer Strafgesetz- 
buch in's Leben, welcnes alle bis dalün gültig 
gewesenen StrafbesÜmmungen ausser Kraft setzte, 
jedoch mit Ausnahme der über polizeiliche Ver- 

Sehungen, über Beeinträchligung von Regalien^ 
taats- und Gemeindeabgaben, über Zwangs- 
und Ordnungsstrafen in den verschiedenen Zwei- 
£en der Verwaltung und über Verbrechen des 
[ilitairs bestehenden S»ralbestimmungen. Seit 
dem ist ein Gesetz vom 6. October 1851 über 
die PoUzei und die Bestrafung der durch Druck- 
schriften begangenen Verbrechen und Vergehen 
und von demselben Tage ein Gesetz über Be- 
strafung der Forslvergehen und unter dem 12. 
Februar 1855 ein Gesetz über die Bestrafung 
der Vergehen gegen Telegraphen-Anstalten er- 
schienen. 

Der Strafprozess ist das gemeinrechtliche 
schriftliche und geheime Verfahren. Die auf 
Anklageverfahren, Oeffenllichkeit und Mündlich- 
keit mit Geschwornengerichlen basirle s. g. Thü- 
ringer Strafprozessordnung, welche in den Nach- 
barstaaten Meiningen, Weimar und einigen andern 
8. ^ Thüringer Staaten gilt, ist in Coburg-Gotha 
noch nicht eingeführt. Jedoch soll dieselbe nach 
der Weimarischen Novelle vom 9. December 



Berugniss zu, seine Ansichten mit Genefamigfung der 
Interessirten Höfe in Formen von Präjodlcien zu ver- 
öffentUchen, von welchen dann, so lange sie durch 
die Landesgesetzgebung nicht abgeändert worden sind, 
bei Vermeidung der Nichügkeitsklage nicht wieder 
abgegangen werden darf. 



1854 umgearbeitet, der nächsten Ständeversamm- 
lung zur Berathung vorgelegt werden, und daran 
sich eine neue Justizorganisation knüpfen *). Für 
jetzt wird der Criminalprocess hauptsächlich durch 
das Gesetz über die Criminalrechtspflege und 
Polizei vom 3. Mai 1852 geregelt, dessen mei- 
ste Bestimmungen der thüringischen Strafpro- 
zess -Ordnung entnommen sind. 

' Gleichergeslalt ist auch das Gesetz vom 
27. November 1831, welches das Verfahren In 
gewöhnlichen Injurienhändeln bestimmt, jener 
Strafprozessordnung im WesenlUchen entnommen. 
Ausserdem ist noch für Abhandlung der Forst- 
vergehen durch das Specialgeselz vom 6. Okto- 
ber 1851 ein besonderes abgekürztes Verfahren 
vorgeschrieben. 

Nur das vorerwähnte Geselz vom 6. October 
1851 über die Polizei und Bestrafung der durch 
Druckschriften begangenen Verbrechen und Ver- 
gehen schreibt ein auf Anklage durch die 
Staatsanwallschafl; oder einen BelheiUglen basir- 
tes ölTentliches und mündliches Verfahren vor. 

Der Richter ist an die gemeinrechtliche Be- 
weistheorie gebunden ; die Verurtheilung 
eines Angeklagten kann jedoch nach dem Ges. 
vom 8. Februar 1836 auf Anzeigen hin erfolgen. 
Auf den Reim'gungseid kann erkannt werden, 
wenn halber oder mehr als halber Beweis vor- 
liegt, und weder in der Persönlichkeit des An- 
geschuldigten, noch in der Grösse der für das 
Verbrechen angedrohten Strafe ein Bedenken 
obwaltet. Auch eine Entbindung von der Instanz 
ist zulässig. 

Die Rechtspflege in erster Instanz, 
sofern nicht schriftsässige Personen oder Sachen 
in Frage kommen, wird seitdem durch Gesetz 
vom 7. Februar 1849 die Patrimonialgerichte^) 
aufgehoben worden sind, von sechs herzoglichen 
Justiz -Aemtern und in den vier Städten des 
Herzogthums, Coburg, Neustadt, Rodach und 
Königsberg von (Municipal) Stadlgerichlen aus- 

fjeübt. Nur das Sladlgericht in Coburg ist col- 
egialisch , mit 3 Richtern, alle übrigen Stadtge- 
richte und die Justizämter sind nur mit einem 
Richter besetzt, also biu*eaukratlsch organisirt. 
Diese Gerichte haben die volle Clviljurisdiktion 
mit Ausnahme der Gerichtsbarkeit über schrift- 
sässige Personen und Sachen. Sie sind die 
prozessleitenden und entscheidenden Behörden. 
Eine Competenzverschiedenheit nach der Höhe 
des Slreitobjects findet nicht Statt. Ebenso ruht 



*) Diese Vorlage ist, seit Niederschrift des gegen- 
wärtigen Aufsatzes, bereits erfolgt und von dem ge- 
meinschafüicben Landtage genehmigt worden. 

Anm. d. Red. 

6) Das Gesetz hob die Patnroonialgenchtsbarkeit 
ohne alle Entschädigung der Gerichlsherrn auf und 
cnthieh auch keine Bestimmungen bezüglich der Ent- 
schädigung der Patrimonialrichter und Beamten. Erst 
durch die Gesetze vom 25. März 1850 und vom 13. 
Novbr. 1855 wurde für letztere eine geringe Entschä- 
digung normirt. 

17* 
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die rrefwillige Gerichtsbarkeit in den Händen 
dieser Gerichte, welche auch die Ober\'ormiind- 
schaflsbehörden nicht schriflsässiger Personen, 
sowie die Hypolhckenbehorden innerhalb ihrer 

ffeograp hieben Bezirke sind. In Strafsachen 
Uhren die lunf Herzogl. Justizämter — nehmlich 
mit Ausnahme des Herzogt. Jastizamts erster 
Abtheilung zu Coburg — die Untersuchung al- 
ler Vergehen oder Verbrechen ohne Unterschied 
der Strafliöhe, mit alleiniger Ausnahme der 
Verbrechen schriflsässiger Personen, und erken- 
nen auch in denselben, wenn die Strafe in thesi 
die Dauer von sechs Wochen (beim Rückfalle 
die Dauer von 12 Wochen) — Gelangniss nicht 
übersteigt 7). Bei in thesi höher anj^edrohten 
Strafen werden die Acten dem herzoglichen 
Justizcollegium zu Coburg zum Erkenntniss ein- 
gesandt. Die Stadtgerichte haben keine Crimi- 
nalgerichtsbarkeit. Die Justiz ist in erster In- 
stanz®) von der Verwaltung nicht getrennt. Nur 
die Stadtgerichte haben mit der Verwaltung 
nichts zu thun und ebenso flndet in den beiden 
Amtsbezirken Coburg eine Trennung im We- 
sentlichen Statt, indem das Juslizamt zweiler 
Abtheilung die Civil- und Criminaljustizbehörde 
ist, das erster Abiheilung aber die Verwaltung, 
sowie die freiwillige Gerichtsbarkeit milEinschluss 
des Vormundschafls - und Hypolhekenwesens 
besorgt «j. 

Das Gericht zweiter Instanz in allen 
von den Gerichten erster Instanz abt^eurtheilten 
Civilrechtsstreiligkeiten sowohl, als Criminalun- 
tersuchungen bildet das Herzogliche Justizcolle- 
gium zu Coburg, aus einem Director, drei Rä- 
Ihen und einem Hülfsarbeiter dermalen beste- 
hend lOj. Dasselbe ist jedoch für schriftsässlge 
Personen und Sachen in Civilrechtsangelegen- 
heiten zugleich das Gericht erster Instanz, und 
ebenso ist ihm seil dem Jahre 1845 die Civilge- 
richtsbarkeit über das Hofdiener-, Capell-, und 
Theater -Personal, welche früher dem Oberhof- 
marschallamle zustand, provisorisch übertragen 
worden. Zu den schriitsässigen Perso- 
nen zählen alle mittelbare und unmillelbare 
Staatsdiener, der höhere und niedere Adel, die 
OfOciere, Geistlichen, Schullehrer und die Trä- 
ger academischer Würden. Zu den schrift- 
siissigen Sachen gehören die herzoglichen 
Güter und die Beslandlheile des Herzoglichen 
Hausvermögens und FamilienOdeicommisses, so- 
wie der Staats- und Domainenfiscus. Das Ju- 
stizcollegium bildet auch das Ehegerichl für 
alle Glaubensbekenntnisse, selbst für die Juden, 
deren jedoch nur sehr wenige Familien im Lande 
leben. In Strafsachen competirt ihm die Unler- 



7) Compelenzg^esetz vom 5. Oct. 1851. 

8) In der obern Instanz ist die Justiz von der 
Verwaltung getrennt. 

9) Verordnung vom 12. Juni 1840. 

10) Der Geschäftskreis und der Geschäftsgang des 
herzog!. Justizcollegium ist durch die Verordnung vom 
28. Oclober 1830 regulirt. 



suchung und Entscheidung In erster Instanz be- 
züglich der Verbrechen") aller schriflsässiger 
Personen mit Ausnahme der acliven OfBcierei^). 
Mit Führung dergleichen Untersuchungen pflegt 
entweder ein Justizami oder ein Hitglied des 
Justizcollegiums beauftragt zu werden. 

Ist letzteres der Fall, so darf das betreffende 
MitgUed nicht Referent beim Vortrag behufs der 
Aburlheilung der Sache sein, sich aber bei der 
Abstimmung betheiligen. 

In erster Instanz hat es in Untersuchungen 
aller Verbrechen abzuurlheilen, welche in thesi 
mit einer hohem Strafe, als mit 6 Wochen Ge- 
fängniss oder im Rückfall mit 12 Wochen Ge- 
langniss bedroht sind. Für das Herzogthum 
Gotna bildet das Herzogl. Justiz - Collegium zu 
Coburg die zweite Instanz in allen Strafsachen 
und CivJlrechtsstreiligkeilen , welche das Justiz- 
collegium in Gotha in erster Instanz entschie- 
den hat. 

Das Justizcollegium ist ferner das Obermi- 
lilairge rieht und bildet als solches die zweite 
Instanz fiir die vom permanenten vollen Kriegs- 
gericht abgeurtheilten Verbrechen der Mililairs. 
Auch ist es die Aufsichtsbehörde über alle 
Gerichte erster Instanz, Advocaten und Notare, 
die Hypothekenbehörde und der Lehnhof 
fiir die eigentlichen Ritter- und Canzlei- Lehne, 
deren aber seit dem Erscheinen des Gesetzes 
über die Ablösung der Grundlasten vom 25. Ja- 
nuar 1849 keine mehr exisliren, sowie die 
Obervormundschaflsbehörde für schriR- 
sässige Personen. 

In allen Strafsachen und Ci^1l-Rechtsstrei- 
Ugkeiten, welche das Justizcollegium zu Coburg 
in erster Instanz entschieden hat, bildet das 
Justizcollegium zu Gotha die zweite Instanz. 

Die drille und resp. letzte Instanz 
ist das Grossherzogliche und Herzogliche Ge- 
samml - Oberappellalionsgericht zu Jena*^). An 
dasselbe können jedoch nur diejenigen Straf- 
sachen zur Aburlheilung gfeiangen, in welchen 
in erster Instanz auf Zuchthausstrafe oder auf 
eine andere entehrende Strafe^*) erkannt und 
diese in zweiter Instanz bestätigt worden ist 



11) Ein Unterschied rwischen Verbrechen and Ver- 
gehen findet nicht Statt. 

12) Die verbrecherischen Handlungen der adivcn 
Officiere werden von dem Mililärgerichle untersucht 
und von dem Kriegsgericht in erster Instanz abgeor- 
theilt. 

13) Dasselbe ist im Jahr 1816 neu efrichtet wor- 
den , und zwar für 

a) das Grossherzogthum Sachsen-Weimar-Etsenach. 

b) das Herzogthum Sachsen -Coburg -Gotha. 

c) das Herzogthum Sachsen -Meiningen-HUdburg- 
hausen. 

d) das Herzogthum Sachsen - Altenburg und 

c) die fürstl. Reussischen Länder älterer und jüng^ 
rcr Linie. Seit 1849 sind Schwarzburg -Rudol- 
stadt und Sondershausen und seit 1850 Anhalt- 
Dessau und Anhalt -Köthen beigetreten. 

14) Alle andern entehrenden Strafen sind durch 
das Gesetz vom 28. Juni 1849 aufgehoben worden. 
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Das Rechtsmittel der Oberappellation ist im legium ein. Letzteres verabrasst alsdann nach 

Allgemeinen und in der. Regel unzulässig: der Mehrheit der vorliegenden drei Absümmun- 

a) wider drei gleichförmige Erkenntnisse, gen das deOnilive Erkennlniss. Sollte sich da- 

b) wider zwei gleichförmige Erkenntnisse in bei keine Uebereinstimmung zweier Abstimmun- 
summarischen Sachen, sen ergeben, so muss eine Stimmenmehrheit 

c) wider Inhäsiv- und Purificalions - Erkennt- durch Zusammenzählung aller Stimmen der ein- 
nisse, zelnen Volanten in den drei Collegien erzielt 

d) wider blosse Inlerlocule, werden. 

e) wider Declaratorien, Der Antrag auf Versendung der Acten 

f) in Ehe- und Sponsaliensachen , ausgenom- zum auswärtigen Rechlsspruch ( — ad exleros 
men Erkenntnisse über gänzliche Trennung imparliales — ) ist jeder Partei, ebenso jedem 
der Ehe, Angeschuldigten in jeder Instanz gestattet ^5). 

) in Disciplinarsachen, Auch das Juslizcollegium kann unter gewissen 

) in rein kirchlichen und Schulsachen, Umständen die Versendung der Acten zum aus- 

i) in Streitigkeiten zwischen dem Gesinde und wärügen Rechtsspruch sowohl in Criminalun- 

seiner Dienstherrschaft und tersuchungen , als auch in Civilrechtsstreitigkei- 

k) in solchen' Sachen, wo der Gegenstand ten selbst ohne Antrag einer Partei oder eines 

der Beschwerden unter 4 Thlr. jährlicher Angeschuldigten, ex officio anordnen. 

Nutzung oder unter 100 Thlr. Sachs, an In Strafsachen ist eine zweimalige Entschei- 

Hauptwerth beträgt. düng nur nolhwendig, wenn auf den Tod^«) 

Liegen in einer an und Tür sich oberappel- oder auf zehnjährige Freiheitsstrafe oder auf 

labein Sache bereits zwei gleichförmige Er- eine andere gleichkommende oder härtere Strafe 

kenntnisse vor, so hat der Oberappellat die Be- erkannt ist. Ausserdem bewendet es bei dem 

fugniss, vorerst noch eine Zwischeninstanz Erkenntnisse erster Instanz, wenn sich der An- 

entweder durch Versendung der Acten zum geschuldigte demselben unterwirft. In jenen 

auswärtigen Rechtsspruch oder bei dem Her- Fällen müssen die Straferkenntnisse vor ihrer 

zogl. Juslizcollegium zu Gotha anzusprechen. Publication dem Herzog zur landesherrlichen 

Erfolgt hier das dritte Erkenntniss confirmato- Genehmigung vorgelegt werden. 

risch, so ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht Auf eine Vertheidigung vor dem ersten 

mehr zulässig; wenn es aber in der Hauptsache Erkenntnisse kann jeder Angeschuldigte und bei 

reformatorisch ausfällt, so entscheidet das^Ober- jedem Verbrechen verzichten. Auch in den fol- 

appellalionsgerlcht in vierter und letzter Instanz, genden Instanzen ist eine blose Submissio ad 

Gegen Oberappellationsgerichlserkenntnisse acta priora zulässig und eine schriftliche Ver- 

in Civikechlsslreitigkeiten kann die Nichtig- theidigung zu den Acten zu bringen nicht er- 

keitsbeschwerde erhoben werden, wenn forderlich. Nur. in den Fällen, wo eine zwei- 

a) absolut wesentliche Bestandtheile des Pro- malige Entscheidung nothwendig ist, muss we- 
zesses (substanllalia processus) verletzt nigstens eine schrifiliche Vertheidigung ent- 
worden sind, oder weder vor, oder nach dem ersten Erkenntnisse 

b) wenn gegen den klaren Buchstaben spe- zu den Acten gebracht werden. Eine reforma- 
cieller Landesgesetze , oder tio in pejus ist unzulässig. 

c) gegen frühere ölTentlich bekannt gemachte Gegen Oberappellationsgerichts -Erkenntnisse 
und nicht etwa seitdem durch landesherr- in Criminaluntersuchungen findet kein Rechts- 
liche Verordnungen unanwendbar gewordene mittel mehr Statt. 

. praejudicia des Oberappellationsgerichts 

selbst gesprochen worden ist. 
Uebor üie Nichtigkeitsbeschwerde erkennt 15) Nachdem diese Versendung durch Verordnung 

ein Juslizcollegium desjenigen der vereinten ''^^ 28. Nov. 1835 in Folge des Bundesbeschlusses 

Höfe, an weichem der Turnus der über das 7"",^^^^ 1835 aufgehoben worden war ist sie 

Gesammt-OberappeU^ stattfindenden J^^ ?>r un^hlis^s^ksl^ hT^^^^^^^ 

jahrhch wechselnden Inspecüon steht. Gegen auswärtigen Rechtsspruchs im Vergleich zu denen 

den Ausspruch dieses Justizholes kann nur noch eines einheimischen, sowie die nicht immer befriedig- 

binnen lOtägigerNolhfrist das Rechtsmittels der ten Erwartungen von dergleichen Rechtssprüchen mö- 

Re Vision eingewendet werden. Ueber das- S^^ <iazu beitragen,' dass in neuerer Zeit nur noch 

selbe liaben die drei resp. nächsten Justizcolle- s«^*^" ^^" J^"^^ Befugniss Gebrauch gemacht wird. 

gien der übrigen Höfe zu erkennen. Jedes ,^ /^> P^lJ^^f^^t^^^ff. *^^ 

o^i .1. w. r^w ' • • * • 1, • 18. Juni 1849 gleichzeitig mit der Strafe der generel- 

SOlches Collegium vereinigt sich eines gemein- i^„ Vermögenseinziehung, der körperhchen Züchtigung 

Samen Beschlusses unter Beifügung der Gründe und des Prangers abgeschafft worden. Letztere war 

und schickt denselben an das versendende Col- schon längst ausser Uebung. 
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üeberWek des gegenwärtigen Rechtsznstandes im lerzogtliui Sacken -Meiniigei. 

Vom StaatMUiwalt Heinz e in Hildborghansen. 

Das Herzogthum Sachsen Meiningen — 43 schaft als die andere Gränzmarke, Innerhalb 

Ouadratmeilen 170000 Seelen — hat seinen welcher ein reicher Wechsel von Rechtsgebil- 

Territorialbesland hauptsächlich durch die Lan- den auflrilt. Er wird wesentlich dadurch be- 

deslheilungen von 1680 und 1681 unter den gtinstigt, dass zumeist aur diesem Gebiete die 

Söhnen des Stifters der Golhaischen Haupiliiiie Statuten der Städte — Meiningen, Wasungen, 

im Emestinischen Hause Sachsen, Ernst des Salzungen, Gräfenthal, Saatfeld, Lebesten, ifild- 

Frommen — Meiningen, Wasungen, Salzungen burghausen, Heldburg, Eisfeld, Ummerstadt, die 

— durch die 1734 und 1735 erfolgte Verlhei- vier letzten der Familie der Cobürger Statuten 

lung der Coburger, Eisenberger und Römhilder von 1651 angehörig — privalrechtliche Bestim- 

Lande — Sonneberg, Römhild — und durch mungen enthalten. 

die nach dem Aussterben der Gotha -Alten- Die neuere Gesetzgebung hat sich mit Er- 

burgischen Speciallinie 1826 mit S. Coburg und folg der Aufgabe unterzogen. Veraltetes und 

S. Hildburghausen abgeschlossenen Verträge — Ucberlebtes auszuscheiden, störende Unterschiede 

Hildburghausen, Eisfeld, Themar, Saalfeld, Grä- zwischen den Rechten verschiedener Landes- 

fenthal, Camburg, Crannichfeld — erhalten. Das theile auszugleichen und der fortschreitenden 

Herzogthum ist nach dem landschaftlichen Grund- Entwicklung des Rechtslebens fördernd zur Seile 

gesetz von 1829 Ein staatsrechtliches Ganzes. zu stehen. Daher z. B. Gesetze über Torferä- 

Die Grundlage des Privatrechts bildet, berei 1832, über Aulhebung der Geschlecnts- 
mit subsidiärer Hallung neben dem Partikular- Vormundschaft 1833, über die CoUaleralgelder 
recht, das geraeine Civilrecht, dem jedoch in 1835, über das Gesindewesen 1838, über Auf- 
den (Thüringischen) Landestheilen nördlich vom hebung von Gerade, Heergeräthe, Morgengabe 
Kamme des Thüringer Waldes — Saalfeld, Grä- und Musslheil 1841, über die Intercession der 
fenlhal, Crannichfeld, Camburg — sowie z. Th. Frauen 1844, über Aufhebung der Lex Ana- 
in Salzungen die gemeinen Sächsischen Rechte, stasiana, der querela und exceptio non nume- 
Sachsenspiegel, Magdeburger Weichbildrecht — ratae pecuniae und dolis 1844, über die Ge- 
und ausserdem die Kursäcnsischen Constitutionen währ der Viehmängel 1844, über die aus un- 
von 1572, letztere auch in den meisten Frän- ehelichen Schwächungen entstehenden Privatan- 
kischen Landestheilen, vorgehen. Sprüche 1844, über Expropriationen 1845, über 

Unter den älteren, je nach dem verschiede- Verjährung öffentlicher Abgaben 1847, über 
nen Umfang der Territorien der Gesetzgeber Hallung der Gemeinden lür Beschädigungen bei 
nur fiir einzelne Theile des Herzogthums gülti- Aufruhr u. s. w. 1848, über Einführung der 
gen Gesetzen verdienen vor Allem die Landes- deutschen Wechselordnung 1848, über Unzuläs- 
ordnungen Erwähnung, nämlich die aus der sigkeit dinglicher Klagen bei Papieren au por- 
Tiroler Landesordnung von 1532 geschöpfte leur 1850, über Verpfändung von Schuldurkun- 
Henneberger Landesordnung von 1539, die Go- den u. s. w. 1850, über Be- und Entwässerung 
thaiscbe oder Erneslinische Landesordnung von von Wiesen 1850, über die Aufhebung des 
1666 und die Altenburgische Landesordnung von Jagdrechts auf fremdem Grund und ßoden 1850, 
1742. Besonders die erstgenannte hat manche über das Feuerversichcrungswesen 1853, über 
tiefeingreifende Abweichungen vom gemeinen die bürgerlichen Rechte der Juden 4853, über 
Recht aufgenommen. Die nach den Landesord- kürzere Verjährungsfristen fiir gewisse Forde- 
nungen bis 1826 erlassenen Gesetze betreffen, rungen 1853, über Zusammenlegung der Grund- 
soweit sie noch in Geltung, namentlich das stücke 1855, über Ablösung grund- und guts- 
Eherecbt und eheliche Güterrecht, das Näher- herrlicher Lasten 1846, 1848, 1850. Das Ab- 
recht, Vormundschaftsrecht — Altenburger Vor- lösungsgesetz von 1850 erklärt jede Art ablös- 
mundschaflsordnung von 1785, der Kursäch- barer Grundlast, die Hutgerechtigkeit allein 
sischen Verordnung von 1782 entnommen — ausgenommen, mit dem Jahr 1860 fiir erloschen, 
das Lehnrecht, die Lebnhalderpflicht; sie sind wenn sie bis dahin zur Ablösung nicht wenig- 
meist in besondere Sammlungen — für Altmei- stens angemeldet ist. Die Ablösung erfolgt 
Hingen, Hildburghausen, Coburg - Saalfeld , AI- mittelst Capitalisirung zum 12 — 18faGhen Be- 
tenbarg, Gotha — gebracht. Seil 1829 be- trag des jährlichen Reinertrags und wird durch 
steht eine offizielle Verordnungssammlung für die hauptsächlich zu diesem Zweck 1849 ein- 
das ganze Herzogthum. gerichtete Landescredit^nstalt unterstützt. Das 

Die mannichfaltigsten Gestaltungen bietet das Gesetz von 1848 über das Gemeindewesen ent- 
eheliche Güterrecht dar. Das in Römhild gül- hält umfassende Bestimmungen über Bildung der 
tige reinrömische Dotalrecht erscheint als die Gemeindemarkungen und Gemeinden, das Ge- 
eine, die 1747 im Fürstenthum Hildburghausen meinde-, Heimaths- und Jlarkgenossenrecht, 
legausirte allgemeine, materielle Gütergemein* und die Aufbringung der Gemeindelasten. Ein 
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Hypothekengesetz soll hi der Kttrze erlassen Im Jahr 1838 wurde ein neues Verfahren 

werdea. för mlnderwichti^e — bis zu 100 fl. rhein., seit 

Das Verfahren im Civilprozess richtet 1846 bis zu 300 fl. — Rechtssachen mit der 
sich in den Laudestheilen südlich vom Thüringer Inslructlonsmaxime eingeführt. Die Parleivor- 
Wald nach der Prozessordnung j^mst des From- träge geschehen der Regel nach mündlich zu 
men von 1670, im Fürstenthum Saalfeld und in Protokoll. Schriftliche Eingaben bilden die 
Camburg nach der Altenburgischen Prozessord- Ausnahme. Der Richter stellt ein spezielles 
nung von 1744, in Crannichfeld nach der Go- Beweislhema auf. Es >vird blos Ein Erkenntniss 
thaischen Prozessordnung von 1776. Die Er- ertheilt, gegen welches Appellation uneinge- 
neslinische Prozessordnung ist grösstenlheils der schränkt, bei Beschwerden über 100 fl. und hin- 
allen Kursächsischen von 1622 — die neben zukommenden Wechsel der Erkenntnisse auch 
ihr in subsidium gilt — und z. Th. Carpzov's Oberappellation zulässig ist. — Ein Gesetz 
prozessualischen Schriften entlehnt. Theil I han- über den Bagatellprozess steht in naher Aus- 
delt vom ordentlichen, Th. II vom summarischen sieht. 

Prpzess: unbestimmt summarisch, Executivpro- Besondere Anerkennung verdienen zwei dem 
zess, Summariissimum, Inhibitivprozess, Consi- Herzogthum z. Th. eigentnümliche, zu gegen- 
slorialprozess. Quelle der Altenburgischen Pro- seitiger Ergänzung bestimmte Institute: der 
zessordnung, der die Gothaische sich meistens Friedensgerichte, seit 1835, der freien Ge- 
anschUesst, ist die Kursächsische erläuterte Pro- richtstage, seit 1829 bestehend. Der gemein- 
zessordnurig von 1724. Die Eigen thümlichkeilen same Zweck kostenfreier Vergleichsverhandlun- 
des Sächsischen Prozesses: spezielle Regub'rung gen verbunden mit unentgeltlicher Niederschrift 
des Prozessganges in allen seinen Theilen, aer Vergleiche und Geständnisse wird hier durch 
strengste Durchführung der Verhandlungsmaxime, die Rechlskunde und Geschäftsübung der Ge- 
scharfe Scheidung des ersten Verfahrens vom richte dort durch die lokalen und Personal- 
Beweisverfahren , generelles Beweisinterlokut, Kenntnisse der regelmässig in jeder einzelnen 
besondere Verhandlung und Entscheidung über Stadt- und Landgemeinde bestellten, von der 
Zulässigkell und Erheblichkeit der Beweismittel, Gemeinde selbst gewählten Vertrauensmänner 
sind den drei Prozessordnungen gemeinsam. wesentlich gefördert. Während von den Ge- 

Die neuere Gesetzgebung begann damit 1829 richten die angebrachten Klagen nicht blos nach 

durch ein vortrefi*licnes desetz ij die Compe- Antrag auf den allwöchentUch abzuhaltenden 

tenzverhällnisse zvrischen Justiz und Verwaltung freien Gerichtstagen verhandelt, sondern auch 

abzugränzen, schuf sodann fiir ordentliche Rechts- von Amtswegen dahin verwiesen werden , ist 

mittel — 1831 und 1844 — und Restitutionen die Thätigkeit der Friedensgerichte von der 

— 1841 — einheitliche, in der letzteren Rieh- Einwilligung der Parteien abhängig gemacht, 

tung thellweis originelle Normen 2; und suchte Auf beiderlei Protokolle hin kann Execution 

überdies seil 1833 bis in die neueste Zeit eine eirtgeleitet werden. 

namhafte Anzahl Conlroversen und unnützer Zuständigkeit der Gerichte, Rechtsmittel und 

Förmlichkeiten abzuschneiden, die Kosten, z. B. Instanzenzug in Sachen der freiwilligen Ge- 

durch überaus niedrige Sporleltaxen , zu min- richlsbarkeil sind durch Gesetze von 1837 und 

dem, das Verfahren abzukürzen und zu verein- 1850, das Ediktalverfahren in Civilsachen ausser 

fachen. Dabei hat man die Verkümmerung der dem Concurs durch Gesetze von 1838 und 1855 

dritten Instanz möglichst vermieden. Es gibt geregelt. 

keine Oberappellationsumme. Unanfechtbarkeit Im Gebiete des Criminalrechtes und 

zweier gleichlautender Erkenntnisse ist als Criminalprozesses begegnen wir den Co- 

Grundsatz nicht angenommen, sondern gilt nur dificationen, welche unter dem Namen djer Thü- 

hier und da als Ausnahme. Wegen der Natur ringischen bekannt sind. Nachdem eine Bear- 

des Streitgegenstandes ist bei definitiver Fest- beitung des Königl. Sächsischen Criminalgesetz- 

stellung &e Oberappellation nirgends ausge- buchs von 1838 im Jahr 1844 eingeführt wor- 

schlossen. den, trat 1850 das Thüringische Strafgesetz- 

" ' '• buch an deren Stelle; es ist efne freiere Ueber- 

1) Zar Charakteristik möge dienen: Die obera arbeitung derselben Quelle, die namentlich nach 
Regieran^bchörden sind iwar befuget innerhalb gewiss Abschneidung der schwebenden Controversen 

^^^^ZJ'^SZZ ^^ert^Ss^n^ T'h.«ST^k^ ^"I"''"' ."?.' leichterer Ver- 
sie haben dieselben aber sogleich dem Obergericht slandllchkeit, besonders auch für die Geschwor- 
miizuiheilen, um diesem Gelegenheit zu geben etwaige ^^^y strebte. Unter den Abweichungen, Welche 
Bedenken zur Sprache zu bringen und insbesondere das Meiningische Strafgesetzbuch von dem Thti- 
sich zu überzeugen, dass in die Gränzen der eigentli- ringer Regierungsentwurf darbietet, ist die Wo- 
chen richterlichen Gewall nicht eingegriffen worden senllichste die Beibehaltung der Todesstrafe für 
f\ J^e™«/^ Competenzconflicte in höchster Instanz Jen Mord. — Ein Militairslrafgesetzbuch ist 

entscheidet der Herzog nachdem er, besonders auf 40*1 i„^ „«, ^«*^ u «t«i-«p«.«?«»-k 1 4ora 

Anlrag der Parteien, das Gutachten des OberappeUa- ^844, das neuest» Forststrafgesetzbucll 1850 

tionsgerichts vernommen. erlassen worden, ein Pohzeistrafgesetzbuch ist 

2) Näheres enthält das Archiv f. d. civ. Praxis* vorbereitet. 

1846. S, 132 ff. Die ebenfaUs seH 1850 geltende Tliüringer 
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Strafprozessordnung — Quelle der Österreich!- erfolffreich ins Werk gesetzt. Die Patrimonial- 
sehen Strafprozessordnung von 1850 — hat bei gericntsbarkeit der Städte wurde 1829, der Ril- 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen , zu lergulsbesilzer 1846, der ehemaligen Reichsun- 
denen auch die Polizeivergehen ^) gehören, mittelbaren 1840 aufgehoben, 
mündliches und öffentliches Verfahren, unter Das oberste Gericht des Landes ist das ge- 
Mitwirkung der Staatsanwaltschaft, ohne Be- meinschalllich für sämmlJiche Sächsische Her- 
weistheorie, eingeführt. Verbrechen werden zoglhümer und die Reussischen Fürstenthüraer 
unter Zuziehung von Geschwornen — Zweidrit- 1817 zu Jena gegründete OberappellationsgerichL 
telsmajorität zur Schuldigerklärung erforderlich — Es bestand ursprünglich aus 1 Präsidenten, 
abgeurtheilt. Die Staatsanwaltschaft gilt als 5 ordentlichen Professoren der Rechte an der 
Partei, die Vertheidigung ist ihr nach dem Universität zu Jena als akademischen und 4 
Schlüsse der Voruntersuchung thunlichsl gleich- später 5 nichtakademischen Räthen. Der An- 
gestellt. Enderkenntnisse wegen Uebertretungen schluss der Schwarzburgischen Fürstenthümer 
und Vergehen sind unbeschränkt appellabel. sowie der Herzoglhümer Anhalt - Dessau und 
Wider die Verweisunffserkenntnisse, die Urlheile Köthen — 1850 — hat eine Vermehrung des 
des Schwurgerichtshofs und die Enderkenn Inisse Personals um 2 Räthe und nölhigenfalls 2 Hülfs- 
zweiter Instanz findet Nichtigkeitsbeschwerde arbeiter zur Folge gehabt. Das Tribunal zer- 
an das Oberappellalionsgericht statt, hauplsäch- fällt nach der Geschäftsordnung von 1852 in 
lieh wegen Verletzung von Formen. Fragen 2 Senate und bildet regelmässig die dritte In- 
des materiellen Rechts werden nach der Praxis stanz in Civilsachen ^) , den Cassationshof in 
des obersten Gerichtshofs thatsächlich fast nur Criminalsachen. 

insoweit entschieden , als es sich um das jus in Das Appellationsgericht in Hildburghausen, 

thesi handelt — Für Uebertretungen gilt ein aus 1 Präsidenten und 6 Räthen bestehend, bil- 

abgekürztes, für Injurien, wenn sie, wie ge- det durch mindestens 5 Mitglieder regelmässig 

wohnlich von dem Privatankläger verfolgt wer- die zweite Instanz in allen Civilsachen^) und 

den, ein besonderes Verfahren. — An die füi* Endurtheile über Vergehen. Aus je drei 

Strafprozessordnung schloss sich ein Gesetz über Mitgliedern ist die Abtheilung für freiwillige 

Eidesleistungen und die Versicherungen an Ei- Gerichtsbarkeit — zweite Instanz — und: zur 

desstatt an. Reschlussiassung über die schwurgerichtlichen 

Eine Verordnung von 1850 über die Hand- Anklagen, sowie als Recursinstanz in der Vor- 
habung der Staatsanwaltschaft und das sonstige Untersuchung: die Anklagekammer zusainmen- 
Verfahren bei Uebertretungen hat in der Praxis gesetzt. Bei dem Appellationsgericht und bei 
den Nachweis geliefert, dass es unräthlich ist, dem Schwurgericht fungirt der Oberstaalsan- 
den Vorständen der Landgemeinden allgemein walt, der gegenwärtig zugleich mit der Gene- 
die Staatsanwaltschaflsvertretung zu übertragen, ralslaatsanwallschan. bei dem Oberappellations- 
Es sind hierin, sowie rücksichtlich einiger an- gericht beauftragt ist. 

derer Mängel der Strafprozessordnung in der Die mit 1 Kreisrichter und mindestens 3 As- 
Kürze Abänderungen zu erwarten. sessoren besetzten 5 Kreisgerichte — Sprengel 

Die gegenwärtige Organisation der Ju- von 16000 (Salzungen) — 48000 Seelen (Hild- 
stizbehörden ist im Jahr 1850 ins Leben burghausen) — verhandeln und entscheiden, 
getreten. Collegialisch besetzte Untergerichte letzteres durch mindestens 3 Mitglieder, in er- 
aber und die vollständige Trennung der Justiz ster Instanz die bürgerlichen Ordinarprozcss- 
von der Verwaltung *) sind bereits seit 1829 sachen sowie über Vergehen, in zweiler Instanz 
über Uebertretungen. Ein Mitglied des Kreis- 
gerichts fuhrt selbstständig die Voruntersuchun- 

3) Das Einluhrungsgesetz zur Strafprozessordnung ^^^ wegen Verbrechen und Vergehen, Bei den 
ermächtigt die Ortsvorstände als Polizei nchtcr nament- Preisgerichten sind die Staatsanwälte thäüg. 
hch bei vorliegendem Gestandniss , Geldstrafen bis zu n- v i • u» ir - -«i i«^^.>.ri«HA 
6 fl. auszusprechen. Aber auch hier ist unbeschränkt Die Emzelrich er — Kreisgenchtsdeputatio- 
Berufung auf Verhandlung vor dem Strafrichler ge- "^n und Landgenchle — sind Kreisgenchtsasses- 
stattet. soren, theils am Sitze der Kreisgerichte, thcils 

4) An der Spitze der gesammten Verwaltung steht — 10 — ausserhalb. Ihre Compelenz umfasst 
seit 1848 das Siaatsministeriura mit 5 Abiheilungen : neben der Aufsicht Über die Friedensgerichte, 
für das herzogliche Haus und auswärtige Angelegen- ^^^ Abhaltung der freien Gerichtstage und ge- 
heilen, Inneres, Justiz, Kirchen und Schulensachen, , .„^^„ u^inPi«««!,^« ai^ v.-.k««^i««rr »»/) l^i 
Finanzen. Den Ministerialablheilungen unmittelbar unl ^f?" Ediktalsachen, die Verhandlung und Lnl- 
tergeben sind die Verwallungsämter,Ephorien, Amts- Scheidung der minderwichtigen Civilprozesse, 
einnahmen, Forstdeparfements , Stadtmagistrale, sowie 

die aus Vorständen der genannten Stellen zusammen- ■ — " 

gesetzten Kirchen und Schulenämter und Forslämter. Für -,,,,.. , ^t « i- 

die Justizver^valtungsangelegenheiten büden Appella- , . 5) Wenn bei emgewandter Oberappellation zwe 

tionsgericht und Oberstaatsanwalt, für die Steuerämler gleichförniige Entscheidungen vorhegen , kann der 

meist der Generalinspector des Thüringischen ZoUver- Oberappcllat Versendung der Acten ad cxteros ver- 

eins zu Erfurt, für die Postbehörden der Oberposlcom- rangen. 

missar in Eisenach und die Taxis'sche Generalpostdi- 6) Nur die Milgüedcr des herzoglichen Hauses 

rection in Franlifurt a. M. Mittelinstanzen. haben einen privilegirten G.erichtsstand. 
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der UebertretuQgen und die freiwillige Gerichts- 
barkeit. Am Sitz der Kreisgerichle bestehen je 
drei nach Geschäftszweigen — streitige Gcriclils- 
barkeit, freiwillige Gerichtsbarkeit, Strafsachen 
— getrennte Deputationen. 

Seit 1829 sind für die Justizbeamten 
drei Prüfungen eingeführt, deren jede in einen 
schiiltlichen und einen mündlichen Theil zer- 
fällt. Die beiden ersten werden von dem Ap- 
pellationsgerichl , die drille von einer aus Mit- 
gliedern des Oberappellationsgerichls zusammen- 
gesetzten Commission abgehalten. Die erste 
qualificirt zum Acluariatsdienst, die zweite zur 
Advokatur und richterlichen Thätigkeit, die drille 
zum höheren Richteramt. Dienstentlassung öf- 
fentlicher Diener soll unter Entziehung des Ge- 
baltes oder der Pension — welche bei den 
Staalsdienern ohne Rücksicht auf das Dienslalter 
im vollen Gehalt besteht — nur entweder als 
gesetzliche Selbstfolge der Yerurtheilung zu 
entehrenden Strafen eintreten oder durch das 
Appellationsgericht auf Grund besonderer ge- 
setzlichen Strafandrohungen, nach einem eigens 
normirten Verfahren, ausgesprochen werden. In 
zweiler Instanz entscheidet hier das Oberappel- 
lationsgericht. Richter^eamte sollen ohne ihre 
Einwilligung nur aus bestimmten, in dem Or- 
ganisationsgesetz von 1850 aufgezählten Grün- 
den zur Disposition gestellt oder versetzt wer- 
den. Abgesehen von dem Fall organischer 
Veränderungen hat über das Vorhandensein die- 
ser Gründe das Plenum des Oberappellations- 
gerichts zu entscheiden. 

Die wichtigsten Erscheinungen auf dem Ge- 
biete der Particularrechtsliteratur "^j sind 

7) Ein Handbuch des Meiningischen Privatrechts 
ist 182S von Kumpel herausgegeben worden. 



aus neuerer Zeit: Kori, Theorie des Sachs, bür- 
gerlichen Prozesses etc. 1822 und Theorie des 
Sachs, summarischen bürgerlichen Prozesses etc. 
1823, die Jahrbücher der Gesetzgebung und 
Rechtspflege in Sachsen etc. von G. A. Martin 
1829 — 1831, Hofimann, Versuch einer Darstel- 
lung des in den Sächsischen Herzogthümern 
gellenden Kirchenrechts 1843, Busch, die neue- 
ren — Sachsichen Criminalgesetzbücher etc. 
1848, Emminghaus, Pandekten des gemeinen 
Sachsischen Rechts 1848 — 1851, Abhandlungen 
und Rechtsfälle von Ortloff, Heimbach, Schüler, 
Guyit 1847, Heimbach's Lehrbuch des parlicu- 
laren Privatrechls etc. der Thüringischen und 
Anhaliinischen Staaten 1848. II. Th. 1853, Er- 
örterungen aus dem gemeinen und Sächsischen 
Civilrechl und Civilprozess 1849, Lehrbuch des 
Sachs, bürgerlichen Prozesses mit besonderer 
Rücksicht aul die zum Oberappellationscerichl 
in Jena vereinten Länder 1852 und 1853, das 
Wochenblatt für Strafrechtspflege in Thüringen 
von Schmid 1851 — 1853 und die seit 1854 er- 
scheinenden, früher von Schmid, jetzt von 
Holzel redigirten Blätter für Rechtspflege in 
Thüringen und Anhalt. 

Auch die Bearbeitungen des Weimar -Ei- 
senach'schcn Privatrechts von Sachse, des Go- 
thaischen von Brückner, des AUenburgischen 
von Hesse schlajgen zum Theil ein. Namentlich 
aber ist wegen der vielfachen und einffreifenden 
Aehnlichkeit der beiderseitigen Rechtsquellen 
die Literatur des Königl. Sachs. Rechtes lür die 
Wissenschaft des einheimischen von der höch- 
sten Bedeutung. 



UekerUick ier wichtigsten, besoniers der leverei Erscheiinngen des RechtSJEvstaniles 
in den beiden Fiirstentbumeru Srbwarzburg bis znm Ende des Jabres 1855. 

Von Friedrich Chop, Fflrstl. SchwarKburg - Sondershausenschem wirklichem 

Geheimenrathe a. D. 



L Einleitung. Das Fürstenthum Schwarz- 
burg -Rudolstadt hat nach der letzten, bekannt 
gewordenen Zahlung auf 19 Ouadratmeilen 69,050, 
Schwarzburg- Sondershausen aber auf I6Y2 Oua- 
dratmeilen 60,847 Einwohner. Beide Fürsten- 
thümer zerfallen in zwei grössere, nicht ganz 

Sleiche Theile, von denen der eine nördlich in 
er Nahe des Harzes, der andere an und in dem 
Thüringer -Walde liegt. 

IL Rechts quellen. In beiden Fürsten- 
hümern gelten, neben dem gemeinen, römischen, 



deutschen und sächsischen ^) Rechte 2) die kur- 



1) Lctztres in dem von Haubold in seinem Lehr- 
buche des königlich sächsischen Privatrechls §. 8 und 
von Heimbach in seinem Lehrbuche des parti- 
kulären Privalrechts der zu den Oberappellations- 
gcrichlen in Jena und Zerbst vereinten Länder 1848 
§§. 11 u. 12 angegebnen Umfange. 

2) von HcUbach's Handbuch des schwarzburg.- , 
sond. Privatrechls 1820. Einl. S. III. u. von Baraberg's 
schw. rudolst. Privalrecht 1844. Einl. S. VII. 
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sächsischen Constitutionen von 1572 5) und die 
s. g. alte Isursächsische Processordnung von 
1622*) in subsidium. Was das ihnen eigen- 
thümllche Parlicularrecht betrifll, so kann jetzt 
ziemlich von den, hauptsächlich dem 16. und 
17. Jahrhunderte angehörigen Statuten, von de- 
nen die wichtigsten in Walchs Beiträgen zum 
deutschen Privalrechte abgedruckt worden sind, 
abgesehen werden, weil sie grösstentheils in der 
neuern Zeit antiquirt worden sind. Die allge- 
meine Gesetzgebung beschäftigte sich in frühem 
Jahrhunderten Zusammenhangs- und principlos 
fast nur mit Gegenstanden von untergeordneter 
Bedeutung und halle einen sehr ausgeprägten 
polizeilichen und fiscalischen Charakter. Die 
grösste und bedeutungsvollste Thäligkeil ent- 
wickelte sie erst seit 1ö48. In diesem verhäng- 
nissvollen Jahre machte sich eine bisweilen un- 
gestüme und stürmische Bewegung auch im 
Schvvarzburgschen geltend. Indessen, riss sie 
auch hier und da zu üebereilungen und unbe- 
rechtigten Zugeständnissen an das Tagesgeschrei 
— z. B. in Sondershausen zur gänzlichen 
Aufhebung des nur durch übertriebene Bevor- 
mundung zum kleinern Theile mit Recht lästig 
und missliebig gewordenen Innungsgesetzes von 
1844 — , sowie zu einer zu weit getriebenen 
Nachgiebigkeit gegen noch nicht erprobte poli- 
tische Theorien und Einrichtungen fort, so ist 
sie doch im grossen Ganzen ungemein segens- 
reich gewesen : denn sie war es, die lange schon 
still gehegten oder überhörten Klagen ihr Ohr 
lieh. Missstände und Missbräuche abzuschaffen 
suchte, die Ungleichheit vor dem Gesetze be- 
seitigte, eine raschere, einfachere und volks- 
thümliche Organisation der Justiz und Admi- 
nistration schuf, die vernachlässigten Interessen 
des Credits und der materiellen Wohlfarth för- 
derte und befestigte und sich mit besondrer 
Liebe und Sorgfalt bemühte, die Fesseln zu 
sprengen, unter denen die hauptsächlichste 
Nahrungsquelle, die Landwirthschafl, seufzte. 
Es ist ihr auch in der That gelungen, den 
Landmann zu einer schon jetzt unverken baren 
Stufe des Wohlstands, der Zufriedenheit und 
des Selbstgefühls zu erheben. Freilich kann sie 
für dieses ihr erfolgreiches Streben nicht das 
ohnehin oft zweifelhafte Verdienst völliger Selbst- 
ständigkeil und Neuheit in Anspruch nehmen: 
denn vielfach befand sie sich nur in dem Falle, 
dem leuchtenden Beispiele kluger Nachbarstaa- 
ten folgen zu können oder zu müssen. Schon 
früher hatten zwar dieselben auch auf sie ein- 
gewirkt, aber die materielle Uebereinstimmung 
war damals fast nur das unbewusste Product 



3) von Hellbach a. a. 0, S« IV. von Bambergs a. 
a. 0. S.Vin. Kori in Elvers Themis. Bd.I, S. 333— 
336. — Heimbach a. a. 0. §. 56. 

4) von Hellbach a. a. 0: S.IV. Heimbachs Lehr- 
buch des sächsischen bürgerlichen Prozesses Th. L 
i. 5. S. 11. 



gleicher Voraussetzungen und Ziele; allein 1848 
entwickelte sich die, leider allzubald wieder in 
thatlosen Hintergrund zurückgetretene Ansicht 
zur lebendigen üeberzeugung, dass Thüringen, 
trotz seiner staatlichen Zerrissenheit, vermöge 
der altem gemdinsamen Grundlagen seines Rechts- 
zuslandes und kraft der Gleichheit der Abstam- 
mung, der Sitten, der Culturstüfe und der in- 
dustriellen und landwirthschaftlichen Beschäftigung 
das Bedürfniss und die Fähigkeit habe, seine pri- 
vatrechtlichen Gesetze und Einrichtungen mit 
vorausberechnender Absicht in Einklang zu 
bringen und dieselben also fortab auch nach 
seiner formellen Seite zu gewinnen. Als hierzu 
noch die Lösung der Aufgaben kam, welche die 
deutschen Grundrechte auch den thüringischen 
Staaten gestellt hatten ; so traten ihre Regierungen 
mit grösserer oder geringerer BereitwilUgkeit und 
Aufrichtigkeit mehrmals in Conferenzen zusam- 
men, um die gemeinsamen Ziele der Gesetzge- 
bung durch gemeinsame Anstrengungen zu er- 
reichen. Ihre Bemühungen waren besonders 
fruchtbar fiir die kleinen Länder, die weniger 
Gelegenheit haben, Erfahrungen zu sammeln und 
über, für die Gesetzgebung geeignete, bekannt- 
lich seltene, Talente zu gebieten. Dies gilt na- 
mentlich fiir beide Fürstenlhümer Scbwarzburg 
insofern, als sie sich eng an das Grossherzog- 
thum Sachsen -Weimar anschlössen. So gelang 
es Ihnen, in gänzlicher Uebereinstimnmng mit 
dieser eben so aufgeklärten als dem besonnenen 
Fortschritte treu ergebenen Regierung, mehrere, 
sehr wichtige Gesetze, z. B. das Strafgesetzbuch, 
die Strafprozessordnung und das Civilstaatsdienst- 
gesetz, zu Stande zu bringen und auch mit ihr 
eine- für die Unpartheiliehkeit^ Sicherbelt und 
Gründlichkeit der Rechtspflege, wie fiir die Fi- 
nanzen gleich wohlöiätige Gemeinschaft des Ge- 
richtswesens zu begründen. 

IIL Sammlungen der Particularge- 
selze. In Sondershausen existirt seit 1837, 
in Rudolstadt seit 1840 eine oflicielle Gesetz- 
sammlung. Die Form der PubUettion ist d^rt 
1850, hier 1840 und 1854 geordnet worden. 
Die altern Gesetze erschienen zerstreut, theils, 
wenn sie von grösserem Umfange waren, als 
selbstständige Ganze, theils in Reglerungs- und 
Intelligenzblättern. Viele sind gar nicht mehr 
zugänglich, bei manchen bestehen Zweifel über 
ihre Authenticität und über ihre Publication, ja 
über ihre verbindende Kraft, letzteres namentlich 
insofern, als sie von Behörden ausgegangen sind, 
die an sich "keine gesetzgebende Gewalt hatten. 
Einige der neuern und wichtigem Gesetze hat 
die vormalige Regierung in Sondershausen in 
zwei, 1B32 und 1836 erschienenen Heften zu- 
sammengestellt, wahrend in Rudolstadt mit Ge- 
nehmigung derselben Behörde 1825 die dortige 
Processordnting von 1709 nebst „dieselbe er- 
läuternden, ergänzenden und abändernden", sich 
jedoch nicht blos auf dieses angeffebene Ziel 
beschrärdkenden „Nachträgen" im Drucke erschie- 
nen ist. 
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IV, Literatur. Dia Schriflen, welche sich 
mit dem subsidiären Rechte oder auch mit Quel- 
len beschäftigen, aus denen unser Particuiar- 
rechl 5) geschöpft hat, dürfen als bekannt voraus- 
gesetzt werden und werden desshalb hier über- 
gangen. Von unsermParticularrechte handeln neben 
andern verwandten Parti cularrechten : Kori's Th(»o- 
rie des sächsischen bürgerlichen Prozesses 1822, 
desselben Theorie des sächsischen summarischen 
bürgerlichen Prozesses 1823, G. A. Marlin's 
Jahrbücher der Gesetzgebung und Rechtspflege 
in Sachsen, drei Theile 1829—1831, Heimbach 
In dem Note 1 allegirten und 1853 duEch einen 
zweiten Theil vermehrten Werke, derselbe in dem 
Note 4 angeführten, 1852 erschienenen Werke, 
welchem 1853 ein zweiler, die summarischen 
Prozesse darstellender Theil gefolgt ist, Schmid's 
Wochenblatt für Strafrechtspflege in Thüringen 
1851 — 1853 und die früher von Schmid, jelzt 
von Hotzel seit 1854 in zwei Bänden heraus- 
gegebenen Blätter fiir Rechlspflege in Thüringen 
und Anhalt. Ausschliessend stellen dagegen 
von Hellbach in seinem in der Note 2 angezo- 
genen Buche, Schrecks Reperlorium zu der Ge- 
setzgebung des Fürslcnthums Schwarzburg - Son- 
dershausen von 1819 — 1836 einschliesslich, 1841, 
und Walthers, leider sich nur auf eine Nomen- 
clatur beschränkendes Taschenreperlorium zur 
Gesetzsammlung desselben Fürstenlhmns, 1850, 
das Fürstl. Schwarzb. Sondersh. Particularrechl 
dar. Rudolstadl erfreut sich zwar mit gleicher 
Richtung nur eines, des in Note 2 citirten von 
Bamberg'schen Böchelchens; allein dasselbe ist 
systematisch geordnet, mit Fleiss, Umsicht und 
Zuverlässigkeit bearbeitet und hat wissenschaft- 
lichen Werth. 

V. Staatsrecht. Die Grundlage desselben 
bildet für Rudolstadt die Verfassung vom 21. März 
1854, Itir Sondershausen die Verfassung vom 
12. December 1849 nebst don dieselbe nach 
Haasgabe der veränderten Zeilrichlung und der 
Bundesverhältnisse modificirenden Gesetzen vom 
2. August 1852 und 28. März 1854 «j. Dort 
dauert die Legislaturbehörde 6, hier 4 Jahre, 
dort besteht der Landtag aus 16 Abgeordneten, 
von denen 3 die Besitzer grösserer gebundener 
Güter, 5 die grössern Städte und 8 die kleinern 
Städte und das Land wählen. Hier kann der 
Landtag nach dem bereits von ihm genehmigten 
Entwürfe zu einem neuen (seit 1848 dem vier- 
ten) Wahlgesetze aus 15 Gliedern bestehn: denn 
der Fürst hat das Recht, 5 beliebige Mitglie- 
der auf Lebenszeit zu ernennen, während die 
300 Höchstbesteuerten 5 direct, die übrigen 



5) Z. B. das thüringische Strafgesetzbuch , wel- 
ches bekanntlich in seinen hanpisächUchen Bestimmun- 
gen ans dem königlich sächsischen hervorgegangen 
ist« 

6) Beide Verfassungen nebst den jetzt noch gül- 
tigen Wabigesetzen finden sich in Zacbariäs deutschen 
Verfassungsgesetzen der Gegenwart 1855. S.983 — 1025, 



Wähler aber durch indirecte Wahlen ebetisoviel 
durch offene Abstimmung zu wählen haben. 

Beide Verfassungen erklären das Domanial- 
gut für ein Hausfideicommiss , welches nicht 
verringert und in seinen grösseren Bestandthei- 
len ohne Zustimmung des Landtags nicht ver- 
äussert werden darf. Während Jedoch in Son- 
dersliausen der Fürst einie feste Cfivilliste bezieht 
und der Staatsverwallung die Verwaltung des 
Kammerguts überleben ist, dient dasselbe in 
Rudolstadt zunächst zur Bestreitung der Ko- 
sten der Hofhaltung und zur Erhaltung der 
Fürstlichen Familie, so dass nur der Ueber- 
sciiuss zu Landeszwecken verwendet werden 
soll. Mit der Verwaltung des Domanialvermö- 
gens ist die unter VIII. 2. zu erwähnende Lan- 
descreditcasse betraut worden. 

In beiden Ländern liegen Expropriationsge- 
setze, in Rudolstadt von 1833, in Sondershausen 
von 1840, sowie über das ünterthanen- und 
Heimathsrecht , hier von 1833, dort von 1846 
vor. Die Entziehung der staatsbürgerlichen 
Rechte hingegen ist durch ein mit Weimar über- 
einstimmend 1850 erlassenes Gesetz geordnet 
worden. In dieselbe Kategorie gehört aucli das 
Civilslaatsdienstgesetz und die Gemeindeordnung 
aus dem gleichen Zeiträume. Auch wieder dem 
weimarschen Vorgange folgend ist jedoch Son- 
dershausen mehr oder weniger selbstständig ver- 
fahnm, als es 1854 die Gemeindeordnung in 
einschränkender Tendenz revidirte. Nichts deslö- 
weniger wird noch immer in beiden Ländern, 
ohne einen Unterschied zwischen Stadt und Land 
zuzugeben, und ohne den Riltergülern und Do- 
mainen eine Ausnahmsstellung einzuräumen, an 
den grundrechtlichen Verheissungen : Selbst- 
ständigkeit der Gemeindeverwaltung mit Ein- 
schluss der Ortspolizei, an dem Rechte zur Wahl 
des beschliessenden Gemeinderathes und des 
ausführenden Gemeindevorstandes, an der Ver- 
öflentlichung des Gemeindehaushalts und an der 
Oeffentlichkeit der Gemeindeverhandlungen fest- 
gehalten. Die fast nur bei Beschwerdon gegen 
Gemeindebeschlüsse, bei dem Erlasse von Orts- 
slaluten und bei bedeutendem Verausserungen 
und Beschwerungen des Gemeindeguts eintre- 
tende Staatsaufsicht wird hauptsächlich durch 
einen Bezirksausschuss gehandhabt, welcher, mit 
Ausnahme des Vorsitzenden, von den Bewohnern 
des Bezirks zu wählen ist. Das Verhaltniss 
dieser Behörde, an dessen Spitze der landesherr- 
lich ernannte Bezirksvorstand (Landralh) steht, 
ist durch eine, der weimarschen nachgebildete 
Bezirksordnung für Rudolstadt und Sondershau- 
sen von 1850 näher bestimmt worden. — 

Nach dem weiter oben angeführlen Gesetze 
wird das Rechtsverhältniss eines Civilstaalsdie- 
ners durch die von dem Fürsten ausgehende 
Uebertragung eines beständigen öffentlichen Am- 
tes gegen ein vom Staate gewährtes Einkommen 
begründet und zwar auf Lebenszeit. Es beginnt 
mit der Behiindigung des Anstellungsdecrets und 
kann durch Stellung zur Disposition unterbro- 
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chen^ durch unfreiwillige Pensionirung in Folge 
bleibender Dienstunfähigkeit, eines 40jährigen 
Dienst- oder eines 40 jährigen Lebensalters, 
sowie durch Entlassung und Entsetzung beendigt 
werden. Richter dürl'en nur dann gegen ihren 
Willen, und zwar immer bloss auf eine im Range. 
und in der Besoldung gleiche Stelle, versetzt 
oder pensionirt werden, wenn ein Grund zum 
Besserungsverfahren gegen sie vorliegt und ein 
entsprechender Beschluss des ordentlichen Ge- 
richts auf Antrag des Staatsanwalts, nach An- 
hörung des Betheiligten und Herstellung des 
Beweises, erfolgt Ist. Sie allein können auch 
auf den Rechtsweg provociren, wenn sie auf 
Wartegeld, welches durchgängig Vo des Dienst- 
einkommens beträgt , gesetzt werden sollen. 
Eben so ausnahmsweise sind sie gegen Suspen- 
sion insofern geschützt, als dieselbe lediglich 
durch den Untersuchungsrichter beschlossen wer- 
den kann. Dagegen theilen sie mit den andern 
' Staatsdienern das Recht, nur durch Richterspruch 
entsetzt werden zu dürfen. 

Um das Civilstaatsdienstgesetz gruppiren sich 
einige Gesetze , in Rudolstadt über Benutzung 
der Dienslgrundslücke (1853) und über das 
Pensionswesen der Clvildiener (1842) und des 
Militairs (1854), in Sondershausen aber über 
eine reiche durch öffentliche Fonds unterstützte 
Anstalt zur Pensionirung der Frauen und min- 
derjährigen Kinder verstorbener Staatsdiener 
(1840) und über die rechtUchen Verhältnisse 
der Ofljciere, Militärbeamten und Unlerofliciere 
(1852.) 

Die 1848 in beiden Fürstenthümem unbe- 
dingt und ohne genügende Repressivmassregel 
bewilligte Pressfreiheit ist in Sondershausen 
durch ein , dem preussischen nachgebildetes 
Pressgeselz von 1852, in Rudolstadt aber bloss 
durch Publlcation des bekannten Bundestagsbe- 
schlusses beschränkt worden. 

In Sondershausen wurden die bisher steuec- 
freien Grundbesitzer auf den 1849 und 1850 ge- 
wonnenen slaatsamtlichen Grundlagen zur Grund- 
steuer 1853 ohne Entschädigung beigezogen. 
In Rudolstadt hingegen haben sie bis zu einer 
allgemeinen Regulirung der Grundsteuer nur 
eine ausserordentliche zu entrichten und zwar 
bloss für den Fall eines Kriegs oder der vom 
Bundestage beschlossenen Kriegsbereitschaft, so 
wie zu den Kosten einer Specialvermessung des 
Landes und der Umlegung der Grundsteuer. 

Mit einer solchen Landesvermessung ist in 
Sondershausen schon seit 1851 begonnen, ferner 
Ist in dem unterherrschaftlichen Landestheile 
dieses Fürslenthums das Postwesen (1654) nach 
Maassgabe der preussischen Gesetze geordnet 
worden. 

VI. Organisation der Verwaltung. 
Diese beruht in Sondershausen auf einem eignen, 
mit Consequenz durch alle Zweige des Staats- 
dienstes durchgeführten und durch fast vollstän- 
dige und genaue Instructionen gesicherten Edicte 
von 1850. In beiden Fürstenthümem wurde nach 



dem einen Ziele gestrebt, unter Beseitigang 

aller überflüssigen Behörden, namentlich der 
Zvvischeninstanzen , Einheit, Schnelligkeit, Si- 
cherheil und Kraft der Beweguiig zu erreichen. 
Zu diesem Behufe trat an die Spitze der Ver- 
waltung 1850 ein, in verschiedene Abtheilungen 
zerfallendes, in denselben regelmässig bureau- 
kralisch und nur in wichtigern Fällen collegia- 
Hsch verfahrendes Ministerium. Die Fürslenthü- 
mer sind für die Verwaltungszwecke, die nicht 
ausnahmsweise andern Behörden überwiesen wor- 
den sind, in Bezirke eingetheilt, deren jedem 
ein Landrath mit dem ihm zur Seite gestellten, 
schon erfvähnten Bezirksausschusse vorsteht. In 
Sondershausen hat das Ministerium 5, in Ru- 
dolstadt nur 4Sectionen, Dort hat die erste 
die Angelegenheiten des Fürstlichen Hauses, die 
Beziehungen zu andern Staaten und zur Bundes- 
gewalt, so wie die MiUlärsachen, die zweite 
die innere Verwaltung, die dritte die Finanzen, 
die vierte die Justiz und die fünfte die Cultus- 
sachen zu besorgen. In Rudolstadt sind die 
Militärangelegenheiten und der Slrassenbau, so 
wie 'die Aufsicht über die Ck)rrections - und 
Strafanstalten der Abtheilung des Innern und 
die Schul- und Kirchensachen der Abtheilung 
für Justiz überwiesen worden. 

Die Bezirksvorstände besorgen in Sonders- 
hausen auch die Ablösung der Reallasten nach 
einem, sehr umfassenden, ihr Verfahren regeln- 
den Gesetze von 1850. Dagegen sollen' die Ge- 
meinheitstheilungen , Servitutenablösungen und 
Zusammenlegungen in Sondershausen 1855, in 
Rudolstadt mit dem Anfange des folgenden Jah- 
res unter Leitung der Königl. Preuss. General- 
commission in Merseburg durch Preussische 
Speclalcommissäre ausgeführt werden, üeber 
die nähere Regelung dieses Verhältnisses ist 
erst in Sondershausen 1855 ein Gesetz erschie- 
nen , das leider durch Unklarheit der Gedankens 
und Ausdruckes, unlogische Anordnung, Lücken- 
haftigkeit und Mangel an einer vertrauten Be- 
kanntschaft mit dem Rechtszustande, dem es 
eingefiigl sein will , gegen die Sprache und ge- 
gen den sich auszeichnenden Inhalt der anaern 
Gesetze zurücksteht. Dies ist um so mehr zu 
beklagen, da die selten genügend iuristisch ge- 
bildeten, am Vt^enigsten aber mit dem gemeinen 
und dem Schwarzb. Parlicularrechte bekannten 
Speclalcommissäre angewiesen worden sind, nach 
dem in zu grosser Allgemeinheit aufgestellten 
„Instructionsprincipe" zu verfahren, und da sie 
die viel zu weit gehende und zu dehnbare Er- 
mächtigung erhalten haben , „auch alle ander- 
weilen Rechtsverhältnisse, welche bei der Aus- 
führung des Hauptgegenstandes Ihres Geschäfts 
in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben kön- 
nen , zu reguliren und überhaupt alle obrigkeit- 
lichen Festsetzungen zu erlassen , deren e$ 
bedarf, um einen völlig geordneten Zustand 
zurückzufiihren." Ob die verwickeilen und 
schwierigen Prozesse, die bisher über, in ihr 
Ressort einschlagende Fragen vor den Gerichten 
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anhängig waren und nunmehr an die neuen Be- 
hörden abzugeben sind, von ihnen Richtigkeit 
und Gründlichkeit der Behandlung und Beurthei- 
lung zu erwarten haben, steht dahin. Dieselbe 
erhält zwar durch die nachgelassenefn Berufungen 
an das Revisionscollegiuin und das Obertribunal 
in Berlin gute Bürgschaften; allein die Gleich- 
förmigkeit der jetzt verschiedenen Händen anver- 
trauten Rechtspflege ist doch nicht mehr gesi- 
chert. Auch ist die zuletzt gedachte Appella- 
tion sehr beschränkt. Sie findet nämlich nur 
im Falle einer abändernden Entscheidung und 
einer entweder unschätzbaren oder den Werth 
von öOOThlr. erreichenden Beschwerde und unter 
der Voraussetzung eines Rechtsverhältnisses 
Stalt, welches ohne das hier besprochene Aus- 
führungsgesetz Gegenstand eines Processes vor 
dem ordentlichen Richter hätte werden können. 

Das Postwesen - wird in beiden Oberherr- 
schaften von Ihurn- und taxischen, in beiden 
ünterherr sc haften von preussischen Behörden, 
die sich aus dem Zoll- und Sleuervereine ent- 
wickelnden Zoll- und Sleuersachen aber werden 
dort von den, im Dienste des thüringischen 
Zoll- und Steuervereins stehenden Generalin- 
spector in Erfurt, hier hingegen von dem preus- 
sischen Provinzialsteuerdirector in Magdeburg 
besorgt. 

& ist zu beklagen, dass in beiden Fürsten- 
thümern für die practischc Ausbildung junger 
Leute, die sich dem höhern Adminisiralivdienste 
widmen wollen, nichts oder doch viel zu wenig 
und nach keiner bestimmten Ordnung geschieht. 
Und doch wird die Verwaltung, je mehr sie ihr 
Gebiet ausbreitet und seine Beherrschung selbst- 
ständige Studien und Erfahrungen fordert, um 
so schwieriger und kann nicht ohne eine be- 
sondre, auf ihre Zwecke gerichtete, ja beschränkte 
Vorbereitung gedeihen ! 

VII. Organisation undCompetenz der 
Justiz. Im Jahre 1849 haben sich die beiden 
Fürstenthümer , nachdem das ihnen und den 
Herzoglhümern Anhalt gemeinschaftliche Ober- 
appellationsgericht in Zerbst aufgelösst worden 
war, nicht nur an die Staaten angeschlossen, 
für die das Oberappellatlonsgericht in Jena be- 
steht, sondern sie haben auch 1850 unter sich 
und mit Weimar eine Gerichtsgemeinschaft in 
der Art errichtet, dass das Appellationsgericht 
in Eisenach und das Kreisgericht in Sonders- 
hausen ,, eine allen drei Contrahenten und das 
Kreisgericht in Arnstadt ein Sondersh. und Weim. 
gemeinschaftliches Gericht wurde. Aus diesem 
Verhältnisse ging die Nolhwendigkeit einer 
gleichförmigen Organisation und Competenzbe- 
stimmung hervor. Insofern sie in Bezug auf 
die Criminalsachen in der s. ff. thüiinjiischen 
Slrafprocessordnung ihren Ausdruck gewonnen 
hat, darf angenommen werden, dass die dess- 
fallsigen Einrichtungen, mit ihrer sie bekun- 
denden, die Polizeistrafgerichtsbarkeit ausscnlies- 
senden Quelle bereits dem grössern Publicum 
hinlänglich bekannt geworden sind. Deshalb 



soll hier bloss auf die fiir die bürgerliche Ge- 
richtsbarkeil maassgebenden Verhältnisse etwas 
näher eingegangen werden. 

Die Folgen der allerdings in beiden Fürslen- 
thümern wieder aufgehobenen deutschen Grund- 
rechte sind in Bezug auf die Rechtspflege inso- 
fern maassgebend geblieben, als sie sich, Son- 
dershausen auch noch besonders in seiner 
Verfassung, nach wie vor zu den im Allgemeinen 
treu durchgeführten Grundsätzen bekennen, dass 
die Rechtspflege und Verwaltung getrennt sei, 
über Competenzconflicte zwischen Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden ein durch das (noch nicht 
erlassene) Gesetz zu bestimmender Gerichtshof 
entscheide, dass über alle Rechtsverletzungen 
die Gerichte erkennen und dass die Verwallungs- 
rechtspflege aufhöre. Das zuletzt erwähnte Prin- 
cip hat freilich in Sondersliausen in Bezug auf 
die den Bezirksvorständen und der Generalcom- 
mission überwiesenen Ablösungs -, Gemeinheits- 
theilungs- und Zusammenlegungssachen bereits 
eine Abänderung erlitten und wird in denselben 
Beziehungen eine solche auch in Rudolstadt noch 
erfahren, insoweit als es daselbst nicht gesche- 
hen ist. 

Nachdem in Sondershausen 1849 und in Ru- 
dolstadt 1850 die Patrimonialgerichtsbarkeit, in 
beiden Ländern aber der befreite Gerichtsstand 
för Personen und Sachen eben so, wie in Wei- 
mar, 1850 aufgehoben worden war, wurde für 
beide Länder auch weiter übereinstimmend mit 
Weimar in demselben Jahre verordnet, dass 
vor die Einzelnrichter die geringftigigen bür- 
gerlichen Sachen bis zumWerthe von lOORlhlr., 
diejenigen Sachen, die keinen Aufschub leiden, 
wenigstens vorläufig, die Vollslreckung aber 
durchgängig, und die freiwillige Gerichtsbarkeit, 
mit Einsoluuss der Adoplionen und obervor- 
mundschaftlichen Geschälte , gehören sollten, 
während die collegialisch besetzten Kreisgerichte 
die causae majores in erster Instanz zu behan- 
deln haben und für Beschwerden, deren Werth 
zwar 5 Rthlr., nicht aber 25 Rthlr. übersteigt, 
die Appellations- und letzte Instanz bilden. 
Steht ein höherer Werth in Frage oder handelt 
es sich um eine Berufung gegen eine von ei- 
nem Kreisgerichte in erster Instanz ertheilte 
Entscheidung, so tritt die Competenz des Ap- 
pellationsgerichts und zwar dort in letzter In- 
stanz ein. Es ist zugleich die Disciplinarbe- 
hördo für die Advocaten, Anwälte und Notare 
und führt über die Kreisgerichte die Aufsicht, 
wie diese über die Justizämter. Das Oberap- 
pellatlonsgericht endlich erkennt in letzter In- 
stanz über Berufungen gegen abändernde Ent- 
scheidungen des Appellationsgerichts, wenn 
sonst kein gesetzlicher Grund seine Zuständig- 
keit ausschliesst und die Beschwerde unschätz- 
bar ist oder einen Werth von 100 Rthlr. erreicht. 
Die Nichtigkeitsklage hat überall Devolutiveffect. 
Die Aufsicht über das Appellationsgericht übt 
das Justizministerium einer der drei vereinigten 
Regierungen und über das Oberappellationsge- 
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licht der jedesmalige Inspectionshof aus. In 
Sondershausen sind jedoch den Justizämtera 
auch noch Gesindesachen, Streiligkeiten über 
den jüngsten Besitz, Ansprüche aus dem aus- 
sereheUchen Beischlafe und diejenigen Streitig- 
keiten zwischen Eheleuten überwiesen worden, 
bei denen es sich weder um Nichtigkeit, noch 
um Trennung der Ehe dem Bande nach oder 
auch nur vom Tische und Bette l.andelt^). 

Nach der Verfassung von Sondershausen und 
nach einem im Grundsatze übereinstimmenden 
für Rudolsladl 1854 erlassenen Gesetze be- 
schränkt sich die Mililairgerichlsbarkeit den 
deutschen Grundrechton gemäss auf die Abur- 
theilung milltairischer Verbrechen und Vergehen, 
so wie der Militairdisciplinarsachen, vorbehalt- 
lich der Beslimmungen für den Kriegsstand. 
Das angeflihrti; Rudolstädtische Gesetz trifll auch 
noch zweckmässige Anordnungen über die Voll- 
streckung der von Civilgerichlen gegen Militair- 
personen erkannten Strafen. 

Durch ein, lür Weimar und beide Schwarz- 
burg's übereinstimmend 1853 erlassenes Regu- 
lativ sind Vorschriften über die zwei Prüfungen, 
denen sich vor dem Appellationsgerichte die 
sich dem juristischen Staatsdienste oder der 
Advocatur widmenden Adspiranlen zu unterwer- 
fen haben, so wie über den Vorbereitungsdienst 
ertheilt werden, den sie nach dem ersten Exa- 
men als Accessisten IV2 J^^r, nach dem andern 
aber als Auditoren 1 Jahr hindurch zu bestehen 
haben. 

Ungern vermisst man unter den Collegien, 
die die Rechtcandidaten gehört haben müssen, 
die Vorlesungen über sächsisches Privatrecht 
und sächsischen Civilprozess; denn beide sind 
nicht nur für die unmittelbare Anwendung, son- 
dern auch als Einleitung in die ausserdem schwer 
oder gar nicht in allen Theilen versländlichen 
Parlicularrechte unverkennbar von hoher Be- 
deutung. 

VIII. Civilrecht. Was die in dasselbe 
einschlagenden, zusammenhangslos weit ausein- 
ander liegenden, mit vielerlei sich beschäftigende 
Gesetze betriflTt, so suchen wir sie auf die Ge- 
fahr hin, hier und da gegen die Anforderungen 
des Systems zu Verstössen, zur Erleichterung 
des Ueberblicks auf folgende allgemeine Ge- 
sichtspunkte zu bringen: 

1. Personenrecht mit Einschluss 
des Familienrechts. Ohne hier auf die 
schon Weiler oben in einem andern Zusammen- 
hange unter V. beleuchtete Gemeindeordnung 
zurück zu kommen, erwähnen wir zunächst, 
dass in Sondershausen seit 1845 ein Gesetz 
besieht, welches die Ehescheidung sehr lax be- 
handelt und aus 18 Gründen, überdies aber 
auch noch aus landesherrlicher Machtvollkom- 



7) Näheres über die hier besprochenen Veiiiält- 
nisse s. in Heimbachs Lehrbuche des sächsischen hör- 
gerlichen Processes. Th. I. ($. 21 a. 24. 



menhelt , gestattet. - Sondershansen hat eine 
überaus dürflige und unzeitgemasse Vormund- 
schaftsordnung von 1800, der gegenüber die 
etwas mehr umfassende Rudolstädtische von 1818 
den Vorzug verdient. Dort hat man sich we- 
nigstens insofern zu hellen gesucht, als 1837 
besondere Bestimmungen über die Erziehung 
der Minderjährigen und über das Honorar der 
Vormünder gelroffen wurden. Letzteres ist auch 
1849 in Rudolsladt geschehen. — In beiden 
Ländern, in Sondershausen 1826 und in Ra- 
dolstadt 1849, ist die Geschlechtsvormundschaft 
aufgehoben worden. — Das Innungswesen ist 
in Rudolstadt 1828 geordnet worden. Das un- 
gleich bessere und vollständigere, dem wei- 
marschen nachgebildete Innungsgesetz fiir Son- 
dershausen von 1844 harrt noch, seit es, wir 
wiederholen es, einem unversändigen Andrängen 
1848 vollständig hat weichen müssen, seiner 
dem Landtage schon lange zugesagten Erneue- 
rung. Um dem eingerissenen rechtlosen Zu- 
stande einigermassen zu steuern, wurde schon 
1851 wenigstens der Zunftzwang vorläufig wie- 
der hergeslellt. 

2. Sachenrecht. Einen grossen, einem 
Hessen-Darmslädtischen Entwürfe folgenden Fort- 
schritt für die Befestigung und Sicherung des 
Grundeigenthums hat Sondershausen 1852 im 
Sinne der Publicität dadurch, gethan, dass von 
da ab keine Art des Uebergangs des Eigen- 
thums an unbeweglichen Sachen anders stalthaft 
sein soll, als durch gerichtüche Zuscbreibung 
unter Voraussetzung eines rechtmässigen Er- 
werbstitels. Es bedarf daher zu diesem Behüte 
nicht mehr einer üebergabe des Besitzes. — 
Ueber die Unanwendbarkeit dingUcber Klagen 
bei, auf den Inhaber lautenden, geldwerthen 
Papieren, über ihr Setzen ausser Curs und ihre 
Umschreibung verbreitet sich in Sondershausen 
ein Gesetz von 1852. — Daselbst ist zu glei- 
cher Zeil der Lehensverband aufgehoben wor- 
den. — Dagegen ist in Rudolsladt der Abbau 
der Braunkohlen 1838, des Torfs 1840, eben 
so 1840 die Aufsicht über die Privatwaldungen 
geordnet worden. — Ueber den Wegfall der 
aus dem guts- und schutzherrUchen Verbände 
fliessenden persönlichen Abgaben finden sich 
nähere Vorschriften aus den Jahren 1848, 1849 
und 1852 in Sondershausen und in Rudolstadt 
aus dem Jahre 1849. In dieselbe Zeit fällt die 
in beiden Ländern beschlossene, zuerst in Son- 
dershausen ausgeführte unentgeltliche Aufhebung 
des Abzugsgelds und des Lehngelds in Tausch- 
fällen, so wie die Ermässigung des letzteren 
auf höchstens 5 Procent. — Die unentgeltliche 
Aufhebung der Jagddienste und Jagd auf frem- 
den Grundstücken, erfolgte in beiden Ländern 
1848. Zugleich wurde in Sondershausen eine 
Verfugung über Ersatz des Wildschadens ge- 
troffen. In Rudolstadt wurden schon 1811 die 
meisten, in Sondershausen aber 1840 alle Arten 
des Näherrechts beseitigt. — In beiden Län- 
dern wrurde^ In Rudolstadt 1849 und in Son- 



Digitized by 



Google 



Sach|eii-Meiiiiiigi»cbe9 Recht. 871 

dershaosen 1850, der Eatslehung neuer Realla- gleichzeitiges Gesetz über die beluuintljch ge- 

steo vorgebeugt, so wie die durch Provocation meinrecbtlich sehr bestrittenen, bei der Huth 

- sowdil des Verpflichteten als Berechtigten her- und Trift vorkommenden Rechtsverhältnisse, wie 

beiiunihrende Abiösbarkeit derselben, belFrohn- im Königreich Sachsen und Weimar, ausführbar 

diensten mit dem 12 fachen, sonst in Sonders- gemacht oder doch wesentlich erleichtert zu 

hausen mit dem 18^), in Rudolstadt sogar haben. So wohlthätig indessen namentlich die 

nur mit dem 15 fachen Betrage der ermittelten Zusammenlegung vom volkswirthschalUichen 

jährlichen Geldreate angeordnet^ insofern sie Standpunkte^) aus ist, so hat sie doch, beson- 

nicht aus dem Staats-, Kirchen- oder Gemein- ders in den Kreisen der kleinen und mittlem 

deverbande abfliessen und nicht durch Ahmen- Grundbesitzer, grosse Besorgniss und Unzufrie- 

tationsconlrakle entstanden sind. Diesen Aus- denheit erregt — eine Erscheinung, die nicht 

nahmen hat Rudolstadt noch die Erbpacht- und bloss der Kurzsichtigkeit und der engherzigen 

die widerruflichen Lassguisverhältnisse, später Anhänglichkeit am Alten beigemessen werden 

aber 1853 und 1855 auch die Zinsen der mil- darf: denn insoweit sis ein Ausfluss des Rechts- 

den Sliilungen, so wie die Abgaben angereiht, gefühls ist, welches sich gegen Zwangsvertau- 

welche aus dem Pfarr- und Parochialverbande schungen a*js blossen Nützlichkeitsrücksichten 

entspringen. Für die Nachtheile, welche die sträubt, ist sie ein anerkennenswerther Zug für 

Ablösung (lir Geistliche und Schullehrer mit sich das noch im Volke lebende Bewusstsein der 

bringt, entschädigt Sondershausen (1854) die Heiligkeit des Eigenthums. Indem sie aber 

gegenwärtii^en Inhaber der von denselben be- furchtet, dass beim Mangel einer grossen Zahl 

troneaen Stellen aus Staatsmitteln, Rudolstadt von geschlossenen Gütern, bei der, trotz der 

suchte schon die Betheiligten 1854 sicher zu in Rudolstadt 1844 und in Sondershausen 1849 

stellen und ihnen 1855 durch Beschränkungen geordneten Dismembration, fortdauernden, fast 

der Ablösbarkeit zu helfen. Eine 1850 in Son- unbeschränkten Theilbarkeit der landwirthschaft- 

dershausen in's Leben gerufene , mit einem Til- liehen Grundstücke und bei ihrer freien Yererb- 

gungsplane verbundene Landrentenbank, die sich barkeit die jetzige, mit vielen Kosten und Be- 

sehr nützlich bewiesen hat, erleichtert die Ab- schwerden verKnüplle Zusammenlegung nur 

lösung. Auf das gleiche Ziel ist die in Rudol- vorübergehende Vortheile herbeiführen und bald 

Stadt 1855 begründete Landescreditcasse berech- wieder dem bisherigen Gemenge Plalz machen 

net. Sie dient jedoch, ausser dem schon unter werde, hat sie eine Frage berührt, die der Ju- 

V. angegebenen Zwecke , auch noch zur Ver- rist nicht beantworten kann *ö). Dagegen lässt 

zinsung der Landes- und Kammerschulden, zur sich kaum leugnen, dass eine Versöhnung mit 

Erleichterung der Privatpersonen bei Unterbrin- dieser tief einschneidenden Maassregel leichter 

n ihres dispom'beln Geldes und, insoweit es zu erreichen gewesen sein würde, wenn unsere 
ittel gestatten, zur AbhüUe in Noth- und Gesetzgebung nicht von der guigemeinten, be^ 
VnglücksräUen, zum Vorstrecken von Darlehnen vormundenden Hast des BeglücKungseifers zu 
zur Abtragung lästiger Schulden „u. s. w." ge- weit fortgerissen worden wäre, sondern sich 
gen angemessene Zinsen unter Gestattung all- dem Vorgange der englischen, nassauischen, 
mäliger Tilgung. — Nachdem in Sondershausen hannoverischen und docn sie sonst besonders 
schon 1840 ein Gesetz über die Bepflanzung leitenden königl. sächsischen Gesetzgebung, so 
der Leeden, Huth- und Triitplätze erschienen wie dem doch von ihr selbst auf jedem andern 
und daselbst 1848, in Budolstadt aber 1849 eine Theile des Rechts befolgten natürlichen Grund- 
Milderung des Flurzwangs und Einschränkung satze ^^) auch hier angeschlossen und die 
des Weiderechts verfügt worden war, zeigte Entscheidung von dem Beschlüsse der Majorität 
sich, dass die Landwirlhschall die gänzliche abhängig gemacht hätte. Statt dessen lässt sie 
Beseitigung des letzteren dringend verlange, die letztere unter Verscherzung eines, wenn 
In Sondershausen und Rudolstadt wurde deshalb nicht unentbehrlichen, doch immer höchst wün- 
1850 seine Ablösbarkeit angeordnet. Sie stiess schenswerthen grössern Maassslabes für die 
jedoch auf unbesiegliche oder doch unverhält- Verbürgung und Anerkennung der wirthschall- 
nissmässige Schwierigkeiten, wenn sie nicht mit liehen Nothwendigkeit oder Nützlichkeit, durch 
der Ablösung anderer, verwandter Servituten, die allzukleine Minorität von einem Viertheile 
mit Gemeinheitstheilung und Zusammenlegung der Stimmberechtigten zu einem Schritte zwin- 
der Grundstücke verbunden wurde. Es ertölgle gen, den jene verwirft: denn wenn man sich 
daher 1854 in Sondershausen ein desfallsiges für eine desfallsige rechtliche Begründung etwa 
dem Königl. Preussischen und Sächsischen nach- darauf beruten wollte, dass die ganze Iku-kung 
gebildetes Gesetz, allein ohne einen Theil die- 
aop Maassregel durch ein vorgängiges oder — 



i — 9) von Mohfs Polizeiwissenschafl. Zweite Auflage. 

8.35—43. Rau's Grundsätze der Volkswirthschafl«- 

8) Zu diesem Beirage sind in Sondershausen 1852 pohlik, Vierte Ausgabe §§.97—101. S. 189— 199. 

auch der GeschosA-, die Bethfrüchte -, sowie die Weide- 10) von Mohl a. a. 0. S. 42 spricht sich unter 

imd Triflabgaben. selbst wenn sie auf dem Grund- solchen Verhältnissen gegen die Zusammenlegung aus. 

•igenthome nicht haAen, für ablösbar erklärt worden. 11) von MohL a« a« 0. S.36. Rau a«a.O. (.lOQ. 
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als ein Object rechtlicher Gemeinschaft anzu- 
sehen sei; so würde man vergessen, dass man 
sich damit der falschen Annahme einer Ficlion 
bingäbCj und dass man, gleichwohl von ihr aus- 
gehend, alsdann nach juristischer Consequenz 
auch nur einem und zwar schon dem klein- 
sten Communionsgenossen das Ri'cht zur Pro- 
vocation auFTheilung nach -den hier gesetzlichen 
Regeln einräumen müssle. — Der sächsische 
Arrest, bekanntlich ein Mittel zur Erlangung 
eines dinglichen Rechts, ist in Rudolstadt schon 
1771 , * in Sondershausen erst iSM aufgehoben 
worden. — Nach einem dort 1842 erlassenen 
Gesetze fällt die rechtliche Begünstigung der 
Illaten der Ehefrau weg, wenn ihr Vorhanden- 
sein nur durch ihren Eid bewiesen wird. Da- 
gegen sind in Sondershausen in fast wörtlicher 
ebereinstimmung mit einem Königl. Sächsischen 
Gesetze von 1829 alle stillschweigenden Hypo- 
theken aufgehoben oder doch zur allmäligen 
Abwicklung gebracht, und eben so ist den ge- 
nerellen Hypotheken entgegengewirkt worden. 
Nach dem 1843 aufgestellten Vorbilde des Kö- 
nigreichs Sachsen wird übrigens jetzt eine voll- 
ständige, auf Publicität und Specialität beruhende 
Hypothekenordnung vorbereitet, und durch die- 
selbe soll zugleich das in grosser Verwirrung 
und Dunkelheit darniederliegende Grundbuch- 
wesen geordnet werden. 

3. Obligationenrecht. In Sondershau- 
sen besieht seit 1814 eine der Frankfurter nach- 
gebildete Gesindeordnung. Seit 1818 besitzt 
auch Rudolstadt eine soicne. — Rechtsgeschäfte 
unter Lebenden über unbewegliche Sachen wer- 
den nach einem Sondershausischen Gesetze von 
1830 erst durch die Anzeige bei dem Gerichte 
der belegnen Sache perfect. — 1834 wurden 
daselbst die exceptio und querela non numeratae 
pecuniae und dotis, so wie das Anastasianische 
Gesetz beseitigt. In ziemlich gleicher Weise 
sind 1844 in Sondershausen und 1849 in Ru- 
dolstadt die Hindernisse weggeräumt worden, 
welchen die Intercessionen der Frauenzimmer 
und namentlich der EheM'eiber unterlagen. — 
Auch ist in beiden Fürslenthümem, in Sonders- 
hausen 1844, in Rudolstadt 1850, ein Gesetz 
über die Rechte und Pflichten erlassen worden, 
welche aus der ausserehelichen Geschlechlsge- 
meinschaft entspringen. Dasselbe hat die Ver- 
bindlichkeit zur Dotation aufgehoben und lässt 
durch die exceptio congressus cum pluribus 
keine Befreiung von der Alimentationspflicht 
entstehen. — In Sondershausen wurde 1848 
und in Rudolstadt 1849 die Verpflichtung zum 
Ersätze der beim Auflaufe, Aufrühre oder Lan- 
desfriedensbruche verüblen Eigenihumsbeschädi- 
ffungen bestimmt. — Das wichtigste in diesen 
Abschnitt fallende Gesetz ist die zu derselben 
Zeit dort wie hier publi<^irlc deutsche Wechsel- 
ordnung. — Die Exlinctivvcrjahrung- wurde nach 
dem Vorgange des desfallsigen Königl. Preus- 
sischen. Sächsischen und Hannoverischen Ge- 
setzes^ in Sondershausen 1850 und in Rudol- 



stadt 1854 für die Forderungen abgekürzt, (8e 
im täglichen Leben am häufigsten wiederkehren, 
dort resp. auf 2 und 4, hier auf 3 und 6 Jahre. 
Eine solche auch sich in andern Staaten wie- 
derholende Verschiedenheit für die Zeitdauer 
der Klagen ist im Interesse der ünterthanen 
derjenigen Länder sehr zu bedauern, welche 
eine längere Fri^t bewilligt haben: denn jene 
stehen begreiflich beim Verkehre mit Angehö- 
ngen von Landern, in denen das Gegenlhdl 
Statt findet, im Nachtheile. Der Mangel an ei- 
ner ausgleichenden, sich vollständig deckenden 
Gegenseitigkeit wird aber besonders da empfun- 
den werden, wo die erlöschende Verjährung 
auch für alle andern, nicht schon einer kurzem 
unterworfenen, persönlichen Klagen selbst der 
wichtigsten Art nicht so, wie in Sondershausen, 
schon nach 10 Jahren vollendet ist, sondern 
einen langem, wohl gar den gemein- oder 
sachsenrechtlichen, Zeilraum erfordert. Wäh- 
rend Sondershausen hierdurch einen entschiede- 
nen Fortschritt gelhari hat, bleibt zu wünschen, 
dass auch die erlöschende Verjährung dinglicher 
Klagen und die erwerbende Verjährung in glei- 
cher oder ähnlicher Art abgekürzt werde: denn 
abgesehen von dec fast derselben Bedeutung^ zu 
der sich neuerlich das bewegliche Vermögen 
im Vergleiche mit dem unbeweglichen erhoben 
hat, ist die ordentliche, wie in Sachsen, 31 
Jahre, 6 Wochen, 3 Tage umfassende Veriäh- 
rung oflenbar länger, als die jetzt so gesicher- 
ten und beschleunigten Verkehrsverhältnisse er- 
heischen, und als im Interesse der Beweisfüh- 
rung und einer baldigen Feststellung des Eigen- 
thums und andern dinglichen Rechte liegt. — 
Durch Schärfe und Consequenz der Begriffe, 
sowie durch Gerechtigkeit und Zweckmässigkeit 
zeichnet sich ein in Sondershausen 1850 über 
Vertheilung und Vergüligung der EinquarÜe- 
rungslast erlassenes Gesetz mehr, als durch Klar- 
heil der Sprache, aus. — Daselbst wurden 
1854 sehr angemessene Bestimmungen über die 
Verpflichtungen der Schäfer zum Schadenser- 
satze bei widerrechtlichen Behüthungen ge- 
troffen. 

4. Erbrecht. In Rudolstadt«) handeln 
von dem gesetzlichen und testamentarischen 
Erbrechte die 1558 erneuerten und für den 
grösston Theil der Unterherrschafl gültigen Sta- 
tuten der Stadt Frankenhausen i^)^ während iur 
das erstere in der dortigen Oberherrschaft, mit 
Ausnahme des in einigen Städten erhaltenen 
statutarischen Erbrechts der Ehegalten, eine 
Successionsordnung von 1769 ^^) maassgebend 



12) von Bamberg a. a. 0. Einl. S. VI u. §§. 140 
—148. S. 99 u. 112. 

13) Zu deren Erläuterung^ ein sehr werihvoller 
Aufsatz in Kind quacstiones forenses £d. 11. Tom. L 
c. 45. p. 302— 338 beiträgt. 

14) Abgedruckt und theilweisc erläutert in in Ah. 
Fritschii comm. ad ordin. provin. Schwarzburg art. XV 
de successione conjuguro, ex editione HelibachU 1798. 
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ist Beide Reoktsquellen stimmen darin mit dem den sie mit der erläuterten kursächsischen Pro- 
gemeinen Sacbsenrechte überein, dass sie die zessordnung von 1724 vielfach in einen gewissen 
Ascendenten vor allen Seitenverwandten zur materiellen Einklang versetz worden ist, Lob 
Erbschaft berufen« Auch halten sie an der Er- verdient; so hat sie doch die mit der Selbst- 
nmgenschaflsgemeinschaft fest, machen den über- 1 ständigkeit der Gesetze kleiner Länder stets 
lebenden Ehegalten zum Mobiliarerben und räu- verbundene Gefahr der Isolirung nach sich ge- 
men ihm an dem übrigen Nachlasse des ver- zogen, d. h. die unentbehrliche Förderung durch 
storbenen einen gewöhnlich lebenslänglichen die Doctrin und einen festen, in weiteren Krei- 
Niessbraucb ein. Noch weiter gehen die Sta- sen bekannt werdenden Gerichtsgebrauch ent- 
tuten von Frankenhausen im Falle einer bekin- behrt. Dazu kömmt, dass ihr häufig die Prä- 
derten Ehe. — Ein allgemeines 1842 lür Ru- cision und Deutlichkeit des Ausdrucks, sowie 
dolstadt erlassenes Gesetz spricht den ausser- klar gedachte und sicher durchgerührte Princi- 
ehelicheti Kindern den Anspruch auf die Suc- pien abgehen, und dass sie sich allzusehr in 
cession ab. die Casuistik von damaligen Controversen ver- 
In Sondershausen wurde 1829 durch die sich liert. Sie war daher theils deshalb, theils 
auf das Königl. Sächsische Gesetz von demsel- nach den wesentlich veränderten Anforderungen, 
ben Jahre und auf einen damals vorliegenden welche die Neuzeit an ein gutes bürgerliches 
weimarschen Entwurf stützende Successionsord- Verfahren stellt, vielfacher Verbesserungen be- 
QungiSj für das ganze Land ein gesetzliches dürtlig, ganz abgesehen von den Verschleppun- 
Erbrecht ohne Untersöhied der Religion, des gen, die sie gestattet, und von dem Mangel 
Geschlechts, des Alters oder Standes begründet hinreichender Bestimmungen über den summa- 
oad dasHeergeräth und die Gerade abgeschafft, rischen Process. Die spätere Gesetzgebung hat 
Dagegen wurden die dem sächsischen Erbrechte die ihr hiernach zugefallene Aufgabe bisher nur 
eigenthttmlicben 4 Classen beibehalten und alle sehr unvollständig gelöst. Zwar hat das Patent, 
Abkömmlinge von Geschwistern diesen gleich- durch welches 1817 die Zerbster Oberappella- 
gestelit. Nur /in der vierten Classe tritt noch tionsgerichtsordnung publicirt wurde, manche 
die Halbgeburt um einen Grad zurück. Bei der zweckmässige Bestimmung getrofi'en, z. B. die 
Sttccession der Ehegatten wurde unter Aufhe- dilatorischen Termine (auffallender Weise nicht 
buttg der Errungenschaflsgemeinschafl das Do- auch die Fristen) in peremtorische verwandelt, 
. talsystem durchgefilhrt. Der überlebende Ehe- einige Fristen und unnöthige Formen, unter 
gatte erbt ausser einem reichlich zugemessenen diesen das fatale oblationis ad jurandum, abge- 
voraus, wenn er mit drei oder weniger Des- schafft, die genaue Angabe der Beschwerden 
cendenten des veretorbenen zusammentrifft, ein bei Rechtsmitteln, eben so, wie in Sondershau- 
Viertheil, sind mehrere vorhanden, nur einen sen 1834, vorgeschrieben — zwar ist dieses 
Kopftbdl, bei der Concurrenz mit Angehörigen Vt^rfahren 1842 und 1850 etwas vereinfacht, 
d^ zweiten oder dritten Classe ein Drittheil, 1842 die Unzulässigkeit der provocatio ex lege 
sonst die Hälfte. Auch ist ihm in vielen Fällen diffamari, gleich der desfallsigen in Sonders- 
der Niessbrauch zugesichert. Alles, was er hausen 1834 ertheilten Vorschrift, ausgespro- 
kraft der Successionsordnung erhält, hat zur eben -^ zwar ist 1842 bestimmt worden, dass 
Hälfte die Natar eines Pflichttheils , der nur aus der Eid über Thatsachen, weiche die Klage oder 
besUmmtenEnterbungs- oder Indignitätsgründen eine Einrede begründen, längstens in der I^ag- 
wegfällt. — Uebrigens exislirt in Sondershau- schrift oder dem (ganz unnützen) Provocations- 
sen aus dem Jahre 1833 ein Gesetz über das satze, resp. in der Exceptions- oder Duplik- 
testamentum publicum, sowie aus dem Jahre schritt zugeschoben werden, eine bloss bedingte 
1835 ein solches über die gerichtliche Versieg- Eidesdelation aber unzulässig sein solle. Allein 
huig und inventirung. Das letztere enthält selbst wenn die zuletzt gedachte Vorschrift nicht 
schonende und doch die Betheiligten sichernde sehr bedenklich ^^) und ein hinreichender Grund 
Forschriften. einzusehen wäre, aus welchem die vorher er- 
IX. Civilprozess. Rudolstadt hat eine wähnte Bestimmung nicht auch auf eigentliche 
eigne Prozessordnung von 1709, die im ersten Repliken und Dupllken hätte ausgedehnt werden 
Ttoile von den Amts- und Gerichtspersonen, können und sollen; so ist doch schwerlich zu 
im zweiten von „der Verführung des Prozesses^ leugnen , dass ein über die Duplik hinaus noch 
In erster, im dritten von derselben „in anderer fortgesetzter Schriftenwechsel in der Regel zu 
Instanz^ und im vierten „vom concursu credi- leeren Wiederholungen führt, und dass noch 
forum und deren Priorität^^ handelt. Obschon vieles andere, gleich oder noch Wichtigere auf 
dieselbe von dem Standpunkte aus, in welchem eine Entscheidung und Verbesserung harrt* 
gUh die Rechtswissenschaft und die legislative J^ne solche ist allerdings bereits 1840 für das 
PoUlik bei ihrem ^scheinen befand, und durch 



i6) 8. über das im entgegengesetzten Sinne er- 
15) Beleuchtet von Ortloff in Marün's Jahrbüchern, lassene weimarsche Gesetz vom 5. Junius 1849 Busch 
8. 162—230. Das Nähere in Schreck a. a. 0. S. 82— und HoUel in des letztem BläUern fär Rechtspflege, 
SS. Heimbachs Particujarrecht. Th. I. .((. 265— 285. Bd. 2. S. 305-316. 
-^ Jahrb. L RechttwlM. 1856. 18 
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VI. TeCfitoitalPeckik 



Yerbhrea in geringfügigen bürgerlichen Rechts- 
sachen erroigL Es stellt, wie schon in Son- 
dershausen 1826 geschehen war, eine Hünd- 
Uchkeit, die sich der UntersuchungsmaxinAe 
nähert, als Regel aoT und will die ihm ül>er- 
wiesenen Rechtssachen, eben so, wie in Son- 
dershausen, durch ein, wenn auch nur beding- 
tes Erlienntniss beendigt wissen, ohne jedoch 
so umfassend und z^weckmässig , wie das Son- 
derstiausjsche Gesetz gethan hat, auf die näheren 
Einzehiheiten einzugehen. Jedenlalls sind die 
1855 eingeführten freien Gerichtstage und die 
erschöpfende Executionsordnung von 1854 eben 
so wobithätig als die Anordnungen von 1855 
über die Verwaltung der gerichllichen Depositen. 
Gesetzt jedoch, dass die negieruiig ihrem Vor- 
haben .gemäss, dem 18M von ^ndershausen 
Segebenen Beispiele folgend, mit Beibehaltung 
er bisherigen Grundlage die Verbesserung und 
Erläuterung derselben nächstens ausführt, so ist 
doch sehr zu iürcbten, dass beide Fürstenlhümer 
Bach wie vor mit einem, des einheitlichen Zu- 
sammenhangs und der leichten und sicheren 
Handhabung entbehrenden Flickwerke zu käm- 
pfen haben werden* Es ist claher tief zu be- 
klagen, dass der von ihren Regierungen in 
Einklang mit Weimar bisher verfolgte Plan, eine 
vollständige Civiiprocessordnung zu erlassen^ 
noch nicht zu seinem Ziele gelangt ist, und dass 
auch ein solches nicht in naher Aussicht zu> 
stehen bleibt, obschon wir diesem Vorhaben 
bereits einen von dem rühmlichst bekannten 
Heer wart in Eisenach 1852 ausgearbeiteten, je- 
denlalls mehr, als bloss „schäUenswcrthes Ma- 
terials^ enthaltenden Entwurf i^) verdanken. 

Dass dieser Wunsch aus gleichem Grunde 
auch für Sonderhausen gilt, braucht kaum ge- 
sagt zu werden, ohnerachtet sich dieser Staat 
einer Reihe civiiprocessualer grösserer Gesetze 
erfreut, durch welche das Verfahren in vielen 
Stücken schon wesentlich vereinfacht und ver- 
bessert worden ist. Wir rechnen duliin neben 
vielen kleinem unbedeutendem, ausser den schon 
erwähnlen beiden Gesetzen von 1826 und 18:^4 ^^j^ 
auch noch das Mandat vom ersten September 
1801. Durch das letztere wurde das Verfahren 
von Hund in die Feder in einen Schriilenwech- 
sel abgeändert, der gewöhnlich mit der Duplik 
schliesst. Auch trat es zu häufigen und unbe- 
gründeten Fristgesucben und Terminsaufnuhmen 
krallig entgegen. — Das Gesetz von 1826, 
dessen hauptsächlichste Quelle ein weimarsches 
Gesetz von 1817 ist, hat sich so bewährt, dass 
es im Laufe der Jahre auf verschiedene andere 
Classen von Rechtsstreitigkeiten ^ die nicht um 



17) In seinen Grandzügen dargestellt und im Gan- 
zen günstig beurlhcilt von Mittermaier im Archive für 
diQ civiUfttisehe Praxis. Bd. 36 S. 130 u. fg. 

1$) 3oide ba( MiUermaier a. a. 0. das erste Bd. 9 
S. 273 u. fg., das zweite Bd. 17. S. 280 u. f. aiig«ieigi 
und mit Bemerkungen begleitet 



ihres vemögensreofatUchmi Werte wHei fltar 
Bagatellsachen gehalten werden sollten, — z.B» 
attf Gesindesachen — ausgedehnt worden tek 
Es verdient jedoch eine ernste MissbiMigiing, 
dass diess auch 1844 tief Ehesachen geachebet 
und dadurch ihre hohe Wicliligkeit und ihre 
häufige VerwicUuHg geringsotätzig verkannt 
worden ist. — Obschon sich auch das Geseti 
von 1834 hier und da an eine oldenburgische 
und an eine weimarische ProcessnaveUe von 
1833 anlehnt, so bewahrt es doch im Ganzen 
seine SelbststäfidiffkeiU Es handelt in 425 Pa- 
ragraphen und 14, nach dem Mtrtiiischen Sy- 
steme geordneten Titeln von der Klage, w 
Vollmacht, dem Armenrechte, yo« Fristen und 
Terminen im Allgemeinen, vom Ungehorsame, 
vom ersten Verlahrcn, vom Erkewitoissa auf 
Be- und Gegenbeweis, voa der Frist zu Be-. 
weisen, von einigen Beweismittein und zwar 
vom Eide, von Zeugen und UrkoMlen, iera^ 
vom Uauptverfahren , von summarischen Proces* 
sen, unter denen es den Besitz- und Wechsel- 
process erschöpfend behandelt, von der Eieos- 
tionsinstanz — einem Gegenstande, den die 
iär die Gerichts- und Administralivbebördea 
erlassene Executjonsordnung von 1847 weiter 
auslührt -, von Zwischenhandiungen md endlich 
von Rechtsmittehi« Aus seinem reichen Stofe 
machen wir nur aul einige der bedeutendsISD 
und erschöpleiidsten Bestimnmngen aufmetisaai: 
üt>er das richterliche Fragerechr, über die Be- 
cusationsgründe und das Recusattonsverfiahren^ 
über die Beweisicrall der Handelsbttober, ilher 
die InhabiÜtäts - und Excusftkionsgründe der 
Zeugen, sowie über das Kechtsmitlel der Re- 
stitution wegen Versehen und Versäwnntsse des 
Anwaltes ^^). Findet der Richter, dass eine 
Klage aus einen von ihm Amtswegen zu be** 
rücksichligenden Grunde «i verwerfen ist, so 
hat er sie sofort mittelst eines ^ der Rechtskraft 
iahigen Decrets abzuweisen. — Aneb über 
die Thatsachen, welche Einreden, RepUken od^ 
Dupliken unterliegen, bedarf es einer spedelleii 
Einlassung. — Alle Fristen wid Termine sind 
peremtorisch. — Negans non excipit jttreju- 
rando delato. — Der Beweissatz isl spedell 
zu normiren. Das desfallsige Interioout kam 
trotz seiner Irrelevanz oder UnvoUstftncfigkeit 
rechtskrältig werden. — Der Handatsprocess 
findet nicht mehr Statt — Die FataUen der 
ordentlichen Rechtsmittel sind bis auf Ae Etor 
haltung der zehntägigen Nothfi-ist und die deut- 
liche Aufstellung einzelner Beschwerden att%e- 
hoben worden. — Auf Verstösse contra jus in 
tbesi kann weder die Klage noch die ]£inrede 
der Nichtigkeit ffegrüodei werden. 

Die für das Qberappdtationsgerieht In ZerM 
1817 erlassene, bdden FürstentUfanern mit An- 



19) Die zuletzt erwähnten Bestimmungen sind 
grosstentbeiU dem woimarschen Gesetze rom, 16. Mai 
182^ entnommen. (Heimbachs Process. Tb» I. }. 4^ 
vgL mit f* MO 
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Imtt jremeiitschafUIctie Ordmmg^ Ist smch fiir 
4as Oberappellationsgericlii in Jemt maassge- 
bend, w©jl die ObliegcnheHen des ersteren auf 
daB letetere in der Form eiaer Geschat^söber- 
tregung übergegangen sind. Es gelten daher 
BMoh nach wie vor die tlir Sondersnansen 1827 
bestimmten Competenzerweiteningen , insoweit 
sie nielit Inswischen durch das unter VII. An-^ 
f eRihrte modificirt worden sind. 

Die Gebühren der Advokaten richten sich in 
Sondershausen nach der Taxordnung von 1830, 
Ae der Gerichte, Parteien, Zengen und Sach- 
yerstindigen nach der Taxordnang von 1835, 
in Rttdoi^adt nach Gesetzen von 1847. 

Schliesslich sei, nnr noch jyemeriit, dass die 
Ektesleisliing iUr den Fiscos in Uebereinstfm^ 
mung mil Weimar in Sondershausen 1861 und 
in Rudolstadt 1852, sowie der Judeneid dort 
1852, hier 185+ normirt worden ist. 

X. Crimln airecht. Wir verweilen nicht 
Ire! dem hinlänglich bekannten thüringischen 
Strafgesetzbuche von 1830, dessen Entwurf 
Gross ^i> unter Berücksichtigung der bisherigen 
eriminalgeseizlichen Beslimmongen im König- 
reiobe Sachen beleuchtet und zu dessen Ent- 
ateHiingsgesoMchte von Egtdy^j einen Beitrag 
ffe4i6f0rt hat; vielmehr heben wir_ nur hervor, 
dass für Weimar und die beiden Fürstenthümer 
auch 1850 ein gleichlautendes Gesetz zum Schutze 
der Holzungen, Bäumpflanzungen, Wiesen, Fel- 
der and Gärten erschienen ist. Dagegen harrt 
noch immer ein anderes, gleich wichtiges Be- 
dttrhilss auf eane erschöpfende Befriedigung. Es 
macht sich närolicb ein neues Polizeislrafgesetz- 
boch dringend nölhlg. Die in das Polizeistraf- 
recht einschlagenden Gesetze sind über einen 
mehr als ein ^hrhundert umfassenden Zeitraum 
zerstreut und passen grösstentheils nicht mehr 
för die> Gegenwart, wenn sie überhaupt nur je- 
mals zweckmässig gewesen sein sollten. Dazu 
kömmt^ dass sie von ganz verschiedenen Straf- 
systemen ausgehen uml deshalb mit Verletzung 
di^ Gefühls für Gerechtigkeit und Gleichheit zu 
eifern , sogar unter sich sehr abweichenden 
Maassi^tabe der StraFbarkeit gelangen. Dass bei 
Minen auch nicht einmal annähernd an einen 
EInktang mit den Vorschriften zu denken ist, 
welche der doch auch fUr sie mehr oder weni- 
ger maassgebende allgemeine Theil unseres 
jetzfgen Criminah-echts aufstellt, versteht sich 

Ewissermaassen von selbst. Kömmt nun noch 
ixtt, dass viele von ihnen nicht mehr zugHng^ 
Ueh sind und einen ohne Noth localen Charak- 



20) Kori's Theorie des bürgerlichen Processes 
M« l'TÖ'i- IT^- Heimbachs bürgerlicher Process. Th. 1. 
M. 149^152 u. 159. 

21) Im Afchive des CdmiDalrechts Jahrgang 1850 
& 136 u. f. S. 244 u. %. Geistreich« Bemerkungen 
über das Th. St. G. B. linden sich in Köstlins Sysleoie 
des deutschen Strafrechts Tb. I. 1B55. 

22) In den neuen Jahrbüchern für sächsisches 
Straflnechi Th,8. S. 320— 331. 



ter an sich tragen, und dass bei andern sich 
ihre Geseizesliraft bezweifeln lässt, femer, dass 
unter einem so^lchen Zustande von Ueberslcht- 
Hchkeit, so wenig als Ton Leiditigkeit, Sicher- 
heit und Gleichlörmigkeü der Handhabung die 
Rede sein kann; so lüssl es sich zwar begrei- 
fen, dass man sich 1854 und 1855 in Weimar, 
RudoPstadt und Sondershausen einigermaassen 
durch das den Polizeibehörden eingeräumte- 
Recht zu Straiundrohungen und zum Erlasse 
pohzeilicher Verordnungen zu helfen gesucht 
hat; allein man wird doch früher oder späler 
zu der von uns vermisslen Radicalcur eben so, 
wie in andern Staaten, zurückkehren und darum 
den schon 1849 von dem Appellationsrathe 
Rebling in Eisenach ausgearbeiteten Entwurf 
wahrscheinlich wieder aufnehmen müssen. Als 
blosse theilweise Palliativmittel stellen sich das 
in Rudolstadt 1852 gegen die Bettelei, Arbeits- 
scheu und gewerbsmässige Unzucht, so wie die 
in Sondershausen 1854 gegen das zuerst ge- 
nannte Vergehen erlassene Gesetz, ja selbst die 
in demselben Fürstenlhume auch 1854 erschie- 
nene Feldpolizeiordnung dar, trotz des Umfangs, 
den die letzte einnimmt, oder vielleicht gerade 
wegen desselben: denn statt einfache klare lei- 
tende Gesichtspunkte aufzustellen und so einen 
festen Rahmen zu gewinnen, Innei-halb dessen 
sich die EigenthUmlichkeit des örtlichen Bedüif- 
nisses im Vl^ege statutarischer Bestimmungen 
frei bewegen konnte, hat sie sich im 134 $$. 
in eine solche Masse casuistfscher und klein- 
licher Specialitäten verloren, dass sich ihre 
treue und richtige Vollziehung von Seilen der 
dem Bauernstände angehörlgen , grösstentheils 
nicht genügend gebildeten Gemeindevorsteher 
schwerlich erwarten lässt. Uebrigens enthält 
sie, nachdem sie 4 allgemeine Bemerkungen 
vorausgeschickt hat, Bestimmungen, die Ord- 
nung auf den Wegen betreflend, über die Gren- 
zen, über den Schutz der Grundstücke über- 
haupt und insbesondere über das Verhalten bei 
den Culturabciten und während der Emdte, fer- 
ner über das Grasen, Aehrenlesen, Stoppel- 
hacken und ähnliche Nutzungen und endüch 
über die Hulhweide nebst einer Ausföhrungs- 
ordnung. 

Ruuolstadt hat 1854 durch ein vollständiges 
MiKtärgeselzbuch, welches auch die Bestrafung 
der militärischen Disciplinarvergehen mit um- 
fasst, eine in Sondershausen noch sehr fühlbare 
Lücke ausffelüUt. 

XI. Criminalprocess. Auch hierbei 
können wir uns durch eine blosse Verweisung 
auf die Thüringische Strafprocessordnung von 
1850 kurz fassen: denn es ist bekannt, dass 
und wie sie das Anklageprindp mit dem Insti- 
tute der Staatsanwaltschaft und des Geschwor- 
nengcrichts auf der Grundlage der Oeffentlich- 
keit, Mündlichkeit und der subjectiven Beweis- 
theorie ein - und durchgefiihrt hat ^). Gleich- 

23) Gut^ kiiüsche Bemerkungen zu derselben hat 
18 • 
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zeltig Ist ftlr Weimar, Radolstadt und Sonders- Zwar ist es anerketmensiverth, dass die evtn- 
bausen eine übereinstiinmende Gebührentaxe ffelisch - lutherische Kirche in neuerer Zeit, in 
ersciüenen. Schon nach einem dreijährigen Kudolstadt und Sondersbausen 1850, wieder iiir 
Zeiträume hielt man indessen die gesamm^ilen rein geistliche, dogmatische und liturgische Aa- 
ErfahrungeA iür reif zu «inem Abschlüsse. Zu- gelegenheiten nach Weimar's Vorgänge eine 
Dächst drängte freilich die Nothwendigkeit, po- eigne, collegialisch und zwar vorwaltend aus 
litische und Pressgesetzübertretungen nicht mehr Geistlichen gebildete und unmittelbar unter dem 
als solche, sondern nur dann, wenn sie das Fürsten als uneingeschränktem summus epicopus 
Strafmaass für Verbrechen erreichten, dem Ge- stehende Behörde, den Kirchenralh, gewonnea 
schwornengerichte zu überlassen. Aus diesen hat; allein sonst ist doch bisher ai;^ diesem 
^ Erwägungen entsprang 1853 ein Entwurf zur Gebiete nur erst wenig: eethan worden, wenn 
Abänderung beider Gesetze, der, nachdem er man von dem in Sondersbausen 1809 und 18^ 
mehrfach^) kritisch beleucntet worden und in genau geordneten Rechnungswesen und von et- 
den weimarischen Landtagsverhandlungen ^) auf ner daselbst lt04 erlassenen Kirchenstuhlord- 
grosse Schwierigkeiten gestossen war, 1854 in nung absieht. Denn ausserdem verdienen in 
allen drei Staaten übereinstimmend mit nicht Bezug aui' diesen Staat nur etwa folgende Ver- 
sehr wesentlichen Aenderungen zum Gesetze Ordnungen erwähnt zu werden: über die Feier- 
erhoben wurde. Volleres Referat und Recht- lichkeit bei Einführung eines Seelsorgers (1838), 
ferligung desselben ^^j ist bereits zum Gemein- eine Candidatenordnung von 1840, der sich ein 
ffute geworden oder doch so allgemein zugäng- Rudolstädtisches Gesetz von 1853 anschliesst, 
uch, dass wir uns hier füglich eines näheren über die Abendmahlsfeier und über Kirebeuvi- 
Eingehens überheben können. Nur so viel sei sitalionen (1840;, über die Zeit der Taufe (1842), 
erwähnt, dass das Mandatsverfahren sich als über die durch Anstellung und Translocation 
eine nützliche Abkürzung und wesentliche Ge- der Geistlichen und Schullebrer entstehenden 
schäflserleichlerung der Gerichte bewährt hat. Kosten (1844), über die Voilziebung der Trauung 

In Rudolstadt hat das schon unter X. am (lh44), über die heim Amtswechsel oder beim 
Schlüsse erwähnte Gesetz von 1854 auch ein Ableben von Geistlichen zwischen seinen Hin- 
angemessenes Verfahren für Militärstrafsachen terbliebenen und dem Amtsnachfolger in Bezug 
in der Art eingeführt, dass mit der Untersu- auf die Besoldungsbestandtheile vorzunehmende 
chung von Amtswegen, ohne Staatsanwalt von Auseinandersetzung (1845) und eine gut dorch- 
den Militärgerichten vorgeschritten wird. So dachte Instruction iur die Specialsuperintenden- 
ist dort ein Zustand der Gesetzlosigkeit und ten (1850). Wenn auch der Zahl nach weni- 
Willkür beseitigt, der in Sondershausen noch gere, hat doch Rudolstadt einflussreichire Ge- 
besteht. setze erlassen. Wir rechnen daiün die Be- 

XII. Kirchenrecht* Die gleich Anfangs Stimmungen über die gegen Geistliche auszu- 
unvollständigen, dem 17ten Jahrhunderte ange- übende Disciplin (1853), über die Bildung und 
hörigen Kirchenordnungen ^7) passen nicht mehr den Geschäik^kreis von Kirchen- und Schul- 
für unsere Zeit und sind theils deshalb, theils vorständen (1^54) und über die Feier der Sonn-, 
weil sie sich nur in den Händen Weniger be- Fest- und Busstage (1855). In demselben Jahre 
finden, fast ganz ausser Gebrauch gekommen, hat der Landtag von Sondershausen dringend 
Man ist daher fast immer genöthigt, auf das auf baldige Erlassung auch eines Sabbathsedicts 
gemeine protestantische Kirchenrecht zu recur- angetragen und die Regierung erklärt, hierauf 
rlren. Je mehr es aber demselben an einer „mit Freuden^ eingehen zu wollen. Und aller- 
ausreichenden, allgemein gültigen und fortge- dings haben sich die altern desfallsigen Verord- 
bildeten positiven Grundlage fehlt, und je mehr nungen theils überlebt, theils werden sie nicht 
es darum genöthigt ist, aus der schwankenden mein' gehandhabt — Erscheinungen, die freilich 
Natur der Sache zu argumentiren, desto drin- dalür sprechen dürAen, dass die nicht mehr 

f^ender ist die Aufgabe der Gesetzgebung, bald vom Volksb.wusstsein getragenen Gesetze ent- 

Ur eine erschöpfende, feste Abhülfe zu sorgen, weder gleich Anfangs keine Lebenskralt hatten 

oder doch dieselbe bald wieder verloren haben. 

Ein bloss äusserer Zwang auf diesem Gebiete 

^ ^ . ^ T 1^ , - < r«, « kann nur widerwilligen Gehorsam und wird 

^aä '"353-37TS^^ "«^** *»«"ßg^ hässliche Heuchelei erzeugen. 

24) von Schwärze in' den angeführten Jahrbüchern Kirchlicher Sinn und wahre Religiosität wächst 
Bd.8. S. 278— 310 und von Müller in seinen kriiischen »"d gedeiht nur von Innen heraus durch freie 
Bemerkungen über den Gesetzcniwurf zur Abänderung Ueberzeugung. 

der tliüringiscben Slrafprocessordnung unter Benutzung XIII. Schulwesen. Höchst erfreulich und 

der neut^rn deutschen Sirafgeseizgebungen. Jena 1853. bedeutend sind die Anstrengungen und Opfer 

25) MUtermaier im Archive des Criminalrechts. Sondershausens fiir Hebung des Lehrerstandes: 
'^TeTlnle'n ?on\^hU^^^ denn nachdem schon isf die „Emancipatlon 
Annalen des Criminalrechts. Neue Folge. XUl. Bd. der Schule von der Kirche" ausgesprochen wor- 
H.2. Jahrgang 1855. Monat August. S. 10 l--l3a den war, wurde 1850 fiir eine angemessene 

27) von Helibach a. a. 0. £ini. S. IX— XI. Erhöhung der Besoldung der Lehrer^ rücksich^ 
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lieh der Volksschullehrer zunächst aus den Mit- 
teln der Gemeinde und aushüirsweise aus der 
Slaalscasse, eben so ftlr ihre Pensionirung ge- 
sorgt und die Zusicherung der Grundrechte, 
nacn welcher sie die Rechte von Staatsdienern 
geniessen sollen, zu einer Wahrheit gemacht. 
Auf dieser Grundlage sind sie insgesammt 1853 
in die Staatsdienerwittwencasse aufgenommen 
worden In demselben liberalen Sinne sind für 
jeden Bezirk Schulcommissionen zum Theile 
durch Wahl aus der Mille der Lehrer gebildet 
worden, die über die YolHisschulen die Aufsicht 
nach einer guten Instruction ftihren. Den Schluss- 
stein des Volksschulwesens bildet ein vortreff- 
liches Gesetz von 1852, welches nach einer 
Einleitung von den das Volksschulwesen beauf- 
sichtigenden und leitenden Behörden, von der 
Gründung und Erhaltung der Volksschulen fdurch 
besondere Schulgemeindcn), von der Bildung, 
Anstellung, Besoldung und Pensionirung der 
Volksschullehrer, von der Verpflichtung zur Be- 
nutzung der Volksschulen, von Schulferien und 
Aussetzung der Schule, von dem Schulunter- 
richte und der Schulzuchl, von D'sciplinarver- 
fahrcn gegen Schullehrer, von Kindergärten und 
Fortbildungsschulen handelt. Mit diesem sieht 
eine Verordnung über die Schulversäumnisse 
(1852) in Verbindung. Eine Seminarordnung 
von 1854 trägt zur Heranbildung tüchtiger Volks- 
schullehrer bei. — Uebrigcns überschreiten 
zwei Gymnasien das Bedürfniss und die Kräfte 
des Landes. 

Nachwort. Der Verfasser ist sich bewusst, 
dass die Grösse seines Aufsalzes im Missver- 
hältnisse zur Kleinheit der betreffenden Länder 



steht. Gleichwohl rechnet er auf die Nachsicht 
der Leser: denn der Werth der Gesetze und 
Einrichtungen richtet sich nicht nach dem Um- 
fange, innerhalb dessen sie entstanden sind und 
gelten, sondern nach ihrer Innern Güte. Dazu 
kömmt, dass nur selten ein sich der Vollstän- 
digkeit nähernder Einblick in die Rechtszuslände 
deutscher Kleinstaaten gewährt wird. Und 
doch sind sie es gerade, die bei ihrer geringem 
Widerstandsfähigkeit das Ireuesle Bild der wech- 
selnden Strömung der Ansichten und Bestre- 
bungen, Befürchtungen und Hoffnungen gewäh- 
ren! Sie sind daher auch vorzugsweise geeig- 
net, zu zeigen, dass die wegen ihrer Ideologie 
verschrienen deutschen Grundrechte ^8) nicht 
bloss hohle, abslracten Theorien entlehnte, 
schöne Phrasen, sondern auch einen Saamen 
enthalten, der, mit Liebe und Treue gepflegt, 
reiche und gute Früchte trägt und gerechte 
Ansprüche befriedigt. Ueberdies möchte auch 
nur Wenigen mit einem dürren, lückenvollen 
Register und einem blossen, 'nicht einmal voll- 
ständigen Knochengerippe gedient gewesen sein. 
Darum hat der Verfasser versucht, seinem Ueber- 
blicke möglichst Zusammenhang, Fleisch und 
Blut zu verleihen und nebenbei allgemeinere 
Anknüpfungspunkte zu gewinnen. 



28) Abgedruckt in WeiFs Quellen und Acten stü- 
cken der deutschen Verfassungsgeschichte 1850. S. 124 
— 130. vergl mit Zachariä's deutschem Staats- und 
Bundesrechtc. Zweite Ausgabe. Tbl. I. §. 47. S. 200 
u. 228. Zöpfls Grundsätze des allgemeinen und deut^ 
«chen Staatsrechts. Vierte Ausgabe. Thl.I. §. 186. 
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Heber üe lene prevssisclie Goieirsi^roceflggegetKf elniif ^) wi tie dieselbe 

betrefende Literatur. 

Vom Geheimen Jostizrath Dr. Ab egg in Breelan. 



Der Anzeige einer Schrift, welche die Ge- 
aeizentwürfe über den Concurs in Preus- 
sen zum Gegenstand hatte (in diesen Jahrbü- 
chern ßand I. S. 159) lasse ich jetzt, nachdem 
die verschiedenen Entwürfe die verfassungs- 
mässigen Stadien durchgemacht und die landes- 
herrliche Bestätigung erhalten haben, eine kurze 
Betrachlung über deren Inhalt folgen. Ich ver- 
binde damit eine kritische Uebersicht über die 
durch jene neue Gesetzgebung hervorgerufenen 
Schriften. 

Von dem längst geliihlten Bedürthisse einer 
Reform des Concurs - Processes , wie derselbe 
ia der Allg. 0. 0. Tfa. I. TU. 50 ange(H-dnet 
ist, — mit welcher noch die Titel 47 — 49. 
61. 52 und beziehungsweise die an deren Slelle 
getretenen oder sie thellweise abändernden und 
ergänzenden Bestimmungen späterer Gesetze zu 
verbinden waren — ist in jener so eben in 
Bezug genommenen Anzeige bereits die Rede 
gewesen. Das Verfahren nach der A. G. 0. 
entsprach, wie sich immer mehr, und auf eine 
für alle Betheiligten empfindliche Weise her- 
ausstellte, weder seiner eigentlichen Bestimmung, 
noch auch dem, zwar im Verhältniss zu den 
Forderungen der Gerechtigkeit untergeordneten, 

1'edoch immer wichtigen Zweck der möglichsten 
Jeschleunigung und Kosten - Ersparung, der 
Sicherung des Credits, geschweige denn, der 
Beschränkung der Concurse und der Herbeilllh- 
rung des Vergleiches. Indess sind die Mängel, 
welche sich zeigten, nicht blos in dem Ver- 
fahren, d.h. den Pro c es s- Vorschriften, und 
dem Princip, auf welchem diese und jenes be- 
ruhten, zu suchen, sie lagen auch und fast 
überwiegend, in den materiellen Bestimmun- 
gen, welche sich auf das sog. Concurs -Recht, 
und auf das bürgerliche Recht bezogen. Es 
bedurfte hier vielfacher Abhülfe, man konnte, — 
wie bedenklich auch durchgreifende Neuerungen 
im 'Wege der Gesetzgebung für ein Gebiet er- 
scheinen mögen, welches, wie das des öflent- 
lichen Credits und Verkehrs, mit grosser Scho- 
nung berührt werden soll, — doch hier um so 



1) Vgl Bd. IL Hfl. 1 d. J. S. 81. 



weniger Anstand nehmen die bisherige Behaad^ 
lungsweise zu verlassen, als neben der un- 
abweisUchen Nothwendigkeit eines Eingreifens 
der Gesetzgebung auch der einzuschlageode 
Weg mit ziemlicher Sicherheit angezeigt war. 
Wenn auf der einen Seite die so vielfach, ioi 
Laufe von mehr als einem halben Jahrhunderte 
veränderten Verkehrsverhältm'sse, die ungemeine 
Ausdehnung und Beweglichkeit derselben, jene 
obervormundliche, gut gemeinte, aber ängstliche 
Aufsicht als hemmend und für die Interessen 
der Gläubiger, wie des Schuldners nichtheilig 
erscheinen Hessen, wenn die Fortschritte der 
Staats- und Volkswirthschaftslehre die Unver- 
einbarkeit des frühern Systems der Vorzugs«- 
rechte mit den berechtiglen Anforderungen der 
Zeit, und die Unrichtigkeit der Annahme dar- 
legten, dass durch eine Reihe von Privilegien, 
der Credit und das Wohl befördert würden, 
für die in der That eigentliche Rechtsgründe 
gar nicht, sondern nur jene für politisch er- 
achteten, geltend gemacht werden konnten, so 
war auf der andern Seite läfigst und gerade in 
Ländern, denen unser innerer und auswärtiger 
Verkehr, deren sich gesteigerte Industrie sie 
als vorzugsweise berufen betrachten liess, die 
rechtliche Behandlung des uns beschäftigenden 
Gegenstandes, mit dem Rechte der Sache selbst 
in die nothwendige Uebereinstimmung zu setzen, 
in England, in Belgien, Holland, Frank- 
reich, — aber auch, was hier fast noch wich- 
tiger uirunsisl, in mehreren deutschen Lan- 
den, — ein solcher Versuch durch die Gesetzge- 
bung, mit einem Erfolge gemacht worden, der 
es gebot ihn als Muster zu nehmen, ohne 
deshalb wohlbegründeten Forderungen einhei- 
mischer Rechts - und Process- Gesetzgebung et^ 
was zu vergeben, und der zugleich geeignet 
war, dem Vorwurf bedenklichen Experimenti- 
rens zu begegnen. Jener Versuch charakterisirt 
sich aber nach einer zweifachen Richtung, wel- 
che man als positive und negative bezeich- 
nen kann. Erstere bekundet sich in bestimmten 
und mit Vorbehalte weilerer durch die Erfah- 
rung zu gewinnender Belehrung, angemessenen 
geselzUchen Vorschriften, sowohl über das sog. 
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«itteH^lle Coneursrecht^ als ttber das, 
wts das Verfthren, den elgenUichen Con* 
oursprocess betrifft; die aifidere in einer 
wtisitn Besehränkung der Gesetzg^bwig, welche, 
nur das UnerlllsBliche und durch den gansen 
Organisnnis des Verfahrens und den Zweck der 
AechAspflege Gebotene umrassend, in allem Uebri- 
gen 4ler freieren, obschon nicht znr störenden 
Willkür ausartenden Thäügkeil der am medslen 
SetteiligleR , der GKobiger, den gebührenden 
AMm gestaltet; und dem Grundsatse des Pri- 
Talreobts (jus, qnod ad privatonim utililatem 
fliectat) sowohl (ur sein ihm eigenthumliches 
Cmret, als flir die Geltendmachung Im Verfah* 
ren tme Anerkennung gewährt, wie solche neben 
andern berechtigten Ansprüchen, ihm in der A. G. 0. 
nidit zu ThdN geworden war. In Verbindung 
damit steht, was gerade den Process betrifft, 
etn anderer Punkt, der für die Preussische Ge* 
setzgebung in Betracht kommen musste; wir 
werden später Gelegenheit haben, auf densel- 
bea zurückzukommen, und deuten hier nur an, 
dass nachdem das sog. Instructionsprincip 
{•der, wie man häufig, aber unrichtig es aus- 
drückt, die Inquisitionsmaxime) der G.O. 
bereits durch die Prooessgesetzgebung vom J. 
1833 und 1846 aufgegeben und eine Rückkehr 
zu dem (geaneinrechtlichen) Verhandlung s* 
princip angebahnt und endlich durchgenüirt, 
sodann die Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des 
VerfMurens schon seit 1846 ins Lieben getreten 
war, — es nothwendig schien, auch die im 
Oaoeurse vorkommenden Rechtsstreitigkeiten In 
der neuen Form und Weise zu erörtern und 
zur Entscheidung zu bringen, was nicht ohne 
durchgreifende Veränderung der bisher noch 
beibehaltenen Procedur im Concurse zu ge- 
sehehen vermochte, und eine der lolgenrelch- 
sIen Bestimmungen, fllr die nach dem neuen 
Gesetze faerbeigeRHirte Geslaltunff des Goncur- 
ses und seiner gerichtlichen Behandlung ist. 
Fast alle früheren EigenthümUchkeiten , wie sie 
den gemeinen Concurs und so trotz des ab- 
weichenden Princips, auch den Preusslschen 
ausseichnen , sind nunmehr hinweggefallen: das 
alte, in gewisser Hinsicht kunstgerechte, sym- 
melriscbe Gebäude, welchem Viele eine gewiss 
nicht blos theoretische, oder ästhetische Vor- 
liebe gewidmet haben, ist eingerissen; an des- 
sen Steile sind, — um das gebrauchte Bild 
beiziAehalten — eine Reihe einzelner, kleinerer 
Werke errhihtet: ob die Interessenten sich darin 
behaglicher finden, \\1rd die Eri'ahrung entschei- 
den : aber es ist zu hoffen, wenn wir auch nicht 
gemeint sind, das neue Gesetz in allen Thei- 
ten als einen Fortschritt, und als allen gerech- 
ten Anforderungen entsprechend, zu betrachten, 
und, unabhängig von dem mit der Zdt sich 
herau^tellenden Bedürfnisse der Verbesserung, 
sdxm jetzt manche Bestimmungen nach d^ 
ürfheile bewährter Praktiker für solche erken- 
nen müssen, gegen weiche sich wohl zu be- 
achtende Eiimendnngen vorbringen lassen. 



Es liegt nun vor: 

1) die Concurs-Ordnung Itir die Preussl- 
schen Staaten v. 8. Mai 1855, welche nach 
dem in der amtlichen Ausgabe, Berlin bei 
G. Rehmer 1855, vorausgeschickten 

2) y)Gesetz betrelFend die Einführung der 
Concurs-Ordnung in den Landestheilen, 
in welchen das Allgemeine Landrecht und 
die Allgemeine Geridits - Ordnung Gesetzes- 
kraft haben v. 8. Mai 1855^— mit dem 1. Oct 
1855 in Kraft treten sollte und auch wirk- 
lich getreten ist. 

In jener Ausgabe steht unter Nr. I das 
Einführungsgesetz mit XVIII Artikeln, un- 
ter Nr. II die Concurs-Ordnung in 440j|. 
denen sich ein „Tarif zur Bestimmung der 
Belohnung und Entschädigung des Verwalters 
der Coiicursmasse, sowie der Entschädigung der 
Mitglieder des Verwaltungsraths" in 9 $$. an- 
schiiesst. In unmittelbarer Verbindung stehen 
die neuen Vorschriften, welche aber in beson- 
dern Gesetzen enthalten sind, nämlich 

3) Gesetz betreffend die BefugnisSS der 
Gläubigerzur An fechtung der Rechts- 
hand lungen zahlungsunfähiger 
Schuldner ausserhalb des Concur- 
se s, für die Landesthelle etc. vom 9. Mai 
1855 in 19 $$.2). 

4) Verordnung betreffend die im Concurse 
und erhschaftlichen Liquidatlons- 

Erocesse zu erhebenden Gerichts- 
osten vom 4. Juni 1855 in III Artikeln. 

Die amtliche Ausgabe enthält ferner (S. 135 
— 175) eine „Instruction des Justizmi- 
nisters für die Gerichte, betreffend 
die Ausführung der Concurs-Ordnunft 
vom 6. August 1»5.*' Sodann ^Formulare* 
(S. 176—198), endlich ein umfassendes „Re- 
gister"' (S. 199—236). Von dieset GeseUen 
und Verordnungen sind, wie es auch sonst in 
neuerer Zeit geschehen, noch andere, zum Theil 
kleinere Hand - Ausgaben veranstaltet worden. 

Ausserdem Uegen mir (der früheren leffislati- 
ven Vorarbeiten aus den Jahren 1829 und 1631 
nicht zu gedenken), ,in Ansehung der gegen- 
wärtigen Gesetzgebung iblgende Aktenstücke 
vor, welche für das gescbichtUche und das 
praktische Verstäininiss von Wichtigkeit sind, 
und eine mit einer, von mir dankbar anerkann- 
ten Geneigtheit mitgetheilt worden sind: 
a) die Allerhöchste Ermächtigung an 
den Justizminister, die unter Nr. 1 — 3 
erwähnten Entwürfe der Kammer zur ver- 
fassungsmässigen Beschlussnahme vorzule^ 
gen vom 27. December 1854. (Zweite 



2) Noch aaf diea alte Recht bezieht sich folgende 
Schrift : Ueber die Anfechtung simulirler nod sonstiger 
Yeräusserungen zahlungsunfähiger Schuldner und über 
den ßeweis der Simulation. Ein civilistischer Versuch 
für preussisches und gemeines Recht von Dr.E. Wind- 
müller, Rechtsanwalt in Breslau. Berlin 1854. 58 8. 8» 
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Kammer III. Legislaterperiode UL Session 
Nr. 27), welcher auf 104 S. Fol. die drei 
Entwürfe, nebst dem Tarif beigefügt sind: 

b) Motive zum Entwurf der Concurs- 
Ordnung (zu Nr. 27), 149 S. Fol. 

c) Motive zu dem Anfechtungsgesetz 
(zu Nr. 19) 5 S. Fol. 

d) Bericht der Commission der ersten 
Kammer Dir die Rechtsflege, über deii Ent- 
wurf des Einßihrungsffesetzes etc. (Bericht- 
erstatter Dr. V. Zander) 17 S. Fol. 

e) Bericht der Commission der zwei- 
ten Kammer (Berichterstatter Abgeord- 
neier Gräff) 25 S. Fol. 

f) Bericht der Commission der ersten 
Kammer, über das Anfechtungsge- 
setz (Dr. V. Zander) 23 S. Fol. 

g) Bericht der Commission der zwei- 
ten Kammer (Abgeordneter Wentzel) 
25 S. Fol. sodann 

h) Bericht der Commission der zwei- 
ten Kammer, zur Begutachtung des Ent- 
vnurfes einer Concurs-Ordnung (Nr.200. 
Berichterstalter Abgeordneter Wentzel) 
163 S. Fol. 
i) Zusammenstellung der Regierungsvor- 
lagen mit den Abänderungsvorschlägen der 
Commission zu dem Enlwurfe der Concurs- 
Ordnung, zu Nr. 200. 233 S. Fol. endlich 
k) Entwurf der Concurs - Ordnung. 
Nach den Beschlüssen der zweiten 
Kammer (Nr. 235). 103 S. Fol., 
womit die wichtip^sten Aktenstücke bezeichnet 
sind. Ich habe (uese Materialien, deren Inhalt 
auch nur auszugsweise mitzutheilen, einen Raum 
in Anspruch nehmen würde, welcher ausser 
Verhältniss zu dem Zwecke der gegenwärtigen 
Anzeige stünde, deshalb angeführt, weil da- 
durch auf die bedeutendsten Hülfsmittel hinge- 
wiesen wird, und insbesondere, weil sie, mehr 
oder minder in den weiter unten zu nennen- 
'dcn Commentaren benutzt sind, deren Werth 
vornehmlich durch diese Berücksichtigung der 
Motive des Gesetzes, und der Art und Weise 
der endlichen Fassung bestimmt wird. 

Das 'Gesetz selbst einer Kritik zu unterwer- 
fen, kann jetzt, nachdem es als solches verab- 
schiedet worden, so wenig unsere Aufgabe 
sein, als über die Begutachtung der Commissionen, 
eine nachträgliche Prüfung vorzulegen. Es ist 
von allen Seiten geleistet worden, was red- 
licher Fldss und Sorgfalt, und rechtlicher Sinn, 
Einsicht, sowie praktische Erfahrung in einem 
Gebiete vermochten, wo die Mängel, aber auch 
das Gute der bisherigen einheimischen Gesetz- 
gebung zum Bewusstsein gekommen sind, und 
wo es nöthig und Pflicht war, das Augenmerk 
auf fremde Gesetzgebungen zu richten, in einer 
Weise, die gleichmässig von Vonirtheil und 
Voreingenommenheit für das Eigene und von 
unbegründeter Vorliebe und Hinneigung zu 
Fremden sich fern hält Ob diess überall ge- 



lungeB sei, ob die letzten BeschlassTassoiigeR 
auf der eimnal angenommenen Grundlage , voll- 
ständig dem entsprechen, was man beabsidiQgte, 
ja ob überall das Bedürmiss gehörig gewürdigt 
und unter dieser Voraussetzung, die hiedurä 
bedingte Aufgabe mit den Forderungen der Ge- 
rechtigkeit in Uebereinstimmung, gelüsel sei, 
darüber muss, wie bereits erüinert ist, die Er- 
fahrung entscheiden, nachdem eine Zeit lang 
das Gesetz der Probe der Anwemfamg unter- 
worfen worden, — eine Probe, die nicht blos 
dem Gesetze, sondern auch der Anwendung, 
einer sich erst bildenden PrajJs gestellt ist 
Denn wiewohl letztere nicht ohne dae Gnmd- 
lage in dem bisherigen Verfahren ^tt findet, 
zumal da einige wesentliche Veränderungen ge- 
genüber der A. G. 0. Th.I. Tit. 50 schon durch 
die Gesetze v. J. 1834 über den Subhastations- 
process und vom J. 1840 über die Befreiung 
der Pfand- und Uypothekengläubiger von der 
Einlassung in den Concurs- und erbschailUchen 
Liquidationsprocess getroffen waren, ja, das 
Anschliessen an die frühere Praxis auf einer 
bedingten Nothwendigkeit beruht, und eine ge- 
vrisse Rechtfertigung hat, so ist doch eine an- 
zuerkennende Grenze durch Wort und Gdst der 
neuen Concurs - Ordnung geboten, und es isi, 
nicht ohne Rücksicht auf die hiedurch entste- 
hende doppelte Schwierigkeit jene Instroction 
iur die Gerichte erlassen worden. 

Allein, auch eine ins Einzelne gebende 
Kritik der über die neuen Gesetze sich äussern- 
den Werke kann nicht unsere nächste Aufgabe 
hier sein, zumal da dieselben fast gleichzeitig, 
zum Theil schon früher, wie die Coucurs-Ord- 
nung in Kraft -getreten, erschienen sind, und 
somit aus der Praxis noch nichts mitzutheilen 
vermochten. Noch sind die Streitfragen, die 
ohne Zweifel sich ergeben werden, die Beden- 
ken, welche, theils in Betreff der richterlichen 
Verfahrenswelse und Entscheidung, theils der 
Anforderungen der Interessenten und des bür- 
gerlichen Verkehrs, sich zeigen können, nicht 
zur Sprache gekommen, wenn gleich, vde es 
erklärlich ist, Manches auch ohne die Berück- 
sichtigung concreter Fälle sich bei der Abfos- 
sung und Berathung des Entwurfes und bei der 
Auslegung des Gesetzes denen darbieten muss- 
le, welchen nach irgend einer Seite Gelegen- 
heit geworden war, mit den Vorzögen und 
Nachlheilen des alten Verüahrens, und mit 
den durch diese tief berührten Zuständen und 
Vermögensverhällnissen der BetfaeUiglen in Be- 
ziehung auf den Concurs sich vertraut zu ma- 
chen. 

Es soll also in dem Folgenden nur eine all- 
gemeine Charakterisirung des neuen Gesetzes 
in Vergleich mit dem, altem Rechte versucht 
werden, um so der. Bestimmung dieser Anzeige 
für diese Zeitschrift zu entsprechen, womit 
sich diejenige der dem Gesetze gewidmeten Schrif- 
ten verbinden wird. Als solche sind zu nennen: 
1) Ke Preussische Concurs - Ordnung vom 
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& IM lg6&, (He Gesetze Tom S. n. 9. Mai der Oonmiisslon haUe, sHid S. 1 — 68 »Allge^ 

1855 betreffend die ESnf&hrnng derselben und mekie Betrachtungen^^ vorausgeschickt, welche 

die Befugnis der Gläubigen zur AnrechUing durch ihre Gediegenheit, die Schärfe der Dar^ 

der Rechlsbandlung«! zahiungsunßlhiger Stellung, die praktische Würdigung der Mängel 

Schuldner aussm'halb des Concurses und die des bisherigen Vertährens, und der nunmehr zu 

Verordnung v. 4. Juni 185Ö betreffend die deren Abhülfe getroffenen Anordnungen, sieb 

im Concurse und erbschaftlichen Liquidations- vortheilhall empfehlen. Kürzer, und mehr auf 

process zu erhebenden Gerichtskos(en mit das Geschichtliche sich beschränl^end, in Betreff 

den Materialien zusammengeslellt und lUr der Abfassung der Concurs- Ordnung und dna* 

die Anwendung erläutert durch A. Wen tzel, ^Uebersicht der alten Systeme^* — nämlich, des 

ersten Präsidenten des Königl. Appellations- altern römischen, des gemeinen, des altem 

gerichts zu Ratibor, und C. Klose, Kreis- preussischen Concursrechts , und des auf dem 

richter, Mitglied des Hauses der Abgeord- französischen Rechte beruhenden, — ist die Ein« 

netem Berlin 1855. VIII. u. 617 S. 8. (mit Jeitung des Werkes unter Nr. 2 (S. 1—14), 

Einschluss des Sachregisters). woran S. 15 — 22 die Darstellung „des Verhält- 

2) Die Preussische Concurs- Ordnung, nebst nisses der Concurs - Ordnung zu den altem Sy- 
dem EinAihrungsgesetz , dem Geselz über stemen*^ schliesst. Dem Werke unler Nr. 3 
Anfechtung der Verträge zahlunffsunfähiger fehlt eine solche Einteilung. Es beginnt sofort 
Schuldner und der Austührungs- Instruktion, mit dem Einluhrungsgesetz und der Verordnung 
sammt den dazu gehörigen Formularen. Un- über die Koslen, dem sodann die ConcuYs- 
ter iSinscfaaltung der ergänzenden Gesetze, Ordnung selbst folgt. AeusserUch unterscheidet 
mit erläuternden Commentar nach den amt- sich die Arbeit von den beiden andern dadurch, 
liehen Materialien und mit Hinweisungen auf dass der Text nur die gesetzlichen Bestimmun- 
(He früheren Rechtssysteme, bearbeitet von gen giebt, alle Erläuterungen aber unten in 
J. P. M. Treu herz. Mit einem vollstän- Noten oder Anmerkungen, auf welche durch 
digen Sachregister. Berlin 1855. X. und Zahlen verwiesen wird, autgenommen sind. 
582 S. 8. Diese sind theils geschichtlichen, theils kritischen 

3) Die Preussische Concurs- Ordnung heraus- und praktischen Inhalts, übrigens in gleich 
gegeben mit Commentar, unter Benutzung sorgrältiger Benützung des vorhandenen Rechts- 
der Materialien und Einschaltung der Mini- Stoffs abgefasst, mit Quellen und Literatur«- 
sterltUnstruction an den betreffenden Steilen Nach Weisungen — meist kürzer, aber mit den 
von Dr. C. F. Koch. Berlin 1865. VIII. u. Vorzügen ausgestattet, welche man gern bei 
286 S. 8. (mit Einschluss des Sachregisters den in vorherrschend praktischer Richtung ge- 
und der Nachträge). lieferten Schrillen des Verfassers anerkennt. Ein 

4) Commentar und vollständige Materialien zur eigentlicher Commentar ist allerdings in einer 
Concurs- Ordnung v. 8. Hai 1855. Berlin Zeit, wo das neue Gesetz kaum oder nicht zur 
1856. (564 S.). (Verfasser ungenannt). Anwendung gekommen, nicht zu erwarten, da 

Diese Werke enthalten die C^ncurs-Ord- noch das ganze wichtige Material fehlt, welches 
nung selbst, nebst den dazu gehörigen Gesetzen, erst' die Praxis, die (^suistik herausstellt, das 
weläe den Mittelpunkt der Erläuterung darbie- Entstehen der Zweifel und Streitfragen, die 
ten, indem letztere an die einzelnen Paragra- verschiedenen Versuche der Lösung, die Ent* 
phen, oder an mehrere verbunden, angereihet deckung wirklicher oder vermeintlicher Lücken, 
wo-den« Die Behandlungsweise des Gegenstan- Ueber das, was in solcher Hinsicht theils eine 
des ist, unbeschadet der Selbstständigkeit der spätere Erläuterung zu liefern die Aulgabe hat 
Verfasser, und der durch ihre Auffassung be- und im Stande sein wird, theils die alsbald 
dingten Methode insofern dieselbe in diesen auftretende — wie es hier der Fall ist — zu 
vwschiedenen Werken, als überall das neue Ge- geben vermag und ihrer unmittelbaren Bestim- 
setz, in der Bedeutung die es haben soll, mit mung zu Folge berufen erscheint, ist von An- 
Bcsuffnahme auf die Motive, die Erinnerungen dern und von mir sonst schon gesprochen, und 
der Commissionen, und sonstigen Materialien es soll diese Frage nicht weiter behandelt wer- 
erläutert, mit dem altern, auch wohl dem ge- den. Es genügt für die Würdigung des jetzt 
meinen Recht und insbesondere einerseits mit Gegebenen auf diese, durch die Natur der Sa«- 
dem bisherigen preussischen Rechte, anderer- che und der Umstände gebotenen Verhältnisse 
seits mit neueren Gesetzgebungen verglichen und Voraussetzungen, unter denen das Werk 
wird. Dem Werke unter Nr. 1 , dessen erst- erscheint, hinzuweisen. Und diess um so mehr, 
genannter Verfasser, wie schon bemerkt, ausser als es auch den Verfassern nicht entgangen is^ 
seiner schon sonst bekundeten Berähigung durch dass die Aufgabe und die Lösung verschieden 
Schriften aus dem Gebiete des einheimischen seien, je nachdem ein erst für die Anwendung 
praktischen Rechts und die hohe richterliche bestimmtes oder ein bereits in einer iSingeren 
Stellung, welche er bekleidet, hier vorzugsweise praktischen Geltung befindliches Gesetz zu er- 
einen erfolgreichen Beruf, durch seine besondere laulern ist. Der Verfasser von Nr. 1 bemerkt 
Mitwirkung an dem Zustandekommen des Ge- (S. 1) in Betreff der an ihn während der Be- 
sotzes, in seiner Eigenschaft als Berichterstatter rathung der Concurs- Ordnung in der Kammer 
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-erfiiiffeneii Atffordenng, einen CemnienUr m 
deräeiben zu schreiben, er habe sich sagen 
wissen, ,^dass es schwer und kanm ausHihriiar 
eeiy unmiUelbar nach dem Erscheinen eines 
neuen in sich abgeschlossenen Gesetzes und 
binnen kurzer Frist einen Commentar zu dem«- 
wlben zu scbr^'ben^), d. h. ein Buch, welches 
das Gesetz wissenschaftlich erklärt, seine Ver- 
kimAing mit dem übrigen geltenden Rechte 
Mwhweist, und seine Gestaltung in der Anwen- 
dnng zeigl*^*). Der Verfasser von Nr. 2 aber 
sagt: ,)Nennt sich unser Buch einen Commen*- 
lar, 80 will es sich damit keineswegs anmassen, 
das neue Gesetz, bevor es auf dem Probirstein 
Hier praktischen Handhabung gelangt ist, zu 
interpretiren. Der Interpretation fehlt so 
lange das Object, also das Gesetz ausser Beruh- 
Tunr mit den Verhältnissen des Lebens bl^bt. 
So Tange Gesetz und Leben einander noch ge- 

Emtiberstehen, keines auf das andere seinen 
nüass geübt, keines von dem andern durch- 
drungen, die umbildende Kraft des andern erprobt 
hnly ist das Gesetz ein literarisches Produkt — 
als solches vielleicht ein Object der Kritik, nicht 
aber der Interpretation; und so lange kann die 
Aufgabe der Commentation in nichts Anderm 
bestehen, als in der praktischen Entwicke- 
lang der Lehren und Grundsälze, und der den- 
^Iben entflossenen Einzelbestimmungen. Die 
Fortentwickelang des Gesetzes auf dem Wege 
der Casuistik ist die Aufgabe einer spätem Z<^, 
die erst zu lösen ist, nachdem das Gesetz mit 
dem gesammten Lebens - und Verkehrszustande 
der Bevölkerang sich in dauernder Beziehung 
beftmden, und aus dieser heraus sich eine Gs- 
Sttistik gestaltet haben wird. Die Lösung einer 
solchen Aufgabe jetzt schon versuchen zu wol- 
len, wäre voreilig.« (S. IV. V). 

Lässt sich auch gegen Einzelnes hier Man- 
ches erinnern, so ist doch diess im Ganzen 
richtig. Beide Va'fasser bezeichnen sonach, 
was ihrer Meinung nach jetzt und hier gefordert 
und geleistet werden könne und solle. Den 
Hauptinhalt namentlich in dem zweiten Werke 
sowie dem vierten bieten die mitgetheilten 
Materialien; in dem ersten und dritten ist, 
neben diesen, — in verschiedenem Umfang, die 
Kritik, und die praktische Erläuterung vorwie- 
gend. Für letztere kanh es auch nicht deshalb 
ganz an Stoff fehlen, weil das Gesetz noch 
nicht in die Anwendung übergegangen war. 
Der Gesetzgeber und der wissenschaftliche Dar- 

3) Ich trete nur theilweise seiner Anmerkung: bei: 
„Vielleicht ist dies nur bei einem nenert Strafgesetz- 
buch e m5§^licb , weil sich auf diesem Gebiete die 
Gesetzgebung mehr ds auf andern Gebieten auf das 
stützen kann, was die Wissenschaft festgestellt hat/' 

4) In der Anmerkung heisst es: „Diese, meine 
Ansicht muss nicht allgemein getheilt werden, denn 
schon zum Theil, sogar vor Publikation der Concurs- 
Ordnung ist eine Anzahl von Buchern erschienen , die 
tich „Commentar**, „vollständiger Commentar** etc. zu 
der Concursordnung nennen." 



sieller kann w%\A eriätftern, was daa Gesetz 
besUmtten soll und wW, «od wie alch «Bess zu 
dem bisherigen Rechte, und zu den. empfimde- 
nen Mängeln desselben verUle. Das Let>ai ist 
dem neuen Gesetz an so weniger firenNl, als 
letzteres eben dnrch jene* und dbssen immer 
mehr erkanntes Bedürihiss hervsrg erafen wor- 
den ist. Und in solcher Weise einer über die 
blosse Sammhinff erläuternden Stoffte hinaus- 
gehenden Betracmtvng <tes Gegenstandes ist es 
den Verfassern der Werke ^ von welchen das 
eben Gesagte gilt, gehmgen, auch fltr 4Üe An- 
wendung beachtenswerthes zu M^n. 

Ausserdem vardfeneo herrorgehoben zo 
werden : 

5) Grundzüge des neuen Prenssisehen Concur^ 
rechtes und Concursyerfahrens unter Her- 
vorhebung der wesentlichsten Abweiobimgen 
vom alten Rechte, dargestellt von Rudolph 
Simon, Königl. KreisgerichtsraUie in Pots- 
dam. Potsdam 18Ö6. 94 S« mit einer Seite 
Anlage. 

Das Vorwort lautet: ,,Eine auf die neuen 
Concursgesetze bezügUohe Arbeit^ Mrelcbe mir 
in meinem Amte aufgetragen war^ ist Ar mich 
der Grund zu einer genaueren Beschiinigmig mit 
jenem Gesetze gewesen. Sie ist daftafcfa zu- 
gleich die Veranlassung zu der wriiegenden 
Schrift geworden, deren Grundlage sie Uldet.^ 
Ist man berechtigt, gerade aus dem, was der 
Verfasser über den Ihm gewardenen Auftrag 
bemerkt, eine, gelungene Losung desseUien zu 
erwarten, so wird man bei aiberer Keantniss- 
nahme der Schrift diess besttlUgt finden. Der 
Verfasser stellt in gedrängter Kürze und ait 
steter Verweisung, so wie möglichster An- 
schliessung an die QueUen, das ültere und neuere 
Recht ttbersichtBch, und einer Form und Weise 
dar, welche recht geeignet ist, in das Studium 
der neuen Concurs- Ordnung efnzuführen: die 
ganze Gestalt und Eigenthttmticbkeit ^selben 
&itt dem Leser klar entgegen, ohse dass dieser 
Eindruck der Unmittelbarkeit durch Ausfilbran^ 

5en unterbrochen wird, zu denen hier, und da 
ereits auf die unter Nr» 1 — 3, so wie auf das 
unter Nr. 4 erwähnte Werk dnes Ungeaauntcn 
^^Commentar und vollständige HaUnMien zur 
Concurs -Ordnung v. a Mai 1865 ,* (welches 
S. 1 ohne nähere Angabe des Drudoorts ange- 
nihrt wird) Bezug genommen werden konnte, 
kein Bedürihiss und keine Veranhissung vor^ 
banden gewesen war. Vermisst man abo dne 
solche laltische Betrachtung und aosAfarlicbere 
Orientirung, wie sie insbesondere Wentzel 
sehier Erlöuterung, in der Vergleichunff des 
öltem und gegenwärtigen Preus^schen KecMs 
vorausgeschickt hat, so wird man dfvhalb dem 
Verfasser, dessen Aufgabe eine andere, be- 
schränktere war, nicht minder für seine anzuer- 
kennende Arbeit danken dürfen. Er gibt: 
1. Grundzüge der alten €oncurs**Ordnung (S. 1 
—6). Diess ist keine techi^che, ke*ie w^ 
setziiche Bezeichnung. Doch mag der Inhalt 
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von 13te1 50, Tb. I der G. 0. — der frefUch 
Dkhi Alles erschöpft, was zu dem bisberigen 
Concors-Recbte undProcestje gehörte — in einen 
mebr wlUkürllchen Sprach^cbrancti ^ alleafatlfi 
als die alle Concurs- Ordnung i»ezeiehnet wer^ 
den. II. ^GrandjEttge des neuen Concursrechts.^ 
S. 7—10. Hier ist umgekehrt, wenn auch dein 
Sinne nach richtig, eine von dem Gesetze, wel- 
ches sich selbst „Concurs - Ordnung^ nennt, 
abweichende Beieichnung gewählt. In der Thal 
ist in dem neuen Gesetze bei weitem mehr von 
CoKcursreohte, als Concursprocesse die Rede; 
übrigens «ber jenes auch wieder nicht le<iklich 
aus diesem Gesetze zu schöpfen. UI. ^,Nähere 
Betrachtung der Grundzüge des neuen Concurs- 
rechts.^ §. 11 — 94. Äir Erleichterung oder 
Uebersicbt ies Inhalts des Gesetzes, wie ihn 
diese Schrift schildert — stelle ich die Haupt- 
mbriken hieher: 1) Der kaufmännische und der 
gemeine Concurs. 2) Gegenstand des Concur- 
868 (S. 15). 3) Bel'ugniss der Gläubiger 
zur Anfechtung der Rechtshandlungen des 
Schuldners (S. 20), theils im Concurse, theils 
ausserbtlb desselben, wobei für jede dieser 
Voraussetzungen eigentfaümliche , und fßr beide 

Semeinsame Vorschrinen bestehen, und analoge 
esüromungen auch Platz greifen über die An^ 
iechtuBg der Rechtshandinngen des Schukiners 
äs das Prioritätsverfahren in der Executionsin- 
Stanz, „denn hier, wie in dem Goncurse, (Uent 
die Anfechtung dazu, dass den Gläubigem ein 
Object ihrer Befriedigung nicht entzogen werde** 
(S. 28). Die Verschiedenheiten sind genügend 
bezeichnet. 4) Rangordnung der Concursgläu- 
biger S. ä2. In dieser Hinsicht fmdet die be- 
deutendste Abweichung von dem bisherigen 
Rechte slatt^ welches &r Verfasser zuerst, nach 
seinen meist mit den gemeterechtiichen über-* 
einstimmenden, oder doch sich denselben, rait 
geringen Hodificationen anschliessenden Princi* 
plan schildert, sodann (S. 84) die in dem 
neuen Gesetze enthaltenen wenigen Abweichun*' 
gen von der ietzt angenommenen Hegel angibt: 
„dass von dem privatrechtUcben Standpunkte 
aus die p e r s ö n 1 i c h e n Forrierungsrechte glei- 
che Starie haben, und daher bei eintretender 
Unzulänglichkeit der BefriecKgungsmitlel im Falle 
der Concurrenz je nach Verhältniss der Forden 
nmgsbeträge befriedigt werden müssen.'^ Con^ 
curs- Ordnung $. 82. Jene Abweichungen sol- 
len nur aus ganz üb^wiegenden Gründen ent- 
weder des öffeatlichen W^ohls oder der beson*- 
dern Schutabedüriligkeit einzelner Rechtsver- 
hältnisse im Interesse der Rechtsordnung und 
selbst dann nur unter der Voraussetzung statt- 
finden, dass dtf Berechtigte nichts unterlassen 
habe, was er unier den obwalt<^nden Verhält- 
itissen zur Sicherung seiner Bofriedignng selbst 
hätte tbun können." Concurs - Ordnung g. 73 
— 81. 178. Es folgen 5) „Ansprüche der Ehe- 
frau des Oemeinschuldners." Zum Verstandniss 
der VüT eine gänzliche Umgestaltung des frühe- 
r«B Rechts IiMrbeiiiihrenden Gesetzgebung, wur«» 



den I. die Bestimmungien des Allgemeinen Lasdk 
rechts (S. 38) und 11. das alte Concursrecht 
(S. 41) geschildert, woran sich III. das neue 
Concursrecht (S. 43) sohliesst Weiter wii*d 
gehandelt 6) „Von der Befugniss zur Com-^ 
pensatioB" (S.61). 7) „dem Verfahren Im Con- 
curse", wo zunädist von derCompetenz (S. 54), 
dann dem ordentlichen und dem abgekürzten 
Verfehren (S. 55), der Concnrseröffnung (S.66), 
den im Verfahren thätigen Personen, dem ge^ 
richilichen Commissär, dem einstweiligen und 
dem definitiven Verwalter und dem Verwaltung»* 
rathe, dem Accorde, — von diesem ausflihr- 
tich — die Rede ist (S. 58). Sodann von der 
Feststellung der Activ- und der Passivmasse 
(S. 76. 77), der Verlheilung der Masse, welche 
im Principe und mit näherer Sonderun^r der 
Objecte die meiste Eigenthümlichkeit darbietet, 
indem insbesondere das frühere Classifications-i> 
urthril wegHillt (S.81). Endlich 8) »>die Reha- 
bilitation des Gemeinschuldners^' (S.91) ist hier 
eine ganz neue Lehre, welche mit den neuen 
VorschriÜen in Verbindung stdit über die Wir- 
kungen des kaufmännischen Concurses auf des-» 
sen Person, 4lie Versagung des vollen Genusoes 
der bürgerlichen Eherechte. 

Ehe nun eine, wenn auch nur gedrängte 
Angabe dessen gegeben wird, was das neue 
Recht und Verfahren gegenüber dem alten cha- 
raklerisirt, mag es nicht unpassend erscheinen, 
den Inhalt der Concurs -Ordnung, in einer An- 
gabe der Hauplrubriken, vorzulegen. 

Der erste Titel: „Von den Rechts- 
verhältnissen im Concurse^ handelt in 
eilf Abschnitten, von dem Gegenstande, und den 
Wirkungen des Concurses im Allgemeinen, — 
derConcurseröffnung — auf die früheren Recht»- 
geschälte des Gemeinschnidners , den Vindica- 
tions- und den Ansprüchen der Gläubiger auf 
abgesonderte Befriedigung, den Massengläubi- 
gern, der Rangordnung der Reaigläubiger in 
Bezidiun«; auf Immobilien, auf Seeschiffe und 
Schiffsgelasse; der Rangordnung ck^r Concurs- 
gläubiger, den Ansprüchen der Ehefrau des 
Gemoinschuldners , der Compensation , der Be-» 
fugniss der Gläubiger zur Anfechtung der vor 
der Concurseröffnung vorgefallenen Rechtshand«» 
lungen $. 1--112. 

Der zweite Titel: „Von dem Verfah- 
ren im kaufmännischen Concurse^^ und 
zwar , nach den einleitenden Bestimmungen, von 
der Eröffnung des Concurses, dem gerichtlichen 
Commissär und einstweiligen Verwalter der 
Masse, der Verhaftung des Gemeinschuldners, 
Sieglung, offene« Arrest und Beschlagnahme der 
Immobilien^ den Massregeln zur Ermittlung, Er- 
haltung und vorläufigen Benutzung der Masse, 
Beratttung der Concursgiäubiger und Prülung 
der Anspräche derselben, dem Accorde, dem 
definitiven Verwalter der Masse und dem Ver- 
waltungsrathc, der Liquidation der Masse, der 
Feststellung der streitigen Forderungen der 
Concursgiäubiger, den Verthöilungen an dtesel«» 
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ben, der abgesonderten Befriedigung der Erl»^ 
schaftsglaubiger und Legatare, sowie der Real* 
ff laubiger; von der Beendigung des Concurses. 
Hierauf folgen besondere Bestimmungen ßlr den 
Concurs über das Vermögen von AkliengeseU- 
schaflen, von Handelsgesellschaden, über das 
inländische Vermögen eines ausländischen Ge- 
roeinschuldners. Dann ist noch die Rede von 
d^em abgekürzten Concursverfahren, 
von Strafbestimmungen und von den Fol- 
gen des Concurses in Beziehung auf die Person 
des Gemeinschuldners $. 113 — 318. 

Der dritte Titel: Von dem Verfahren 
im gemeinen Concurse, zerPällt in die 
Abschnitte von der Eröffnung des Concurses, 
dem Verfahren und den Stratbestimmungen 
§. 319—341. 

Vierter Titel. Von dem erbschaft- 
lichen Liquidalionsverfahren $. 342 
—361. 

Der fünfte Titel: „Von dem Priori- 
tätsverfahren in der Executionsin- 
stanz^^ enthält die Vorschriften über das Prio- 
Hlätsverfahren bei Executionsvollstreckungen in 
das bewegliche Vermögen, in Besoldungen und 
andere an die Person des Schuldners gebun- 
denen forllaufenden Einkünften , die Vertheilung 
der Kaufgelder bei nothwendigen Subhastationen, 
dem Aul'gebote der bei der Kaufgelderverthei- 
lung im Falle der nothwendigen Subhastation ge- 
bildeten Specialmasse, endlich der Vertheilung 
der Revenuen von Immobilien $. 362 — 420. 

Der sechste und letzte Titel: „Von 
der gerichtlichen Zahlungsstundung 
und von der Rechtswohlthat der Com- 
petenz," woran sich die andern bereits be- 
sonders erwähnten Gesetze, Verordnungen, Stra- 
fen anschliessen %. 421 — 440. 

Schon diese gedrängte Uebersichtlässt mehrere 
der Eigenthümiichkeiten des neuen Gesetzes er- 
kennen^ sowohl durch die Angabe und die Stel- 
lung gewisser allfi^emeiner Bestimmungen als 
durch den Umstana, dass Manches fehlt, was 
sonst in den Concurs - Ordnungen vorkommt, 
z.B. der allgemeine Präclusivbescheid, 
das Classlfications - Erkenntniss. Es 
wird nun eine nähere Darstellung der Hauptun- 
terschfede der neuen Behandlung des Gegen- 
standes im Verhältniss zu der jetzt verlassenen, 
die Gelegenheit bieten, zugleich auf die den- 
selben gewidmeten Werke, welche oben ge- 
nannt worden sind, zurückzuweisen. Indem ich 
die Grundgedanken der alten Gesetzgebung über 
das Verfahren im Concurse an die Spitze stelle, 
erinnere ich, dass dasselbe sich im Ganzen, 
sowohl in Beb*eff des materiellen Rechts, als 
des Processes, dem gemeinen Rechte, welches 
früher ja auch die (mindlage des Preusslschen 
war, anschloss, allerdings mit nicht unerheb- 
lichen Abweichungen, die jedoch weniger die 
Principien berührten. Wenn man solche vor- 
zugsweise in dem eigentlichen Processe er- 
wartet^ und findet^ so ist diess zwar richtig; 



doch darf nicht Übersehen werden), dass die 
grössere Freiheit, welche der Preussische Rich- 
ter bei der Instruction der Processe halte. In 
allen andern Theilen und Arten des Verfahrens, 
vornehmlich im ordentlichen Processe einen 
mehr hervortretenden Gegensatz bildet, als ge- 
rade im Concurse, wdl bei diesem — ohner- 
achtet des auch hier gemeinrechtlich festgehal- 
tenen Verhandlungsprincips — doch auch 
dem gemeinrechtlichen Richter eine grössere 
und weitergehende Selbstthätigkeit beigelegt ist, 
als sonst, und daher eine Annäherung beider, 
sonst auC verschiedenen Principien beruhenden 
Procedur- Arten, um so eher erklärlich ist, als 
überhaupt der Gegensatz, wie ich an andern 
Orten gezeigt habe, nicht tiberall mit der ge- 
wöhnlich behaupteten Strenge durchgeführt war. 
Diess wird sich durch folgende, wenn auch 
nur kurze Andeutungen, ergeben. 

üeber jeden, der sich im Zustande der In- 
sufficienz befindet, kann, und zw^ar nicht 
blos auf Andringen der Gläubiger, sondern so- 
gar, wenn zu vermuthen ist, dass em auswär- 
tiger Verkehr auf "die Schuldenlast Einfluss ge- 
habt hat, von Amtsw^gen der Concurs ver- 
hängt werden ; es wird hier zwischen Kaufleuten 
und Andern nicht unterschieden. Doch ist es 
mit der unimHtelbar amtlichen Einleitung des 
Concurses, welcher mit wenigen Ausnahmen die 
gerichtliche Herstellung der Insufficienz 
vorausgehen muss, nicht so streng gemeint, wie 
es auf den ersten Blick den Anschein hat. 
Wenn nach richtiger Ansicht, im gemeinen 
Recht, zufolge des Verhandlungsprincips stets 
ein Antrag der Betheiligten, sei es der Gläubi- 
ger, oder des Gemeinschuldners selbst abzu- 
warten ist, und die Behauptung einer dem Rich- 
ter zustehenden Befngniss in gewissen Fällen 
auch unaufgefordert den Concurs auszusprechen, 
nicht mehr vertheidfgt wird, so darf audi ftir 
Preussen bemerkt werden , dass ohnerachtet je- 
ner bedingten gesetzlichen Autorisation ftlr den 
Richter, die Geltendmachung des eignen Inter- 
esses von Seiten der Betheiiigten das Bedürihlss 
amtlichen Einschreitens kaum hervortreten Hess. 
Die Regel war eine Feststellung der Zulässig- 
keit oder Nothwendigkeit des Concurses, be- 
ziehungsweise der cessio bonorum im Wege 
des Processes, da von der einen oder andern 
Seite dem Antrage widersprochen werden konnte. 
DieJIEnischeidung erfolgte in erster oder fernerm* 
Instanz durch ein gerichtliches Decret. Wenn 
während dieses Verfahrens einzelne Gläubiger 
noch im Stande waren, sich besondere Slcher7 
heit zu verschaffen, so lag die Gefahr nahe, 
dass dieses mit Beeinträchtigung Anderer ge- 
schehe. Die Constituirung der Activmasse, 
bei welcher derCurator, der Passivmasse, 
bei welcher derContradiktor — jedoch ins- 
besondere ersterer unter einer zu weit gehen- 
den und beschränkenden Aufsicht des Gerichts — 
mitwirken, die Bedeutung der Präclusion, 
welche gegen alle, gehörig vorgeladenen, aber 
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io dem peremtori sehen Termin nickt Er- 
schienenen , ausgesprochen wird, und wogegen 
nur unter bestimmten Voraussetcungen eine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Siand statt- 
fand — die Entscheidung über sammtliche, zur 
Verhandlung geliommenen Ansprüche in einem 
Urtheile, dem Classifications-^Locations- 
o^ Prioritatserlienntttisse, die Rang- 
ordnung der Glaubiger, die endliche Yerthellung 
der Masse, auf Grund des rechtskrärügen Er- 
kenntnisses in seinem ganzen Umrange, — in- 
dem nur ausnahmsweise eine frühere Befriedi- 
gung einzelner anerkannter Forderungen zulassig 
war, sofern diess jedenfalls ohne Gefahr fUr die 
in der nächstfolgenden Classe stehenden Forde- 
rungen geschehen konnte, die bedingte Noth- 
wendigkeit eines Distributionsbescheides, 

— Alles diess, und die dadurch bedingte Art 
des Verfahrens, in BelreiT der einzelnen An- 
sprüche uach ihrer Liquidität und Priori- 
tät, die hernach sich bildenden verschiedenen 
Gruppen von Interessenten, welche theils neben 
einander, als gleichsam Blitbeklagte gegen den 
einzelnen Liquidanten, sich dem Contradiktor 
anschliessend theils wegen der Priorität ein 

Semeinsames Interesse verfolgen konnten, und die 
urch Alles diess gebotene Einrichtung der an- 
zulegenden Akten — alle diese Punkte wa- 
ren im Ganzen auch mit gleichen Wirkungen, 

— unbeschadet weniger Eigenthümlichkeiten — 
im Wesentlichen übereinstimmend mit dem ge- 
meinen Goncursprocesse , wie sich derselbe 
aUroälig ausgebildet hatte, angeordnet. Wie 
wenig sich die unter dem allgemeinen Gesichis- 
pankt als Sühneversuch gestellten, übrigens be- 
achtenswerthen Bestimmungen über Herbeiiiih- 
ning des Vergleichs, zur Abwendung oder 
Abkürzung und theilweisen Beseitigung des 
Concurses bewahrt haben, ist bekannt. (Vergl. 
Wentzel und Klose a. a. 0. S. 6. Simon 
S. 1). 

Die Neuerungen, welche zum Theile schon 
durch einige cter bereits erwähnten Gesetze 
über dieExecution, den Subhastations - undKauf- 

felder-Liquidationsprocess, die Befreiung der 
fand- und Uypothekengläubiger von der Ein- 
lassung in denConcurs- und den erbschaiUichen 
Liquidationsprocess vorbereitet waren, bestehen 
nun vornehmlich darin, dass der kaufmän-n 
nische und der gemeine Concurs unterschie- 
den, jener auf Grund der Insolvenz, dieser 
der Insufficienz, und zwar dort sofort von 
^ A ^itswegen, hier immer nur auf Antrag, je- 
'^n&ch auch nur Eines Gläubigers oder des Masse- * 
Curators verhängt wird. Durch eine genauere 
Regelung des Priori täts Verfahrens bei Voll- 
streckungen in bewegliches Vermögen ist das 
Gericht in den Stand gesetzt und ermächtigt, die ^ 
Concurseröffnung da zu unterlassen, wJr^ie* 
\ Kosten derselben im Missverhältniss zu dem 
"W .Gegenstande des Concursprocesses stehen wür- 
^ Iden. In Betreff der im Concurs geltend zu ma- 
\cheaden, beziehungsweise durch denselben her- 



beigefährten Rechtsverhältnisse, sind erhebliche 
Abänderungen durch die neuen Bestimmungen 
über die Grenzen der Rechtsbeständigkeit der 
zwischen den (vemeinschuldner und andern Per- 
sonen geschlossenen Geschäfte, und über die 
Anfechtungsbefugniss dessen was angebUch in 
fraudem creditorum geschehen, getroffen. Es 
ist insbesondere auf diesem Wege und durch 
die Vorschriften über die Rechte der Ehefrau 
vielfachen Gelegenheiten zu Collusionen und un^ 
gerechtfertigtem Gebahren entgegengetreten wer-- 
den. Vor Allem aber findet eine Vereinfachung 
des Prioritätssystems statt. Ein solches' 
besteht bei den Vollstreckungen auf Gegenstände 
eines dinglichen Rechts, überhaupt wo ein Vin- 
dications-, oder ein Absonderungsrecht vor- 
handen ist. Sonst aber, und namentlich bei 
persönlichen Forderungen ist die Rege^ 
dass alle gleich berechtigt seien. Einige 
Ausnahmen sind jedoch aus Rücksichten eines 
über dem blossen Privatrecht stehenden Rechts zu- 
gelassen, oder vielmehr beibehalten , wobei darüber 
ob man zu weit, oder nicht weit genug gegangen, 
allerdings bei der Verschiedenheit der Ansich- 
ten nähere Erfahrungen abzuwarten sind. Der 
durch die freie Wahl der Gläubiger berufene de- 
finitive Verwalter hat, wie schon erinnert, 
dem (Berichte gegenüber eine unabhängigere 
Stellung als der bisherige Curator, und eine 
umfassendere, dem Interesse der Betlieiligten 
förderliche Wirksamkeit bei der Herstellung der 
sog. Activmasse und selbst der einstweilige 
Verwalter so wie der, welcher im abgekürzten 
Verfahren, aber auch mit Berücksichtigung des 
Willens der Gläubiger, vom Gericht bestellt wird, 
hat ausgedehntere Befiu^isse. Nicht minder 
tritt gegenüber dem frühem Rechte eine Ver- 
schiedenheit hervor hinsichtlich der Constitui- 
rung der sog.^Passivmasse und des eigent- 
lichen Processes, d.h. der Verhandlung über 
die einzehien Ansprüche im Wege des Rechts«- 
Streits. Zwar musste dabei, aus erklärlicheD 
Gründen, ein Contradiktor, wiewtÄl er unter 
dieser Bezeichnung nicht vorkommt, fUr nothwen- 
dig erachtet werden, da der Gemeinschuldner, 
der übrigens, wo es angeht, auch über die 
Ansprüche gehört wird, nicht mehr das Verilti^ 
gungsrecht hat; aber die Verhandlung findel 
mit dem Verwalter statt, und den im Liqui- 
dationstermin anwesenden Gläubigem, welche 
die Richtigkeit und das Vorrecht der einzelnen 
Forderungen bestreiten dürfen (Concurs •'Ord- 
nung %. 171. 172). Hiernach werden aber in 
Betreff der in der einen oder andern Uinsichl 
im Prüfungstermin streitig gebb'ebenen Forde- 
rungen die Parteien festgestellt, unter weldtta / 
in besondern Processen zu verbandeln ist ($.227). 
Pen Gläubigem bleibt überlassen, die Einleitung ~ 
der'Specialpr()CeS8ö"T)ei dem Processfichter zu | 
betreiben ($. 229). Das Verfahren erfolgt le- • 
diglich nach den für den ordentlichen Process ; | 
geltenden Vorschriften; besondere Processarten , 
sind ausgeschlossen ($. 230). Eignet sich eins \ 



Digitized by 



Google 



388 



B. UmttMtOmn^ 



i 



Forderung zmi YerMren hd Bagatellprocesse^ 
m findet der Erlass eines Mandats nicht statt 
(a. a. 0.). Auch in Bt^treff der Insinuation der 
Erkenntnisse und der Rectitsmittel hat es bei 
den aiigemeiiien Processvorschrülen sein Be- 
wenden, und diess gut auch wegen der Kosten 
der Speclalprocesse^ welche daher, so weit sie 
der Gläubigerschafi zur Last iaiien, zu den 
Concurskosten gehören. Um aber diesen, ge* 
wws bedeutenden, und füc die Beschleuniffung 
des Verraürens torderiicben Fortschritt, und die 
Anwendbarkeit des mündlich an Verfahrens 
zu ermöglichen, mussle die Präclusion der 
CSlaubiffer, weiche in dem (rrüher) peremlori- 
scben Termin sich nicht gemeldet hatten , und 
das Classificationserkenntniss in der 
Bedeatung^ welche sie nach dem Vorganj^e des 
gemeinen Rechts^ in der A. G. 0. hatten, hin* 
weff fallen 9 wie diess auch sonst durch die ver* 
äflKKrte Auffassung und Behandlung des Gegen«- 
Standes geboten erschien. Hiemit sieht in Ver-* 
binduttg, dass der Concurs im eigentHchen 
änuy d. h. nachdem dessen Eröflhung ausge- 
sprochen ist, seine gerichtliche Behandlung durch 
einen Commissär erfahrt, welcher die bisherigen 
Obliegenheiten als Decernent und als Depu*- 
tirter vereinigend, das Gericht, als dessen Organ 
vertritt und überall selbstständig^ oder in Betreff 
räizelner Geschäfte, auch durch andere geeig- 
nete Beamte handelt, so weit ihm nicht, wie 
es fUr bestimmte Fälle wegen ihrer Wichtigkeit 
angeordnet ist, die Einholung eines Beschlusses 
des Coliegiums zur Pflicht gemacht wird. So 
hat er in Ansehung der Aktitmasse den Betrieb 
der Passivmasse alles das , was dem weitem 
Verfahren und der Feststellung über die streiti- 
gen und unstreitigen Ansprüche zur Grundlage 
Qktnly zu leiten ) während jene nicht von ihm; 
sondern im gewöhnUeben Processwege vor dem 
zuständigen Richter erörtert werden. In glei- 
cher Weise ist er fifar dea Aecerd der B^uP 
tragte des Gerichts; und endlich wirkt er bei 
der Verlheikifig der Masse in sa fern, als er die 
Verbandlungea über dieselbe leilel und die Plane 
dazu gerichtlich beglaubigt, die hiebe! entste- 
henden Streitigkeiten, durch Feststellung der 
Streitpunkte und der Parteien, zu den Special** 

Eocessen vorbereitet Doch unterliegt der 
Momissär der Aul'sichl des Gerichtsvorstandes, 
nach den allgemeinen Grundsätzen, welche die 
Prüfimg seines Verüahrens durah das Coiieurs- 
gedohi herbeifiihren. Dadurch, und durch die 
Noch sind als Eigenthümliclikeiten zu er- 
r WähBea die Vorschrilfen über den Aceord 
(%. 181). „Nach Abhaltung des ersten allge- 
nwinenPrüfiuigstermins kann zwischen denCon- 
cursgläubigem und dem Gemeinschuldoer ein 
r^ei ch zum Zweck der Wiederaufhebn npf des^ 
^sl durch da5 C6ncnrs^M6ht eriolgeiW 
Entscheidung über Beschwerden wld^ denCom- 
nissär, ist den Betheiligten die Ergreifung der 
sonst zulässigen Beschwerde an das Appella- 
Itonsgeiicfat nkht entzogen. 



Concarses ndt rechtsverUndÜcher Kraft für wl^ 
dersprechemte und für nicht theilnefamende Gläu- 
biger auf den Antrag des Gomeinschuldners ge- 
scnlossen werden. Die Schliessung des Aceords 
muss gerichtlich erfolgen.^ Es findet also ein 
bedingter Zwang statt. Femer das bereits er*» 
wähnte Institut der Rehabilitation des 6e- 
meinschuldners mit seiner nothwendigen , zn~ 
ffteich in das Gebiet des Strafreckts ekigrelfeii^ 
den Voraussel»ing. 

Man kann nun nicht behaupten, dass der 
alle Concursprocess auigegeben sei. FreiHek, 
wenn die ihatsächliche Voraussetzung desselben 
nemUch die Insolvenz oderinsuflicienz des SchuM- 
ners gegenüber einer Reihe von Glttubigem, 
welche — als gieichberechtigte, oder indeiD 
einige vor Andern ein vorzüglcheres Recht auf 
Belriedigung überhaupt oder aus einem beson- 
dem Objecto behaupten — « ihre Ansprüche 
gleichzeitig geltend maclien, doch immer im 
Verkehr vorkommen muss und wird, se kann 
auch das, was ein dadurch bedingles eieen-^ 
thümliches Verfahren cliarakterisirt, nicht fehlen, 
und in dieser Hinsicht vermag Mdi eine nene 
Gesetzgebung nicht ganz von demjenigen ab- 
zugehen, was durch jene Voranssetznngen and 
das Ziel des Verfahrens geboten ist, soieni 
als die nothwendige Angabe überall «UeUebang 
der Gerechtigkeit, und dass einem jeden 
möglichst zu Theil werde, was ihm gebäbr^ 
betraohtel werden mass. Müssen wir es an der 
jetzigen Concurs -Ordnung anerkennen, dass 
einerseits von vom her^n dem Eintritte gewi»- 
ser Missstände und Ungcrechtiglceüen, die son^ 
unter der Form und dem Scheine des RecMs 
stattfinden konnten, begegnet, anderersdts durcb 
die Beschränkung des Cancinrses, die Ausdeh*^ 
nung der einfaoien Execnlion, die denv Ver** 
Walter der Masse gestattete grössere WirhsanH 
keit, durch die Beseitigung der beengenden^ 
über das rechte Maass hinausgehenden gericht- 
lichen Oberaufsicht, durch das AnfechiungSge- 
setz einem dringenden Bedürftriss abgeholt««^ 
und die Aufhebung unbegründeter- Vorfi^sreehie 
dem Credit eben so lörderlich, als dem Reckte 
entsprechend ist, so dürfen wir doeh nich^ 
weder für den geschichtHohen Znsammenhang, 
noch fiir das theoretische Studium, ja selbil 
nicht durchgängig flir die Anwendung die Mel^ 
nung gelten lassen, als sei in dem Gebietey 
welches hier rechtlich zu berücksichtigen Is^ 
vollständig, wie man es neuerlieh ausamdfückei) 
pflegt, mit der Vergangenheit gebrochen _ 
Uät, jedenfalls Rücksieht — zn beobachten, 
welche dem altern Rechte gebührt» Zu erwMH 
ten ist aber, dess eine gediegene Behandhmg 
der Sache auf dem rechten Wege, das von der 
> ,GesetzpbufHj: beawo ^t^ Gut« iiiiHifehliiliii! 
den. trewfss ist der Vvissenschait und 
düng, auf Grundlage der GeseCzgelMmg einei 
neue wichtige Aufgabe gestellt. Aber es ii^l 
dagegen zn warnen, dass man an deren Lösung | 
gehe, ohne die — ich möchte' sagen *^ VU 
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Anselniiias de Orto saper cootracübiu emphy- 
leosis et pretaiii el Ut^Hi al^w ioTeilitDre, iex- 
Vom ex libris Msscr. primns receosait et commen- 
taiiit ^wqa» »stfiudt Rudolto Jacobi J. U. D. 
Red Rey. Bor. Wiaianao twnpt. el typis. H. Boeh- 
ka, MdCCCLlV. 95 S. gr.a (— 16 S«r. *-). 

Von JÜMelmiiiMs (oder ADsetmie, oder Ansellaa 
oder AnaeMwng) ab Orto, deaa Sohne des bekannten 
Feadblen Oberlas ab Orto, sind zwei Sebriften, ein 
Hisisaaicntn« astionnni and der auf dem THel be« 
naoBlo Traotat, auf ans fekooiman. Der letxtere 
beindeti sieh in 1) dem Parier Codex Nr. 4676, 
2) im dem CmUx Nr. 7S des Collegium Hispeno- 
nm m Betefna PoL S7. 88; a) in einem Codex 
der BdL Matliaa-Bibliotiiek, und 4) in de« Codex 
Yaücamn Nv, 1485, in den letaleres Werken nn** 
volktfindif . Die Kennloiss tob Nr« I verdanken 
wir dm» 4l,HUk Fr. A. ttener. Nr.!» und 3 oyoI^ 
Tiite and veiffieh Prof. Joh. Merkel. Notia von 
Nr. 4 fab Binme« Nach diesen Unterlagen bat der 
Ver£ die RIeranagabe des Textes S. 13—20 be^ 
sorgt unb diesem seiaen Commentar aofihAngl 
Die einzelnen Capitel des letaleren beschfiftigen sich 
mit folfec^m: 

I. de emphyteusi SL 23 — 37. II. de juribus 
cognatis emphyteulicario S. 38 — 39. III. De pre- 
ceria vel prestaria vei oommrmdatifia S. 40-^71. 
IV. dB jure' libeUarlo vel livellerio S. 72*- 87. 
¥. de inveatitnni vel concessione S. 88—25. An** 
sdlmiiiQS ab Otto behandelt, und awar wie der 
oben aagedeotete Umfang an die Hand giebt, i« 
gndrtngtester Httrze, die Lehre von des vier toe« 
merkte» Rendastris, Im Wesentlteheo von seinem 
lengebardischen Standpaakte aus. Der Heraasgeber 
erliolert den Tiext durch seinen Commentar, wol- 
olier Mben anderen Verdieasten hanplsfichlich dae 
hat«, dass ans, ebeafalls in lobenawerlher Ettrze, 
d«^enige vorgeAlhrt ward, was die Dootri» aeither 
flbe» die Itaglkhea Inatilnle remekmea liess. Fd« 

§8s Tiirecremata Btra ordiBailt INretL 

Die neiva ordioolio Decreti Gratiaai' durch Jo*' 
hanoes a Turreertmata (Yorlreg des Ifofralb Prof« 
Dr. B&nel in d. K. S. Gesellaobaft der Wissen^ 
Schäften, gehalten am 1. Juli 1855, Sitzungsber. 
— philol. histor. Klasse 8. 111 f.). 



t727 ersdüen au Korn n swei Febefaindent 
Ssaüoii Deetetordm libri ^uinqoe secundnm Gf^ 
g«riaaos Decretaliaaa tik-oa ÜldDsqii» disäncti fei 
Joannem a Turrecremala , ordini» praedieatoram S» 
R. B. Bpisoopum Cardinalem Sabinoas. Nunc ptimum 
prodenwt ex eodice bibüothecae BarberinM,. canii 
Josti Fontanini Archiep. Awyrani etc. etc. — Dies« 
Oidinatio, deren Plan, wie aus dem Titel hervoa-^ 
gellt, dahin gerichtet ist, den Inhailt des Deoreta< 
in einer den Decretalen entsprechcaden Ordnung) 
waader so geben*, ist zeiüier einer in dem Codes 
enthaltene» Bemei4£ung: Completnm est opaa 9m** 
nme die X. Jnnnarii anno MCCCGU. studio el Ioh^ 
bore Johannis de Tarrecremala Cardinaüe sancli: 
8ixti, sowohl der Dedication an den Papst Nico«^ 
fcuis V. enlq>rechend, demselben Tucreeremata u^ 
geschrieben worden, von welchem wir etnen eben, 
jenem Papste dedicirlea Commentar um Deerelo^ 
haben. Uinel bat nun durch Dr. Getthold Heisei 
eine von diesem in Yalladolid m Spanien erwor** 
bene,' dermalen aus 136 Pergamentblitten be»** 
stehende, zierlieh geschriebene Handsohhft erhallea,. 
deren letztes Blatt die L. 6. $. 3i ~ L. 21. fn 
D. Soiuto Matrim. anl der Glosse ordinaria — an» 
dem 14. Jahrhundert — enlWl, deren ttbrig» 
BMter Theile einer aas orapr^IngKch 222 Bli^ 
besleheiidea, sobnI defeoten: Uandsehrill sind, i» 
welefaer der Inhalt das Detpets nach der Decret»*' 
len-* Ordnung disponirt gewesen. Diese Handschrift 
ist, wie die von Hftnel S. 111 — 113 a f cg eienen. 
diplomalisohen Merkmale an die Hand geben, im 
der mite in 14 Jakrhunderts verfertigt und ihr 
InhaÜ^ wie zur Genttge nachgewiesen, eben jene^ 
dem Johannes a Turrecremata zugeschriebene Or- 
dinatio Deereti. Hiaraea zieht Hänel den sattsam 
gerechtfertigten Schluss, dass nicht Turrecremata, 
sondern ein bei weitem SUerer — spanisolMr — 
Gelehrter der Verfasser der Ordinatio ist. fir weiaai 
aber auch ferner 8* 137 f. nach, wie weder dfei 
Aoffassottg des Werthes einer solchen Ordinatio in* 
der Dedicaüon mit den in dem Eingange des ht*» 
kamten Commeittars voft Tnrreeremala aosgespro«** 
ebenen Aosiobten, noch cbe LatinitHI ditf> erslereK 
mit der des letzteren Werkes harmonirt. Gewiss 
ist, dass die Barberinische Handschrift in Turrecre* 
mata's Besitn gewesen, und es wire demnach, 
beziehentlich Mch anderen St. 142 bemerkten MftA 
menten denkbar, dass die Beifügung derjenigen 
Worte, welche auf Turrecremata's Autorschaft hin« 
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weisen, ein Emblem des Schreibers der fOr letz- schrift f. RW. a. GtseUg. d. Ans!« Bd. XXVIIL 

teren gefertigten Handschrift seien. Ob diess je- S. 31 fg. Eigenthttmlich ist die geschilderte Art 

doch der Fall, oder ob Turrecremata , wie man zu der Pnblication. Der Fttrst selbst ood dieAeltestei 

sagen pflegt, sich mit fremden Federn geschmttckt, haben das Gesetz beschworen, das den Volke ab 

lässt Hönel dahin gestellt. Pn. ein heiliges Kleinod dargeboten wird. Art. 87 

erwähnt sehr bemerkenswerth bei der Anklage der 

ias Stadiw des RiHiseheo Rechtes in Kliigreidie Verleumdung des Vertheidigongsmittels , dass Jede 

Griecheilaid. ^^^ Parteien für sich vier rechtschaffene 

Männer finde, die schwören werden; der- 

IToXiuxfi Pwfjtalxfj voiko&scla, ine^eQ- jenige, der mehr rechtschaffene* Männer hat, die 

yaffx^eica ini tij ßaasi %ov iyxeiqidiov %ov fUr ihn schwören^ der erhält Recht. Die Loskan- 

MaqexXfiL vno J'^. K. Ogeaqitov» taxuxoH fung der Todesstrafe bei Morde aus Uebermoth and 

xa^fl/ffvoS xtJQ Ptafialxfjq vofiod'etTicc^ iv Bosheit findet nicht weiter Statt; — Blutrache wird 

%^ nayenKTXfiybff ^O&coyoq, naqidqov xov i^ verboten. Die Tödtungen des auf der Tbat betrof- 

aqeiovnäyov dtuaüxfiqiov. (Non nnius populi fenen Diebs, Brandstiflers luid Ebebrecheiss sind 

sed generis hnmam. Florus). A&^v^c^, %V7tQi^ straflos. 32. 

X Nixokaldov 0iladaig>img lb54. XXX. a. 
1219 S. gr. 8. (15 Drachmen = 5 fl. C. M.). KedltswilMISChAfl in ItaHei. 

Das vorbemerkl^ Werk ist im Wesentlichen 
Uebersetzung von Marezolls Institutionen, Mittermaier referirt m d. krit Zeitscbr. f. RW. 



4. Aasg. mit Machträgen und AusfQhrangen des u. Gesetzg. d. Aasl. Bd. XXVIU. 6. 153 fg. Ober 

Verf. Letztere sind dnrch die Namenschiffre <D. die neuesten Erscheinnngen in der rechtawissen- 

markirt. Als Qoelle derselben ffthrt der Verf. an* schaftliehea Literator Italiens. Er bemerkt dabei: 

ter anderen an die Werke von Mtthlenbruch Wer es weiss, wie oagenttgend der linlerncht in 

ondv. Vangerow (tov M0vl€(jbßQovxov xal den Schulen Italiens and sdbst auf den meisten 

BayyeQm). In der Anordnung des Stoffs weicht Universitäten ist, wer die Absondemng 4er eaniel- 

der Verf. von sdnem Muster insofern ab, als er nen Staaten kennt, bei welchen mit der grdisiei 

an die Lehre von den Status Mar. $. 61 r= Ph. Mühe der Lombarde sich nicht die in Neapel er- 

$. 88 das Personenrecht im engern Sinne , Ehe schienenen Werke verschaffen kann, and den sehlecli- 

patria potestas, tutela etc. sofort anschliesst, hierauf ten Zustand des italienischett Baehbandek ans fir- 

das Sachenrecht — Besitz, Eigentbum, jura in re fahrung kennt, muss gerecht und doppelt aaerkea- 

— sodann das Erbrecht, zuletzt das ObHgationen«- nend gegen die Italiener sein, welche sich nicht 

recht folgen lässt. Der Ref. findet in dem Buche durch die Hindernisse abhalten lassen and ohne 

bestätigt, was in einer der besten Schildernngen Aassicht auf Gewinn, da der italienische Bochhänd- 

des damaligen Zustandes von Griechenland ^) be- ler kein Honorar bezahlt, wissenschafUiche Werke 

merkt ist, dass sich die Sprache mehr und mehr bearbeiten. Der Verf. bespricht mehrere üaüeni- 

dem dassischen Ausdrucke anschliesst, so dass sich sehe jaristische Zeitschriften und zwei Werke ibar 

das ^ Buch ohne wesentlichen Aastosa liest. Seiten die Natar der Poliieittbertretongea. 32. 

des Verfassers wird übrigens eine ganz genaue 

Kenntniss der dentscben Sprache, wie der Römi- Die wiisensehafUichen AngichteB ItaMc« tter 
•dien Juristischen und Profanliteratar bekundet. Je- ^llkerrecht, 

den Falles sind wir dem Verf. dankbar, dass er 

für das Römische Recht, welchem man in Deutsch- Gieh. Rath Neigebaor gibt in der Zeitsehr. f. 

land hin and wieder den Boden zu entziehen be- RW. u. Gesetzg. dea Ausl. Bd. XX VIII. S. 42 fg. 

mfkht ist, das Terrain seines Vaterlandes in w«iterm das Inhaltsverzeiciinisa der — meistentheüa von ihm 

Maasse, ab diess zeitber der Fall, aufgeschlossen aelbst besuchten *-- Vorträge des berühmten Prof. 

iMit* Pft. Mancini zu Turin Ober Völkerrecht mit, wie ihm 

Mancini selbst solches nütgetheilt hat. Em toll im 
ins Beie Gesetz (hr Hentenegre. Aaszuge tnedergeben, wie Mancini dorch den ge- 
schichtlichen Entwickelungsgaag des Völkerrechts 
Datselbe ist 1855 von dem Fürsten Daniel mit darthut, dass die Nationalität die Grandlage dieser 
2aftimmung der Häupter and Aeltesten des Volks Wissenscbafl ist. Dasselbe werde aoeh zeigen, wie 
erlassen worden und ist der erste Versuch, von in iCslien die Wissenschaft det Völkerrechts be^ 
dem zeitherigen Gewohnheitsrechte zum gesc4irie- handelt werde und dass man auch jenseits der At- 
henen ttberzngeben. Es besteht aus 95 Artikehi pen die gründlichen Arbeiten der dentscben S^ 
meist strafrechtlichen Inhalts. Prof. Dr. Wahlberg lehrten zu würdigen verstehe. M. schlägt vor, dass 
na Wien referirt über dasselbe in der krit. Zeil- der Heaptgrandsatz des Völkerrechts in der ge- 

^ genseitigen Achtung der Nationalität be- 

— — ' stehe oder in dem Nebeneinaaderseln 

1) Aufzeichnungen eines Jankers am Hofe zu ^^i* Verschiedenen Völker nach dem Ge« 

Athen etc. von J. Bar. Ow. 1854. S. 108. setze det Rechts. 32. 
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Zweiter Artikel 

PUlesepUe des PriTatrechte. Die Theeriea Stahls, ?#■ ley's ud des Refereitei. 

Vom Geheimen Hofrath A. Warnkönig. 



Der S. 97 ff. der Zeltschrift angegebenen 
Ordnunff dieser Anzeigen gemäss gibt nun Refer. 
eine übersichtliche Darstellung der philoso- 
phischen Theorien des Privatrechts und beginnt 
mit der 

I. Stahls. 

Dieselbe ist der Gegenstand des dritten Bu- 
ches seiner Rechtsphilosophie und zerfällt in 
eine Einleitung und drei Abschnitte, vom Recht der 
Person ia A, vom Vermögen in 6^ von der 
Familie in ö Kapiteln. 

Wenn nun ileich die Lehre von der Per- 
sönlichkeit mit Recht in gegenwärtiger Ausgabe 
des Lehrbuches des Verl, ausführlicher als in 
den irüheren und sogar mit grösserer iuristi- 
8ch^ Schärfe behanddt wird, so kann dieselbe 
doch nicht für wahrhaft befriedigend erklärt 
werden. Es fehlt von vom herein der eigent- 
liche juristische Begriff der Person, der nicht 
dorch des Verfassers Dogma, das die Persön- 
Uchkeit Grundzug der Schöpfung sei und dem 
Menschen zukommen müsse, gegeben ist, son- 
dern [wie sogar schon v. Rotteck richtig be- 
merkt hatte] durch das Anerkanntsein dieser 
Eigenschaft im Gemein- oder Staatsleben der 
Menschen. Also nicht das Dasein des Menschen 
macht ihn zur Person, sondern die anerkannte 
Geltung seines Willens, wodurch er allein erst 
Rechtssubject wird. Dem gemäss sind die s. g. 
Urrechte, die der Verf. dann hier doch wieder 
xulässt, nicht besondere angebome Berechti- 
gungen, sondern nur noth wendige Consequen- 
sen, die aus jenem Begriffe folgen. Es ist da- 

Jahib. t Reobtndit. 1856. 



her nicht consequent, wenn Stahl dennoch die 
Sklaverei iiir rechtlich möglich, und wo sie 
besieht, lUr rechtmässig hält, während er sie 
doch für ein absolutes, die Weltordnunff Gottes 
verletzendes Urrecht erklären muss und erklärt 
(S. 7). Er gibt nun doch, wie er genöthigt 
ist, eine Deduction der Unrechte aus der Per- 
sönlichkeit und beleuchtet ' dieselben : sie sind 
das Recht auf Integrität, persönliche 
UnverletzUchkeit (%. 3), auf Freiheit (%. 4), 
auf Ehre ($. 5), auf Rechtsfähigkeit und 
Schutz der erworbenen Rechte. 

Was die letzte Categorie bctrifR, so hält 
Refer. sie liir verwerflich, denn die Rechts- 
fähigkeit ist ja nichts anderes, als Persön- 
lichkeit im juristischen Sinne des Wortes^ 
als besondere Eigenschaft nur eine Folge der 
Freiheit, [d. h. des Rechts zur Vornahme von 
Handlungen, also auch derjenigen, welche 
den Erwerb oder die Uebertragung von Rechten 
zum Zwecke haben. Das vierte s. g. Urrecht 
kann doch wohl nichts anderes sein, als das 
Recht sufSubsistenz oder auf Vermögen, d.h. auf 
dessen Erwerb und Erhaltung und daher auch auf 
Schutz desselben. Der Verf. hält es für ange- 
messen, in einem eignen (dem 2.) Kapitel seine 
Theorie der Freiheit (und Gleichheit), und zwar 
in polemischer Weise gegen die neueren Frei- 
heitstheorien, darzulegen. Er unterscheidet nun 
auch in $. 9 und 10 den Begriff der inneren, 
oder moralischen und den der äusseren oder 
rechtlichen Freiheit, zieht aber den ersten 
beständig herüber^ um eine, sich übrigens von 
selbst verstehende^ Begränzung der letzten zu 

19 
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Sewinnen. Wenn er aber die Vemünftigkeit 
er Gesetze für die erste Anforderung der röt- 
lichen Freiheit erklärt (S. 325)^ so ist hiermit 
für deren Begriffsbestimmang wenig gewonnen. 
Denn dass eine Staatsordnung eine schlechte 
Freiheitsordnung sein und statt der Freiheit^ 
Unordnung oder einen unseUgen Freiheitszustand 
erzeugen könne ^ ist wohl richtig, hat aber mit 
der Bestimmung des Begriffs der rechtlichen 
Freiheit nichts zu thun. nichtig wird in $• H 
gesagt: dass es schon in Folge des Coexislenz- 
verhältnisses freier Wesen keine unbeschränkte 
Freiheit geben könne; und Rousseau habe Recht, 
sie für etwas Unveräusserliches zu erklären 
(8. 12). Auch eine absolute Gleichheit wird In 
Abrede gestellt, denn wenn auch alle Men- 
schen sich in so weit gleich sind, als sie 
Personen und folglich Rechtssubjecte seien, so 
seien sie sich doch ihren socialen Stellungen und 
besonderen Verhältnissen nach nicht gleich; da- 
her die Ungleichheit der Rechte, di$ deimoeh 
eine gleiche vor dem Gesetze im richtigen Sinne 
des Worts sein solle, d. h. dahin, dass unter 
gleichen Verhältnissen das gleiche Recht zli 

gelten habe. Als Nivellirungsprincip ist das 
ogma unwahr (8. 13. 14). 

Im vierten Kapitel kommt der Verf. unter 
der Aufschrifl: das Princip der Humanität auf 
die Theorie der Menschenrechte zurück, zollt 
ihr als dem Princip des Fortschritts seinen Bei^ 
fall, jedoch mit der Beschränkung, dass nur 
mit Beachtung des Gebotes der Gottesfurcht die- 
selbe heilbringend sein könne ($.19 — 21). 

Die im zweiten Abschnitt behandelte Lehre 
vom Vermögen ist sehr erweitert worden; 13 
Paragraphen sind im Anfang eingeschaltet und 
das Ganze in sechs Kapitel verUieilt worden. 
Refer. muss hier noch mehr als im vorherge- 
henden den Mangel jurlstisdi - genauer Begriffe 
und vor allem des Technischen in der Darlegung 
des Wesens mancher Vermögensrechte, nament- 
lich des Eigenthums bedauern. Seine Deduclion 
der Nolhwendigkeit des letzten im weiteren 
Sinne (als Vermögen) ist von vorneherein 
%. 22 fg. so angelegt, dass er dasselbe, — als 
verstehe sich diess von selbst — als Privatei- 
genthum auffasst, und diesem, was gewiss nicht 
nöthig, doch früher od z. b. noch von Locke 
geschehen war, eine religiöse Grundlage geben 
will. Eigenthum ist ihm vor allem der Stoff 
für die sittliche Erfüllung der Pflichten. Diese 
gewiss nicht juristische Ansicht sollte ihn zum 
Communismus führen ^^ und doch bekämpft er 
diesen aus allen Kräften. Er versucht die Un- 
möglichkeit der Ciütergemeinschaft nachzuweisen 
gegen ältere und neuere Vertheidigungen dersel- 
ben (§. 23) und im ganzen zweiten Kapitel 
(Communistisch - Socialistische Läugnung des Ei- 
genthums S. 31. 34). 

Das gegen den Clommunismus vorgebrachte 
ist meistens treffend, doch nicht erschöpfen«]^ 
weniger gelungen des Verfassers Bekämpfung 
des Sociausmus. Mim hiA in sein^ Darstel«- 



lung des öffentlichen Rechts wohl eine tiefer 
eingehende Behandlung des Gegenstandes za 
erwarten. Es ist schwerUch eine Rechtferti- 
gung der mit dem System des Privatrechls 
nothwendig verbundenen Ungleichheit der Güter 
(in %. 24), wenn er die Armen damit trösten 
will — Gott theile den Einen mehr zu als den 
Andern. Denn sie werden fragen: ob diess 
wirklich Gottes Wille sei, der ja die Erde allen 
Menschen überlassen habe und gewiss nicht 
wollen könne, dass die immense Mehrzahl der- 
selben fast Nichts habe 0. Mit Recht verwirft 
der Verf. übrigens die kanUsche Dednction des 
Eigenthunis durch erste Occupation und Umfor- 
mung der occupirten Sache; er findet denseU>en 
in einer ursprünglichen Theilung durch die 
Obrigkeit, nach der Besitznahme des Landes 
durch die Völker, so dass er im Grunde der 
Vertragsiheorie huldifft (§. 26. 27), richtiger 
wäre gewesen, den Kechtsgrund auf das durch 
ein Volk aberkannte Grundprincip über das Ei- 
genthum und dessen Organisation zu stützen — 
was freilich am Ende des %. 27 anffedentet 
wird. Des Verf. Entwicklungslehre über den 
Begriff des Vermögens in 8. 28 ist richtig aber 
nicht scharf' genug und nicht x-ollstätidig, wohl 
deshalb, weil er den logischen Deductionen 
Überhaupt abhold ist. 

Allzu künstlich, obgleich dem Grundgedan- 
ken nach richtig, erscheint Ref. des VerL Dar- 
legung, dass otl die dingliche Klage den Bgen- 
thümer verweigert werde aus Billigkeits- oder 
aus NützUchkeitsgrtinden (%M. 37). ImPtand- 
recht und in den ReaHasten gehen die Begriffe 
dingUches und persönliches (besser Forderungs- 
recht) in einander über. Doch begreift Beier. 
nicht, warum nach der Note auf S. 362 es 
unmöglich sein soll, die Leistungspflicht des 
Besitzers eines mit ehier Reallast behaftete« 
Grundstücks als obligatio in rem scripto •«&«« 
fassen. Wir verweisen auf Gerbers höchst ge* 
lungene Darstellung dieser Lehre ii dessen 
deutschem Privatrecht %. 167 u. fg., wo preist 
wird, dass sie an einen Zustand geknüpm 
Forderungsrechte sitid. Besonders Vieles ist 
gegen des Verf. Darstelhing des Btch^uiechts 
im IV. Kap. S* 39 — 44 einzuwenden, wo die 
jelzt von Gwber §. 79 fg. vollständig wider- 
legte Theorie vom s. g. uesammteigenthum des 
germanischen Rechts gewissermaassen a prieri 
gerechtfertigt werden soll, desgieidien der des 
in dominium directum in utile geibeflten ($. M* 
41). Der Verf. hätte sich dach auf den neoe^ 
sten Stand der historischen Forschung über 
diese Mat^e erheben sollen. — Auch kam seine 
Eintheilung der Erwerb«ngsarten des Eigenthmtt 
in orginäre und derivative und Jene in abso^ 
lute, extinctive und accessorische nichl g^Wg^ 



1) Waram sollte nach §.34 der Communismus ein 
Widerstreben $es^^ die Beseheiduaf €«t- 
tes sein? 
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wenfen; die des Refer. in $. g. nalürlichey 
d. h. aus dem Wesen des Prlvateigenthums toU^ 
stäncfig nnd nothwendig folgende, gemischte 
und rein bürgerliche ist wenigstens in rechts-- 
pUlosophischer BeziebHag bei weitem wichti- 
ger. (Vgl. dessen lineamenta phjlosopbiae juris 
S. 99^ (Ol). Audi ist die Nothwendigk^t der 
TraÄ^on zum Eigenthumstibergang gewiss kein 
in sich nottiwencuges £rforderniss , indem hier 
alles auf den Wiilen des Veräussernden an- 
kommt, und dieser durch den blossen Vertrag 
ate Veräusserungsact (wie diess das französische 
Recht vorschreibt) schon beurkundet wird. Wie- 
d<n*holt ist aus der früheren Ausgabe in %. 45 
— 49 ein ganzes Kapitel über den Besitz, eine 
Lehre, die in einem System der Rechtspidloso- 
phie gewiss nicht die Bedeutung hat, <iye ihr 
im positiven Rechte zukommt; wahrscheinlich 
will der Verf. nur seine Stimme in dem be- 
kannten Sir^le zwischen (Jans und Savigny über 
den Besitz als Recht abgeben. 

Sehr richtig tadelt der Verf. im Kap. VI, 
überschrieben: die Forderung und der Vertrag, 
dass die Lehrer des abstracten Naturrechts dem 
Eigenthum nicht die Forderung, sondern den 
Vertrag der nur ein Entstehungsgrund der For- 
derungsrechte ist, gegenüber stellen ($.50—56), 
weist gut die weitere und engere Bedeutung 
des Wortes nach, behandelt aber <ue grosse Streit- 
frage über den Reditsgrund der Verbindlichkeit 
der Verträge viel zu obenhin und löst sie auch 
nicht dadurch, dass er sie auf die (moralische) 
Pflicht der Treue, stützt. Obgleich viel leich- 
ter zu lösen, als die früheren Naturrechts- 
lehrer glaubten, hätte er doch tiefer eingehen 
sollen; wie Ref. in $. 106 — 108 seiner Linea- 
menta es tfaat. Durchaus nicht dialectisch ist 
des Verf. Einiheilung der Verträge in 6 Klas- 
sen 2), gewiss ist die in Haupt- und Neben- 
verträge und jener in rein .wofaitbätige, Tausch 
und aleatorische, welche das franzöi^sdie Recht 
adopUrt hat, befriecbgender. 

Auch der dritte Abschnitt des Privatrechts: 
die Familie, isl in der neuen Ausgabe ausfuhr- 
Uober als in den früheren . (v. ^. 59 an bis 89) 
beludMlelt. Aber in keiner treten die subjecti- 
ven Ansichten des Verf. so sehr hervor, wie 
In ittesem — besonders in der Lehre von der 
Elie; es ist hier oflRonbar darauf abgesehen, dem 
fcitberiscfa-proteslanlischen Eherecht eine phi- 
losopUsohe Grundlage zu geben. Hegel fol- 
ffend, beschränkt er den iegriff der Ehe auf 
me Monogamie, uneingedenk seiner historischen 
Anschauung des Rechte sieht er die Polygamie 
triebt Mir Ehe an; was vom juristischen Stand- 
paikt aus unmöglich gehen lumn. Ein zweiter 
schwieriger Punkl war das religiöj^ Moment; 
das mch f. 68 vom Verf. als maassgebend für 
äfts Dasein ein^ wahren Ehe angesehen wird, 



2) S.42§ bemerkt er, data anehPibrdten andKoeh 
mmt fi&nibeiluaf der Vertrftge hidyen» 



so gerätti er kk zwei Verlegenbeilen — näm- 
lich die: einersdts die katholische Auffassung, 
andererseits die Civilehe zu beseitigen, macht 
es sich aber ])equem^ indem ^ beide ver- 
wirft und die Gerichtsbarkeit in Ehesachen doch 
dem Staate vindicirt. Seine Gründe für die 
Verwerfung der Civilehe sind nicht ausrei- 
chend: möge er aus den so eben erschei- 
nenden „Zeichen der Zeit von Bunsen^ 
sich überzeugen, dass der dem Gewissen der 
Nuplurienten überlassene und von ihnen aus 
innerer Uebcrzeugung vorgenommene religiöse 
Act der Ehe eine hönere Weihe gibt, als der 
erzwungene; und da der Verf. in einem eig- 
nen dieser Ausgabe beigeftigten ($. 74—79) 
Kapitel sich für die Zulassung der gemischten 
Ehen« vieler Christen (freilich nur unter diesen) 
ausspricht, so muss er doch einsehen, dass 
schon diess consequent zur Nothwendigkeit der 
Civilehe führt ^ die er dann allerdings als aus- 
serordentlich gebotenes Nothrecht zugabt. Es 
vereinfacht sich aber die ganze Lehre dadurch^ 
dass die Ehe, in wie weit sie Rechtsinslitut ist, 
als solches au%efasst wird (und diess thut der 
Verf. richtig in S. 66), wo er die Ehe als Ge- 
schlechts-, als Lebens- und als Rechts- 
ffenossenschaft characterisirt, und die daraus 
iiiessenden Conse^nzen nachweist: die Ver- 
mischung einer religiösen oder philosophisch 
dogmatischen Auffassung derselben fuhrt den 
Rechtsgelehrten in Verwirrungen und Wider- 
sprüche, aus welchen keine künstliche Ent- 
wirrung, sei sie auch noch ingeniöser als die 
unsers Verfassers , herauszuwinden vermag. 
In S. 72 fg. begegnen wir den in Preussen jetzt 
so wichtigen Debatten über die möglichen Gründe 
der Ehescheidung, welche eine besondere Be- 
leuchtung verdienen, die aber in gegenwärtigem 
Artikel nicht gegeben werden kann. Im Kapi- 
tel HI ist der Telotr der väterlichen Gewalt sei- 
nem Doppelmomente nach richtig angegeben, 
dass sie den Eltern sowohl lUr iiire Befriedi- 
gung als für die Erziehung der Kinder zustehe 
und die hierauf sich sta'genden Gegensätze der 
römischen patria potestas und des germanischen 
elterlichen Mundium nachgewiesen ($. 80. 81). 
Als Surrogate des Verhältnisses sind anzusehen 
in Ermangelung der EUern für die Kinder der 
Vormund; in Ermangelung von Kindern für 
die Eltern die Dienstboten? (%. 86) und die 
Adoption. Das Fainilienband gestaltet sich nun 
auch als Verwandtschaft und diese ist die Grund- 
lage des Erbrechts |. 90—95. Der Verf. 
weist gut nach, dass das der Kinder auf einer 
rechtlichen Nothwendigkeit beruhe, und spricht 
sich gegen diese saintsimonistische Lehre unbe- 
dingt aus, sieht die Erbfolge entfernterer Ver- 
wandten als eine analoge Ausdehnung des Erb- 
rechts der Descendenten an. Zugleich hält er, 
in wie weit es die Erbfolge der Kinder nicht 
beeinträchtigt (in %. 92) die testamentarische 
Erbfolffe für rechtlich begründet, ob er gleich 
in S* §5 doch wieder die Ansichten der ältere 
19» 
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Naturrechtslehrer verwirft, die das tesüren ans 
dem Eigenthum ableiten , während dieses doch 
mit dem Tode des Eigenthtimers erlösche: ob 
seine Behauptung in $. 92: ohne Intestaterb- 
folge gäbe es keine Testamente und diese seien 
nur theils nähere Determininingen , theils Sur- 
rogate derselben — ähnlich der Adoption zur 
Vertheidigung seiner Ansichten, richtig* sei, lässt 
Ref. dahin gestellt. Ein weiteres gegenwärtiger 
Ausgabe eingeschaltetes besonderes Kapitel ist 
das vierte über die Unterrichtsfreiheit ($. 87 
— 89), in welchem er gegen die Belgier zu 
Felde zieht, oiTenbar, weil er ihre von der 
seinigen nicht verschiedene Ansicht hierüber 
verkeilnt und sie dem unlauteren Motive zu- 
schreibt: man habe dort den ganzen Unterricht 
dem katholischen Clerus überantworten wollen, 
was, wie Ref. recht gut weiss, nicht der Fall 
war: man ging in Belgien, wie der Verf. selbst 
thut, von der Ansicht aus, dass das Erziehungs- 
recht der Eltern das maassgebende Princip sei. 

Den Schluss des ganzen Buches bildet der 
in der 2ten Ausgabe schon hinzugerügte An- 
hang über den Werth des römischen Rechts 
(%, 96 — 99), allein seine Betrachtungen sind 
fiir die Gegenwart, wo wir viel gründlichere 
Ansichten hierüber, z. B. in Jherings Geist des 
römischen Rechts besitzen, offenbar von gerin- 
gem Werthe und wären daher besser wegge- 
blieben. 

n. T«a Hoy's pUlosophisehe Theorie des Pri- 
vatrechts. 



Wenn es für den Ref. schwierig war, die 
juristische Fundamentallehre des Herrn von Moy 
auf einfache Sätze zurückzuführen, so wird es 
ihm eine, wie man sagt, verzweifelnde Auf- 
gabe, das Gleiche rücKsichtlich des I. Buches 
des besondern Theils, welches das Privatrecht 
abhandelt, zu thun. Des Verfassers Darstellung 
in den 25 88., die ihm gewidmet sind, erscheint 
Ref. so verworren, so sehr vermengt mit Un- 
gehörigen und durch das maasslose Bestreben 
allen Instituten und Grundsätzen des Privatrechts 
eine theologische Grundlage oder Färbung zu 
geben, so sehr erschwert, dass er es dahin 

fcstellt sein lassen muss, ob er überall die 
heorie des Verf. richtig erfasst hat. 
Die Ordnung des Stoffes in diesem Buche 
ist folgende: dass nach einer Einleitung, worin 
der allgemeine Charakter Ae» Privatrechts an- 
gegeben und dessen Verhältnisse und Institute 
deducirt werden, gehandelt wird in Abschnitt I. 
vom Recht des Individuums als solchem 
und zwar: 1) von den Rechten der Persönlich- 
keit, 2) den dinglichen Rechten, 3) den For- 
derungen, in Abschnitt II. von dem Recht der 
Familie, nämlich dem Eherecht, vom Verhält- 
niss der Eltern und Kinder, von der Verwandt- 
schaft der Seitenlinie, den künstlichen Erzeu- 
fungen, Nachbildungen und Erweiterungen des 
amilienbandes, in Abschnitt III. vom Frivat- 



gesellscfaafts- und Abschnitt IV. yom Erb- 
recht. 

Die Sphäre des Privatrechts ist nach §. 21 
die der Bethätigung des Menschen zur Erfaaltang 
und zum Genüsse des individuellen Lebens, n 
welchem Zwecke ihm als Ebenbild Gottes un- 
geachtet des Sündenfalls, durch Gottes Barm- 
herzigkeit die Herrschaft über die Gegenstände 
der äusseren Natur gegeben ist. Der Zweck 
der Selbstbefriedigung in diesem Kreise der 
Freiheit umfasst daher 1) die Erhaltung des 
individuellen Lebens, 2) die Bethätigung und 
Entwicklung der mit demselben erhaltenen Kräfte 
und Fähigkeiten. Dieser Zweck ist Air alle 
derselbe, daher das Princip des Privatrechts 
die Gleichheit der Rechte, iedoch in dem Sinne, 
ist, dass ohne Unterschiedf der äusseren Stel- 
lung, die privatrechtlichen Forderungen des Ei- 
nen so viel wiegen müssen in den Augen des 
Richters als die des Andern. Da Gott dem 
Menschen auch den Trieb des Fortlebens ia 
Andern über die Zeit seines irdischen Daseins 
hinausgegeben hat, welcher im Fanülienlebea 
seine Beiriedigung findet, so erscheint der Mensch 
im Privatrecht als Familienvater und ist in die- 
ser Beziehung der Vertreter des göttlidien Wil- 
lens. Damit er diess sein könne, hal er 1) das 
Recht auf das Leben und auf körperUcbe nnd 
geistige Integrität, 2) die Fähigkeit nnd das 
Recht sich fortzupflanzen durch Gründang d&r 
FamiUe, 3) das Gesellschafts- und das Erb- 
recht. 

Als Individuum hat der Mensch nadi $. 23 
u. fg. die Rechte der Persönlichkeit, nämlich 
die auf Frieden, Freiheit und Ehre, welche hier 
nicht s. g. Urrechte bilden ($. 23). Das auf 
Frieden besteht in dem der Sicherheit Air Leib 
und Leben, so dass die körperliche Unanlast- 
barkeit die erste Grundlage des Privatrechts 
ist. Mit der Sünde ist jedoch der Friede 
unter den Menschen gewichen; darum war der 
Fremde bei den Römern urspriinglich hostls, bei 
den Germanen rechtlos, bei &n Juden nach 
dem Befehl Gottes jedoch geschittzt. Erst das 
Christenthum machte iille Menschen zu Brüdern, 
die sich also wechselseitig Frieden schuMig 
sind. Aber, heisst es in $. 25 : der Friede ist 
nichts ohne die Freiheit, die Fr^ihdt nidits 
ohne den Frieden. Die Freiheit, welche eine 
Macht ist, ist jedoch nur möglich durch dne 
von innen heraus in Bezug auf dieses Ld^ens 
Ziel sich entwickelnde harmonische Thätigkeit^ 
nämlich die der ungezwungenen und ungehin- 
derten Willensthätigkeit des Menschen in Ver^ 
folgung des Endzwecks sehier eignen VoUen- 
dung und Glückseligkeit in der Vereinigung und 
Wechselwirkung mit andern Menschen. Sie ist 
erreichbar, weil die Thätigkeiten d^ Menschen 
verschieden und gegenseitig sich ergänz^d sind, 
so dass allen Freiheitssphären gewährt werden 
können, selbst dem Sklaven. Die Knechtschaft 
war, wie %. 26 ausgeführt wird, im Alterthuffl 
des Sündenfalls wegen rechtmässige tot es aber 
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nicht mehr unter der Herrschaft des Chrlsten- 
thums, das nach %. 27 (wie der Verf. gegen 
die H. Schrift meint) sie aufhob. Leider hat der 
Protestantismus den Begriff der Freiheit verun- 
staltet, indem er die Isolirung des Menschen 
xumNormalstande erhob (?); nur die katholische 
Auffiiasnng der Freiheit ist richtig, denn sie 
besteht nicht, ausser in Rücksicht auf das Ziel 
der menschlichen Bestimmung und nicht aussar 
der Gemeinschaft, ohne welche dieses nicht er- 
reicht werden kann (S. 71). Was jener Be- 
stimmung entgegen ist, ist dieser verderblich 
und kann nicht geduUet werden, während was 
derselben forderlich ist, durch Zwang nicht ge- 
boten werden darf. Durch das Bewusstsein sei- 
ner Bestimmung entsteht dem Menschen das 
Recht auf Ehre, d. h. auf eine, dem Werthe 
-der Person entsprechende, Behandlung von Sei- 
ten anderer ($.28); sie ist Ehre überhaupt oder 
Standesehre, beide unterscheiden sich wesent- 
lich von der sittlichen Werthschatzung, die sich 
auf dessen geistiges oder sittliches Leben be- 
zieht. Das Kocht auf Ehre überhaupt ist nur 
negativ und verlangt, dass der Mensch nicht 
gekränkt werde, das auf Standesehre aber ein 
positives Recht auf bestimmte Ehrenbezeugun- 
gen. Wer sich ordnungswidrige Handlungen zu 
Sdiulden kommen lässt, kann, wenn sie ihm 
vorgeworfen werden, sich wegen rechtswidriger 
Ehrenkrankung nicht beklagen, doch ist ein Un- 
terschied zwischen Yerläumdung und Beileidi- 
gung, in dieser verschwindet das Unrecht, 
wenn dieselbe zufällig oder aus Irrthum vor- 
fiel (!!). Es gibt nun nach ($. 29) Bedin- 
irungen und Grade der Rechtsfähigkeit, 
ene sind nicht das Princip der Humanität, 

, sondern das vergebens an seine Stelle gesetzte, 
der Charitas. Der Erfolg dieser Verwechs- 
lung, „welcher das Ideal des Menschen ins Ir- 
dische und Endliche herabzog, konnte kein an- 
derer sein als eine Verbesserung der Ordnung 
auf Kosten des höheren Geistigen, wodurch 
dicss zu einem Grunde der Ausschliessung 
aus der menschlichen Gesellschaft, zu einem 
Grunde der Rechtsunrähigkeit oder doch der 
Rechtsminderung gemacht wurde, zuerst in den 
protestantischen Staaten, dann seit dem Ende 
des vorigen Jahrhunderts in allen Ländern, wo 
die Revolution triumphirte, in den katholischen 
Geistlichen, sowie allen, die sich zur katholi- 
schen Kirche und ihren Lehren bekannten, we- 
d^ Friede, noch Freiheit, noch Ehre geziemt, 
weder Erwerb, noch Eigenthum gestattet werde" 
(???). Die christliche Ordnung ist eine an- 
dere, indem sie allen unter gleichen Verhältnis- 
sen die gleiche Rechtsrähigkeit gestattet. (Un- 

* begreiflicn, denn diess will ja gerade die neuere 
Theorie der s. g. Menschenrechte; und wenn 
einst in Frankreich der Clerus verfolgt wurde, 
so geschah es — weil man ihn für den feind- 
lich gesinnten Gegner derselben hielt). Der 
verschiedene Umfang der Rechtsfähigkeit wur- 
zelt in der der thatsachlichen Verhältnisse der 



Menschen in der Gemeinschaß und rechtfertigt 
daher die Privilegien deren Nichtachtung, das 
Princip der Gerechtigkeit verletzen würde; 
denn die Gerechtigkeit ist unzertrennlich von 
der Wahrheil! — Hiermit schüesst der Verf. 
seine Darstellung von den persönUchen Rechten 
des Individuums — die wohl schwerlich ein 
Rechtsgelehrter befriedigend finden dürile. Das 
Kapitel von den dinglichen Rechten, welche er 
für gleichbedeutend nimmt, mit Rechten an Sa- 
chen beginnt in $. 30 mit einer Darlegung des 
Grundes des Eigenthumsrechtes. Die- 
ses als ausschliessuches Verfügungsrecht über 
Sachen, ist ihm ein Ausfluss der menschlichen 
Freiheit. In Folge der durch den Protestantis- 
mus emporgekommenen falschen Auffassung der 
letzten sei auch die Lehre vom Eigenthum ver- 
wirrt worden (?); indem dieser me Rechtferti- 
gung der Menschen blos von einem inneren 
Acte abhängig gemacht und die Nothwendigkeit 
der Werke in der kirchlichen Einheit läugnete; 
hat er der menschlichen Freiheit ihr höchstes 
und eigentliches Ziel entrückt und sie genöthigt, 
entweder richtungslos in der Verfolgung rein 
willkürlich idealischer Zwecke ihre Kräfte und 
Mittel zu vergeuden oder mit Hintansetzung der 
eigentlichen Aufgabe sich blos irdischen Zwecken 
hier und auf mese Weise (sich) selber aufzu- 
geben (!!). Daher setze die Schule des subjec- 
tiven Rationalismus den Grund des Eigenlhums 
in die Bethätigung der individuellen Freiheit 
durch OccupaUon und Specification sei aber doch 

Senöthigt, um die Detention als rechtbches Ver- 
ältniss zu begründen, zur Staatsordnung und 
zum Gesetze zu greifen, die sie dann aus still- 
schweigender Uebereinkunfl oder aus dem Ver- 
trage hervorgehen lässt. (Zum Belege führt 
der Verf. S. Hl, Nr. 1 des Ref. Rechtsphiloso- 
phie an). Eine andere Partei verwirft diese 
ziel-, schranken- und zwecklose Freiheit der 
Willkür an den Sachen und leitet das Recht 
auf diese aus dem Zwecke und Gesetze der 
Gesellschaft ab, geräth aber in die Theorie des 
Socialismus, Communismus der Neuzeit und die 
Theorien der modernen Staatsöconomisten über 
die Organisation der Arbeit, in welcher die 
Gütergemeinschaft gesetzt wird, die Freiheit des 
Eigenthums untergeht und in ein sich blosses Pro- 
ductionswerkzeug des Staates verwandelt. Auch 
die Stahl'sche Lehre, welche dem Eigenthum 
seine Anschauung von einem durch den gött- 
lichen Willen in Beziehung des Menschen zur 
äusseren Natur gelegten tekotr (Endabsicht) 
zum Grunde legt, ist nicht ausreichend, selbst 
wenn man die Annahme dieses teXoff zugibt, 
denn statt ^ auf diese Frage Antwort geben zu 
können, Tällt die nur von sich selbst ausgehende, 
wie auch die Offenbarung auslegende Vernunft, 
auf das obige Dilemmas der zwei Schulen. Nur 
der katholische Standpunkt löst dieselbe. Nach 
dieser, und so dachten es schon die heidnischen 
Völker (p. 79) ist allen Völkern der Boden, auf 
dem sie wohnen, von der Gottheit angewiesen 
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und als elo gehelUgtefl Erdreich betrachtet; 
ausserhalb des religiöse Yolksfriedens ist kein 
achtes Eigenthum erkannt (p. 80). Es ist aber 
hier (nach S.83) des Einzelnen Vollendung und 
Grlückseligkeit an sein Leben und Wirken in und 
mit derKrche geknüpft und dieses hinwiederum 
die Natur und die Menschen in einem solidari- 
schen Bande umschlingend ganz und gar auf die 
freie Selbstbeslimmimg ihrer Glieder gestellt. 
Jeder Mensch soll in I&aft der dem ersten Men- 
schen ertheilten Sendung die Natur so beherr- 
schen, wie die Glieder seines Leibes und sich 
selbst befriedigen, aber nicht auf Kosten der 
gleichen Freiheit und Berechiigimg alter andern 
so, dass solche Bethätigung seiner Werke des 
Glaub'^ns, der Uoifnung und Liebe, dass mittel- 
bar die Macht, die er über die äussere Natur 
erlangt hat, auch dem Werke der Kirche und 
dem gemeinen Besten aller übrigen mit ihm in 
Wechselwirkung stehenden Menschen zur För- 
derung gereiche. Zu allen diesen findet aller- 
dings keinerlei Zwang statt,' wohl aber muss 
alles verboten werden, was der Natur und dem 

Semeinsamen Besten zu wider wäre, alles wo- 
urch die Natur herabgewürdigt und der Mensch 
nur in ein Werkzeug für die Genusssucht sei- 
nes Nebenmenschen verwandelt würde. Das Prir 
vateigentbm ist also uiverbrficlilirh gekeiligt, aber 
unter solchen, in Bezug auf die Erwerbung und 
den Genuss derselben, fest zu setzenden Be- 
schränkungen, wie sie die Bestimmung des Ki- 
genthümers, in ihrem unzerstörbaren Zusam- 
menhan&[ mit der Bestimmung der Natur und 
dem noble seiner Nebenmensdien mit sich 
bringtll! 

Diess nennt nun der Verfasse eine Begrün- 
dung des Eigentbums, dessen Inhalt er in $.31 
angiDt, dem aber im Anfang des folgenden, die 
das ganze System wieder aufhebende Note bei- 

Seitigt wird: das Eigenthum sei alTer- 
ings nur dasProduct der Gesellschaft, 
womit es femer übereinstinunt , wenn er S. 91 
sagt: das Eigenthumsrecht ist stets abhängig 
von der Existenz eines gesellschaftlichen, auf 
der gemeinschaftlichen Anerkennung bestimmter, 
die menschliche Freiheit normirender Grund- 
sätze beruhenden Verbandes. Nach diesen Er- 
klärungen huldigt der Verf. also dennoch der 
vorher .von ihm bekämpften — (nach des Ref. 
Meinung richtigen) Theorie, welche den con- 
stituirenden RechtsgruAd des Ei^enthums, wel- 
ches immer dessen Gestaltun^siorm sein mag, 
in den Willen der Gesellschalt, also entweder 
auf stillschweigende Uebereinkunft, auf Vertrag 
oder auf das Gesetz stützt. Doch beschränkt 
der Verf. diese Ansicht dadurch wieder, dass 
er die vom Willen in der Macht der Personen 
ausgehende Besitznahme der Sachen für ein we- 
sentliche9 Erforderniss des Erwerbs des Eigen- 
tbums erklärt (S. 91). Man kann überhaupt d^ 
Sanzen Darstellung seiner Theorie den Vorwurf 
er Unklarkeit und Verworrenheit machen, den 
er hätte vermeideD könn^^ wenn er das aus 



der Persönlichkeit mtt Nothwendigkeit ttiessende 
Recht auf Eigenthum (Subsistenz oder Vermc^), 
welches io der Zahl der s. g. Urrechte von ihm 
aufouluhrea war, von dem wirlitiohe& E^eih 
thum^echt. d. h. der erworbenen ausschUi»»- 
lichen Rechtsherrschaft auf eine Smu^ unter« 
schieden hätte 3). Es würde dann in das bd 
ihm zu rügende Schwanken nicht gerathen sein. 
Er musäe diess um so mehr thun, als er nickt 
bestreiten kann, dass jeder ;&werbstilel des 
Eigenthums auf eine Rechtsnorm sich stiKie& 
muss. Er würde sich aber dann überzeugt ha- 
ben, dass die von ihm versuchte Begründung 
der absoluten Nothwendigkeit d^ Privateigen- 
thums durchaus nicht ausreichend ist Allge- 
meine Redensarten, das sich Beziehen auf C^ 
tes Anordnungen und auf die Anerkennung mes 
Systems des Eigenthums durch die Kirche ge- 
nügen hier nicht, und die letzten um so weni- 
ger, als ja der Communismus in den Klöstern 
die regelmässige Gestaltung der Vermögensv^- 
hältnisse derselben war und noch ist. 

Die schon erwähnte Darstellung des hbalts 
des Eigenthums in $. 31 ist von den gewöhn- 
lichen sehr abweichend, und hat vor allein den 
Zweck: den Missbrauch des Eigenthums durch 
die Eigenthümer und gewisse staatliche Be- 
schränkungen der Freiheit desselben ftir an- 
rechtmässig zu erklären; wie z. B. die 
Thierquälerei, die Ausrottolg unenlbeiiriicber 
Wälder, das Anlegen von Bergwerken aaf eig- 
ne Grund und Boden, das Verkaufen von Waf- 
fen an den Feind und die Vorenthaltung von 
Vorräthen, deren man selbst nicht, wohl aber 
die Gesellschaft bedarf. In allen <uesen FäUen 
ist nach d&a Verf. daher das Eigenthumsredit 
zu beschränken, dagegen erklärt er S. 87 die, 
Amortisations- und Säcuhirlsations- und über- 
haupt die Expropriationsffesetze, namentlich in 
ihrer Richtung gegen Zehnten und Grundlasten 
ohne Unterschied, ferner einen grossen Theil 
der Cultur-, Zoll- und Bauordmmgen unserer 
Zeit für rechtlich unzulässig. „Sie beruhen, 
sagt er, mit den Systemen der Communisten 
und Socialisten auf demselben Princip, sie ha- 
ben das (in $. 28) verworfene Humanitätsprin- 
cip zum Aushängschild. Der Verf. g^t noch 
weiter und sagt: auch durch die gegen die 
Grundherrlichkeit erlassenen Gesetze sei das 
Princip des lägenthums verletzt worden. Diess 
Recht verdanke man der weicheren Natur und 
Sinnesart der Germanen und seine Ausbildung 
der pflegenden Hand der Kirche; die Abschaf- 
fung desselben sei als Rückschritt und als wah- 
rer Verlust zu beklagen I (S. 89). Nachdem er 
in %. 32 die Sachen aufgeführt, an welchen 
kein Privateigenthum stattfinden Iccinne, handelt 



3) Einen Anlauf hieza nimmt der Verf. in der (län- 
geren) Note S. 78 unter Beziehung auf ein lateinisches 
Lehrbuch des sonst m Deutschland nieht bekannten 
Andisio. Rom 1852. 
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er in f. 83 augfÜhrUch von dem Entstehen nnd 
Aufboren des EJgenÜuims, gewissermassen als 
Fortsetzung seiner Begrttndnngslehre desselben. 
Qbgleidi ausgehend von dem richtigen Satze 
(die Bedingungen der Begründung des Eigen- 
ihumsrei^tesan bestimmten Sachen entwickele sich 
mit dem Wesen des Eigenlhums selbst), könunt 
aber nur zu dem Resultate: cbss es Fälle gäbe, 
in welchem der Erwerb des Eigenthums durch 
den Besitz (Occi^ation^ Formation u. s. w.) 
beginne, dann das (geltende) Recht schütze, 
und andere,' in welchen zuerst das Recht 
auf die Sache entstehe und dann durch die Be* 
Sitzerlangung derselben vollendet werde (S. 91 
— Q'S). Die juristische Relevanz dieser Unt^- 
seheidung und ihre nachhaltige Bedeutung ver-* 
mag Ref. nicht einzusehen. Sie veranlasst aber 
den Verf. S. 94 vom Besitz und dessen Schutz 
als sedchen, also von der Nothwendigkeit der 
possessorischen Interdicte zu sprechen; auch 
wird S. 96. 97 die Verjährung gerechtfertigt. 
Unter der Aufschrift: von dem Einflüsse &t 

SeseHschafUichen Verhältnisse auf das Eiffen*- 
lum und dieses auf erstere handelt der VerC 
in S. 34 von der Ablösung nutzbarer Rechte 
vom Eigenihum, von dessen Theiiung und von 
den Lehen , deren Apologie er mit Hülfe kirch-^ 
lieber Principien S. 100 — 102 unternimmt 

Die Lehre von den Forderungen wird im 
lU. Kapitel von S« 35 — 38 an abgehandelt 
Eine sehr allgemein gehaltene Beleuchtung des 
Zweckes und dw Verschiedenheit der mensch-* 
liehen Handlungen in %. 36 führt den Verf. 
S. 106 zu dem Satze: dass sich die Forderung 
ffen des Privatrechts auf die Gewährung von 
Diensien odo* Sachen beziehen, welche die Be- 
friedigung des Fordernden in Bezug auf Erhal- 
tung und Genuss des individuellen Lebens zum 
Zwecke haben und die man bezeichnend (mit 
dem Eigenthume zugleich) unter dem Namen 
des Vermögens begreife. Die Ursachen oder 
Entstehungsgründe derselben sind nach $. 36 
Acte der menschlichen Thätigkeit (d. h. erlaubte 
oder unerlaubte Handlungen und Zustände; 
die erlaubten Handlungen, welche rechtliche Wir- 
kung beabsichtigen also frühere Rechtsgeschäfte, 
und die Kraft derselben liege im Gesetze des 
Lebens, welches einerseits keinen Widerspruch 
und keine Unterbrechung der Thätigkeit dulde 
und daher Folffericbtigkeit und Treue des Han- 
debden erforcbre, andererseils aber zwischen 
den verschiedenen Factoren der Lebensthätig- 
keit, in der Gesellschaft wie in den Individuen 
eine möffüchst vollkommene Gegenseitiffkeit und 
Ausgleichung der Leistungen heische (11). Die 
unerlaubten Handhmgen erzeugen Ansprüche auf 
Genuglhuung; Zustände bewirken Forderungen 
in Kraft eben dieses Gesetzes, ohne das Zutbnn 
des Betheiligten. Die Entstehung der Forde- 
Fimgen knüpft sich immer an eine Thatsache 
(causa debeadi), wodurch Thun und Lassen 
eines^ Menschen zm* Bedingung der Befriedigung 
eines andern wird^ in den andren zum Gläubi- 



mi^t. DieM übersehe der CommunismuSi 
sr den Reichen als solchen zum Schuldner des 
Armen mache, während das Christenthum die 
Wohlthätigkeit nur als moralische Pflicht vor- 
schreibt Uebrigens bereift es sich, dass nach 
der verschiedenen Gestaltung des Lebens u.s.w. 
die Forderungsrechte sich verschiedentlich ge- 
stalten, doch hat das Christenthum auf die Be- 
urtheilung der Moralität der Verpflichtungen 
Einfluss und zwar sowohl der aus dem Grund- 
verbande und dem Eigenthum überhaupt ent- 
springenden Forderungen, als auch der aus dem 
Familienverbande und dem Erbrechte entsprin- 
genden, (aber alle diese sind doch keine ei- 
gentlichen Forderungsrechte oder Obligationen)| 
und ^dlich des Rechts der Verträge. Von die- 
sen handelt nun der Verf. ausHihrlich in %. 37 
und nach der Erklärung des Begriffs des Ver- 
trags zunächst von ihren Verpflichtungsgründen; 
er fuhrt deren zwei auf, einen allgemeinen, dcor 
darin bestehe, dass jeder die Folgen anzuer- 
kennen hat, in welche er einen andern durch 
seine Thätigkeit gesetzt hat, und einen beson- 
deren ihrer Klagbarkeit, worüber das Verhält- 
niss entscheide, in welchem einersets diePacis- 
centen zum Träger der Gewalt im Staate, an- 
dererseits ihre Handlungen zum Princip des 
feselligen Verbandes stehen. Das Christenthum 
abe hier wesentliche Veränderungen eingeführt^ 
1) durch . die Aufhebung des Unterschied zwl-* 
sehen Freien und KnecMen, Fremden und Ein- 
hdmischen und 2) dadurch, dass es den Un- 
terschied zwischen Contractus und Pacta besei- 
tigt, dagegen den Eid für absolut bindend er- 
klärt habe. Es liege hierin das wahre Princip der 
Vergeistigung der christlichen Gesellschaft. Auch 
liegt es (sagt er S. 100) im Princip der christlichen 
Lebensordnnng, dass der Richter in die der Handlung 
des Schuldners liegenden Consequenzen nicht aiJ 
das Aeusserste verfolge, sondern nach Castus 
Vorbild irich des Schwachen und Unglücklichen 
erbarmen und den Gläubiffer seinen Beistand ver- 
/Sagen, wenn die Eriullung seiner Forderung 
zur Vernichtung des Schulcmers oder zur Miss- 
brauchung der Schwäche ausarten werde (S. 109). 
Daher die Ungültigkeit mancher Verträge, z. B. 
der Weiber oder Unmündigen. (Diese spricht 
aber schon das vorchristliche römische Recht 
aus!), daher die Ungültigkeit aller wucherlichm 
Contracte. Endlich sagt er, diese Lehre schlies- 
send S. 111, es hätten auf die Gestaltun- 
gen des Rechts der Forderungen die Eigen- 
thümlichkeiten des Nalionalcharacters und <Be 
Folffea der Anerkennung der Altersentwicklung 
in den Völkern einen nothwendigen unausweis- 
lichenEinfluss — woran verschiedene Betrach- 
tungen — über die Entstehung der Realla- 
sten, Lehmi, des Näberrechts, des Leibgedings 
u. s. w. geknüpft werdec, die Ref. übergehen zu 
sollen glaid>t. 

Im zweiten Abschnitt (%. 88—49) behandelt 
der Verf. in vier Kapiteln das Recht der Fa- 
milie und zwar so sAar von seinem religiösen 
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Standpunkte aus, dass seine Lehre weniger einer 
Rechts-, als einer Moraltheorie gleicht. Er 
folgt, was die Ehe betrifft, den in sein^ 
schon 1830 erschienenen Schrift von der Ehe 
und der Stellung der katholischen Kirche, rück- 
sichtlich dieses Punktes ihrer Disciplin entwickel- 
ten Ansichten. Die Familie ist ihm (nach S.112) 
als die Einheit von Vater, Mutter und Kind ein 
Abbild der Dreieinigkeit und hat deshalb einen 
geheiligten Charakter. Seiner Auffassung nach 
ist die nothwendig monogamische Ehe nur dann 
eine wahre, wenn die Geschlechtsverbindung 
nach Gottes Vorschrift;, nach göttlichen Willen 
und im Bewusstsein ihrer hohen religiösen Be- 
stimmung auf eine nie auflösliche Weise ge- 
schlossen wird. Zur Begründung dieser Doctrin 
verliert sich der Verf. in Betrachtungen der 
sublimsten Art, versucht sogar in $. 40 eine 
metaphysische Deduction des Zusammenhangs 
zwischen dem Lebensgesetze des Menschenge- 
schlechtes in der Ehe und den Gesetzen des 
Lebens, in den Individuen und zwischen dem 
religiösen Charakter der Ehe und der Wurzel 
der Rechtsidee im menschlichen Bewusstsein 
überhaupt (S. 118 — 124), in welchen Ref. des 
besten Willens unbeachtet, ihm nicht zu folgen 
vermag. Obgleich auf jeder Seile mehrmals 
wiederholt, entwickelt er in %. 41 von den Be- 
dingungen der Ehe, den Hauptgedanken,! die 
eheliche Verbindung müsse nicht nur freigewollt, 
sondern auch so beschaffen sein, dass darin 
sowohl der eine als der andere Factor des 
menschlichen Lebens, d. h. sowohl die Kraft 
der Natur als der göttliche Wille (mit der Ab- 
sicht in dem Bewusstsein dem göttlichen Willen 
zu folgen), zur Kundgebung gelange, und wenn 
das letzte nicht der Fall sei, sei sie sündhaft 
und die aus einer solchen Ehe entsprossenen 
Kinder seien mit der Erbsünde behaftet 
(S. 125) — (die übrigen nicht?). Die von ihm 
angegebenen Bedingungen der Ehe sind nach 
S. 126 1) natürliche Fortpflanzungsfahigheit, 2) 
die göttliche Sanction (wodurch also die Civil- 
ehe absolut verworfen, d. h. für keine rechts- 
gültige Ehe erklärt wird, 3) die freie Willens- 
vereinigung der Gatten. Wenn diese Bedin- 
gungen erfiillt sind, sagt S. HO weiter der 
Verlasser, besteht die Ehe fiir die Gatten in ih- 
rem Gewissen, wenn auch die Staatsgewalt ihr 
Schutz und Anerkennung versagt, das Gewissen 
setzt überall der äusseren rechtlichen Ordnung 
ihr Ziel und ihre Schranken (??), empfängt sie 
nicht von ihn, sie kann der Ehe politische Wir- 
kungen versagen, aber nicht die Grundlage 
muthwillig angreifen.^^ Der Hauptzweck und 
die Hauptwirkung der Ehe ist Erzielung und 
Erziehung der Kinder, wozu beide Gatten mit- 
zuwirken verpflichtet sind, doch erkennt das 
Recht der Frau in Folge ihrer vollständigen 

Sersönlichen Hingebung an den Mann, so lange 
ie Ehe besteht, kein vom Willen des Mannes 
unabhängiges Dasein zu (?) (S. 129). Bis zu 
weichem wade diese Abhängigkeit gehen müsse, 



von dem herrschmiden und reltgiösai 
Zustande der Gesellschaft und dem eigenen 
Temperamente der Gattin ab und tritt in dieser 
Beziehung zwischen den vom Qiri^entlmm ge- 
bildeten und von seinem G^ste beherrscMOi 
Völkern und andern ein auffallender 
satz hervor. Bei den letzten übt dieSünde^ 
gewissermassen unbestrittene Herrschaft aus, 
erzeugt die Unterjochung des Weibes unter die 
Botmässigkeit des Mannes als ein unabweisba- 
res Lebensgesetz der Geseilschaft, wovon <tte 
Vielweiberei gleichsam das Symbol ist (S. 130). 
Das Christenlhum, nainentlich die Kirche, habe 
aber diese Strenge, (welche jedoch in der rö- 
mischen Ehe nicht sichtbar war), gemildert und 
dem Weibe zu, seiner Würde verhelfen. Im 
Güterrecht der ' Ehegatten (heisst es S. 131) 
spiegelt sich das persönliche Verhältniss dersel- 
ben nothwendig und naturgemäss ab; mit der 
Verheirathung übernimmt daher der Mann noth- 
wendig die Pflicht der Beschützung uad Ernäh- 
rung der Frau — aber die Ehe erfordert nichts 
destoweniger, dass die Frau eine selbstständige 
Existenz neben dem Manne in der Familie habe 
(sie hat also doch nicht, wie er S.177 gesagt hatte, 
nur ein vom Willen des Mannes abhängiges 
Dasein!). Das Verhältniss zwischen Eltern und 
Kindern erzeugt nach $. 43. 44 persönliche and 
Vermögensrechte. Das Kind soll in seinen El- 
tern die Quelle seines Daseins — Gott selbst 
verehren (S. 134), die Eltern haben die FBiAtj 
durch die Erziehung es zu Gott zntfkk vol 
führen. Es muss ihnen gehorchen; daher auch 
die Bedeutung des elterUchen Segens und Flu- 
ches, die von Geschlecht zu Creschlecbt sich 
forterben, bis sie nach dem Gesetze der natür- 
lichen Entwicklung erschöpft sind (S. 13d!I). 
Man hat das Recht der Eltern über ihre Kinder 
mit Recht (?) ein Eigenthumsrecht genannt, nur 
dass es höheren Besdiränkungen unterliegt und 
mit der Selbstständigkeit der Kinder auftiört. 

„Wo der Mensch selbst ein Kind des Zornes 
ist und das geheime Bewusstsein in sich trägt, 
dass er im Grunde nur ein von vom herein 
verwirktes, aus Erbarmen bloss ihm gefristetes 
Leben führe, kömmt die Vorstellung gar nicht 
auf, dass das Kind, dem Vater gegenüber, ein 
Recht zum Leben habe. Daraus erklärt sich, 
wie bei den nicht christlichen Völkern durch- 

Sängig der Kindermord zur Sitte worden und 
ei den Germanen eben so gut, wie bei den 
Römern und Griechen sich bilden konnte, selbst 
in der Ehe erzeugten neugeborenen Kinder dem 
Vater zu Füssen zu legen und sie nur dann, 
wenn er sie aufhob und damit in Gnaden an- 
nahm, zu ergreifen, ausserdem aber dem Tode 
Freiss zu geben« (!!!) (S. 138). Daraus be- 
greift sich auch die Strenge der väterlichen 
Gewalt bei den Römern; bei den milderen Ger- 
manen war das Kind zuerst der Pflege d^ Mut- 
ter überlassen, trat aber mit dem Momente der 
Reife auch in gewissere Selbstständiglteit dem 
Vater g^enüben Der Einfluss des Ciiristen- 
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fbmM hat «icffich (fübrl mm sonderbare Weise 
d^ Verf. S. 139 fort), wie bei der socialen 
Siellmig des weiblichen Geschlechtes mit einer 
falschen CiTilisation zusammengewirkt, um eine 
Ersohlafiung herbeizufiihren, die das Princip des 
FaHüUenlebens selbst angreift und gefährdet. 
Daher der Zug der modernen Gesetzgebung der 
Strafgewalt der Eltern über die Kinder entge- 
genzutreten und die Eingriffe de$ Staates in 
das Erziehungsrecht der Eltern mittels des staat- 
lichen Unterrichtsmondpols! 

In gütfflrechtlicber Beziehung haben nach 
f. 44 me Kinder einen unverkennbaren An- 
spruch auf das Vermögen der EUem, der aber 
ruht, bis das Kind mit selbststandiger Kraft aus 
den Kreis der Familie hinaustritt. Aus der Ein- 
heit der Familie erklärt sich auch das germa- 
nische Stammgut (S. 143). Die vollendete Selbst- 
ständigkeit d^ Kindes fiihrt zur Aufhebung der 
väterlichen Gewalt und so rechtfertigt sich die 
Emancipation ($. 45). Die Liebe, welche die 
Grundlage des Familienbandes ist, erzeugt auch 
die der Geschwister und den Verband der Ver- 
wandtschaft der Seitenlinie, welcher nach Ver- 
schiedenheit der Vekehrs und Zeitansichten eine 
mehr oder weniger rechtlich wirksame sein 
kann, aber nur zum Verderben durch die neue- 
ren Bestrebungen, namentlich der Socialisten 
gebildet oder zur Aufhebung getrieben wird 
(«. 46). 

Ref. übergeht das IV. Kapitel von den ki&nst- 
Ucben Nachbitdunffen und Erweiterungen des 
Familienbandes: durch die Legitimation und 
AdopUon (S. 47), die Vormundschaft ($. 48) 
mid das Dienstboienverhältniss (g. 49). Es ist 
unt^ dem Einfluss der Stahl'schen Rechtsphilo- 
sophie geschrieben. 

Der UL Abschnitt: das Privateesellschafts- 
recht, in |. 50 — 53, ist eine Rückkehr zu der 
Methode der früheren Naturrechtslehrer die Lehre 
vom Gesellschafts vertrag ex professo, freilich 
zu andern Zwecken als die des Verfassers, zu 
behandehi oder vielleicht eine Nachbildung der 
Lehre HegePs von der bürgerlichen Gesellschaft. 
Ref. hat in demselben nichts Erhebliches irgend 
^er Art, sondern nur was man aus j^em 
Lehrbuch der Institutionen erlernen kann, ge- 
funden und glaubt denselben mit Stillschweigen 
Übergehen zu sollen. 

Im IV. und letzten Abschnitt des Privatrechts 
wird die Lehre vom Erbrecht in $. 54 und 55 
sehr kurz abgemacht Der Grund und das We- 
sen des Eltrechts wird im ersten %. wieder 
sehr weit hergeholt. „Wie die Schöpfung über- 
haupt nur dadurch besteht, dass Gott dem Nichts 
das Sein einverleibte, so beruht unser Schalten 
und Walten in der Welt darauf, dass Gott sich 
mit ihr zurückziehend, sie uns überlassen hat, 
wir haben sie, wie eine erledigte Erbschaft, die 
wir jedoch nicht als Kinder Gottes antraten, 
sondern wie Räid)er an uns rissen (S. 164) oder 
wie der verlorene Sohn, dem als reuigen das 



Ei1>e durch Testament gesichert ist. Es liegt 
allem endlichen Leben die Idee einer Fortsetzung 
und daher dem Besitze die Idee einer Succession 
und RepräsrataUon zum Grunde, mithin der 
Rehtfertigung des ersten Urhebers der Sache; 
diess ist die gemeinsame Grundlage alles Eigen- 
thums und aller Erwerbung — auch der von 
Todes wegen, bei welcher der Erwerber die 
Sachen erst mit dem Tode ihres bisherigen Be- 
sitzers jedoch, sowohl bei der Intestat- als der 
testamentarischen Erbfolge, erhält (S.164). Die 
Idee der Erbschaft hängt aaher mit der des Ei- 
genthums im mcnschUchen Bewusstsein unzer- 
trennlich (?) zusammen. Der Begriff des Erben 
ist ein wesentlicher, co^stitutiver in der äusse- 
ren Ordnung des menschlichen Lebens, im Sy- 
steme der äusseren Freiheit, im Systeme des 
Staats (S. 165). Das Wesen des Erbrechts be- 
steht darin, dass die Macht über die Natur von 
der menschlichen Gesellschaft einerseits, wie 
von den einzelnen Eigenthümern andererseits 
als eine der Gesammtheit angehörige und in ihr 
fortbestehende, aber durch einzelne Glieder 
sich äussernde aufgefasst wird. Es wurzelt 
wie das Elgenthum in der Auffassung und Wah- 
rung des solidarischen Zusammenhangs zwischen 
der Gesammtheit des Menschengeschlechts in 
ihren einzelnen Gliedern im Verhältnisse zu 
Gott, sowohl als der Natur. Dieser Zusammen- 
hang vermittelt sich durch die Einheit und Ueber- 
einstimmung des Willens in der Anerkenntniss 
des Wesens, Ursprungs und Ziels und zwar durch 
eine doppelte Thätigkeit einer von Innen nach 
Aussen, und einer von Aussen nach Innen, iene 
begründet die Erbfolge durch Testament, diese 
das Intestaterbrecht Kein Volk wird beide 
entbehren, aber jedes nach seiner Weise sie an- 
ordnen; bei den Römern herrscht das Princip 
der ersten, bei den Germanen das der letzten 
vor. Das Verhältniss des Menschen zu Gott 
wirkt zu dessen Herstellung gleichfalls mit. Wo 
die Herrschaft der Sünde besteht, müssen manche 
nothwendig Erben werden, z. ß. bei den Rö- 
mern der zu Erben eingesetzte Sklave des 
überschuldeten Herrn; daher auch das alte Ver- 
hältniss des Suus. Wo das Princip der Erlö- 
sung zur Geltung gekommen ist , tritt das 
der Freiheit' des Erben zur Annahme oder 
Ablösung der Erbschaft und die Wohlthat des 
Inventariums ein. — 

Hiermit das Ende des Privatrechts im Lehc- 
buche des Herrn Verf. Wenn Ref. sich mei- 
stens darauf beschränkt, nur die Gedanken des- 
selben, fast immer wörtlich wieder zu geben, 
so glaubte er gerade durch diese objective In- 
haltsangabe seiner Doctrinen, diese so genau, wie 
möglich darzustellen und überlässt es den Le- 
sern, selbst darüber zu urtheilen und die Frage 
zu lösen: ob durch diese Behandlung das Pro- 
blem der Wissenschaft als glücklich gelöst zu, 
betrachten sei oder nicht? 
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des Referenteo. 

Nach der juristischen Fundameotallehre des 
Referenten ist die Philosophie des Privatrechts 
lUteraus einfach ud so durchführbar , dass die 
historische Gestaltung desselben sich aus Grün* 
6ßn innerer Nothwendiffkeit darlhun Usst. Das 
Privatrecht ist die Recotsordnung der socialen 
Verhältnisse der Einzeben unter einander und 
awar stets eine historische , also concret be* 
stehende. Die materielle Grundlage (und fac* 
tische Voraussetzung) desselben, sind diese 
Verhältnisse selbst also Coexistenzverhältnisse 

feeinigter Menschen; die rationelle besteht in 
eren ReguUrung nach der Gerechtigkeit, d. tu 
einer solchen Feststellung derselben, dass jedem 
«hs in jedem Verhältnisse ihm Gebührende (das 
suum cuique) werde. Jedes positive Privatrecht 
spricht diess auf eine concreto W«ise aus und 
darin besteht dessen historische Grundlage. Die 
Hauptaufgabe der Rechth'philosophie ist die 
phih)sopbische Beleuchtung der zweiten, aber 
nicht möglieh, ohne Priuuag der materiellen 
Grundlage oder vielmehr der Grundlagen der 
fiictischen socialen Privatverhaltnisse; der Nach- 
weis der nothwendigen oder möglichen ge- 
schichtlichen Gestaltung des Privatrecht ist eine 
daraus sich von selbst ergebende Folge. 

Was macht nun das Wesen eines socialen 
Coöxistenzverhältnisses aus? weiches sind des- 
sen Momente und wekhes sind die Hauptarten 
derselben 9 

Die Antwort auf die erste Frage wird dahin 
es sei ein Verhältniss von Mensch zu 
Mensch, beide als Träger von WiUen gedacht, 
und zwar von Willen, die in der Aussenwelt 
(einer dem andern gegenilber) sich ffeltend au 
machen streben und sich wirklich geltend roa* 
chen. Die Normen des Privatrechts setzen die 
gegenseitigen Gränzen dieser Willensgeltungen 
fest, bestimmen daher die äusseren Freiheits-, 
d. h. Rechtssphären der Menschen, deren Re- 
guUrung den Inhalt des Privatrechts ausmacht 

Die Momente jedes Privatverhällnisses sind: 
a) das Dasein (also die Voraussetzung) vom 
^ei betheiligten Willenssubjecten, b) Ge- 
genstände der Willensrichtung derselben und 
c) Thatsachen, durch welche das jedesmalige 
Verhällniss unter ihnen erzeugt wird. 

Die Privatverhältnisse sind unendlich man- 
nigfaltig, lassen sich aber auf Hauptarten zu- 
rückfuhren und zwar: 

1) Auf die einfachen aber allgemeinen Goöxi- 
stenzverhältnisse der Individuen und zwar: 

a) die ihrer gegenseitigen Stellung 
als Personen (diess Wort im vulgären nicht 
technischen Sinne) genommen, 

b) die ihres Besitzes, 
^c) die des Verkehrs. 

2) Auf die Verhältnisse des Familien- 
lebens. 

Die Normen des Privatrechts erheben diese 



mnädist bkM faotlscAenVeriifiUnisM m RocblB^ 
verhältaissen, d. h« sie reguliren die rechtliche 
Seite derselben; in Folge dessen wird diese 
Ordnung des socialen Lebens eine Rechtsord^ 
nung, bestehend in Privatreohtsinstituten , wel- 
che fiir die darin betheiligten PrivatrecMe er-r 
zeugten. Die RechtspbilttM»phie hat zu xmlet^ 
suchen, wie diese rechtliehe Seite m se^ 
stalten sei, 4amit sie der Idee der Gerechtiglett 
entspreche und zwar in dreifacher Beziehung; 
indem sie zu zeigen hat: was priTatrechttidi 
sein muss, sein kann und sein solL In letz- 
ter Beziehung allein haben nicht blos fest Na- 
turrecbtslehrer^ •sondern auch Stahl, Ton Moy 
und der Hauptsache nach auch Krause und 
Ahrens das Problem der Wissenschaft ao^efasst 
und behandelt, und daher die GrundUniofi eiaes 
idealen, also sein sollenden Privatrecbls geffo^ 
ben, gelegentlich jedoch auch des wirku(£en 
oder historischen. Aber nur durdi das Fest- 
halten dessen, was privatrechtlich sein muss 
und sein kann, wird die Bass zur BrUärung 
der historischen Gestaltung des Privalrechts ge- 
wonnen. Bei demselben greift vor altem das 
dialectische Verfahren Platz und iUhrt zumNach-r 
weiss einerseits der (in jedem Privatreeht) des«* 
sen Organismus mit Nothwendigkelt bestinunen-^ 
den (kundbedingungeN, anderersdis des io 
der Durchführung desselben auf verschiedene 
Weise Möglichen, und dann erst zur FVag«: 
welche unter diesen Möglichkeiten die derRechls- 
idee gemässere ist, zugleidi auch nodi m der 
weiteren: welche Einrichtung des PrivallebettS 
in anderen ethischen Bezidiungen die, voHr 
kommenere den höchsten Anfiordeningen der 
moralischen (selbst auch der religiösen) Na** 
tur des Menschen die entsprecfaendbre i^? Um 
die rechtliche Seite eines Privatverhäknisses zu 
bestimmen, sind die drei angegebenen Momente 
iedes Verhältnisses dieser ^t im Auffe zu be- 
balten und dann festzustellen : in wekaor Weise, 
in welchem Umfange und in wdchem Grade 
jedes derselben rechtlich maassffd>end ist? Und 
da diese Momente in allen A^hällnissett des 
Privatlebens sich wieder finden, ist vorerst ihre 
allgemeine Relevanz zu eruiren. Bei den be- 
theiligten Willenssubjecten fragt es sich, ob 
und in wie weit ihr Wille in der Aussenwelt 
andern gegenüber Geltung habea mttsse, {kön- 
nen, solle? und in dem Grade als diese aner- 
kannt wird, werden sie Personen im jurisü- 
sehen Sinne des Wortes oder Rechtssubjede. 
Die wissenschaftliche Durchiährung der rüot* 
sichtlich dieser Frage aufgestellten G^ruadsätae 
bildet das (reine) Personenrecht Eine 
zweite Frage ist die: welche Sachen, Geg^- 
stände der rechtlichen Wilteashenrschaft der 
Personen sein müssen, können und sollen, und 
von welcher Art und von welchem UmGuig diese 
sein könne? Die Theorie hierüber gestaltet 
sich als Sachen- oder VermögeasFecht. Bbense 
ist die rechtliche Bedeotoig dm" meosohlichen 
Handlungen überhaupt festzustellen , insbe- 
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9MdeP6 dterjei^eii^ die «ich auf Vermögens- ilchen Bruderliebe, der gtftUiebe SUfier des 

yerhältnisse beziehen. Endlidi ist aoch die Christenthuins und die Apostel den Sklaven ihre 

reditliche Bedeotnng der verschiedenen durch Verpflichtungen gegen ihre Herren auf das 

das Familienleben erzeugten Verhältnisse aufzu- strengste einschärfen, dah^ weit entfernt wa- 

finden und festzustellen. ren, das Rechtsinstitut den Servitus als ein in 

Die wissenschaftliche GUed^iing des Stoffes sich ungerechtes zu bezeichnen; ein Benehmen, 
der ganzen Lehre des Privatrechts ist auf ver- das in jener Zeit zu Aufständen würde geilihrt 
seUälene Weise möglich. In seinem Linea- haben und im Grund mehr gewesen wäre, die 
menta hat Ref. denselben in sechs' Kapitel ver- christliche Religion zu verfemen. Die genann- 
theilt: 1) de jure personarum, 2) de jure ten Schriftsteller sind der Belgi^ Laurent in 
rerum seu bonorum in Universum, 3) de dem höchst merkwürdigen vierten Bande seiner 
jure In re, 4) de obligationibus, 5) de histoire du droit des gens (der auch den Titel 
jure familiae, 6) de juris defensione Itihrt): Etudes sur Thistolre derHumanitä, Gand 
et tutela. et Paris 1855. S. 92 u. 321 und (die Herren 

A. Im Persmienrecht war vor allem der Stahl und v. Moy werden es kaum glaubetf)^ 
technische Begriff der Persönlichkeit im ein streng orthodoxer ultramontaner französi- 
Rechte zu fixiren. Diese besteht nicht, wie scher Canonist, R. d. M. in seinen, dem in 
nach Stahl und v. Moy (hier ndi dem rationali- Frankreich so hoch geachteten Bischof Parisis 
stischen Naturreehtslehrem übereinstimmend), im von Arras gewidmeten Institutiones juris cano*- 
Dasein der natürlichen Persönlichkeit, also in nici, Parisiis 1851. tom. 11. p. 103 folg., dessen 
der blosen Existenz der Mensclien, sondern Propositio I. über die Sklavenfrage lautet: Ser- 
(wie schon S. 288 bemerkt wurde), im Aner- vitus per se juri nee naturali nee di- 
kanntwerden dieser Persönlibhkeit durch die vino repugnat adeoque, nisijura hu- 
Mitglieder der Rechtsgmossenschaft, und nur in mana obstent, non est illicita! 
dem Umfange, in welchem letzte statthat. Es Wie dem sei, vom Standpunkte des Rech- 
bedarf daher in jedem Rechtssystem eines Nor- t es aus muss (wie Hugo seiner Zeit schon ge- 
malprincips über die Zuständigkeit derselben, zeigt hatte, ja selbst Stahl S. 319) zugiebt, die 
also der Rechtsfähigkeit. Es glebt kein a priori Sklaverei für juristisch fliftgiidi, und wo 
geltendes; die Theorie der s.g. Menschenrechte, sie besteht, für rechtmässig, erklärt werden, 
welche zuerst in den nordamerikanischen Staa^ wenn sie auch^ aus moralischen und religiösen 
ten, dann in Frankreich durch die Revolution Gründen für verwerflich erkannt wird. Es ist 
von 178d geltende Rechtsansicht wurde, giebt daher deichfalls juristisch erklärlich, warum 
diese Eigenschaft nicht von selbst, und es war früher die Rechtsrahigkeit der Fremden in den 
ein vergebenes begrifTsverwirrendes Bemühen des Staaten nicht galt (wie sie noch jetzt überall 
Kanlismen und Fiehteschen Naturrechts die ab- eine beschränkte ist), desgleichen, warum bei 
soiute s. g. angeborene Reohlsfähigkeit der Men- einem Volke, dessen sociale Grundanschauung 
sch^ metaphysisch zu deduciren. Das Resultat eine religiöse ist, nur der Religionsgenosse 
ihrer Demonstrationen war immer nur ein Sol- rechtsfähig war, also bei den Moslemiten und 
len, was vom Standpunkte unserer Culturhöhe auch im Schosse der katholischen Kirche nur 
und unserer moralischen Ueberzeugungcn aus, der Rechtgläubige. 

unbedingt suffeffeben werden kann, aber nicht Die höhere rccMsphilosophische Frage über 
ein Sein, d. h. dne von selbst eintretende 'das Princlp des Personenrechts kann daner nur 
juristische Geltung der Rechlsfäsigkelt, son- die sein: welches System entspricht mehr den 
dem nur besagt, dass nach unserer liehen Auf- Anforderungen der Uumanltätsbildung und der 
fassmig der menschlichen Natur das Prlvatrecht auf dieser beruhenden richtigeren Auffassung 
so gestaltet sein solle, dass jeder Mensch, der Natur des Menschen, als eines von Gott 
weilMensch, als Rechtssubject behandelt werde. geschaSTenen Yernunftswesens, und ist demnach 
Nach Stahl und von Moy soll diess auch nach auch der Idee der Gerechtigkeit gemässer? 
cter christlichen Anschauvngsw^se der Verhalt- Aus dem Begriffe der (juristischen) Per- 
nisse von Mensch zu Mensch, geschehen und sönlichkeit erglebt sich der Inhalt derselben, 
(naeh Stahl wegen der Persönlichkeit Gottes) d. h. der durch deren Begriff gesetzten Berech^ 
jeder Mensch Person im juristischen Sinne des tigungen der Person von selbst. Die Analyse 
Wortes sein. Abgesehen davon, dass hier kein dieses Begriffes führt zu der im früheren Na- 
logisches Schliessen zu finden ist, muss diese turrechte durchaus verkehrt aufgefassten und 
Behauptung (welche doch niu* die einer h/sto- noch bei Stahl (desgleichen bei v. Moy) unkla- 
fischen Wahrheit Ist), sehr| bezweifelt wer- ren Lehre von den s. g. Urrechten, welche 
den, wie denn auch wirklich schon oft, selbst keine wirklichen, der Persönlichkeit selbst vor- 
in neuester Zeit wieder von zwei auswärtigen angehenden sie constituirenden Rechte sind, 
gründlichen Kennern derDoctrinen des Ursprung- sondern nur logische Gonsequenzen der Mö- 
nchen Ghristenthnms nicht bloss In Abrede ge- mente jenes Begriffes , d. h. keine wahren, und 
stellt vrkd, dass dieses die Sklaverei habe au{^ determlnirten Rechte, sondern Arten von Be- 
heben soliea und wollen, sondern sogar bewie- rechtigungen, welche dem als Person »nerkann-^ 
ungeachtet des Prinoips der ehrist- ten, in der Reohtsgenossenschaft zugestandet 
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(und von ihr geschtRzI worden) , mOssen, da- 
mit die ihm zukommende Persönlichkeit eine 
Wahrheit sei. Der vollkommen rechtsrahige 
muss dieselben haben, aber alle nur in dem 
durch weiteren normirenden Rechtsbestimmungen 
festgestellten Umfange. Die Theorie der s. g. 
Urrechte ist daher (wie Schützenberger in sei- 
nen Lois de l'ordre social S. 202 folg. überzeu- 
Send nachwiess), nichts anderes als die Lehre 
er leitenden Grundsätze bei der Fijdrung der 
allgemeinen Berechtigung der Personen. Die 
Zahl derselben bestimmt sich (wie in den li- 
neamentis) ausgei&hrt ist (g. 73 — 81) dialec- 
tisch auf vier; zwei materieller und zwei 
geistiger Art; jene sind das Recht auf Exi- 
stenz (Unverletzlichkeit) und Subsistenz 
(auf Eigenthum, nicht aber Recht des Eigen- 
thums), diese das Recht auf Ehre und (äussere) 
Freiheit (des Handelns und zwar des Han- 
delns in allen möglichen socialen Beziehungen.) 
Die Lehre von den Urrechten ist zugleich die Ba- 
sis der seit 1848 in Deutschland technisch hervor- 
fetretenen Doctrin der Grundrechte; die der 
inthellung der Rechtsverletzungen (Vergehen 
und Verbrechen), sowie der Strafen^ was alles 
keiner näheren Ausführung bedarf. Eine ge- 
nauere Beleuchtung war nöthig Hir den so oft 
missverstandenen Begriff der Freiheit (im juri- 
stischen Sinne des Wortes); sie findet sich in 
den Lineamenta $. 77 fg. 

Die philosophische Darstellung des Perso- 
nenrechts ist dem allem gemäss sehr einfach, 
streng logisch und führt zu festen Ergebnissen, 
namentlich für die Erfassung des Organismus 
jedes historischen Personenrechts. Es bedarf 
keiner allgemeiner philosophisch sein sollender 
Betrachtungen und schön klingender Phrasen, 
womit so oft diess Kapitel in den Lehrbüchern 
der Rechtsphilosophie ausgeschmückt wird. 

B. Wie im Personenrechto das Dasein von 
Willenssubjecten, sa bildet im Sachen- (richtiger 
Vermögensrechte) die Thatsache, dass die Men- 
sdien ohne Besitz und (Gebrauch von Sachen, 
weder im Raum noch in der Zeit exi stiren 
oder fortexistiren können, ja so lange sie 
leben, immer irgend etwas besitzen und consu- 
miren oder auf andere Weise gebrauchen — 
den wissenschaftlichen Ausgangspunkt. Das 
Dasein der menschlichen Besitzverhältnisse ist 
eine Thatsache von unläugbarer Nothwendigkeit 
und so bedarf es zunächst keiner metaphysischen 
oder religiösen Deduction der Herrschaft der 
Menschen über die Natur, mit der ohne dem ftir 
die Beantwortung der hier einschlagenden Rechts- 
fragen nur wenig gewonnen wird ; den juristischen 
Ausgangspunkt bildet das aus dem Begriff der 
Persönlichkeit fliessende Recht auf Subsistenz, 
d. h. auf Besitz oder wie man genauer sagen 
kann aif Eigenthum oder Vermögen über- 
haupt. Die relevante Frage ist hier offenbar 
die: wie müssen, können oder sollen die 
durch den Besitz entstehenden Coexistenzver- 
kältoisse geordnet sein, damit jedem das S^- 



nige. d. h. das gdriAre&de Maass von Vermö» 
gensberechtigungen zu Theil werde? Dean, 
dass diess geschehe, verlangt die Idee der Ge- 
rechtigkeit 

Was nun die Antwort auf diese arste und 
allgemeine Frage betrifft, so wird sie dahin 
gehen. 

Die Rechtsgenossenschaft muss so festge- 
stellt sein: dass es jeder Person rechtlich 
möglich sei,. Sich (unverletzlichen) Besitz von 
Sachen zu verschaffen. Es müssen daher Er- 
w^bungsarten des Eigenthums durch Rechts- 
normen fixirt sein. 

Die Ooexistenzverhältnisse des Besitzes kön- 
nen entweder als System des Privatei- 
ffenthums organisirt sein, so dass jede Person 
inren legitim erworbenen Besitz als eine aus- 
schliessliche Herrschaft über dessen Gegenstand 
habe, oder als Gütergemeinschaft, so 
dass das Eigenthum aller Sachen der Gesammt- 
heit zusteht, und den Einzelnen nur der Gebrauch 
und das Consumtionsrecht bestimmter einzelner. 
Dann fragt es sidi weiter : welches dieser bei- 
den Systemen ist das bessere, das dem 
menschlichen Gesammtleben und den Bedürfhis- 
sen der Individualität ffemessene? und welches 
derselben ttU, also der höchsten Idee nach, 
Recht und wie diess Recht gestaltet sein, damit 
es den Anforderungen der Idee so sehr wie 
möglich entspreche? 

Durch das Durcheinanderwerfen oder Iden- 
tificiren dieser drei von einander sehr verschie- 
denen Fragen, sind die grossen Yerwirrungea 
und die vielen Streitfragen in dieser Lehre ent- 
standen, zu deren Vermehrung Stahl und von 
Moy offenbar noch mehr beitragen, ohne dass 
es ihnen gelingt, das wisseascluiftUdie Problem 
zu lösen. 

Man hatte Hugo missachtet, weil er sich 
gegen die Notwendigkeit des Privatelgenttiums 
erklärte, man bekämpft die Communisten und 
Socialisten Frankreichs, mit Recht, doch ist bis jetzt 
jede a priori versuchte Deduction des Privat^- 
genthums, als des allein rechtlich möglichen 
misslungen und es gehört zu den Verdiensten 
von Ahrens seit der ersten Ausgabe seines 
Cours du droit natural (was auch Ref. im Jahre 
1830 gethan hatte), die Unhaltbarkeit dieser 
Deductionen gezeigt zu haben. Mit grösst mög- 
licher logischer Schärfe versucht das Gleiche 
Ref. in seinen Lineamentis $.84 — 92 und kann 
sich nicht denken, dass ein unbefangener Rechts- 
gelehrter jener überwundenen Theorie, nach ge- 
nauer Prüfung derselben, noch huldigen könne. 

Die Bekämpfung des Communismus muss 
daher von einem andern Standpunkt aus gefllhrt 
werden: nämUch von dem des SolUens und 
zwar mit zu Grundlegung zweier leitender Prin- 
cipien, nämlich des der Gerechtigkeit und 
der des W h 1 s ; und führt (wie in den Lineamehtis 
$.93u.94 gezeigt wird) zu dem Ergebniss, dass 
das auch in der (iescliichte allgemein geltend 
gewordene System des Privat^fentboms das 
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rMUgere und sweokgemltoere sd, dass jedoch 
dessen nothwendiffen nachtiieiligen Folgen durch 
Beschränkungen desselben vom Standpunkte des 
Gemeinwohls aufgehoben oder vermindert Ver- 
den können und sollen. 

Nach Erledigung dieser Cardinalfrage des 
Vermögensrechtes y die für dieses von derselben 
Bedeutung ist, wie im Staatsrechte die von den 
Verfassungsformen, hat die Rechtsphilosophie 
die GnuMuagen, Uauptbegrifie und maassgeben- 
den Grandsätze des Privateigenthums (diess 
Wort im wdtesten Sinne genommen), aufzu- 
suchen und so zu sagen, die Metaphysik 
desselben festzustellen. Hiebe! ist ein durch- 
greifendes logisches Verfahren einzuhalten, zu- 
erst der technische Begriff des Vermögens und 
seine Entwicklung zu bestimmen, was noth- 
wendig zur Erklärung des Gegensatzes der 
dinglichen und der Forderungsrechte (die man 
zur Vermeidung von Verwirrungen, nicht per- 
sönliche Rechte nennen sollte) flibrt. Das 
erste Ergebniss der Untersuchung ist die Be- 
^rriffsbestinunung des Eiffentbums im engeren 
juristischen Sinne des Worts; es sind dessen 
Momente, nämlich das Verhältniss 4es Eigen- 
thümers zur eigenen Sache, dann das zu An- 
dorn bezüglich der letzten hervorzuheben, was 
zur Scheidung der im Eigenlhum enthaltenen 
Berechtigungen, des Besitzes, des Gebrauchs 
und Consumtionsrechts der Sache, und dem der 
DisposiUon ober deren Substanz (als Folgen des 
ersten) und des Rechts anderer vom Disposi- 
Uons- und Benützungsrechte an derselben aus- 
zuschliessen und zu dem der Vindication als durch 
das zweite Verhältniss gesetzter Berechtigungen 
führt. Hier die Frage über die Beschränkung 
des Vindicationsrechts beweglicher Sachen ge- 
gen deren Besitzer im cuten Glauben, wo 
deren Gestattung sich als Unbilligkeit (also 
Ungerechtigkeit) herausstellen sollte. Dann die 
Lehre von den dinglichen Rechten an fremden 
Sachen, die die Franzosen als demembrements 
de la propri^l^ aufzufassen pflegen, endlich 
die Lehre von den Erwerbungsarten des Eigen- 
thums, die in juristischen Thatsachen bestehen, 
d. h. in sol(^n, an welche die Gesetzgebung 
den Erwerb des Eigenthums bestimmter Sachen 
knitoft. 

Nach der Theorie des Refer. gestaltet sich 
diese Lehre aber auf eine ganz andere Weise, 
als wie es der Fall ist nach den Grundan- 
schauungen des abstracten Naturrechts; indem 
es sich nicht davon handelt, zu untersuchen, 
Anrch welche Thatsachen s. g. natürliches Ei- 
genthum erworben worden, denn ein solches 
(in dem Sinne jener Doctrinen) giebt es nicht, 
da alles Eigenthum auf dem das System des 
Vermögensrechts constituirenden (historisch sanc- 
tionirten) Princip beruht; sondern es fragt sich|:. 
welche Erwerbungsarten durch das System des 
Privateigenthums als Grundbedingungen seines 
Bestehens zugelassen werden müssen, kön- 
nen oder sollen; so dass diejenigen^ die sieb 



als nothwendige Conseciuenzm des Begriffs des 
Privateigenthums und der in ihm enthaltenen 
Berechtigungen oder als die einer physischen 
Nolhwendigkeit herausstellen, unter der Benen- 
nung natürliche Erwerbungsarten zu begrei- 
fen sind, während die auf diese Weise nicht 
nothwendig gesetzten (wenn auch in allgemeinen 
rechtlich geforderten oder zweckmässigen), als 
bürgerliche erscheinen, und diejenigen un- 
ter den ersten, in welchen es einer näheren 
nachhelfenden Bestimmung der Gesetzgebung 
bedarf, gemischte Erwerbungsarten genannt 
werden können. Als Beispiele der Erwerbungs- 
arten der ersten Art kann der Fruchterwerb 
des Eigenthümers angefilhrt werden, als Beispiel 
der zweiten die Uebertragung des Eigenthums, 
die immer einer äussern Form bedarf, und als 
eines der dritten die Occupation herrenloser 
Sachen, welche absolut ein positives Princip ist^ 
indem ja rücksichtlich derselben auch der 
Grundsatz des französischen Rechts sanctiom'rt 
werden kann: les choses qui n'ont pas de 
maitres appartiennent k l'Etat, und das Jagd- 
recht bekanntlich auf die verschiedenste Weise 
gesetzlich normirt ist. Diess alles ist weiter 
ausfferührt in %%. 95 — 102 der Lineamenta, wie 
%. 103 auch die Lehre über das s. g. geistige 
Eigenthum der SchrÜ^teller, Erfinder, Künstler 
u. s. w. Noch einfacher gestaltet sich die Me- 
taphysik des Obb'gatlonenrechts , in welchen die 
Carcunalfrage stets die über den Rechtsgrund 
der bindenden Kraft der Verträge ist, aber leich- 
ter gelöst werden kann als die Naturrechtsleh- 
rer glaubten, indem die verbindliche Kraft 
der Healverträge schon aus dem allgemeinen 
Grundsatz: dass jede Rechtsverletzung eine 
obligatio erzeugt, mit logischer Nothwendigkeit 
dargethan werden kann; in allen übrigen die 
Frage: mit der schon im Rechtsbegriff liegenden 
Veräusserungsbefugniss von Berechtigungen iden- 
tisch ist, indem der festausgesprochene Wille 
von Personen statt der bisherigen Gränzen ihrer 
Rechtssphären, andere zu statuiren, nothwendig 
wirksam sein, d. h. vom positiven Rechte rati- 
habirt werden muss, wobei dieses abermals nur 
das Dasein einer solchen Willenseinigung zu 
constaUren oder die Form der Aeusserung der- 
selben zu sanctioniren hat; woraus sich die 
Eintheiluns der Verträge in Litleral-, Verbal-, 
Consensualverträge, in feierliche und unfeier- 
Uche, von selbst ergiebt. (Lineamenta %. 104 
— 111). 

Ausser der Lehre von den Entstehungsgrün- 
den der Forderungsrechte, ist noch das Wesen 
der Obligatio kritisch festzustellen und zu be- 
leuchten, daher — auch die leitenden Principien 
über die culpa und das Tragen des periculum 
zu deduciren, eine strenglogische Eintheilung 
der Verträge, sowie der Frivatdelicte u. s. w. 
zu geben, endlich von den Aufhebungsarten der 
Obligationen zu sprechen. Diese Behandlung 
des Obligationourechts zeigt, wie rationell die 
Grundsätze des römischenRechts über dasselbe süMt^ 
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ja dass sie d^ Hauptsache naeh nichts aiHlares^ 
ids überaus richtige rechtsmetaphysische AuSte- 
sungen der römischen Jurisien gewesen sind 
md daher mit Redit das von den Franaosen 
dem römischen Rechte erlheilte Lob verdienen: 
sie seien die raison 6crite du droit» U- 
neamenta %. 112 — 116. 

C. Das im fünften Capitel des Buches $.117 
— 126 enthaltene Familienrecht lionnte nach der 
rechtsphilosophischen Theorie des Ref. viel iiür- 
2er l)ehandelt werden^ als es in den meistoH 
L^rbüchem der Rechtsphilosophie geschieht, 
indem ja nur die rechtlichen Seiten der durch 
das Familienband enseugten socialen Verhältnisse 
festzustellen und eu beleuchten waren. Seinem 
Grundcharakter nach ist nämlich das Band der 
Ehe nichts juristisches^ sondern eine zugleich 
natarnothwendige und ethische Einigung. Die 
Ansichten über deren ethischen Charaicter kön^ 
neu verschieden sein lyid sind bei den verschie- 
denen die Erde bewohnenden Völker von jeher 
verschieden gewesen. Die Frage daher, ob nur 
die Monogamie eine wahre Ehe im juristi- 
schen Sinne des Wortes, öder ob auch die 
Polygamie rechtlich möglich sei; ist demnach 
nicht mit Fichte, Hegel, Stahl u. s. w. zu Gun- 
sten der ersten zu beantworten: sondern das 
allgemein ethische zu stellen und dann zu un- 
tersuchen: ob die Monogamie den Anforderun- 
gen der moralischen Natur d^ Menschen (zu 
welchen allerdings auch die der Gerechtigkdt) 
gehören, mehr entspricht, als die Polygamie 
und überhaupt ein vollkommeneres Institut der 
ergänzenden Gemeinschaft ist als die 
letzte. Es ist hier gerade, wie bei d^ Eigen- 
thumsfrage, bei welcher, wie oben ausffenlhrt 
wurde, es sich zunächst fragt: ob nur Privat- 
eiffenthum oder auch Gütergemeinschaft recht- 
lidi möglich seien, dann aber, weiche unter 
beiden Constituirungsformen dieses Rechts, die 
bessere, edlere, der Natur des Menschen mehr 
entsprechende sei ? — Jedenfalls bedarf es in 
jedem Rechtssystem ein Normalprincip 
über das Band der Ehe; das sich sowohl aiu 
deren Eingehungsform als auf das durch dieselbe 
bewirkte Verhaltniss der Ehegatten sowohl in 

tersönlicher als vermögensrechtlicher Hinsicht 
ezieht. Die Frage über die Zulassung d^ 
Civllehe hört auf eine Rechtsfrage zu sein, in- 
dem die kirchliche Eingehung der Ehe, nur in 
wie weit dieselbe auch als bürgerlich gültige 
Ehe ist, juristisch ist, so dass nur die weitere Frage 
übrig bleibt: ob die kirchliche Einsegnung durch 
die Civilgesetze geboten oder dem Gewissen 
der Nupturienten Überlasse bleiben soll? Eine 
Frage, über welche verschiedene Ansichten 
mögUch sind und auch noch neustens verfochten 
werden, wie von Sauzet, der in seiner Schrift 
Reflexions sur le mariage civil et le mariage 
teligieux, Bruxelles 185$ die erste, die zweite 
(wie schon oben bemerkt), von Bunsen, 
der in seinen Zeichen der ZtÜ sich für das 
letzte aasspricht Wie das V^hältriss der 



Ehegatten auf eine dem Naturzweck (traiecr dal* 
Ehe) gemäss« Weise rechtlich zu reguliren ist^ 
so hat diess aadi rttcksichtUch des VerkäUnisses 
der *Eltern und Kinder zu geschehen und ist 
dabei ein doppeltes Moment in Auffe zu behal- 
ten, nämlich 1) dass die Natmr me Eltern zu 
Beschützern und Erzieiier der Kinder ffeadHiffen 
hat, dass aber 2) die'KiMier auch Sca, Eltern 
angehören; waltet in dem Elternrecht der letzte 
Gesichtspunkt vor, so gestaltet sich ihre Gewalt 
als Eigenthumsredit oder als rönisd» patria 
potestas; ist das erste maaasgebend, als ger- 
manisches Mundium. Eine gleichmässige Be- 
achtung beid^ Momente führt zn der j^zt bei 
den gebildeten VöUcem üblichen Constitukung 
dieser Verhältnisse^ Auf denselben beruht das 
Intestaterbrecht, das ein, wenn «ach beschränk- 
tes Notberbrecht ist, wenn man nicht mit dem 
englischen Staatsöconomen MUl die vermögens- 
reditliche Verpflichtung der Eltern darauf be- 
schränkt wissen will« £iss die Eltern durch eine 
vollendete Berufsbildung die Kindet In Aea ^Mnd 
setzen, ihr Leben seftstständig fortzafttren. 
(Lineamenta %. 124). 

EndUcii ist festzustellen^ auf welchen Grund- 
lagen die als Surrogat der elterlichen Schntz- 
fewalt eintretende Vormundschaft beruht. Eine 
rüfung des Instituts zeigt, dass es zugleich 
ein philanthropisches und gcmeinnützlicbes, zu- 
gleich aber durch die Gerechtigkeit geboteoes 
ist, das letzte, weil so bald das Recht da* Per- 
sönlichkeit anerkannt ist, ein besonderes Schute^ 
mittel derselben eintreten mufs, iär diejenigen, 
welche ihres zarten Alters, oder Gebreäen 
wegen, sich selbst zu schützen nicht im Stande 
sind. Aus diesen leitenden Principien eridärt 
sich daher die Natur dieses socialen Rechtsin- 
stituls vollständig. (Lineamenta §. 12ö). 

Was nun das Erbredit von Settenverwandteu 
oder das testamentarische betrifft, so Vk^ i^ 
kein absolut platzgreifendes Princip darüber auf-* 
stellen. Die Bemühungen StahPs, Moy's u. a. 
in dieser Beziehung eines aus was immer fttr 
Prämissen zu deduciren, müssen jedem Unbe- 
fangenen Ar unzureichend erscheinen, und dld* 
Saintsimonist'sche Ansicht hat (in dtteser Be«* 
schränkong) jed#nfalls eben so viel, ja viellek^ 
mehr, iiir sich als andere der Erbfolge ^it-* 
fernteren Verwandten oder dem TesUrrecht 
günstige* Unter den verschiedenen rechtlich 
möglichen Normirungen wird jeder Zeit die- 
jenige die angemessenere sein, welclie den 
^diichtlich bestehenden Zuständen besonders 
des Familienlebens eines Volkes am meisten 
entspricht. Lineam. $. 126. 

D. Das sechste Cepitel de juris deiensione 
et tutela (%. 127 — 134) bildet den Übergang 
von der Doctrin des Privatrechts zu der des 
öffentlichen. Refer. fragt, wie auch in selnenk 
deutschen Lehrbuch der Rechtsphilosophie $.191: 
welches ist die die Herrschaft der GerediigfceR 
unter den Menschen sichernde Macht oder 
SancHon? imd mifwortet eiue^ dreifascbe, vMm^ 
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lidi 1) 4to düs Oewiftsen Jedes Heiiselien Ab 
Gnmdwfiten bebmrschende moralisch religiöse 
UeberzeugfiRf Von der Helligkeit des Ge- 
rechten, 2) eine miMtrlich (M-ovidenHelle, die 
darin besteht, dass die Nichtachtung der 6e- 
rechtigkeft, also das Unrecht zum Unhell und 
Verderben fiifart, so dass die Befolgung der 
Gerechtigkeit zugleich als Maxime des Wohls 
oder der NützUoakeit erscheint, und da jeder 
diess sich selbst sagen kann, so ist auch das 
Interesse als eine Sanction oder Garantie des 
Rechts zu betrachten. Da aber sowohl diese 
als die moralisch religiöse den widerrechtUchea 
Neigungen der Menschen gegenüber keine aus- 
reichende Garanllen der Rechtsordnung sind, so 
wird diese bei allen Völkern unter den Schutz 
des Zwanges gestellt, der organisch als Staats- 
zwang In der Geschichte sichtbar Ist — und 
dessen Ausübung durch die freilfch nicht blos 
zu diesem, sondern auch als Vergeltung platz- 

Seifende Straf- Polizei- und Processgeselzge- 
ng nonidrt wird. 

Hier iifnr es zugleich die Aufgabe des Ret. 
die rechtliche Mö^ichkeit des Zwanges 2um 
Schutze des Rechts Überhaupt zu erweisen. Er 
that dIess auf eine von der bisher Üblichen sehr 



verscMedi^e Weiset); indem tt d^nSälben triebt 
«ras def Natur der Recfatspflicht oder wie Kant 
aus der VemunftgemUssheit der Anwendung des 
Zwanges gegen nnvemünlUge GewaltthlUigkeit 
ableitet, sondern aus der (die historische Grund-» 
läge des Rechts bildenden) Anerkennung einef 
bestknmteti Rechtsansidit als des rechtlich Ge^ 
botenen, so dass der das Recht Verletzende nur 
genöthlgt wird, conseauent zu sein, d. h. den 
TOn ihm selbst ßkr bindend anerkannten Normen 
sich zu unterwerfen. Nach dem Refer. Ist der 
Zwang kein Moment des RechtsbegrifTes Im sub« 
jecUven Sinn des Wortes, sondern nur eil! 
Sfcheningsmlttei des Rechts, das auch zum Auf^ 
rechUialten von Normen oder Instituten ded 
Wohls stattfinden kann und täglich stattfindet. Ja 
selbst zu dem des Religiösen; äets aber das §us** 
sere Crlterium oder Kennzeichen dessen Ist, was 
als Recht gilt und die Wirkung hat : dass Jene 
Normeti, zu rechtlich bindenden, also zu dem 
werden, wasGrotius das Jus voluntarium nennt, und 
den Charakter von Rechtsnormen, den Ihr Prin-^ 
cip m^sprüngüch nicht hatte, erhalten. 

4) Ausführlicher versucht dies Refer. in seiner, R6- 
ccnsion des Bd, I. v. Fichte's Ethik in der Heidelberger 
kritischen Zeitschrift für die ges. Rechtswissensebaft. 
S. 47 fg. 



Dritter Artikel, 
üobersicftt der seit 1854 ersckkaeiiM HMi(ignfU«A. 



i. Von demeinen Anflange und dem Ende 
alles Rechts nach des Joh. Bapt. Vico Buche de 
universo Juris uno principio et fine 
uno, bearbeitet und mit einer Einleitung her- 
ausgegeben von Dr. K. H. Müller. Neubran- 
denburg 1854. S. 1—189 (als erstes Heft v. J. 
B. VIco's kleinen Schriften). 

Erst in Folge von Niebuhrs kritischer Be- 
arbeitung der römischen Geschichte wurde die 
Aufinerl^amkelt des gelehrten Deutschlands und 
bald auch Frankreichs auf die Bedeutung des 
berühmten Italieners J. B. Vico, geboren 1668 
t 1744 gelenkt, der zwar seiner Zeit überall 
bekannt, aber seit dem fast verschollen war. 
In seinem grossen Werke: Prineipi de una 
scienza nova v. 1725, das seit 1816 verschie- 
dene neue Auflagen erhielt, tritt er als Ge- 
schichtsphilosoph auf und thellt eine Menge An- 
sichten über den Entwicklungsgang der Cultur 
der Völker und den der Staaten mit. die später 
von andern Männern als selbstständige Ueber- 
zengung vorgebracht, diesen den höchsten Ruhm 
verschallen; wie z. B. seine Ansicht Über die 
Gesänge Homers, die Anßnge der römischen 
Geschichte, die Entwicklungsstadien der Völker 
u. s. w. DIess Werk wurde bekanntlich deutsch 
bearbeitet von Weber (Welzar 1826), In abge- 
kürzter Form französisdi von Mfchelet 1827 (als 
Princlphi de la pfailosopUe de Thistoire). 



Andere kleinere Schriften hatte Vico IHihet 
schon veröflentlicht, wie 1720 das nun von 
Hrn. Müller deutsch bearbeitete de uno unl- 
versi Juris principio et fine uno; 1721 eine andere 
de constantia Jurisprudentis, noch andere gab 
er nach 1725 heraus, darunter auch seine Selbst- 
biographie. Eine Auswahl aus diesen kleineren 
Schriften will nun Herr Müller ins Deutsche 
übertragen herausgeben und beginnt mit dem 
die Rechtsgelehrten interessirenden über den 
einen Anfang und das eine Ende — (Refer. 
hätte lieber gesagt das eine Urprincip und 
das einige Endziel) alles Rechts. 

Es Ist freilich die Frage: ob eine deutsche 
Bearbeitung dieses ersten Versuches Vico's übef 
die Rechtsphilosophie Jetzt grossen Anklang fin- 
den wird und ob nicht vielleicht ein blosser 
Abdruck des lateinischen Textes dieses aller- 
dings sehr selten gewordenen Büchleins zweck- 
mässiger gewesen wäre. Denn es kann sich 
Jetzt nach 133 Jahren hur davon handeln, lite- 
rarisch historisch zu constatiren, dass die Rechts- 
gelehrten unserer Zeit, welche sich mit der 
Ehilosophlschen Beleuchtung der Rechtsgeschichte 
eschäftigen, in Vico einen und zwar nicht un- 
bedeutenden Vorgänger gehabt haben, der man- 
ches richtig erfasste und aufhellte, aber bei dem 
damaligen Stande der Philosophie sowohl als 
der geschichtlichen Kenntniss des Rechts , na-^ 
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menUich des römiscben, unmöglich dessen Ge- 
schichte und geschichtlichen Charakter so genau 
kennen konnte, wie wir es kennen , obgleich 
nicht zu leugnen ist, dass Vico's grosser Geist 
tiefe Blicke in die RechtsevoluUon , besonders 
der allen Völker, vor allem der Römer that, 
und als ein würdiger Vorläufer von Jhering zu 
betrachten ist. 

Herr Müller beginnt mit einer längeren Ein- 
leitung S. 1 — 48, in welcher wir anziehende 
Mittheilungen über das Leben und die wissen- 
schaftliche Wirksamkeit Vico's erhalten, auch 
eine kurze Inhallsanzeige seinem Werke, na- 
mentlich seiner Principii dö una scienza nova 
(S. 31 fg.) 9 und giebt dann eine mit kürzeren 
Noten begleitete Uebersetzung der Abhandlung 
de uno universi juris principio, in anziehender 
Sprache. Wenn freilich der Leser eine streng 
wissenschaftliche Deduction des Rechtsprincips, 
höchster Rechtsgruiidsätze, eine logische Durch- 
führung derselben und ^Ine vermittelst derselben 
bewerkstelligte Beleuchtung des geschichtlichen 
Rechts erwartet, so wird er sich getäuscht 
gehen. Denn obwohl diess alles zu geben der 
Zweck von Vico's Abhandlung ist, so hält die- 
ser doch nicht das durch den jetzigen Höhe- 
punkt der Wissenschaft gebotene Verfahren ein, 
sondern bietet dem Leser nur allgemeine Be- 
trachtungen, allerdings mit Aufstellungen von 
Principien, die aber weder fest begründet, noch 
scharf ausgeprägt, sondern nur als oft sehr 
geistreiche ReflecUonen vorgebracht werden, in 
welchen Wahres mit Halbwahrem oder Unrich- 
tigen vermengt und manche kühne Behauptung 
enthalten ist. Vico Ist ein nach dem Metaphy- 
sischen anstrebender empirischer Philosoph, aber 
mehr noch pragmatischer Historiker, gewiss 
Vorläufer von Montesquieu, mit dessen Behand- 
lungsweise der philosophischen Rechtsgeschichte, 
die seinige im Ganzen übereinstimmt. Ueberall 
berichtet indessen sein freier durch gründliche 
und umfassende geschichtliche Studien reich 
genährter Geist durch und macht die Leetüre 
seines Werkchens eben so anziehend, wie z. B. 
die von Machiavellis Buch vom Fürsten ist. 

Was nun die nähere Inhaltsangabe des Wer- 
kes betrifil, so ist eine Darlegung der Ansichten 
Vico's leichter nach dem Urtexte des Wortes 
zu geben als nach der deutschen Bearbeitung 
des Herrn Müller, Schon durch die Ueber- 
setzung wird der Ausdruck der Gedanken des 
Verfassers ein ganz anderer, aber was das 
Studium der Uebersetzung besonders erschwert 
Ist, dass der Uebersetzer die Abtheilungen des 
Werkes in Hauptabsätze, deren es einige giebt 
und in Paragraphen, deren 222 vorkommen, 
weggelassen und die ganze Abhandlung in einer 
ununterbrochenen Rede wiedergegeben hat und 
zwar so, dass oft Abtheilungen des Verf. nicht 
einmal durch ein Absetzen im Drucke unter- 
schieden werden, so dass es noch schwieriger 
ist, den Gedankengang des Autors zu erklären, 
Auch hat der Ud)ersetzer im Anfang viele Sätze 



des Verf. geradezu weggelassea — nämlich fait 
alle die seine christliche Anschauung vom 
Urgrund des Rechts enthalten: seine Theorie 
gewinnt dadurch einm andern Charakter, Vico 
erscheint hier nicht als wesentlich christlicher, 
sondern blos als historiscüer Rechtsphilosoph. 

Er ist das letzte allerdings doch auf ähn- 
liche Weise wie Stahl, indem er bei jeder Ge- 
legenheit auf die christliche Ethik und nament- 
lich auf die Kirchenväter sich beruft. 

Der Inhalt der Abhandlung Vico's ist von 
zweierlei Art, theils rationeller, theils ge- 
schichtlicher und zwar behandelt er alle 
Fragen so, dass er zuerst die ihn leitenden 
philosophischen oder (wie er sie selbst nennt) 
metaphysischen Grundsätze aufstellt und eine 
Theorie construirt, dann nachweist, wie sich 
diese Grundsätze auch geschichtlich verwirklicht 
haben, besonders bei den Römern, deren Rechts- 

ireschichte daher von ihm durch das Licht phi- 
osophischer Beleuchtungen erhellt werden soll 

Yico war mit den im Anfang des vorigen 
Jahrhunderts verbreiteten s. g. naturrechtUchen 
Lehren vertraut, namentlich kannte er Hugo 
Grotius sehr genau und huldigt in der Haupt- 
sache dessen Ansichten, z. B. über das Soda- 
litälsprincip, dessen Eintheilung in» jus necessa- 
rium und voluntarium u. s. w. Doch geht er 
von einem andern Urprincip des Rechts aus, 
nämlich der von ihm als Tugend auf^fasslen 
Idee der Gerechtigkeit, hier wie in der gan- 
zen Pflichtenlehre den Alten, namentlich Cicero 
de ofQciis folgend. Durch häufige Beimischun- 
gen aus Stellen der Klassiker sucht er, hier 
auch nach dem Vorbilde von Grotius, seine 
Behauptungen zu bestätigen und fester zu be- 
gründen. 

In einem an den königlidien Rath Ventura 
gerichteten ProloquJum stellt er sogar ein 
ganzes philosophisches Glaubenbekenntniss au^ 
sucht den Ursprung alles Seyns und alles Wis- 
sens und Sollens in Gott, führt alles auf Gott 
zurück (Lat. Ausg. S. 12) und stellt am Ende 
desselben 5 Assumtiones metaphisicae auf, die 
der Uebersetzer S. 58 deutsch wiedergiebt. Sie 
dienen ihm als leitende Regebi in der Behand- 
lung des StoiTes seines Buches, können jedoch 
hier übergangen werden. 

Nachdem er dann in der Abhandlung sdbst 
noch einmal sagt: Principia scientiarum a Deo; 
dann spricht de natura Dei optimi maximi, de 
natura hominis integri (hier v. der honestas), 
von der natura hominis cornqiti, de Principils 
onmis humanitalis, Paragraphen die der Ueber- 
setzer entweder ganz ausUess oder nur korx 
berührt, kömmt er auf den Hauptgegenstand 
seiner Untersuchung: nämlich das unum uni- 
versi juris principium und finis, in- 
dem er zuerst die Idee der Tuffend in ihren 
verschiedenen Richtungen nach den Ansichten 
der Alten angiebt (als Klugheit, Massigkeit, 
Tapferkeit und als Gerechtigkeit und diese 
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beielohnel «b die Tagend, welche die die 
Begierden erregenden IJtilUates (vom Ueber- 
setzer der Yortheil genannt) lenkt und 
ausgleicht; und zwar nach dem Haassstab 
einer als Billigkeit hervortretenden gemein- 
schaftlichen ewigen Messung des Nütz- 
lichen. Deshalb erklärt er das Aeqnum et 
bonum (der römischen Juristen) itir die Basis 
des natürlichen Rechts. (Uebers. S. 60). 
Worin diess bestehe^ erkenne der Mensch durch 
die zur Erkenntniss des Wahren ihm gege- 
bnen Vernunft; die Nothwendigkelt der ge- 
meinschaiUichen Aepartition des Nützlichen sei 
geboten durdi dessen gesellige Natur. Er 
sagt daher (S. 61): »das Billige wird erkannt, 
das Gute wird gewählt und so besteht das Na- 
turrecht in der Auswahl des Guten, welches 
als billig erkannt worden ist.^^ 

So erscheint auch das als bonum et aequum 
hervortretende Recht zugleich als das verum und 
die Gerechtigkeit als die suum cuique tri- 
bnendl voluntas (S. 65). Die Messung dessel- 
ben ist eine doppelte, ^ne arithmetische und 
eine geometrische; woraus sich die Aristotelische 
^i^eihmg der Gerechtigkeit in distributiva (oder 
rectoria) und commntativa (oder aequatoria) er- 
giebl, die jedoch nur Seiten und Richtungen der 
einen allgemeinen architektonischen Gerechtigkeit 
^nd (S. 68). Um nun fiir das Recht einen festen 
Bodm zu gewinnen y leitet er aus dieser Mes- 
sung des Ungleichen drei Handlungen ab: indem 
er sagt: die vernünftige und leidenschaftlose ^) 
Bestimmung des Urtheiis (d. h. der Utilitas) er- 
zeugt das Elgenthum, der gemässigte Ge- 
branch derselben die Freiheit, die durch 
die Tapferkeit gelenkte Kraft erzeugt das Schutz- 
recht gegen unverschuldete Angriffe. Man sieht, 
dass Vico durch die Combination der Grundrich- 
tungen der 3 anderen Cardinaltugenden mit der 
justitia die Basis eines natürlichen Rechtssy- 
stems zu construiren sucht, welche er auch in 
der weitem Ausführung seiner ganzen Theorie 
beibehält Wie wenig genügend diese obwohl 
f Bgenieuse Deduction dieser Rechte ist, somusste 
Ref. sie hier aufführen, indem sie den Kern von 
Vico's naturrechtlichem System (ein jus natu- 
rale prius) bildet und er sie so zu sagen als 
die drei Urrechte der Menschen auffasst 
(J. 1874). Die Rechte werden durch die Ge- 
setze bestinmit; Vico geht hierauf in g. 81 tie- 
fer ein und unterscheidet den mens legis und 
ratio legis; jenes ist (nicht wie der Ueber- 
setzer verUrt) der Geist des Gesetzes, sondern 
sdn Inhalt, der im Gesetze ausgesprochene Wille 
des Ciesetzgebers. Diese ist die confirmatio legis 
ad factum ((He Natur der Sache) quod mutari non 
potest, also etwas Bleibendes, das Verum legum 
und wurzelt in der honestas, während der 
Inhalt des Gesetzes verschieden sein kann, den 
Nutzen bezweckt und das Certum legum ge- 
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nannt wird ($. 82). So beruht das Recht nach 
Vico auf einer doppelten, es zunächst ergän- 
zenden Ursache — der es verlangenden Ratio 
und der dasselbe sancUonirenden Auctoritaa 
des Gesetzgebers: die also auch beide das Ei- 
genthum, die Freiheit und das Schutz«- 
recht normiren ($. 86 fg.). Diess bestimmt Vico, 
vom gegenseitigen Verhmtniss derselben zu han- 
deln und insbesondere den Charakter und die 
Verschiedenheit der Auctoritas festzustellen. Er 
spricht von einer Auctoritas naturalis (als 
einem von ihm zuerst entdeckten Begriff ($. 91), 
ihrem göttlichen Ursprung und ihrem Hervor- 

gehen aus der Ratio (das Wort auch in der 
edeutung vonVernunil genommen) ($.94), welche 
in wie weit angeboren eine Solitaria od^ 
wie Vico sie genannt wiss^ will Monastica, 
d.h. nicht wie der Uebersetzer sagt, eine m6n- 
Chi sehe (II), sondern die entscheidende 
Willenskraft des als einzelnen lebenden Men- 
schen ist und sich anderen gegenüber geltend 
zu machen sucht (§. 98. 99), dann als jus vio- 
lentiae hervortritt — und zwar alsbald bei den 
Volksgenossenschaftafi als jus major um et 
minorum gentium, jenes bei den Römern 
als Patricisches Recht, als Recht mächtiger 
Familien, als das Recht der heroischen Pe- 
rioden der Weltgeschichte (was er weiter in 
%. 99 fg. und später in seiner scienza nova noch 
ausfiihriicher entwickelt). 

Bei den Völkern wird nun aber die Autori- 
tas eine Civilis und so entsteht in den Staaten 
das Eigenthum als dominium eminens, die Frd- 
heit gestaltet sich als die bürgerliche qua dves 
suas nabent leges, suos magistratus, aerarium 
suum, und das Schutzrecht als summum Im- 
perium (g. 108 fg.). Dieser letzte Begriff 
führt Vico zu der Rechtspflege, in welcher ^ 
jurisditio (Gesetzgebung) und jurisdic- 
tio — Rechtsentscheidung, als zwei verschie- 
dene Thätigkeitsarten der Autoritas unterschei- 
det (S. 116 fg.). Durch die erstere wird das 
ganze Privatrecht, d. h. alle dessen Institute 
geschaffen (8. 118—122) — deren Geschichte 
nach dem Qui ritischen Rechte der Röm^ 
er kurz erzählt («. 123—134). Es ist ihm das 
römische jus feudale (g. 129), das plebejische 
das der Minorum Gentium der Römw (worüber 
näheres $. 185). 

Später bedient sich Vico der drei angeführ- 
ten Rechtsgrundlagen zur Erklärung der drei 
reinen Verfassungsformen. Die aristocraUsche 
(Optimatum) geht nach ihm aus dem Schutz- 
recht der Tutela ordinis hervor; die monarchi- 
sche (regis) aus dem dominium eminens eines 
Herrschers; die democratische aus der gleichen 
Freiheit aller (|. 138). Er verbreitet sich nun 
weitläufig über diese Lehre, sucht das Funda- 
mentalprincip jeder, ihren eigenthümlichen Cha- 
rakter, Verwaltungsweise — wobei er die ver- 
schiedensten Gegenstände und Fragen behandelt 
oder berührt und überaus viel (geschichtliches 
berttcksicbygt ($. 140). Die höchste Elnthei- 
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fauBf der RechtsqiieDen ist Ae in leg es «nd 
mores, die ^ als juris naturalis interpretamenta 
auffasst (S. 142. 143), dann spricht er von der 
Entstebunff der Verfassungen (ordo nascendi 
■rerum piulicarum §. 144) vom Wes^ ihrer 
Formen, der Rechtsordnung in denselben (%. 145 
«—147), von den ällesten Gesetzeii (1.148), von 
den verschiedenen Quellen des römischen Rechis, 
leges, plebisdta (S. 150—151), den Ständen 
(ordines) S. 152; der Erhaliunef, Versdilechte- 
rung und Verbesserung der Staaten (S. 153), 
später $. 177, von den gemischten Verfassunffs* 
formen, den leges sacratae {%. 158), der lex 
regia ($. 160), dem römischen Senat u. s* w. 
(S. 161 — 166), der jurisprudentia arcana der 
Römer (S. 167), von den heroischen Perioden 
und von dem Alldnbesitz der Rechtskunde der 
Patricier (%. 168—172) und verbreitet sidi nun 
weitläufig über verschiedene Institute des römi- 
schen Rechts und den Entwicklungsgang seiner 
Geschichte, die Philosophie der römischen Rechts- 

K lehrten, bis 190; dann ^ecieller kurz vom 
cht der orientalischen Völker, vom Ursprung 
der Lehre, zuletzt noch einmal von den Gesetzen 
oder vielmehr von der Gesetzgebung und dem 
Gerichtswesen, den Strafen, stets mit Berück- 
^htignng der Römer, vom hohen Ansehen und 
den^scten der römischen Recbtsgelehrten und 
kehrt endlich zu Gott zurück, indem er die 
Entwicklung und den Fortschritt des Rechts als 
das Werk der göttlichen Vorsehung schildmt. 

Wenn nun Ref. hier den allermngs oft un- 
erklftrUchen Ideengang Vico's freilich sehr ge- 
drängt wiedergab, so that er es, um das Ver- 
stänmiiss der deutschen Bearbeitung seiner Ab- 
btfidlung zu erleichtem und aufm^ksam zu 
machen auf den reichen recbtsgeschichtlichea 
hhalt derselben, in welchem noch manches bis- 
her nicht Beachtete verborgen ist, das heraus 
SU lesen, freilich oft sehr mühsam und anstren- 
gend ist. 

2) Recht und Pflicht, ihr gegenseitiges 
Verhältniss als sittliche Grundlage desGesammt- 
v^haltens in Bezug auf das Glück der Einzelnen 
lud das Wohl der Völker von Dr.K.Monnard, 
0. Prot an der Univ. Bonn. (Deutsche Bearbd- 
tung vom Verf.). Elberfeld 1854. S. 1—78. 

iMese in schöner Sprache (auch der deut- 
schen (Jebersetzung) geschriebene, von den edel- 
sten Gesinnungen ihres Verfassers zeugende, 
von der Genfer gemeinnütziffen Gesellschaft ge- 
krönte Preissschrift, muss leider iUr eine ge- 
lehrte Arbeit ohne eigentlichen wissenschaft- 
lichen Werth, insbesondere fiir den Rechtsphi- 
losophen erklärt werden. Die Preissfrage lautete 
freilich dahin: Ist das Redit und die Pflicht 
vom Standpunkte der Moral als Basis des Ge- 
saramt- Verhaltens zu betrachten, so fragt es 
sich, welcher Einfluss iür das Wohl der Indi- 
viduen und das Glück der Völker der einen odar 
der andern Triebfeder einzuräumen sei? Der 
Verf. kdnnte daher nach der gewöhnlichen Fest- 
flleUiing des Rechts- und des PflidUsbegriflb in 



der von ihm eingeschlagenes RicUnng der ha^ 
schreibenden Vergleichung und allgemeinen Be^ 
trachtungen dieselbe beantworten. Nur kam er 
so nicht auf den Kern der Sache, nämlich die 
prindpielle Feststellung des Innern Verbältmsses. 
bdder. Er scheint, was (Hess betrifft, nur die 
kantische Lehre, der er huldigt, zu kenami; 
und daher zum Ausgai^spunkt aen Gegensats 
der Moralität und der blossen Legalität als dsa 
wesentlichsten der Pflicht und des Rechts, tte 
daraus gefolgerten Sätze sind daher fast immer 
nur die: dass vom höchsten Standpunkte aoi^ 
das blos legale Handeln nicht genüge, dass die 
Heiligaditung der Pflicht höher sd und diksr 
auch aUein sowohl das Glück der Einzelnen ab 
das Wohl der Völker sichern könne. Diess ist 
nach den verschiedensten Beziehungen hin schöi 
rhetorisch ausgeführt mit Berühnmg, wenn auch 
nicht Lösung, der politischen Modefragen der 
Gegenwart. 

Die Abhandlung des Herrn Verf. wäre viel 
bedeutender geworden/ wenn, was ihm do<A 
sehr nahe lag, er davon av^gegangeft wäre, die 
sittliche Urgrundlage des Rechts , die auf den 
gleichen Boden mit dem der Pflicht wunel^ 
aufzusuchen und den moralisdien Urcharekter 
des Re<^ts zu zeigen. Es war diess um so 
leichter, als die Fortschritte der Wissenschaft 
der Ethik in Deutschland, diese Basis des Bechls 
vollständig dargethan haben — insbesasdere 
hatte ihm die Ethik des Herrn Profi FicUo diese 
Attfffabe erleichtert 

Das Recht ist nämlidi nichts anderes ab das 
Ergebniss der Verwirklichung einer der den 
menschlichen Willen leitenden praktischen (sittr 
liehen) Ideen, nämlkh der nechtsidee (oder 
wie Ref. mit 4en französischen Philosophen lie- 
ber sagt, der Idee der Gerechtigkeit) 
oder eine der verschiedene Richtungen des 
Gbimd willens, der jedem sagt: Recht zu thoi 
und das Wohl, sowohl das dgne (sittliche^ ds 
das der andern zu fordern. Wie die s. g. Lle- 
bes-, so erwachsen auch die G^ecbtigketls- 
pflichten aus diesem heiligen Grunde, unlerscbei* 
den sich aber von den ersten dadurch, dass sie 
ausgeführt Rechte für andere erzei^ren, die 
diese, weil die Gerechtigkeit verlaofft, jedem 
das ihm gebührende zu geben, in Folffe dieses 
selben ethischen WiUensgesetzes auch begehren. 
Das Recht ist daher seinem Ummiid nach nicht 
der Geffenstand egoistische Begehrens, nidit 
das Product gegenseiUger ConvenUonen, sondern 
etwas eben so sittlich heiliges wie die Pflicht, 
und der von Kant als der Hauptunterschied bei- 
der hervorgehobene Gegensatz der Legalität und 
Moralität ist daher nicht das das Wesen beider 
besümmede Moment, sondern nm* eine nnab- 
weisbare Folge des äusserUchen B^rvortretens 
der Rechtsvorschriften. 

Es hätte tiefer als in Gap. I S. 10 geschieht, 
die Verbindung und Uebereinstimmung des Rechts 
und der Pflicht nachgewiesen; und in den fol- 
genden Abtheilungen manche Fragen gründlicher 
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md gttddichatfelöilwerdctt können: wokwäre 
es dann nocb leichter gewesen, die bische 
GrandUige von Roosseaus (x>ntract Social m zer- 
^i>ren : die darin besteht, dass er den Menschen 
nicht als ein mit dem Bewnsstsein nwraiischer 
Yerpflichlnngen begabtes, sondern ledigUch nur 
als ein willkürlich freies Wesen betracntet und 
darauf das ganze Recht baut. Die Ueberschrif- 
ten der Abschnitte der Abhandlung des Vert 
sind L Recht und Pflicht. 1) VeiiiäUniss zur 
Jbtur des Menschen. 2) Unterschied zwischen 
Reohl und Pffloht 3) Ihre Verbreitung und 
UebereinsUmmung. IL Einfluss der Begriffe von 
Recht und Pflicht. 1) Psychologischer Einfluss. 
2) Politischer. 3) Poliüsche WichUffi^eit der 
Beweggründe der Handlungen. 3) Yerhältniss 
des Rechts und der Pflicht zur Freiheit. 111. Re- 
vehilionen. 1) Beispiele; die Menschenrechte. 
2) Misslungene Revolutionen, die der Pflicht 
keine Rechnung getragen. 3) Yerbindunff von 
Pflicht und Recht bei Herrschern und Unterthanen 
in ihrer Wichtigkeit Revolutionen vorzubeugen. 
4) Die Volkssouverinität. 5) Socialismus und 
Communismus. IV. Vorrang des Rechts oder 
der Pflicht 1) Allgemeiner Irrtbum. 2) Die 
schwere Krankheit »3S Jahrhunderts. 3) Wohl 
des Einzebien und der Gesammtheit. V. Er- 
ziehung. VI. Zukunft der Gesellschaft. 1) Die 



Republik. 2) G^idlicliafttlehe ToUkommenhciL 
Fortschreitendes Reich des Christenthums. 

3)DasFamilienwesenund die allgll* 
tigen Gesetze für seine einfache und 

Eemeine Gestaltung von Rud. v« Bosse» 
raunschweig 1854. S. 1—62. 
Dieses gemüthlidie mit Ibunor und in ele- 
ganter Sprache geschriebene Schriftchen eines 
achtzigjährigen Greises ist mehr eine unterhal- 
tende Leetüre als eine Arbeit von wissenschaft- 
lichem Gehalt und sieht zum Rechte uikl zur 
Rechtsphilosophie nur in entfernter Beziehung; 
sein Inhalt ist ftist nur naturgeschichtlichen, phy« 
siologlschen imd öconomischen Inhalts. SoiMier* 
barer Weise hat die erste Hälfte desselben iddil 
das Familienleben, sondern die Darstellung der 
Thätiflkeit der Gehirnnerven bei der FormatioB 
der Gedanken zum Gegenstand. Was jenes b^ 
trifft, so will der Yen. ein Urbild des vollen- 
deten Familienlebens aufstellen, sucht zu z^gen, 
dass die natur^emässe Ehe die nonoffamische 
ist. Er zeigt femer, dass das Famiüenlebea 
auf dem Lamle mehr der Natur entspricht als 
in den grossen Staaten, wo es bei der Mehrzahl 
der Einwohner höchst verkttnunert erschein^ 
dass ferner die öconomische Vorsicht eine Grunde 
bedingung des Glitokes der Familien und ihrer 
Generationen ist u. s. w. 
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•7. Tarn BlaflisM der PhU^gophie aif die Ja- 
riq^MdMZ, besonders von der Benutzung der 
vier Arten des Grundes oder der Ursächlichkeit 
von Dr. H. Ratjen, Prof. an der Universität 
Kiel u. s. w. Kiel, 0. F. Mohr 1855. 12 S. 
gr. 4. 

Dm*ch vorstehend erwähntes Programm wurde 
z« der akademischen Feier des Geburtstages des 
Königs von Dänemark, Frederik VII. (5. Oct.) 
eingeladen. Der Verf. beleuchtet den Einfluss 
der Aristotelischen Philosophie auf die Jurispru- 
denz und zeigt, dass die vier Ursachen, dj. 
die Untersuchung über Form, Stoff, Urhe- 
ber und Zweck den Juristen des 12. und 13. 
Jahrhunderts, z* B. Johannes Bassianus, Azo, 
Hegolinus, Petrus de Bella Pertica, wahrschein- 
Kdi nicht in Folge unmittelbaren Studiums des 
Ajrlstoleles, sondern durch das Mittel des Bo^- 
tidos die Norm (ur Anordnung ihrer Vortrüge 
und Werke über die Justinianischen Rechtsbücher 
abgaben. Unrichtig sei es daher, wenn Bach 
CMsl. jurispr. Rom. L; 1807. p. 707) u. A. an- 
nehmen, dass nach dem Vorgange des Petrus 
H$mm merst MattiK Wesenbeck die Methode 



der vier Ursachen auf die Jurisprudenz an- 
gewendet habe. Zum Schlüsse gedenkt der Verf., 
dass später die WolTsche Philosophie vorüber- 
gehend, in der letzten Zeit aber die Kant'sche 
und Schelling'sche Lehre (jene in der „rationa- 
len,^ diese in der „historischen^^ Schule), flir 
die Form der Behandlung des Rechts massffe- 
b^d gewesen sind. 13. 

98. Bie Zahlen des rinisckea Reekts von Hil- 
debrand Bodemeyer, Dr. und Privatdocenten 
der Rechte in Göttingen. GötUngen, Verlag der 
Dieterichschen Buchhandlung. 1855. 8. 113 S. 

Wir sind überzeugt, dass dieses Schriilchens 
Tendenz, wenn nicht positiven Tadel, so doch 
den Vorwurf der Unerheblichkeit cler in ihr 
niedergelegten Arbeit vielfach erfahren wird, und 
der Vorwurf der Entbehrlichkeit ist kein geringer 
ineiner Zeit literarischer Sündfluth. Wir sind auch 
überzeugt, dass des Verf. Unternehmen man- 
ches, an den Alltagsleisten der juristischen 
Werkstätle gewöhnte Auge frappiren, von gar 
Manchem als barock verschrieen werden wird. 
Per Verf. lasse sich hierdurch niehl beirreik 
20 ♦ 
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*Bs steht Haneber hinter Ihm, welcher minder 
muthjff, denn er, aber auch minder vornehm 
und blaslrt^ als mancher seiner Gegner, Beirall 
dem Unternehmen zollt, alle arithmetischen 
Spitzen zn sammeln, welche gldch Korallenrif- 
fen, aus der trüben Flutung juristisch -politi- 
-scher Elemente in der römischen Verfassungs- 
welt emportauchen. Ruhet doch manches feste 
Eiland voll blühender nahrhader Gewächse auf 
einer festen Verbindung solcher Korallenbänke 1 
Indem wir vor diese recht artige, wenn auch 
nicht erschöpfende Sammlung, welche der Verf. 
bewerkstelligt hat, hintreten, können wir uns, 
mit Hinblick auf das eingangserwähnte Bedenken, 
nicht enthalten, folgende allgemeine Betrachtung 
anzustellen. Der alte Satz, dass „Zahlen 
sprechen,^^ hat eine zwiefache Bedeutung: 
eine praktische und eine spekulative. Jene äus- 
sert sich für die Gebiete der Technik und der 
Statistik, diese durchwirkt mit ihrem mystischen 
Charakter die philosophische Weltanschauung. 
Unser Zeitalter, so sehr es sich zur Geltend- 
machung und Ausbeutung der ersteren Bedeu- 
tung hinneigt, ist doch der Anerkennung der 
letzteren durchaus abhold. Wir wollen hier die 
<]hründe davon nicht untersuchen. Dass die 
Zahl eine kosmische Potenz sei, werden wir 
allenthalben gemahnt. In den Bändern der Zahl 
schwebt die ganze Wissenschaft des Astrono- 
men; auf Zahlenverhältnisse führt der Physiker 
das zurück, was wir Töne und Farben nennen. 
Die Statistik ist zur Zauberruthe geworden, mit 
welcher man der unergründlichen Tiefe des so- 
cialen Menschheitsbaues Antworten auf die fein- 
sten Fragen ablockt; „die Physik der Erde hat 
ihre numerischen Elemente, wie das Weltsy- 
stem^ sagt Alex. v. Humboldt. Wir wollen uns 
nicht unter die Pythagoräer mischen, welche in 
der Zahl wo möglich das schöpferische Prinzip 
und den Urgrund alles Seins suchten, noch dem 
Hippokrates nahe treten, der bei einer Zahl (5) 
seine Eide schwur. Aber dass die Zahl der 
Erkenntniss intellektueller Phänomene wichtige 
Dienste leisten könne, ist schon längst erwie- 
sen, auch ehe man eine „Theorie der Wahr- 
scheinlichkeit^ gegründet hatte. Wie weit sol- 
len, dürfen wir in dieser Bahn gehen? Durch 
die Wissenschaften der Natur und des Geistes 
zieht sich ein kabbalistischer Faden, welcher so 
lang ist, als jene Wissenschaften alt sind. Es 
spricht sich in solcher Zahlenmystik der alle 
Angriffe überwindende Gedanke, dass in der 
räumlichen und zeitlichen Entfaltung des Er- 
schaffenen, in der Verwirklichung des Weltpla- 
nes unergründete Grundverhältnisse obwalten, 
unbeholfen aus, als eine kindb'che, oft kindische, 
als eine mystische, aber um ihrer Ausartungen 
willen, doch nicht überhaupt verachtungswerthe 
Ahnung. Dass der Zahlenmystik aller wahre 
Kern mangele, ist bis jetzt unerwiesen, und so 
lange solcher Beweis nicht geführt ist, wollen 
wir allen massvollen Versuchen, hier einen fe- 
sten Boden zu gewinnen, unsere TheÜnahme 



bewahren. Es sdieint uns auch, als begime 
gerade unsere, sonst so gar nüchterne, Zeöt 
von Neuem, den arithmetischen Exist^izen im 
Natur- und Völkerleben audi über das eigent- 
liche Gebiet der Mathematik liinaus Aufmerk- 
samkeit zu widmen. Für die Zahlenproporiio- 
nen im ästhetischen und religiösen Gebiete ist 
Manches geschehen ; Weniges iiir. das juristisch- 
politische Gebiet. Der Verf. hatte hier haift- 
sächlich nur die tiefsinnigen Forschungen fiusch- 
ke's, an welche er sich anlehnen konnte, hn 
Allgemeinen nun hat der Verf., und er hat gewiss 
recht daran gethan, sich begnügt, die Phäno- 
mene analytisch neben einancfer zu stellen, denn 
zu einer constructiven Speculalion fehlt es bis 
jetzt an hinreichendem Material. Es bleibt des 
Verf. Verdienst, einer allgemeineren Richtung, 
welche sich geltend macht, in einem besondereo 
Wissenschaftszweige mit offenem Visir Rechnung 
getragen zu haben, und zwar in demjenigen Zweige, 
welcher bis jetzt unter allen am meisten stolz 
und schwerräUig sich isolirt hat Einen eigent* 
liehen Auszug aus seiner Arbeit zu liefern, ist 
unausftihrbar ; die hauptächlichsten Resultate, 
welche der Verf. mU anerkennensw^ther Vor- 
sicht mehr andeutet, als hervorhebt, sind fol- 
gende: 

„Es ist kaum denkbar, dass in einem so for- 
mellen Rechte, wie dem älteren römischen, die 
Bestimmung der im Rechte vorkommenden Zah- 
len lediglich der Laune des Gesetzgebers oder 
dem Zufalle überlassen gewesen sein sollte; 
man kann sicher Principien auffinden, aus denen 
sich die Wiederkehr so mancher Zahlen, na- 
mentlich der Dreizahl, der Fünfzahl, der 
Siebenzahl erklären lassen. Diese Principien 
soviel wie möglich aus den, in den verschie- 
densten Anwendungen immer wiederkehrenden 
Zahlen zu entwichen, bildet den Gegenstand 
dieses Versuches'' (S. 1). — Einen bed^iten- 
den Einfluss auf die Bestimmunff der Zahlen hat 
die ReUgion gehabt, indem die Fontifen zugl^ch 
die Bewahrer des Rechtes waren. Die tM&ir 
architektonik des römischen Volkes ist eine 
compUcirte, indem dasselbe aus anderen Völkern 
viele Elemente aufnahm und mannigfache Com- 
binationen erzeugte. Dies sind die beiden all- 
gemeinen Momente, auf welche wir vom Verf. 
aufmerksam gemacht werden. Daneben wird an 
folgende Erscheinungen im Besonderen erinn^: 
In der Zahlenordnung bis Zehn überwiegen 
die ungeraden Zahlen, sie sind glückbrin- 
gender und den oberen Göttern , die geraden 
Wahlen den Untergöttem heilig, und namentlich 
zieht sich die Dreizahl durch den ganzen Cultos 
der oberen Götter (vgl. hierzu Preller, MythoLL 
S. 46 und 71). „Wir haben im römischen Recht 
zwei Systeme, nämlich das Decimal- und Duo- 
decimalsystem, welche gleichberechtigt neben 
einander laufen; jenes macht sich namentlich in 
dem politischen Leben geltend^ dieses kdirt 
überall in dem Fanülienleben wieder.^^ Die 
Multiplen brauche nicht besraders charakterir 
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girt ZQ werden, da sie regelmässig dieselbe Gel- 
tang, wie die Gnindzahf haben. „Es finden 
sich aber auch einzelne Zahlen, welche der 
Form nach Multiplen einer Grundzahl sein müss- 
ten, «• B. die Zahl 60 die Multipel der Sechs- 
zahl, die aber In Wahrheit nichts sind als die 
doppelte Multipel einer anderen Grundzahl, wie 
die Zahl 60 Nichts ist als zweimal 30/' So 
scheiden sich auch von der eigentlichen Zehn- 
zahl die Verdoppelungen der Fünfzahl aus, de- 
ren Betrachtung principmissig in die Kategorie 
der Fünfzahl rällt, z. B. die 10 tribuni plebis. 

Im Einzelnen wird nun von der Eins be- 
merkt (S. 8 ff.), dass von allen sich im römi- 
schen Recht findenden Zahlen keine so unbe- 
deutend sei, wie diese; sie sei zu wenig for- 
roeii und nicht plastisch genug; „das Wesen der 
Einheit ist, dass ihr die Form fehlt, deshalb 
verschmähen selbst die Götter diese erste unge- 
rade Zahl, und damit ist sie auch für das Recht 
gleichsam geächtet. Wo sich die Einheit, wo 
sich ein Ganzes findet, da müssen sich die Rö- 
mer unwillkürlich die Quoten denken.^' Eine 
Erbschaft ist nicht Einheit, sondern 12 Zwölftel. 

Die Zwei zahl (S. lOff.) findet sich zwar 
schon im ältesten Recht, aber ohne grosse Gel- 
tung und meist nur den Anfang einer anderen 
bildend, sie entbehrt eines bestimmten Grundes, 
„der in einem gewissen Kreise die Wahl dieser 
Zahl nach allgemeinen Principien nothwendig 
gemacht hätte.^ 

Die Drei zahl (S. 15 — 32), die in allen 
Religionen eine besondere Heiligkeit beansprucht, 
ist vorwiegend patrizischer Art und kommt viel- 
fach auch als 30 vor. Von ihr finden sich zahl- 
reiche Anwendungen in allen Gebieten des po- 
litischen Lebenskreises. 

Die Vi er zahl (S.33— 39) ist dagegen die 
plebejische Zahl (im Gegensatz zu rfiebuhr's 
Annahme der Fünfzahl) und ihre Anwendung im 
älteren römischen Recht sehr spärlich; ihre erste 
Anwendung in den sacralen Bestimmungen des 
Numa, während sonst die Zwölf die Numaische 
Zahl ist. 

Die Fünfzahl (S. 39—66) nimmt im rö- 
mischen Rechte die bedeutendste Stelle ein; sie 
ist „die politische Zahl,^^ sie zieht sich durch 
das ganze römische Rechtsgebiet hindurch, doch 
müssen wir sie uns auf verschiedene Weise 
construirt, bald als Grundzahl, bald als eine 
zuiranunenffesetzte Zahl (5 Einheiten, Combina- 
tion aus 4 und 1, 2 und 3 u. s. w.) denken; 
scbon vor der Servianischen Verfassung, von 
welcher Zeit an die Fünfzahl erst recht eigent- 
lieh zur Geltung gelangt, finden sich einige, 
doch unbedeutende Anwendungen derselben. 

Ebenso kommt die Sechszahl (S.66— 76) 
bald als zusammengesetzte, bald als Grundzahl 
vor; die 60 bedeutet jedoch nicht (wie bei den 
Latinem) eine Multipel von 6, sondern regel- 
mässig nur zweimal dreissig. Sie kommt ei- 
gentlich nur im Kreise der Goffnatenfamilie als 
bedeutsam vor, sie ist „die Zahl der Familie.^ 



Die Siebenzahl (S. 76—83) ist die lo- 
kale Zahl, namentlich seit Vertreibung der Kö- 
nige; entweder aus 2+6 oder aus 3+4 zu- 
sammengesetzt oder Grundzahl, aber nur in der 
ersten Anwendung ist sie für das spätere Recht 
von Bedeutung. 

Die Acht-, Neun- und Elfzahl sind 
ohne alle namhafte Bedeutung, und letztere ei-» 
gentlich nur als „ffeslörte Zwölfzahl" vorkom- 
mend. Von der Neunzahl muss diese Bedeu- 
tungslosigkeit auflallen, „da man erwarten konnte, 
dass die Dreizahl in ihrer höchsten Vollendung, 
als Neunzahl, gleichsam die Spilze der religiö- 
sen Bestimmungen im römischen Rechte sein 
müsste." 

Die Zehnzahl (S. 89—99) ist entweder 
zweinlal fünf, und insofern finden wir sie Im 
politischen Kreise, oder sie ist eine Grundzahl, 
und insofern die geweihte Zahl. Als solche 
fusst sie in dem inneren religiösen Leben der 
Römer, hat sich aber von da aus, die primitive 
Identität des jus sacrum mit dem jus publicum 
symbolisirend , in das politische hineingezogen. 
Der Zehnte ist den Göttern geweiht, das alte 
Jahr hat 10 Monate, der 10. Tag ist der rö- 
mische Sabbath. VervieirälUgungen der 10 sind 
nicht selten bei juristischen Massbestimmungen. 

EndUch die Zwölfzahl (S. 100—103) ge- 
hört fast lediglich dem alten Sacralrechte (des 
Numa) an; im Numaischen Sagenkreise spielt 
sie überall eine bedeutende Rolle. Von weite- 
rer Bedeutung wird sie erst durch Einführung 
des zwölfmonatlichen Jahres. 

Den Schluss bildet eine Uebersicht der vor- 
kommenden Zahlen -Bruchtheile (72^ Vsj Vi? 
% V6, Vs, Vio, Vi2, V20, V24, V25) und der 
Altersstufen. Kuntze. 

99. Priyndicialklage. 

In Bezug auf das Heimathsrecht an einem 
Orte ist eine Präjudicialklage statthaft, da die 
Heimathsberechtigung zum Status einer Person 
gehört. (Entsch. d.OAG. zu Rostock, I, S. 11). 

100. h integrom restitatio. 

Noch ein Wort zu der Streitfrage: von wel- 
chem Momente an läuft das quadriennium der 
restitutio in integrum? Von Dr. Robert Keil 
zu Weimar. (Archiv f. civil. Pr. Bd. XVIII. 
S. 379 fg.). 

Wir fassen die Ergebnisse dieser Abhand- 
lung am besten in den vom Verf. selbst aufge- 
stellten Sätzen zusammen: 1) das quadriennium 
bei der restitutio minorum läuft unmittelbar 
von dei^ Volljährigkeit der letzteren an, bezüs^- 
lich von dem Tage, wo das den minor Air voll- 
jährig erklärende Rescript des Regenten der 
Obrigkeit des Minderjährigen insinuirt ist; 2) das 
quadriennium bei der restitutio propter absen- 
tiam oder wegen anderer Hindemisse an der 
Vornahme von Handlungen beginnt unmittelbar 
mit dem Momente^ wo diese Undemisse weg- 
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Mea; 3) der Kirche läuft es erat i;^ dt an, 
wo sie von der Ihr geschehenen Verletzung 
Kenntniss erhält; fiir sie Ist demnach das qoa^ 
driennlum, um den bisherigen Ausdruck zu ge- 
brauchen^ ein tempus initil ratione utile; 4) oei 
den übrigen Arten der Restitution Ist 
das quadriennium unmittelbar vom Momente der 
Verletzung an zu rechnen. 18. 

101. Dem Hinderjährigen wird nicht blos 
dann, wenn eine Verletzung bereits vorliegt, 
sondern schon dann, wenn durch ein Geschäft 
dem Minderjährigen sonst zuständige Rechtsbe- 
fiignisse entzogen oder deren Sicherheit im All- 
gemeinen gerährdet ist, Restitution ertheilt. 
(Braunschw. Zeitschr. f. Rechtspfl. 18ö6. S. 123 f.). 

20. 



102. Eigetthui an Laaibeea. 

a) Das durch Senkung eines Landsees frei 

Sewordene trockene Land gehört dem Eiffen- 
ittmer des Landsees. — b) Der letztere kann 
einer Grabenanlage nicht widersprechen, durch 
welche der Nachbar auf seinem eigenen Grund 
und Boden den Spiegel des dorthin übergeU*e- 
tenen Sees auf seine ursprünglichen Gränzen 
mittelst Ableitung von Wasser zurückführt. 
(Entsch. d. OAG. zu Rostock, I. S.18.20). 20. 

103. EeTiiiea der neierea Lehren von der 
Zvgehlrigkeit der kestladir liessenden Gewässer 
nadi Ktaischen lud Beatsehem Rechte. Vom Ob. 
Bürgermeister Born er in Jena. (Archiv f. d. 
dv. Praxis Bd. XXXVffl. S.149f. S.359f.). 

Der Verf. geht davon aus, dass fliessende 
Gewässer alle diejenigen Gewässer sind, welche 
nachhaltigen Quellen entspringend oder aus an- 
dern Gewässern abgeleitet, In regelmässigen 
Betten, eingeschlossen zwischen Ufern, in un- 
unterbrochen dauernder Strömung dahin fliessen 
und je nach der Grösse und Stärke ihres Was- 
serlaufs Ströme oder /Flüsse oder Bäche genannt 
werden. Allgemein sei man zwar einverstan- 
den, dass die schiff- und flossbaren Ströme und 
Flüsse als öffentliche jedenfalls zu gelten 
liaben. Was aber unter öffentlich in dieser 
Beziehung zu verstehen sei, darüber seien die 
Meinungen £ast ebenso verschieden als über die 
Fraffen, ob nicht alle beständigen Flüsse ohne 
Rücksicht auf ihre Schiffbarkeit und ob nicht 
auch alle beständig fliessenden Bäche den öf- 
fentlichen Gewässern beizuzählen seien. Der 
Verf. referirt die hauptsächlichsten Meinungen 
und deren Begründung und wendet sich nun zu 
dem Satze, den er aufstellt, dass alle flies- 
senden Gewässer in dem oben bezeichneten 
Sinne nach Römischem Rechte öffentliche 
Gewässer sQien. Die Hauptstelle für diejenigen, 
welche den Bächen die öffentliche Eigenschaft 
absprechen, sei ir. 1. %. 1 — 4 D. de flumin., 
deren Auslegung, wie sie von Funke und nach 
Ihm von Etvers geirrt worden ist, vorgetragen 



wird. Der Verf. bekämpft die ErUärm^r des 
Worts flumen, welche von diesen SchriftsteHeni 
gegeben worden Ist, und sagt, dass flumen in 
sehr vielen und entsch^denoen Stellen die Be- 
zeichnung für jedes dauernd fliessende Gewässer 
ohne alle Rücksicht auf dessen Grösse md El*- 
genschaft als Fluss sei und dsdier In sieh sd» 
wohl die Ströme und die Flüsse als Ae Bäche 
begreife, damit auch den unwiderleglichen Be** 
wds liefere, dass die Römer einen rechtlichea 
Unterschied zwischen Flüssen und Bächen nie- 
mals gemacht haben. Flumen bezeichne 1) das 
Fliessende, namentlich das fliessende Wasser, 
2) Wasser mit dem Nebenbegriffe des durch 
die Macht seiner Strömung wirkenden Ele- 
ments, 3) jeden beliebigen Wassensufluss und 
4) jedes fliessende Wasser, Insbesondere aber 
die in regelmässigen Betten fliessenden Gewäs- 
ser, ohne alle Rück^cht auf ihre Grösse. Gans 
entschieden auf Bäche oder von diesen iuixk 
nichts als den zufälligen Namen unterschledne 
kleine Flüsschen sind folgende Stellen zu be- 
ziehen: fr. t. 0. 1. 12. D. XLIII. 13. Erst an 
fünfter Stelle könne die Bedeutung von flumen 
als Fluss im engeren Sinne aufgeführt werden. 
Aus dieser allgemeinen Bedeutung von floniefi 
erkläre sich denn auch, warum von Bächen 
insbesondere nirgends die Rede In den Böml- 
schen Gesetzstellen sei; sie seien überaB mit 
da gemeint, wo von dauernd fliessendeo Ge- 
wässern im Allgemeinen gesprochen werde. — 
Der Verf. sucht seine Behauptung noch durch 
innere Gründe zu rechtfertigen. £^ dauernd 
fliessendes Gewässer bestehe aus drei Bestand- 
theilen: dem Wasserflusse (flumen, fluor aqaae), 
dem Bette (alveus) und den Ufern (ripae), wel- 
che zusammen ein integrirendes, je nach seiner 
Grösse Strom, Fluss o(fer Bach genanntes Ganze 
bilden. Hiervon werde der Wasserfluss als der 
wesentliche und für den Rechtsbegriff des Gan- 
zen entscheidende Bestandthell angesehen. Ent- 
scheide aber der Wasserfluss über die rechtliche 
QuaUtät des Ganzen, so müsse das Ganze noth- 
wendig die rechtliche Qualität des Wasserflnsses 
haben. Dieser aber könne nur als aqua pro- 
fluens angesehen werden. J.l. J.Il. 1. — fr. 2. 
%. 1. D. 1. 8 lieferten den Bewds, dass die 
Römer auch die aqua profluens, die hinströ- 
mende Wasserwelle, zu denjenigen Dingen ge- 
rechnet, welche für die Benutzung aller Men- 
schen gemeinsam sein sollen. Die Einwendung 
Kori's gegen die letztere Stelle sei nicht zutref- 
fend. — Aber nicht nur nach diesen Aussprä- 
chen des Rechts sei der Fluss ^es Stromes, 
Flusses oder Baches als ausserhalb des Elgen- 
thums stehend zu betrachten, sondern auch nach 
seiner natürlichen Beschaffenheit, welche den 
rechtlichen Begriff des Eigenthums auf ihn un- 
anwendbar macht. Besitz und Eiff^thum setzen 
körperliche Sachen voraus, über welche eine 
juristische Herrschaft möglich Ist. Das stetig 
fliessende Wasser aber sei In der Contlnultäi 
üeines Flusses, bei der ununterbrochenen Bewe- 
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Sng seiner Masse «nd dem Hangel eigener 
;ter Grenzen als Ganses nicht feslnattbar und 
ermangle daher als solches^ nnd ewar derFluss 
so gul wie der Bach, iener wesentlichen Vor- 
«ttsselflung der MögUchkeit eines Eigenthums 
daran. Ks seien dah^ die Behaoptnngen derer, 
wetcke die Bäche als Privateigenthum behandehi 
oder die öffentliche oder Privateigenschafl eines 
dauernd fliessenden Gewässers davon abhängig 
machen, ob das Bette in Jemandes oder Nie- 
mandes £igenthum stehe, ebenso unrömisch und 
faisoh als die Meinungen derer unlogisch, welche 
Wasser und Bette trennend, Jenem öffentliche 
oder gemeine Eigenschaften beilege, dieses 
de«! Privat^enthune zuschreiben. — Das Wort 
publicum habe als Beiwort der flumina nicht den 
Sinn ^nes dem Staate oder dem Volke an den 
Gewässern zustehenden Eigenthums. Es be- 
zeichne viehnehr lediglich den unter der Ober- 
wfsieht und HoheÜ des Staates dem Volke so- 
wohl als Ganzem wie allen Einzelnen an den 
dauernd fliessenden Gewässern zustehenden Ge*- 
meingebrauch. Es erscheine als einziges 
charakteristisches Merkmal der nach natürlichem 
Rechte oder gemäss staatlicher Bestimmung öf- 
fentUchen Sachen der in Folge des allgemeinen 
Bedttrffaisses daran zustehende und um ihres 
öffentlichen Nutzens willen durch die Staatsge- 
walt geschützte Gemeingebrauch. 

Die Theorie des Römischen Rechts von der 
unbedingten Oeffentlichkeit aller dauernd fiies- 
senden Gewässer finde ihre volle Bestätigung 
in den einzelnen über den Gemeingebrauch der- 
selben gegebenen Lehren, worauf der Verf. 
nunmehr übergebt. Vorausgeschickt wird eine 
Beleuchtung der einschlagenden Grundsätze des 
deutschen Rechts , indem der Verf. eine Ueber- 
einstimnung beider Rechte findet. Der Staat 
selbst sei an der Benutzung der öffentlichen 
Gewässer, theils Kraft seines Aufsichtsrechts, 
Iheils wegen vorzugsweiser Benutzungsrechte im 
öffentlichen Interesse, theils zu Folge besonderen 
Erwerbs mittelst "Privatrechtstilels. Das Auf- 
sichtsrecht des Staats werde jedoch durch die 
Gemeinschalllichkeit der beständig fliessenden 
Gewässer begrenzt. Die öffentliche Benutzung 
beziehe sich jedoch nur auf das Wasser und 
soweit sie nur von diesem ausgeht, in diesem 
stattfindet, ist sie als eine öffentliche gestattet. 
Das Wasser allein habe in Foke seiner natür- 
lichen Eigeiftbümlichkeit an sich selbst die öf- 
fentliche Eigenschaft, während Wasserbette und 
Ufer nur durch und um des Wassers willen 
diese Eigenschaft haben, die Ufer besonders 
aber nur sowdt, als der öffentliche Wasserge- 
brauch von dem Wasser aus dieselbe erfor- 
dert, also z. B. soweit das Anlegen der Schiffe 
den öffentlichen Gebrauch derselben nothwendig 
macht. Ein Benutzungsrecht des fremden Land- 
eigentHoms an dem Wasser von dem Lande 
aus, auch wenn es lediglich zur Benutzung des 
Wassers in Anspruch genommen werden sollte, 
findet als ein öffenUiches oder gemeines i^t 



Statt Ueberhaupt könne die Benutzung des 
fliessenden Wassers, soweit sie überhaupt zu- 
lässig sei, an sich Niemandem verwelut wer- 
denn, wenn nicht anliegendes PrivateigenUium 
dieselbe ausschliesse. Andere Beschränkungen 
der Benutzung der öffentlichen Gewässer treten 
ftir den Einzelnen ausserdem nur nach den Ge- 
setzen, welche für die Benutzung selbst be^ 
stehen, ein. 18. 

104. ZobeUr. 

Die mit einem Hause verbundenen Gegen- 
stände, welche sich ohne Beschädigung desselben 
nicht entfernen lassen, gelten als Ziu>ehör des- 
selben; so lange die Verbindung dauert, findet 
eine VIndication nicht Statt. Ergibt sich das 
Zubehör als tignum junctum, so ist actio ad 
exhib. ausgeschlossen. (OG. zu Wolfenb. — 
Braunschw. Zeitschrift f. Rechtspfl. 1855. S.113f.) 

20. 

iOS. Aftio e«mmiu Utidiuido. TerUltaisg to 
acti« CMuniii divichiada lad der actfa iegatl#nm 
gestaram zn einander, insbesondere über die Zu* 
lässigkeit der einen oder der anderen Klage von 
Seiten der Theilnehraer einer Communion gegea 
einander. Von Dr. Alfr. Brinkmann in Hei. 
Kiel, C. Schröter u. Co. 1855. 160 S. gr. 8. 
n. 1 Thlr. 

Der Verf. gelangt zu folgenden Hauptsätzen; 
Es ist statthaft: 
I. im Falle einer eigentlichen Gemeinschaft 

A. am Eigenlhume.oder anderen einzelnen ding- 
lichen Rechten, welche den Communions- 
Interessenten nicht als Miterben gemein- 
schaftlich zustehen 

1) nur die actio communl dlvidundo, wegen 

a) Theilung der gemeinschaftlichen Sache 

b) praestationes personales, wenn der han- 
delnde Communionsinteressent die ge- 
meinschaftliche Angelegenh^t nicht fUr 
seinen Antheil allein wahrnehmen konnte 

2) nur die actio negotiorum gestorum, wenn 
einer der Genossen, obgleich er pro parte 
handeln konnte, die gemeinsamen Ge- 
schäfte doch ganz besorgt hat, voraus- 
gesetzt, dass nicht von einer die a. n. g. 
nach aljgem. Grundsätzen ausschliessenden^ 
Klage Crebrauch gemacht werden kann; 

B. am Eigenthum oder an einzelnen anderen 
dinglichen Rechten in sofern sich die d- 
gentliche Gemeinschaft zugleich auf eine 
solche an einer Erbschaft zurückfuhren lässt: 
actio familiae erciscundae und actio neg, 
gest. in gleichem Verhältniss zu einander; 
so daas mit ersterer die actio communl dl- 
vidundo concurrirt, beziehentlich allein zu- 
lässig ist, wenn die actio fam. ere. schon 
einmal angestellt war, oder die ganze Erb- 
schaft noch nicht getheilt werden soll. ' 

n. im Falle einer uneigentlichen Gemeinschaft 
A. wenn die Interessenten nicht Miterben sind 
1) nur actio neg. gest. wegen praeslationes 
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Sersonales 2nmTh6ll mit besonderer Ho«^ 
ification der diessfalls gewöhnlich geltende 
Grundsätze 
2) die actio comnu divid. zum Zweck einer 
Thellung und Auseinandersetzung der un- 
eigentlichen Gemeinschaft 
B. wenn es Miterben sind 

1) actio familiae erciscundae^ wenn es sich 
um praestationes personales handelt^ und 
im Falle ihrer ünstatlhaftigkeit (vergl. I. 
B. a. E.) actio neg. gest. 

2) actio fam« ercisc. behufs einer Auseinan- 
dersetzung hinsichtlich der uneigenllichen 
Gemeinschan, eventuell unter Concurrenz 
der actio comm. divid., wenn die Gemein- 
schaft an sich letztere zülässt; und im 
Falle die actio fam. erc. nicht brauchbar 
(vgl. I. B.) nur actio comm. dividundo. 

Aus dieser Uebersicht erhellt zugleich, dass 
auf dem Titel an sich der actio familiae erciscun- 
dae mitzugedenken gewesen, obschon allerdings 
die genauere Ausführung über die Natur der be- 
treffenden Concurrenzklagen (S. 5—62) auf diese 
nicht mit gerichtet ist. . 13. 

106. üeber die Beweislast bei der GenfessorieB- 
uid NegatorieB-Klage — die s. g. actio prehibitoria. 

Ck)mmentationes juris Romani duae auctore 
Herberte Pernice (v.Nro. 105)* Comm. al- 
tera: Onus probandi cuinam in actionibus tam 
confessoria quam negatoria incumbat, habita 
ratione formularum in antiquo judiciorum ordine 
udtatarum exponitur; p. 12o seq. 

Diese Abhandlung wurde von dem Verf. zur 
li&sung einer fiir das Jahr 1854 von der Juristen- 
facultät zu Halle gestellten Preisaufgabe yerfasst 
und des Preises würdig gefunden. Der Verf. 
ccmstruirt p. 161f. die Formeln der Confessoria: 
Si paret jus esse N. N. utendi fruendi (eundi, 
agendi in) iundo ComeUano, ti^num imnuttere, 
tigna immissa habere in Aedes Sempronia- 
nas etc. oder Si paret jus esse A. A. altius 
toUendi (altius aedificatum habere) invito N.N. etc. 
— der Negatoria: Si paret N. N. jus non esse 
utendi fruendi (eundi, agendi in) fiindo Cor- 
neliano, tigna immittere in aedes etc. invito 
A. A. etc. Hieran knüpft sich S. 162 f. eine 
Abhandlung über die von Zachariä yon Lingen- 
•thal (Zeitschr. f. gesch. RW. XII. p. 258) aus 
den Schollen des Stephanus zu Bas. aVI. 6. 5. 1. 
ermittelte : actio prohibitoria. Der Verf. schliesst 
diesen Abschnitt S. 173 mit der Bemerkung, dass 
wenn man nicht eine besondere Species : a. pro- 
hibitoria gelten lassen wolle, man sie als Unter- 
art der a. negatoria zu betrachten habe. Deren 
Formel wird S. 187 so construirt: Si paret A. A. 
jus esse prohibendi N. N. ire agere in fundo 
Capenato etc. Das Resiülat, welches der Verf. 
S. 187 aus den Untersuchungen über die For- 
meln gewinnt, ist das zeither in der Praxis re- 
cipirte, dass bei der a. negatoria (ebenso wie 
bei der a. prohibitoria) die Beweislast den Klä- 
ger nur in Bezug auf dleEigenthumsfrage, nicht 



also hinsichtlich des Freiseins Ton dem vom 
Gegner prätendirten Befugnisse trifll, der Be- 
klagte dagegen stets die Servitut zu beweisen 
hat; dagegen bei der a. confessoria nur dieser, 
dem Klager obliegende, Beweis in Frace kommt» 
Die Literatur pro und contra ist S. 208 f. mil 
vieler Sorgfalt zusammengestellt. 13. 

107. Servitaten. 

Handlungen, in der Meinung und Absicht die 
Eigenthumsausübung vorgenommen, sind geeig- 
net, den Ouasibesitz einer Servitut und derea 
Verjöhrungserwerb zu begründen : wer die Sache 
eines Anderen in dem Glauben, dass sie ein 
Theil seiner eigenen Sache sei, benutzt, simiBl 
eben damit alle diejenigen Befugnisse an der- 
selben in Anspruch, die, abgelöst, zu besondem 
jura in re aliena gemacht werden können; s^ 
animus ist also nur ein weiter gehender, der, 
dem materiellen Gehalte nach, auch diejenige 
Absicht in sich schliesst, die zum Besitze einer 
Servitut erforderlich erscheint (Römer, Entscfau 
d. OAG. zu Lübeck und Frankf. Rechtss. Ul, 2. 
S. 66). a 

108. Serritiis viae. 

Zum Verjährungserwerbe einer Wegfferech- 
tigkeit ist es nicht erforderlich, dass der Er- 
werbende während der Verjährungsfrist jede sich 
darbietende Gelegenheit zum Gebrauche benutzt 
habe. OAG. zu Dr. — Sachs. Zeitschr. N. F. 
Bd. XIV S. 186. 20, 

109. Generalhypothek. 

Die in der Theorie bestrittene Fraffe, von 
welchem Zeitpunkle an bei der Verpfänaung ei- 
nes ganzen Vermögens das Pfandrecht an den 
später erworbenen Sachen als vorhanden anzu- 
nehmen, ist in Mecklenburg durch einen unbe- 
stritten bestehenden Gerichtsgebrauch dahin fest- 
gestellt worden^ dass auch mr diese die Zeit der 
Bestellung das Pfandrecht normirt (Entsch. des 
OAG. zu Rostock I S. 21). 10. 

110. StiUsehweigeade Hypothek. 

Dem Fiscus steht, ausser weffen rückständiger 
Abgaben, eine stillschweigende Hypothek an dem 
Vermögen seiner Schuldner nicht zu (Braunschw* 
Zeitschr. 1855 S. 168 f.). 20. 

11 1. Terpfitndaig von Forderaagen. 

Bei Verpfandung einer Forderung geht diese 
erst dann in das \^rmÖgen des Pl'andgläubig^rs 
über, nachdem dieser durch Verkündigung der 
Verpfändung sich zu dem Schuldner dieser For- 
derung in ein bestimmtes Rechtsverhältniss ge- 
setzt hat. (Braunschw. Zeitschr. 1855 & 170 f.). 

20. 

112. üeber die Wirkiuig der KlageBTegttrug 
bei ObUgatioaen von Dr. Felix Dahn. „Usu- 
capio-finis periculi atque litium^^ Cic. pro Caeo. 
C.26. München. Christ. Kaiser, 185Ö. 8. Ö2S. 
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Es sdkehkt, dg ob seil den Erörienmffen 
▼on Löhr, Kierulff und Buchet die gemeine mi^ 
intng der Recbtslehrer sich immer entschiedener 
fttr die Ansicht erkläre, wonach der Verjäh- 
ruDgseintriU nicht bloss die actio beseitige, son- 
dern die obhgaUo selbst, auch nac^ ihrem na- 
turalen Bestände, ergreife d. h. vernichte („ob- 
Bgationem finit^O* Für uns ist die Entscheidung 
nicht zweifelhaft und wir freuen uns um so metu*, 
jener Wendung in den Schicksalen der Contro- 
¥erse als dieselbe nicht bloss in dem oberen Erd- 
reich zweifelhafter Legalausdrücke, sondern 
weit tiefer wurzelt, nämlich fn der leidigen Ver- 
mischung des Phänomens der naturalis obligatio 
mit den prätoriscben Obligationsvorgängen, die 
mA. auch zu der unrömischen Annahme verleitet 
bat, dass durch ein pactum nudum eine naturalis 
obligatio begründet werde. — Der Verf. (der 
übrigens bei der Qtirung der Automamen nicht 
sor^ältig ffenug gewesen ist und namentlich 
Francke nno Kierulff konsequent falsch schreibt) 
bat im Grunde keine neuen Kriterien aufgebracht; 
aber die Kontroverse ist so vielfach ventilirt, dass 

I'enes kaum möglich war, und die von ihm ge- 
leferte Uebersicht des gegenwärtigen Standes, 
zumal da sie klar und präzis ist, bat schon in 
sich ein Verdienst. Der Verf. bezeichnet die 
beiden Lager als die relative (welche eine 
naturalis oblig. bestehen lässt) und die abso- 
lute Theorie und vertritt die letztere, indem er 
rücksicbtlich der Beweisführung den teleologischen 
(S. 9 und 49) und den positiven Gesichtspunkt 
(S. 13 — 49) unterscheidet. Rücksichtlich des 
letzteren gb'edert er seine Darstellung in folgen- 
der Weise: in den ersten 2 Abschnitten erörtert 
er die direkten d. h. aus dem unmittelbaren 
VTortlant bestimmter Ouellenstellen theils für die 
relative, theils ftir die absolute Theorie entnom- 
menen Beweisgründe, und zwar zuerst die nach- 
theodosischen Gesetze und dann erst die Stellen 
über die ältere Verjährung, „denn die Argu- 
mentation aus den Quellenentscheidungen über 
die Wirkung der Verjährung der acliones tem- 
norales des älteren Rechts beruht schon auf der 
Voraussetzung, dass die Grundsätze über die 
ältere Verjährung analog auf die neuere ange- 
wandt werden können^^ Das Ergebniss dieser 
Betrachtung des 2. Abschnittes ist: „dass 1) alle 
Juristen, welche theoretisch für die relative 
Theorie zu sprechen scheinen, durch Ausdrücke 
wie — finitur actio, perimitur actio — praktisch 
d. h. in casuistischen Erörterungen offenbar die 
absolute Theorie anwenden; 2) alle Juristen, 
welche in casuislischer Anwendung die relative 
Theorie zu befolgen scheinen, theoretische Aus- 
drücke gebrauchen, die für die absolute Theorie 
sprechen — finit obligationem. 3) Dass kein 
Jurist zugleich theoretisch und casuisUsch die 
relative Theorie befolgt, dass aber 4) dagegen 
manche Juristen sowohl theoretisch als casuistisch 
die absolute. Theorie aussprechen und anwenden.^^ 
Der Verf. hat diese Deduktion mit anerkennens- 
werth^n Geschick durchgeführt, er erscheint in 



dieser Partie am originalsten. — In den folge 
den 3 Abschnitten werden die indirekten Be- 
weisgründe, d. h. solche Stellen erörtert, welche 
von der Verjährung und ihren Wirkungen han- 
delnd zu Konsequenzen führen, aus denen bald 
gegen bald für Erlöschung der naturalis obligatio 
geschlossen worden ist. Der 3. Abschnitt 
nämlich enthält die indirekten Beweise aus den 
Wirkungen der älteren Veriährung. insbesondere 
L 37. D. de fidejussor., 1. 38. S. L D. de Solu- 
tion., 1. 1. %. 7. 8. D. de pec. constit. etc. Der 

4. Abschnitt erörtert den Beweis, welchen 
die Vertreter der relativen Theorie aus der die 
Fortdauer der Pfandlüage über den Verjährungs-' 
punkt der Hauptklage hinaus aussprechenaea 
Stellen eninommen haben : — ferner die aus der 
Analogie der dinglichen Klagen, sowie a\is der 
Natur der exe. temporis als einer (angeblichen) 
except. civilis u. s. w. Tür die relative Theorie 
entnommenen Beweise. Hieran schliesst sich im 

5. Abschnitte eine Betrachtung des aus dem 
Begriffe der praescr. temporis als einer exe. 
perpetua entnommenen Argumentes, welches na- 
mentlich von Löhr geltend gemacht durch die 
Gegner auf verschiedenen Wege wankend zu 
machen versucht worden ist. Den Schluss bildet 
eine Erörterung über Begriff und Zweck der 
Verjährung. — Wir haben schon erwähnt, dass 
wir mit des Verf. Ansicht selbst einverstanden 
sind; nur gestatten wir uns eine Einwendung 
gegen einen in der allgemeinen Einleitung (S. 6) 
vorkommenden Passus, weil hier eine, übrigens 
gewöhnliche, Ansicht ausgesprochen ist, welche 
uns unrichtig und nicht ohne nachtheib'gen Ein- 
fluss auf die dogmatische Klarheit der Verjäh- 
rungslehre zu sein scheint: nämlich, dass die 
Zeit schaffend auf das Recht als solches ein- 
wirke und die Zeit „Factisches an die Stelle 
des Rechtes^^ setze. Die Zeit ist doch nicht ein 
reales Faktum für sich, sondern nur eine Ent- 
faltungsdimension für Thatsachen, Zustände; nicht 
die Zeit also ist das produktive Element, sondern 
die Zeit kommt nur als eine formale Oualität des 
produktiven Thatumstandes^ (Besitzes) in Betracht» 

Kuntze. 

il3. Gassat^rische Glaosel. 

Die theilw;eise Annahme der Vertragserfüllung 
enthält einen Verzicht auf die cassaiorische Clau- 
sel. OAG. zu Dresden. — Sachs. Zeitschr. N.F, 
Bd. XIV. S. 176. 20. 

114. Bie Lehre rem Vergleiche, mit Aus- 
schluss des Eides und Compromisses. Nach 
gemeinem Civilrechte bearbeitet von Karl Ri seh, 
oclor beider Rechte. Erlangen, Verlag von 
Ferdinand Enke, 1855. 

Dieses Werk (eine von der Juristenfacultät 
der Universität Miinchen gekrönte Preisschrift), 
wird von einem, die Verdiensllichkeit der Ar- 
beit anerkennenden Vorworte L. Arndts anem- 
pfohlen. Nach einer kurzen, zugleich eine vor* 
läufige Angabe der bei der Bearbeitung^ benutzten 
altern und neuern Literatur enthaltenden Einlei- 
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tioig, geht der Verf. auf Ae Behamdhinflr des 
Ihm vorgelegenen Stoffes über. Er theilf (Be- 
selbe überhaupt in zwei Abschnitte, wovon der 
ersle (%%. 2 — 7) das Wesen des Vergleiches 
im Allgemeinen, der zweite ($%. 8—27) die 
Spedalimtersnchiing über Snbjecl, Gegenstand, 
Aoschluss Wirining und Wiederauibebung des 
Vergleiches, umfasst. Der %. 2 des ersten 
Abschnittes beschäftigt sich mit der Aufsuchung 
einer quellenmässigen Definition des Begriffes 
Vergleich nach Gegenstand, Zwecit und Er<- 
reichung dieses Zwedies. Der Verfasser be- 
zeichnet den Vergleich als einen entgeldlichen 
Vertrag, welcher die Beseitigung einer'ünge- 
wissheit von Rechtsansprüchen unter den ver- 
Iragschliessenden Parteien zum unmittelbaren 
Gegenstande hat, als »^Judicat in der Gestalt 
eines entgeldlichen Vertrages.** Eine Angabe 
ttnd kürzliche Prüfung anderer, von Schnftslel- 
lern beziehungsweise auch neueren Gesetzgebun- 
gen aufgestellter Definitionen ist mit dieser Be- 
griffsbestimmung , ihrer Entwickelung und Be- 
gründung, verimnden. Hieran schliesst sich In 
|. 3 eine sehr sorgfältige Untersuchung über 
die rechtliche Natur des Vergleiches und 
die Stelhmg, welche demselben im Rechtssystem 
anzuweisen sei. Der Verf. tritt keiner der bei- 
den herrschenden Ansichten bei; er betrachtet 
den Vergleich weder unbedingt als einen Auf- 
hebungsmodus für Schuldverhültnisse, noch le- 
diglich als einen Consensualvertrag des neuem 
Rechtes, wenn auch derselbe die Aufhebung eines 
bestehenden, oder die Bec^ründung eines bisher 
noch nicht bestandenen Schuldverhältnisses zum 
Gegenstand und Zwecke haben könne. Seiner 
Ansicht zufolge ist bei beiden obigen Ansichten 
der wesentliche Charakter von der zufÜUigen 
Form nicht gehörig unterschieden worden. Der 
Vergleich ist ihm ein Vertrag, der weder 
spezifisch obligatorisch, noch spezifisch tibe- 
ratorisch, noch exclusiv sachenrechtlich ist, dem 
vielmehr alle drei Richtungen dienen, so dass 
er das ganze Grebiet des vermögensrechtlichen 
Vertrages erfilllt; ferner, ein oneroser Vertrat, 
insofern der Wille der Parteien nämlich nicht 
darauf fferichtet sein darf, dem einen Theile 
schlechthin auf Kosten des andern eine Vermö- 
gensbereicherung zuzuwenden; endlich ein Ver- 
trag der sich nicht als ein einfaches, sondern, 
in der Regel, als ein aus disparaten Bestand- 
teilen zusammengesetztes Ganze darstellt und 
dessen charakteristisches Merkmal darin besteht, 
dass derselbe nach seiner Entslehun?, seiner 
rechtshistorischen Entwickelung und den Quel- 
lenaussprüchen des römischen Rechtes die Be- 
stimmung hat, streitige, ungewisse Rechtsver- 
hältnisse anstatt auf gerichtlichem Wege durch 
Urtheilsprueh, auf gütUche Weise auszutragen, 
also ein friedliches, vertragsmässiges Urtheil 
zu sein. Nach dieser AulDassung könne der 
Vergleich Im allgem^nen Theile des Systems 
neben der Schenkung beim Vertrage, oder im 
Actionenrechl neben d^ res judleata behandelt 



wmien; dar teMeratt Phclrmg wtri der Vor- 
zug gegeben, weil der Kern des InstfMes in 
dessen Jodicatsnatur zu finden sd, wob^ aber 
auch die Abgrenzung des Vergleiches von 
andern, verwandten Instituten, dem richterlickio 
Ur&eil, dem sohiedsnchtertiohea Gompromlsse, 
dem Vertraffsdde, dem unentgetdiioben gericbt- 
liehen V^aichle und Anerkenntnisse genau und 
gründlich erörtert wird. -^ Der zweite, die 
Spezialuntersuchung l>etreffende Abschnitt befliMi 
mit den sd>)ectiven Voraussetzmgen des Ver* 
gldehes und behandelt In ü. 8 — 9 die subjee- 
tive Fähigkeit zum Abschlüsse eines Vergleiches 
in Bezug auf das Alter, die gdstiffe Wspost- 
tionsfähigkeit und Interdiction von der eigenen 
Vermögensverwaltung. In %. 9 wird Inabeson« 
dere noch von der Stellvertretm^ beim Ver- 
gleiche und zwar theils von der Stettvertretmg 
in Folge ^nes ireien Auftrags und dem Umf«ig 
der hierzu erforderlichen Vollmacht, theils von 
der gesetzlichen Vertretung bei der Vormund- 
schaft, der väterlichen Gewalt, und von der 
Vertretung juristischer Personen gehandelt, h 
$. 10 bezeichnet der V^. als Gsgensland des 
Vergleiches im allgemeinen jedes Ungewisse 
Privatrechtsverhältniss , welches der Privatdis- 
position der transigirenden Subiecte zugänglidi 
und nicht durch besondere Rechtsvorselunit der 
Vergleichsdisposition entnommen ist, also ent- 
weder ein bereits im Prozesse befangenes Recbls- 
verhältniss, oder einen aussergerichtlich l)e5trit- 
tenen Rechtsanspruch oder eine sonstige Illiqui- 
dität der Rechtsverbältirisse, welche zo einem 
gerichtlichen Verfahren Veranlassung geben kam, 
wobei jedoch darauf hingewiesen wird, dass 
wenn schon diese Beschränkung desVei^leichs- 
gebietes und der Annahme, dass 4er uedanke 
einer Prozessbeendung oder Beseitigung ein 
chrakteristisches Merkmal des Vergleiches ent- 
halte, — dem deutschen Rechtsgelmile vorzugs- 
weise entsprecht und mehr zusage, als eine 
Ausdehnung des Vergleichs auf alle aus If^end 
welchem Grunde ungewisse Rechtsverhältrasse, 
dennoch einzelnen Stellen des römischen Rechtes 
gegenüber nicht geleugnet werdm dürfe, dass 
nach letzterem der Vergleich wohl noch ein 
weiteres Gebiet umfasse md sich auf imgewisse 
Verhältnisse jeglicher Art, ohne besondre Rück- 
sicht auf das Motiv der Ungewisshelt erstrecke 
und diese Ansicht auch von ^t Doetrin und 
Praxis seither festgehalten worden seL Die 
Fälle, in welchen ausnahmsweise ehi Vergleich 
über ungewisse Rechtsverhältnisse nicht stÄtfin- 
det, werden $.10 in zwei Classen eingethellt, 
solche, wo es «ich um Rechtsverhältnisse han- 
delt, welche ihrer inneren Natur nach ketae 
Privatdisposition ertragen, also rein dem öf- 
fentlichen Rechte angehöre, und solche, wo 
der Vergleich durch ein besonderes Verbot der 
positiven Gesetzgebung ausgeschlossen oder be- 
ziehungsweise berchränkt ist. Einige dieser Fälle 
aus beiden Classen werden In den fblgenden SS. 
Der S. 11 betrlA bb- 
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aädiü den Tl^di^h nach eiMMeienet Sacho, 
welohea der Verf. auch nach henügem Reehte 
för «nzuläasig erachtet, weil nach rechtdoräftig 
entschiedener Sache ilber den Gegenstand dieser 
Entechefdimg keine Ungewissheii mehr stattfin- 
det, riso ein wesentUclm Merkmal für den Ver- 
gleich fehlt, woraus aber auch folge, dass nur 
in Bezug auf das, worüber entschieden worden 
ist, und auch nur ein Vergleich hierüber, 
Rechtsffeschäfte anderer Art aber, wie z. B. 
ein ScIfBkttngswdser Remiss nicht, und eben- 
sowenig ein Vergleich unstatthaft sei, wenn 
<fie Rechtskraft nicht eingetreten, ein ausseror- 
dentliches Rechtsmitld angewendet, die Existenz 
^nes rechtskräftigen Erkenntnisses den Trans- 
igenten unbekannt geblieben oder über Punkte 
transigirt worden ist, welche das Urthel nodi 
nicht entschieden hat Zum Schlüsse werden 
die Fotoen eines in unzulässiger Weise nach 
entschiedener Sache getroffenen Vergleiches- 
Fort^er dar actio judicati und Condiction des 
Gezahlten kurz angedeutet und die Frage be- 
antwortet, inwiefern die vom Verf. angenommene 
Ansicht auch auf andere Fines Utium, Eid, Com- 

Eronriss und Vergleich selbst auszudehnen sei. — 
^ie folgenden %%. 12 — 14 betreffen andere 
Rechtsverbiltnisse, welche der Vergleichsdispo- 
siUon nicht unterliegen; S* 12 den Vergleich bei 
delictis publieis et privalis; J. 13 den Vergleich 
über zuKünftiffe letztwilli^e (oder gesetzliche) 
Alimente; %. l4 endlich beschäftigt sich aus- 
fährlich mit der bekannten Streitfrage, ob ein 
Vergleich über den Inhalt noch uneröffneter letzt- 
williger Verlegungen nach der rechtlichen Na-- 
tor der Transaction gedenld)ar und gesetzlich 
erlaubt sei, und diese Frage wird vom Verf. 
nach beiden Richtungen hin bejaht. ^— Im 
Cap. III. i. 15—19 geht der Verf. ron den 
subjecÜTen und objectiven Voraussetzungen des 
Vergleiches, auf den Vergldohsact selbst über; 
consequent d^ Ansicht, dass sich der Vergleich 
als ,^Judicat in Gestalt eines entgeldlichen Ver- 
trages^ charakterisire, stellt er denselben, hin- 
sichtlich der Erfordernisse des Vergleichs- 
actes, unter die allgemeinen Grundsätze für 
Willenserklärungen und für Verträge (insbeson- 
dere zweisdtige Verträge), weshalb denn auch 
der Vergleich als perfect oder geschlossen zu 
betrachten, sobald über alle wesentliche Punkte 
ein übereinstimmender VITille der handelnden 
Personen in bindender Absicht und gehöriger 
Form erfolgt ist. Hieran schliesst sich (in $. 16) 
eine genauere Erörterung über den Inhalt des 
Vergleiches, wie derselbe durch die Willens- 
erklärung der Transigenten bestimmt werden 
muss, und über die Form, in welcher die Er- 
klärung des beiderseitigen Willens zu geschehen 
hat. In der ersteren Beziehung unterscheidet 
der Yerfasser zwischen einem iudicatlichen 
und einem anderweitigen Inhalt des Ver- 
gleiches; der judicatliche ist ihm der unmit- 
telbar auf das zweifelhafte Rechtsverhättniss ge- 
richtete ^ die RechtsuBgewissheit beseitigende 



Thdl; der anderweitige dagegen ctor mit dem 
zweifelhaften Rechtsverhältnisse nicht in unmit^ 
telbarem Zusammenhange stehende TheU (ter 
Verhgndhmg, welche nur den Zweck hat, dem 
in der Hauptsache, bei dem verglichenen Rechts* 
Verhältnisse selbst, nachgebenden Theile eine 
entsprechende Entschädigung zu gewähren; als 
wesentliches Erfbrderniss nir den Inhalt des 
Vergldchsactes wird aber in Consequenz der 
über die rechtliche Natur des Vergleiches über** 
kaupt aufgestellten Grandsätze erfordert, dass 
die Absicht der Parteien darauf geriditet sebi 
müsse, an der Stelle eines ungewissen, ein 
gewisses Rechtsverhältniss zu setzen und zwar 
entweder durch ein gegenseitiges Nachgeben 
der Betheiligten in Bezug auf das zwdfeihafte 
Rechtsverhältniss selbst, oder so dass in An<« 
sehung des letztem nur der eine Theil dem 
andern nachgiebt, der hier nachgebende Theil 
aber durch den sog, anderweitigen Vergleichs^ 
Inhalt eine mit dem streitigen Reclitsverhältnisse 
in keinem unmittelbaren Zusammenhange stehende 
Entschädigung erhält, somit also in beiden 
Fällen die Eigenschaft des Vergleiches als eines 
entgeldlichen Vertrages gewahrt wird. Bezug-» 
lieh der Form, in welcher die Erklärungen der 
Transigenten erfolgen müssen, wie es in %, 17 
nachgewiesen, dass gemeinrechtlich der Vergleich 
als solcher keine besondere, noth wendige Fem 
hat, vielmehr je nach der Verschiedenheit des 
Vergleichsinh altes, der Rechte und Verpflich- 
tungen, welche dadurch anerkannt und über-* 
nommen werden sollten, auch die Form gewählt 
werden musste, welche zur vollständigen Siche- 
rung der Tranibigenten nothwendig oder nützlich 
war, während nach heutigen Rechtsanstchten da, 
wo nicht die positive Gesetzgebung etwas an- 
deres bestimmt hat, der Ver^eich in allen sei- 
nen einzelnen Punkten und Bestimmungen durch 
eine formlose, übereinstimmende Willenserklä<* 
rung der Parteien perfect und rechtsverbindlich 
wird. — Eine ausflihrlichere Erörterung ist In 
J. 18 (Hinderung des Vergleiches wegen Man- 
gel des Willens und der Willensübereinstim- 
mung) dem Einflüsse des Irrthumes bei Ein- 
ffehung von Vergleichsgeschäften gewidmet. Der 
Verf. unterscheidet dmei mit Savigny (System 
Bd. 3) zwischen dem sog. ächten, den Willen 
des Irrenden nicht ausschliessenden , und den 
sog. unächten Irrthum, dessen Dasein den Rechts- 
willen oder die Uebereinstimmung der beider* 
seitigen Willen unmöglich erscheinen lässt; der 
ächte Irrthum sei, wie bei andern Rechtsge- 
schäften, so noch mehr beim Vergleiche, in der 
Regel ohne Einfluss auf das recntliche Dasein 
und die Gültigkeit des unter seiner Einwirkung 
abgeschlossenen Vergleiches; der unächte Irr- 
thum hindere und schliesse die Existenz eines 
Vergleiches aus, weil es von Anfang an wegen 
der Abwesenheit des rechtlichen Willens oder 
einer Uebereinstimmung des Willens, an einer 
wirksamen Handlung fehlt. — Die Falle, vde 
ein unachter .Irrthum bei ausdrücklichen oder 
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ittllscliwef genden Winenserkllfningen Torkommen 
könne, sind S. 159 f. noch specieller auseinan- 
dergesetzt, endlich aber sind zum Schlüsse die- 
ses Capitels %. 19 noch über die Auslegung des 
Vergleiches und dessen Bestärkung durch Con- 
Tenüonalstraren und Eid einige Bemerkungen 
beigefügt worden. — Bei den im Cap. IV. 
SS. 20 — 22 behandelten Wirkungen eines 
rechtsverbindlich abgeschlossene Vergleiches 
unterscheidet der Verf. in Uebereinstimmung 
mit seiner Ausführung $.16 über den Inhalt 
des Vergleiches, zwischen dem judJcatlichen 
und dem anderweitigen, nicht judicatUchen Theile 
des Vertrages. Der Verf. sucht nachzuweisen, 
dass die Ton ihm angenommene Verwandtschaft 
zwischen Vergleich und richterlichem Urtheils- 
Spruche sich auch hinsichtlich der rechtlichen 
Folgen des ersteren zeige, insofern nämlich im 
allgemeinen der Vergleich ebenso, wie das Ju- 
dicat die Folffe habe, eine rechtlich geschützte 
Rechtsgewissheit an die Stelle der frühern Un- 
gewissheit zu bringen, demnach aber der Ver- 
gleich eine neue, in der Regel cumulative Klage 
aus dem Vergleiche und ebenso eine auf den 
Vergleich gegründete exceptio gegen jeden 
neuen, durch den Vergleich beseitigten Anspruch 
gewähre, und bei Correalobligationen auch den 
übrigen Correalschuldnern zu Statten komme. 
h ^sehung des nicht judicatUchen Inhalts wird 
darauf verwiesen , dass je nach der Verschie- 
denheit der Verpflichtungen, welche dabei vor- 
kommen können, auch die rechtlichen Folgen 
des Vergleiches sich verschieden gestalten kön- 
nen, weshalb, bei der grossen aas ganze Ge- 
biet des vermögensrechtlichen Vertrages ausfül- 
lenden Mannichfaltigkeit der hierbei möglichen 
V^einbarungen, die nicht judicatUchen Wirkun- 

!^en eines Vergleiches nur nach den drei Grund- 
ormen einer vertragsmässigen Aenderung in 
den Vermögensrechten, des dare, facere, pro- 
mittere einer speziellem Beleuchtung, mit Be- 
rücksichtigung der VerbindUchkeit zur Evictions- 
leistung — unterzogen worden sind. ^ Im 
V. und letzten Capitel (%%. 23—27) werden 
unter den Aufhebungsgrttnden des, wirkUch zu 
Stande gekommenen Vergleiches die Aufhebung 
\lurch^üDereinstimmende Willenserklärungen oder 
durch eine, auf Privatwillen der Transigenten 
beruhende lex commissoria; femer die Anfech- 
tung eines Vergleiches wegen Zwang, Betrug, 
Gewalt und Bedrohung und namentlich auch 
wegen Irrthums behandelt. In Bezug auf 
letztere bekämpft der Verf. die von anderen 
(namentUch Götz de errore in transactionibus 
recte aestimando, Puchta, Arndts, Wening-In- 

äenheim, Schweppe u. s. f.) vertheidigte Ansicht, 
ass bei dem Vergleiche ein Irrlhum, welcher 
den streitigen ooer ungewissen Punkt selbst 
betreffe, dem Vergleiche nicht schade, ein Irr- 
thum über solche Punkte aber, welche die 
Trandgenten als gewiss vorausgesetzt haben, 
den Vergleich wie andere Verträge, aufheben 
könne. Er seinerseits kommt auf den schon 



frflwr hervorgehobenen Unterschied swtBcheii 
dem unichten — das Dasein des Vergleiches 
ausschUessenden, und den ächten Irrtfaum, wel- 
cher den WiUen, sich zu vergleichen nicht aus- 
schUesst, und nur das Motiv als mangelhaft er- 
scheinen lässt, zurück und stellt binsJchtUdi der 
Wirkung des letzteren beim Vergleiche das 
Princip auf, dass soweit überhaupt der über- 
einstiitimende VergleichswiUe reicht, und darum 
eine transactio zu Stande gekommen Ist, der 
bona fide eingegangene Vergleich aus dem Grunde 
irrthümUcher Voraussetzungen bei demseUiea 
ebensowenig, ia noch weniger angefochten wer- 
den könne, als die res iudicata wegen dnes 
bei der Abfassung des Erkenntnisses bestande- 
nen, später aber an den Tag gekommenen farr- 
thums. Die Richtigkeit dieses als Regel aufge- 
stellten Satzes sucnt der Verfasser, indem er 
zugleich die entgegengesetzte Ansicht widerlegt, 
theiis aus der judicatUchen Natur des Verglei- 
ches, theils durch eine Reihe einzelner (^1- 
lenanssprüche zu rechtfertigen. — Den Be- 
schluss des Werkes bilden noch eine kurze 
Erörterung über die Voraussetzung«!, unter 
denen Minderjährige Restitution gegen Ver^ 
gleichsachen , mid über die Frage, ob ein Ver- 
gleich wegen laesis enormis angefochten werden 
könne. — Drack und äussere Ausstattung der 
sehr empfehlenswerthen Schrift sind gut S-o. 

HS. Kaaf. 

Wenn gleich die VerbindUchkeit aus dem 
Verkauf neben der Tradition die Prästation des 
habere Ucere umfasst, so hat doch die letztere 
zu ihrem Inhalte nicht eine Garantie gegen /ac- 
tische Störungen im Besitze der verbuflen Sa- 
che, sondem ausschUessUch die Gewährleistung 
der juristischen MögUchkeit des habere, so dass 
in den Fällen, in welchen der Käufer den Be- 
sitz der gekauften Sache nach der Tradition 
wieder vertiert, der Verkäufer nur cbnn mit der 
actio emti belangt werden kann , wenn der Be- 
sitzverlust die Folge eines Mfangels in dem 
Rechte an der verkauften Sache ist. Vgl ins- 
bes. 1.38. J.6. D, de V. 0. (45, 1), yelche 
Stelle, obgleich von der stipulatio habere Ucere 
sprechend, doch auch auf die aus dem Kaufe 
hervorgehende VerbindUchkeit zur Prästation 
des habere licere anzuwenden ist. (Entsch. d. 
OAG. zu Rostock I. S. 51 ff.). 10. 

116. Ilethe. 

Ein Inhibitorium zur Sicherung der Rechte 
des Hiethers ist im Falle eines vom VermieUier 
intendirten Verkaufs des vermietheten Hauses 
zulässig. (Entsch. des OAG. zu Rostock I. 
S. 64). 10. 

tl7. Faeaiu aaatianu 

Untersuchungen zur 1. 122. S. 1. D. de V. 0. 
(46, 1). Von Dr. L. Goldschmidt, Privat- 
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doMil in Heidelberg. Heldelb. Verl ▼. Beugel 
und SchoaiU. 1855. 69 S. gr. 8. 

Von jeher hat die auf dem Titel vorbemerk- 
ter Schrift angezogene Digestenstelle den Aus- 
legern der Körn. Rechtsquellen die grössten 
Bedenken erregt, und die mannigfachsten Con- 
jecturen entlockt , welche von den späteren 
Interpreten immer wieder verworfen, neuen 
Emendationen oder Auslegungsversuchen wei- 
chen mussten. — Zuletzt hatte Huschke (Gies. 
Zeilschr. f. CR. u. Pr. N. F. Bd.X. S. 1) die- 
sem Kreuze der Civilisten eine eigene Abhand- 
lung gewidmet; welche sich durch umfassende 
Bebmdlung des Stoffs und durch tilanz der Car- 
dinalconjectur (impositis, post Idus cum He- 
rote etc.) auszeichnete. Allein seine Darstel- 
long hat nicht allenthalben befriedigt, und schon 
wieder liegt uns ein ebenso gewandt geschrie- 
benes, als von gründlichen civilistischen Studien 
zeugendes Schriftchen vor, welches den Unter- 
suchnogen zu der L. 122. §. 4 cit. ausschliess- 
lich seine Blätter öffnet. Goldschmidt glaubt 
den Fall, wenn man die Worte: quasi in syriam 
scharf in das Auge fasse, folgender Gestalt 
constniiren zu müssen: Callimachus hat nach 
seiner Ankunft in Brundusium Waaren einge- 
kauft und einen Theil derselben verladen, ist 
auch vor Ablauf des 13. Septbr. in der Rich- 
tung nach Syrien abgesegelt. Allein er that 
nur so, als wollte er- ohne Aufenthalt die Fahrt 
nach Syrien fortsetzen. Aus dem Hafen ausge- 
laufen, blieb er auf der Rhode, oder sonst wo 
in der Nähe auf dem Wege nach Syrien liefen, 
liass sich die übrigen bereits eingekauften W aa- 
r^ (auf Böten oder Leichterschiffen) nachbrin- 
gen, yerlud dieselben, und reiste alsdann wei- 
ter. Auf dieser Weiterreise, die nach dem 
18. S^tbr. Statt fand, ginff das Schiff unter. ~ 
Auf Grund dieser factischen Auffassung wird 
sodann die rechtliche Natur des Falles beleuch- 
tet und die Ehre des Scävola, und mit der ein- 
igen Emendation: Beryto statt: debito, welche 
fast von allen Interpreten seit der Glosse ange- 
nommen ist, auch die der Florentina zu retten 
versucht; zum Schlüsse übrigens noch das: 
eam pecuniam quocunque tempore in 
quemcunque locum reddi in neuer Gestalt 
und zwar u. E. richtig dahin: das Geld nach 
jedem Orte hin, zu jeder beliebigen Zeit 
wieder auszuleihen interpretirt. Eines 
Eingehens auf diese Ausführung wird es jedoch 
nicht bedürfen, wenn der Nachweis gelingt, 
dass der Fall in factischer Hinsicht ein ganz 
anderer ist als man zeither angenommen hat. 
Es wurde zeilher vorausgesetzt, dass Beryt in 
der Provinz Syrien Uege. Allein Beryt liegt 
nicht in der Provinz Syrien, sondern ist Civitas 
italischen Rechts in dem Bereiche der Provinz 
Phönize. Das eigentliche Syrien, auch Ober- 
syrien genannt, bestand als gesonderte Provinz 
mit der Hauptstadt Anüochia, während daneben 
Cölesyrien (Syria Coele) und Phönizien selbst-j 
atttndige Provinzen bil^et^^ und wahrscheinlich] 



a*st unter DiodeUan Cölesyrien mit Phönize la 
ehfier Provinz (Phoenicia?) vereinigt wurde 
(vergl. Mannert, GeograpUe der Griechen und 
Römer, Th. VI. S. 379 ff. 432 ff.). Dass übri- 
gens Beryt wed^ in dem eigentlichen Syrien, 
noch in Cölesyrien, sondern in der Provinz 
Phöm'ze zu suchen ist, ergiebt sich mit Evidenz 
aus der L. 8. %. 3. D. de cens. (L. 15) vergli- 
chen mit L. 1. pr. S. 1. 3. 5. eod. und aus der 
L. 1. C. qui aetate vel prof. se excus. (X. 49). 
Das Bedenkliche der zeitherigen Annahme hätte 
übrigens u. E. schon bei der Erwägung in die 
Augen fallen sollen, dass nach solcher Calli- 
machus auf dem Schiffe gewesen sein inüsste, 
als es untergieng, da nicht abzusehen, wo er 
hingekommen, nun aber in der Regel ein sol* 
eher Fall mit dem Untergang der auf dem Schiffe 
befindlichen Personen verbunden ist, gleichwohl 
aber Callimachus, da er nave submersa verklagt 
werden soll, nach dem Unfälle gelebt hat, und 
es daher zweifelsohne einiger Andeutung dar- 
über bedurft hätte, dass er dem Schim)ruche 
entgangen. Man hat also nicht wie zeither zwei 
Punkte: Beryt in d^ Provinz Syrien und Brun- 
dusium, sondern drei, die Provinz Syrien, Be- 
ryt in Phönizien und Brundusium in Calabriea 
in die Construction des Falles aufzunehmen; 
übrigens, wie bereits Huschke vorgeschlagen, 
mittelst einer in der Florentine sehr häufig er- 
forderlichen Gemination im Eingange . . . Suria, 
a civitato Beryto usque Brentesium, d. i. „auf 
„die Strecke zwischen der Civitas Beryt und 
,)Brundusium^^ und ferner theils ohne eine sol- 
che von Taurellius gegen den Tenor der Flo* 
rentina angewendete Gemination, ersterer ffe* 
mäss, theils mittelst einer solchen, nach dem 
Tenor anderer Handschriften (Cuj. Obs. II. 11), 
gegen die Mitte nicht: in navem misisset eo 
tempore, sondern: in nave misisset, set eo 
tempore zu lesen. — Diess vorausgeschickt, 
ist der Fall folgender: Ort der Darleihung ist 
die Provinz S^^en;^ längste Dauer des Dar- 
lehnsgeschäits 200 Tage; Route, auf welcher 
der Darleiher die Gefahr zu tragen hat, von 
Beryt nach Brundusium, und bedingungsweise 
von Brundusium nach Beryt in directer Fahrt 
Diese Bedingungen sind, dass Callimachus der 
Darlehnsempfänger vor den Iden des Sept das 
Schiff (die navis) mit in Brundusium eingekauf- 
ten Waaren befrachtet, und nach Beryt dir e et 
expedirt; selbst aber (ipse) per navigiumnach 
Syrien abreist, wo solchen Falles (anderen 
Falles zu den Iden des September in Brundu- 
sium) die Rückzahlung, wenn die navis glück- 
lich in Beryt angelangt, am 200sten Tage statt 
zu finden hatte. Was that aber Callimachus, er 
verlud zwar vor dem Termine die in Brundu- 
sium eingekauften Waaren auf die navis, und 
expedirte dieselbe auch vor diesem Termine, 
jedoch nicht direct nach Beryt, sondern enavi- 
gavit cum Herote conservo Stichi quasi in pro- 
vinciam Syriam perventurus, also mit des Heros 
Consens zunächst nach Syrien^ wo er selbst 
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landete; des Sohiff aber gfeag unter, 
nachdem er solches yerlassen oni zwar die 
Waaren dem Vertrage gemäss auf dem Sdiiffe 
nach Beryt jedoch zu einer Zeit geschickt 
hatte, (er selbst war also nicht mehr auf dem 
Schiffe), wo das Darlehn, da er einen rertrags* 
widrigen Coors eingeschlagen, zu Brundusinm 
sarückzuzahlen gewesen wäre (nave submersa, 
eum secundum cautionem Calfa'machus merces 
Beryto perferendas in nave miisisset, set eo 
tempore, quo jam percuniain Brentesio reddere 
**- deberetj. Die beiden nun angehängten Fra- 
gen sind die: half es dem. Callimacmis, dass 
Heros in eine dem ursprüngttchen Vertrage 
entgegen laufende Coursänderung consentirte? 
und hätte dieser wenigsten! eine Prolongation des 
Abfahrtstermines von Brundusium ohne Cours- 
indarung bewilligen können? Beide werden 
Verneint; Beide jedoch (nach dem letzten jpo- 
tuisse ist ein Punkt zu setzen), mit der Re- 
striction, dass Callimachus dann wenn etwa He- 
ros, der Darlehns Wächter — wie ihn Huschke 
elegant nennt — * nicht unbedingt angewiesen 
gewesen wäre, das CSeld im Falle der Zahlung 
in Brundusium nach Rom zu bringen, sondern 
auch, es eintretenden Falles vrie<ter anderweä 
anszuleih^, Vollmacht gehabt habe, ungeachtet 
der anscheinenden vertragswidrigen Coursände- 
rung sich mit der Exceptton schätzen könne — 
es erledige sich die Vertragswidrigkdt, da er 
von Brundu^um ab das Geld nicht in Folge der 
ursprünglichen StipulaUon, sondern eines neuen 
Vertrags — eines neuen foenus nanticum — 
ersteren Falles auf die Route Brundusium, Sy- 
rien, Benft, Abfahrt vor den Iden; letzteren 
Falles auf die Route Bnndusini»- Beryt, Ab- 
idirt nach den Iden, geschuldet; demgemäss 
•her an die Stelle der stipulationsmässigen Zah- 
lung zu Brundusium per novationem das Innen- 
Aehalten des Geldes auf Grund einer modificirten 
obligatio getreten. Es dient also unsere Stelle, 
im Wesentlichen und zwar in ihrer Umgebung 
(S. 8) passend, zu Erläuterung der Frage, in- 
wiefern kann der actio ex stipulatu, die excep- 
tio doli zu Durchführung von Exceptionen ent- 
Eegengesetzt werden, welche stricto jure un^ 
Bachtuch gewesen wären ? Soviel ist übrigens 
jeden Falles gewiss, dass das praktische Ge- 
wicht dieser Stelle nicht den Folianten aufwiegt, 
welcher Alles in Allem über dieses einzige 
Fragment eines Fragmentes bereits geschrieben 
wurde. Pöschmann. 

il8. SebSienklage gegen Beamte. 

Gegen Beamte kann aus solchen Handlungen, 
EU welchen sie vermöge ihres Amtes verpflich- 
tet waren, eine Entschädigungsklage nicht an- 
E stellt werden* Erk. des Ob. Trib. zu Berlin, 
stizminister. Bl 18Ö5. S. 161. 18. 

11». Aluneitatieiigpilicht 

Die auf Verwandtschaft beruhende Alimenla- 
4l0Aspfli€ht ist juristisch eine reiu concrete^ und 



richtet sich sowohl hinüchäftek ikref Brtfiehni^ 
als ihres Umfangs nach der jedesmailfen Yer^- 
mögenstaxe der l)eiden Betheiligtea in dem 
Augenblicke, wo die Alimente gefordert oder 
gegeben werden. (Emtsch« d. OAG. zu Lübeck, 
in Römer's Samml. lU, 2. S.76). 8. 

120. Die Mutter ist vor dem väterlichen 
Grossvater alimentationspflichtig. (Entsch. des 
OAG. zu Rostock, I. &78). la 

121. Actie PaaUana. 

Zur Anstellung der acHo PauHana bedarf es 
nicht der Voraussetzung des formellen Coneiv- 
ses über das Vermögen des SchuldM^s, sondern 
es gentigt, wenn der Schuldner zur Zeit der 
anzufechtenden Veräusserung insolvent war, 
oder durch dieselbe wurde. •*— Eine exceptio 
doli kann nicht auf dieselben Thatsaohen basiii 
werden, wie die exceptio PauUana» (EntsdL 
d. OAG. zu Lücek, in Trankf. Re^äKtssachen, in 
Römer's Samml. U, 2. p. 74). 8. 

iit. Ijpethek in G^aearsa. 

Ueber die Existenz und die Priorität einer 
Hypothek entscheidet led%Uch das am Orte des 
Concursgerichts geltende Recht. (Entseh. des 
OAG. zu Rostock, I. S. 13). la 

123. TäterUche Gewalt. 

Der römisch -rechtliche Grundsatz der IAh- 
gültigk^t von Verträgen, welche ein Kind wik* 
rend der Dauer der väterlichen Gewalt mit sei- 
nem Vat^ abgeschlossen hat, ist vom OAG. zu 
Wiesbaden als noch jetzt gemeinen Rechtens 
anerkannt worden. (Bopp's Wochensdir. f. R. 
u. V. Nr. 23). 8- 

124. Hudeijälirigkeit« 

Auch ein unter Vormundschaft stehender 
minderjähriger Offizier ist nach den allgemeinett 
Grundsätzen über Handlungsunrähigkeit Minder- 
jähriger zu beurtheilen. (Entsch. d. OAG. zu 
Rostock, I. S. 11). 10. 

125. Erbrecht. 

a) Die in Nov. 22. c.46 fl^ die mator binAa 
festgesetzte Strafe ist auf den pater bhiubus 
nicht anwendbar. — b) Die portio statutaria 
ist der römischen poena secundarum nuptiarum 
nicht unterworfen. — c) Die Erwerbung des 
Domidls an einem fremden Orte genügt zur 
Unterwerfung unter das dor^e Recht, auch 
hinsichtlich der Beerbung. (Entsch. d. OAO. 
zu Rostock, I. S. 111 ff.). 10. 

126. GsllaKra. Kann der Testator die Col- 
lation auch insoweit erlassen oder untersagen, 
als durch den Wegfall der Gonferenda ^n zum 
Milerben eingesetztes, aber auf eine pars qucnta 
oder res certa angewiesenes Kind im Pmchl* 
theile verletzt wor&n ist? Bejaht vom OAG. z& 
Dr. Sachs. Zeitschr. N.F. Bd.XlV. 162. 2a 
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m. Utfmh$EAtUk. 'Unter dm tom 
Testator in Bezug auf die Verlheilung seines 
Nachlasses unter seine Kinder gebrauchEen Aus- 
ilrucke: ^ffesetsKches Erbtheil^ ist in der Regel 
nicht die uitestaterbporüon, sondern der Pflicht- 
tkeil zu verstehen. OAG. su Dr. — Sädis. 
Zeitgchr. N. F. Bd. XIY. S. 154. 2a 

i28. lettBag uat Ldm tm i» nlMtKolia ta- 
rita. Nebst einem RechtsfaUe. Vom Privatdoc 
JDir. Fuchs zu Harbm^. (Archiv f. d. civil 
Pr. Bd.XXXVllL S.305fe.). 

Der Grundgedanke der Puj^illarjnibslitntioa 
ist der einer modificlrten VulgarsubsUtution. 
Der Hausvater disponirte über sein auf das 
Haaskind vererbtes Vermögen (Ür den Fall des 
Versterbeas des Kindes in der Unmündigkeit. 
Die in der vät^lichen Gewalt begründete Per- 
soneneinheit zwischen Vater und Hauskind wirkte 
derfirestalt iort, dass das Kind die mit ihm ver- 
wachsene PersönUchkeit des Vaters nur fort- 
aetate, und dies iührte zu der naheliegenden 
Folgerung, dass der Vater eine successive Re- 
präsentation seiner Persönlichkeit wenigstens 
auf denjenigen Zeitraum nach seinem Tode hin- 
aus anordnen konnte, in welchem es dem Haus- 
Idnde unmöglich war, testamentarisch eine Suc- 
oession anzuordnen. Als das Hauskind eignen 
Erwerb haben konnte, unterschied man zwei 
Vemögencomplexe, den des testirenden Vaters 
und d^jenigen des Kindes, welcher demnächst 
Utk geerbten väterlichen Nachlasse oder im 
selb^stäadigen Erwerbe bestehen würde, und 
fols:eweise auch zwei Erbschaften. Der Vater, 
wdcher eine Pupillarsubstitution anordnete, er- 
richtete zwei Testamente und ernannte in dem 
Pupillarsubstituten einen Erben fiir sein Kind, 
dessen Vermögen jenem als Nachlass zufallen 
sollte. Aus diesem begrifflichen Zusammen- 
hange der V. und P. Substitution erkläre es 
sich unter Anderm auch, dass die Anordnuag 
der einen stillschweigend auch die der andern 
Wolvire, — ein Rechtssatz, welcher die Ein- 
theilun^ beider SubstRuÜonen in substitutio 
(vulgans, pupillaris) expressa und tacita veran- 
lasst hat Ueberall aber, wo man diesen Rechts- 
satz anwendete, ges6bah es mit der negativen 
Beschränkung, dass der Testator eine dem 
Schlüsse von der einen Substitution auf die an- 
dere zuwiderlaufende W^illensbestimmunff nicht 
getroffen habe. Gegenstand der nachfolgendeu 
Erörterung ist die Bedeutung, sowie processuale 
Natur dieser negativen Restriction, unter spe- 
cieller Berücksichtigung der s. pupillaris tacita. 
Die tacita p. subst. beruhe auf der Präsumtion, 
dass der Testator mit der Vulgars. auch die 
P. S. gewollt habe, und auf der FicUon des 
Gesetzes, dass er sie angeordnet habe. Es sd 
jedoch diese Präsumtion (fr. 4. pr. S. 2. de V. 
et P. S.) nur eine praesumtio juris, da der Ge- 
setzgeber nur den Willen des Erblassers er- 
forschen und feststellen könne und die Lücke 
der letztwiUigea Disposition mit einer Wahr« 



aoheinlicidceH ausfäUe« Die Worte si volnM 
pareoüs non refiragatur, si non contraria de«* 
functi vohurtas extitit wiesen deutlich darauf hitw 
Diese con^aria voluntas könne sowohl dired 
als indirect sich kund geben; das letztere, weoa 
der Testator eine Anordnung getroffen hat, wet* 
che mit der Anordnung einer Pupillarsubstito-» 
lion nicht in Einklag zu bringen ist. Die Be^ 
gründung der Klage, weicto auf eine still- 
schwwdigende Pupillarsubstitution sich stütze^ 
erfordre nur die Bezugnahme auf die Subs^tu- 
tion selbst und die Thatsache, dass das Kind 
nach dem Tode des Vaters vor erlangter Voll* 
jähriffkeit. gestorbea sei. Gehe die Irrigkeit der 
Annahme einer stillschweigenden Pupillarsub- 
stitution nicht schon aus (fer Klage selbst und 
beziehentlich ihren Unterlagen hervor — was der 
Richter zu beachten habe — so müsse die con- 
traria voluntas von dem Beklagtea exipirt 
und bescheinigt werden. Er müsse beweisen^ 
dass der Testator bei der VulgarsubsUtution 
nur diese und nicht auch die PupillarsubstitutioA 
beabsichtigt habe (c. 4. h. t. : si modo non con- 
trariam volunlatem defuncki extiüsse probetur); 
bis dahin sei der Klsjger, der sich auf die in 
der Vulgarsobstitution liegende gesetzUche Ver- 
muthung für die Pupillarsubstitution stütze, durch 
diese ^chützt. — Der Verf. theilt einen 
Rechtstall und die darauf bezüglichen, bezie- 
hungsweise abweichenden Entscheidungen aus 
der Kurhessischen Praxis mit. 18. 

12t. BiipMitieaM Myitieae ader iMflidtat. 

In einem in Mecklenburg anhängigen Erb- 
schaftstreit wurde von der Juristenfacultät zu 
Halle ein Erachten eingeholt, welches sich in 
der Hauptsache für die Ansicht, dass die con- 
(irmirten Codicile sich in Ansehung der zu 
ihrer Gültigkeit nothwendigen Form von den 
nicht confirmirlei überall nicht unterschieden, 
dass fiir die sog. Beizettel aber das Requisit 
einer Solennität nicht bestehe, in solchen Bei- 
zetteln aber nur die Benennung des Honorirten 
und die Bestimmung der ihnen zugewiesenen 
Portion oder Summe, beides jedoch nur unter 
der Voraussetzung geschehen könne, dass in 
dem Testamente selbst bereits die fragliche 
Disposition ihrem Wesen nach getroffen und 
nur wegen des Namens etc. auf die Nebenur- 
kunde verwiesen sei. Hiemach wird eine drei- 
fache Abstufung der in dem Testamente be^ 
stdienden und dasselbe ergänzenden oder Nach- 
träge zu ihm enthaltenden Urkunden anzuneh- 
men sein: 1) Das nicht confirmirte Codicill hat 
selbstständige Geltung und steht zum Testamente 
nur in dem Verhältnisse, dass seine Dispositio- 
nen ein Fideicommiss an den testamentarischen 
Erben sind. Von ihm heisst es: jus testamenti 
sequitur. — 2) Das confirmirte Codicill leitet 
aus dem Testamente das jus legandi her. Nur 
zu diesem Ende, um die in ihm enthaltenen 
directen DisposiUoBen als gültig betrachten zq 
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hSnnen, wird finglrt, sie seien im Testamente 
iBelbst enthalten, perinde habentur ac si in te- 
gtamento scripta essent Dieser jiMistichen Fic- 
Üon, die für fideicommissarische Verfügungen 
iberall nicht gilt, ungeachtet, bleiben aber Fe- 
tisch die im confirmirten Codicill getroffenen 
Dispositionen nur zu dem Testamente ex post 
hinzugedigte. Nur in solcher Beschränkung 
faeisst es von diesem Codicill: partem testamenti 
facit. — 3) Die Dispositio implicita gilt juri- 
stisch als der im Augenblick der Testamentser- 
richtunff schon wirklich vorhandene, nur durch 
einen Umweg, eine Verhüllung ausgesprochene 
Wille des Testators, und in der Re^el ist er 
diess auch thatsächlich. Von ihr neisst es: 
testamento data videtur. — (In der Sache 
sdbst entschied das 0A6. zu Rostock abwei- 
chend von der Ansicht der Juristenfacultät zu 
Halle, indem es in dem in Rede stehenden Te- 
stamente ein fideicommissum jus quos supererit 
errichtet fand). — Entsch. d.OA(j. zu Rostock, 
L 146 ff. 10. 

130. Qoarta Falddia bei Doppeltestameatea. 

Commentatlones juris Romani duae auctore 
Herberte Pernice Halano, Hai Ed. Anton 
MDCCCLV. XIV. und 259. gr. 8. Comm. I. 
de ratione legis Falcidiae in duplicibus testa- 
mentis ineunda [p. 1—124]. 

Vorbemerkte Abhandlung wurde zur Lösung 
einer von der Berl. Juristeniacultät fiirdas J. 1854 
ausgeschriebenen Preisaufgabe: ut instituta dili- 
genti locorum juris Romani, quibus de agilur, 



isterpretatione effidoto, qaeHrndmodiim in du- 
plicibus testamentis iniri debeat ratio Legis Fal- 
cidiae, geschrieben und des Preises würdig ge- 
funden. Sie legt rühmliches Zeugniss von der 
Belesenheit, dem Fleisse und Scharfsinn des 
Verf. — einem So'hne des Kronsyndicus, Geh. 
Raäi u. Professor etc. Dr. Pernice am Halle — 
ab, hat jedoch einen Theii ihrer Bedeutung 
durch die denselben Gegenstand betreffende Ab- 
handlung von Vangerows im Archiv f. civil 
Praxis Bd. XXXVI. p. 219 f. 309 f. Bd. XXXVtt 

6. 327 f. verloren; welche zum Thell späteren 
rsprungs als jene ist; und l)ei deren Ueberar- 
beitung behufe des Drucks nur tbeilweise be- 
nutzt werden konnte. Da der Verf. im We- 
sentlichen zu denselben Resultaten gelangt, wie 
von Vangerow, so wird eine Verwesung auf 
dessen Abhandlung genügen. Den Schluss da* 
hier zu besprechenoen Schrift bildet die Be- 
leuchtung der.Clausel: quanto ampUus p. HO; 
des Falles, wenn einem Arrogatns substltniri 
ist p. 117 f., endlich des Falles, wenn in beiden 
Testamenten dieselbe Sache legirt ist p. 11911 

la 

131. Qaarta Trebeniaalca. 

Der FIdudar mnss, um die quarta falcküi 
und Trebellianica in Abzug bringen zu können, 
nachweisen, mit wieviel er von dem Erblasser 
honorirt worden ist, und es trifft ihn, im Fülle 
er diesen Nachweis nicht erbringt, das träjoäz 
des Verlustes der Quart. (Römer, Stm»L 
d. Entsch. d. OAG. in Lübeck In/FranU. 
Rechtss. II, 3. S. 332). 8. 
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1. Beutsclies PriTatrecht von Dr. B I u n t s c h 1 i, 
ord. Prof; an der k. b. Ludwig -Maximilians- 
Universität, 2 Bände. München 1853 und 1854. 
kL 8. XXVin, 520 und VIII, 437 S. 

2. System des gemeineB deatschen Privatreckts 
von Ferd. Walter, Geh. Justizrathe und Pro£ 
der Rechte zu Bonn etc., Bonn 1854 und 1855; 
Vm, 622 S. 8. 

Beide Werke — zu den bedeutendsten Er- 
scheinungen der neuesten germanistischen Lite- 
ratur zählend, und durch eine Fülle geistreicher 
Bemerkungen, sowie die geschmackvollste Dar- 
stellung gleich ausgezeichnet — sind Lehrbü- 
cher; das letztere laut der vorausgegangenen 
Ankündigung in der deutschen Rechtsgeschichte 
(S. IV), das erstere nach ausdrücklicher An- 
deutung in dem lesenswerthen, freilich etwas 
überschwenglichen Vorworte, welchem gemäss 
der Ver&sser bei der Bearbeitung seines 6a- 




praktischen Juristen vor Auge 
Das rein -historische Material wird hier 
wie dort, Gerber's Anregung zu Folge, mög- 
lichst ferne zu halten versucht^ Bluntschli 
kommt es nur darauf an, die Rechtsgedanken, 
welche germanischen oder modernen Ursprungs 
— denn beides gehöre der Wissenschaft vom 
deutschen Privatrecht auf ihrer jetzigen Ent- 
vWckelungsstufe an — unser heutiges Privat- 
recht durciileuchten und beherrschen, in ihrem 
organischen Zusammenhange mit der Vergan- 
genheit und der Rechtsordnung der Gegenwart 
klar und bestimmt auszusprechen; während 
Waller den Blick fest auf das Recht der Jetzt- 
zeit gerichtet hält, und nur von dieser aus zu- 
weilen rückwärts streifen lässt, und aus der 
Geschichte, welche ja doch zur Erklärung der 
Grundgedanken des praktischen Rechts onent- 
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lM4iiiich ist, dasjenige herauszugreifen, was 
mit dem Vorhandenen noch wirklich in leben- 
diger Verbindung steht. 

Den Text begleitet Bluntschli mit unterge- 
setzten Quellen -Auszügen, welche jedoch dem 
ersteren, da sie nicht Satz um Satz desselben 
beweisen sollen, keineswegs durch entsprechende 
Ziffern oder Bachstaben angepasst sind. Ihr 
Zweck ist lediglich, zur deutlichen Veranschau- 
licbung und Fortrührung des Gedankens zu die- 
nen, sowie den Leser zu dem Studium der^deut- 
schen Rechtsdenkmäler hinzuleiten. In beiden 
Beziehungen wird der Ergänzung halber auf 
Kraut's trefflichen Grundriss verwiesen. Bei 
Walter hingegen ist eine Mittheilung von Quel- 
lenbelegen nur selten, indem dieselbe meist 
durch Fingerzeige auf die Rechtsgeschichte des 
Verfassers, welche ja mit dessen Privatrechte 
gleichsam ein Ganzes, einen germanistischen 
Cursus, bildet, ersetzt wird. Dafür finden sich 
aber in den unter dem Texte fortlaufenden An- 
merkungen iilr die einzebien Lehrsätze wissen- 
schaftliche Autoritäten angegeben, neuere be- 
sonderer Beachtung würdige Particular- Legis- 
lationen verglichen, hervorstechende Controver- 
sen in prwianter Weise angezeigt und kritisch 
geprüft. Es differiren mithin beide Compendien, 
wiewohl von derselben Grundidee, dass nämlich 
das deutsche Privatrecht auf wissenschaftlicher 
Construction aus gegebenen Quellen beruhe, 
ausgehend, doch wesentlich dadurch von einan- 
der, dass Bluntschli, welcher sich überhaupt 
seiner Aufgabe gegenüber mehr subjectiv ver- 
hält, das Auge seiner Leser auf die Urquellen 
der einzelnen Lehren selbst zurücklenkt, und 
die Frage, wie aus ersteren durch das in Mitte 
liegende Organ der Wissenschaft praktische 
Resultate erzielt worden seien, gänzlich über- 

Seht, Walter dagegen jene Wiederzersetzung 
es durch die Doctrin gewonnenen Stoffes in 
sdne Urbestandtheile den rechtshistorischen Stu- 
dien überlässt, und sich in seinem Privatrechts- 
Systeme damit begnügt, die fertigen Ergebnisse 
der Wissenschaft als solche, blos unter Anfiih- 
rung der gründlichsten und neuesten Gewährs- 
männer, zusammenzustellen. 

Eine vollständige Angabe der Literatur lag 
ausser dem Plane beider Werke; nur auf die 
erheblichsten monographischen Arbeiten sollte 
an den betreffenden Stellen aufmerksam gemacht 
werden. Allein auch bezüglich dieser Auswahl 
fehlt es dem Buche Bluntschli's — im Gegen- 
satze zu Walter's sorgrältigem und consequen- 
tem Verfahren — an einem durchgreifenden 
Prinzipe, so dass hie und da unbedeutende Ab- 
handlungen angefiihrt, Uauptschriften aber über- 
gangen werden, wie denn z. B. in dem Ab- 
schnitte über Handelsgesellschaften Brinckmann's 
ffelungene Darstellung dieser Lehre in seinem 
leider unvollendeten Handelsrechte mit keiner 
Sylbe OTwähnt ist. 

Endlich die innere Anordnung der Materien 
angehend^ so zerlegt Bluntschli den gesammten 
Jahrb. t Rechtswiss. 1855. 



privatrechtlichen Stoff, nach Voraussendung 
einer Einleitung über die Natur des deutschen 
Privatrechts (worin dasselbe im Gegensatze zu 
dem fremden als „der nationale Theil des 
Privatrechtes der Deutschen oder in deutschen 
Ländern** definirt wird) und über die Rechts- 
quellen, in iiinf, das Personen - , Sachen-, For- 
derungs - , Familien - und Erbrecht begreifende 
Bücher, deren erstem sich als Schlusscapilel, 
hinter der Lehre von den juristischen Personen, 
jene vom s. g. Autorrechte angefügt findet. 
Das Wechsel- und Seereclit haben dagegen 
keine Aufnahme gefunden; ersteres, weil inm 
der Verfasser eine besondere Erläuterungsschrift 
(Erlangen 1852) gewidmet, und weil es auch 
sonst um seiner Eigenthümlichkeit willen von 
dem gewöhnlichen Privatrechte unterschieden 
werde, obwohl Jedermann wisse, dass es durch 
und durch von privatrechtUcher Natur sei; letz- 
teres hingegen, weil es der Verfasser, ein Bin- 
nenländer, den besonderen Arbeiten derjenigen 
überlassen wolle, welche mit der Eigenthüm- 
lichkeit des Lebens und Verkehrs zur See bes- 
ser als er vertraut seien. 

Walter seinerseits beginnt das System mit 
einleitenden Erörterungen von der Natur und 
Behandlung des deutschen Privatrechts, worin 
er zuvörderst den heutigen Rechtszustand in 
Deutschland in Beziehung auf die Rechtsquellen 
und die Rechtsinstitute charakterisirt, und dann 
vom Begriffe und Dasein des deutschen Privat- 
rechts handelt. In Ansehung des ersteren spricht 
er sich (%. 8) dahin aus : „es giebt ein Recht^ 
Lehren und Grundsätze, welche nicht aus posi- 
tiven Bestimmungen, sondern aus der allgemei- 
nen Natur des Rechts fliessen, und welche da- 
her auch überall gelten müssen, wo man einen 
nach Begriffen geordneten Rechtszustand aner- 
kennt; ferner kann der juristisch gebildete Ver- 
stand über jedes gegebene Rechtsinstitut durch 
die Zerlegung und Entwicklung der darin ent- 
haltenen Grundgedanken eine wissenschaftliche 
Theorie aufstellen, die ihrer inneren Wahrheit 
und Gonsequenz wegen überall brauchbar ist, 
wo sich dasselbe Institut findet , und dem Rich- 
ter in Ermangelung näherer positiver Bestim- 
mungen an die Hand geht. Diese Theorie der 
in das Gebiet des deutschen Rechts fallenden 
Rechtssätze jund Institute ist dasjenige, was man 
das gemeine deutsche Privatrecht zu nennen 
hat.^^ Hieran knüpft sich dann eine Betrachtung 
der Quellen des Privatrechts, welche in zwei 
Classen: ursprüngliche (d. i. historische Hülfs- 
mittel und Natur der Sache), und verarbeitete 
(juristische Schriften und Präjudizien) ausge- 
schieden werden. Den Schluss der Einleitung 
bilden Bemerkungen üher die wissenschaftUche 
Behandlung des deutschen Privatrechts mit den 
nöthigen literarhistorischen Notizen. Das Lehr- 
gebäude selbst besteht aus drei Theilen : I. Theo- 
rie der Rechtsquellen, II. Subjecte der Rechts- 
verhältnisse, UI. Inhalt der Rechtsverhältnisse. 
Im letzten umfangreichsten Theile wird dann In 
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fiknf AbschnJUen: 1) über Rechtsverhältnisse an 
Personen, 2) über Rechtsverhältnisse an Sachen, 
und hier auch vom ehelichen Güterrechte, 3) über 
Rechtsverhältnisse, welche sich auf Forderungen 
beziehen^ 4) über Rechtsverhältnisse bei der 
Beerbung, endlich 5) über Rechtsverhältnisse 
besonderer Stände gesprochen« 45. 

S. üeber deo Einflass des GkristenlbAHs aaf 
das altgermanische Rechtsiebea. Akademische 
Vortrag von Dr. H. Gfr. Gen gl er, o. ö. Prof. 
d. R. Erlangen 1854. 16 S. 8. 

Diese — nur in einer kleinen Anzahl von 
Exemplaren gedruckte — ursprünglich lateinisch 
gehaltene Antrittsrede schildert in geistreich 
beredter Diction die Einwirkung des Christen- 
tiiums auf die beiden, die Grundsäulen des alt- 

5 ermanischen Rechtssystems bildenden Gewalten, 
ie häusliche des Familienvaters und die öffent- 
liche der Könige. Namentlich die Gestaltung 
des christlich - germanischen Königthums wird 
hier in markigen, grossartigen Zügen vorge- 
führt. 10- 

4. Lex Francorom Chamayonui oder das veN 
Meintliehe lantener Ganrecht, herausgegeben und 
erläutert von Dr. Ernst Theodor Gaupp, Königl. 
Geheimen Juslizrathe und Professor der Rechte 
an der Universität zu Breslau. Bresl. 1855. 8» 

Es liegt uns hier ein Rechtsdenkmal vor, 
welches von seinen Herausgebern verschieden 
charakterisirt worden ist. Die ältere Schule, 
seit Baluzius, betrachtete dasselbe als ein Ca- 
pitulare Karls d. Gr. aus dem Jahre 813. Alle 
Herausgeber, selbst noch Walter, folgten die- 
ser Ansicht. Erst Pertz hat diesen Irrthum be- 
merkt und schied dieses Rechtsdenkmal aus der 
Reihe der Capitularien aus; er sah dvln das 
Recht einer besondern fränkischen Landschaft, 
und, gestützt auf zwei Stellen des Rechtsdenk- 
mals, wies er demselben nun seine bestimmte 
Heimath an. Cap. 11 handelt nämlich von einer 
Art der Freilassung, welche jemand „in loco, 
qui dicitur sanctum sua manu duodecima^^ vor- 
nehmen soll. Cap. lU spricht von einem Schwö- 
renden und bestimmt ,Juret in sanctis.^ Auf 
Grund dieser beiden SteUen erklärte Pertz das 
Rechtsdenkmal für das Recht einer Landschaft, 
deren. Mittelpunkt die Stadt Xanten gewesen 
sei und legte ihm den Namen Jus pagi Aanten- 
sis bei; eine Ansicht, welche er im J. 1846 in 
eJner eigenen Abhandlung ausführte. 

Dieser Ansicht von Pertz tritt der gelehrte 
Forscher auf dem Gebiete der deutschen Volks- 
rechte nüt Entschiedenheit entgegen; er ver- 
wirft die Annahme eines Xantener Gaurechts 
völlig und vindicirt diese Sammlung dem sog. 
Hamalande oder Amorlande, wobei er sich ganz 
besonders auf die Ueberschrift ^^ewa quae se 
ad Amorem habet^^ und einige locale Bestim- 
mungen der Lex selbst (z. B« ^quid ib Amore 



in alterum (uratom^) beruft. Der Hei^ausgebar 
widerlegt die für Xanten vorgebrachten Gründe 
mit grosser Schärfe, indem er zeigt, dass die 
von Pertz angelührten Beweisstellen „in sancüs 
jurare,^^ „in loco qui dicitur sanctom^ sich gn* 
nicht auf die Stadt Xanten, sondern, nach wsm 
Sprachffebrauche des Mittelalters, nur auf die 
Form des Schwurs: „bei den Heiligen^ und 
^auf den Reliqüienkasten^^ beziehen können. 

Nach der Ansicht von Gaupp ist in dieser 
Sammlung nidit btoss das Recht einer besosi- 
dem Landschaft, sondern ^n eigenes fränki- 
sches Stammesrecht enthalten, nämlich das Recht 
der Chamavischen Franken, welche be- 
reits im 4. Jahrhunderte im Hamalande auf den 
rechten Rheinufer sassen. Mose Chaoraven wa- 
ren die nächsten Nachbaren der Sachsen und 
Friesen, mit deren Recht die vorliegende Lex 
auch näher verwandt ist, ab die übrigen frän« 
kischen Volksrechte. Die Zeit der Abfassung 
setzt den Herausgeber in den Anfang d^ 9. 
Jahrhunderts; die Art der Abfassung fand in 
der Form eines Weisthums statt, welches von 
rechtskundigen Männern aus dem Volke dnge^ 
fordert wurde. 

Auf diese historische Einleitung folgt als 
zweiter Abschnitt S. 30—35 ein Abdnid 
des Gesetzes selbst, wob<^ sich der Herausgfe^ 
])er an den von Baluzius und seinen Nadifolgem 
gelieferten Text hält« Im dritten Abscbnitte 
S. 35— 80 erläutert er die wichUgsten Besttei- 
mungen der Lex. Zuerst werden %A einige 
charakteristische Eigenthümlichkeiten des Ge- 
setzes hervorgehoben, besonders auch im Sprach- 
gebrauche; so bedeutet z. B. homo Francus ^ 
einen antmstio, opus dominicum (He königliche 
Kasse. Dann werden %. 2 die staatsrecbtuchen 
Verhältnisse des Chamaveriwides erörtert; %. 3 
folgen einige Bemerkungen über die persün- 
lichen und ständischen Verhältnisse im ripua« 
rischen Volksrechte. In $. 4 zeigt der Heriraa^ 

?eber, dass die persönlichen und ständischen 
erhältnisse im chamavischen Volksrechte vid 
einfacher sind, als im ripuarischen, dass be* 
sonders in demselben der römischen Provinzia- 
len mit keinem Worte Erwähnung ffeseUdil) 
woraus er den Schhiss zieht, dass diese Lex 
nicht auf altrömischem Provinzialboden entstuH 
den sein kann. — Als eine höchst merkwür- 
dige Bestimmung wird hervorgehoben, dass das 
Wehrgeld der homines Frand, d. h. der An- 
trustionen nicht an ihre FamiUe, sondern an 
den König Fällt. Hierbei bemerkt Gaupp selff 
richtig: ),In unserm chamavischen Rechtsbuche 
hat aber nun in Betreff der homines Franci das 
monarchisch -aristocrattsche Prinzip voUständig 
den Sieg davongetragen. Der Königsmann er- 
scheint gleichsam aus seiner Familie herausge- 
schoben, indem sein Wehrgeid nicht an diese, 
sondern an den König, ad opus domiBicnm zu 
zahlen ist.^^ In %. 5 werden Ae über die Fref^ 
lassung voriEommenden Bestimmungen erör- 
tert, beiondws die sehr donkie Art dar Frsi*^ 
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lassEBg y^ hmtrt^mf $. 6 dto Bossen rad 
PrivatstraleB. Neben der Con^K>sUi(m und dem 
fredum koBuni hier noch eine dritte Art dar 
Strafe vor, die wirdira; dieses Wor4 bezeich- 
net denselben Begriff, wie das lat^nische dila- 
tiira in den andern fränkischen Gesetzen, näm- 
lich eine Strafe, weldie von demjenigen gege- 
ben werden muss, welcher leugnet und des von 
ihm nicht eingestandenen Verbrechens dennoch 
überfuhrt wird. 

Zuletzt werdra in $. 7 die sehr vereinzelten 
privatrechtlichen Bestimmungen beleuchtet, Jn»- 
besondere das Cap. X, welches v(m dem wa- 
dium oder der Bürgschaft handelt und das merk- 
würdige Cap. XLII über die Erbfetge. Letzte- 
res bestimmt: 

SHpiis Francus homo habuerit fiUos duos, 
hereditatera suam de sylva et de terra eis di- 
Hüttat et de mancipiis et de peoulio. „De ma- 
terna hereditate similiter in fiiiam veniat/^ 
Würde man unter „materna hereditas^^ das ge- 
sammte mütterliche Erbe verstehen, welches 
auch in Liegenschaften bestehen kaiui, so würde 
man hier eine von allen übrigen germanischen 
Volksreohten abweichende Regel erhalten. Der 
Herausgeber hält daher tur das Wahrsch^Iich- 
8te, dass sieh diese Worte nur auf die Gerade, 
die muliebres reliquiae beziehen, welche von 
jedem Weibe auf die joächste Niftel vererbt wer- 
den, eine Annahme, wodurch das Cap. XLII in 
Eiidüang mit den Bestimmungen der verwandten 
Yolksreehte gebracht wird. 

Fast durchtfängig hat der Herausgeber mit 
vielem Geschick £e Schwierigkeiten zu besei- 
tigen versucht, welche durch die Dunkelheit 
und die Kürze des Ausdrucks in diesem Rechts- 
denkmale hervorgerufen werden. Mit gewohn- 
ter Cbründlichkeit hat er das Phantom eines 
Xantens Gaurechts vernichtet und dem vorlie*- 
genden Rechtsdenkmale seiBea gebührenden Eh- 
renplatz unter den gennanischen Yolksrechten 
geschert 

So hat Herr Prof. Gaupp, welchem die Quei- 
lenkiukte «nsers deutsehen Rechts bereits soviel 
verdankt, zu seinen zahlreichen Arbeiten über 
die Votksrechte einen aeuen, höchst verdienst- 
lichen Beitrag geliefert. H. Schulze. 

S. Heber Formeibftclier vom 13. bis zum 16. 
Jahrimulert als reoUsgacUcUfiche Qaellei. Pro 
venia legendi, geschrieben von L.Rockinger, 
Dr. b. R. llthichen,^'Kal8er 1855. 216 S. 8. 

Der Verf. betritt^ indem er die Formelbücher 
der bezeichneten Periode als rechtsseschichtliche 
Ouellen untersucht, ein Feld, auf dem sid), wie 
■er auch selbst sagt (S. 8), noch kein Vorar- 
beiter eingeiunden. Er versieht unter Formel- 
l^üoberTi fuejenigen Schriften, welche den Zweck 
hdbeüj durch Illuster von Urkunden und Briefen 
die formelle rechtsverständige Herstellung der 
leUterea zu zeigen; an sie S(^liessen sich die 
JBttnmliHi^Q v#n Uikmdea «Dd Briefen an. h 



Beziehung auf ihre äussere Beachaffenheit vi- 
terscheiden sie sich in solche, bei welchen 
das eigentliche Formehnaterial ohne alle theo- 
retische Ztttbat erscheint, und in solche, bei 
welchen dasselbe mit einer solchen in Verbin«- 
dung gebracht ist ($. 5). Die rhetorische Ein^ 
leitung der letzteren ist eine Art Inbegriff der 
Briefstellerei; es werden hier fttnf muptbe- 
standtheile der Urkunde (epistola, carta, Utera, 
dictamen) angenommen, nämlich; salutatio, cap- 
taUo benevolenUae, narratio, petitio, conciusio 
(g. 6j; daneben kommen hier noch weitere Aui- 
fühnuigen über die mehr künstliche Behandlung 
rücksichtlich der Foim vor. Der Zusammenr- 
hang der Formelbücher mit andern recfatsge- 
schichtlichen Erscheinungen z^t sich zunächst 
in Bezug auf die grammatischen >^ und rhetcnri- 
schen Studien des früheren Mittelalters ($. 7); 
durch Verbindung seiner ursprünglich fast rein 
theoretischen Schrilten Über die rhetorische 
Dificiplin mit Gegenständen von vorzugsweise 
praktischer Bedeutung gingen die Formelbüchmr 
hervor (g. 9 ff.). Andererseits wurde seit dem 
14. Jahrhunderte, durch die allgemeinmi literar- 
historischen Vorgänge vermittelt (g. 14. 15), 
der Zusammenhang mit einer bedeutenden Classe 
wissenschaftlicher Erscheinungen hergestellt; die 
rhetorische Einleitung wurde von uen Formel^ 
büchera losgetrennt und erscheint als selbst- 
ständige Scluift, wogegen das Formelmaierial 
mehr und mehr auf Gegenstände, die sich fär 
das Urkundenfach eigneten, hingewiesen ward 
(g. 16 ff.). Insbesondere aber zeigt sich hier 
auch eine zeitgemäss gestattete Fortsetzung der 
früheren lateinischen Formelbücher in ähnlichen, 
jedoch in der Muttersprache geschriebenen Werken 
(g. 21), die in mehr populärer Haltung einem 
grossem Kreise willkommenes Hülfsmittel sein 
sollten. — An diese, in einen üeberblick 
(g. 22) zusammengefasste Ausführung schliesst 
der Verf. in $.23 ff. Andeutungen über die ma- 
teriellen Resultate der Formelbücher für <tte 
einzelnen Theile der Rechtswissenschaft an — <Ue 
wir namentlich der Beachtung der, gelehrtai 
Forscher auf den verschiedenen Rechtsgebieten 
empfehle — und giebt im Anhang (S. 139 ff.) 
ein Verzeichniss der bedeutendsten handschrift- 
tich voriiandenen Formelbücher. 10« 

I« Bie Lanbarda-Gamentare des iripraad 
«ad Albertus. Ein Beitrag zur Geschichte des 

Sermanischen Rechts im zwölften Jahrhundert, 
ach den Handschriflen zum erstenmale her- 
ausgegeben von D.Aug. An schütz, Privatdoc. 
d. Hechte an der Univ. zu Bonn. Heidelberg, 
Mohr. XXVI. u. 204 S. 8. 

Ein auf 7 Hss. (zu Paris, Bolopa, Verona, 
Olmütz, und im Vatican) beruhende kritische 
Ausgabe der auf dem Titel genannten, dem 12. 
Jahraundert ang^örigen Ckimmentare, welche 
vorzugsweise fUr germanisches Erbrecht, ftir 
die Mundialverhältnisse «ad fUr das gerichtliche 
Verfahren beachtenawerthe Aufsoblüaae gewäb- 
21* 
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UL Deotsches Privalreeht. 



ren. Ein genaues 
nttizung. 



erleiditert die Be- 

8. 



7. De G»4ice Saee. IT. Eriaageasi iaediU, cui 

Eromluarium juris maximam partem a Saxonicis 
lomanisque fontibus repetitum inest Commenta- 
tio, quam — scripsit D. H. Gfr. Ph. G engl er. 
P. P. 0. Erlanff. 1854. 44 S. 8. 

Eine Auswahl der bedeulendsten Artikel die- 
ses handschrifUichen Promtuariums^ wortgetreu 
abgedruckt und mit den Nachweisen der ange- 
zogenen Quellenstellen versehen; jedenfalls eine 
sehr dankenswerthe und mühevolle Bereiche- 
rung des germanistischen Ouellenapparats. Vor- 
aus geht eine Charakteristik der HandschrlR und 
Untersuchung über Zeit und Ort derselben: 
muthmasslich gegen Ende des 15. Jahrhunderts 
in der Gegend zwischen Naumburg und Fran- 
kenhausen. 10. 

8. Ton den aneckten Kindern. Ein Beitrag 
zur Rechtsgeschichte von Wilda. (Zeitschr. 
f. deutsch. Recht, XV, 2. S. 237 ff.). 

Der Satz von der Rechtlosigkeit und Erblo- 
sigkeit der unehelich gebornen Kinder findet 
sich zwar in den ersten deutschen Rechlsbü- 
chern, ferner in England und Frankreich, nicht 
aber In Norwegen, Island, Schweden, Däne- 
mark, endlich auch nicht Im longobardischen 
Volksrechte. Der Verf. führt diess Im Detail 
unter Bezugnahme auf zahlreiche Quellenstellen 
aus. 8. 

f. EheUches ««terreekt. 

lieber die Vermögensrechte der Eheleute 
nach Schaumburger Rechte. (Heuser's Anna- 
len etc. U. Bd. S. 264 f. S. 322 f. 388 f.). 24. 

10. AUfeneine Gftterfeveinsekaft. 

In dem Erkenntnisse eines Würtemb^gischen 
Obergerichts (bei Tafel, auserl. Rechlsspr. 
würt. Ger. II, 2. S. 157) wird als in Wtirtem- 
berg vorherrschende Ansicht anerkannt, dass 
der allgemeinen Gütergemeinschaft ein dominium 
in solidum zu Grunde liege, in dessen Folge 
nach dem kinderlosen Tode eines Ehegatten das 
ganze gemeinschaftliche Vermögen auf denUeber- 
febenden nicht durch Erbrecht, sondern ver- 
möge eignen Rechts durch Consolidation über- 
geht. — (Vergl. über den Begriff der allgem. 
uütergemeinschatl noch einen andern Fall, eben- 
das. S. 145). 10. 

11. Ehelicke Gltemmeinsekaft 

Die in Altstadt Schwerin geltenden Prln- 
cipien der ehelichen Gütergemeinschaft sind fol- 
gende : 1) „dass bei eintretenden Todesfällen un- 
ter Ehegatten der überlebende Gatte mit den 
Kindern in der altdeutschen Gemeinschaft der 
Güter zum gemeinsamen Erwerb und Verderb 
verbleibt; 2) dass bei eintretender Zwangsthei- 
lung, über deren Nothwendigkeit bei entstande- 
fiem Streite nach gemeinem Rechte entschieden 



wird, der Oberlebende Ehegatte nichts Yoraus 
oder vorweg nimmt, sondern, dass die Thellung 
über das Gesammtvermögen, nach aufgenomme- 
nem Inventarium In folgender Art geschieht: 
dass dem überlebenden Ehegatten freigelassen 
wird, ob er sein erweislich in die Ehe Einge- 
brachtes in die zu verthellende Gesammtmasse, 
mithin zur gemeinen Thellung mitkommen las- 
sen, oder ob er jenes vorwegnehmen wolle, <h 
dann Im erstem Falle Ihm die Hälfte, Im letztem 
Falle hingegen, ausser und neben dem Binse- 
brachten, nur Kindestheil gelassen wird ; 3) dass 
eine Verhaftung fiir die Schulden des andern 
Ehegatten nur dann eintritt, wenn die Ehe be- 
erbt ist; sowie endlich, 4) dass noch bis auf 
den heutifi^en Tag nach diesen Grundsätzen In 
Erbfällen bürgerlicher. In Gütergemeinschaft le- 
bender Ehegatten auf der Altstadt stets verfehren 
und entschieden, und dass das Wahlrecht dar 
Ehegatten zwischen dem Halbscheid des Ge- 
sammtvermögens. In welches das Eingebrachte 
des überlebenden Gatten mit eingeworfen, und 
der Virll-Portion, was abgesondert worden, aadi 
dem überlebenden unbeerbten Ehegatten, wenn 
derselbe mit andern Erben concurrlrl, freige- 
lassen wird^^ Orlginalzengniss des Schweriner 
Magistrats v. 13. Nov. 18^ und Ausfiihmng in 
einem Erk. d. OAGerichts zu Rostock (In der 
Samml. d. Entsch. dess. v. Buchka und Bodde I. 
S. 96 ff.). a 

12« Der Retract sekatif liehtiger fimlMcke in 
der Provinz Osnabrück, vom Ger. Ass. Struck- 
mann In Osnabrück (Hann. Magazin Bd. V.). 
In der Provinz Osnabrück findet sich neben dem 
Retracte ex jure Gentllllio (In Beziehung auf 
welches das neuste Heft des Mag. auch einige 
Entscheidungen der Gerichte, ml^theilt vom 
G. Ass. Petersen, enthält) auch ein Relractsrecht 
hinsichtlich der ehemals schatzpflichtigen Grund- 
stücke, dessen Umfang in dem vorliegenden Auf- 
satze näher präcisirt wird, Insonderheit In der 
Richtunfi^, dass das Retractsrecht, wenn dasselbe 
nur vorher angemeldet worden, durch eine spi- 
ter erfolgende reffimlnale Genehmigung des 
Verkaufs nicht wleoer besdtigt werden könne. 

40. 

13. JagAreekt 

Das einem Rittergut zustehende Jagdrecht 
ist nicht ein blosser Ausfluss des Elgenthums- 
rechts, sondern ein Privilegium, ein eigentliches 

Sutsherrliches Recht, welches dem Gnts- 
erm als solchem zust^t. Bei Veräusserang 
einzelner Grundstücke des Ritterguts geht 
das Jagdrecht auf diesen Grundstücken mithin 
nur dann auf den Erwerber der letzteren über, 
wenn es ihm ausdrücklich übertragen wurde. 
(Holsteinische Anzeigen 1855. I. OutuIaL Zwei 
Erkenntnisse des 0. A. 0. zu ßel.) 39. 

14. Bie Debmahne tnmiet Sehrilen lael 
Mbischem u4 kaabuger leckL Von Berth. Del- 
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brück, Kreisrlchler zu Bergen auf Rflgen. 
(Zlschr. f. .deutsch. Recht XV, 1. S. 126 ff.). 

Der Verf. erörtert insbesv die Bedeutung 
folgender beiden Eigenthümlichkeiten der ge- 
nannten Rechte: 1) dass eine in das Hypotheken- 
buch eingetragene Forderung fortan den Grund 
ihrer Gültigkeit lediglich durch die Eintragung 
hat, ohne dass der materielle Grund der Ver- 
bindlichkeit in Betracht kommt, 2) dass mit dem 
Erwerbe eines Grundstücks der (eingetragene Be- 
sitzer von Rechtswegen Nachfolger des Schuld- 
ners rücksichtlich jeder eingetrageneu Forderung 
wird, dergestalt, dass er auch mit seinem son- 
stigen Vermögen dem Gläubiger haftet. Ange- 
fügt ist eine Tübische Verordnung vom 25. März 
1^8, welche sich auf den letztern Punkt be- 
zieht. 8. 

IS. BaaarediL 

Das zu Gunsten einer Wassermühle begrün- 
dete Mahlzwangsrecht geht nicht auf eine an 
deren Orte erbaute Windmühle über. Zur Be- 
gründung der Klage auf Anerkennung des Mahl- 
zwanffs ist die Angabe des Entstehungsgrundes 
erforderlich. (Entsch. des OAG. zu Rostock in 
der Samml. v. Buchka und Buddel, S.31.) 8. 

Leknredit. 

II. Mantelkinder.— Die durch subsequ. m. 
legitimirten Söhne eines Lehnbesitzers sind zur 
Succession in das Mannslehn berechtigt. Be- 
slätÄgi durch den höchsten Gerichtshof zu Wien. 
(Ausführung in Haimerl's Mag. d. St. und RW. 
Bd. IX. S. 238 f.) 23. 

17. Bei adUgen FamiUenfideicommissen sind 
die Mantelkinder nicht successionsßihig. Ent- 
scheidung des OG. zu Cassel. (Heuser, Annalen 
d. Justizpflege Bd. I, S. 508. f.). 24. 

iS. Der Lehnsherr kann die Vindications- 
klage gegen den dritten , nidit vasallitischen Be- 
sitzer des Lehns, welcher ohne Zustimmung des 
Lehnsherrn den Besitz erlangt hat, anstellen, 
dieser sich jedoch hiergegen mit der Acquisitiv- 
Veijährung schützen. Erk. des 0. A. G. zu Cas- 
sel (Heuser, Annalen d. Justizpflege Bd. I, 
S. 602 f.). 24. 

it. Der Lehnsretract steht nach der Meck* 
lenburgiscben Declaratorverordnung v. 12. Febr. 
1802 den Agnaten auch dann zu , wenn densel- 
ben das Lehn bei der Veräusserung nicht ange- 
boten worden ist. (Entsch. d. OAG. zu Rostock 
in Buchka und Budde Sammlung I, S. 32.) 8. 

20. Den durch nachfolgende Ehe legitimirten 
Töchtern sieht das Mecklenburgische Erbjungfern- 
recht bei Lehngütern nicht zu. (Entsch. d. OAG. 
zu Rostock in ders. Samml. I, S. 99.) 8. 

21. Die Tochter eines mit Hinterlassung ei-> 
nes neuen Lehns verstorbenen Mecklenburgischen 



Lehnmanns ist nicht berechtigt die CoIIation des 
Wertfas des Lehns oder des auf Ankauf dessel- 
ben verwendeten Geldes zu der Allodialmasse 
zu verlangen. — Auch Wittwen der Lehnmänner 
bürgerlichen Standes haben Anspruch auf die 
landübUche Besserung und die frauliche Ge- 
rechtigkeit. — Die landübliche Besserung ge- 
bührt der Wiltwe ohne Rücksicht auf etwaige 
Schulden des solventen Nachlasses. Das römische 
Erbrecht der armen Wittwe erstreckt sich nicht 
auf das Lehn und kann nicht neben den lehn- 
rechtlichen Erbrechten der Wittwe geltend ge- 
macht werden. (Entsch. d. OAG. zu Rostock in 
ders. Samml. 1, S. 107 ff.) 8. 

22. iisfltener oder Abfindung ailif ker Tickter 
aus den Lehn- oder Stammgütem ist eine auf 
denselben haftende dingUche Last. Diese Eigen- 
schaft ist unabhängig von der gerichtlichen Be- 
stätigung der Ehepakten, so wie von dem Ein- 
tragen der Abfindungssumme, indem dieselbe 
nicht in einem an jene Form gebundenen Ver- 
trage, sondern unmittelbar in einer mit dem Ge- 
setze gleiche Kraft habenden Gewohnheit ihren 
Entslehungsgrund hat. (AusfUhrl. entwickelt in 
Entsch. der kurhess. Spruchpraxis. Heuser's An- 
nalen Bd. U. S. 178 f.) 24. 

2S. Bie ErbreTfichte ler adeligei TMiter ml 
die Tergucbe der Reicksrittenekaft iv Re^f der- 
selbei. Nach ritterschaftlichen Archivalacten von 
Reyscher. (Ztschr. f. deutsch. Recht, XV, 1. S. 1 .) 

ImAnschlussan einen frühem Aufsatz (Ebend. 
Bd. VI. Nr. 6) filhrl der Verf. auf Grund der in 
dem Archiv vormaliger Ritterkantone befindlichen 
Acten aus : dass weder vermöge eines allgemei- 
nen reichsritterschaftlichen Statuts, noch ver- 
möge einer allgemeinen Rechtsgewohnheit des 
adeligen Standes die Töchter durch die Söhne 
von der Erbschaft der Eltern oder Geschwister 
ausgeschlossen sind. Beigefügt sind das projec- 
tirte Statut der gesammten Reichsritterschaft, 
unterzeichnet von 45 Mitgliedern zu Geisslingen 
den 12. Febr. 1653, und der Entwurf eines Sta- 
tuts der Reichsrilterschaft zu Schwaben, unter- 
zeichnet von 29 Mitgliedern im Juli 1653. 8. 

24. üeber die Ditkeilbarkeit der freien BaueN 
kife im Fürstenthume Göttingen vom Advocalen 
Miquel in Göltingen (Hann. Mag. Bd.V.). Eine 
sehr zweckmässige Zusammenstellung und auf 
historischen Nachweisungen beruhende Erläu- 
terung der Landesgesetzgebung über jenen Punkt, 
welche den Verfasser zu dem Resultate fiihrl, 
dass ohne höhere regiminale Genehmigung die 
freien Bauefhöfe in der Provinz Götlingen un- 
theilbar sind : ein Punkt, der auch in den andern 
Provinzen, nach Einführung der Ablösungsord- 
nung, vielfach zur gerichtlichen Erörterung 
kommt, und abweichend entschieden wird^ weil 
die Tragweite der vorhandenen Gesetze über 
diese Rechtsmaterie sehr verschiedener Auffas- 
sung Tahig ist. 40. 
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1. Baitt to Prtciri. 



Eine ordentlich protocollirle Vollmacht (Pro- 
cura), wel<^e ein Handeismann einem Factor aus-^ 
$telU, Ist gegen Dritte, mit welchen Letzterer 
Geschäfte abgeschlossen hat, nach Art. VUL der 
Oesierr. Wechselordnung vom Jahr 1763 so 
lange als bestehend anausehen, bis selbe aus 
dem Mercantil-ProtocoUe gelöscht und deren 
Zurücknahme bekannt gemacm worden ist. Diess 
gilt auch dann, wenn der Tod des Machtgebers 
eingetreten ist. — Conforme Entscheidung des 
Lamiesg^chtes zu Prag von 1854, des Ober- 
landesgerichtes im Königreich Böhmen und des 
obersten Gerichts- und CassaUonshofes vom 
J^ 1865. (Oesterr. GZ. 1855. Nr. 99.) 13. 

t. Terksi&gesckifte todi Ladenti^er. 

Wemi auch du mit dem Waarenabsatze be- 
auftragter Handlungsrelsender für ermächtigt su 
halten ist, in Beziehung auf den Preis der von 
ihm abgesetzten Waaren mit den Abnehmern 
derselben Verträge auf eine den Principal ver- 
pflichtende Weise einzugehen, so liegt es doch 
Hdiaeswegs in des Befugnisseu eines solchen, 
ohne speciellen Auftrag auf Fordrungsrechte des 
Prittcipals zu verzichten, welche für diesen durch 
einen früher mit einem Schuldner desselben ein- 
gegangnen Vertrag begründet worden sind. OAG. 
zu CasseL (Heuser. Anaalen Bd. IL & 692 f.). 

24. 

* 3» BefogiiMe iler üaaMffeigMrfea. 

Die Handelsreisenden^ insbesondere auch die 
inländischen Fabrikanten sind den Kunden ihres 
Principals gegenüber nicht blos als zur Ein- 
gehung von Geschäften und Annahme von Zah- 
lungen legitimlrt anzusehen, sondern werden 
nach allgemeiner kaufmännischer Auflassung und 
Usance auch zu Abschlüssen von Vergleichen, 
Rücknahme von Dispositionswaareii und ähnlichen 
Abmachungen von Diflerenzen, welche zwischen 
ihren Prindpalen und deren Kunden entstanden 
sind, für befugt erachtet. Dieser Auflassung 
gemäss wird Im täglichen Leben regelmässig 
verfahren, ohne dass es den Geschäftsfreunden 
des Principals einTallt, sich (fie Vollmacht des 
Reisenden, zumal wenn er als solcher ihnen 
avisirt ist, zeigen zu lassen. Decr. v. 25. Januar 
1855 in S. B zu P. c. L zu B. 51. ' 



*) Den hier gegebenen Avszfigen ans Zeitschriften 
9ind dergleichen aus unge druckten Entschei- 
dungen des Bremer Handelsgerichts ein- 
gereiht, welche die Redaclion gütiger Mittheilung 
verdankt. Sie sind durch ein der ZiflTer des Artikels 
vcNrgesetztes * bezeichnet. — • Das NiNre hierüber s. 
nntem In der Rubrik „Territoriahrecht.** 0. Red. 



*4* RecUsferUltniss les Liipldaatea einer Ffnu. 

a) Der LIquidant einer Firma soll zmiäclot 
und der Sache nach nur die alten Geschäfte 
abwickeln, nicht aber neue eingehen, sofern 
und soweit nicht solches zur Abwickelung der 
alten erforderlich ist. Würde er zu solchem 
Zwecke aber neue Wechselverpflichtungen ein- 
gehen, so mtissten, um einön Wechsel-Pro- 
cess daraus gegen den frühem Associ6 des Li- 

Siidanten begründen zu können, auch alle die 
msiände, welche die Bereditlgung zur neoeo 
Wechselverpflichtung vorlegten , vom KlägOT 
wechselmässig, d. h. durch Urkunden, so- 
fort liquide gemacht worden. 
Decr. des Handelsgerichts zu Bremen v. 16. Febr. 
1852 in S. Blora c. K. 

b) Der Liquidanl einer frühem Firma, der 
aber deren Passiva nicht übemommen hat, Ist 
wohl zur Liquidation und daher auch zur 
Feststellung des Betrages eines gegen jene Firma 

gerichteten Anspruchs, sowie zur Aufnahme and 
urchfilhmng eines darüber entstandenen Pro- 
cesses für leglümirt zu erachten, allein seine 
persönliche Verhaftung den Gläubigem der Firma 
gegenüber wind dadurch nicht über ihre nr- 
sprüngliche Oränze hinaus erweitert. 
Decr. dess. Geridits v. 12. Febr. 1«56 in 8. 
F. et Comp. e.G. alsLiquidanten der Mhcm 
Firma ü et C. 61. 

5. Riekfordenuif li^tellter Waaren. 

Das OAG. zu Lftbeck hält an dem Gnmd- 
sah^ fest, dass der Empfänger bestelfter Waaren 
deren Untersuchung nicht wIHkflhrlich verzögern 
darf, sondern, wenn er sie rfloht annehmen will, 
den Absender hiervon baldmögBchst, sowie von 
den Gründen seiner Welgerong in Kenniniss 
setzen muss, und leitet diesen Satz aus d^ bona 
fides und der gegenseitig Im Handelsverkehr 
von den Parteien sich zu prästtrendenDIllgenz ab. 
Hieraus folgert dasselbe, dass eine genau be- 
grenzte Frist, binnen welcher die Redamatlon 
bei Verlust derselben erfolgen inUsste, sich nicht 
angeben lässt, und dass eine dem WechseJreebt 
ähnliche Strenge hier ganz am unrechten Orte 
sein würde. (Entsch. d. OAG. zu Lttbe<^ in 
Frankfurter Re«^ts. )n Rdmer's Samml. U. 9- 
S. 317.) 10. 

C. Kauf auf Bestelhmg. 

Bei dem Kaufe auf Bestellung unterliegt 
die Einrede, dass fehlerhaft md der Best^ng 
nicht gemäss geliefert worden sei, zwar niobt 
4er kurzen Dauer der ädiUcischen Rjecbtsnittel) 
es ist aber für deren GeUendmchung ein Er* 
forderniss, dass der Empfänger der Waare letz- 
tere ohne umiöthigen Anfoitnalt witersiiche^ und 
wem er sie nidit hranddDir^ vardorbm^ oder 
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4er Beslellmig Rfcbl ffemttss findet, den Absen« weder bezahl^ loch hinteriegt wordra war, k^ 
der sorort davon In Kenntniss setzt. (OAG. za^ Klagrecht gäbe. 13. 

Dresden, Zeitscbr. f. Rechlspfl. u. Verw. Bd. XIV. -^ » .i» j • l ai* i. l «^ i. 

S. 634.) 2& - . ^* Betriff des gememschaRbch betriebenea 



1«. 

Handels. 



7. Mara, bei eiaem lierenogsgesoklft 

Wenn der Käufer die versögerte Liefemng 
ohne Protest annimmt^ so billigt er die so ge- 
schehene Liefi^rung als gehörige Erfüllung 
les Ck>ntracts, nnd verzichtet auf seine Ansprüche 
IX mora gegen den Verkäufer. (Holstein. Anz. 
1355. I. Quart., &k. des O.A.G. zu Kiel.) 39. 

8. Der Entschädigungsanspruch wegen rer- 

7i9ie(er Lieferoag wird durch dfe später ohne 
orbehall desselben geschehene Annahme der 
letzleren ausgeschlossen. OAG. zm Cassel. Heu** 
ser, Annalen Bd. II. S. 729 f. 24. 

f. SteÜgesdiäft. 

Zur Erläuterung des Begriffes Differenz -Ge- 
schäft und insbesondere des sogenannten Prä- 
miengeschäfts. (Oeslerr. GZ. 1855. Nr. 63 
und B4). Unter diesem Titel wird folgender 
Fall vorgetragen: (Jegen eine vom Kläger be- 
zahlte Prämie von X% halte sich Beklagter 
verpflichtet am 25. Mai 1852 20 Stück Actien 
der Ferd. Nordbahn sammt Coupons, zu dem 
Course von 155 nach des Klägers Wahl ent- 
weder demselben abzunehmen oder zu liefern. 
Für den Fall der Nichterfüllung zu bestimmter 
Zeit war dem nicht säumigen Theil das Recht 
vorbehalten, statt der Erfüllung in Natur die 
Differenz zu fordern. Kläger verlangte am Ter- 
mine Lieferung, welche Beklagter nicht bewirkt 
hatte und auch die Klage ist auf Lieferung ge- 
richtet Das Handelsgericht zu Wien erkannte 
Beweisaufnahme, das niederösterreichische Ober- 
landesgericht und der oberste Gerichts- und 
Cassationshof Februar 1855 wiesen die Klage 
ab. Ueber den technischen Namen des Geschäfts 
haben diese Gerichtshöfe sich nicht ausgespro- 
chen. Wenn aber der Einsender es als Prä- ' 
miengeschäft bezeichnet, so ist diess nicht ganz 
genau, vielmehr erscheint das Geschäft als sog. 
otelI|eschäft; da bei ihm die Prämie nicht fUr 
den Röcktrilt, sondern lediglich filr das Wahl- 
recht der Art der Erfüllung gegeben wird (vgl. 
Thöl, Handelsrecht g. 96). 

Die Rationen d^ beiden oberen Instanzen 
gehen im Wesentlichen dahin: das Geschäft sei 
nicht Kaufvertrag, namentlich auch kein Hoff- 
nungskauf, da es -an einem wesentlichen Erfor- 
dernisse , nämlich einer bestimmten Verabredung 
darüber, wem und von wem eine Sache über- 
lassen werden, und wer dagegen eine be- 
stimmte Summe Geldes leisten solle ($. 1053 
des a. B. G. B.) fehle. Vielmehr liege eine 
Wette vor ($. 1267. Nr. 1270 des a. B. G. B.), 
welche jedoch nach %. 1271 desselben G. B., 
da der vmi «Beklagien m entrichtende Prefg 



Die (im Frankfurter Rechte in Beziehung auf 
Güterabsonderung im Fall des Concurses wich- 
tige) Annahme eines von Mann und Frau in 
offenem Laden gemeinschaftlich betriebenen Han- 
dels ist durchaus nicht allein dann begründet^ 
wenn die letztere ununterbrochen oder wenig- 
stens in gleichem Maasse, wie der Mann, an 
dem Gescoäfte sich betheiligt bat, sondern es 
genügt dazu auch schon ^ne blos zeitweise 
und hinter d^ des Mannes zurückstehende Thä- 
tigkeit der Frau, insofern dieselbe nur cBe Ge- 
stalt einer regelmässigen Theihiabme an dem 
Geschäftsbetriebe angenommen hat. (Entsch. d. 
OAG. zu Lübeck in Frankf. Rechtss. in Römer's 
SaflunL lU, 1. S. 19). 10. 

il. Die Erwerbsgeseilsehaftea nach den in Vi* 
gart gegenwärtig bestehendei geietatichei BetUv- 
magea. Von Dr. Peter Hamm, Prof. der 
Rechte in Petsh. (Oesterr. GZ. 1855. Nr. 83. 
84. 85). 

Durch das bürgerliche Gesetzbuch, welches 
mit dem 1. Mai 1853 fiir Ungarn in Kraft ge- 
treten, beziehentUdi 8* H des Kundmachung»- 
patentes, welcher bestimmt: Handels- undWech- 
selgeschäfte, werden nach den bestehenden be- 
sonderen Handels- und Wechselgesetzen beur- 
theilt, insofern diese von den Vorschriften des 
allffemeinen bayer. Gesetzbuct^ abwei^n, hat 
sie» das Recht der Erwerbsgesellschaften, für wel- 
ches unter anderen das mndelsgeselz von 1840. 
Act. XVI — XX maassgebend war, in mehrfacber 
Beziehung modificirt. Diese Modificationen steUt 
der Verf. in gedrängter Kürze dar, welche 
nicht gestattet y sie, wenn das Verständniss ge- 
wahrt werden soll, noch wdter zu extrahiren. 
Es sind daher die, welche in der fraglichen 
Beziehung ein weiter gediendes Interesse an 
Details haben, auf jene Abhandlung selbst zu 
verweisen. 13. 

12. ActieagesellscAafL 

Rücksichtlich des Rechtsverhältnisses des 
Käufers eines Interimsscheines dem ersten Sub- 
scribenten gegenüber in Bezug auf Leistung 
resp. Erstattung von Einzahlungen hält das 
OAG. zu Lübeck ftir entscheidend, dass in Er- 
mangelung besonderer Abreden die dem Käufer, 
gegenüber dem Verkäufer obliegende Verbind- 
Uchkeit keine grössere und ancfere sein kann, 
als Überhaupt einen Theilnebmer der Gesell- 
schaft als Actieninhaber trifft (Entsch. d.OAG. 
zu Lübeck, in Frankf. Rechtss. in Römer's 
Samml. H, 3. S.369). 10. 

* iS. Verkaufs - GommlssioB. 

Verkauft ein Commlssionär die ihm in Ver- 
kaufscoB^mission gegebene Waare unter dem 
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ihm gestellten Limitam, so kann der Committent 
nicht ohne Weiteres die Differenz zwischen dem 
Limitum und dem Verkaurspreise fordern, son- 
dern er kann nur in gewöhnlicher Weise Scha- 
denersatz verlangen. Dekret des Handelsge- 
richts zu Bremen vom 25. April 1853 in S. B. 
c. L. 51. 

* 14. Eiakaiifs - GoHiiission. 

Der Einkaufs -Ck)mmissionär, wie jeder Ver- 
käufer, ist bei der mora accipiendi seines 
Committenten , resp. des Käufers, nach vor- 
gängiger Androhung des Verkaufs be- 
rechtigt, die Waare auf Gefahr und (tir Rech- 
nung der Säumigen weiter zu verkaufen. De- 
kret des Handelsgerichts zu Bremen v. 23. Mai 
1853 in S. N. A. et C. c. V. 51. 

*1S. FraeUcditract 

Beim Frachtcontracte hat, da auf beiden Sei- 
ten der höchste Fleiss erheischt wird, der Be- 
frachter dem Verfrachter allen dem Letztern 
dadurch entstandenen Schaden zu ersetzen, dass 
die von ihm versandte Waare gegen die Zeu- 
ge setze des Landes, wohin sie bestimmt war, 
verpackt gewesen ist, ohne dass der Be- 
frachter sich auf seine Unkunde der betreffenden 
Gesetze des fremden Landes berufen kann, wie 
denn auch dem Verfrachter nicht die Pflicht 
obliegt, dem Befrachter über die Art der Ver- 
packung Belehrung zu ertheilen, er vielmehr 
voraussetzen darf, dass die Waare, die ihm in 
dem Connossement einfach genannt wird, vom 
Befrachter den Gesetzen gemäss verpackt sei, 
ein detailirtes Besichtigen der Collis und ihres 
Inhalts Seitens des Verfrachters auch geradezu 
unausiiihrbar ist. Dekret des Handelsgerichts 
m Bremen v. 19. Mai 1855 in S. R.U.W. c. R. 
IL K. 51. 

* 16. Directes Klagereckt in BestiJiatärs gegen 
in Fracktfakrer. 

Hat der Absender einer Waare mit einem 
Frachlfahrer, gleichviel ob Fuhrmann oder Schif- 
fer, einen Frachtcontract mit der Bestimmung 
eines Dritten, als des Destinatars, und der Ab- 
lieferung der verladenen Waare an diesen Drit- 
ten geschlossen, der Schiffer auch das Fracht- 
gut mit dieser Bestimmung und einem entspre- 
chenden Frachtbriefe angenommen, so reicht 
dieser Umstand aus, um den Dritten zur Klage 
— insbesondere auf Ablieferung der Waare 
oder eventuell auf Schadensersatz — gegen den 
Frachtfahrer zu legitimiren, indem die schon 
im Römischen Rechte erkennbare Tendenz, dem 
Dritten ein Klagerecht aus den zu seinem Gun- 
sten von Anderen geschlossenen Verträgen ein- 
zuräumen, durch die Praxis eine noch weitere 
Ausdehnung erlangt hat, und, wenn auch nicht 
allgemein, doch mindestens bei Frachtcon- 
tracten zu dem Principe eines dem Destinatar 
ffegen den Schiffer und den Fuhrmann zustehen- 
oen Klagrechts geführt hat: ein Princip, wel- 



ches als in den wirklichen Bedürfnissen des 
Handelsverkehrs begründet« und der entschie- 
denen rechtlichen A^icht sowohl des Handels- 
Standes, als der betheiligten Frachtfahrer allein 
entspricht und allgemein als rechtlich begründet 
angenommen wird, wie die tägliche Erfahrung 
zeigt, und das sowohl bei schon erfolgter Ab^ 
lieierung der Waare an den Destinatar, als auch 
allgemein vor beschaffner Ablieferung Creltung 
haben muss, wenn nicht einerseits gegen die 
rechtliche Auffassung des Verhältnisses durch 
die Betheiligten Verstössen, und andererseits ii 
vielen Fällen Absender, wie '^Destinatar völl^ 
rechtlos gestellt werden sollen, womit übrigens, 
ßo lange der Frachtführer sich nicht 
speciell dem Destinatar ausdrücklich 
oder factisch vinculirt hat, eine ander- 
weiUge Disposition des Absenders, z. B« durch 
Widerruf des Ablieferungsauftrages, so wenig 
ausgeschlossen ist, wie due Benutzung sonstiger 
Einreden aus der Person des Absenders Seitens 
des Fracht! ührers. Dekr. des Handelsgerichts za 
Bremen v. 16. November 1854 in S. Gebr. St. 
in Br. c. B. in E. 51. 

« 17. laRug des Rkeders flhr die se'uieB Schif- 
fer aarertraatei FrachtgiEiter in AUgeneiiea und 
insbesonderre in Betreff des Rattenlrasses. 

Der Rheder muss lur die unversehrte Ab- 
lieferung der seinem Schiffer übergebenenFrscfat^ 
guter einstehen, sofern er sich nicht dordi den 
Nachweis eines casus, oder des natürlichen In- 
nern Verderbs der Waaren zu rechtfertigen ver- 
mag. Seine Verbindlichkeit erstreckt sich dabei 
sowohl für eigne und seines Schiffers, als auch 
für Versehen des Schiffsvolkes, der vom Capi- 
tain bei der Ladung adhibirten anderweitigen 
Arbeiter und der Passagiere aulzukommen, ße- 
rufl er sich zur Exculpü-ung auf Ratlenfrass, so 
hat er zu beweisen, dass ein solcher vorliege, 
und dass er zugleich Katzen am Bord gehabt 
habe. In diesem Falle wird er gegen desfall- 
sige Ansprüche so lange geschützt, als nicht 
der Gegner beweist, dass der Schiffer, den 
vorliegenden Umständen nach, andere Mittel 
zum Schutz gegen die Ratzen hätte anwenden 
müssen. — Dekr. 'des Handelsgerichts zu Bremen 
vom 6. April 1854, in Sachen G. u. W. c. F. 

51. 

18. Rhedereiceitract. 

In Rostock kommen die Rhedereicompagnieen 
zur Erbauung und Ausrüstung von Seeschiffen 
häufig dergestalt zu Stande, dass ein Seemann 
durch Missive zur Beiheiligung an seinem, vor- 
läufig darin entwickelten Unternehmen einladet, 
an deren Spitze er ein empfehlendes Zeugniss ei- 
nes angesehenen Kaufmanns, so wie dessen 
Zusicherung, die Correspondenz zU übernehmen, 
steilen lässt.- Eine Erörterung des rechtlicben 
Werthes einer derartigen Missive und. deren 
Unterzeichnung, sowie melirerer dahin einschla- 
genden Fragen beziehentlich de* Instiluts der 
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CorrespondeBErhedersdiaft enttiäU, unter gteich- 
zeiUger Bezugnahme auf das reWd. hanseatische 
Seerechi v. J. 1614 eine Entsch. d. OAG. zu 
Rostock in Buchka's und Budde's Sammlung I. 
S. 62 ff. 8. 

lt. GonesfMleixrheier. 

Der Correspondenzrheder ist nicht verpflich- 
tet^ zum Zwecke der Rechnungsablage die 
Rechnung nebst den Belegen der einzelnen Rhe- 
dem ai&zuhändigen. (Entsch. d. OAG. zu Ro- 
stock in Buchka's u. Budde's SammL I. S. 70). 

8. 



2f . letereoilnket Im ScUfen wt dm S<Aift-. 
Tolke. 

Der Scbiffcr ist für die Erfüllung des Heuer- 
contracts nicht unbeschränkt verhaftet, vielmehr 
nur verpflichtet, die Ansprüche des Schifisvolks 
aus dem Heuercontracie aus den Schifl*smitteln 
zu befriedigen; andererseits aber hängt es auch 
nicht vom Belieben des Schiffers ab , ob er das 
SchifTsvolk selbst befriedigen oder mit seinen 
Ansprüchen an die Rhederei verweisen will; viel- 
mehr liegt es ihm ob, das Schifisvolk £u be- 
friedigen, soweit er die dazu nölhigen Mittel in 
Händen bat. (Entsch. d. OAG. zu Rostock in 
Buchka's u. Budde's Samml. I. S. 71). 8. 



Wechselrecht % 



50. Bie WeduelpriTiIeffieii laeh der isierrei- 
duseh» fiesetzgebmig, von Dr. Hermann Blodig, 
k. k. 0. ö. Prof. an dem k. k. polytechn. Insti- 
tut zu Wien. (Archiv f. W.R. Bd.V. S. 195 ff.). 

Von den beiden Abschnitten, unter denen 
der Verf. sein Thema zu behandeln gedenkt: 
1. von der Parliculargesetzgcbung, welche der 
allg. österr. W. 0. vom 25. Januar 1850 vor- 
ausgegangen und II. von dem Inhalte derWech- 
selprivileffien nach den Particularrechten, und 
der GeslaTtung, welche sie nach der allg. österr. 
W.O. und den damit im Zusammenhange kund- 

Semachten Gesetzen angenommen haben, liegt 
er erstere — im wesentlichen historischen In- 
teresses — S. 195—218 vor. 34. 

51. TergleieliuiM; der ffemeiaenDeutsdieHWech- 
selordaiuig mit dem KurliessiseiieB Wechselrecht, von 
Dr. Victor Platner in Marburg. (Arch. f. W. 
R.V. S. 167 ff: — Forts, des in diesen Jahrb. I. 
p. 32. Nr. 3 und 231. Nr. 40 erwähnten Auf- 
satzes). 

Der Verf. verfolgt seine Vergleichung von 
Art. 38 bis mit 65 mit AusführuDgen in Bezug 
auf das Recht der D. W. 0. — S. 167 — 170. 
Beleuchtung des Principes der Theilzahlungen 
(Art. 38)— S.171. Verbindlichkeit des Wechsel- 
inhabers nach der jProtestaurnahme vom Bezo-- 
Cien Theilzahlung anzunehmen (abweichend 
Recht d.F.W.O.) — S. 172— 175. Deposi- 
Uon (Art 40). (F. W. 0. zum Theil abw.). 
— Art 41 conform mit dem JKurhess. Recht 
S. 175. — S. 175. 176. Erlass des Protestes 
(Art. 42) — in Kurhessen Erlass unwirksam — 
S. 177. Domicilwechsel, insbesondere Deposi- 



*) Auch diesem Abschnitte sind, gleich dem vori- 
gen. Entscheidungen des Bremer sowie des Ham- 
burger Handelsgerichts eingereiht, welche auf 
schriftlichen MitUieilungen beruhen: worüber unten 
in der Rnbrilc „Territorialrecht** das Nähere bemerkt 
ist Sie «ind mit einem der Ziffer des Artikels vor- 
gesetzten * bezeichnet. D. Red. 



tion bei unterlassener Präsentation im Domicile 
(Art. 43) — in Kurhessen ist diese Lehre schwan- 
kend. — S. 179. 180. NoUficaÜon (Art. 45). 
— S. 181. Art. 48. — S. 182 s. Art. 50 f. — 
S. 187 — 194. Ehfenannahme (Art. 56— 65) 
mit ausführlicher Erörterung der einschlagenden 
Fälle. 3. 

52. Zo Art. 1 der A. D. W. 0. — Das 

Terhältniss der gemeinrecktlicheB Torschrirten Aber 
bitercessioaen der Frauen zu dea Yorschriften der 
allfemeineH devtochen W. 0. Vom OGAdvoc. 
Huch zu Braunschweig. (Zeilschr. f. RechtspfiL 
in Braunschweig 1855. S. 182 fg.). 

Dieser Aufsatz bezieht sich auf die Abhand- 
lung in dem 4. Bande des Archivs f. W.R. mit 
der Ueberschrifl: Kann die Ehefrau gemein-* 
schaftlich mit ihrem Ehemanne wechselrcchtlich 
^verpflichtet werden? Während daselbst nach- 
zuweisen versucht worden, dass die Auth. si 
qua mulier von Einfluss auf die Wechselfähiff- 
keit der Ehefrauen sei, vertritt der Verf. die 
entgegengeselzte Ansicht. Allerdings seien in 
der Regel Intercessionen der Ehefrau für ihren 
Mann ungillig, — keineswegs aber behaupteten 
die in jener Abhandlung cilirten Rechtslehrer, 
dass eine von dem Mann und der Frau gemein- 
schaftlich unterschriebene Schuldurkunde bezüg- 
lich der Frau ganz oder zur Hälfte als Inter- 
cession der letzteren anzusehen. Wolle man 
jedoch hier eine Präsumtion für die Intercession, 
so komme nur der vom Verf. jener Abhandlung 
citirte $. 1 der W. 0. in Betracht: Gebe man 
nun zu, dass Frauen Verträge abschliessen kön- 
nen, so seien sie auch befugt, Wechsel aus- 
zustellen. Die Beschränkungen bezüglich der 
Intercessionen setzen das allgemeine Befugniss. 
Verträge abzuschliesson , voraus. Der Wechsel 
sei ein selbstständiges Institut; das Gesetz be- 
stimme die Formen seiner Enlstehung und die 
an diese sich knüpfenden Folgen. Wo jene 
vorhanden sind, treten diese ein. Der Wecbsel 
ist so wenig Bürgschaft als Kauf u. s. w. Im 
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fdkremeliien Th^le des ObUgfaltonenrechts und 
nicnt in einer Speciallehre desselben seien die 
Regeln iür die Wecliselföhigkeit zu suchen. 
Ebensowenig könne man sich, wie geschehen, 
Seilen des Geffners auf die ConferenzprotocoUe 
beziehen. Vielmehr sprächen diese für das Ge- 
gentheil. Wo die cura sexus freilich bestehe, 
sei die Dispositionsfihigkeit der Frauen im All- 
gemeinen beschränkt. — Wenn eine Frau 
einen von einem Dritten ausgestellten Wechsel 
mit dem Zusätze als Bürgin unterzeichnet, so 
werde sie wechselmössig verpflichtet, weil sie 
wechselfahig sei und die Verpflichtung des 
Wechselbürgen der des Ausstellers gleich stehe. 
Das Avall sei ein selbslständiges Wechselge- 
schäfl und keine Intercession des Civilrechts. 
Seine Folgen werden durch die Wechselordnung 
bestimmt. Auch könne sich der Wechselschuld« 
ner (und Wechselbürge (Art. 81) nur solcher 
Einreden bedienen, welche aus dem Wech- 
selrechte hervorgehen. Schliesslich wendet 
Sich der Verf. noch zu der Frage, ob die Frau 
dasjenige, was sie als Wechselausstellerin zu 
Wahlen an und für sich verbunden ist oder ge- 
zahlt hat, Im Wege der Einrede oder Wieder- 
klage zurückfordern könne. Der Verf. bejaht 
diese Frage. 20. 

5S. In dems. Art. 

Die Wechselverbindlichkeit einer Frau ist 
nicht unwirksam, wenn dabei eine Intercession 
zum Grunde liegt. (OG. zu Wolfenb.). (Braun- 
schw. Zeitschr. 1855. S. 153 f.). 20. 

H. Zt Art. 4. Ir. S der A. 9. W. 0. 

Die Hhizufiigung des Vornamens zu dem 
Familiennamen gehört zwar nicht zu den we- 
sentlichen Erfordernissen einer Wechselunter- 
schrift, ist iedoch insoweit von rechtücher Be- 
deutung, als damit eine wirklich exisllrende, 
diesen Vornamen und Familiennamen führende 
andere Person bezeichnet wird. — X. erhob 
Re^ressklage aus einem von L. Hbg an eigene 
Ordre ausgestellten, und girirlen, M. Z. recht- 
zeitig protestirten Wechsel gegen Joseph Hbg, 
welcher sich zwar eventuell zur Diffession be- 
reit erklärte, principaliter jedoch Abweisung 
der Klage forderte. Das SlG. und Kammerg. 
zu Berlin erkannte auf Difibssion , das Obertri- 
bunal, 16. Decbr. 1854, auf Abweisung. (Ar- 
chiv f. W. R. Bd,V. S.219). 3. 

»SS. Zu Art. 4. Hr. « der A. 9. W. 0. 

Das Ante- oder Postdatiren eines Wechsels 
hebt nach der A. D. W. 0. dessen Wechsel- 
kraft nicht auf, sofern nur zweifelhaft bleibt, 
ob diess schon zur Zeit der Unterzeichnung ge- 
schehen, oder ob damals das Datum noch ganz 
Sefehlt habe, während der Mangel jeglichen 
atnms den Wechsel als solchen ungültig 
machte. Dekr. des Handelsgerichts zu Bremen, 
V. 5. Jan. 1852, in S. St. c. R. 51. 



«U. It Art. 1< der A. 9. W. •. 

Innerhalb welcher Zeit muss eim nach Ver'- 
fall indossirter Wechsel zur Zahlung prflsenttrt 
werden, um dto In diesem Artikel gewtthrtea 
Regressrecfite gegen die Nachindossanten au^ 
recnt zu erhallen? Diese Frage, in Betreff de- 
ren das Oberappellationgericht zu Dresden sich 
dahin ausgesprochen hat (m. s. Archiv ftir das 
Wechselrecbt Bd. 4. S. 101 ff.), dass der Re- 
gress nur dann zulässig sei, wenn über das 
von dem Indossatar and den folgenden Nebmera 
zu beobachtende Verfahren auärückliohe Ab^ 
rede im und beim Indossamente slattgefunden 
habe, oder wenn doch wenigstens im Wechsel 
auf andere Weise indicirt sei , dass von Seiten 
des Zahlers eine anderweitige Erklärung wegen 
der von ihm zu gewärtig^nden Einlösung i&r 
einen von ihm bestimmten Ta? vorbehalten wor- 
den sei, lag kürzlich dem Hamburger Han- 
delsgerichte und Obergerichte bei Gelegenheit 
eines Rechtsfiilles zur Entscheidung Tor, und 
ist von ihnen in folgender abweidiender rfäse 
beantwortet worden: 

Handelsgericht am 4. Februar 1856: — 
Da freilich die allgemeine deutsche Wech- 
selordnung im Art. 16 einem erst nach Ablaof 
der Protestzeit vollzogenen Indossamente die 
Bedeutung eines eigentlichen Indossamentes bei- 
misst, jedoch darüber keinerlei Bestimmung ent- 
hält, wann, zur Salvirung des Regressansprocbs 
aus demselben der Wechsel zur Zabhing pri- 
sentirt, und wenn diese nicht erfolgt, protestirt 
werden müsse, 

nach Inhalt der vorliegenden Protokolle der 
Leipziger Wechselconferenz aber aus diesem 
Stillschweigen des Gesetzes mit Sieberheil weder 
nach Brauer die allgemeine deutsche Wech- 
selordnung (2. Aiä.) p. 34 
die Absicht der Gesetzgeber gefolgert werden 
kann, dem Wechselinhaber zur Präsentation die 
im Art. 31 für Sichtwechsel bestimmte zweijäh- 
rige Frist, noch 
nach (Liebe) Allgemeine deutsche Wechsel- 
ordnung mit Einleitung und Erläuterungen. 
Leipzig 1848. p.77 
die Absicht demselben die Verjährungsfrist zn 
gewähren, vielmehr aus den gedachten Proto- 
kollen nur entnommen werden kann, dass es 
ftir zweckmässig erachtet wurde, Virenn das 
allgemeine deutsche Wechselgesetz den Zeit- 
punkt der nothwendigen Präsentation und even- 
tuellen Prolesürung eines noch nach Verftttl 
und Proteslfrist indossirten Wedisels unbe- 
stimmt lasse, 

Da hiernach bei Beurtheflung einer solchen 
hlerselbst geschehenen Indossirung — in Er- 
mangelung auch einer topischen positiven Be- 
stinmiung über den fraglichen Punkt — um so 
mehr die nach, wie vor Einfilhnttig der «Uge- 
meinen deutschen WechseloFdoimg, an hiesiger 
Börse observirte RecMsansicht als mamsgebend 
erachtet werden muss, wdche, der Natur und 
dem Bedürfhisse des Wechselverkehrs taatspee- 



Digitized by 



Google 



HL Dittidm PiiralMeht (Wtclüeltecht), 



331 



cbend, im Nelimer eines bereits verfallenen, 
^ nicht protestirten Wechsels auf einen auswar* 
^ Ugen Platz, sofern nicht Anderes ausdrücklich 
ü aiisbedungen wurde, sur ungesäumten directen 
^ Versendung des Wechsels behufs fräsenlation 
^ «d evemaellen Protesterhebang verpflichtet hält, 
L' also den ursprMngHchen Yerfalltaff des Wech- 
h sels, in dem Verhältnisse des Indossanten zum 
r hdossaten, nur als noch soweit Unausgescho-^ 
I ben ansieht, als zur Beschafltang ungesäumter 
3 Präsentation erforderlich ist. 

i Obergericht am 7. März 1856: 

Da im 8. 16 der Wechselordnung der dem Neh- 
mer eines bereits verfallenen Wechsels zuge- 
standene Regress an die Indossanten nach Ver- 
fiel keinesweses etwa — im Widerspruch mit 
9. 19 der Vrechseiordnung ~ an die Pflicht 
zur sofortigen Präsentation geknüpft ist, indem 
in GegenAell das Protokoll der Wechselconfe- 
renz a. a. 0. ergiebt, dass man eine solche 
Frist nicht hat bestimmen wollen, 

da nun das im $. 16 der Wechselordnung 
dem Indossaten vorbehaltene Regressrecht an 
ctte Indossanten nach Verfall 
vffl. aueh Protokoll derWediselconferenz vom 
28. October 1847 verbis „mit voller wechsel- 
mässiger Wirkung indossirt werden kann,^ 
Roihwendjff die Existenz eines Wechsels und 
einer WechseUbrderung voraussetzt, somit, im 
Sinne der deutschen Wechselordnung, welche 
im %. 4 unter 4 als wesentliches Erfordemiss 
des Wechsels eine bestimmte Zahlungszelt ver- 
langt, ein Wechsel gleich dem vorliegenden, 
naoRoem der firihere Verfalltag seine Bedeutung 
verloren bat, in dem Verhältrriss zwischen dem 
. Indossaten und dem Indossanten nach Verfall 
die Natur eines Nichtwechsels annehmen muss 
und in Emangeltmg einer besonderen im Wech- 
sel enUialtenen Bestimmung n«r innerhalb 2 Jah- 
ren zur Zahlung präsentirt zu werden braucht, 
t. 31 der Wecnselordnung, 
da nv bei dieser Auflassung die vorliegende 
Frage in vollständiger Uebereinstimmung mit 
den einzelnen Bestimmiungen der deutscheifi 
Wechselordnung und den aus dem Protokoll der 
Wecfaselconferenz ersichtlichen Motiven entschie- 
den werden kann, sokhe Auflassung auch dem 
praktischen BedüHMss in keiner Weise entge- 
gentritt^ weil dw, welcher einen Wechsel nach 
VerCall indossirt, und welchem also in seinem 
eignen Interesse diligent zu sein, zunächst ob- 
li^, sich gegen eine Verzögerung der Prä- 
sentation zur ZaMung sichern kann. Indem er 
seinem Indossament, wie es bei ursprünglich 
mt Sicht ausffestellten Wechseln oft geschieht, 
nadi Maassgabe Alinea 2. 8. 19 der Wecbsel- 
ord— ng dne Präsentationsfrist binzugefiigt, da 
ein diesem entgegenstehendes topisches Ge- 
wohnfaeitsredit, wie es der handelsgerichtlichen 
Entscheidung zu Grunde gelegt ist, zumal mit 
Rücksicht auf die verhältaissmässig kurze, seit 
Binibhrunff der deutschen Wechselordnung ver- 
flo8«me &it^ dein Mangel m Fällen, in denen 



in der Ueberzeugung rechtlicher NothwendigketI 
auf den Regress verzichtet worden und der 
Verschiedenheit der unter den betrefienden Ge- 
schäftsleuten herrschenden Ansichten nicht an- 
genommen werden iuinn. 

Eine Berufting an die dritte Instanz, das 
Oberappellationsgericht zu Lübeck ist unter- 
blieben. 50. 

57. Zi Art. 24. 43 ind »f der W. •. — Veber 
den Begriff «ad die Natir des DeMicilweehsels ete, 
von Dr. Leonhard Wächter, Notar in Hamburg 
(Arch. f. W. R. V. S. 160 f.). 

Der Verf. bemerkt, dass Wechsel, um leicht 
begebbar zu sein, auf einen Wechselplatz ge- 
zo<ren sein müsstcn. Diess anerkennend bediene 
sich die kaufmännische Praxis der Commis- 
sioristratte (gewöhnliche Tratte eines Gläubigers 
auf ein ihm von seinem Schuldner bezeichnetes 
Haus an einem Wechselplatze, bei welchem der 
letztere Credit hat, für dessen Rechnung) und 
der Domicilwechsel (S. 150). Letztere seien 
neueren Ursprungs und insbesondere erst durch 
die D. W.O. cuUivirt (S.151). Der vom Wohn- 
ort des Bezogenen verschiedene Zahlungsort 
müsse nothwendig vom Trassanten vorgeschrie- 
ben sein, und zwischen beiden eine distantia 
loci im W. R. Sinne stattfinden (S. 152). Das 
juristische Wesen des Domicil-W. beruhe darin, 
dass eine neue Person (der Domiciliat) in Folge 
Assignation zu, dem Wechselverhältniss hin- 
zutrete (Domicil im engern Sinne) (S. 153). Diess 
bilde die Regel. Das Domicil im weitem Sinne, 
wenn ein Domiciliat nicht benannt, und sodann 
vermuthet werde, dass der Trassat im Domicile 
selbst zahlen wolle, bilde die Ausnahme. Der 
Domiciliat könne sowohl vom Trassanten vorge- 
schrieben, als vom Trassaten beim Accept bei- 
gezeichnet werden (S. 154). Die Form des Ao- 
ceptes Seiten des Trassaten sei die gewöhnHche 
(S. 165) , die Benennung eines Domiciliaten 
hierbei, wenn der Trassant nicht bereits einen 
solchen bezeichnet, nicht weiter Essentialo und 
demnach auch nicht Veranlassung zu einem Pro- 
teste (S. 156). Die Präsentation eines solchen 
Wechsels zum Accept liege an sich im Interesse 
des Inhabers, ein Fall, wo von dem in Art. 24 
ertheilten Rechte solche präjudiciell vorzuschrei- 
ben, Gebrauch gemacht worden sei, sei dem Verf. 
in der Praxis nicht vorgekommen. Accept Sei- 
ten des Domiclliaten sei gegen die Natur des 
DomiciU-W. und nicht zu verlangen, auch gegen 
die kaufmännische Praxis (S. 157) gäbe je^ioch, 
wenn erlangt, W. R. gegen den acceptlrenden 
Domiciliaten. Von einigen werde der Domiciliat 
Can sich ausserhalb des Wechselnexus stehend) 
lediglich als Vertreter des Bezogenen aoigefasst 
(S. 158), von anderen das Verhältniss des Ac- 
ceptanten zum Domiciliaten nach Analogie des 
eines Trassanten zum Trassaten. Letztere Auf- 
fassung sei von der Majorität der Wechselcon-* 
ferenz adoptirt, die erstere gehe zu weit, wenn 
Sie der Ernenrnng des Domidliaten alle j«ri^ 
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slifiche Relevanz abspreche, die zweite erhebe 
eine blose Aehnlichkeit zu einem analogen Ver- 
hältnisse. Das eiffentUche, der Domicilirung 
zum Grunde Uegende, Rechtsverhältniss sei die 
Assignation (S. 159). Hierin wurzele die nur 
subsidiäre Haft des Acceptanten. Protest sei 
nur erforderlich, wenn ein Domiciliat benannt 
sei, dem Acceptanten gegenüber (S. 160); da- 

Segen des Regresses wegen stets (S. 161). Sei 
er Trassant oder Inhaber selbst Domiciliat, so 
verlange die kaufmännische Praxis in Hamburg 
ebenfalls Protest (sog. Declarationsprotest). 
Dieser sei jedoch vom Standpunkte der Gesetz- 
gebung aus Überflüssig (S. 162). Alle diese 
Grundsätze gelten auch von den domicilirten 
^ockenen Wechseln (S. 163). Nach Gelpke's 
Ansicht müsse die Protestnotification gleichzeitig 
dem Domicilianten und dem unmittelbaren Vor- 
manne geschehen, auch würde der Inhaber be- 
rechtigt sein, einen Rückwechsel auf den Ac- 
ceptanten zu ziehen. Die Verjährungsfrist dem 
letzteren gegenüberj wenn gleich die Klage wi- 
der ihn als negressklage erscheinen könne , sei 
die dreijährige (S. lÖ). Die Vorschrift des 
Art. 83 finde auch auf Domicilwechsel Anwen- 
dung. Auf die in den Händen des Domiciliaten 
befindliche Ordnung habe der Inhaber kein ei- 
genes Recht, am wenigsten ein dingliches 
(S. 166). 3. 



58. Zu tos. Art 

Die im Arükel 43 der W. 0. bestimmten 
Folgen der unterlassenen rechtzeitigen Protest- 
erhebung beim Domiciliaten, gegenüber dem 
Acceptanten, treten auch dann ein, wenn zu 
dessen Vermögen vor der Verfailzeit Concurs 
eröffnet wurde. Conforme Entsch. desk.k.OLG. 
in Prag v., 27. März 1854 und des k. k. obersten 
Ger.- u. Cass. Hofs vom 16. Mai 1854 gegen 
die Entsch. des Handelssenats des LG. zu Prag 
v. 31. Jan. 1854 (Archiv f. W.R. Bd.V. S.235). 

34. 

59. Zo Art. 37 i. W. 0. — Erläuteruns die- 
ses Art. von W.Brauer, Geh. Ralh in Karlsruhe 
(Arch. f. W. R. V. S. 113). 

Ueber den Ausdruck „nach ihrem Werthe 
zur Verfailzeit^* waren zeither zwei verschiedene 
Ansichten aufgestellt; Koch, Wechselrecht etc. 
S. 214 interprelirt ihn : „nach dem Börsencourse** ; 
Kheil, Arch. f. W. R. III. 394—399 und Wech- 
setecht S. 141 f. versteht darunter den Pari- 
werlh. NacJi erslerer Ansicht würden also z. B. 
300 Frcs. am 1. Aug. 1856 in Leipzig mit 
SOVs Thaler, nach letzterer mit 80 Thaler zu 
bezahlen sein. Der Verf. weist zunächst darauf 
hin, was über diesen Punct in vier Einf. Ges. 
bestimmt ist. Nach dem Hamburger und Schles- 
wig-Holsleinschen $. 4 ist unter Werth, bei 
dem Mangel einer besonderen Bezeichnung im 
W., der Werth nach der letzten Coursnotirung 
in Banko, ausserdem der sonst geltende kurze 
Cours auf den hauptsächlichsten Wechselplatz 



des Landes, welehem die betr. Ifttnze angeh^ 
zu verstehen. In dem Frankf. EG. %. 7 ist die- 
ser Werth Tür zwd Geldsorten, den Freoss. 
Thaler zu 1 fl. 45 kr., und den Frank zu 28 kr. 
normirt. Das Sachs. Einf. Ges. endlich %. 7 
lässt unter, z. B. 300 Frcs. „nach Cours^, im 
Cours am Verfalltage, wie er Vorm. 9 Uhr in 
dem letzten am Zahlorte, oder falls dies^ k^ 
Wechselplatz ist, am nächsten Wechsdplatze 
ausgegebenen Courszettel notirt ist, z. B. also 
am 2. August 1856 in Leipzig SOVa Thaier, 
ausserdem aber den Pari werth, also 80 Thaler, 
verstehen. — Der Verf. verlheidigt nun nach 
einer historischen Einleitung, insofern nichl diese 
Einf. Ges. ein Anhalten geben, im Allffemeinen 
die Koch'sche Ansicht jedoch mit der Modifica- 
(ion, dass dann, wenn die verschriebene Münz- 
Sorte am Zahlungsplatze, beziehentlich an der 
für solchen maassgebenden Bqrse, keinen Cours 
habe, nach der Kheil'schen Ansicht der Pari- 
werth einzutreten habe. 3. 

M. Zt Art. 44 der 9. W. 0. 

Der Präsentation des W. am Verfalltage oder 
vor Anstellung der Klage bedarf es zwar, dem 
Acceptanten gegenüber, nicht, vielm^r ist mit 
dem Ablauf des Zahlungstages actio nata vor- 
handen. Dagegen bedarf es derselben, um dea 
Acceptanten in moram zu versetzen, und es 
können daher nicht ohne Weiteres \ermgsgia^ 
eben vom Verfalltage gefordert werden. Con- 
form. Entsch. der Jnstizkanzlei zu S. mid des 
OAG. zu Rostock — vom 1. Decbr. 1853 - 

S^gen das Magistr. Ger. zu S. (Entsch. d. GH. 
ecklenb. OAG. zu Rostock, herausg. von Buchka 
und Budde Bd. I. S. 58). 36. 

«I. In demi« Art. jeta. Art »8 i. >. 1. 0. 

Muss zur Begründung der Wechselklage der 
Kläger urkundlich nachweisen, dass die Tratte 
dem Acceptanten, der eigne Wechsel dem Aus- 
steller zur Zahlung vorgelegt sei? — Wird be- 
jaht. Es sei jedoch hierzu jede Urkunde hin- 
reichend und nicht gradezu ein Protest erfor- 
derlich. (Braunschw. Zeitschrift 1853 S. 28 f.) 

20. 

*n. Zo Art. 5f. Si i. A. i. W. 0. 

Ein Bremer hatte in Bremen zu Gunsten ei- 
nes Handlungshauses in San Francisco einen 
Wechsel auf ein anderes Haus daselbst gezogen, 
welches dessen Annahme verweigerte, worauf 
der Remittent gegen den hiesigen Trassanten,— 
abgesehen vom Wechselbetrage, — nach an- 
geblichem in S. Francisco geltenden Rechte fer- 
ner 3% Zinsen per Monat und 15% Ricambk) 
Kosten, obwohl er jenen Wechsel nicht indos- 
sirte, seinerseits daher nicht schon jene Summe 
im W^ege des Regresses bezahlt hatte, einklagte. 
Das H. G. verwarf diesen Anspruch und erkannte 
ihm nach Art. 50 der A. D. W. 0. nur 6<>/o Zin- 
sen pro anno und V3% Ricambiö Kosten zu. 
De<Tet des Handelsgerichts zu Bremm v. 7. Juni 
1851, in S. D. et H, c. H. et Co. 61. 
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«fS. Zi Art. 74 to i. 9. W. 9. 

Ist die Vindication eines von dem Procoristen 
einer Handlung unmittelbar nach dem dem In- 
dossatar bekannten Tode seines Principales in- 
dossirten Wechseis statthaft, insofern keine be- 
sondren anderweitigen Gründe den Indossatar 
auf eine durch dieses Indossament beganffene 
Unrechtfertigkeit des Procuristen schliessen las- 
sen mussten? Verneinend entschieden vom Han- 
delsgerichte zu Hamburg am 29. März 1855 bei 
Gelegenheit einer von den aussergerichtlichen 
Administratoren einer Debitmasse zu Lübeck ge- 
gen ein Hamburger Uandlungshaus erhobenen 
Klage aus folgen<fen Gründen: 

da die administr. noie. Kläger zur Vindication 
der in Rede stehenden 8 Wechsel — bei nicht 
behaupteter Lücke im Giro — nach Maassgabe 
Art. 74 der A. D. W. 0. nur befugt sein wür- 
den, wenn die Beklafften solche Wechsel in bö- 
sem Glauben erworben hätten oder ihnen bei 
deren Erwerbung eine grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fiele, 

nun aber selbst, wenn man annehmen wollte, 
dass in der Regel ein Handlnngsprocurist nach 
dem Tode seines Principals überall nicht ferner 
zur Vertretung der Handlung, welcher er bis- 
h^ vorstand, belügt, und dass die Beklagten 
von der Voraussetzung hätten aussehen müsseh, 
dass auch in Lübeck diese Recntsansicht die 
geltende sei, dennoch die Kenntniss des Um- 
standes, dass N. N. der alleinige Inhaber der 
Firma N. N. et Co., am 21. Februar verstorben, 
den Beklagten noch keinesweffes zu der Ver- 
muthung Veranlassung gab, dass sich dessen 
Procurlst A., tiurch die resp. am 22. u. 23. Fe- 
bruar geschehene Einsendung der Wechsel mit 
seinem auf denselben Namens der Firma N. N. 
et Co. vollzogenen Indossament einer Unrecht- 
fertiffkeit schuldig machte, 

indem ja die einstweilige Fortsetzung der 
Handlung durch A. sowohl auf einer hinterlas- 
senen Verfügung des verstorbenen N. N., als 
auch auf einer ausdrücklichen oder stillschwei- 
genden Gutheissung der Wittwe des Letztem 
oder der sonst Berufenen beruhen konnte, 

die Art aber, wie A. über die Wechsel dis- 

tonirte, an sich durchaus nichts AuflTallendes 
alte, wie denn auch Klägerischerseits gar nicht 
dnmal behauptet wird, dass sich A. durch seine 
Disposition über die Wechsel einer wirklichen 
Unrechtfertigkeit schuldig machte, vielmehr nur 
geltend gemacht wird, dass die in der Anlage 
vorliegende Procura nach erfolgtem Tode des 
N. N. ihn nicht mehr zu solcher Disposition 
* ' 60. 



<4. Zi Art. 8« der A. •. W. ». 

Die vom Gericht an den Wechselverpflich- 
teten erlassene abschriftliche Mittheilung der 
Anmeldung der Wechselklage allein, ohne An- 
beraumunff eines Kiagbeantwortungstermines un- 
terbricht die Wechselverjährung nicht. (Entsch. 
des KG. und des Obertribunals — vom 30. Jan. 



1855 — gegen die des StG. zu Berlin, im 
Archiv der Trib. Anwälte Bd. XIU. S. 273. — 
Archiv f. W. R. Bd. V. S. 227). 3. 

CS. Zo Art. 81 der A. •. W. 0. 

Der Wechselinhaber kann mittelst der Wech- 
selklage gegen den Acceptanten, beziehentlich 
gegen den Aussteller eines eigenen Wechsels 
in der Regel, und insofern er nicht selbst im 
Regresswege ein Mehreres verlegt hat, keine 
Provision und nur 5% Zinsen fordern. (Wo- 
chenschr. f. Recht und Verw. im Grossherzogth. 
Hessen, Herzogth. Nassau und in der fr. Stadt 
Frankf. a. M. 1855. Nr. 21. 22. S. 161). 36. 

U. Zi Art. 88 der A. D. W. 0. 

Verliigt sich der Notar zur Prolestaufnahme 
in das Geschärslocal einer Firma, und trifil hier 
die Inhaber nicht, wohl aber Dienstleute anwe- 
send, und würde er nun ohne Darlegung des 
Zwecks seines Kommens und Vorlegung des 
Wechsels zur Zahlung, ohne Weiteres Abwe- 
senseitsprotest aufnehmen, so ist ein solcher 
Protest unzureichend. Conforme Entsch. der 
Just. Canzl. zu S. und des OAG. zu Rostock 
— v. l.Decbr. 1853 — gegen die Entsch. des 
Mag. Ger. zu S. (Entsch. des Grossherzogl. 
Mecklenb. OAG. zu Rostock, herausgeg. von 
Buchka und Budde Bd. I. S. 59 und 61. sub 5). 

35. 

«7. Zu Art.»!. Nr. 2 d. A. 9. W. 0. (Zms- 
versaredieB). — Wechsel mit ZinsyersBrechen ui 
der iteektsprechiuig der küchstea Gerichtskiie Deutsck- 
lands. Braunschw. Zeitschr. f. Rechtspfl. 1855. 
S. 190 fg. 

Es wird dne Zusammenstellung dieser Ent^ 
scheidungen gegeben. Die höchsten Gerichts«- 
höfe zu Stuttgart, Rostock und Dresden nehmen 
an, dass das Zinsversprechen neben der Capi'- 
talsumme den Wechsel selbst als solchen un- 
güUijr mache; — das Obertribunal zu Berlin 
hat folgendes Präjudiz festgestellt: „Das in ei- 
nem eignen Wechsel enthaltene Zinsversprechen 
hat zwar in Beziehung auf vorbedungene Zin- 
sen keine wechselmässige Wirkung; dasselbe 
entzieht aber dem Wechsel, insofern dieser 
sonst mit den wesentlichen Erfordernissen eines 
solchen versehen ist. in Beziehung auf das ver^ 
schriebene WechselKapital nicht die Wechsel- 
kraft.'' Das Obergericht zu Wolfenbüttel hat 
verschieden erkannt; — ein Senat desselben 
hat einen solchen Wechsel mit dem Zinsver« 
sprechen für gültig erachtet. Ebenso in firühe*- 
rer Zeit das Kammergericht zu Berlin. 20. 

<8. Zt den». Art. ud AlisdAilt 

Wechsel mit Zinsversprechen gelten nicht 
als Wechsel. (OG. zu Wolfenb. — Braunschw. 
Zeitschr. 1855. S. 153f.). 20. 

H. Zt Art. N. Hr. iLL9. H. 9. (ht^ 
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kigatfon). Qebtr fie rrolfBfaÜM ier Weckd. 
Von Advoc. Hach in Bramischweig. Zeitsclir. 
f, Recblspfl. in Braunschw. Bd. ü. S. 1 f.). 

Die Wechselordnung schweigt von der Pro- 
longation: In dem preuss. Entwurf war sie 
ausdrücklich verworfen. Das Obergericbt zu 
Woifenbüttel hat ihr gleichfalls keine Wirksam- 
keit weiter beilegen wollen« Allein diese Mei- 
nung erscheine nicht begründet^ wenn man nur 
die Idee der Prolongation von den späteren 
Auswüchsen säubere und sie auf ihren ursprüng- 
lichen Begriff zurückfahre. Fristertheilung sei 
noch keine Prolongation. Sie muss sich als ein 
Integraler Bestandtheil des Wechsels darstelle 
und kann nicht von dritten Personen, in deren 
Händen der Wechsel später gelangt , ausgehen. 
Die Fälligkeit sei nur aus der Wechselurkunde 
zu beantworten. Demnächst soll die Wechsel- 
summe in einem ^ in die Zukunft fallenden Zeit- 
punkte bezahlt und dies muss in dem Wechsel 
ausgedrückt werden. Es ist daher eine juristi- 
sche Unmöglichkeit, diese Bestimmung durch 
einen integr. Zusatz zum Wechsel abzuän- 
dern, wenn die Verfallzeit bereits in der Ver- 
gangenheit liegt. Der fällige Wechsel kann 
zwar gestundet, die Verfallzeit aber nicht mehr 
abgeändert werden. Die Prolongation ist daher 
die Verlegung des ursprünglichen Verfalltages 
des Wecnsels; sie kann als integraler Be- 
standtheil des Wechsels nur von dessen ursprüng- 
lichen Aussteller ausgehen; sie muss vor dem 
Eintritte der ursprünglichen Verfallzeit erfol- 

fen. — Der Verf. prüft nun die formelle Statt- 
alligkeit derselben und zwar zunächst bei den 
eignen Wechseln. Eine bestimmte äussere 
Form derselben sei nicht vorgeschrieben. Es 
sei daher eine Abänderung der Zahlungszeit in 
^ner Form, die sie als Bestandtheil der Ur- 
kunde erscheinen lässt, nicht ausgesdilossen. 
Auch habe die Leipziger Conferenz keineswegs 
die Prolongation bei eignen Wechseln verwor- 
fen (Protokolle, Ausg. v. Hirschfeld S. 161) und 
auch hier die Ausbildung im Einzelnen der 
Theorie und Praxis überlassen. Für dieselbe 
spreche auch ein praktisches Bedürfniss und die 
frühere Rechtsübung und in der vorstehenden 
Auffassung Verstösse sie nicht gegen die allge-^ 
neinen Grundsätze der Wechselordnung. Ebenso 
sei die Frage bei den trassirten Wechseln zu 
beantworten, da auch hier eine besondere Form 
durch das Gesetz nicht vorgeschrieben sei. — 
Die Prolongation sei endlich auch nach g. 7 des 
Einf. Patents In Braunschweig filr zulässig. — 
Gesen Brauers Ansicht (Commentar zu Art. 83) 
und die preussischen Motiven S. 100 sei insbe- 
sondere zu erinnern, dass die Prolongation nicht 
als Vertrag Über die Erweiterung der Verjäh- 
rungsfrist außsuÜBssen sei. 2i. 

*7f. Zt Art. 11 Ir. S der D. W. f. 

Ist ein eigner Wechsel vom Wedisel- 
Schuldner, statt in übUcher Weise von ihm un- 
4#rscbciebea zu sein^ derarUg vcm ibm mit 



seinem Naaien varseken, wie «Rne TnCto Yon 
einem Acceptanten angenonunen zn W6rdm 
pflegt (acc. N. N.); iedoch so, dass die Absicht 
aus dem Wechsel haften zu wollen, nicht 
zweifelhaft sein kann, so gilt auch ein solcher 
Wechsel nach der A D. W. 0. als formeU ridi- 
tig. Dekret des Handelsgerichts zo Bremen t. 
16. Febr. 1852, in S. H. u. F. c K. 61. 

71. GiTUrecUsfn««! M «degeabeit der Wech- 
selgeiebäfle. 

Wechsel, welche von den VerkMftr Amt 
den Kaufpreis an eigene Ordre gezogen, von 
dem bezogenen. Käufer acceptiri, jedocb durch 
Indossemeni noch nicht in Umlauf gesetzt, viel- 
mehr im Portefeuille behalten ^na, vertretea, 
ohne den Hinzutrüt besonderer Verabredung oder 
besonderer Umstände, nicht Kahhing des Kauf- 
preises, und begründen eine Novatton de^ ObU- 
gatio aus dem naufffeschäl't nicht. Ausgespro- 
chen in dner mit der 11"^. conformen Entsonei- 
düng des Berliner Obertribunals vom 29. Juli 
1854. (Archiv der Trib. Anwälte Bd. XIO. 
S. 237. -- Archiv t W. R. Bd. V. S. 222 1) 
[Vergl. die folgende Nr.] 3. 

72. Bewirkt «e Amtdlog, bdtwiiiaf $kr 
AeoeptiUoB .eiiesWecbeb fir eiae h et t ctorf e SdbiH 
eise Novation} Von Dr. Ladenburg, OtlGAdv. 
in Mannh. (Arcb. f. W. R. V. p. 122 f.). 

Die Frage wird unter Eingehen auf on^fe- 
genstehende beziehentlich mehr oder weHser 
abweichende Ansiditen bejaht, und neben Bo' 
zugnahme (S. 129. 131 f.) darauf, dass (fe 
Mehrzahl der oberen Spruchbehörden iHaselbe 
Auffassung adoptirt hätten S. 130 eine von eben 
derselben ausgehende Bntsoheidnng das Grossh. 
Badenschen OHGerichis mitgetheilt, insbeson^ 
dere aber die französbdie Jurisprudenz des 
Weiteren allegirt 3. 

7S. Ueber Ksafiaiaalsoke Aaweigiigea von Dr. 
Hotzel, OAGRalh in Jena. (Blätter f. RecUs^ 
pflege in Thüringen und Anhalt pr. 185Ö. Nr.6* 
S. 197}. 

Zu Ausbildung des Rechtes der kauGauinni- 
schen Anweisungen sind seither in dem KMfp[» 
Sachsen — Ges. vom 7. Juni 1849; Grossherl 
Weimar — Ges. v. 13. JuU 1849; Fürstentk. 
Reuss j. L. — Gesetz v. 30. JuU 1852; Ftti^ 
stenth. Reuss ä. L. — Ges. v. 5. Aug. 1654, 
spedelle Normen erlassen worden. AUen dao 
letztgenannten liegt im Wesentlichen das ers^ 
gedachte Gesetz vom 7. Juni 1849 zum Grunde, 
und sie gehen, abgesehen von dem Grossh. Wal- 
marschen, in soweit thunllch, ganz conform mit 
jenem. Nur das Grossh. Weimarsebe Gesetz, 
dessen Entwurf ebenfalls dem K. Sichsischen 
adäquat in Vorschlag gebracht worden war, hat,- 
wie der Verf. zeigt, durch die ständische B^ 
rathung einige Modificationen erhalten^ welche 
dessen Wirksandceit ginzUch paraly^en, indsai 
iosbesondflre das Regrassrecht dkgesctmiHüy 
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«mI die Execotfoti^odtMäl wesentlich he*- möglich zu begegfien nfid dftmH 4eti störenden 

fchränkt ist Der Verf. macht nan darauf auf- Einfl«^ der 1849er landständischen Thfttlgkeil 

merksam^ wie es zweckmässig sei, diesen Uebel- cu beseitigen. w. 

ständen auf legislatlrem Wege so schleunig als 



IV. 



Ctvilprocess. 



1. Aldeitiaf ini StriivM dei Rimiscliei Gifil- 
Mteenes von Dr. Chr. G. Adolf von Scheurl, 
rrofessor der Rechte. Erlangen, Th. Bläsing. 
1855. IV. u. 60. 8. 

Do* Verf.- hat die «. 37— 5a seines InsUtu*- 
QonenlebriHichs, enthaltend eine kurze Darstel* 
lung des römischen Qvilprocesses, umgearbeifet 
itnd erweitert, um theils ilir seine Zuhörer die 
mitsprechende Parthie des seiner Totalität nach 
fdr eine zweite Ausgabe vorbereiteten Lehrbuchs 
zu ersetzen, theils auch Anderen einen kurzen 
Leitfaden für diese Parthie d^ s. g. inneren 
Rechtsgeschichte zu bieten. — Den einzelnen 
Abschnilten ^d die hauptsächlichsten OuoUenbe- 
lege in extenso angehängt. Hierbei war natür- 
li^ den entsprechenden Parthieen des Gaius 
dne hervortretende Stelle anzuweisen, und es 
ist <fiess unter Berücksichtigung der neuesten 
Verbessenmgsvorschläge von Huschke, Mayer 
und dem Verf« selbst geschehen. In der Dar- 
^ellung aber sind die neueren Forschimgen von 
Rudorff zu Puchta, und Keller in ihren Systemen, 
sowie die Monographien von flartmann, Stintzing, 
Bekker und Schmidt benutzt Mag man übri- 
gens diese Rechtsmaterie in einem der bemerk- 
ten ausführlicheren Lehrbücher, oder, in einem 
Abrisse dberbiicken, so drängt sich die Ueber- 
zeugung auf, dass man noch wesentUch auf dem 
Boden der Hypothese steht; ein klares Bild aber, 
«bges^en von Details, noch nicht erzielt ist. 

t. Die neuesten Leistugen auf dem Gebiete des 
rimiscken Girilprocesses. 

Unter dieser üebwschrift gibt Prof. Dr. Rö- 
mer — an der Hand der Schriit von Keller: der 
römische Civilprocess und die Actionen in 
summarischer Darstdlung, Leipzig 1852 — (in 
der kritischen Ueberschau der deutschen Gesetz- 
gebung etc. von Arndts Bd. II. S.341 f.) eine Dar- 
stellung da* vrichtigeren Ergebnisse der For- 
sdiungen auf diesem Gebiete der Rechtswissen- 
schaft. Er bespricht insbesondere die Hauptpunkte 
der Kellerschen Schrill und wendet sich dann zu 
der Schriit von Sthitzing, über das Verhalten 
der legis actio sacr. zu dem Verf. durch 
snonsio praejudtc. (Heidelberg 1853) und der 
Schrift von Mayer: ad Gaji Just, comm^t. IVl^ 
Su«L 48. commentat. Gap. DL (Tubing. 1863)^ 



welche sich gegen die gewöhnliche Anschauung 
von dem Character des Sacramentsprocesses er- 
klären und beziehungsweise auch die Ansichten 
Römers (in dessen Schrift: das Erlöschen des 
klögertschen Rechts nach der Einleitung dei 
Processes in seinem Verhältnisse zum Endur-^ 
theile, Stuttgart 1852) angreifen, mit Rücksicht 
auch auf eine Erklärung Dernburgs (Heidelberg, 
kriüsche Zeitschr. Bd. h S. 467) über den Ritus 
der in rem actio. 

Nicht minder ist hier auf die zweite, Im 
Jahre 1855 (bei Tauchnitz in Leipzig) ei^cMe* 
nene Auflage der bekannten und trelfiichen Schrift 
des Geh. R. von Keller zu Berlin: „Der rö- 
mische Civilprocess und die Actionen in sum- 
marischer Darstellung zum Gebrauche bei Vor- 
lesungen^ aufmerksam zu machen. 30. 

3. Der geneine dentsdie Mrgeriiehe Praeeis. 

In der kritischen Ueberschau (Bd. IV. S.97f) 
wird eine Uebersicht der periodischen Literatur 
des gemeinen deutschen bürgerlichen Processes 
von Dr. Lauk zu München gegeben. SO. 

4. LeglUmatt#. 

Leg. ad processum. DerNadiw^s Ober die 
Bestätigung eines Vormundes gehört nicht ixxt 
Sach-, sondern zur Processlegilimation , was 
vom Rjchter vorkommenden Felles ex officio zn 
berichtigen ist. OAG. zu Dresden. — Sachs. 
Zeitschr. N. F. Bd. XIV. S. 190. 24. 

5. Legitimatio ad causam bildet einen Tbeil 
der Klage. Ein Erkenntniss, durch welches der 
Beweis derselben als misslungen erklärt wird, be^ 
gründet die exe. rec.^ jud. fUr einen Rechtsstreit 
über dasselbe Streitobject unier d^selben Par- 
teien. (Entsch. des OAG. zu Cassel. — Heu- 
sers Annal. Bd. U. S. 163). 24. 

I. Gerichtsstand. 

Der Vormund ist wegen Verbindlichkeiton 
aus seiner Verwaltung bei dem Gerichte,- in 
dessen Bezirke er die Verwaltung geführt hat, 
zu verklagen. (OAG. zu Cassel. Heusers An- 
nalen,Bd.n. S.438). 24. 
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IV. Cifiipreoea»; 



7. GericUsrfaiid in Cfiinn. 

Wird von dem inländischen Gerichte zu dem 
inländischen Vermögen eines Ausländers, zu 
dessen im Auslande gelegnen Vermögen die dasige 
Behörde Concurs eröffnet hat, Parlicularcon- 
curs eröffnet, so können sich bei dem inländi- 
schen Gerichte Behufs ihrer Befriedigung aus 
dem inländischen Vermögen nur solche ausläi^- 
dische Gläubiger melden, welche schon vor Er- 
öffnung des Concurses sich durch Arrestschlag 
etc. ein specielles Forum gegründet haben oder 
denen ein dingliches Vorzugsrecht an dem Ver- 
mögen zusteht. OAG. zu Cassel. (Heusers An- 
naien, Bd. H. S.551 f.). 24. 

8. Forum origiiils. 

Wenn das Forum des Heimathsorts auch nur 
aushülflich dann eintritt, wenn ein anderweitiger 
Gerichtsstand nicht begründet ist, so concurrirt 
es doch, abgesehen von besondem desfallsigen 
Vorschriften, z. B. für das Gesinde, electiv mit 
dem Gerichtsstande des augenblicldichen Aufent- 
haltsortes dergestalt, dass es durch die Möglich- 
keit, beim Forum des Aufenthaltsortes die Klage 
anzustellen, nicht ausgeschlossen ist. (Entsch. 
des OAG. zu'RostociL in Budde's und Buchka's 
Samml. L S. 2). 8. 

f. Prineipaiinterveition. 

De interventionis principalis indole et origine. 
Diss. inaug. jur. quam scripsit et ex decr. ill. Ict. 
coli. Lips. pro s. i. u. q. j. h. 1. c. examinandam 
proposuit Ernestus Albertus. Coccius Knauthay- 
nensis, j. u. q. bacc. et caus. patr. Lips. MDCCCLV. 
81S.gr. 8. 

Der VerL verneint, dass der Ursprung der 
Principalinlervention in dem Rom. oder Canon. 
Rechte zu suchen sei, bemerkt jedoch, dass 
sich in ersterem Giiindsätze, welche auf etwas 
der Principalintervention Aehnliches hinauskä- 
men, bei Gelegenheit der Lehre von dem prae- 
1'udicium oder der causa praejudiciaUs vortänden. 
)er Ursprung der Principalintervention, wie sie in 
der A. und Erl. Sachs. Proc. Ordn. Tit. XV. und 
ad Tit. XV. behandelt worden, sei vielmehr in 
dem deutschrechtlichen Institute der Guaranda 
oder Varenda (Klagengewähr) und den Sätzen 
des Sachsenspiegels U. art. lö. verb. mit L art. 6. 
m suchen. 13. 

if. Litisleniineiation. 

Beiträge zum Civilprocess. Von 
Dr. Carl Fuchs, Privatdocent zu Marburg. 
I. Heil unter dem Separattitei: Die Lehre von 
der Litisdenunciation etc. Marburg. Elwertsche 
Universit Buchh. 1855. VDL und 154 S. gr. 8- 
(V3 TUr. n.) 

Es ist eine dem Practiker geläufige Erschei- 
nung, dass Insbesondere in Bezug auf Litisde- 
nunciation und das hierauf von dem Litisdenon- 



ciaten einzuschlagende Verfahren Verw fa niug 
herrscht. Nun hatten wir zwar zeitbar no(£ 
nicht eine dem gemeinen Processrechte folgende 
Monographie über diese Lehre, allein in meb^eren 
Compendien, namentlich in dem Bayers, war 
dieselbe mit gewohnter Klarheit und Präcision 
nach den wesentlichen Richtungen hin darge- 
stellt. Es könnte daher den Anschein ffewinnen, 
als wenn die vorliegende Monographie nicht 
schlechterdings eine durch ^as Bedürrniss ge- 
rechtfertigte sei, zumal der Verf. im Hauptwerke 
nicht zu neuen Sätzen gelangt, sondern mit den 
von Bayer gegebenen im Wesentlichen confonn 
geht; was uns denn auch für den Zweck dies^ 
Blätter der Nothwendigkeit eines detaiUirten Ein- 
gehens auf den Inhalt nach der Richtung der 
Frage hin überhebt: Welches die practische 
Gestaltung des Institutes in der Gegenwart sd? 
Vielleicht vfllrde man einhalten, dass der Verf. 
gerade in der Hauptfrage eine diametral entge- 
gengesetzte Ansicht verfolge. Denn währ^ 
Bayer die Litisdenunciation in EvictionsfÜilen f3r 
nothwendig erklärt, spricht der Verf. S. 5. 
und S. 12. f. die Ansicht aus, dass es Icelne 
nothwendige Streitverkündigung im jetzigen Pro- 
cesse gäbe. All^n der Unterschied ist nur for- 
mell. Denn die probatio diabolica, weldie beide 
gieichmässig, den Quellen entsprechend, dem, 
welchem evincü*t wurde, dann injungiren, wefin 
er ohne vorgängige Litisdenuntiation den Re- 
gress nehmai vdll, lässt es u. E. practischer, 
wo nicht rationeller erscheinen , in Evicttons- 
fallen die Nothwendigkeit einer Litisdenunciation 
anzunehmen, und die Führung jenes Beweises 
als einen Ausnahmefall des Y^histes des Re- 

Sesses wegen unterlassener Litisdenunciation 
rzustellen, als die Nothwendigkeit zu läugnen, 
und jenen Beweis als Bedingung des Regresses 
in einem Evictionsfale, wo die litisdenunciation 
unterlassen worden, zu characterisiren. Eine 
rühmliche Seite hat aber das Buch, nämUch die 
rechtshistorische Partie, insbesondere die scharfe 
Sonderung der Fälle der actio ex stipulatu und 
der actio emti, und die Darstellung der geneii- 
schen Verschiedenheit der einschlagenden Rechls- 
grundsälze. Wie nun diese Partie nicht Mos 
in rechtshistorischer Hinsicht, sondern auch für 
das Verständniss vieler Stellen des geltenden 
Römischen Rechtes von grossem VVerthe ist, so 
durfte doch Bayer sie ohne wesentUchen Nach- 
theil übergehen, weil wir heut zu Tage in der 
Praxis nur die actio emti finden. Eine wesent- 
liche Ergänzung der Darstellung Bayers aber 
liefert der Verfasser in dem letzten §. „vom 
Kostenpuncte^S und dieser ist eben so der 
Praxis entsprechend behandelt, wie die ganie 
Schrift Zeugniss pracUscher Bdahigung, neben 
guter Kenntniss der Theorie, darlegt. Schlüss- 
Uch ist zu gedenken, dass ein wörtlicher Ab- 
druck der Abhandlung in Elvers Arch. f. pract 
R. W. Bd. IL und IIL sich vorfindet; odor vid- 
mdir dass unsere Schrift nur ein Separatabzug 
jener zo »ein schdnt. 13* 
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Dr. von Yölderndorff in München. Sind die 
moderne Einrede und die römische exceptio 
ihrem Begriffe nach verschieden? und was ist 
der Grmid hiervon? (Zeitschr. f. Civiln u. Proc. 
Bd. XL S. 290 f.) 

Der Grund der anerkannten Verschiedenheit 
werde nicht dadurch nachgewiesen , dass man 
sich auf das jus civite, welchem die defensiones^ 
und die praetoris aequitas, welcher die excep-* 
Uones entsprungen seien, beziehe , da es von 
jeher auch exceptiones gegeben, welche nach 
ihrem materiellen Inhalte nicht auf dem Prätori- 
schen Rechte beruhen, sondern auf dem jus ci- 
Tile. Der Begriff der Einrede sei nicht aus dem 
Zusammenhalte mit der Klaffe, sondern aus dem 
Verhällnisse der beklagtischen Vorbringen zum 
Urtheile abzuleiten. Der Verf. sucht nun aus 
dem römischen und aus dem neueren Processe 
zunächst zu deduciren, dass der Umfang des- 
sen^ was aus dem bekWtischen Vorbringen sich 
als exceplio oder als iSnrede darstellt , relativ 
sei zum Umfange des directen Gegenbeweises. 
Demnächst hänge der Begriff nicht ab von dem 
materiellen Inhalte der Thatsache und Rechts- 
verhandlunff y sondern sei vielmehr rein proces- 
sualer, lediglich formaler Natur. Das Bereich 
der Einreden und Exceptionen sei vom Bereiche 
des Beweisinterlocuts bedingt; je enger dieses^ 
desto grösser das Bereich derjenigen beklag- 
tischen Vorbringen, welche als Einreden er- 
scheinen. Einrede sei dasjenige beklagtische 
Vorbringen, welches nicht in den directen Ge- 
ffenbeweis falle, d. h. nicht schon durch den 
directen Gegenbeweis in die Berücksichtigung 
des Richters gezogen werden könne. Die Form 
der Urtheile sei der Grund, warum heutzu- 
tage mehr beklagtische Einwendungen in das 
Bereich der Einrede fallen, als im römischen 
Processe. Der Begriff sei unverändert geblie- 
ben. Die Veränderung liege im Umfange des- 
sen, was im modernen Processe dieser Begriff 
umiasse, und diese Veränderung sei keine ma- 
terielle, keine rechtliche, sondern eine formelle, 
l^cessualische. 22. 

iS. Mer die tilaUrisdiei EnireAei tid lie 
PmmehweAdQDieB. Vom Prof. Dr. L. P f e i f f e r 
in Tübingen. (Zeitschrift Oir Givilrecht u. Proc 
N. F. Bd. XI. S. 84 f. Bd. XU. S, 157 f.) 

Im ersten Abschnitte gibt der Verf. die 
ffeschichtliche Entwickelung der dilatorischen 
Einreden in Bezug auf das Römische Recht. 

Römisches Recht. I. Die Periode des 
Leffis-Actionen-Processes. Der Verf. sprichl 
9ich zunächst {ur die Ansicht derer aus. welche 
anatmen, dass die Excq)tionen, aucn wenn 
nan ihren ursprünglichen Begriff auf die aus 
dem prätorischen Rechte und der aequitas ent- 
springenden Vertheidigungsgründe beschränken 
woUte. dem ältesten römischen Processe zwar 
nach ilirem inaterieUen Wesen wd ihrer Wirk-« 
Jahrb. t Reefatswisf. 1855. 



samkeft bekamt gewesen, ihre förmUohe Fas- 
sung und Ausbilimng aber erst durch die for- 
mula erUttgt haben. Insbesondere seien die 
dilatorischen Einreden (translaliones jud. vel 
constit. translativae) schon damals anerkannt 
gewesen, wobei zu glauben, dass vorzüfflidi 
die auf einen Hanget im Parteivorbringen hin« 
weisenden Einwendungen (mit der Wirkung des 
causa cadere) in Gebrauch gewesen, während 
manche, späterhin bedeutende Einwendungen 
(z. B. wegen Mangels der Vollmacht) bei der 
damaligen Einfachheit sich nicht nöthig gemaiht 
haben. Dem Magistrate hätten jedenfaUs sehr 
ausgedehnte Befugnisse behufs der Üeberwachung 
und Regulirung des Gangs der Verhandlung zu- 
gestanden, so dass, wenn die Einwendung nicht 
schon in jure sich erledigte, die Klage sofort 
vom Prätor verweigert wurde und sie nur selten 
in das Judicium mit verwiesen wurde. Wurde 
sie bei letzterem giltig befunden^ so war 
die Klage ipso jure flir alle Zeiten consumirt 
II. IHe Periode des Formularprocesses. 
Die Exceptio war als Aufnahme von dem 
Condemnationsbefehle in der formula au&ufassen. 
Die eigentlichen Civil -Einreden (die sog. de- 
fensiones im e. S.) (welche auf die Zerstörung 
des klägeriscben Rechts ipso jure sich bezogen) 
waren aus dem Gebiete der Exceptiones ausge- 
schlossen und fielen schon unter die allgemeine 
Bedingung der formula: „si non paret, absol- 
vlto.^^ Die Exceptio verlangte einen Zusatz zur 
formula. Unter exe. dilat. verstand man sowohl 
materielle Einrede, als auch formelle Process- 
einwendungen. Die dilatorischen Einwendungen 
fielen mit in das Gebiet der exceptio, da sie 
den materiellen Rechtsanspruch des Klägers 
nicht berühren und daher nicht in den Umkreis 
des Condenuiationsbefehls gehörten. In welchem 
Verhältnisse ständen nun die praescripUones pro 
reo zu den exceptiones überhaupt und zu den 
formellen except. dilator. insbes.? Die Quellen 
geben keine genügende Auskunft Die prae- 
seript. waren jedenlalls vor dem übrigen Inhalte 
der formula zu untersuchen und daher, wenn 
sie begründet befumlen worden, die Kuige zu 
verwerfen. Der Stoff derselben war wohl pro- 
cessuaUscher Natur und ihnen daher mit den 
except. dilator. g^nein. Von den exe. peremt 
unterscheiden sich die dilator. nicht in ihrer end- 
lichen Wirkung, sondern nur in der Dauer 
ihrer Geltung. Sobald nämlich eine soldie 
dilatorische Einrede in die formula aufgenom- 
men und nach der L. C. in das Judicium dedu- 
cirt war, hatte sie im Falle ihrer Begründung 
die Consumtion der Klage ebenso zur 
Folge, als die peremtorische Einrede. Dieser 
Gefahr konnte der Kläffer nur dadurch entgehen, 
dass der Kläger die Klage noch in jure, bis auf 
Weiteres, zurückzog. Die exe. dil. hatte daher 
nur mittelbar und indirect eine aufschiebende 
Wirkung. Ein Unterschied zwischen den ma- 
teriellrechtlichen und den processualischen Ein- 
reden bestand nicht; vielmehr vindicirt der Yeti. 

22 
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;m Savlgny diese Wlrkmiff allen dH«torisehen 
reden , wie auch damals kein BedürMss be- 
standen, die materiellen und öke formellen Ele- 
mente in den dilatorischen Einreden von einander 
zu unterscheiden. Durfte nun der judex die except. 
dil., vornemlich die rein processualische, anchdann 
berücksichtigen, wenn er in der formula nicht aus- 
drtk;klich hierzu vom Prätor ermächtigt, mit andern 
Worten durfte er sie beröcksichtiffen, wenn der Be- 
klagte sie erst in judtcio vorgebracht hatte? Der Verf. 
verneint die Frage und entwickelt hierfür seine 
Gründe. — Während sonach die Consumtion 
der bis zur L. G. vorgeschrittenen Klage ohne 
Rücksicht auf die innere Verschiedenheit 
der Vertheidlgungsgründe des Beklagten eintrat, 
musste bei dem Verfahren extra ord., wo die 
Trennung in jus und jud. gleichwie die formula 
wegfiel und der Magistrat allein den Process 
erledigte, das materielle Wesen der exceptio 
sich Geltung verschaffen. Sie waren hier ein- 
fache, formlose Vorbringen des Beklagten und 
der Magistrat konnte nach semem Ermessen na- 
mentlich auch die dilatorischen und peremtori- 
schen Einreden in das richtige Verhältniss zu 
einander setzen. III. Die Penode von Diocle- 
tian bis unter Justinian. Die 6ru»dlage des 
Verf. war die extraord. cognitio, so dass 
fn dem Richtersubjecte sowohl als auch in der 
ganzen Entwickelung des Rechtsstrdtes die Ei n- 
heit sich darstellte. In Bezug auf die proces- 
suale Gestaltung der exe. dil. in dieser Periode 
entwickelt der Verf. folgende Hauptmomenle : 
1) Die Milderung und schUessliche Aufgabe der 
durch die L. C. begründeten Consumtion der 
Klage. Hierdurch wurde die Wirkung der exo. 
dtl., im Gegensatze der peremtor, ohne dass 
sie durch die L. C. perpetuirt worden, 
auf eine Verzögerung, einen Aufschub 
beschränkt, mitlun diejenige, welche sich im 
Fonnularprocesse mit ihrer sofortigen Aner- 
kennung in jure verknüpfte. 2) Der Satz 
des Verf. extra ord., dass die dil. exe. vor 
oder doch bei der L. C. vorzuschützen, wird 
allgemein. Zweifelhaft sei es, ob sie sämmtllch 
tieichzeitig vorgeschützt werden müssen» 
h Bezug auf die Zeit der Geltendmachung 
standen jedoch gewiss beide Arten der dilatori- 
schen Einreden sich gleich, nicht auch in An- 
sehung ihres Beweises, indem hier die materiell 
dilatorischen ebenso wie die peremtoriscben be- 
bandelt wurden. Nur auf diese beziehe sich 
c. 19. de probat. 3) In Betreff der Form des 
Urtheiis über die exe. dil. — Hier trat an die 
Stelle der früheren denegatio actionis, beziehungs- 
weise der vollständigen und definitiven Absolu- 
tion des Beklagten, dessen vorläufige Los- 
sprechung, welche wahrscheinlidi durch ein 
einfaches richterliches Decret realisirt wurde. — 
In Betreff der Beweislast und Beweismitlei sei 
nichts Besonders zu bemerken. — 

In der zweiten Abtheilung (Bd. XII. S- 157 fO 
wird (mit besonderer Berücteichtigung von Sa- 
vignys Geschichte des römischen Kecbts im MR-* 



telalter) die Entwickehmff der Lelt» kn io- 
nischen Rechte und bei Sem Otossaioren, sowie 
bei den SchriftsteUem vom 13. bis zwn 1^ Jahr- 
hunderte vorgetragen. Einer beMnAun md ete- 
gehenderen Betrachtang werden als Repräsen-*. 
tauten der betreffenden Theorie ihr^ais Jahirtius- 
derts folgende SchrMsleller onlerzogeii: aus dem 
13. Wilhelmus DuranUs. — ms dem 14. Job. 
Andreae, Bartolus »d Baldus, — aus den 15. 
Job. ab Aurbacby — und i|us dem 16. JafaarhuiH> 
dert Gujacius und DoneUiia 22^ 

13. Heber die Debebt&nde, welclie ai« iu 
Terschiedeaei Beweidehre flr Gifil- ni StnCudkea 
eatscheideflu Vom Appel. Rath v. Kräwel zu 
Naumburg. (Archiv für oiviL Praxis, Bd.XXXVUl. 
S. 1 f.). 

Der Verf. spricht sich dafiir mas , dass das 
Strafiirtbel auch im Civilprooesse vollen Beweis 
mache, und bezieht sich auf ehi neaeres Er- 
kenntniss des 0. Tribunals zu Berlin, in wel- 
chem dieser Satz nicht auf Grund positiver Ge- 
setze, sondern aus (Gründen, die in der Natur 
des Straferkenntnisses hegen, adeptirl worden. 
Die. Frage, ob und von wem ein VerbredM 
begangen worden, sei lediglich vom Strafriditer 
zu beantworten, wogegen l£er die civilrech^* 
liehen Folgen der festgestellten strafbam 
Handlung der Civilrichter zu erkennen btibe, 
Die Straferkenntnisse ergehen im Interesse def 
Staats, der dasselbe nach allen Richtoflgeo hiOf 
also auch im Clvilprocesse, zur Geltung bringen 
nm». Das freisprechende Erkenntniss des Straf- 
richters präjudicire dagegen den Ansprüchen des 
Beschädigten nicht, da dieser in imn Untersar** 
diungsverfahren nicht aks Partei auftrete und 
bei der Bewdsaufnabme nicht mitwirke. Es 
könne nicht dem Zufalle überfaissen werden, 
dass der Civilrichter eine That für nkhi bewie- 
sen ansehe, wegen deren der S^frichter Strale 
erkannt habe. Der VerC nimmt hierbei noch 
Geteffenheit, mit Beziehung auf den Autatz von 
Busch, ff&T die möglichste Beseitigung der Eide^ 
zuschiebunff als Beweismittels sich auszuspre^ 
eben und hierbei insbesondre die Vorschrütei 
der neueren preuss. Legislationen , wo sich das 
Sireben nach Vermittdertti^ des Eides als Be- 
weismittels kundgibt, zu reterifen» loskesondere 
gilt dies von den Schwängenngssackmi. 18. 

14. Ueber die Bescbelaigiuigen im detbchei 
Uid bayrischen CiTilproeesse. Von Oi Kleiner, 
St. A. Subst. Regeusburg, Mauz, 1865. i2& 

S.8. 

Eine verdienstliche Monographie über Aese, 
nur in zwei Aufsätzen von Puchta und Brauer 
bisher speoieUer behandelte Materie. Def Vert 
entwickelt zuerst in $. 1. den Unterschied iwi'- 
sehen Beweis und Bescheinigwig , weist ift 
$. 2., die Ursachen der Verwechslung befder 
iegriffd nach, geht sodam in f. 3 auf 4eii Or«* 
9jfrmg der Besoheinigung im CSegensatze foa 
Bew^ Dilher efti, w^muf er bi |« 4 de« Be^ 
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griff Ton BoKheliiigviiif feststellt und iwar (S.26) 
In ^eHa^ber Btziehung: alt ^processutiische 
Handlviig, durch welche eine Partei dem Ridh- 
ter die Mtltal an die Hand giebt^ ein Factum 
ttat wahrscb^nUch 2» halten,^ als diese MHtel 
gelbst (£. B. in objectiver Beziehung), und als 
Prodttd der Parteihandiung und der benutzten 
Mittel , >,die in dem Richter selbst hervorgeru-^ 
fene Ueberxeuffung Ton der WafarscheinlichkeU 
eines Pactuns^ (z. B. in subjectiver Beziehung). 
Der treitern Ausführung des Gedachten sind die 
$.b — 9 gewidmet 9 worauf in $. iO— 14 die 
einzelnen Fälle ^ in welchen Besdbemigung ge- 
fordert wird , nach Kategorieen geordnet aufge- 
führt werden. Dieser specielle Thell umfasst 
nngeföhr die Hälfte des Schriilebens. Der Verf. 
selbst fasst d» Resultat seiner Bemerkungen in 
felffendo Sütze zusammen: a) Bescbeininng 
Ke^rt irie Merlichen Beweis, wenn sie ffl^h 
durch alle Beweismittel erbracht werden kann, 
sendern (ttent immer nur zum Anhaltspunkt für 
eine definItiTe Entscheidung in Fällen, wo ein 
inristiscber Beweis unmöglich ist. b) Sie ist 
keine Form und keine Unterart des juristischen 
Beweises, sondern ein eigenthümllcbes selbst- 
stindlgee processualisches Institut^ dass den Rich- 
ter ermäcntigt, seiner sonst im Civilprocesse 
ausgeschlossenen individuellen Ueberzeugung 
Rechnung zu tragen, und auf diese Ueberzeu- 
gung eine VerAlgung oder ein Urtheil zu basi- 
ren. c) Sie i|st nicht auf die zum juristischen 
Beweise vergesehriebenen Mittel beschränkt, son- 
dern wird auch durch MMtel geliefert, die zu ekiem 
jiHisttscben Beweise gar idcht benützt werden 
Können, oder demselbc^ nur admimknliren. d)Sie 
wird durch eine Negalion oder Erklärung der 
degenpttrtei nicht alterirt, sondern kann nur in 
einzehien Fällen durch eine Gegenbescbeinigung 
geschwächt oder aufgehoben werden. 8. 

iS.' Beareislast. Erörterung der Frage: wen 
triät nach dem Römischen Rechte in der Regel 
die Beweisbist, wenn der Eigenthümer eines 
Gnmdstücks den Besitzer einer dasselbe belas- 
tenden Servitut mit der actio negatoria bespricht? 
Von Reuter, vormaligem Schleswigholstein. 0. 
Cier. Advocaten. (Zeitschr. für Civihr. u. Proc. 
Bd.XIL Sf.446 f.). 

Die Präsumtion flir die Freiheit des Grund- 
stocks sei in den Quellen nicht ausgesprochen. 
Ebensowenig ßliAien sich Data im Römischen 
Rechte, weiche zu der Annahme führen könn- 
ten, als habe sich im Rechtsleben der Römer 
eine Neigung kundgegeben, die Servituten zu 
beschränken, geschweige denn ihr Bestehen -durch 
eine so exorbitante Präsumtion zu gefährden« 
Biettso unbe^HEbidet sei die Ansicht der Neue- 
ren, dass im Kgenthum das Fundament der Ne- 
gatorienklage JU suchen und in Folge dessen 
iet Kläger von einer weiteren Beweislast, ids 
in Betreff des Bgenthums, befrdt sei. Denn 
D^ &teBet Dttrstelhmg komme man doch vriedw 
Mf Ae gedachte PMniflition watüsiL Mm könna 



jeMtt Mssonenentn ans der teehtHcben Natur 
dea Eigenthums, welche an sich die Servitut 
ausschüessen solle, von Anfang an entgegnen, 
dass das Rom. Recht zur Bezeictmung des Eigoi- 
thums, keine Sätze der Art hinstelle und keine 
Definition vom Eigenthume gd>e, wefehe dieBe* 
weislast auch des beklagten Besitzers einer Ser- 
vitut zur nothwendigen Folge habe. Dies liege 
insbesondere auch nicht In der Art, wie me 
Actio n^toria dargestellt werde. Viehnehr sei 
nur die Form des Ausdrucks gewählt, dass der 
Kläger eine Anmassung des Beklagten zurück- 
weise. (%. 2. J. de act. — fir. 8. |. 5. fr. 9. 
pr. fr. 12. 13. 14. pr. «. 1. fr. 17. pr. «. 1. sl 
serv. vimL). Bezeichnend sei, dass die actio 
confessoria als vindicatio aufgefiihrt werde, 
— niemals auch die a. negatoria. WoBte man 
der a. negat. die rechtliche Natur der rei vind. 
beilegen , also , dass der Kläger sein praedium 
als an sich absolut frei zu vlndidren nri)e, se 
würde man dem Kläger überdiess zuumthen. ein 
Recht über die streitige Frage hinaus geltend 
zu machen; denn eine solche vindicatio würde 

I'a die Behauptung InvoMren, dass auch kdnem 
)ritten die streitige Servitut zustehe, während 
die a. negatoria nur dahin gehe, den Beklagten 
als Besita^r des angeblich herrschenden (Mund- 
stücks davon auszuschllessen. Der Verf. adop- 
tirt hierbei noch die von Pape in ders. Zeitschrift, 
Bd. XYl. S. 211 f. vorgetragnen Argumente, in- 
dem er hierbei sich noch auf Nov. 18. c. 10. 
beruil. Müsse also der Eigenthümer des bela- 
steten Grundstücks die Anmassuug einer Servitut 
zum Gegenstande seines Angriffs machen, so 
werde damit- zugleich ausser Zweifel gestellt sein, 
dass in der Regel der Beweis des Eigenthums 
iür den Kläger nicht ausreiche. Auch werde dem 
Kläger in Ir. 8. f. 3. si serv. vtod. in Verb, mit 
fr. 15. D. de 0. N. N., welches die Worte pe- 
Utoris partes erkläre, die Beweislast deutUch 
zugetheilt. Die Deutung, welche von Vangerow 
(S. 709.) dieser Stelle gebe, finde weder in der 
Stelle selbst, noch im Sprachgebrauche ihre 
Rechtfertigung. Auch andere Stellen treten ihr 
entgegen. Den Kläger treffe die Beweislast, die 
durch den Beweis des Eigenthums nicht erfiillt 
sei. Ist die strdtige Servitut nicht wenigstens 
durch eine patlentla ins Leben gerufen, sondern 
verdankt ihr Entstehen nur einer Anmassung. so 
liege dem Kläger die Berufung auf eine frühere 
Zdt zur Hand, wo sein praedium frei von der 
streitigen Servitut gewesen und gegen die Ein- 
rede, dass in der späteren Zeit die Servitut 
durch Verjährmig erworben worden, die Replik, 
dass die Ausübung eine fehlerhaue gewesen. 
Einen schlagenden Beweis liefre endlich noch 
Theophihis in seiner Paraphrase (lib. IV. Tit. 6. 
S. 2.) kl Verbindung mit Gaji Inst. Ck)mm. IV. 
1. 39 sq. 22. 

IC. Anfang 4er Beweisfrigt. 

Das Oberappellatlonsgerleht zu Dresden geht 
Yon dev Ansicht aus, dbsa, so bttge der Ühh 
22« 
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ümg des Beweisfhema noch nicht Tolktiwig 
festeteht, die Beweisfrist noch nicht zu laufen 
beginne, vieimebr auch in Betreff derjenigen 
Punkte für suspendirt zu achten, wegen welcher, 
dass Beweis zu führen, bereits rechtskräflig er- 
kannt ist, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
swiscfaen letzterem und denjenigen thatsächlieheo 
Momenten, rücksichtUch deren die Beweisfrage 
noch streitig geblieben, ein Zusammenhang statt- 
findet oder nicht. OAG. zu Dresden. — Sachs. 
Zeitschr. N. F. Bd. XiV. S. 176 f. 24. 

17. Ueber die controversenreiche Regel: ne- 
gans tton excipit jur^ jurando delato verbreitet 
sich nach den Weimarschem Partikularrechte ein 
Aufsatz des Y. Präs. Busch in den Thür. Bl., 
J. 1865. S. 228 ff. 10. 

18. Der Beklagte kann zu dem Beweise 
Ton Ausflüchten nicht gelassen werden, wenn 
er die Klage verneint, und den Eid referirt hat, 
jedoch die Relation des Eides für unzulässig an- 
gesehen worden ist. OAG. zu Dresden. Sachs. 
Zeitschrilt. N. F. Bd. XIV. S. 126. 24. 

19. Betrachtmi^n Uker die Beweis- aml Be* 
scheini^DrsDiittel im Girilprocesse, mit besonderer 
Berücksichtigung der neuesten österreichischen 
Processordnunffen. Parteieneide. Terglfiehuig der 
Handschriften etc. Vom Prof. Dr. Hai m er 1 zu 
Wien in dessen Magaz. für Rechts - und Staats- 
wissenschaft etc. , Bd. XI. S. 1 f. 

Der Verf. referirt die bekannten Ansichten 
über die Natur des gerichtlichen Eides und die 
Bintheilungen desselben. Er spricht sich dabd 
für die Zulassung des angebotenen Eides aus, 
da es oft das einzige Beweismittel sei und durch 
andre Mittel dem Leichtsinne der schwörenden 
Partei vorgebeugt werden müsse. Der Verf. re- 
ferirt hierauf die in den neuen Civilprocessord- 
nungen Oesterreichs enthaltenen Bestimmungen 
über die als Beweismittel aufgeftihrten Arten des 
Parteieneidos, unter Berücksichtigung der 
Grundsätze des allgemeinen Processrechts und 
der neuesten literar. &zeugnisse. Der Haupteid 
als aufgetragner Bd habe wenigstens im Mo- 
mente der Abtragung die Natur eines Verglelchs- 
anbots und könne als Beweismittel nur über 
Thatsachen , nicht aber über Rechte und Schul- 
digkeiten aufgetragen werden. Die Oesterrei- 
chischen Processordnungen kennen den Reini- 

Sungs- (Ableinungs -) Eid nicht mehr. Die Ei- 
esmündigkeit beginnt mit dem 14. Altersjahre; 
die Processordnung liir Ungarn und Siebenbür- 
gen verlangt noch, dass der Schwörende dieses 
Aller bereits zu der Zeit zurückgelegt habe, als 
sich die Thatsache, die er beschwören soll, er- 
eignet hat. Derjenige, welcher eines durch 
Betrug oder aus Gewinnsucht begangnen Ver- 
brechens schuldig erkannt worden ist, kann nicht, 
tum Erflillungs- oder Schätzungseide zugelassen 
werden, wenn von seinem Gegner die dtosfiül* 



sige Einwendung im Proceise gemachl vrinL 
In einigen andern Fällen hat es das Oesterrei- 
chische Gesetz dem Ermessen des Richters aiH 
helmgestellt, ob einer Partei die Ablegung ei- 
nes von ihr anffebotnen Eides gestattet werden 
könne oder nicSit, falls die Glegenpartei etwa 
die diesfallsige Einwendung erheben sollte (z. 
Bw wenn sie in Coneurs verfallen ist oder wem 
sie wegen Verschwendung unter gerichtUcher 
Curatel steht). — Beweis durch Schrift- 
vergleichung. Diese gilt nur als Mittel zum 
Beweise der Aechtheit einer Urkunde. Die 
Oester. Gesetze erwähnen sie nur bei Gelegen* 
heit, wo sie bei Privaturkunden diesenBe- 
weis dem Produzenten auflegen. Der Vert 
erachtet sie jedoch auch bei öffentlichen 
Urkunden für zulässig. — Zusammentref- 
fen der Umstände. Ist auch im Civilprocesse 
ein sogenannter Indicienbeweis Eulassü? Es 
sei hier nicht die Beweisftlhrung bezüglich des- 
selben Factnms durch mehrere, an sich ver- 
schiedeneBeweismittelinFrage, sondern es handle 
sich um den eigentlichen Indicienbeweis. wieihn der 
Straiprocess gestatte. Die Oe^r. Processord- 
nungen lassen ihn nicht za, wenn gleich nicht 
behauptet werden könne, dass die das zu bewei- 
sende Factum oder das zum Erweise anzuwen- 
dende Beweismittel begleitenden Umstände 
platterdings bedeutungslos sein sollen. Sie kön- 
nen allerdings auch im Interesse der Becbtssi- 
cherheit und der Entwickehmg der Wakrfaeit in 
Anschlag ffebracht werden, aU Momente, welche 
die Beweiskraft eines Beweismittels erhidienoder 
schwächen. — Der Verf. fügt hieran einige all- 
ffemeine Bemerkungen über die BeweismWel im 
Civilprocesse; nämuch 1) über die Verwendbar- 
keit der Beweismittel (ihre gleicbmässige Zulas- 
sung im Beweise und Gegenbeweise); 2) über 
die Verbchafiung (Antrag auf Editton von Urkun- 
den etc.) und Sicherung (z. B. Beweis zum ewigen 
Gedächtm'sse) der Beweismittel. — Den Schluss 
macht eine Feststellung des in den Gesetzen 
vorkommenden Begriffs der Beschdniffung und 
der Bescheinigungsmittel. Die Bescheinigung 
verlangt eine geringere Wahrscheinlichkeit , üt 
aber hinreicht, um, darauf gestützt, im rechttt- 
chen Verfahren richterliche Verfügungen oder 
Vorkehrungen zu treffen. Ueber die Beschei- 
nigungsmittel enthalte das Gesetz keUie aus- 
dj ückllche Vorschrift oder verlässliche Anhalts- 
punkte, so dass man mit Puchta anneluneB 
möchte: es sei dabei alles in das Ermessen des 
Richters gelegt, welcher, den Geschwomen gleich, 
blos auf sein Inneres gewiesen ist. Es uessen 
sich jedoch solche Anhaltspunkte aus dem Zwecke 
und der Natur der Bescheinigung, im Gegen- 
satze vom Beweise, abstrahiren. Man müsse 
berücksiditigen, dass auf dem Wege der Be- 
scheinigung nldai jener Grad von juristischer 
Wahrheit angestrebt werde, wie auf dem Wege 
der BeweisiiSurung und dass die durch die B^ 
scheinigiing zu constatirende Wahrsch^nlichkeit 
nicht mi langem Wegßy sondem «igleiGh mü 
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der Behaoptmig (in instentl) gelidSßit werden 
solle. Der Verr. geht dabei die dnzebien Be- 
weismillel doroh und spricht sich schliessUch illr 
de» Ansschhiss des angebotenen Eides als Be- 
scheinigungsmiUel aus. 21. 

21. ETeitaene Eides^lalisi. 

bi einem Sachsen -Weimarschen Gesetze vom 
5. Joni 1849 ist die eventuelle Eidesdelation 
nachgelassen. Ein Aufsatz des Vicepräsidenten 
Busch in den Thür. BI. J. 185Ö. S. 30ö f. ver- 
breitet sich über die Auslegung einzelner Be- 
stimmungen dieses Gesetzes. 10. 

21. Eiiesleigfaug. 

Bei Eidesleistungen von Corporationen steht 
die Wahl der Schwurmänner der Corporation zu. 
Entsch. des A. Gerichts zu Eisenach in den 
Thür. BI. 1855, S. 113 fg. 10. 

n. m ht Erki. 

Wenn Erben gegen eine Abfindungssumme 
sich zu Gunsten eines Dritten vom Nachlasse 
losgesagt haben, können s|e dennoch sich nicht 
entorechen, einen ihrem Erblasser auferlegt ge- 
wesenen Eid zu schwören. — OAG. zu Dr. — 
Sachs. Zdlschr. N. F. Bd. XIV. S. 185. 20. 

23. Nach Ableistung eines deferirten Eides 
findet eine integrum restitutio ob poviter reperta 
nicht statt. (Witsch, des OAG. zu Rostock in 
Bttdde's und Buchka's Samml. I. S. 7.) 8. 

24. ftebtoi. 

Die Relation eines deferirten Eides wird da- 
durch nicht unzulässig, dass der Delat de veri- 
tate, der Deferent selbst aber nur' de credulitate 
zu schwören im Stande ist. (Entsch. d. OAG. 
zu Rostock in Budde's^ und Buchka's Samml. I. 
S. 5.) 8. 

25. Die Glanliirtriligkeit derZengea, nach der 
Praxis der oberen Gerichte in den Herzogthü- 
mem Schleswig und Holstein. Vom Advocaten 
A. I p s e n. (Holsteinische Anzeigen Jahrg. 1855.) 

Wir beschränken uns auf die thatsächlichen 
und mit Erkenntnissen der Obergerichle und des 
Oberappellationsgerichts belegten Angaben des 
Verf.: A. Absolute Inhabilität: I. aus 
natürlichen Gründen. Körperliche 
Schwäche schadet an sich der Glaubwürdig- 
keit nicht, und hohes Alter schützt weder 
vor Ablegung des Zeugnisses, noch verdächtigt 
es letzteres. Die I. 8. D. und c. 16. C. de 
testib. sprechen nur (?l) von der factischen 
Schwierigkeit itir hochbetagte Personen, sich an 
den Gerichtsort zu begeben. II. Aus gesetz- 
lichen Gründen. Die Annahme eines civilen 
Inhabilitätsgrundes setzt den Nachweis eines be- 
stimmten, strict zu interpretiremien gesetz- 
lichen Verbots der Abhörung voraus. Be- 
strafte Verbrecher sind nur dann gänzlich 



mfllUffe Zeugen, wenn sie rechtskräftig fttr ehr* 
los erkilirt oder wegen eines Verbrechens ver- 
urt heilt worden sind, das eine Verletzung 
oder Verdächtigung ihrer Wahrhaftigkeit beur- 
kundet. (Ein wegen falscher Zeugnisses in Un- 
tersuchung gezogenes, aber von der Instanz ab* 
solvirtes Individuum wurde nur fte verdächtig 
erkUrt. Erkenntn. des Holstein. OG.). 

Seltener .Genuss des Abendmahls 
schwächt die Glaubwürdigkeit nicht. Unzulässig 
ist das Zeugniss de propria turpitudine*). 

B. Relative Inhabilität: Die Gränze 
zwischen derselben und der blossen Verdächtig- 
keit kann meistens erst vom Richter selbst durch 
eigne Anschauung und Prüfung der concreten 
Verhältnisse bestimmt werden. 

Nahe Verwandschaft: Unzulässig ist das 
Zeugniss zwischen Aeltem und Kindern, (auch 
dngefcindschafteten und StieTkindern) zwischen 
Schwiegerältern und Schwiegerkindern, zwischen 
Ehegatten, und in der Regel zwischen Ge- 
schwistern ♦♦). — Entferntere Verwandschaft 
begründet nur grössere oder geringere Verdäch- 
tfgkeit. Einige Beispiele werden mit Erkennt- 
nissen belegt. Bei der Seh Wäger schaft 
wächst die Glaubwürdigkeit mit Auflösmig des 
Aflinitätsverhältnisses. Pflicht und Abliän- 

S'igkeitsverhältniss (Dienstboten) begrün- 
et bald Inhabilität bald VerdächUgkeit. Eige- 
nes Interesse bei Ausgang des Prozesses 
begründet nur da Inhabilität, wo das Interesse 
des Zeugen mit dem des Producenten zusam- 
menfällt: denn wer einen Zeugen producirt, des- 
sen Interesse mit dem des Producten identisch 
ist, erkläri selbst ^ dass er dem Zeugen, we- 
nigstens in den Puncten Glauben beimesse, über 
welche er denselben befragt wissen will. Der 
Pro du et wird mithin nicht auf Entfernung des 
Zeugen dringen können. Bin blos möglicher 
Vortneil schwächt das Zeugniss nur unbedeu-» 
tend. 

Anwälte, Procuratoren, Mandatare 
sind in obschwebender Sache als causa propria 
(„obgleich das dominium litis verschwunden*0 
inhabil. Ein Anwalt kann aber gegen seinen 
dienten zum Zeugniss aufgefordert werden, 
„wenn der Gegenstand des letzteren in keiner 
Beziehung zu seiner Verschwiegenheitspflicht 
steht, sondern eine Thatsache belrifll, die vor 
Uebernahme der Sache in seiner und beider 
Partheien Gegenwart vorgefallen ist*^ (Erk. des 
vormal. Schlesw. 00.). 

Ebensowenig macht der Umstand, dass der 
Anwalt der einen Parlhei in einem früheren 



•) Mit Recht verbessert die Redaction der holstei- 
nischen Anzeigen (zwei Mitglieder des Obergerichts) 
den Verf. dahin, dass Niemand verpflichtet sei, 
über seine eigene Schande Zeugniss abzulegen; aber 
inhabil sei ein testis de propria turpitudine nicht. Es 
könne sich immer nur darum handeln, ob die betf. 
Beweisartikei zu verwerfen seien. 

**) Die Redacüon bestreitet die Inhabimtt. 



Digitized by 



Google 



m 



Wi 41pirii|tfO€ML 



Pfosois bedient gewesen M, deMelbea taheM 
(Erk. des Holstein. OG.). — Aasserffericlil^ 
liebe Mandatare siftd an sich nicht inpabily so* 
£mi ihre Thäügkdt vor Beginn des Proeesses, 
ia welchem sie als Zeugen bentttzt werden sd* 
len^ zu Ende ist Gescblecbts-Curatorea 
sind nicht iobabil, wenn sie vom Gegner be- 
nutzt werden; (y,weil k^n gesetzliches Verbot 
vorhanden, und die Analogie von Anwälten auf 
Geschlechtscuratoren nicht zutriffl^^ — ) wohl 
aber, wenn die Curandin sie benutzen will 
Nach Aufhören des Verhältnisses fällt jedoch 
das Bedenken weg. — Der ourator ad li- 
tem ist nicht inhabiL — Das Verhältniss zwi- 
schen Geschäftsfreunden und dgentlichen 
Geschäftsgenossea (socii) ist mehr oder 
Hünder verdächtigend. •— Die Zulässigkdt der 
Vormünder nach beendigter Vormund- 
schaft ist zwar nicht unbedingt zu verneinen, 
indessen kommt das Meiste aui die concreten 
Verhältnisse an. — Dasselbe gilt bei ffrosser 
Feindschaft oder Freundschaft, Vorliebe 
oder Abneigung. Blosses Gespanntsein schwächt 
die GlaubwOrdigkeit in keinem ertieblichen Grade, 
um so weniger, als die Zeuffen eidlich bekräf- 
tigen müssen, weder Felad des Producenten 
noch Freund des Producten zu sein, und keiner 
Parthei in der Sache zu nahe treten zu wollen. 
Die Aeusserung: „Zeuge wünsche dem Kläger 
den Gewinn, weil er die Ueberzeugung heffe, 
dass derselbe im Rechte sei^^ verdächttgt den 
Zeugen nicht (Erk. des holst. OG.). — inhabil 
aber ist der selbstschuldiffe Bürge und 
überhaupt jeder Bürge, wenn ni(»t nachgewiesen 
wird, dass der Hauptschuldner vollkommen zah- 
lungsfähig ist. '— Ein Streitgenosse, d^ 
vom Prozess surückffetreten ist, ist nach An- 
sicht des holstein. OAG. zum Zeugniss zuzulas- 
sen (das Obergericht hatte anders entschieden). 
Uebrigens gewinnt auch ein an sich v^Mchtiger 
Zeuge Glaubwürdigkeit, sobald der Product eben 
d^iselben Zeugen zur Führung des indirec- 
ten Gegenbeweises benutzt (Erkenntniss 
des OAG. in theilweisem Widerspruch mit einem 
Erk. des vermal. Schlesw. OG.). 39. 

21 Zeugen. 

Durch die Eröffnung des Zeugenrotuls wird 
die nachträgliche V^nehmung von bereits früher 
unter Einreichung der erforderlichen Beweisar- 
tikel denunciirten 2e«Mn über diesdben That- 
sachen nicht ausgeschlossen. (Entsch. d. OAG. 
ra Rostock in Budde's und Buchka's Samml. I- 
ß. 6.) 8. 

27. Bezüglich der Frage: dürfen Gemein- 
iemitglieder in Gemeindeprocessen ihr Zeugniss 
verw^gem? tbeiU G. R.Chop in Sondershausen 
in den Thür. Bl. J. 1865, S. 237 ff. einen to- 
leressanten Rechtsfall mit, In welchem diese 
Fraee von der Hallischen und der Heidelberger 
luristenfacultät verneint, von der Göttinffer und 
Berliner JpristeQfacul(ät aber l^^abt wurde. 10. 



18. fliknieiibewcik 

Die Eideszuschiebung gegen den Inhalt einer 
vom Deferenten anericannten Urkunde ist dami 
stcAbaft , wenn solche einen Umstand zmn Ge- 

Senstande hat, der nicht schon durch den Inhalt 
er Urkunde widerlegt wird: wohin namentlich 
auch die Einrede des Betrugs gegen eine Ur- 
kunde gehört. (Erk. eines Würt. K. Ger. fn 
Tafel ausorLRechtsror. würt. Ger. H, 2. S.«97.) 

a 

2f . Biititisptidit. 

Lagerbücher sind, auch wenn die Mitwirkung 
der Pmchtigen zu ihrer Errichtung nicht mehr 
nachgewiesen werden kann, dock fn dem Falle 
als gemeinsohafUiche Urkunde anzusehen, weim 
der offenbare Zweck ihrer Krrichtui^ der war, 
als Beweismittel gegenüber den Pflichtiffen z« 
dienen: auch sind in diesem Falle die Gniodr 
holden berechtifft, sich auf dieselben 2u Führung 
der ihnen notwendigen Beweise lu beralai. 
(Erk. eines würt. K. Ger. in Tafel auserL Rechts- 
spruch, würt. Ger. II, 2. S. 260.) 8. 

Sl. WirkoBg firlherer Prteette. 

Nicht blos der Inhalt einer zurückgenomme- 
nen oder abgewiesenen Klage, sondern auch der 
Inhalt der Einlassung auf eine solche Klage kann 
in einem spätem Frocesse nicht als Gestämfniss 
benutzt werden. (OAG. zu Dr. — Säch5. Zeit- 
schrift N. F. Bd. XIV. S. 188.) 20. 

31. BxecaUaigfraeess. 

Ueber das Vertheidigungsrecht des Bekhgten 
imExecutionsprocesse nach dem K.Südbs. Gesetze, 
das Verfahren bei Vollstreckung gerichtL Entschei- 
dungen etc. betr., v. 28. Febr. 1838. Vom OA, 
Rathe Siebenhaar zu Dresden. Zeitschrift filr 
Rechtspflege u. V. Bd. Xlü. S. 481 f. — Ue- 
ber die executorische Clausel bei ErkennUiissen 
nach Braunschweig. Rechte vgl. Braunschw. Zeit- 
schr. 1865, S. 33. 20. 

%t. Der BüTffe, welcher die Bürgschaft leug- 
net, kann von der Rechts wohlthat der Voraus- 
klage keinen Gebrauch machen. Diese Regel 
findet jedoch im Executionsprocesse keine An- 
wendung, wenn der Bürge sich i»r DiflRossion 
der Verbürgungsurkunde erbietet OAG. zuDres^ 
den. Sachs. Zeitschr. Bd. XIV. S. 128. 

24. 

Der Nachweis des Eintrags einer Fordenug 
in das Grund- und Hypothekenbuch durch den 
gerichtlich beglaubigten Folienextract genügt tm 
Begründung des Exeoutionsprocesses gecen den 
hypothekarischen Schuldner. OAG. zu Dresden. 
Sachs. Zeitschr. Bd. XIV. S. iU. 24. 

Der Gebrauch des Execulivproeesses wird 
dadurch nicht ausgeschlossen, dass die der Exe- 
cutivkiage zu Grunde zu legenden Urkunden m 
ihrem richtigen Verständnisse der Anwendung 
der juristische Ausiegungskanst bedürfen^ QA& 
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SS* Die Hypotbeli^iklai^ kann auch im 
Ezeculli^roceBae erhoben werden. D^selbe 
setzt allerdings eine auf Zahlung goichtete 
Klage voraus. Die Hypothekenklage ist zwar 
in itoer Richtung auf das Pfandobject dinglicher 
Hatwr, — sie ist aber nicht, wie die a. hypo^ 
tbecaria der Römer, auf Auslieferung des Flan- 
des geiiehtei, sondern auf Befriedigung des 
Gäubigers durch den gerichtlichen Verkauf des- 
selben y — auf Zahlung aus der Sache. (0A6. 
ani München. — Blatt, f. R. A. 1855. Erg. Bl. 
S. 14 f.) 21. 

S4« Widerklage* 

Ueber die Zulässigkeit der Widerklage nach 
Sttehsischeai und insbes. nach Schwarzburg-Son- 
dershausischem Privatrecht spricht sich ein Er- 
kenntniss der Tübinger Juristenlacultät in den 
Thttr. Bl. J. 1855, S. 145 ff. aus. 10. 

S5. Prav^catioDg- «id lohikitiTpraeess. 

Zwei AufsSize des 0A6. D. Vermehren in 
Jena In den Thüring. Blatt. J. 1855. S. 97 ff. 
verbreiten sich i) ilber die Bescheinigung bei 
der Provocation zur Erhebung der Eigenthums- 
klage, — wo ein ürtbefl des Heidelberger 
Spruchcollegfuros (dessen Gründen das OAG. zu 
Jena beigepflichtet hat) das vonFrancke imArch. 
f. civ. Fr. XVin. S. 232 ff. aufgestellte Erfor- 
derniss der Bescheinigung des Besitzes nicht iUr 
ndthiff erachtet — und 2) über die Frage, ob 
der fnhJbitivprocess (des Sachs. Rechts) auch 
bei Vertragsverhälti^ssen stattfinde, was bejaht 
wird. 10. 

SC. Rechtskraft der Erkenataisse. 

Ueber die Wirkung des rechtskräftigen Ur- 
thdls: I. wenn der Schukber mit Unrecht frei- 
gesprochen worden ist; II. wenn dem letzteren 
von mehreren Pfandgläubigem mit Unrecht ein 
Vorzugsrecht vor dem ersten zuerkannt ist. Von 
Dr. PfeiffiBT, Advocat in Bremen. (ArcMv f. d. 
dv. Pr. Bd. XXXVni. S. 331 f.). 

Der Verf. geht von der Annahme aus, dass 
im neuesten Rom. Rechte, wo die exceptio rei 
jttdicatae nicht danach frage, ob eadem actio, 
sondern nur ob eadem quaestio vorliege, die 
Wirkungen des freisprechenden Urtheils die obli- 
gatio civilis und naturalis ohne Unterschied tref- 
fön können, woraus jedoch noch nicht folge, 
dass eine wirkliche Aufhebung der Naturalo- 
bligation durch das Urtheil dntrete. Der Verf. 
hält es vielmehr fiir gerathen, bd der Unter- 
suchung des Einflusses des freisprechenden Ur- 
theils auf die obligatio des SrJiuIdners die Frage 
ganz zu «verlassen, ob eine obligatio naturalis 
tortdauere oder nicht, und diesen kinfluss ledig- 
Üch nach den aus der rechtlichen Natur der res 
judieata Merhaupt hervorgehenden Merkmalen 
fitti bnlimmen. Br kdurt <ksshalb m dem Satse 



florftek, dnss das haltttt der Rechtskraft nur dem 
Zweck verfolg^ die Wiederholung derselbenRechts- 
. anspräche vor uericht abzuwehren, ohne in die Sub- 
stanz des Rechtsverhältnisses unmittelbar einzu- 
Eeifen, dass mithin nach dem freisprechenden Ur- 
sil die Obligation selbst nach wie vor civiliterund 
naturaliter noch fortdauert und alle Wirkungen 
entfaltet, welchen nicht das Organ der Rechts- 
kraft, die exe. rei jud«, entgegentritt, dass aber 
namendich das in* einem Recntsstreite rechts- 
kräftig Festgestellte nicht als Grundlage einer 
neuen Klage oder eines sonijtigen angriffs- 
weise zu verfolgenden Anspruchs in einem zwei- 
ten Rechtslreite dienen kann. Die Wirkung des 
absolut. Erkenntnisses werde also lediglich nach 
Hassgabe der Anwendbarkeit der exceptio (re- 
plica) rei judicatae bestimmt und aus der Ab- 
weisung einer Forderung könne keine auf deren 
Nichtexistenz gegründete Klage hergeleitet wer- 
den. Der Verfasser prüft nun folgende Fülle: 
1) Rückforderung des irrthümlich Gezahlten naoh 
dem freispr. Urtheil ist unzulässig; denn das 
absolut. Erkenntniss hebe die (existente) For- 
derung rncbt auf; es fehle eine Nichtschuld; 
die cond. indebiti lasse sich durch Berufung auf 
das freispr. Urtheil nicht begründen. 2) Wirk- 
samkeit von Pfandrechten fm* eine rechtskräftig 
abgewiesene Forderung. Das Pfandrecht bleibe 
]}estehen, da die Pfandforderung durch das Ur- 
theil nicht unmittelbar afiicirt, sondern nur die 
Wiederiiolung derselben Klage verhindert werde. 
3) Wirksamkeit einer Bürgschaft für eine rechts- 
kräftig abgewiesne Forderung. Der Bürge kann 
sich hier mit der exe. rei iud. schützen. Wird 
die Bürgschaft späterhin übernommen, so Uegt 
hierin ein Verzicht auf diese exe. — - 4) Com- 
pensation. Der Geltendmachung einer Forderung, 
rücksichtücb deren ein freisprechendes Urtheil 
ergangen ist, im We^e der Compensation tritt 
die Einrede der entscbiednen Sacne als Replik 
ebenso entgegen, ahs wenn dieselbe Forderung 
zum zweiten Male im Wege der Klage verfolgt 
werden sollte. — Dar Verf. unternimmt es nun, 
diese Sätze aus den Quellen selbst zu beweisen 
und dadurch die Wahrheit seines Princips selbst 
zu unterstützen: Zu 1) bezieht er sich haupt- 
sächlich auf fr. 28. 60. de cond. indeb., zu 2) 
auf fr. 13. qua), mod. pign. solv., zu 3) auf 
fr. 42. $. 3. de jurej. u. fr. 7. $. 1. de except. 
und zu 4) auf die Consequenz des Princips, für 
das er noch auf fr. 8. $. 1. ratam rem haberi 
sich beruft. — Der Verf. wendet sich nun zu 
dem in fr. 16. qui potior, pign. behandelten Falle 
und spricht sich dahin aus, dass, wenn der erste 
Pfandgläubiger wieder im Besitze des Pfandob- 
jects ist, der dritte Pfandgläubiger, ungeachtet 
der rechtskräftigen Anerkennung seines Vorrangs 
vor dem ersten, nach Rom. Rechte weder zum 
Besitze des Pfandobjects , noch zu einer vor- 
zugsweisen Befriedigung gelangen kann. Diese 
Wirkungslosigkeit der res judieata finde sich in 
der angezeigten Stelle ausgesprochen, was der 
Ver£ weiter ausführt. 21. 
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n. Dr. Pfeiffer (in Bremen), Beitrag arar 
Lehre von der Wirkung rechtskräftiger Uräeile. 
Archiv für die civilistische Praxis. Bd. XXXVil. 
S. 93 ff. 244 ff. 

Der ausgedehnte Gebrauch, den man von 
dem Ulpian'schen Satze mache: Res judicata 

Ero veritate accipitar, . sei nicht unbedenklich, 
^ie a. und exe. judiüati seien als die Wirkun- 
gen der res judicata bezeichnet und die erstere 
(an deren Stelle die imploratio officii judicis, die 
Executions- Instanz getreten) dem obsiegenden 
Kläger eingeräumt worden. Sei aber die res 
judicata mit der absohiteh Wirksamkeit, die man 
ihr beilege, bekleidet, so müsste auch ein Or- 
gan vorlmnden sein, um den für eine der Par- 
teien gewonnenen positiven Inhalt eines freispre- 
chenden oder verurtheilenden Erkenntnisses (so- 
weit derselbe durch die exe. rei jud. und die 
a. jud. nicht realisirt werden könne) im Wege 
der Klage, beziehungsweise ilberhaupt als Angriffs- 
miltel zu gebrauchen. Allein die res iudicata 
bilde keinen selbstständigen Grund für die Ent- 
stehung klagbarer Rechte. Unter den vom Verf. 
angelUhrten Fällen will man folgende recapitu- 
liren : A. ist mit einer a. negatoria in Folge 
des Beweises der Servitut abgewiesen worden. 
Kann B. auf Grund dessen die a. confessoria 
erheben? A. hat mit seiner Klage auf Zahlung 
des Pacht^nses auf ein Jahr aus einem für meh- 
rere Jahre abgeschlossnen Pachtvertrage gesiegt. 
Ersetzt die Beziehung auf dieses &kenntniss 
die anderweite Klagbegründung, wenn A. den 
Pachtzins der folgenden Jahre einklagt? A. 
siegt mit der con^ssoria ffegen B. als angebli- 
chen Eigenthümer des belasteten Grundstücks. 
Kann nun B., wenn A. in den Besitz des Grund- 
stücks kommt, dasselbe lediglich vermöge der 
res judicata vindiciren ? — Der Verf. bemerkt, 
dass es an einer inneren Nothwendigkeit für die 
Annahme fehle, dass das Urtheil eine absolut 
verbindliche Rechtsnorm unter den Parteien be- 
gründe. Es könne sich um Ausfuhrung des im 
Richterspruche enthaltenen Gebots, dann um die 
Verhinderung einer wiederholten Geltendmachung 
derselben Rechtsansprüche, und endlich um die 
Erhebung des Richterspruchs zu einer Quelle 
formalen Rechts unter den Parteien handeln. Der 
Verf. erörtert (unter fortdauernder Berücksich- 
tigung der Ansichten Savignys, Kellers, Wäch- 
ters etc.), welchen Standpunkt das bestehende 
Recht eingenommen habe. Er findet in Bezug 
auf das ältere Recht, dass die res iud. nur ne- 
gativ durch Zerstörung der actio wirke und nur 
als Vertheidigungsmiltel geltend gemacht wor- 
den, und in Bezug auf das Justin. Recht, dass 
man nur den Schutz gegen wiederholte Kla- 

fen aus dem bereits abgeurtheilten Rechtsver- 
ältnisse erweitert, nicht aber, dass man die 
Wirksamkeit der res jud. ihrem äusseren 
Umfange nach ausgedehnt und dieselbe mit der 
Kraft der Rechtserzeugung bekleidet habe. Im 
Justin. Rechte sei an die Stelle der Wirkungen 
des Processes an sich der Inhalt des Urthels 



getreten oni keine Bestinmmig vorhaiideti, In 
welcher die Zulässigkeit einer Klagbegrün- 
dunff durch Bezugnahme auf res jud. anerkannt 
wenten. Ein gewiditiges Argument für die 
Unzulässigkdt einer Klage, dnrai BezogniAme 
auf den Inhcdt eines rechtskräßi^n Urtheils Ue- 
fem fr. 9. $. 1. de exa rei jud. und fir. 18. 
%. 5. de i^gnor. In beiden Stellen werde eine 
das Recht des Klägws anerk^mende Prmufidal- 
Sentenz im ersten Processe und eine rachlage 
unterstellt, weiche den Kläger an der vollen 
Verwirklichung seines Rechtsmittels Durchfüh- 
rung des ersten Processes hindert Democb 
nnisse der Kläger l>ei der zw^ten Klage nvr 
den ursprünglichen Rechtstitei zun 
Grunde gelegt und sich nicht auf den ihm gün- 
stigen früheren Process gestützt haben. Komme 
auch ein solcher Fall, wie der hier constmirte, 
nicht vor, so sei doch d^ den Stellen zum 
Grunde liegende Gedanke nicht aufgehoben. 
Ebenso könne auch der Vindicant, wenn der 
verurtheiltc Beklagte die Sache herausgegeben 
und dadurch dem Erkenntnisse genfigt habe, 
später aber zufällig wieder in den Besitz gelangt 
sei, nicht die Herausgabe auf Gnmd jenes Er- 
kenntnisses fordern. — Nur ausnahmsweise 
werde die Krafl der richterlichen Entscheidon- 
gen ausgedehnt und als QufeUe des Rechts an- 

fesehen: 1) bei dem Sireite über den Status,— 
) bei dem Erbschaftsstreite zwischen verscfaie- 
denen Prätendenten. In diesen Fällen sei aus- 
nahmsweise eine Klage aus dem rechskräC- 
tigen Erkenntnisse zugelassen. — Der Verl 
wendet sich hierbei nochmals gegen die Ansicht, 
als ob durch das Urtheil ein formales Recht be- 
gründet werde , und gegen eine hierauf ge- 
stützte Erklärung des fr. 24. de exe. rei jud. 
von Wächter in seinen Erörterungen, Hetl UI. 
S. 136., indem er vielmehr auch in dieser Stelle 
eine Bestätigung seiner Meinung find^ Gegen 
die letztre könne auch aus der Vergleichung 
mit den Wirkungen des Jusjur., von weWier 
häufig in der Lehre von der res jud. ein ni 
weiter Gebrauch gemacht werde (jusj. vicem rei 
jud. obtinet, — post rem jud. vel jurq. decisam 
nihil quaeritur), ein Einwand Iiergeleitet werden, 
insofern aus der Vorschrift, dass das jusj. auch 
zu Gunsten des Beklagten nicht blos eine ex- 
ceptio, sondern auch eine Klage begründe, ge- 
schlossen werden könne, dass auch die richter- 
liche Entscheidung einen Klaggrund abgeben 
könne. Allein die Natur und Wiäung des Eides 
beruhe auf einem Vertrage, (fr. 2. fr. 26. 
§. 2. de iurej.). 

Der Verf. wendet sich hierauf m der prtc- 
tischen Seite seiner Theorie, besonders in zwei 
Fällen. Es erscheine zuvörderst unbillig, dass 
der Beklagte, welcher die Lossprechung von der 
a. negatoria erlangt habe, nwm mittels be^Mid- 
rer Klage confessorisch auf die Servitut klagen 
und nicht die res iud. für sidi benutzen soUe. 
Der Verf. meint iedocb, dass man den Bddi^ 
ten als Wiederkläger aach ohne aoadrüeUiche 
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BrUärvnp defseU^en belrMhlen und hiemach das Sodana sei der UntorscUed der a. faii rem vni 

Urthel einridilen und auslegeii könne ^ so dass In personam in das Bereich der Erörterung zu 

der Beklagte ohne neue Klage durch Exeeations- ziehen und %\x beachten j dass das n'chteruche 

antrag die richterliche Anerkennung seiner Ser- ISrkenntniss die bei demselben zur Erwägung 

YitBl erlangen köMid. — Noch wichtiger seien ffekomroenen einzelnen Fragen und elementaren 

die Fälle wiederkehrender periodischer Leistun- nechtsverhältnisse nicht für sich, sondern 

gen, z. B. Alimente, Pachtgelder. Hier werde nur als Th eile des unmittelbar zur Entscheidung 

auf die einzelne fällige Leistung geklagt, jedoch vorgelegten Rechtsverhältnisses erfasse. Vor«- 

das ganze Rechtsverhältniss und die Verbindlich- dersätze der Eniscbeidunff des concreten Streit*- 

keit selbst dabei erörtert. Hier würde es hart punkts, so wie Entscheioiing über Verhältnisse, 

sein, den Kläger zu nölhigen^ jedes Mal wieder welche zur Vorbereitung des Urthels über den 

die Verpflicbtimg selbst geltend zu machen. Der eigentlichsten Streitpunkt dienen, könnten da- 

Verf.fittdeteinenAuswegdarin, dass man die Klage her nie Gegenstand der Rechlskratl sein und 

zugleich als Klage auf Feststellung des ganzen letztre sich nur auf den unmittelbaren Geffen- 

Rechtsverhältnisses, beziehungsweise auf die zu- stand des Rechtsstreits erstrecken. Der Bek&gte. 

künftigen Prästationen zuUesse, sodass späterbin ferner könne immer nur einen negativen Vor- 

rflcksicblMch der einzelnen Leistung nur eine a. thell, nämlich von der Klage frei zu werden, 

judicati oder ein Executionsantrag erforderlich beanspruchen und eine directe Anerkennung sei«- 

wäre. nes etwa dem geklagten Rechte entgegenstehen- 

Der Verf. geht nun von den Wirkungen den Rechts nur dann erlangen, wenn er als 

des rechtskräftigen Urtheils in der Zukunft Widerkläger aufgetreten. Auch fr. 19. de exß. 

darauf über, den Inhalt des Urtheils als Vor- rei jud. ^sage nichts Anders. 21. 

aussetzung dieser Wirkungen zu bestimmen. 

Das Urtheil ist aus der Entscheidung über eine }g. Zar Lehre von der res jadieata, insbes. 
Anzahl von Thatsachen und RechtssäUen zusam- der Rechtskralt der Enlscheidungsgrtinde ; unter 
mengesetzt. Sind mm alle diese einzelnen Ele- Mittheilung von Rechtsfellen. Vom Hofgerichts- 
mente des Urtheils einer selbststäntligen Rechts- rath Schäffer zu Giessen. (Zeitschr. f.CSvit. 
Iffaft dergestalt fähig, dass der richterliche Aus- und Proc. N. F. Bd. XII. S. 247). 
Spruch über jedes einzelne Glied in späteren ^ 
Processen als formelles Recht geachtet werden Ob und in wie weit der Erneuerung eines 
muss? oder wo ist die Grenze? Die Frage Anspruchs die frühere Entscheidung entgegen- 
über die „Rechtskraft der Entscheidungsffrönde^^ stehe, werde man am bessten beurtneilen, wenn 
fixire den Streitpunkt nicht genau. Vielmehr man den bereits abgeurtheilen Rechtsfall in sei^ 
sei zu fragen : welche Glieder in der Gedanken- neu Einzelheiten in's Auge fasse und aus den 
reihe des Richters bilden einen Theil seiner Prämissen des richterlichen Ausspruchs, aus den 
Entscheidung, welche derselben sind nur Ent- zum richtigen Verständnisse des Urtheils dienen- 
scheidungsgründe ? Anerkennung von Rechts- den und insofern einen nolhwcndigen Bestand- 
sätzen gehe nicht in Rechtskraft über; ebenso theil desselben bildenden Eutscheidungsgründen 
der Ausspruch über reine Thatsachen , weiche entnimmt^ was entscliieden ist und welche Trag- 
aus dem Zusammenhange des Rechtsverhältnis- weite das Erkenntniss hat. Es gehören hierher 
ses herausgenommen werden. Der Hauptzweifel jedoch nur solche Urtheilsmotive, welche die 
liege darin, ob und in wieweit die Entscheidun- Entscheidung eines Streitpunkts enthal- 
gen über einzelne Bestandtheile des Klag- ten, wenn sie auch nicht ausdrücklich als solche 

S^runds bei combinirten Rechtsverhandlungen, sicfi kundgeben und nicht grade in dem Deci- 
emer contradictori sehen Gegenbehauptun- sivtheile des Erkenntnisses eine Stelle finden, 
gen einer selbstständigen Rechtskraft Tq^ig seien.' ^Die Entscheidung eines factischen Moments 
V. Savigny, System, Bd. VI. S. 358 habe in macht Rechtskraft, oiine dass die Verändernng 
allen diesen Beziehungen die Rechtskraft ange- des Streitgegenstands oder die Anstellung einer 
noMnen. Allein edne solche Ausdehnung recht- von der früheren verichiednen Klage einen Un- 
fertige sich zunächst nicht vom praktischen terschied macht, wenn nur die Grundlage des 
Standpunkte. Sie würde weit über den Kreis Anspruchs dieselbe ist. Die Aufstellung von 
der eigentlichen Streitpunkte, so wie über den Recntssätzen werde insoweit liir die specielle 
Zweck und die Absicht der Parteien hinauswir- Sache rechtskräftig, als er bei der Entscfieidung 
ken. Es würde von der subjectiven jHeinung, über das Rechtsverhältniss selbst zur Anwendung 
ja dar WiUkilr des Riehtera abhängen , wie viel gekommen ist. Dasselbe gilt von dem Ausspruche 
er beiläii% in den Entscheidungsgründen orle- des Richters über die beslriltne Gilligkeit und 
dtgeo uad der Rechtslcraft zufiihren wolle. Auch Publication eines Gesetzes , sobald demselben 
theoretische Zw^fel Hessen sich nicht ver- eine Für eine Parthei nachtheilige Folge in den 
kennen. Den Ausgangspunkt bei der Frage: Erkenntnisse gegeben worden ist. Aber auch 
warist Inhalt der Entschddung, was nur (sub- nicht unbedingt jede, das streitig gewordne 
jectiver) Grund derselben? werde man lilr das FacUsche theilweise irrig aufTassende oder als 

Ksitive Recht am sichersten von dem Inhalt der unstreitig betrachtende Erwägung kann , wenn 

mala im fiömischen Formularprocease nehmeii. sie unangefochten bleibt, als entschiedne Wahr- 
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liHR gekcm. Es könne dieses numenllidh nicht 
In dem Falle angenommen werden, wenn die 
dureh jenen Irrtbmn oder jene Fehlsichi beeln« 
Irik^htJgte Processparid trotedem keine Ursaclie 
hat , durch die Bntsohddtin|r in ihrer Gesammt^ 
helt sich verletzt zu finden und darum ein 
Rechtsmittel g^en einen einzelnen, mit dem 
^Sanzen der Entscheldnnff eng verbundenen 
und eine selbstsländlge (^twiff nicht Hi An- 
spruch nehmenden TOStandthell derselben zu 
verfolgen. Es lasse sid^ dann nicht unterstel- 
len, dass die betreffende Processpartel durch 
Unterlassene Verfolgung eines Rechtsmitleis die 
Entscheidung in allen Beziehungen habe an- 
erkennen wollen. (Dies tritt z. B. ein, wenn 
die Unstatthaftjgkelt einer Klage aus mehreren 
-Gründen behauptet wird, von denen die erste 
Instanz nur einen, unter ausdrücklicher Verwer- 
üms der übrigen , als zutreffend anerkennt und 
fn dessen Berücksichtigung sie die Klage abweist, 
und nunmehr der Beklagte nicht appellirt, 
die zweite Instanz aber grade diesen Einwand, 
aus welchem die erste Instanz abgewiesen, als 
.unbegründet, wohl aber einen der übrigen, in 
erster Instanz verworfenen -Gründe (Ür ausreic- 
hend zur Abweisung der Klage ansieht). Der 
.Verf. erläutert die vorgelragnen Sätze durch 
Fälle aus der Praxis. 22. 

S9. Bfrahüfsunme« 

Kommt die Gegenleistung in Betracht? — ^ 
Der Betrag derselben Ist von dem Werthe des 
verfolgten Anspruches nicht in Abzug zu brin- 
gen. Die in Anspruch genommene Leistung 
(z. B. des Vermiethers) ist in ihrem ganzen 
Umfange und Betrage Gegenstand des Rechts- 
streHs, und der Werth derselben kann dadurch 
nicht vermindert werden , dass ihr eine nicht 



eompensable OegmddatMf dea andern tkmsnh 
henten nicht gegenübersteht (Blätter für B. A. 
in Bayern. 1855. S. 64). 21. 

41 Adhisioi. Das RedNniMel der AdhMon 
im Clvilprocesae Ist nach Braunsehw* VbdclA mh- 
zuttssig. (Zeitschria etc. 1856. S. 4Ö). 90. 

41. WMermf. 

Der Widerruf eines von dem SadwaHer i^ 
gelegten Geständnisses findet nach dem IMhelle 
nicht Statt. Die flestitirtloA wegen des Verse- 
hens eines Anwalts In der Begründung der Klage 
wird durch die Möglichkeit der Erhebung ^ner 
neuen Klage ausgeschlossen. (OAG. 0a Darm- 
stadt. ~ Elvers. Archiv f: pract. R. W. Bd. IIL 
S. 156 f.). 28. 

42. Ricktiskflt. 

Ueber Nichtigkeit in Cititproeesssadben nach 
Welmarschem Rechte gibt G. Bmmlaghaus in 
Gestalt eines Excurses zu Ilekri)ach's $ächs. 
Proc. eine Entwickelung der einscHlagenden 
Rechtsgrundsätze In den Thüring. BWttem, J. 
1865. S. 24 ff. 10. 

43. Kaaifeslatiaiigeid im Gancats. 

Die Mutter eines ausgetretnen Cridars hatte 
nicht nur während dessen Abwesenheit dessen 
Wohnung wiederholt besucht, sondern auch 
Dispositionen über Effecten in derselben getrof- 
fen. Man erachtete das Verlangen, sie zuih 
Manifestatlonseide anzuhalten, War geredktrertifd. 
(OAG. zu Cassel. Heuser's Annalen, Bd.il. 
S. 491 f.). 24. 



T«rritorlalr0€ht 

Kine Bintellug ier 4|]iellei ud laipMcUiehttei Pakte des te lefi^gOn 

ScUeswig geltenden Recbts. 

Von Ernst Friedlieb, Dr. jur., Privatdocent an der UniversitSt Kiel. 



Di der Begriff der deutschen Rechtswissen- 
sdiaA keinesweges durch die politischen Gren- 
zen des deutschen Bniderterritoriums bestlnmit 
wird, so kann es an und dir sich nicht unpas- 
send sein, ^ wenn in einem Jahrbuch deutscher 
Rechtswissenschaft auch auf das Recht nicht zum 
deutsdien Bunde gehöriger Territorien Rücksicht 
genommen wird, falls selbiges nur überhaupt 
nHt dem deutschen Recht «nd dessen Wissen- 



schaft In Verbindung steht DaM Aber das 
Schleswig'sche Hecht zu der deutschen Reohts*- 
^wissensehaft in enger Beziehung steht and ftr 
"dieselbe manches ganz besondens Intereesante 
darbietet, wird nicht lel«^ verkannt werden 
kdnnen. Gerade der Umstwid, dass das rtaisebe 
Recht in einem grossen Theil Schleswigs ^ be^ 
sonders in der Sj^dre des Privatreditg die sehr 
beschrinkle Geiung eriangt hat, U die Ymßr 
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UssQO^ f^wmmj dcss Mk &mi manches Alter« 
Ibttmliche bis auf den iiealigen Tag erhalten hat 
immI nkht wenige Rechtsffnmdsätze und faisti- 
t«te sieh dort selbsiständfger als anderswo aus 
ihrer eignen Natur heraus entwickelt haben. 
Noch lomier ist bis auf den heutigen Tag eine 
der für die Ericenntniss dw ursprünglichen rel« 
nen Grundcüge des sowohl yom römischen Recht^ 
als auch vom Feudalwesen noch unberührten 
deutschen und allgemein germanischen Rechts 
80 wichtigen und reichhaltigen nordisch -germa* 
Bischen Rechlsquellen , das jütsche Low, in 
einem grossen Theile des Landes das freilich in 
sehr vielen Parthien und Materien antiquirte oder 
mzulängliche Landrecht. Diesem schliessen sich 
in verwandtem Geiste mehre der «ttesten Sdiles- 
wig'schen Stadtrechte an. — Andererseits fehlt 
es ab^ im Schleswig'schen auch nicht an ro- 
nanistischen, das gemeine Recht als Subsidiär* 
t|ueHe anerkennenden landschaftlichen und städti- 
schen Statutarrechten, sowie ebenraüs das weit 
rerbrdleie lübsche Stadtrecht auch in einigen 
ScUeswiff'schen Städten Geltung hat. — Die 
seit Jahniunderten bis in de neueste Zeit mit 
Holstein mehr oder minder gemeinsame umfang- 
reiche Gesetzgebung Schleswig's, sowie die 
Theorie in Literatur und Praxis haben übrigens 
begreifflcherweise auch Dir den grösseren iricht 
romanistischen Theil des Herzogtnums Schleswig 
nicht weniff gemeinrechtliche Grundsätze zur 
Geltung gebracht. — Dass das Gewohnheits* 
recht, durch welches theils ebenfalls manche 
romanisUscbe Grundsätze geltend geworden sind, 
welches irich aber zum Theil auch, wie schon 
mgedeutet, in selbstständiger Weise an das 
alte Recht anschliesst und dieses welter ent- 
wickelt hat, einen weiten Umfang in Schleswig 
gewonnen hat, ist bei der Beschaffenheit seiner 
ftbrigen Quellen leicht begreiflich. 

Wenn sonach das Schleswig'sdie Redit in 
seinen Quellen und seiner ganzen Entwickelung 
nidit ohne Interesse und Bedeutung für die 
deutsche ReehtswissenschaR sein kann, so wird 
dies nicht minder in Betreff der neuesten legis- 
lativen Veränderungen desselben der Fall sein. 
Mit RücltsiQht einameils auf den Umfang, der 
dieser Skizze des Schleswig'schen Rechts gege- 
ben werden kann, sowie andemtheils grade auf 
die Tendenz der Jahrbfieher werden selbstver- 
ständlich vorzugsweise die neuern Gesetzes- 
bestimmungen Erwähnung finden,' während aus 
dem gesammten übrigen Recht eben nur die 
sigQif^ateslen Momente kurz hervorgehaben 
werden können. 

Znm Behuf der Orientirung wk'd übrigens in 
dieser Einleitung zunächst eine kurze Uebersicht 
über die iür das Justizwesen wichtigsten Lan- 
deseintheilunc^en und die mit diesen in Yerbin- 
Amg stehenoen Behörden, sowie dann über die 
Qudlen und die Literatur des Schleswig'schen 
Rechts gegebe» werden müssen. 



L Iwä im ul Üb iwXkimn I«ilglic4<i nl 

mä denselben ia Terbiiihuig itebeadei wicktigitai 

Bintheihingen de« Laibes ind den betreffeadei 

Behlvlea. 

Im grössten Theile des eine ^wohnerzahl 
von 395,795 Seelen befassenden Herzogthums 
Schleswig, findet sich mit Ausnahme eben nur 
des südwestlichen Theils noch die alterthümliche 
Hardeneintheilung. 

Eine jede Harde^ bildet einen selbstständfr- 

gen Jurisuictionsbezirk unter einem Uardesvogt^). 
leser hat die Cognition in den summarischen 
Civilsachen, und in den nicht zur Specialinqui- 
sition geeigneten Criminalfällen, sowie die Lei- 
tung der Tür alle in ordinario zu vqrhandehiden 
Civil- und Criminalsachen competenten. mit Sim- 
peln Landleuten besetzten alterthümlicnen D^ng- 
f^chte, sowie er ebenfalls die meisten der mit 
er Jurisdiction regelmässig verknüpften Func- 
tionen der s. g. freiwilligen Gerichtsbarkeit hat. 
Mehre Harden bilden nemlich wieder ein Amt, 
dem ein Oberbeamter mit dem Amtstitel Amt- 
mann vorsteht. Sonstige in den Aemtem in 
Schleswig, wie in Holstein regelmässig vor- 
kommende Beamte sind der Amtsverwalter fl^ 
das Hebungswesen , der Hausvogt iür die bcale 
Aufsicht und Administration der im Amte bele- 
genen Schlösser und Domanialgrandstücke, zum 
Th^l auch für das Fuhr- und Wegewesen, dann 
der Branddirector u. s. w. Die bisher den Amt- 
häusem zuständig gewesene jurisdictionelle Com- 
petenz in den nicht zur Specialinquisiüon ge* 
eigneten Oiminal- und in den meisten summa-^ 
risohen Civilsachen, zum Theil in Concurrens 
mit den Hardesvogteien, ist in neuerer Zeit fast 
gänzlich den Amthäusem entzogen und, wie 
auch schon angedeutet, ausschliesslich auf die 
Hardesvögte übergegangen, so dass die Amt- 
männer jetzt eigentlich rein administrative -Ober- 
beamte sind 3). Die im Schleswig'schen auch 
vorkommende Bezdchnung grösserer Districte 
udt dem Namen Landschpft bezieht sich ent- 
weder lediglich auf eine bestimmle Gegend, ohne 
dass sich mit dem Namen der Landschaft irgend 
welche jurisdictionelle und communale Bedeutung 
verbindet, wie z. B. die aus lauter adeligen 
Gütern bestehende Landschaft Schwansee, die 



1) Harde, in den nordisch-germanischen Spraehen 
Herred, bedeutet Hundertschaft, Centene. 

2) In einigen Harden, s. B. in denen des Amit 
Husum, die zusammen nur einen Justizbeamten haben» 
heisst dieser Landvogt. 

3) Eine ähnliche Veränderung zur Trennung der 
Justiz von der Administration auch in der untersten 
Instanz ist in letzter Zeit ebenfalls in Holstein einge» 
leitet und in einigen Distrlcten bereits provisorisch ein- 
geführt worden. Hier haben, resp. hatten die Amt- 
näuser im Ganzen eine noch viel umrassendere Com- 
petenz in Justizsachen wie bisher im Schleswig'schen, 
da die Holsteinischen Rirchspielvögte von jeher eine 
viel beschränktere Competenz alt die Schleswig'schen 
HardesvOgte gehabt haben. 
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LandsdHift Sundewitt ii. 9: w., odear aber et be-*- 
zeichnet, namentlich da, wo sich die Harden- 
eintheüung nicht findet und der Grundbesitz auch 
nicht aus adeligen Gütern besteht, einen in ju- 
risdictioneller und communaler Beziehung eine 
Einheit ausmachenden, eine Menge kleinerer 
Communen in sich schliessenden District, mit 
einer ausgebildeten landschaftlichen Gommunal* 
Verfassung, wie z. 6. die Landschaft Eiderstedt. 
Der Justizbeamte der Landschaft Eiderstedt, der 
im Wesentlichen dieselben Functionen wie die 
Hardes Vögte hat, führt noch den an die ursprüng- 
lich friesische Nationalität dieser Landschaft er- 
innernden Titel ^Staller,'^ sowie der Oberbeamte 
hier nicht Amtmann, sondern Oberstaller heisst 
In andern Landschaften, z. B. in Nagelholm 
heisst der Justizbeamte Landvogt ^). 

Die adeligen Güter, die besonders an der 
Ostküste zwischen den Föhrden belegen sind, 
gegen Norden aber immer seltener werden, sind 
in gewissen administrativen Beziehungen in mehre 
adelige Güterdistrikte ^) eingetheilt, deren Vor- 
stänne von den Gutsbesitzern aus ihrer Mitte 

fewählt werden; diese Vorstände führen den 
itel Distriktsdeputirte und haben ähnliche Func- 
tionen wie die Oberbeamte in den Aemtern« 
Die den adeUgen Gütern bisher zustehende Patri- 
monialgerichtsbarkeit ist seit einigen Jahren auf- 
gehoben worden, und ihnen nur die Handha- 
bung der Guts -Polizei verblieben; in gerichtli- 
cher Beziehung sind die adeligen Güter tbeils 
2u den benachbarten Harden, resp. Landschaften 

Selegt worden, theils ist in der Gegend, wo 
er gesammte Grundbesitz aus adeligen Gütern 
besteht und wo bisher sowohl die Hardenein- 
theilung fehlte, als auch die Bezeichnung Land- 
schaft (Schwansee und der dänische Wohld^) 
IfLeine weitere communale oder jurisdictionelle 
Bedeutung hatte, eine neue Harde (die Eckern- 
föhrder) gebildet worden. 

Was die Schleswig'schen Städte betrifil, so 
bietet ihre communal -jurisdictionelle Seite eben 
keine bemerkenswerthen Besonderheiten dar. 
Auch in ihnen findet sich ausser dem Magistrat 
regelmässig ein an der städtischen Verwaltung 
in einzelnen Branchen theilnelunendes und sie 
controllirendes bürgerliches Gollegium, das De- 
putirtencollegium. Die, wie schon bemerkt, in 
beiden Herzogthümern in letzter Zeit angebahnte 
Trennung der Justiz von der Administration 
auch in der untern Instanz, hat sich bisher noch 
nicht auf die Städte erstreckt, indem sowohl in 
Schleswig als auch in Holstein die Magistrate 
resp. einzelne Glieder oder Abtheilungen des- 



4) In Holstein kommen aach Landschaften mit 
Landvöglen vor, so die beiden Ditmarschen; dort ha- 
ben aber die Landvogte zugleich die Stellung eines 
Oberbeamten und entsprechen im Wesentlichen den 
Amtmännern. 

5) Eine ganz gleiche Einlheilung der adeligen 
Güter in Gäterdistrikte findet sich auch in Holstein. 

6) Wohld ist die plattdeutsche Form von Wald, 



selben noch immer Mch Ae JofUs lnbeii. b 
neuerer Zeit sind die meisten Schleswig'schen 
Städte y sowie einzelne Holsteinische, unler die, 
indess auf reine Justizsachen nicht bezügliche 
Oberdirection des nächsten Oberbearotmi^j ge- 
stellt worden. — Die Flecken, d^ren cSa- 
rakteristisches Merkmal auch in Schfeswig eines- 
theils mL mehr oder minder umfangretcMs Redit 
auf Betreibung bürgerlichen Geweroes . andern- 
theils der Mangel eines städtischen Ihgistrttes 
ist, bilden in Betreff der Rechtspflege einen 
durchaus integrirenden BestandtfaeU &£genigei 
ländlichen Jurisdictionsbezirks , in wel<Aem ^ 
belegen sind. 

Die sonstigen Bntheilungen und Behörden 
des Hezogthums zum Behuf bestimmter adnuni- 
strativer Verwaltungszweige, z. B. deft Forst- 
und Jagdwesens, der ZolHiebung, der Militär- 
aushebung u. s. w. geh(N*en nicht in diese Skizze^ 
welche sich hauptsächlich nur auf das Jostizwe- 
sen und die mit diesem in directer oder indi- 
recter Yerbindunff stehenden OrgaQisaÜoaen bc^^ 
deht. — Die Notizen über das AppeUations- 
gericht und die s. %. Mittelinstanzen werden 
zweckmässiger erst in dem vom Prozess han- 
delnden Abschnitt, in welchem auch noch etwas 
ausführlicher über die Organisation d^ Gerichte 
erster Instanz gehandelt werden wird, als hier, 
wo derselben nur bei Gelegenheit der in Jurfs- 
dictioneller Beziehung wichtigsten Landeseintkef- 
lungen Erwähnung geschieh^ angeführt werden. 
Für diesen Abschnitt erübrigt nur noch eine 
Erwähnung der in kirchenrechtlidier HindcUt 
wichtigsten Eintheilungen und Behörden. 

In kirchlicher Beziehung ist das Herzogthum 
Schleswig, dessen Landeskirche die evangeusch- 
lulherische ist, ebenso wie Holstein in Prop- 
steien eingetheilt. Regelmässig bilden hier wie 
dort die innerhalb eines Amtes, oder, wo diese 
Benennung sich nicht findet, desjenigen grösse- 
ren Administrativdistricts, der den Aemtem ent- 
spricht, belegenen ländlichen, sowie auch städ- 
tischen Kirchspiele eine Propstei 8). Die Yer- 



7) Die Fanctionen der Amtmänner, oder welchen 
Titel sonst an einigen Orten der Oberbeamte hat, sind, 
sowie sie in Justizsacben mehr and mehr gftnzliefa 
aufgehört haben, in administrativer Beziehung dagegen 
in letzter Zeit überhaupt dadurch viel amfönglicber 
geworden, dass manche Geschäfte, welche früher die 
Schleswig-Holsteinische Regierung auf Goltorff zu be- 
sorgen hatte , nunmehr auf die Oberbeamten überge- 
gangen sind, während die übrigen Geschäfte der ehe* 
maligen Schleswig -Holsteinischen Regienmg unmittel* 
bar von dem Ministerium erledigt werden* In den 
adeligen Güterdistricten sind übrigens die erstgedftdl- 
ten Geschäfte nicht auf die Districtsdepulirten überge- 
gangen, sondern es ist entweder ein eigener liomg- 
licher Coromissär ernannt oder auch der nächste Ober- 
beamte hat die gedachten Geschäfte auch in Betreff 
der Güter belcommen. 

8) Bis in die neueste 2«it g«hirten die Kirchen 
auf den adeligen Gütern in Schleswig ebenso wie in 
Holstein zu lieiner Probstei, sondern standen unnüttel- 
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wattong deiMlhien wird ihdl» eJii80iti|r vom 
Propslen, tbeiis von ihm in Gemeinschaft mit 
dem weltlichen Oberbeamten, weiche beide das 
KkcbenTisitatorium bilden , gebandhabt. Für 
dieienigen geistlichen Sachen , welclie ein ge- 
ricDtliches Verfahren erfordern, giebt es in jeder 
Propstei ein Condstoriom, dessen ComposiUon 
in den einzelnen Propsteien mehr oder minder 
yerscbicden ist; da selbige nur zeitweilig zu- 
sammentreten, so werden sie in der Prozess* 
leitung entweder dnrch beide, oder durch einen 
der lUrcbenvisllatoren vertreten, denen auch in 
gewissen summarisch zu erledigenden ffeistlichen 
Sachen die Cognition zusteht. Obgleich in letz- 
te Zeit in Schleswig die Ehescheidungsprozesse 
den Consistorien entzogen und den weltlichen 
Gerichten zugewiesen, nnd dadurch die Consi- 
storien. deren anderweitige Functionen, z. B. 
in Handhabung der Kirchenzucht allerdings im- 
mer mehr in Abgang gekommen war, im Grunde 
allerdings ausser Thätigkeit gesetzt worden sind, 
so sind selbige doch keineswegs als aufgehoben 
zn betrachten. — Die uojaaitti^are Oberaufsicht 
über die Geistltohkeit und das Kirchenwesen des 
ganzen Herzogthums flihrt ein Generalsuperin- 
tendeht, dem in neuerer Zeit, ebenso wie dem 
holsteinischen Greneralsuperintendenten der Bi- 
sehofstitel beigelegt worden ist. — Bei dieser 
Gelegenheit mag noch erwähnt werden, dass die 
firilher zur Propstei Husum gehörige Ipsel Hel- 
goland seit ihrer Abtretung an England anfing- 
Qch in kirchlicher Beziehung noch in Beziehung 
zur Propstei Husum und zur Scbleswig'schen 
Generalsuperintendentur verblieben war, indem 
die Kirehenvisitationen noch femer von hier aus 
vorgenommen wurden, dies ist aber spätet* in 
Abgang gekommen; doch erhält Helgoland noch 
immer seinen Pbrrer aus den in Schleswig und 
Holstein examinirten und ordinirten Candidaten. 
Die wenigen nicht lutherischen Christen im 
ScUeswiff'schen sind daselbst nicht zu grösseren 
Gesammtheiten als hie und da zu Localgemein- 
dea organisirt; zum Theil aber leben sie zer- 
streut in den lutherischen Gemeinden. Die 
Hermhuter Gemeinde zu ChrisUansfeld ist der 
lutherischen Landeskirche gegenüber insofern 
nicht eigentlich als fremde Beli^onsgenossen- 
schaft zu betrachten, als das Eigenthümliche 
sich ledifflich auf die Gemeindeverfassunff bezieht; 
gerade meses verhindert aber doch wiederum die 



bar unter dem GeDeralsuperintendenten ; seit einigeo 
Jahren sind indess im Scbleswig'schen die Kirchen in 
den adeligen Gutem zu den benachbarten Probsteien 
gelegt worden. — Im Holsteinischen dagegen ist es 
in dieser Beziehung bei dem Bisherigeu verblieben; 
hier gehdren auch einzelne Städte nicht mit zu den 
Propsteien , indem die Kirchen entweder ebenfaUs un- 
mittelbar unter dem Generalsuperintendenten stehen, 
wie z.B. in Kiel, oder aber die Stadt ohne Verbindung 
mit den umliegenden Iftadlichen Kirchspielen, eine ei* 
gene Propttei bildet, wie Altona; so gibt et auch in 
einigen Städten e^ene Stadtconriatofien« 



völlige Etnreihttng der Heiruhuler Gemeinden i« 
den Organismus der lutherischen Kirche und so 
hat denn audi die Christiansielder Gemeinde ihre 
völlige Selbstständigkeit. 

Die Reformirten bilden ausser den arminiar 
nischen Remonstranten in Friedriebstadt nirgends 
eine Gemeinde in Schleswig; der reformirie Pa** 
stör aus Altona bereist jährlich, wie die hol- 
steinischen, so auch die scbleswig'schen Städte, 
in denen sich Reformirte auihalten, zur Aus- 
theilung des Abendmahls nach reformirtem Ritus. 
— Die Mennoniten (Raplisten) haben in Fried- 
richstadt anerkannte Gemeinderechte, auch wird 
ihr Grundsatz, keinen Eid zu schwören, aner- 
kannt, und statt dessen ihre Versicherimg bei 
Mannen -Wahrheit angenommen. — 

Die römisch-katholischen Gemeinden Schles- 
wig's gehören mit denen in Holstein, Dänemark^ 
Lauenburg, Mecklenburg und den Hansestädten 
zur nordischen Mission, über welche dem Stuhle 
von Osnabrück die bischöfliche Vicarie nach Mis- 
sionsrecht zusteht; eine jansenistisch-katholische 
Gemeinde gehört zum Erzbisthum UtrecbL Sei- 
tens der Staatsbehörde ist dies übrigens mehr 
ejn tolerirtes als ein klar anerkanntes Verhält- 
niss. 

Die Juden, die bis zu der gleich näher zu 
erwähnenden Verordnung über die Verhältnisse 
der Juden vom 8. Febr. 1854 in Schleswig nur 
an wenigen Orten sich aufhalten durften, stan- 
den früher mit den holsteinischen Juden hoch- 
deutscher Nation (nicht mit den portugiesischen) 
unter dem Oberrabbiner in Altona, der auch in 
bürgerlichen Streitigkeiten zwischen Juden und 
Juden die Gerichtsbarkeit erster Instanz hat; in 
neuester Zeit sind die scbleswig'schen Juden 
unter einen eigenen Ri^biner in Friedrichstadt 
gestellt, und stehen nunmehr auch in ihren bür- 
gerlichen Streitigkeiten unter sich tmter den 
gewöhnlichen bürgerlichen Gerichten. 

IL All|emeiAe Deliersicht tter die daellei ini üt 
literatu des Schleswig'schei^ Eeekts. 

In Schleswig fehlt es wie in Holstein an 
einer zusammenhängenden umfassenden neuern 
Landesgesetzgebung , an einer Codification. — 
M^ie dort der Sachsenspiegel, so ist hier das 
jütsche Lov in einem grossen Theile des Lan- 
des das geltende Landrecht, von dem ein gros- 
ser Theil selbstverständlich durchaus obsolet ist^ 
wie z. B. das meiste Frocessualische und Crimi- 
nalistische, während es fiir eine grosse Menge 
anderer Verhältnisse in selbigem an allen und 
jeden Beslimnmngen fehlt; aber auch mit Be- 
ziehung auf die übrigen landschafUichen und 
Stadtrechte, von denen die jüngsten doch schon 
über zwei Jahrhunderte alt sind, hat sich über 
manche Punkte und Verhältnisse eine umÜEmg- 
reiche jüngere Rechtserzeugung bilden müssen« 
Da nun, \^e schon erwähnt, keine spätere Co- 
dification Statt gefunden hat, so ist es beonreif- 
ikky dMs wie in Holstein, so audi in Sdiles« 
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«lg ein gi^sMr Tbei im gtUfeadtt Sechli 
ebiesthells in zthlreichen einzelnen Verordniui- 

Guy anderathells in Gewoknheitsreeht besteht« 
tzteres hat in Schleswig einen noch viel wel^ 
tereii Umfanff, ab in Holstein, da in einem 
Crossen Theile des Landes das gemeine Recht 
m Privatreeht nur in einzebien Punliteii gilL 

1. Die landesherrlichen Verord- 
nungen. 

0iese haben theils eine locale, theils eine 
mehr oder minder über das ganze Land sich 
erstreckende Geltung. Aus der mehrhundert- 
Jöhrigen Verbindung der Herzogthttmcr Schles- 
wig und Holstein erklärt es sich, dass ein sehr 
grosser Theil der Verordnungen beiden Herzog- 
tliümem gemeinsam ist^ und zwar nicht nur der- 
jenigen . welche für den ganzen Umfang beider 
llerzogtnihner^ sondern auch solcher, die nur 
fär einzelne Landestbeile erlassen worden sind; 
dies erklärt sich aus den früheren Landesthei- 
lungen unter verschiedene Herren, von denen 
jeder zu seinem Antheil stets sowohl schleswlff- 
sche, wie holsteinische Besitzungen hatte, wäh- 
rend gewisse Theile beider Herzogthümer über- 
dies In ungethellter Communion blieben; bei dir 
spätem allmäligen Wiedervereinigung der ver- 
schiedenen Landesbestandthelle sind nun iB)ri- 
gens manche dieser ursprünglich nur für einen 
bestimmten Antheil der Herzogthümer, z.B. den 
holstein-gottorpischen, erlassenen Verordnungen 
auf das ffanze Gebiet der Herzogthümer exten- 
dh-t worden. — Auch auf der früher zum Her- 
asogthum Schleswig gehörigen jelzt englischen 
bsel Helgoland werden sowohl die bis zur Ab- 
tretung im Kieler Frieden 1807 erlassenen för 
ganz Schleswig gültigen als die bis dahin spe- 
cielt för Helgoland ergangenen diesseitigen Ver- 
ordnungen^ insoweit sie nicht einzeln später ab- 
geändert worden sind, noch immer in Gültigkeit 
sein. — Ihrem Inhalte nach bestimmen die Ver- 
ordnungen theils einzehie Punkte, theils ganze 
Materien und umfassende Verhältnisse, wie z.B. 
die Schleswif^- Holsteinische Landesgerichtsord- 
nung von 1646, die (noch plattdeutsche) Schles- 
wig -Holsteensche Kerkenordnung vom 9. März 
1542 u. s. w. Was die Terminologie zur Be- 
zeichnung der einzelnen Verordnungen betrifll^ 
so ist diese eine mannigfaltige, weder zur Zeit, 
als noch die alte landständische Verfassung in 
Wirksamkeit war, noch seit der ElufÜhrung der 
berathenden Provinzialslände im Jahre 1834 durch 
feste Regeln bestimmte (Patent, Edict, Resolu- 
tion, Gfesetz u. s. w.) ffewesen, doch ist die 
Benennung Verordnung me am meisten übliche; 
mit der nunmehrigen Einführung b esc h 11 es- 
sen der Stände wird s^ch übrigens wohl die 
tiarminologfsche Unterscheidung von Gesetz und 
Verordnung im modern -constitutionellen Sinn 

i^eltend^ machen. — Die chronologische Samm- 
unff der Verordnungen ist bis auf das Jahr 1748 
zurückgeführt 9) worden y während die altem 

f) Fftr Sehleiwif wird die chronelogisdM SattMi. 



V«rordMng6& skk in versckManeii 
Sammhuigen inden^ vnd die gedachten Mrfas- 
senderen Verordnung«! zun 'AeU ivdi In be** 
sondern Awgaben existiroi. Die PertfiUirait 
der systematischen Sanmihng der Verona 
•ungen, in welcher alle ungültig gcvrordenöi 
Verordnungen ausoielasseD sind« wihread die seit 
den Erseheinen der einzehien Bind» hinzoffe- 
kommenen Verordnungen in Supplewenftinaoi 
zu den einzelnen Materien naebgcMgM sinc^ 
scheint, nachdem sie noch nur einen Theil der 
Hauptparthieen des Rechtssystems absohrM hat, 
völlig aufgegeben zu sein. 

SchUesslich ist «nter dieser Babtik mit Be^^ 
Ziehung auf die geny sehten deotsdi-friedsch^ 
dänischen Nationalitätsverhiltnisse nooli der oft* 
cieUen Legislaürsprache zu erwäMen. Für di« 
äkeste Zeit finden wir Lateinisch, Plattdeutsch 
und Dänisch als Geselzesspraclie Im Sehlesirif ; 
die Nwdfiiesen haben, obgleich sich grade hi 
einzehien Districten nodi bis anf den iientigeii 
Tag die friesische Sprache neben PtatI- und 
Hochdeutsch cons^virt hat, während im OUen>* 
burgischen und an der hannoirertechen Küste die 
friesische Sprache fast SMrlee versobwnnden ist^ 
dennoch merkwürdiger Weise ihn äpAche woU 
niemals, vrie eben die übrigen Ffiesai, ab 
Schriftsprache benutzt, sondern sielk bei ihrsa 
Rechtsaufzeichnungen, sowie überhaupt in «liea 
öffentlichen Angel^enheiten vea jeher d^ dsol* 
sehen Sprache, in alterer Zeit nalMioii der 
plattdeutschen, später der hochdeutsöhen be- 
dient. — Später brachten die Verhüttnfese es 
mit sich, dass ausschliesslich (tte deoteobe SpftdM 
üar die Geseizgebwig gebraucht wurde, während 
für die übrigen öffentlichen Anf elegenheiteD tai 
d^ nördUchen Districten die (finisäe Sprache 
mehr oder minder üblich bUeb. — Seit 180nf 
erschienen nun dagegen die Verordnunuen so^ 
wohl in dänischer, wie deutBchop Spradie^ und 
zwar nicht nur für Schleswig, sondern Us iü 
die neuere Zeit auch für Holstein; der TeoU dar 
Schleswigscben Va-ordnungen giU in beiden 
Sprachen als anthenttsch* 

2) Diejenigen Statutarreohte, in dere« 
Gültigkeitsgebiet nach ihnen In s^ubsi^ 
dium nicht das jütische Lov, ifenderA 
entweder das geraeine Recht oder gar 
keine anderweitige fteehtsquolle zur 
Anwendung kommt 

A. Das Eiderstedter Landrecht von 
1591, welches bereits in hochdeutscher Sprache 
abffeiasst ist, gilt nicht nur in der Lmidschaft 
Eiderstedt selbst, sondern Mich no(A In dnen 



hmg im WetenUtehen hl da* bidierigm Wds« fort- 
geführt; aicbt 60 fUr Btoktein, tadem die daien»«t 
etngef&hrte Getete« and Miaislerialblan in «etnenialir- 
gängen ttets timmüiohe wfthrtDd des ahgewf^om 
Jähret ergangenen IiegielatlfMte müMU 
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Thdl des AnrtM Bmmi, $owi^ In den meisten 
an der sokleswlgschen Wesikttste belwenen 
Köögen i<0' Aach in Eideräted«^ welches eSenso 
wie ia Holstein die Landschaft DdnuHrscben mnd 
^elleicbl iberhanpt die EUMnnrschen eine nr-* 
sprttngiicb frieslsciie Bevölkernng gehabt hat, 
wo sich aber, wie in Dikmarschen nnd an der 
Elbe noch viel früher, schon atü den letzten 
Mwhsnderten die fiiesische Sprache durchaus 
ffäulieh Terloren hat, haben ebenfalls schon in 
früherer Zelt autononlsche Rechtsaufseichnungen 
Statt gehnden^ so z. B. die Krone der rechten 
Wahrheit ron 1426. Anf dem Wege landes- 
herrlicher Gesetzgebong entstand zuerst das äl« 
lere Laadreeht von iö72, dem das noch heu^ 
tigen Tags geilende Landrecht von lö91 folgte^ 
«M welchem eine PoUzeiordnung und darauf 
1595 die reformatio staluti, sowie spätere faui-* 
desherriiehe Terordnunffen hkizugefügt wurden. 
Das stark romanisirenais Eiderst^er L»Mlrecht 
ist mit dem DilaMrscber Landrecfat von 1067 
iimig verwandt. Das Eidm^stedter Landrecht er- 
kennt das gemeine beschridieite kaiserUche Recht 
als Sobsidiavrecht an. 

Die Stadtrechte der in Eiderstedt belegeoea 
Stikite Ciardiog «nd Tönning von 1590 enthalten 
hanptsdcbUch nv «if das städtische Communal^ 
«ad PoUzelw&sen bezügliche Normirungen; im 
Uebrigen komlDl filso auch in dfosen gedachten 
beiden Stieben vor dem gemeinen Itecht das 
Eidersledler Landrecht zur Anwendung. 

B. Das Husnmer Stadtrecht vom Jahre 
1608 hat dwnialls einen sehr romanisüscbea 
Character und erkennt das gemeine beschriebene 
Kaiseireoht als Subsidiarrecbt an. Die Textes- 
spraobe ist die hochdeutsche. 

G Das Friedrichstädter Stadtrecht 
von 1633. Das ebenfalhs sehr romanische Recht 
dieser von holländischen nach der Dordrechter 
Synode ausgewanderten Remonstranten (Arml- 
iJMifrn) gegründeten Stadt hat aus diesem Grunde 
anch manche holländische Elemente in skh und 
überdies a«ch aus andern Rechten, so namentlich 
ans dem Hamburger Stadtreoht entlehnt. — Der 
eigentliche Urtext ist in holländischer Sprache 
mohrieben; zum Behuf der landesherrlichen 
SaneUon ist aber sofort efaie hochdeutsche Ue^ 
benetaong gemacl^ worden. 

D. DSis Nordstrander Landrecht. Zn 
derselben Zeit als aodi in den übrigen fries^^ 
sehen Landen sehrUUiche Rechtsauizeictmungeii 
galstindett) wurden ebenialhs von den Nordfrie- 
sen an der schleswigschen Westküste derartige 
An&dchmiHgen antonomischer Rechtssatzungen 
Yoramommen, wie z* B. die s. g. Slebenhar- 
denbeUebung von 1426 ^ obgleich auch wohl 
schon ibüber Beliebongen uim Urtheile anfge- 



10) Koog ist in Schleswig und Holstein ein den 
Fiatheil durch Eindeichung abgewonnener Marschdi- 
stUtt, wl» dl« P#hler In Oottand. 



aeiehaei sein mögen. Ans dem Zosrnnmenwir«»^ 
ken fernerer autonomiseber Reditserzeugungen 
und landesherrlicher Legislation ist das noch 
heut zu Tage geltende Nordstrander Land- 
recht von 1572 hervorgeffangen , welches für 
die von der durch die furchtbw'e Sturmfluih von 
1634 tum Theil uatergeyangenen grossen Insel 
Nordstrand übrig gebliebenen Trümmer, nömlic^ 
die heutige Insel Nordstrand, die Insel Pellwom 
und die Halligen (unbedeichte ganz flache, bei 
jeder etwas höheren Fluth überschwemmte 
Marschinseln), sowie für die schleswigschen 
(nicht fhr die zum Königreich gehörigen) TheUe 
der Inseln Föhr und Sylt und auf dem festen 
Wall hl der Wieding- und Bökingharde, so 
wie im Gotteskoog gilt. Der ursprüngliche Text 
des Nordstrander Landrechts ist plattdeutsch, 
gebraucht wird aber nur die hochdeutsche Ve* 
bersetzunff, — Das Nordstrander Landrecht er- 
kennt nicht das gemeine Recht als Subsidiar- 
4uelle an, sondern verweist im letzteren Artikel 
auf die Natur der Sache und das billige richtar^ 
bebe Ermessen, später sind auch noch verschie- 
dene speciell auf das Nordstrander Landrecht 
bezügliche landesherrliehe Verordnungen ertassea 
worcten. 

3) Die auf dem Gültigkeitsgebiete ded 

jütschen Lovs geltenden Statutar- 

Rechte. 

A. Die landschaftlichen Statute. 

In dem beiweitem grösstea Theile des Gttl^ 
tigkdtsgebiets des jütschen Lov's gelten auf 
dem Lande keine anderweitige statutarische 
oder sonstige landschaftliche Rechte vor dem-* 
selben. Ansehen von einigen blos localen 

fewohnheitsrechtlichen Abänderungen einzebieor 
unkte in den sonst im Allgemeinen noch an- 
wendbaren Bestimmungen des jütschen Lov's 
kommen hier mii* folgrade beide Rechte in Be-^ 
traohL 

a) Das Fehmarnsche Landrecht. Dm 
äHeste in deutscher Sprache abgefasste ist voa 
1826; doch giebt es ein älteres lateinisches 
Statut, dessen Entstebur^sjahr ungewiss ist 
Das neueste Landrecht ist von 1558. Der Haupte 
Inhalt besteht aber in den landschaftlidien Pri- 
vilegien und bezieht sich auf die landschaftliche 
ffiod die Gerichtsverfassung, PoUzeiangelegen- 
heiten u. s. w. Das eigentliche Fehmarnsche 
Privatrecht, welches, wahrscheinlich in Folge 
dithmarsischer Abstammung der Pehmeraner, dem 
cbthmarsischen Rechte sehr verwandt ist, beruht 
im Wesentlichen auf Gewohnheitsrecht und auf 
Aeses fixirenden und regulirenden i^eciellen ftir 
Fehmam erlassenen Verordnungen, wie z. B« 
das Erbrecht auf der Verordnung vom 15. Fe- 
braar 1563. 

b) Die Stapelholiiiische Constitution 
von 1623, ßkr die Landschaft Stiyelbohn an der 
Eider. 
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B. Die Sladtrechta, bei welchen das 
jtttsche Lov subsidiär eintritt. 

a) Das Stadtrecht der Stadt Schles- 
wifi^. Das alte Stadtreclit ist noch in lateini- 
scher Sprache abgefasst, und stammt aus dem 
Ende des 12. Jahrhunderts. Die jetzt noch gel- 
lende plattdeutsche Ueberarbeltung desselben ge* 
hört dem Ausgang des 14. Jahrhunderts an.* 

b) Das Flensburger Stadtrecht Ton 
1284 beruht im WesenlUchen auf dem Schles- 
wiger Stadtrechl; der ursprüngliche Text ist 
lateinisch; die dänische Uebersetzung ist wahr- 
scheinlich älter, als die wohl erst dem Ende des 
15. Jahrhunderts angehörende plattdeutsche^ 
welche letztere gebraucht wird. 

c) Das Apenrader Stadtrecht nebst 
der Apenrader Skraae. Auch dieses Stadt- 
recht, welches mit dem Flensburger ungefähr 
gleichen Alters ist, beruht ersichtlich ebenfalls 
auf dem Schleswiger Stadtrecht, wogegen die 
Skraae älter zu sein scheint. Sowohl das Stadt- 
recht wie die Skraae sind ursprüngUch in la- 
teinischer Sprache abgefasst, und erst später 
fn's Plattdeutsche übersetzt worden. 

d) Das Haderslebener Stadtrecht von 
1292 ist selbstständiger als die beiden vorigen 
und nicht als ein Ausfluss des Schleswigschen 
Stadtrechts zu betrachten. Dagegen ist theil- 
weise das Ripener Stadtreclit, auf dessen Inhalt 
das lübsche Recht einen nicht unwesentlichen 
Einfluss gehabt hat, Tür das Haderslebener Stadt- 
recht benutzt worden. Die älteren Codices sind 
sämmtlich verloren gegangen; der vorhandene 
dänische Text ist ersichtlich nicht sehr alt; die 
deutsehe Uebersetzung, schon in hochdentsdier 
Sprache abgefasst, ist von 1639. 

e) Das Eckernföhrder Stadtrecht. 
Die Stadt Eckemföhrde hat lange Zeit das Schles- 
wiger Stadtrecht gebraucht. I^chdem sich mehre 
locale Abänderungen gebildet hatten, ist an die 
Stelle desselben auf dem rdn usuellen W^e 
der Praxis eine zwischen den Jahren 1632 und 
1635 compiUrte private Rechtssammlunff' getre- 
ten ; die Sprache ist hegreiflich die hochdeutsche. 

f) Das lübsche Recht ^It in der Stadt 
Tondem seit dem Jahr 1243, in der Stadt Burg 
auf der, Lübeck so nahen Insel Fehmam mzwei- 
felhafl von Alters her, wie denn auch die äl- 
teste vorhandene Bestätigungsurkunde, die frd- 
lich nicht älter als 1406 ist, auf frühere Bestä- 
tigungen zurückverweist Auch in diesen beiden 
Schkeswig'schen Städten wird das ravldirte 
lübsche Hecht gebraucht 

g) Die Städte Sonderburg und Ar- 
röeskiöping haben ebenso, wie in Holstein 
die Stadt Altena keine eigene Stadtrechte; dodi 
sind flir jede dieser Städte manche blos auf sie 
bezügliche landesherrliche Verorcfaiunffen erffan- 
gen. Uebrigens fehlt es begreiflicher Weise 
auch flir die übrigen Städte nicht an manchen 
speciell Dir jede einzelne derselben erlassenen 
landesherrlichen Verordnungen« 



4) Das jüjt0cli^ Lot. 

Dieses ist im Jahr 1241 von Waldemar IL 
erlassen worden, und hat früher namentUdi auch 
in Jütland sowie ebenfalls auf Fükaen gegolten; 
durch die Emanimng aber von Christian des 
Fünften danske Lov für das Königreich Dä- 
nemark hat es in Jütland and Fühneii sdoe 
Gültigkeit verloren, während es in einem gros- 
sen Theile Schleswigs sowie auf der früher 
zu Schleswig gehörigen, ietzt englischen Insel 
Helgoland noch bis auf den heutigen Tag das, 
seinem Inhalte nach zum grossen Theil freiUdi 
antiquirte, daselbst geltende Landrecht ist; ia 
welchen Theilen des Landes daa jütsche Lov in 
ScUeswIff keine Geltung hat, erffiebt sich sehet 
aus den früheren Bemerkungen hienlber. 

Das jütsche Lov zerfällt gleich den coätanet 
Sachsenspiegel in drei Bücher, die wieder in 
Kapitel abgetbeilt sind. Der ursprüngliche Text 
ist, wenn nicht etwa lateinisch, so dänisch; im 
Herzogthum Schleswig hat man jedoch von Al- 
ters her plattdeutsche Uebersetzungea gehabt; 
in plattdeutscher Sprache ist das jiUsdie Lew 
aucn bereits sehr früh, und zwar irüher als der 
dänische und lateinische Text, nemlioh schon 
1486 gedruckt worden.. Als usueller Leffaltezt 
wird übrigens die neuere jriattdeutsche Udber- 
setzung vom Flensburger ^tadtsecretär BlasiBS 
Eckenbei^er vom Jahr 1593 ffebraucbt; diese 
ist von Falck mit einer hocndeutscben l/ader- 
Setzung und vielen litterärlschen Zugaben ver^ 
sehen 1819 neu herausgegeben worden, fai 
neuester Zeit ist eine der besten dänischen Hand* 
schrinen des jütschen Lovs, der Flensburger 
Codex, mit dem neueren dänischen Text voa 
1590 und der Eckenberg^schen plattdeutschen 
Uebersetzung herausg^eben wonfen von P. G. 
Thorsen, Kopenhagen 1853. 

5) Das gemeine Recht. 

Bei den sub Nr. 2. A. B. C. angegebenen 
Rechtsquellen ist bereits bemerkt worden, dasa 
diese das gemeine Recht als Subsidlarrecht an- 
erkennen. In dem übrigen Theile des H^rzog^ 
ihums Schleswig gilt dagegen das gemelBa 
Recht flir das Privatrecht nur in denjenigen ein- 
zelnen Punctön und Materien, für welche es 
als speciell recipirt zu betrachten ist; dago- 
gegen gilt dasselbe in den criminaUsUschen, 
processualischen und kirchenrechtlichen Materien 
im ganzen Herzogthum Schleswig in weitem 
Umfange, und macM; in dar That in den beiden 
erstgedachten Materien, und zwar gsaz beson- 
ders im Crimlnabrecbt, wegen der Verhältnisse 
massig geringen Zahl hieranf bezüglicher vater- 
ländischer Rechtsnormen in Sdileswig, wie in 
Holstdn bei weitem die grösste Masse des gel- 
tensen Rechtes aus. 

6) Besondere Rechtsquellen für spe- 
cielle Personenclassen und Verhält- 
nisse. 
Für die Ritterschaft gelten im ^eÜdien.Gft^ • 
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terreckt eigenthllmliche, tbeils auf Gewohnheits- 
recht beruhende, theils durch die Gesetzgebung 
niher bestimmte Rechtsnormen. — Für das 
simmlliche Militär gilt sowohl in Schleswig, als 
auch in Holstein und ebenfalls in Lauenburg im 
Allgemeinen das im Königreich Dänemark gel- 
tende Recht; nur hi Betreff einiger Verhältnisse, 
z. B. eines etwanigen in den Herzogthümern 
zuständigen Immobiliarbesitzes von MlUtärperso- 
nen, kommen die örtlichen Rechtsnormen zur 
Anwendung. — Im Seerecht gilt, mit Ausnahme 
Husums, bei dessen Seegericht das Wisbyer- 
„högeste und oldeste Waterrecht" zur Anwen- 
dung kommt, das 4. Buch von Christians V. 
dänischem Recht. Beide Quellen sind aber gross- 
tentheils antiquirt und gelten allgemeine seerecht- 
liche Grundsätze, lut Beziehung auf das fUr 
beide HerzogthUmer , ganz besonders aber eben 
Ihr das Herzoffthum Schleswig so wichtige Deich- 
recht hat sich im Mittelalter eine zunächst (ür 
Eiderstedt und Nordstrand geltende, alsbald aber 
in alle Marschdistricte der beiden Herzogthümer 
übergegangene automische Rechtsquelle gebildet 
„das Sgadelandrecht^* ; der ursprüngliche platt- 
deutsche Text ist nicht gedruckt , wohl aber die 
hochaeutscheUebersetzung. Je mehr das Deichs- 
wesen aufhörte locale Communeangelegenheit zu 
sein, und allgemeine Landesangelegenheit wurde, 
desto mehr ist das Deichrecht auch später 
durch die landesherrliche Gesetzgebung normirt 
worden. 

Ul. Bas Priratrecht. 

Von der Literatur ist besonders zu bemer- 
ken: Scbrader, Handbuch der vaterländischen 
Rechte in Schleswig und Holstein, 3 Bände 1784 
— 93, und Schrader, Lehrbuch der Schleswiff- 
Holsteinischen Landesrechte, 3Thl., 1800— 18(fe. 
— Faick, Handbuch des Schleswig -Holsteini- 
schen Privatrechts bis zum 5. Bande, 1. Abtheil. 
1825—1848. — Paulsen, Lehrbuch des Privat- 
rechts der Herzogthümer Schleswig und Holstein, 
wie auch des Herzogthums Lauenburg, 2. Aufl. 
1842. — Esmarch, das imHerzogthum Schles- 
wig geltende bürgerliche Recht, 2. Aufl. 1854.— 
Esmarch, Handbuch des Erbrechts im Herzog- 
thum Schleswiff, 2: Auflage, Schleswig 1852.— 
Krieger, den siesvigske nivatrets specielleDeel, 
Kogenhagen 1855. ^ E. v. Stemner, Schleswigs 
Recht und Gerichtsverfahren im 17. Jahrhundert, 
Schleswig 1855. — Die Aufzählung sämmtlicher 
auf einz^ne Materien des schleswigschen Privat- 
rechts bezüglicher Monographieen würde hier zu 
weit fähren; sehr viele einzelne Punkte und Ma- 
terien des Schleswigschen Privatrechts finden 
sich erörtert inPalcks staatsbürgerlichem Maga- 
zin, in seinem Neuen staatsbürgerlichen Magazin 
und in seinem ^chiv, des staatsbürgerlichen 
Magazins dritter Folge, sowie ganz Msonders 
au<m in den Schleswig-Holsteinischen Anzeigen; 
diese sind seit Mitte d. J. in blos holsteinische 
VBgewandelt. Seit einigen Jahren existbrt auch 
Mull, t RaditoiiiM. 1855. 



ehie specielle juristische Wochenschrift für 
Schleswig. 

1) Personenrecht. 

Ein juristisch relevanter Unterschied zwischen 
dem bürgerlichen Geburtsstande und dem nicht 
ritterschafUichen Adel ist kaum vorhanden, so- 
wie überdies nach der im Jahr 1850 erfolgten 
fast völligen ^1) Aufhebung des privilegirten Ge- 
richtsstandes überhaupt für alle Rangspersonen 
eine der wichtigsten Auszeichnungen derselben 
vor den nicht characterisirten Personen wegfäl- 
lig geworden ist. Nur die zum Ck)rps der Rit- . 
terschafl gehörigen Personen , die iibrigens mit 
Aufhebung des Schleswigschen Landgerichtes 
gleichfalls ihren privilegirten Gerichtsstand ver- 
loren haben ^^), gemessen ausser dem wichtigen 
Recht, ihre unvermählten Töchter in den Fräu- 
leinklöstem versorgen zu können, auch noch 
eim'ge wem'ge andere Vorrechte, z. B. Stempel- 
papierfreiheit. 

Der Bauernstand kommt, nachdem die übri- 
gens immer nur in einem verhältnissmässig klei- 
neren Theil der Herzogthümer stattgehabte Leib- 
eigenschaft bereits seit 1804 aufgehoben worden, 
nunmehr nach Einführung allgemeiner Wehr- 
pflicht, die bis dahin einseitig auf der ländUchen 
Bevölkerung gelastet halte, aurch die Yerordn. 
über die Wehrpflicht vom 11. Jan. 1854 als ei- 
gener durch besondere Vorrechte oder Beschrän- 
kungen ausgezeichneter Geburtsstand fast gar 
nicht mehr in Betracht *3^, sondern unterschei- 
det sich im Wesentlichen nur rücksichtUch der 
gewerblichen Befligm'sse von der städtischen Be- 
völkerung. 

Die Verschiedenheit der christlichen Confes- 
-sionen ist in privatrechtlicher Beziehung ohne 
weitern Einfluss; Tür die Juden dagegen galten 
früher, namenth'ch rücksichtlich des DomidTs und 
Gewerbebetriebes, manche Beschränkungen von 
privatrechtlicher Bedeutung. Durch die Verord- 
nung über die Verhältnisse der Juden vom 8. 
Febr. 1854 sind aber die zur Zeit der Erlassung 
dieser Verfügung im Schleswigschen Heimaths- 
berechtigten , sowie die ausserdem mit landes- 
herrlicher Genehmigung zur Niederlassung ver- 
sehenen Juden in privatrechtUcher Beziehung im 



11) Nar das Militär hat seinen Gerichtsstand vor 
den militärischen Gerichten behalten. 

12) In Holstein ist das Landgericht, sowie über- 
haupt das, mit dem früher in Schleswig in dieser Be- 
ziehung bestehenden Zustande durchaus gleich geord- 
nete Yerhältniss des privilegirten Gerichtsstandes bis- 
her bestehen geblieben. 

13) Die erforderliche gerichtliche Mitwirkung bei 
gewissen im Bauernstande vorkommenden Geschäften, 
z. B. der Abfassung und Solemnisirung der AltentheUs- 
oder Abnahmeverträge , beruht nicht so sehr auf einer 
beim Bauernstände vorausgesetzten besondern Rustici- 
tät, sondern mehr in der besondern Schwierigkeit 
und Bedeutsamkeit der hierbei in Betracht kommenden 
Verhältnisse. 

23 
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We^entUchen durdieus den Ctoistm gleichge*- 
stellt worden. 

Während in früherer Zeit in den verschie- 
denen Districtea der Herzogthttmer eine grosse 
ManaigfaltigkeH rücicslchtlich des Eintritts der 
Mündigkeit herrschte, ist durch die Verordn. v. 
24. 'Octbr. 1837 ganz allgemein d^s 21. Jahr 
als Mündigkeitsalter festfiresetzt worden. — Die 
ciura sexus kommt in der gewöhnlichen Weise 
Tor; doch wird meistens ein erbetener Curator 
für genügend erachtet. Nur die ritterschaftlichen 
Damen bedürfen bei ihren Rechtsgeschäften kei- 
nes Curators. Der BegriflT der KauflTrau, und 
dass selbige bei ihren Handelsgeschäften keines 
Curators bedarf, wird nicht nur in Gemässheit 
das selbige anerkennenden lübschen und Frie- 
drichslädter Stadtrechts, sondern überall im 
Schleswigschen angenommen. 

Die rücksichtlich der Verschollenheitserklä- 
rung bestehende Controverse, ob die Erbfolge 
in das Vermögen des für todt Erklärten nach 
dem Datum des vollendeten 70. Lebensjahrs oder 
aber nach dem des Todeserklärungsdecrets zu 
bestimmen sei, ist in der vaterländischen Ge- 
setzgebung durch den %. 3. u. 4. der Verordn. 
vom 9. Nov. 1798 dahin entschieden, dass die 
Erbfolge sich nach dem Tage des angenomme- 
nen Todes richten solle. — Mit Rücksicht auf 
den Seeverkehr der Herzogthümer ist durch die 
Verordnung vom 21. April 1840 fiir Sdoileswig 
und Holstein bestimmt worden, dass die auf ge- 
wissen kürzeren Seereisen verschollenen scnon 
nach^ 3 Jahren seit der letzten Nachricht fiir 
todt erklärt werden können; in solchem Fall 
muss aber den dennoch etwa Zurückkehrenden 
das ganze noch vorhandene Vermögen wieder 
ausgekehrt werden. 

Was die Beschränkungen der Persönlichkeit 
in ihrer Erwerbsthätigkeit durch Regalien betriff^ 
so soll hier nur erwähnt werden, £iss das Jagd- 
recht in den Aemtem und auf den Siadtfel&rn 
landesherrliches Regal ist, auf den Gütern je- 
doch der Gutsherrschaft zusteht. In Gemässheit 
der Verordnung vom 1. Sept. 1853 können jedoch 
^e Communen das Regal ablösen und alsdann 
das Jagdrecht durch Anstellung eines gelernten 
und beeidigten Jägers oder durch Verpachtung 
nutzbar machen, oder aber selbiges ruhen 
lassen. 

Die verschiedenen Arten jnrisüscher Perso- 
nen kommen auch im Herzogthum Schleswig 
zahbeich vor. — Die Ritterschaft bildet eine 
mit der Holsteinischen durch nexus socialis ver- 
bundene gemeinsame Corporation. — Die Ck>m- 
munen und so namentUch auch viele der gros- 
sem Landschaften und Aemter, haben eine ver- 
schiedenartige, zum Theil sehr ausgebildete und 
freie selbstständige Verfassung und Verwaltung; 
fehlt es an einer organisirtenCommunerepräsen- 
tation, so werden zwei Drittel der Stimmen der 
Communeglieder zur Gültigkeit eines Gemeinde- 
beschlusses ftU* nöthig erachtet; namentlich Ist 
zur Gültigkeit eines Syndicats die persöuUcl^ 



Unterschrift von «/s derComwiiwifM«r ▼♦» im 
Ortsofficialen erforderlich 

Das Aecht der PersönMchkeit im, Vec^äl^sift 
thatsächUcher Inaehabupg eine« Qf^geasliJpMies 
und bisheriger Ausübung einer Gerechtsaioa g^ 
niesst als solches außh im Uerzogthum ScUe»- 
wig den umränglichei^ mit dßu Begriffo« des 
jüngsten /Besitzes und des SpoUui^s verknüpften 
possessorischen Sichuta^ Das Nähere enibält die 
in beiden Herzoglhümern geltende Verordnivig 
zur Abkürzung und Veruinderung der SpoUeii- 
Sachen aus dSn aus dem jüngsten Besitz eatste* 
henden Streitigkeiten von) 13. Jan. 1797. 

2. Sacheiirechi 

In Betreff der allgemeinen juristisqli bedeut- 
samen Qualificationen der Saolie« ist h^iiptsädi- 
Uch nur zu bemerkan, dass sii^h die alfertbünH 
liehe Regel „was die Fackel v^-zehrt ist Fahr- 
nisse^ insofern geltend macht, als da, wo rikkr 
sichtlich der (fütergemeaischaft und der Verer- 
bung zwischen ImmobiUea ufid M<>bUiea ^ter- 
schieden wird, der Werth der Gebäude zu dieoi 
Mobiliarvermögen gerechnet wird; ebenso wird 
bei der Erbiolge iM^ die Festegüter (eine Art 
Erbpacht) nur der Gruud und ^dep als Feste^ 

fut betrachtet, so dass der nach der be^ndem 
esteerbfolgeordoung berufene Festeerbe räckr 
sichtlich des Werths der Gebäude die übfifgm 
landrechtlichen Erben vollständig eatscMdigm 
muss. — Schiffe werden dagegen In Betreff 
der Veräusserung gewissermaassea als Immobi- 
lien behandelt. 

Was den Inhalt des Eigentbuns betrifl^ so 
gewähren die adeligen Güter in Scbleswif , wia 
überall, durch gewisse mit ihnen realirter ver- 
knüpfte Vorrechte, theils von wirkUch vermö- 
gensrechtUchen Werth, wie z. B. Jagdrecht, Saal 
völlige Steuerfreiheit des Hoffeldes u^ s, w., 
theils von staatsrechtlichem Charakter, wie die 
patrimoniale Polizeiobrigkeit, ein höber potea- 
zirtes Eigenthumsrecht. Da die üauemfeldeVji 
iosoweit sie nicht ausnahmsweise i wie nameat- 
lich in neuem Zettea in Erbpacht M) gege|M| 
oder verfestet worden sind, sich ohne jedes dea 
Untergehörigen daran zuständige dingliche Beoht 
ebenfalls lediglich im Sigeothum der Gutshavr- 
schaft^^) befindea, so siiul di& von den GHknp- 
tergehörigen zu prästirenden Geld- nnd re^ 
Naturalpräslanden, sowie die zu Idstenden Hand« 
und Spanndienste nicht wie b^ ekise&kig aas 



14) Auch von dem HoCTelde sind nicht selten P^ 
cellen, sog. Meierhöfe, tbeUs als Eigenthum, theils 
als Erbpacht abgelegt worden; in erslerem Fall wur- 
den sie frfiber nicht selten zu selbstständigen adeligen 
Gntem; ^e seit 1866 abgelegten Meierhöfe bieibefl 
aber gntsunlergehörig. 

15) Dennoch hat aber dia Gesetzgebung aoiffoM 
in Sclileswig wie in Holstein die sog* NIederlegaog 
der Banemstellea in deg. adeligen Oölem und ibit 
Verainigimg mit dam HoflUda veibaten. 
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blos gericl^n-^ up4 ^«IfherrUdlier Vogtei auf 
früher echtes Eigen thum der Bauern auf gel eg- 
IvQf ZiWi- iwd DieA$ipfUebi, als ein reiner Zu- 
wachs des der Gutsherrschaft blos am UoiTelde 
siistahenden Elgentbumsrechts, sunderu durchaus 
¥rie ein Aequiraleui für eiae onerose Gegenlei- 
stwg der GutsherrschaA, nemlich für die pacht* 
oder erbpachtweise eiogeräumte Benutzung der 
ebenfalls der Gutshierrschail eigenihümlicti ge- 
hörigea im Gute belegenen Bauern- und Kaiben- 
sfcellea zu betrachten. — Das bäuerliche Gruud- 
eigeulbum in den Aemtern und Landschaften hat 
Vkles von dem Character des echten Eigenthums 
bewahrt; dieses wird im Gegensatz zu dea aus 
frühere Domaine», aus dem Grundbesitz milder 
Siiftungea, aus städtischem Landbesitz und 
soa^tigcD privatea Grundstudien entstandeuen, 
ziunt Tbeil auch auf dea adligen Gütern gebll- 
d^ßo Erbpachts-* und Festegütem, Bondcneigea- 
^um^^; genannte Die einzelnen Stellen haben 
sehr verschiedene Grösse, und kommen ohne, 
d«s9 diesen Benennungen bestimmte Landmaase 
entspr^hen^ unter dt»n Namen von Vollhufen, 
halben und Viertelhufen, Staren und Bohlen vor. 
Auf der Geest sind die Bauerhöte und Käthen- 
slelle« geschlossen i7j, in der Marsch dagegen 
ist der Landbesitz vollkommen tbcilbar. 2ur 
Disn^embrirung geschlossener Stellen, und so 
auch zur Ablegung von Kathenstellen von den' 
Bauerhöfen beoarf es des Ministeria Iconsenses. 
Bei ParcelÜrung ohne erlimgten Consens kann 
selbige zwar nidit von den früher dazu berech- 
tigten Privaten angeibchten, dagegen vom Mini- 
sterium iiir null und nichtig erklärt werden. 
• Was den Eigen thumserwerb betrilTi. so ist 
für den Uebergang von Immobilien an die todte 
Hand höhere Genehmigung erforderUch. — Rück- 
sichlUch der einzelnen ^werbsarten des Eigen- 
thums ist zu bemerken, dass für die Tradition 
von bniiM^bilien regelmässig ein schrilllicher und 
meistens zwar ein gerichtlich ausgefertigter Con- 
tract erforderlich ist, sowie, dass sich überdies 
an einigen Orten ein specieller gerichllichei 
Uebertragungsact, unter dem Namen der Schö- 
tnag, scotatio (cf. cap. 2. x. de consueted. 1. 4.) 
Lagbietung, Auflassung u. s. w. ^^) erhalten hat. 
^ — * Der Grundsatz, „wer säel, der mähet ,^^ ffiit 
in Schleswig insofern, als der erst nach Jo- 



16) Der dänische Ausdruck Bonde, Bauer, beisst 
eigentlicli der Wohnende (boe, wohnen), Katexochän 
der auf eigenem Erbe Wohnende; er entspricht im 
Wesentlichen dem Be^iff des Gemeinfreien. Der Aus- 
druck und Begriff Bondeneigeothum kommt öbrigens 
•neb in Holstein in ganz gleicher Bedeutung vor. 

17) Andererseits därfen auch nicht mehrere selbst^ 
tttodig zu Steuern angesetzte Bauhöfe vereinigt wer- 
den, sondern, wenn sie vorher von Einem Eigenthü- 
mer kommen, so müssen sie doch jeder für sich be- 
wirthschaftet werden. Ganz dasselbe sowohl in dieser 
Beziehung wie auch rflcksicbtiich der Geschlossenheit 
und Tbeiftarkeit der IMs gilt auch in Holstein. 

ta^ In HolaleiA lachiing, VcrUasung o. s. w. 



hannls belanffte gu^^lfiobij;e Besitzer die Eindte 
jedenfalls benäit und nur eine Ackerhäuer an 
den rechten Eigenthümer zu zahlen hat. Die 
Erjahrunff gilt nach den romanistischen Rechts- 
quellen Schleswig's im Wesentlichen ganz nach 
dea gewöhnlichen Grundsätzen, nur sind die 
Zeitbestimmungen zum Theil anders festgesetzt 
Da aber das jütsche Low, sowie die im Gebiet 
desselben ffeltenden localen Rechte das hstitut 
einer wirklichen Ersitzimg nicht kennen, und in 
dieser Materie auch nicht das römische Recht 
als speciell recipirt zu betrachten ist, so wird 
im grössten Theil des Herzoffthums Schleswig 
im Anschluss an die erlöschende Veijährimg 
lediglich eine SOjahrige Ersitzung angenommen, 
nur dass, wenn eine gerichtliche Auflassung 
stattgehabt hat, allerdings schon mit 3 Jahren 
der Schutz der s. g. Lowhäfd eintritt, während 
Mobilien unter allen Umständen nur in 30 Jahren 
verjäliren köonen; eine Ausnahme in diesem 
Rechtsgebiet findet nur in den Städten lHb'schen 
Rechts statt, wo für bewegliche Sachen und ge- 
richtlich verlassene Immobilien eine einjährige 
Ersitztmg eintritt. Im Iriesischen Rechtsgebiet 

Selten ähnliche Grundsätze, wie im Gebiet 
es jütschen Low, niu* dass statt der 3(]Sährigen 
eine 2ijährige Frist gilt. — Die bei der ße- 
legenheit der Herzogthümer sehr häufig vorkom- 
mende Berfi;ung von Strand- und seetrifligen 
Gütern, giebt unter keinen Umständen dem Ber- 
ger einen Eigenthumserwerbstitel , indem selbst 
wenn trotz stattgehabter Edictalien sich kein 
Eiffenthümer meldet, der Berger doch nur Ber- 
gelohn bekommt, das Eigenthum der geborge- 
nen Güter dagegen an den Fiscus fällt 

Ueber den Verlust des Eigenthums ist nur 
etwa in Betreff der Expropriation zu bemerken, 
dass jeder Eigenthümer sich diese, wenn das 
allgemeine Beste solche zu Staats- oder Com- 
munalzwecken erfördert, gefallen lassen muss, 
imd dass in Gemässheit der Verordnungen vom 
28. Nov. 1837 und 17. Juni 1842 alle und jede, 
auch die individuellen Verhältnisse berüciisich- 
tigende Entschädigung gewährt wird. 

Rücksichtlich der Eigenthumsverfolgunff ist 
zu bemerken, dass die Regel „Hand muss Hand 
wehren^ in den schlesw^'schen Städten lüb- 
schen Rechtes gilt, sowie, dass mit Ausnahme 
der romanistischen Statute eine Publicianische 
Klage nicht anerkannt wird, welches sich denn 
eben aus der erwähnten beschränkten Entwicke- 
long der Ersitzung im srössten Theil des Her- 
zogthums Schleswig erklärt. 

Vt^asdie dinglichen Specialrechte be- 
trifll, so ist rücksichtlich der Servituten eben 
nichis Besonderes zu bemerken. — Dass häu- 
fig Domanialgrundstüdte und Grundstücke der 
milden Stiftungen u. s. w., sowie auch Parcellen- 
und Bauerstellen auf den adeligen Gütern in 
Erbpacht und Erbzins, die hier zu Lande juristisch 
nicht unterschieden sind, gegeben werden, ist schon 
früher erwähnt worden; ausserdem findet sich ein 
der Erbpacht ähnliches Institut, das der Festegtt- 
23* 
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tor^^. Diese unterscheiden sldi in ihrer regel- 
mässigen Gestalt namentlich dadurch von der 
Erbpacht, dass sie nach einer besondern Feste- 
Erbfolgeordnung, die Erbpachten dagegen nach 
allgemeinen land-, resp. Stadt- oder Statutar- 
rechtlichen Bestimmungen, allerdings freilich nur 
In der Descendenz des ersten Erwerbes, ver- 
erben, so dass, wenn eine Veräussening der 
Erbpacht ausserhalb der Descendenz des ersten 
Erwerbers stattgefunden hat, ohne dass eine 
wirklich novalorische Vererbpachtung hinzuge- 
kommen ist, Seitens des neuen Erwerbers und 
seiner Nachfolger fortwährend der Nachweis 
erforderb'ch ist,« dass annoch Descendenten 
des ersten Erwerbers am Leben sind. Dass 
Übrigens nach der in der Gesetzessprache herr- 
schenden Terminologie die Erbpachtsgrundstücke 
und Festegüter unvollkommenes oder Unterei- 
genthum genannt werden, kann die Wissenschalt, 
die, wenn sie nur sonst alle positive Bestimmung 
zur vollkommensten Geltung kommen lässt, in- 
nerhalb ihrer Sphäre unabhängig ist, nicht ver- 
anlassen, diese falschen Kategorien in ihrer 
Systematik beizubehalten. — Lehngüter giebt 
es in Schleswig fast gar nicht; die adligen Gü- 
ter sind von Alters her meistens alle Allodial- 
güter gewesen 20). — Ueber das Pfandrecht 
gelten im Allgemeinen die gewohnlichen Grund- 
sätze, indem in dieser Lehre auch im nicht ro- 
manistischen Theil Schleswigs die römisch-recht- 
lichen Normen im Wesentlichen zur Anwendung 
kommen. Indess haben sich doch in Schleswig, 
wie in Holstein auch manche Eigenthümllchkei- 
ten im Pfandrecht erhalten, oder neu entwickelt, 
sowie sich hier, wie mehr oder minder Überali 
ebenfalls das Institut der Schuld- und Pfand- 
Protocolle ausgebildet hat. Was erstere betriflft, 
so wird angenommen, dass verpfändete beweg- 
liche Sachen durch Veräusserung Seitens des 
Eigenthümers pfandfrei werden. Der Faustpfand- 
gläubiger geniesst als solcher im Concurs kei- 
nen Vorzug, sondern muss sein Faustpfand ein- 
Uefern. Die gerichtliche Pfändung oder s. g. 
Wardirung gewährt an und für sich kein Pfand- 
recht, sondern ist blosses Executionsmittel. Das 
Schuld- und PfandprotocoUwesen ist durch ver- 
schiedene Schuld- und Pfandprolocollordnungen 
regulirt. Die Protocolle sind theils solche mit 
Real-, theils mit PersonalfoUen. 



19) Ein Grandstfick festen heisst wsprünglich nur 
soviel wie pachten, wird aber schon früh auf die Be- 
zeichnung der auf eine längere Dauer eingegangenen 
pachtartigen Verhältnisse beschränkt worden sein. — 
Das ursprüngliche dänische Institut der Festeguter ist 
mit dieser seiner Benennung von Schleswig auch auf 
Holstein übergegangen. 

20) Ebenso in Holstein; hier ist das letzte Lehn- 
gut vor wenigen Jahren allodiflcirt worden. Der nichts 
desto weniger in beiden Herzogthümern noch häufig 
vorkommende Ausdruck „AUodialvermögen** hat seinen 
Gegensatz nicht in einem Lehnsbesitz, sondern in dem 
durch Fideicommissqualltät gebundenen Vermögen 
oder In Stammgütem. 



3« Obllgallonenrecht 

Das fdn ausgebildete, von natfontl-rdnlscim 
Elementen alhnällg schon mehr und mehr be- 
freite römische Obligationenrecht bot dem drin- 
genden Bedörfniss des beim Aufblühen der Städte 
im Mittelalter rasch sich enlwickebiden Verkehrs- 
lebens, für dessen Gestaltungen das dnheimisdie 
Recht keine genfigenden Normen gewährte, eine 
so erwünschte Aushülfe dar. dass dieser Um- 
stand nicht nur als ein^ aer Hauptgründe Ar 
die eigentliche Reception des römischen Rechts 
im deutschen Reich mitiHrkte, sondern das 
selbiges auch in denjenigen Landen und Rdcbeo, 
in welchen das römische Recht im Allgemeinen 
nicht recipirt worden ist, dennoch ro«hr oder 
minder ins Rechsieben derselbe überging, wenn 
sich denn die Landesgesetzgebimg natürlich anck 
im römisch -rechtlicten Geiste anschloss. Aach 
die nicht römischen spStem Entwickelungen des 
Obligationenrechts haben bei der grossentbefls 
cosmopolilischen Natur der dahin gehörigen Ver- 
hältnisse sich in der ganzen civinsirten Welt im 
Allgemeinen in einer gewissen CrMchfiirmigkeB 
entwickelt, sowie andemtheils die aus dem alteo 
nationaleinheimischen Recht conservirten und 6»t- 
entwickebiden Obligationsverhültiysse und Grund- 
sätze bei den Völkern germanischer NationaBtIt 
ebenfalls eine grosse Uebereinstimmung zeigen. 
Wie daher das Obligationenrecht überhaupt mkr 
und mehr die Temtenz zu einer nniversiirecbf- 
lichen Entwickelung in sich trägt, so ist es 
leicht erklärlich , dass im Schleswig'scben aac)i ^ 
ausserhalb der Gebiete der romanistischen Sta- 
tute die im Obligationenrecht geltenden Grand- • 
Sätze, abgesehen von einzehien römisch-rechttt- 
chen Specialitäten, im Wesentlichen mit den 

gemeinen Recht übereinstimmen. Ueber das 
bligationenrecht wird sonach in dieser kurzen 
Skizze des Schteswig'schen Rechts nur wenig 
zu bemerken sein. Zunächst ist zu erwähnen, 
dass im Schleswig'schen für manche Verträge, 
so fast überall, wie auch schon beim Sachen- 
recht erwähnt worden, für die auf die Veräus- 
serung von Immobilien bezüglichen Verträge^ 
Schriltlichkeit erforderlich ist, sowie, dass übä^ 
dies an manchen Orten entweder für alle, sei 
es rechtsnothwendig oder nach Belieben, schrift- 
lich abgefasste, oder auch nur fiir gewisse Ar- 
ten schrilUicher Verträge die gerichtliche 
Ausfertigung derselben stattfinden muss. Aus- 
serdem ist in den meisten Fällen schrilUicher 
Abfassung von Verträgen imd bei Ausstellung 
sonstiger auf Forderungen bezüglicher Documente 
Stempeipapler ^forderlich; nur Quittungen, De- 

fositenscheine , einfache Schuldscheine ohne 
fandverschreibung , Wechsel u. s. w. bedürfen 
theils überhaupt kein Stempelpapier, theils kön- 
nen sie ohne nachtheilige Folge vorläufig auf 
unsignirtes Papier gesdirieben werden , und 
brauchen nin* bei ihrer nothwendig geword^ea 
Producirung yor Irffend einer Obrigkeit mit ei- 
ner Abschrift avf dem erforderlidiea Sievpei« 
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pa^ hegMM ra werdeu. Die nacliHieiUge 
Folge der UebertreUmg der Stempelpaplenrer- 
ordnttnff besieht in mebmialiger Erlegang des 
Steflq)eU)etrages. — Unier den einxemen Ver- 
trägen ist Tom Kaaf zu bemerlten^ dass sich 
auch im nicht rooMuiistischen Theil Schleswig'« 
doch der römisch -rechtliche Grundsatz Ton der 
laesio enormis ganz allgemein geltend gemacht 
bat; Ton den romanistischen Statuten ist er 
fiberdfes nodi auf Tausch und Vergleich und 
▼om FrJecfaichstädter Stadtrecht auch auf den 
Hiethvertrag ausgedehnt worden. Rücksichtlich 
des mutuum ist zu erwähnen ^ dass die exceptio 
non numeratae pecuniae nur im romanislischen 
Thelle Scbleswig's gill, sowie dass dort, sowie 
auch in Holstdn, auch nach (Ablauf der zwd 
Jahre doch noch der Beweis des. nicht empfan- 
genen Geldes zulässig ist. — Beim Darlehn 
kann auch zugleich bemerkt werden, dass d^ 
höchste erlaubte Zinsfuss in Schleswig, wie auch 
in Hobteln in Gemflssheit der Veromiung vom 
25. Jan. 1815 bei Geldfbrderungen ohne nypo- 
ttiecarisdie Sicherheit 6 Procent, bei Pfandschul- 
den ^gegen nm* 5 Procent beträgt; die Verzugs- 
zinsen sind ebenfalls 5 Procent. Der Anatocis- 
mus ist auch Im nicht romanistischen Schleswig 
aosArttckllch verboten. — Der allgemeinste 
Zahlungstermin nicht nur für Holstein, sondern 
auch für Schleswig sind die Octavae Trium Re- 
gum im Kieler Umschlag: diese Octave, zu der 
noch drei RespHtage hinzugerechnet werden, 
wird juristisch als Ein Tag betrachtet. — Rück- 
sichtlich der Cession ist bestimmt, dass ohne 
einen s. g. Folgebrief nur die in der Schuld-Ur- 
kunde benannte Person aus derselben etwas zu 
fordern berechtigt sei, es sei denn, dass man 
als Erbe zu der Forderung gekommen sei; Mit- 
ten brauchen sich daher bei der Auseinander- 
setzung der den Einzelnen zugethellten Schuld- 
urkumfen keine Cessionsacte zu ertheilen. — 
Bei der Bürgschail gilt im grössten Theil des 
Herzogthums Schleswiff's, und zwar sogar nach 
einigen der romanistischen Statute der Grundsatz, 
dass der Bürge Selbstschuldner ist. Das SCtum 
Vellejanum hat nur im Gdl>iete der romanistischen 
Statute Gültigkeit. Wo es gilt, kann nur ge- 
richtlich nach vorgängiger wlebrung über <Üe 
Natar dieser Rechtswohlthaten göltig auf de 
¥«^chtet werden; ein eidlicher Verzicht ist in 
Gemüssheit der Eidesverordnung vom ll.DecIn*. 
1768 durchaus unzuläsdg. — Als Bestärkungs- 
nittel von Verbindlichkeiten ist auch das Einla- 
ge, das Obstagium, zu erwähnen. Nachdem 
selbiges im Deutschen Reich durch die R. P. 0. 
ven i677 verboten worden war, wunto es aus« 
feiMb desselben durch die Hadersleben'sche 
Constitution von 1604 und 1630 nicht blos flir 
das Herzogthum Schleswig anerkannt, sondern 
auch für Holsteia wieder eingefllhr^ iür welches 
letzfeere es denn auch wieder reichsgesetzlich 
werkannt wurde, cf. J. P. 0. art. 8. *. ö. und 
J. R. A. 81. Im Schleswig'schen gilt es jo- 
doeb im frieaisohen RechtogeUete uim, ebenso 



Wie In Holstein nicht iai vormals Schaueid)ur« 
gischen. — Wechselrecht in vollem Umfange 
gilt im Schleswig'schen nur in Friedrichstaat, 
sowie In Flensburg. Dagegen werden die Grund- 
sätze des 8. g. materiellen Wechselrechts auch 
im übrigen Schleswig angewandt; so nament- 
lich, di^s man sich wechselmässig ohne Rück- 
sicht auf eine weitere causa debendi obliffiren 
kann, dass das Indossament als hinlängliche 
Cessionsbescheinigung gilt und dass ein Wech- 
sel im summarischen Verfahren eingeklagt wer- 
den kann. — Ueber das Spiel gelten die ge- 
wöhnlichen Grundsätze. — Die Wette wird an 
und für sich iiir ein durchaus gültiges und klag- 
bares Geschäft betrachtet, jecfoch der richterli- 
chen Ermässigung rücksicntuch der Wettsummen 
ein sehr weiter Spielraum eingeräumt. 



Viele Arten der, wenn zum Theil auch an- 
Tänglich durch Vertrag begründeten, so doch, 
einmal existent geworden, in ihrer femern Dauer 
entweder passiv und acliv, oder nur in einer 
dieser beiden Beziehungen unmittelbar mit einem 
Zustande, wie z. 6. der Innehabung eines 
vermöge eines jus in re aliena oder als Eigen- 
thum besessenen Grundstücks, der Ansässigkeit 
in einem Distriet u. s. w. verknüpften Obliga- 
tionen kommen, wie sich das auch schon aus 
den früheren Andeutungen ergiebt, auch Im 
Schleswig'schen vor, so z. B. verschiedenartige 
Reallasten, als Grundrenten, Canonsgelder von 
Erbpacht oder wirklichem Grundeigenthum, Feste- 
gelder, Hof-, Hand- und Spanndienste, Zehnt- 
E flicht noch in einigen Districten u. s. w. Hier- 
er gehört auch der sehr häufige Altentheil, der 
aber meistens nicht reine Reallast, sondern mit 
Ususfructus gemischt ist. — Ein wichtiges. In 
diese Kategorie gehöriges Verhältniss, nemllch 
das des Mühlenzwanges ist aufgehoben durch 
die Verordnung vom 6. Februar 1834. — Die 
gesetzlichen Beispruchsrechte der nächsten Er- 
ben, Nachbarn u. s. w. sind schon seit längerer 
Zeit gänzlich aufgehoben; der Retract kommt 
lediglich nur in Gemässheit letztwilliger Verfü- 
gung oder ausdrücklicher Verabredung vor. 



Ueber die aus Verletzungen selbstständig 
hervorgehenden Obligationen Ist hier nichts wei- 
ter zu bemerken. 

4. Famlllenrecht. 

Die Ehe hat. Insofern nicht durch Ehepacten 
Gütertrennung stipulirt worden ist, in vermö- 
gensreohtllcher Beziehung In Schleswig aller- 
melstens die Whrkung, dass eine mehr oder 
minder umfassende Gütergemeinschaft stattfindet. 
Nur bei ritterschaftlichen Eheleuten ist dies nicht 
der Fall, sowie auch nicht bei unbeerbter Ehe 
In den Städten lüb'schen Rechts und im Gebiete 
des Nordstrander Landrechts. Selbst die 
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ulsttschen Statole' Imben Ae Güter^mefniichift, 
tmd zwar ef ne universelle, ebenso ist in Sdiles- 
wfg, Flensburg und Eckemföhrde die Güterge- 
meinschall universell, wogegen im öbrigen Ger 
biet des lutschen Low eine arierdings um^sende, 
indess doch nicht universelle Gütergemeinschaft 
gilt, indem ererbtes Land^*) gar nicht, und er- 
erbtes Mobiliarvermögen nur dann gemeinsam 
wird, wenn ein Erbe das andere gewinnt. • 

Die vöterliche Gewalt uud überhaupt das 
elterliche Rechtsverhältniss kann, ausser der na* 
tttrilchen Entstehung über die in rechter Ehe ge- 
bomen Kinder , auch auf die überall gebrtiuch- 
liche Weise künstlich begründet werden. Was 
. zunächst die Le^imation betrifft, so hat die per 
rescripium principis nichts Besonderes, wogegen 
die legitimabo per subsequens matrimonium in 
Gemässheit der Verordmiog vom 15. Juli 1778 
nach früher stattgehabtem dauerndem Concubinat 
nur im Bauernstände ihre volle Wirkung hat, in 
den übrigen Stünden dagegen den so legitimir- 
ten Kindern kein Erbrecht und keine Standes- 
vorzüge verleiht. — Die Adoption erfordert 
afudh wohl Hn romanistischen Theil Schleswigs 
in allen FMlen landesherrliche Genehmigung, da 
dese auch sogar in Holstein für erforderlich ge- 
liaiten wird. Während der väterlichen GewaR 
hat der Vater die Verwaltung und den Niess- 
fcrauch des etwanigen Kindervermögens. Die 
Täterliche Gewalt endigt nach den Gnmdsätzen 
der sog. Emancipation durch separirte Oecono- 
mie mit der Mümligkeit des zum eignen Unter- 
halt fehigen Sohnes «id durch die Verheirathung 
4er wenn auch noch unmündigen Tochter. 

Die Vormundschaft wird hauptsächlich durch 
die im Wesentlichen auf gemeinrechtlichen Grund- 
<8tftzeR beruhende Vormttoderverordnung vom 19. 
■ärz 1742 normhrt. Ein eignes Pupillencollegium 
gibt es nicht; die locale Justizbehörde des be- 
tretenden Jmisdictionsbezirks, also die Land- 
oder Hardesvogtei auf dem Lande, der Magistrat 
in den Städten, besteRt die Vormünder und führt 
als Obervormundschaft die Aufsieht über die Ver- 
wallnng der Vormünder. Eine Oberaufsicht steht 
dem Appellationsgerichte zu. Zur möglichsten 
Sicherung des Pupillen wird sofort bei Ueber- 
tragung einer Vormundschaft eine Hypothek we- 
gen derselben auf dem Folium des Vormundes 
im Schuld- und PfieuuiproiokoU ^rolocolUrt. Dass 
^die Unmündigkeit, fatU ücht ttkie frttiiere veni* 
aetatis ertheilt worden ist, vaH dem 21. Jahr 
aufhört, ist schon oben bemerkt worden. 

Die mit dem Familiengüterrecht in naher Ver- 
bindung stehenden Institute der Einkindschaft 
und Setzwirtbschaft kommen auch Im Schleaiirig- 
schen Rechte vor; die «og. Setiynhre dürien 
nicht über das 25. Jahr des Anerben ausgedehnt 
werden. — Ueber die früher schon beilältGg 



21) Der Werth der auf dem ererbten Lande heflnd- 
fiehen Gehftude wird nach der Regel „was die Fatkel 
VMtehrt ist Fahmks'* ^eauümmA. 



«rwtfmie Abnahme, oder den so^. Altettlbefl ist 
-Uer mfdk folgendes zu bemerten. Verlrass- 
mfissig begründet konunt eine solche von £» 
Veräusserer Air sich und s^e WIHwe «»be- 
dungene, auch gegen jedea späteren Erwerber 
der Lanustelle gültige AbnalMRe sowohl bei der 
Veräusserung einer BäoemsleUe an eincfei DrR- 
len, als bei dem sog. Uebaiassonffscontraole 
vor, mittelst dessen der abirelende StetIbesItRr 
seinen Hof schon bei Lebzeiten dem £rben ge- 
ffen eine Abnahme fBr sich tmd selae etworige 
Wittwe, sowie beim VorfaandeBsein sonstwer 
zu berücksichtigender Erben gegen die Verpffich- 
tung zur AMinckmg derselben rücksicbtiicdi ihrer 
auf die abigetretene Stelle bezüglichen AnspiQohe 
und gegen Uebernahne der etwa auf d^ SieUe 
haftenden Schulden überiässt fiesetzlich be- 
ffrttndel ist ein Altetithdl Oar den abtretenden 
Setzwirth «nd seine Frau, resp. Wittwe (ntdrt 
^selten wird der die Wittwe des mit Hinterhs- 
«mg omnündiger Sinder verstorbene Sleibe- 
sitzers wieder heiratbende Mann der Seta#irft) 
sowie (ilr die Wittwe eines Festem oder Bon- 
denstellbesitzers, resn. auch flhr Aea Witwer, 
wenn die SteBe von der verstorbenen Frau her- 
rührte. Der auch gegen jeden fermren B^sHser 
der Stelle gerichtete Anspruch ist selten einsei- 
tig btose Reallast (z. B. etwa Verpflegaiur Us 
ans Lebensende) oder bioser Niessbraocfa (mU- 
niessung der Allentheilswohntng mit fiarlso^ 
Land u. s. w.) sondern ist regelmässig aas leti- 
term mit Reallas^irä^tianen d^ veracUedenalen 
Art gemischt. 

5. Erbrecht. 

Im Gebiete des jütscbenLow's gilt noch im- 
mer der alterthümiiche Grundsatz, mss das Erb^ 
recht von der empfengenen Taufe iMängto Ist, 
und im ganzen Umfange des flerzogthumsScIiles^ 
wig, mit alleiniger Ausnahme von Frledrlchstadt, 
hat sich ein anderer alterthttmUcher, sogar iü 
Se ttforlgen romanistischen StaMe Schleswigs 
übergegangene Grundsatz erhaben , nemilch der 
edner Bevoraugung des tnMnllehen Geadileehts 
vor dem weiblichen, indem entweder ttberhiri^ 
iiei Concurrens männlicher und weiblicher Inte«^ 
«taterben, oder aber nur von Brüdern nndSckwe- 
slem d^ mäntiltohe Erbe eine doppelte Pdrtton 
(finidertheil> besten Kindeslkeil) erM. RQdi^ 
sichtUeh der Intestaterbfolge ^ «owdU M* Ver«- 
wandtschaftlichen als eheltehen, findiet nach -Id 
verscMedenen Reohtsquellen «ine atcht geringe 
HannigfaWgkeitslatt, d^ten «idb nlir übersieht- 
Hohe Anmhrung Mer su weit flihren würde; 
nur tnöge hier erwMnt werden, d$ss der WMwe 
eines Rittersch^ftliohen ebensowohl in Sohltewig 
wie In Holstein idieflaub«ri>andsgerechtlafkdil ea^* 
•IcAit, welche ans einem ein umfiMseMes Nies«* 
brauchsrecht am Naohlass des Mannes gewähMUlei 
Gnadenjahr uid dem IEi|^enthumäerw«A an ^ 
wiesen Objecten des beweglichen Vhells defe* 
Verliüeenaoimft MMht -^ Bei ^Asr Vemrboog 
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des Bondenelgenthums tritt durch die OmMm« 

senbeit desselben , sowie bei den Pestegütera 
überdies wegen deren anderweitiger Eigenthüm- 
Uthk^ft eine gewisse Modificatian des crbrecbts 
•tftn. Vntet den Prfncipien^ nach weichen sidi 
Ae Berarung des Atierben und Festeerben rfch- 
let. sfrrd besonders AtA mfinnliche Geschlecht 
und das höhere Alter von Bedeulong. Der An- 
erbe sowohl wie der Fealeerbe liann übrigens 
' auch ietztwillig bestimmt werden. Die Abfindung 
der Übrigen xor Suc^s^n berufenen Erbes ge- 
schieht, wekm man sich nicht sonst einigen Icann, 
nach einem l^lilgen Ansätze In Gemässheit der 
sog. Bruder - und Schwesterlaxe. Rttcl(sichilich 
des gesamn^n sonstigen Nachlasses tritt ttbri- 

ßns durchaus fb* alle neben einander berufenen 
btn die ungeschimälerte kmdredhtlfche Erbfolge 
ein. sowie denn demgemäss der Festeerbe auch 
rÜCKsicHtlich der Claude sehie Miterben nach 
dem wirkKcheh vollen Wer^ entBcbädigen muss. 
-^ Die besondere Lehn *- und Stammgutssncces- 
sion fst fh- das Sdileswi^^he Recht von Itelnem 
WeseniHchen Belang; die bei Fideicommissen 
'(bstffeselzte Successionsordnung ist aber ebeih 
nitht Jh ^ne I)es(»ndere iMtiestatsuccessionsord^ 
nung, sondern alä eine testamentarisch begrün«- 
dete anzusehen. 

Die fn älterer Keil andi ih Schleswig stxutt^ 
findende Beschränkung der letStWilHgen Veriti^ 
gung in Beireff des &*bffuts im Gegensatz zum 
vroUgewomtenen Gut ist bereits Im vorigen Jahr- 
hundert aufgehoben worden. — Dagegen hat 
sich bis in die allemeueste Zeit (Ür den gröss*- 
ten Theil des Herzo|[tlHims Schleswig rücksicht^ 
lieh der testamentarischen Verfügungen der alter- 
IMlfiillohe Grundsatz erhalten, dass flb^haupt das 
ietztwillige Dispositfonsrecbt kein in sich selbst 
schon bc^rrVrtdetes Recht einer jeden Person \oa 
ffewfssem Alter sei ; sondern dass jede letztwil- 
oge Teriüg«ng nwr vermöge Im Voraus gewühr«- 
ti^ fämmm te^tandi oder hinterher eriheilter im- 
deshcrrÜcberConfirmation gfüWg werde. Nur im 
6ülligh4))tsgfeldele der romanistisohen Statute und 
des Nordstrander Landrechts hatten die Testa- 
mente nach dem bisherigen schleswlgschen Recht 
0el6stsltindlge GüMgkeft. Doch zog man auch 
hier a«s oekonomischen Rücksichten meistens 
4en Weg iandeshorrlicher Bestätigung vor, da 
ftr die zu eonfirmirenden Testamente ein be- 
«tknmter verhälMssmflssig bfltiger SlempelboMi 
igenigfte und die Kanaleigebübr für die Conlr^ 
mitfen ohne Riehsitbt aar die OfUsse desNach- 
hk^ eine festsüshende mfigstge vnu*, während 
IM wfarklSditen testamenten efii nadi der Sum- 



le des Vermögens, über welches dispo- 
nirt Verden, im Preise steigender Stempelbogen 
erforderlich war. Im Uebrigen hatten sich auch 
für die zu confitmirenden Testamente manche, 
findess keineswegs alle, römischrechtliche Grund- 
sätze, se namentlich die Collationspflicht. die 
Pflichttheilsberechtigung zwischen Eltern uno Kin- 
dern u. s. w. ffeltend gemacht, während nach 
den romanistischen Statuten für die letztwilligen 
Verfügungen allerdings im Wesentlichen die rein 
römisch rechtlichen Grundsätze gelten. — Was 
die Form der zur Confirmation einzureichenden 
Testamente betraf, so erforderte das Hologra- 
phum gar keine weitere, lür das Allographutti 
waren namentlich die canonische vor dem Pfar- 
rer und zwei Zeugen und verschiedene Varia- 
tionen derselben vor weltlichen Behörden oder 
einem Notar üblich. Eine heredis instüutio war 
kein wesentUches Requisit. — Die Natur der 
confirmirten Testamente brachte es übrigens mit 
sich, dass zu ihrer Anfechtung erst eine venia 
impugnandi erforderlich war. Durch die Ver- 
ordnung betreffend die Gültigkeit testamentari- 
sche Dispositionen ohne Confirmation vom 4. 
Febr. Itiöi ist selbige nunmehr in allen Tbeilen 
des Herzogthums Schleswig überflüssig und die 
lestamenti factio activa das Recht einer jeden 
mündgen und dispositionsfühigen Person gewor- 
den. In Betreff der Form und der sonstigen 
nothwendigen Requisite ist durdi die Verordnimg 
im Wesentlichen nichts Neues bestimmt worden« 
— Wechselseitige Testamente und Erbverträge 
sind auch dem schleswig'schen Recht bekannt. 

Was den ^werb der Erbschaft betr^, so 
macht sich die aRe Regel „de Tode erbt den 
Lebendigen^^ noch insofern sowohl in Schleswig 
wie in Holstein geltend, als das be^ Anfall einer 
Erbschaft nicht bei Lebzeiten schon ausgeübte 
Antretungsrecht weiter auf die Erben des Erben 
übergeht Beim Antritt einer Erbschaft sub be- 
nefido legis et inventaril wird ein Prociam zur 
Anmeldang aller nicht protocollirten Gläubiger 
erlHSsen, nach dessen Ablauf der Erbe sich er- 
klären muss, ob er die Erbschaft nunmehr pure 
«ntreten wolle oder nicht, in welchem letztem 
Fall die concursmässige Behandlung dntritt. -^ 
Sind unmündige oder nicht gehörig vertretene 
abwesende Erben vorhanden, so ist eine gericht- 
liche Erbregulimnff, sowie bei Ungewissheit der 
Erben oder bei Unkundo über den Aufenthalt 
abwesender Erben die Eriassimg eines Edictal- 
proclams erforderlich. — Erbloses Gut ftillt an 
den FisoD. 
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Das Jahr 1855 war der literarischen Thtttig- 
ketl auf dem Gebiete des Qvilrechts und Prozes- 
ses weniff günstig. An selbstständigen Werken 
hat dasseU>e Nichts aufzuweisen als eine Broschüre 
Ton dem im verflossenen Jahre yersterbenen 
Professor Dr. A. Mayer in Freiburg imBrdss- 

Sau. ,^Vorträge über die aligemeinen Lehren 
es firanzösischen Civil- und badischen Land- 
rechts.^^ lieber diese zum Zwecke der Vorle- 
sungen geschriebene Ideine Schrift ist eine An- 
zeige im Magazin II. S. 302 enthalten. 

An pericmischen Schriften ist ein weiterer 
Jahrgang der Annalen der XXII. erschienen, 
desgleichen Tom Magazin llir badische Rechts- 
pflege der n. Band; leider soll dem Vernehmen 
nach diese letztere Zeitschrift wegen Mangels an 
Theilnahme nicht fortgesetzt werden. Von den 
oberhofgerichtlichen Jahrbüdiem ist in diesem 
Jahre kein weiteres Heft erschienen. Im Nach- 
folgenden werden Auszüge aus den Annalen 
Xäl. und Magazin Bd. II. mitgeUieÜt werden.— 

, Tatersekafl. 

1) Durch ein Gesetz vom 21. Fek*. 1851 
ist der berühmte Rechtssatz 340 des Code civil 
(toute rechwdie de la patemitä est interdite) 
in Baden aufgehoben; und im Interesse der mit 
der Ernährung der unehelichen Khider belaste- 
ten Gemeinde eine Alimentalionsklage (quasi ex 
delicto) gegen den Beischläfer im Falle der Un- 
Termöglichkeit d^ letzteren gegeben worden, 
lieber die Auslegung dieses Gesetzes, Annalen 
S.230. — Ob diese Klage auch zu Gunsten 
einer TOn einem Inländer geschwöngerten Aus- 
länderin und ihres im Ausland geborenen Kin- 
des Statt findet, ist zweifelhaft; die Bejahung 
wird nachzuweisen versucht Annalen, S. 281. 

2) Rechtsfall ein^ Vaterschaflsabläugnung 
wegen IShebruchs der Frau. (Ann. S. 134.) — 

Tomiuidgekafl. 

1) Die BesUmmung des L. R., S. 472 über 
dte Ungülligkeit gewisser Verträge zwischen 
dem Vormund und dem grossjäbrig gewordenen 
Mündel bildet eine praesumtio juris et de jure 
der (Jeberlistung des letzteren, welche vom Rich- 
ter ex officio zu suppliren ist, wemi sie Ton 
den Parteien vorzuschützen unterhiss^ wird« 
(Annalen , S. 135.) 

2) Obgleich der überlebende Eltemthdl ge- 
setzlicher Vormund der Kinder ist, so bedarf er 
doch nicht vrie der bestellte Vormund, der nach 
L. R. S.46o vorgeschriebenen obervormundschaft- 
lichen Ermächtigung zur Annahme der diesen 
gemachten Schenkungen. (Annalen, S. 193 ) — 

3) Wenn der Vormund Schuldner seines Mün- 
dels isL so besteht ftir diese Schuld das gesetz- 
liche Unterpfandsrecht ebenso wie iür den Pas- 
sivrecess überhaupt, da er sie als Vormund hätte 
von sich selbst eintrdben sollen. Das UntOT- 



pfandsrecht für diese Schuld währt aber auch 
nicht länger als 10 Jahre, nach deren Ablaof 
dem Mündel nur noch die persönliche Klage 
g^en den gewesenen Vormund zusteht. (An- 
nalen, S.4ia.) 

VketHkt 

1) Der Anspruch auf eine Abtragsomnie Ar 
die Nichteinhaltung eines Eheversprectens ist 
unabhängig von dem Nachweise eines Schadens, 
(cf. diese Jahrb. II. S.57.) Bei Prüfung der 
Gründe der Aufk^sung des Ehevertöbnisses, de- 
ren Beweis beiden Theilen aufzuerlegen ist, ent- 
scheidet das riditerUche Ermessen. (Aunalen, 
S. 175.) 

2) Die im Ausland geschlossene Ehe eines 
Inländers ist im Inland nur unter der Voraus- 
setzung giltig, dass die in L. R., S. 63 Torge- 
schriebenen Aufgebote am inländischen Wohn- 
sitze Statt gehabt haben; andernfalls kann sie 
Ton jedem Betheilifften, selbst im Wege der 
Einrede bei den in&ndischen Gerichten anem- 
pfohlen werden. (Annalen , S. 193.) — 

3) Zur Auslegung des L. R., S. 285. — 
Ehescheidung aui wechseisdtige EinwiUignng, 
ob unter den dort genannten 4. 7. und 10. Ko- 
nat, Zeit oder Kalendermonate zu verslebeo 
sind? Annalen 188 und 233; das Gr. Oberhof- 
gericht entschied für die Berechnung nach Zdtr 
monaten (Annalen , S. 256.) 

Ekelickes Glterrecht. 

1) Im Widerspruch mit den wiederholten 
Entscheidungen des Oberhofgerichs (cf. diese 
Jahrb. Bd. 11. S. 57—58) hat 4jbs mitteh-heinische 
Hofj^ericht abermals ausgesprochen, dass die 
Ehefrau im Falle der Errungenschaftsge- 
meinschaft sich nicht durch V^^ziditnng auf 
das GemeinschailsTermögen von der Verbinoodi- 
keit zur Zahlung der sie treffenden HäUte an 
den Gemeinscbaftsschulden beireien könne. — 
(Annalen, S. 58.) 

2) Nach der Vorschrift des L. R., S. 1445 

Seht ein Urtheil , welches auf Vermögensabson- 
erung erkannt, zwar in seinen Wirkungen Ms 
zum Tag der eingerdchten Absonderungsbitle 
zurück; gleichwohl aber kann der im gutem 
Glauben handelnde Ehemann auch während des 
Absonderungsprozesses über das Gem^schafts^ 
yermögen gültig TerlÜgen. (Annalen, S. 220.) 

3) Die vom Manne geschehene Veräusserong 
der zum Betrieb eines Bauerngutes gehörigen 
Erfordernisse ist eine das Gemeinschansvermö- 

Sen gefährdende Handlung, welche das Begehren 
er Vermögensabsonderung rechtfertigt. (An- 
nalen , S. 23.) 

4) Hit der Klage auf Vermöffensabsonderung 
kann das Begehren auf Feststellung der Grösse 
der eheweibUchen Einbringens- und Ersatzfor- 
derung nldit verbunden werden, da die Abson- 
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dATUg idoht ebcr la YoIlEiig ge^elzl werden 
kum, als bis das Urtheil rechtskräftig und ge- 
böriff bekannt gemachl worden ist. (Annaleiiy 
S, 39^ cL Auszüge a. a. 0. Nr.a) 

Saekeareckt 

Nach L. R., S. 538 gehören alle schiffbaren 
und flossbaren Gewässer dem Staate; nachdem 
im Jahre 1848 mit den Jagdrechten auch Äe 
Fischereirechte aufgehoben und die Fischerei- 
berechtigung den Bgenthttmem der Fisehwasser 
iberlassen worden, ist die Frage yieirach ange- 
regt worden, welche Flüsse xu den flossbaren 
zu rechnen sind, diejenigen, welche zur Flösse- 
rei hergeriditet werden können , oder nmr die- 
jenigen, welche so geeigenschaftet sind, dass 
sie ohne weitere Vorkehrungen zur Flösserei 
benutzt werden können. Für das letztere hat 
sich das Ministerium des Innern entschieden, 
(cf. Magazin iUr bad. Rechtspflege L 348, An- 
nalen m S. 197. XXU. S.213.) 

Serritaten. 

1) Die Bestimmung des L. R., S. 694, wo- 
nadiy wenn von zwei Grundstücken eines und 
desselben Bgenthüm^*s, auf denen sich ein 
sichtbares Merkmal eines Servitutverhältnisses 
beindot, eines derselben veräussert wird, ohne 
dass der Vertrag eine Uebereinkunft in dieser 
Beziehung enthält, dasselbe auf dem veräusser- 
ten GruimstAck, sei es zur Last, sei es zum 
Nutzen, als wirkliche Servitut fortbesteht (die 
s. g. Servitutsentstehung durch Widmung), diese 
B^mmung ist nicht ds eine blosse Ejcemplifi- 
kation, sondern als eine weitere Ausdehnung 
des Landrechts, S. 692 anzusehen, und daher 
nicht wie dieser auf die selbstständigen Dienst- 
barkeiten zu beschränken, sondern auch auf 
anständige, d. h. auf solche Servituten anzu- 
wenden , welche wie Wegdienstbarkeiten zu 
ihrer Ausübung eine gewisse menschliche Thä- 
tigkeit erfordern. (Annalen, S. 321.) 

2) Ein Wohnungsrecht ist zwar ein liegen- 
schaftliches Recbt, bedarf aber zu seiner recht- 
lichen Existenz nicht des Eintrags in das Grund- 
buch, indem diese Formalität nach Landrecht, 
S. Id83a nur bei Eigenthumsübertragung gefordert 
wird.— (Annalen, S. 319.) 

3) Der Erwerb einer jeden Dienstbarkeit, 
und selbst d^ Erwerb durch Ersitzung muss 
zum Grundbuch eingetragen werden, wenn der- 
selben der Charakter der Dinglichkeit zukommen 
soll. — (Magazin II. S.348. cf. Annalen XVII/ 
S.962.) 

Reallastea. 

1> S^ Einführung des badischen Landrechts 
dürfe» neue GültbereStigungen nicht mehr con- 
stituirt werden, und ältere können nur durch 
aelcbe Urkunden nadigewiesen werden, die jün- 

Ksind als SOJbhre, daher alle über bereits 
tdienden GüUrechte qKrechenden Recbtstitel 
•Ue SO Jakre erneueri werden müssen. Da mm 



aber einerseits bei jeder GüUberecUlgung ntch- 

Sewiesen werden muss, dass sie schon vor dem 
abre 1810 rechtlich bestanden hatte, die Gült^ 
emeuerungsurkunden aber alle erst seit 1810 
«richtet worden sind, so ist in Zweifel gezogm 
worden, ob diese Urkunden geeignet seien, den 
ursprünglichen Rechtstitel zu ersetzen. Von der 
harschenden Pnuds werden sie als genügend 
anerkannt, wenn darin die Gült ausdrücklich als 
schon früher bestanden anerkannt wird. (Anna- 
len, S. 239.) 

2) Die Handlohnsberechtigung (Laudemium) 
wird im Landrechte nur bei der Lehre vom zer- 
theilten Eigenthum (dominium utile) erwähnt, 
woraus gefolgert worden ist, dass sie dasLandredit 
stillschweigend überall da aufgehoben habe, wo 
er vom vollen Eigenthum erhoben worden war. 
Nach neuem Entscheidungen aber ist der Hand- 
lohnsbezug auch im letzterm Falle noch nach 
Einführung des Landrechts gestattet, wenn er 
nur privatrecht|icher Natur, und nicht wie häufig 
der Fall war, steuerartiger Natur und eine Art 
Liegenschafts -Accis war. (Annalen, S. 1500 

Erkreckt des Fiscu. 

Eei einer Collision des Anspruchs des Staats 
auf erb - und hermlose Sachai mit den zweifel- 
haften Erbansprüchen Dritter an den Nachlass 
eines Verstorbenen liegt den letzteren derBe- 
weis ob. (Annalen, S. 113.) 

TendcUakie. 

1) Die Veijährang des Rechts auf das einet 
milden Stiftung gemachte Yermächtniss beginnt 
vom Tage des Todes des Erblassers, und nicht 
^st von dem Tage an. wo die Stiftung die 
Staalserlaubniss zur Annanme des Legats erhielt. 
(Annalen, S.382.) 

2) Durch das im Jahre 1810 eingefiihrle 
Landrecbt sind die s. g. Aftererbeinsetzungen, 
— d. i. die Substitutionen des firanzösischen 
Rechts oder die suceessiven Fideicommisse des 

:emeinen Rechts für alle Zukunft untersagt wor* 
ien. Die Frage nun, ob eine, vor dem Jahre 
1810 errichtete letztwillige Yerftigung dieser 
Art für den Fiduciar verbindlich sei, wenn auch 
der Testator noch unter der Herrschaft des alten 
Gesetzes gestorben ist, — wird bejahend zu 
beantworten versucht (Annalen, S. 369), — da- 
gegen vom Oberhofgericht mit der Majorität von 
nur einer Stimme aus dem Grund verneinend 
entschieden, weil der Fideicommissar bei der 
Unffewissheit, ob er den Fiduciar überleben werde, 
noch kein jus quaesitum vor dem Jahre 1810 
auf das Fideicommiss erlangt gehabt habe. (An- 
nalen, S. 380.) — 

Erktkeflaag. 

1) Die nach der Theilung einer Gemeinschaft 
erhobene Klage eihes Vormunds^ worin der An- 
trag gestellt wird, der Miteigenthümer solle des 
Anthells an unterschlagenen oder verheimlichten 
B«standtheAen der Mass^ verlustig erkUlrt^ h. R.^ 
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baniAgs -Eides angfiraHefti wt^rdeh , ist ^9ne 
Slag'e auf VerYollatändigung jener Tfaefhingy hat 
9omit die Blgert^diaft dner TlieitiingBklilfe, ta 
«tereh Ansteumif der Vermand der obervor- 
iMttndschanllt^hen ErthficMIguhg bedarf. (Aima- 
teti, S. 190.) 

Ä) Wenn itttti Ztreckfe der Theilungi^ivisclieii 
'•^n übertebenden fihegattlsn tind den Efben des 
^terstorbenen Ehegatlen eine 2um Gemelnschelts- 
vermögen gehörige ihrer Natur nach untheilbare 
Liegenschalt versteigert wird , und dem überle- 
benden Ehegatteh das Nutzniessungsrecht daran 
zusteht, so kann sie nicht vorbehaltlich des 
Nuteniesstingsrechts, sondern es muss 6ts tolle 
Eigenlhum da^an versteigert werdfen, und es 
kann def fiberlebende Ehegatte sein Nutznies^ 
Bungsrecht nuk* an dem entsprechenden Thette 
^ Steigschillings loiistfben. (Annalen, S.^S6.) 

3) IMe Nichtneiziehung eines Nutznfe^sungs^ 
iMtt^chtiffien bei der ThHIunjj eines Kachhsses, 
Woran ihm der Nl^sbt'imch zusteht, bewirkt keine 
Ungükidcell der ^rbtheflüng. t'Annalen, S.258.) 

4) Die Bestimmung des Latdrechts. S. 892, 
dass die Veräüsserüng des Erblooses ocler eines 
fhdrts desselben die Kkge auf Cillsti>ssiing der 
feHrtheiluhg tets«9fe, findet nur tauf die Dmstos^ 
i^ttng^lage wegen Gefährde oder Gewalt An- 
wendung, nicht abei* auf jene wegen laeslo 
enormis. (Annalen, S. 307.) — 

1) Der Erbe, welcher seinen nocli nicht aus- 
ceschjedenen Atttheil an der Erbmasse einetti 
Hfterben g^gen eine bauschsumme Uberltts^, 
Irat hleRir das Vorzuffsrrecht des Miterben und 
Meht das des Verkäufers. (Annalen, S.S89.) 

2) Das Vorzugsrecht der Iflterben wegen 
ftrets Glelchisli^kingsgetdes wird dured den Ein- 
IhBig In das Grundbuch ndr dann gewahrt, wenn 
er innerhalb der gesetelichen Frist von 60 Tagen 
erfolgt. Nach (äeser Frist gewährt nur nodh 

Her Eintrag in das Pfand buch ein Venragisrecht, 
mMI tw» ein solches, welches erst voto Tage 
der nachgeholten Eintreg^g diatirt. (Anndeh, 
S.64.) 

3) Die 60 Ta^, innerhalb welcher das Vor^ 
^srecht irtr ErbgeMer durch Eintrag M wah- 
ren ist, beginnen erst mit Ausfolgting iler Theil- 
Mttelan die Erbinte^essenlen. (AntAden, S.8i3.) 

4) Der auf Betrieb des einen BetheiUgten 
vollzogene Eintrag nötzt auch dem atfdem, na^- 
meniUch dann, weni>i sich das in Frage i^tehende 
^Schaft, \^nfgstens zum Tfaeil fals ein KAUf 
^ar^tellt. (Annalen, S.313.) 

ö) Erbgleichstellungsgelder slAd se^st dam 

nicht kraft Gesetzes einstragend, wenn bei 

der Thellung, aus welcher sie herrühren, der 

Schuldner FrttjMe tragende Uegeiwchalten er- 

-laltÄi hm. (Annalen, S. 374) — 

TerMigMsIkergabe. 
tMe feiiijs rüH Ikooreiisohöa CirWAM VW flcr- 



(»laHft, tutmier %nd TrofMorg «fi|relMhMe 
Ansiclit. da^ bei Vermdg^ansüber^eH Aar 
Uebcnmehmer ktafi Gesetzes und ohne ddtttiH- 
sige Verabredung Wt die ScbUtden des Üebef- 
gebers zu haften habe, ist in der Absicht des 
Gesetzgebers begründet, wie solche sich in den 
AH. 1084, 1085, 1075 und 2093 des Code civil 
«nd ittr Baden, insbesondere in den Art. 17 ood 
32 der Verordnn^ vom 25. S^tenber 1808 in 
Verbindung mit dem Landrecht Zus. 1983tc Kund 
gibt. Doch haftet der Uebemehmor niobt w«II 
ab allgemeiner Reditsitachrolgelr fltr alle fieM- 
den des Uebergebers, sondern nur für die bd 
der UebeTffabe vorhandenen, und nur sowdt 
das ÜMrg^ne Vennbgen aisrMoht. (Annalei, 
& 97.) -- 

ächeEfaugMb 

1) DteFrtage (A) remuneratoHBclMd St^nkon- 
g<en in die ^orm eines belastete SehDfnvertrags 
unbeschadet ihrer Gültigkeit ehtfrektei^^ werdM 
dürfen, oder ob sie an die Für Schenkungen 
vorgeschriebenen Fornfkalilät^n unbedingt gebun- 
den sind, ist tom Gr. Oberhofgericbt in zwei 
verschiedenen PMIen in gans entgegmgesetsler 
Weise entschieden wordim. (Annalen, Sw285.) 

2) Die freigebige ErbssMg »iiier MraM ist 
mcht an die Formen der Schenkung gebtuidei, 
und kann daher In einer Prlvatmlunde oUe 
Datum und ohne Annahme Tot Seiten dl0S Ube^ 
rirten Schuldners geschehen. (AnBahn, &69.) 



. tiiBwerfiiBg. 

Sludienkosten sind «war niclil eimrawerfen, 
wenn sie aber delchwohl eingewiMrfen weHen, 
so Hegt darin keine Schenkung, »mietn dte 
firflitliing einer natürlichen Vemndlichlceit; es 
findet daher kein Wlderinf dieses Aktes Statt, 
vrenn auch hf^el nicht Ae bei SchenkutigMi 
vorgeschriebenen Formalitäten teobftchtM wer»- 
deh ^d. (Annalen, S.5.) 

Ffandreekt 

1) Ztar Gffltigkelt dner ÜnterpAmdibeMel- 
hmg auf Liegenschaften gehört , 4arss 4er Eh- 
werbsMtel des verpfändenden filigenthomers m 
dem Pfondobjecte im Ghindbuch eMigetrm^ srf; 
die Unterlassung dieses Eintrags hut aber ntir 
2ttr Folge, dass sein Autor noch foftwihrend 
als Eigenthttiher g^lt, tirtd das Out noeh gültt^ 
mit Piiindeinlrägen belasten kann; diMh m^ 
tragflche Eintragung des ErwerbstHels teöottVÄ- 
lesdrt dagegen das von dem El^enthümer b^ 
stellte Unterplandsrecht mit rückwirkender INtt 
bis zum Tag des EintraffS der Hypothek zum 
Pfandbuch und steht nur denjenigen in der Zwi- 
schenzeit eingetragenen Unier^ndsreeliCert nadi, 
welche fegen den Autor erworben worien. 
Wenn sich nun in dem iraehträ|rHch emjMifi^ 

ren Rechtstftel ein Vorzugsrecht 4es AvMb 
KfturseMIUng vorgemerkt iidet, m wird daa^ 
selbe zwar durch ifiesen naekIrägliehM Btetrifif 
Mt t^wahrt^ da M MMer wM >v#ni fi^e tteM 
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Btttmgfjs an stAhe PHorfUit MM, 90 flieiht e« 
in der Lotartion dem mft rück^Hricender Kraft 
TMonvtdDscfreMien VnlerprandsrooMe nach. (An- 
nalen , S. 389.) — 

2) Zar Walfrunff des Vorzufipsrechtes des 
V^rj^äobters auf dre Invekten und lllaten, ist es 
TfMh Landrecht, S. 2102 nothwendig, dass er 
*sf6. Iirenn istle vom Pächter ausgeführt worden 
«ftia, tfamen eftier bestimmten Frtst, wieder 
an sich bringe (revendiquer); biezu gentigt 
^ Indessen, dafss er sie mit Beschlag belegen 
Ifest; eine Yerbringung derselben bi seinen un- 
mittelbaren Gewahrsam ist nicht erforderüch. 
(Avmaien, S. 186.) 

3) Das Pfand- oder Vorzugsrecht, ^ welches 
nur «uf dem ideellen Anibeil einer LiegenschaÄ 
liflftet, ist iricht in dem Sinn^ unthetlbar, dass 
der Gtinbfger auf den ganzen Erlös der nur 
pro parte fndivisa belasteten Li egenschafl Anspruch 
machen hdnnte , sondern nur auf einen entspre- 
ihendefi Antheil am Gesammterlöse. (Annaien, 
S. 133.) — 

4) Der dritte Inhaber eines Pfandobjekts, der 
mit der Unterpfandsklage belangt ist, muss zwar 
nach Landreefat, S. 2166 alle klagbare Zinsen 
und Kapttillien larfilen, so hoch sia laufen, aber 
nach Landrecht, S.215t, Tgl. mit 2218it, doch 
nur die rtckständigen Zinse zweier Jahre. (An- 
naien, S. I660 lieber die Auslegung dieser 
GesetKesstellen, Magazin ü. S.224. 

ö) Die Frage ob der Landrechl-Salz 2198, 
womach onhrangsmftsstg gewahrte Vorzugs - und 
Unterpfandsrechte erlöschen, wenn sie in den 
Ton rfandgerichte zum Zwecke der Einletlung 
tfes RefnigunfsVerfahrens ansgesteltten Zeugnis- 
sen Ober die Betastung der Pfandobjekte aus 
V€rseh(^n ausgelassen worden sind, auch auf <fie- 
jenigeti Grund- und Pfandbuchsextrakte Anwen- 
dung Gndet, welche zum Zv^ck der Fertigung 
der Kauf- -und Tauschbriefe von dem Gr. Amts- 
revisorat (der Behörde zur Verwaltung der frei- 
willigen Gericlilsbarheit) erhoben zu w^den 
■pflegM, wird sehr lebhaß diseuUrt; indem <He 
eineil eine Analoge AusdelMrang jener Bestlni'- 
Mmg nach dem Geiste des Gesetzes ftr zulüs* 
Mm ciriddran, die mderen al^er In derselbißn eine 
«Inkt m intereretireiide AnomaHe erblicken, (crf. 
oberhofgericfatlcbö JaUTb., M. P. XIII. S. 484; 
Annaien XX. S. 55 , 84, 128, XXI., S.ö9. XXII., 
S. 107, 137, 164, 166, 197.) — 

6) Die Zahlung des Kaufpreises einer ver- 
•fiiivieten lieg^^nBchalt an eirii^ P(hndg(äUbiger 
MWlrfct, ausser bei Zwang«liegenschafisTers(ei- 
gerumen, keine Belreiung des Pflemdobfektes 
Ten mn daraoT haftenden Pfandhisten, sondern 
nur den EIMrift des Bflhlenden Käufers in die 
Recht» des tabgeftmdenen GIfiuMgers (Silbroga^ 
Um); es k^nen desiMlb die nachstehenden 
PfiMi(tgl8nUger immer noch dte Distraktfon des 
Mmdobjektes verlangen, wenn der Käefer nicht 
(das gesetelidie Reinigtmgsvernihren einleitet. 
(AMürten, Sv 139.> Die entgegengesetzte An^ 
Sicht ist ausgeführt, Annaien aVIB., S. 60. -^ 



7) Wenn eine EhefHfti dite ^amintverWndftcli-i. 
keit ßr eine Schuld ihres Mannes Übernimmt, s6 
muss sie zwar mit ihrem gesetzhchcn ünter- 
pfandsrechte hinter dem Gläubiger zurückstehen^ 
dieser tritt aber nicht wie durch fSubrogation in 
das gesetzliche Unterpfandsrecht der Frau ein 
(cf. dese Jahrb. II. S. 62); wenn sich dahor die 
Frau gegen mehrelre Gfiiubiger sammtverbindlich 
erklärt hat, so haben diese fn Ansehtmg des 
Vermögenstheils, wekher der Frau iür Ihre be- 
vorzugte Forderung ztikdme, nun aber zu Gun*- 
sten der Glaubiger abgetreten wird, kehien Vo^^ 
Zug vor einander, selbst dann nicht, wenn die 
Frau sich fSr den einen früher sammtverbindlich 
gemacht hätte, als fBr den andern, sondern sie 
theilen sich im Falle der Unzugänglichkeit darfti 
nach der Grösse ihrer Forderungen. (Annale, 
S.308.) 

Akreckaang lad RechMagafekkr. 

1) One Abrechnung über verschiedene For^ 
derangen und Zahlungen gilt als eine Anerke«i- 
nung der verrechneten Forderungen einerseits 
und der Aufrechnung der darauf geleisteieii 
ZtiMungen andrerseits. (Ann. 17.) 

2) Imter Rechnungsirrthümem oder Rechnungs-^ 
fehlem darf nicht die irrige Aufhahme eines 
Bnnahms- oder Ausgabspostens in eine Abrech- 
nung verstanden werden, sondern darunter sind 
nur irrige Resultate bei der weiteren Behandlung 
^eser nisten als Belastungs - oder Enttastungs- 
^mmen zu verstehen. Es kann desshalb eine 
Abrechnung atiF den Grund des üblichen Vorbe- 
halts wegen Rechnungsfehlerh ntcht aus dem 
<}runde angefochlen werden, wefl ein Posten in 
4le Abrechnung irrthttmlieh aufgenommen wor^ 
im sei. (Ami. S. 248.) 

Tob der Salidaritit. 

Obgleich der französische und badische Ci- 
vilcodex nur der Sammtverblndllchkeit erwöhnen, 
und diiftse ihrer rftchlUchen Nafur nach Nichts 
als die Correalftät des römischen Hechts ist, 
so besteht doch neben derselben noch das Ver- 
hältniss der Solidarität. Während nemlich 
Jen^s RecMiverhÄftrtiss ausser in einigen geselz- 
licti bestimmten Fällen nur durch eine daratrf 
-geWchlete Vertragsbestttaimung begründet werden 
kann, hat das letztere seinen örund bloss In 
der Natur der Verhältnisse) und ist überall da 
als vorhanden anzunehmen, wo von mehreren 
Personen jede flir sich In selbststäHdIget' Weise 
zur Leistung des nemliehen Objects verbunden 
werden, so z. B. wenn mehrere Personen, ohne 
von einander Etwas zu wissen, sich (ur die 
nemüehe Sehuld verbürgeh. Der we^ntliche 
UffterscMed zwischen beiden besteht darin, dass 
der CorTealität die Identität der Obligation, 
derSolidarHäT aber dieMentitüt des Obt^ationä- 
objects zum Grunde liegt, und hiernach ist 
der Unterschied in den Wirkungen fe»lztis(el- 
len. — Ein soHdarisehes VerhältDiss ist inSlM^ 
sondere im Falle einer von nehrerM «usaiftiMi 
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benngenen cnlposen HandhHig aBzanehmen, und 
bei der Entschädigunffspflicht der Pfandgerichts- 
mitgUeder aus Yerseben derselben bei Ausstel- 
lung von Pfondscbreiberei- Zeugnissen. (Maga- 
zin n. S. 203.) 

Heviieitei. 

1) NoTa können in zweiter Instanz ohne 
Beschränkung vorgebracht werden, in der drit- 
ten aber in der Regel nicht; in welchen Fällen 
eine Ausnahme zu statuiren ist. erörtert (Ann. 
S. 184.). 

2) Die BeAigniss in zweiter Instanz Nova 
vorbringen zu dürfen^ geht nicht so weit, dass 
damit ein vollständiger Widerruf des bei der 
Vernehmlassung bereits Zugestandenen verbun- 
den werden könnte. (Magazin II. S. 147.) 

AAlsioB. 

1) Nach der Hinoritäts- Ansicht des Gross- 
b^rzogL Oberhorfferichts kann die Anschliessung 
an die gegnerische Appellation nur eine Refor- 
mation derjenigen Bestimmungen des Urtheils 
zur Folge haben, gegen weiche die Appellation 
selbst gerichtet ist; wenn daher von mehrten 
Petita die einen zu- die andern ganz aberkannt 
sind, so kann nicht, wenn die Appellation ge- 

Sen die aberkannten Posten gerichtet ist, wegen 
er zuerkannten adhärirt werden; nur bei theil- 
weiser Gewährung und Abweisung eines Klag- 
gesuches ist die Adhäsion ztilässig. — (Ann. 
S. 12. cf. Oh. Jahrb. N. F. X. S. 225. Ann. X. 
S. 129. XVin. S. 16. XIX. S. 410, XX. S. 262. 
Magazin II. S. 151.) 

2) In der Gant ist die Adhäsion an die Ap- 
pellation eines Einzelnen nicht, sondern nur an 
die der Gesammtheit der 6täid)iger statthaft. 
(Ann. S. 414.) 

Exeqpti« fä praeseriptae. 
Ist eine Verfügung der Verwaltungsbehörde 
eeignet die Ver|ährung zu unterbrechen? — 
ganend erkannt Ann. S. 267. 

Baehtskraft 4er BatsAeidug8pli4e. 

Dass die Entscheidungsgründe für die Aus- 
legung des Urtheils massgebend sind, ist wie- 
derholt anerkannt Ann. 414. cf. Ann. XIX 407. 
und XX. 283. 

Caa^raeets. 

1) lieber das Verhältniss des Gantanwalts 
und der einzelnen Gläubiger rücksichtUch der 
Prozessfilhrung und Masseverwallung. (Ana. 
S. 219, 330 u. 353.) 

2) Da keine zur Gant angemeldete Forderung 
zur Zeit abgewiesen werden kann, so muss nö- 
thigenfalls im Gantverfahren auch eine Gemein- 
schaftstheilung vorgenommen werden. (Ann. 
ß. 241.) 

3) Wenn ein Gläubiger auf sein Vorzugsrecht 
zum Vortheil mehrerer ihm nachstehenden Gläu- 
Wgv verzichtet, so ihellen sich dieselben In 



das dadurch dtnonibel gewordene Venoögen 
nicht pro rata ihrer Forderung , sondern nach 
der Rangordnung der ihren Forderungen zu- 
kommenden Vorzugsrechte. (Ann. 252.) 

4) Der Distribntivbeschdd bildet den ScUusi 
des Gantverfahrens; gleichwohl aber kann ein 
mit Stillschweigen tiberffangener Gläubiger spä- 
ter noch die Wiederaumahme derselben begeh- 
ren, da dieselbe ihm geg^über die Reditskraft 
erlangrhat. (Ann. S. 246.) 

5) lieber die Erfordernisse der Klaffe gegen 
einen früher Verganteten Ann. S. 13 • llolL 
184. — cf. diese Jahrb. n. S. 64. 

6) Der Gantschuldner ist berechtigt, nach 
beendigter Gant eine Forderung, welche ihm 
schon vor der Gant zugestanden, die Gantmasse 
aber nicht beiffetrieben hat, in dgenem Nameo 

Eeltend zu machen, weil der Gantschulda^ nach 
R. S.1269. vgU mit P. 0. $. 788 nicht das £i- 
genthum, sondern nur die Verwaltung seines 
Vermögens zu Gunsten der Gantmasse verliert. 
(Ann. S. 103.) 

Exeentifpracess. 

1) Oh im Executivprocess das ordentlidie 
oder abgekürzte Verfahren stattzufinden habe, 
ist verschieden entschieden, dagegen erkannt 
worden, dass die Appellationsverhandiunffen beim 
Unterrichter zu pflegen sei^ (Ann. S. Ii7.). 

2) Im Executivprocess ist das VoitHngen 
von Neuheiten in d^ Appellationsfnstanz d)en80 
zulässig wie im ordentliche Process, dagegen 
aber 

3) die Ausübung des richterlichen Fn^^ 
rechts ausgeschlossen, da es zum Wesen ctes* 
selben gehört, dass mit der Klage zugleich der 
vollständige Beweis über alle d^wlben zu Grunde 
liegenden Thatsachen mit Urkunden angetreten 
wird. (Ann. S. 400.) 

PrtroeatlomfraeMg. 

Ob d^n Käurer einer Uegenschall gegen 
denjenigen Gläubiger des Verkäufers, iat ebi 
Unterpfandsrecht beansprucht, die Provoeations- 
klage zusteht, ist ohngeachtet d^ Subsidiarität 
dieses Rechtsmittels aus dem Grunde zu bejahen, 
weil ihm eine sonstige Klage gegen dm Diffl^ 
manten nicht zusteht. (Ann. S. 168.) 

PriTaegini exigenfi. 

Zu den in der Gant bevorzugten Forderangen 
gehören unter anderen die Kosten der letzten 
Krankheit. Als solche ist dtqenige zo ver- 
stehmi, welche in ununterhrocheoer Dauer den 
Tod des Leidenden herbeigeitthrt hat, ohne dass 
Pausen der Besserung und Verschlimmerung ein- 
traten, von denen aus man eine neue Wendung^ 
also gewissermassen den Beginn einer neuen 
Krankheit rechnen kann; es ist also nicht, wie 
häufig angenommen wird, die in dm letzten 
6 Monaten vor der Gant vorgcdKWUnene Krank^ 
heit. (Ann. & 414) 
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IwaigtliegMscbflnmteigwiii;. 

1) Nach Ittchtigerkläning einer Versteigerung 
kann der nach Verweisunff bezahlte KauTpreiss 
auch Ton dem dritten Gläiwiger zurückgefordert 
werden. (Ann. S. 181.) 

2) Gegen die Verwesung Ides Erlöses aus 
einer ZwangsUegenschaftsversteigerung findet eine 
Einsprache nur so lange Statt, als der KauFpreiss 
nicht ausbezahlt worden ist; wenn nun der 
Gläubiger selbst Käufer geworden ist, so gilt 
der Kaufpreiss wegen &t eintretenden Com- 
pensation tohi Augenblicke des Zuschlags an 
als gezahlt, selbst dann wenn die Versteigerung 
auf mehljährige Zahlungszieier geschah; in die- 
sem Falle findet daher gegen die Verweisung 
Tom Augenblick ihrer ordnungsmässigen Ver- 
kündigung keine Einsprache mehr Statt. (Ann. 
S- 141.) 

3) Dem Käufer einer im Zwangsweg ver- 
steigerten Liegenschaft haften die Gläubiger, 
welche in den Erlös eingewiesen werden, nicht 
wie der Verkäufer iiir die Uebergabe und Ge- 
währung des Besitzes der Kaufsobjekte. Die 
Auflösungsklage wegen verspäteter Uebergabe 
findet daher auch nicht gegen dieselben Statt 
(Ann. S. 176.) 

aaaiekreckt. 

1) Handelsmann im Sinne des Art 1 des 
badischen Handelsrechts ist jeder, der Hand- 
hmgsgeschäfte zu seinem gewöhnlichen Beruf 
und Gewerbe macht. Hiemach besteht kein 
rechtUcher Unterschied zwischen wechseirahigem 
Handelsmann und Krämer. Dass hieran cUe spä- 
tere Gesetzgebung Nichts geändert, wird nach- 
gewiessen. (Jahrb. des Gr. bad. Oberhofge- 
richts N. F. XUI. S. 325.) 

2) Die von Bauern akkordmässig übernom- 
mene Lieferung einer bestimmten Quantität Kies 
zum Eisenbahnbau ist auch ein Handelsge- 
schäft, und das Rechtsverhältniss der Ueber- 
ndimer unter sich das einer Handelsgesellschaft 
im Sinne des Art. 47 des H. R., denn wenn die 
Uebemehmer auch keine Handelsleute, und der 
Kies kein Handelsgegenstand ist, so kommen 
doch dem Vertrag, sofeme er auf Lieferung 
einer bestimmten Menge gerichtet ist, und ihm 
^ne mit Risico verbundene Speculation zu 
Grunde liest, die charakteristischen Merkmale 
eines Handelsgeschäftes zu. (Ann. XXIV. S. 356.) 

3) Eine Handelsgesellschaft ist selbst da an- 
ssnehmen, wo sich Jemand an der Handelsun- 
lemehmung eines Anderen in der Form eines 
Darlehns und Dienstverdings dergestalt betheiligt, 
dass er ein bestimmtes Capital einzulegen una 
flewisse persönliche Dienstleistungen geeen einen 
bestimmten Antheil am Gewinn verspricht; wenn 
daher der Unternehmer in Gant geräth, so muss 
der Anleger sein Einlagskapital in die Masse 
einwerfen, und ist zur Rückforderung desselben 
nicht berechügt. (Jahrb. N. F« XUL S. 268.) 

4) Die Vorsohrift, dass Streitigkelten unt^ 



Handelsgesellschaftern durch Schiedsgerichte aus- 
getragen werden müssen, ist coerdtiver Natur 
(Art. Dl. H. R.); es steht daher den streitenden 
nicht zu, durch ausdrückliche oder stillschwei- 
gende Uebereinkunft das ordentliche Civilgericht 
zu prorogiren, oder es durch blosse Proroga- 
tion, ohne einen desfallsfgen förmlichen und 
schriftlichen Vertrag zum Schiedsgericht zu wäh- 
len (Ann. XXIL S. 358.); demgemäss kann auch 
die über einen Gesellschafter ausbrechende Gant 
nicht zur Folge haben, dass die Streitigkeiten 
der Cresellscbafter unter sich vor dem Uantge- 
richte ausgetragen werden; die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche an den Cridar ntüssen 
zwar in der Gant angemeldet, im Uebrigcn aber 
an ein Schiedsgericht verwiesen werden, bei 
dem die Gantmasse selbst als Partei erscheint 
(Ann. ibid. S. 355.). Gleichwohl findet diese 
Vorschrift nur auf eigentliche Streitigkeiten 
der Gesellschafter Anwendung, während eine 
unbestrittene Forderung eines Gesellschafters an 
den andern im Wege des (bedingten oder un- 
bedingten) Mandatsprocesses bei dem ordentü- 
chen Gerichte wohl angebracht werden kann. 
(Ann. ibid. S. 222.) 

Ueker Verträge la Guntea Dritter (Prof. Renaud 
im Magazin ftir bad. Rechtspfl. H. S. 1.) 

Im fVanzösischen und badischen Civih*echte 
steht der Grundsatz fest, dass ein Vertrag, durch 
welchen zu Gunsten eines Nichtcontrahenten ein 
Vortheil ausbedungen worden, diesem keinerlei 
Rechte begründet, sondern entweder ungültig 
ist , oder nur den ^S t i p u I a n t e n berecntigt, 
letzteres wenn die Intention der Parteien 
dahin ging und der Promissar ein pecu- 
niäres Interesse bei der an den Dritten zu 
machenden Leistung hat. Von dieser Reeel gibt 
es ausser im Falle des Art. 1973 (Kau^ertrag 
über eine einem Dritten zu leistende Leibrente) 
eine durchgreifende Ausnahme nur nach LR. S* 
1121 (vgl. mit LR. S. 1165} insofeme, als zu- 
gleich mit der Regründung eines obligatori-* 
sehen Verhältnisses unter den Gontrahenten eine 
Prästation an einen Dritten stipulirt worden ist. 
In diesem Falle hat (nicht der SUpulant, auf 
dessen Eerechtigung der Art. 1121 überhaupt 
keinen Rezug hat^ sondern) der Dritte im Kla- 
gerecht gegen den Promittenten, wenn nicht 
vorher der Stipulant, was er unter Umständen 
einseitig, oder nur mit Zustimmung des Pro- 
mittenten thun kann, die Stipulation zu seinen 
Gunsten widerrufen hat. Die von dem Dritten 
dem Promissar gegenüber ehimal angenommene 
Stipulation ist unwiderruflich, und ist, soferne 
der Promissar selbst kein pecuniäres Interesse 
an der Leistung an den Dritten hat, dne reine 
Schenkung, und unterliegt auch den gesetz- 
lichen Vorschriften über Schenkungen; wenn 
aber die Leistung darin besteht, dass der Pro- 
mittent eine Schuld des Promissars an den Drit- 
ten leisten soll^ so entotekt durch Annahme 
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dieser Stip^gUptii vqfi Sfilte 4^ OrUlQQ wedßr 
^ine Delegaüoa oder Novalion lUH^h eine Assig- 
^Uon, soodprn eine Art conslitutun d^biU alieBi> 
ind^m dei Dritte ausser der Klage gegen den 
Promissar aus dem ursprüngUchea Forderungs-* 
Yerhältniss eine eigene Klage aus dem Vertrag 
j;wlscheü Promissar und Proinilteuten gegen letz^ 
teren erwirbt» Dieses Klagrecht ist übrigens 
ein selbststandiges und es steht dem Promitieor 
ten nicht zu, dem Dritten Eiureden entgegenzu- 
halten, die nicht in dem Vertrage selbst, son- 
dern mr gegiiu die Person des Promissars be- 
gründet siiui, wie z. B^ die Compensationseinrede 



u. s. w. — 



KtiHitIk 



i) Vt^as ist der Sinn und die Bedeutung der 
unerlaubten Vertrags Ursache^ von LR. S. 1 1 33 ? 
ist eSf wie das miitelrheinische Uofgerichi er- 
kannt hat, nur soviel aU „Vertragsgrund^S 
oder, wie hier auszuiUbren gesuctit wlfd, soviel 
alg die Motiven der Vertragspersonen zum 
Vertragsabschluss? Ist daher ein WaiTenlie- 
ferungsvertrag zu revolutionären Zwecken nich- 
Ug oder nicht? fAnn. S. 185.) 

2) Aus der Nichtigkeit eines Gedings folgt 
nicht die UngUltigkeii» des H^uptvertrags (Ana* 
S. 117.). — 

3) Die freiwillige Erfiillung einer umstoss- 
l^res Verbindlichkeit 0ii nach LR. S. 1838 nur 
daw als Verzicht auf me Anfechtung des Recht3- 
gescl^{ts, wenn die Erfüllung mit (fem vollkom- 
menen Bewusstsein der Anfechtbarkeit geschah 
(Ana S. 116,). — 

Bibrgschaft 

1) Im Vt^iderspruch mit den neuesten Eni- 
ac^heidungen des Oberfaofgericbts (cL diese Jahr*- 
bttcher IL S. 61.) haben die Ibttelgerichte wie- 
derholt erkannt, dass der Bürge nicht verpflich- 
tet sei, seine ohnedieas nur auf Sebadiosaallung 
gerichtete Fotrderung in der Gant des Uaupt- 
scbuldners zu liiiuidiren, und dass er durch die 
Einwilligung des Gläubi^^ers i« eisen mit dem 
Qridar ai»ge$chlossenen Nachlassverglefch lU»erirt 
werde (Ann. S. 304, 34aX — 

2) lieber die rechtUcJie Bedeutung der Worte 
),Bärge und Setbstziihler'' Ann. S. 183, desglel*- 
chea des Ausdrucke ,,Ueberbürge'^ Ann. SL21T. — 

KecUsmittet zam Schatze der 6ttiibiger. 

1) Im Wklerapruch mit der in den oberkofg. 
Jahrb. XUI.. S. 37. verfochtenen Ansicht, dass 
der Gläubiger die zu seinem Nachthcil delose 
abgeschlossenen Geschttfle nicht bloaa mit der 
Adio Paulliana, sondern auch mit eitter aa keifte 
kilrsere Frist gebundenen Actio doU an- 
fechten könne, hat das unterrheiafecke Hofge- 
richt erluuuit« dass es eine solche ac4io doli 
Bach badischesA Landrecbte gai nicht gebe (Ann. 
& 333 u. 337. vflL diese hhrb. IL S. 62.). 

2) Die Actio rMiUiana ist gegen Käuler so« 
miU ala Verkäufer m eine Inat tw tinem 



Jahre gebuA^ Wßßo ffriftt tot heMp Verjäh- 
rungs-, sondern eine vom Richter ex officio 
zu berd$k8iohligeiide Noth^st^ deren naichge- 
wiesene Einhaltu^j zur Klagbegrttndung gebtei; 
sie läuft vom Tage des Eintrags des anzufech- 
tenden Kaufgeschäfts zum Grundbuch, wird diirek 
Unterbrechung nicht sistirt^ giU ab^ von dem 
Auffenbüke an als gewahrt, wo die Klage Mm 
Richter eingereicht wird, und nicht erst voa 
dem der Zustellung des rkhterUchen Dekrets 
hierauf an den Beklagten (Ann. S. 173.Jk 

3) Ein zum Zwecke der helmlichea AttAwan- 
derung vorgenommener Verkauf kann vq« Am 
Gläubiger dßs Auswanderers nicht bloi^a mii dcf 
Actio Paulliana, sondern auch mit deir si^inem 
Schuldner zustehenden eoadjctio ex turpi causa 
procuratorio nomine- zum eiganen ftesstei«, ange* 
fochten werden (?) (Ann. S. 346.). — 

4) Die Bestimmung des LR. S.788, womach 
die Gläubiger desjenigen, der zum NQchtteile 
ihrer Rechte auf eine ihm anerfallene EffhschaA 
verzichtet, ermächtigt werden können, die Erb- 
schaft statt seiner anzunehmen , fiudel weder 
auf den Fall Anwendung, dass ein Schukher 
sich i>ei einem Testament beruhigt, mrelchea sei^ 
nen Pflichttheil verletzt, noch auf denjenigen 
dass er eine ihm anerfallene Erbschaft einem 
Dritten überlässt oder abtritt. — In diesen Fäl- 
len findet nur die A(Mq PMlllana Statt (Ana. 
S. 339 u. 351.). — 

ö) Der Gläubiger kann zwar die Einweisuag 
in den Zinsengenuss derjenigen Kaf^talien ver- 
langen, deren Nutzniessung seinem Schuldner 
zusteht, nicht aber die Verwaltung dieser Ca* 
pilalien selbst beanspruchen (Ann. p. 9a). — 

CessiMt AnweifliDg an Zaklaagutatt, fai wit iig > 

1) Uebar die rechtliche Bedeuiung der bei 
Zwangsversteigerungen sowohl als bei Gatskäur 
ien verkommenden Verweisungen, wodurch der 
Käufer angewiesen wird und diei Verbindlichkeit 
tibernimmt den l^ufacUlUng an' die GlöaUfar 
seines Rechtsvor&hren zu l^zahteri, wird unter 
den badischen Praktikern sehr tobhaft gesUrittea 
Während die Einen sie als ein den GUtaibigar 
nickt tangirendes Rechtsgeschäft ansebeu, wo«- 
duirch ihm weder Rechte gegen den verwieseaea 
Käufer erworben, noch sein Verhältniss su dea 
seitkeriffen Schuldner akerirt wird, erklären sie 
die Anderen für eine Art von Cession oder An- 
weisung an Zahlungsstatt, welches den Gläubi- 
ffer kugitimirt, die Rechte s^nes Schuldners ab 
Verkäufers gegen den Käufer auszuüben, ohne 
ihn jedoch seiner Klagereohte gegen den ur- 
sprünglichen Schuldner zu entkleiden. Die Ge- 
richte haben sich indessen flir die letstere An- 
sicht entschieden, wenigstens w^A ea rieh uii 
die Verweisung des Erlöses aus einer Zwangfr 
Hegensohaftsversteigerung handelt. — (Obhefg. 
Jahrb. N. F. XUI. S. 228, Ann. XIX. S. 148, XX 
S. 238, XXI. S. 79^ 117, 130, XXUL Sv 20^ 46, 
130, 209, 3A0.) 
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2} Von «y lUmMfmtillliiit ^ W. $.M9» 

in der Welse^ Gebrauch machen, dass er nur 
fiir den Fall des Unterliegens im Rechtsstreit 
den Cessionar auskauft, weif dann die Forderung 
Ketee %tritUge m^br is^ während der I4I. S. 1699 
nur aal' &Uitiig^ ForderuAgeQ Anwemdunff findet 
CAäb. S. 104.). - 

3j H9I Jemand in Ft^lge einer rechtsYeri>iml^ 
lidien Zulage ein Erbvennö^jen odev f in einzel- 
ne^ Stück mit einer hierauf haftende« Fard4iruBg 
eines Dritlen ttberuommeny und er überträgt 
dieae SmAß ebeiMso an einen Andern» un4 die-- 
ser wieder aa einen Andern u. 9. w.» so sind 
alle diese SingularsacGessoiren gegen einandeir 
xnr T%ung der Schuld verpflichtet, und bleiben 
bi» zur Tilgung derselben dem drit^ Gläubiger 
verhaftet. Wenn daher einer derselben diesen 
Gläubiger l^friedigt, so tritt er Iiraft Gesetzes 
in ifie Rechte desselben gegen mu^ N$(Qhman- 
ner ^ (Ann. S. 292L). — 

GericUsTerTassviii;. 

Vorgohläize 9ur Abändarung derselben nach 
der neuen Prezessordnung Air das Köniffreich 
Hannover enthält Ann. S. 201 ; eine Belenphtaog 
4er leWoren Ann, S. 153 ff. 

Geteties- nni Ct]i|feten2C«]iJlict. 

1) Sind Mr Anflösiuig von V^frttQdungs«r 
iNarlrägen noeh «»eh der Verordnung v. 15. Sep<* 
tember ISO? die Poliseibahteden ausländig, oder 
sind es seit EinlUhntnff des Laadrechteft die 
GeridUe? Bslb Hofaericit eriumnte sich Tür »fr- 
ständig (Ann. S. 2a5.). 

'i) lUe Gompetenz, über die Pflicht der Ehefrau 
]fei ihrem Manne zu wohnen su erkennen, ist von der 
AdministratiiEbeharde auf den Grund des Lan4- 
rechts S. 214 (als Civilsacfae). von der Justiz* 
behürde aber auf den Gruncl des $. 63 a der 
Eheerdnung (als Polizeisache) abgelehnt und von 
te höchsten Staatsstelle enifilch auf den Grund 
des Slra%eseUbuches (Einftihrungsediet S* 1&) 
im GericbleB (als Criimnalsache) soigewiesen 
wordea (M^raziA a S. 58.) — 

3) Die RttdifordenMig einer zur Ungebühr 
beflahlten öffentlichen ASgabe ist keine Civil«* 
Uage, aondera ^ne Administrativsaobe, weil 
der Grund der Zahlung im öffenllichen und nicki 
in CÜivikeehte m aochen ist (Magazin IL & 113.) 

SchMigeriiMe. 

Bie Bestimmung des $. 203 F. 0., dass Ae 
Schiedsrichter ihren Ausspruch nach den be- 
tiehendea Ge&etzettza^ebenhaben^scbÜessl 
nicht aus, dass die Partien sidi darüber verei«* 
i^gen dttrEBB) nadi welches Landes Gesetzen das 
Scniedsgerichl erkennen soU. Auch sind es 
nicht nothwendig die Landesgeselze, wekha bei 
einer CoUiäoa Ton mehreren Gesetzgebungen 
massgebend sein aoJIen. Unter allen Umständen 
hat das Scfatedsgericht seU)st^ und nichl der 
eodenttkdieRfehter difttkcr zi 



weldien Gesetzen» aiiiMI^ iMNien soll. (Ann. 
S. 340.) 

PiveesiaaliNkea Terfchna. 

1) Jfeteh der neuen badiscken Processordmingi 
unterscheidet man foigewts Arten des Verlakrenat 

in h Instanz bildet da» gewöhnliche mündt^ 
liehe Verfahren die Regel; nur ausnahmsweise bei 
besonders vervrichellen Reokissaehen ist schrift- 
liches Verfehren gestatlet; sodann isl ki einer 
Reihe von gesetzlich bestimmten FäMea, inab^ 
sondere solchen, deren Streitwerth 150 fl. nidifc 
übersteigt, das abgekürzte Verfahren, oder dap 
unbestimmt-summarische Process vorgeschriebem. 
In der H. Instanz gibt es ausser der ordent&die» 
zwei Arten der abgekürzten Appelhitieo; 
eine solche mit abgekürzten Notfristen, und 
eine selche mit abgekürztem VeHahren vor 
dem Unterriehter; das letztere findet insbeson'«^ 
dere in den Fällen Statt, für welche in 1. In- 
stanz das abgekiU-^te Verfahren vorgeschrieben 
ist. Ueber die Berechnung der Summe, auf deren 
Betrag es bei der Bestimmung des einznhallen- 
den Verfahrens ankommt, enthält die P. 0. keiaa 
besondere BesUmmunff. Es wird auszulühi»! 
gesttdit, dass es in £ Instanz die ursprttnglicli 
eingeklagte Summe und nicht diejenige sei, noi 
wekhe sich die Parteien hei theilwelser Anerv 
kenming des Klagl>effehrens streiten^ und ebe»^ 
so in der II. nicht diejenige, um die sich des 
Appetlant beschwert erachtet, sondern die weh^ 
che das Verfahren in I. Instanz bedingte. (Ami* 
S, 377 und 216 f. Ann. XXI, S.283.) 

2) Zu den Neuerungen der n. P. 0« gehört 
auch die Aenderung des GontumacialverriJiretta^ 
woraach im Falle Ses ungehorsamen Ausbleiiiena 
einer Partei in einer zur mündlichen Verband-« 
long anb^aamten Tagfahrt nkht mehr sofort eki 
Contumacial-Erkenntniss zu erlassen, sondern 
eine aweite Tagfahrt untier specieUer Aadrohong 
der geselzlichen Rechtsnacbtheile angeordnet 
und &r ungehorsam Ausgebliebene, im Falle er 
in der zweiten Tagfahrt erscheint, bestraft, im 
Falle er aber nicht erscheint, contimacirt werden 
muss. Die Folge hieven ist, dass wenn die ge**- 
ladene Partei in der ersten Tagfahrt zwar erscheint, 
in dieser aber um Verlegung der Tagfahrt bittet, 
der Richter, der dieses Gesuch ablehnt, gleich- 
wohl eine anderwdte Tagfahrt anberaUtnen muss^ 
sobald die Partei auf ihrem Veriegungsgesuche 
bekarrend, sich w^rt, auf Verhandlungen dat^ 
zageben. (Annalen , S. 224.) 

hsiaflatioa. 

1) Ueber die GUUgkeit der Inainuatioa an 
Bedienstetia der Parteitn. (Annalen , S. 1.) 

2) Ueber die Nothwendigkdt der Insinoatton 
des UrthsUs an die Anwälte zur Beschreitung 
der Rechtskraft. (Annalen, S. 205, 223.) 

3) Wenn der Ehemann gegen seine Ehefrau 
ein Contumaciakeriienetniss hat ergehen lassen, 
so isl dasselbe unwirksam^ so bmge es nkH 
der Fnm salbst insinntrl worden isk (Annalani 
a3230-«* 
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SMtrefkliAsiif. 

1) Wena einem Dritten der Sireit rechtzei- 
tig yerkündet worden ist^ so wird er nicht durch 
die Unterlassung der Appellation von Seiten des 
unterliegenden Denunzianten Uberirt, da er solche 
selbst hätte ergrdfen können. (Annalen, S.263.) 

2) Die Unterlassung der nicht gebotenen 
StreitverkünJigung hat zur Folge, dass zwar die 
Vertheidigung des Regressnehmenden als man- 
gelhaR, nicht aber die rechtskräftig gewordene 
Entscheidung als unrichtig angefoditen werden 
kann; es kann desshalb auch lUcht d^ Umstand 
entgegengehalten werden, dass unterlassen wor- 
den sei, solche Einreden vorzuschützen, welche 
wie die Einhaltung der gesetzlichen Nothfristen 
u. 8. w. vom Richter ex officio berücksichtigt 
werden müssen. (Annalen, S. 183.) 

Etagbe^ndmig. 

1) Eine wesentliche Neuerung in der P. 0. 
enthält der %. 278 , wornach es zur Nativitat 
der Klage nidit mehr daraur ankommt, ob eine 
Rechtsverletzung bereits Statt gehabt, sondern 
jeder der ein rechtliches Interesse daran 
naclauweisen vermag, auf Anerkennung eines 
von ihm behaupteten Rechtsverhältnisses, z. B. 
eines strittigen Vertrags oder einer Forderung 
auf noch nicht verfallene Fachtxinse und dergl. 
m klagen berechtigt ist. Als ein solches recht- 
liches Interesse ist es aber nicht anzusehen, 
wenn Jemand nur die Erwirkung eines Urtheils 
zum Zwecke der Erlangung eines richterlichen 
Ffandeintrags tendirt. Auch würde sich ein sol- 
ches Erkenntniss zum Eintrag in das Ffandbuch 
nicht eignen, da nur verfallene Forderungen 
nach Landrecht, S. 2123 richterliche Unterpfand- 
rechte klangen können. (Annalen, S.57 und 
295.) 

2) Der Richter ist befugt aus den Parteivor- 
trigen das Klagiundament selbst aufzusuchen 
ohne Rücksicht auf die entwickelten Rechtsan- 
sichten der Parteien (lex un. Cod. II. 10.) (An- 
nalen, S.A9«) 

Ihgindenuig. 

1) Eine bei der mündlichen Verhandlung auf 
die Klage sogl^ch nach der VemehmlassuBg 
vorgenommene Klagändernnff ist eben so zu- 
lässiff als hätte sie^vor der Vernehmlassung Statt 

?ehabt, da das Protokoll über die mündliche 
erhandlung nach %. 635 F. 0. erst nach dem 
Schlüsse der Verhandlung«! aufgenommen wer- 
den soll , und es daher nidit darauf ankommt, 
In welcher Reihenfolge die Farteivorträge er- 
stattet wurden. 

2) Ist dne Klagänderung vom Unt^richter 
Ar unzulässig erkannt, und desshalb abgewie^ 
sen worden, sie wird aber in II. Instanz zuge- 
lassen, so wird, da es sich hier um eine bloss 
formelle Frage handelt, nach Analogie des f. 1177, 



F. 0. die Sache war weiteren Yertundhuif m 
den Untmrichter Bvückgewfesen. (Ann., S. Ad). 

BeweiiiritteL 

1) Nach LR. S. 1325 sollen PrivatnrirandeR 
Über doppelseitiffe Verträge doppdt ausgefertifft 
und unterschrieben wercten. Der blos einfadi 
ausgefertigten und nur vom Produkten unter- 
schriebenen Privalurkunde ist in einem vorge- 
kommenen Falle in II. Instanz alle Bewelsinft 
aus dem Grunde abgesprochen worden, vfe^l sie 
dem Produzenten gegenüber unwirksam, und 
vermöge der in dem zweiseitfgen Rechtsgesdiäfte 
liegenden vollkommenen Gegenseitigkeit auch 
dem Produkten gegenüber beweislos sdn müsse, 
in III. Instanz dagegen, dass sie den Anfong 
eines schriftlichen Beweises liefere, d&r durch 
Notheid zu ergänzen sei. (Ann. S. 392.) 

2) Zum B^eise der Eixistenz einer verlore- 
nen öffentlichen Urkunde genügt es nlcht^ 
dass die Zeugen über ihren Inhalt, sondern sie 
müssen auch über diejenigen aussäen Eigen- 
schaften d^selben aussagen können, welche die 
Merkmale einer öffentlichen Urkunde bilden 
(Ann. S. 343.). 

3) Ueber die Frage, ob der LR. S.i341, der 
den Zeugenbeweis bei Geschäften über mehr als 
75 fl. ausschliesst, auf Verträge, die im Aus- 
lände geschlossen wurden, wo eine solcto fie- 
stimmung nicht gilt, Anwendung finde, isi ans 
dem Grunde bejahend erkannt worden, wdl es 
sich hierbei um eine prozessuaUsche Vorschrift 
handle, an die der erkennende Richter gebunden 
sei. (Ann. S. 223.) 

4) Die Bestimmung des %. 662. P. 0., wor- 
nach der Eid bei eingetretener Vmtindemng 
des Pflichtigen als geleistet angenommen werden 
soll, ist nur anwendbar a) auf uriheilsmässlffe 
und nicht schon auf blos zugeschobene Eide, 
worüber noch nicht erkannt worden ist, — b) aof 
solche, die der Pflichtige p^*s5nlich oder durch 
Spezialbevolknächtige b^eits angenommen hat, — 
c) in solchen Fällen, wo die Eidesausschwdrong 
durch die Sdiuld der Gegenpartei verzögert wor- 
den ist, während da, wo der Pflichtige selbst 
ilie Verhinderung verschuldet hat, der Eid we- 
der für verweigert noch fUr geleistet angenon- 
m^ werden darf, sondern nach $. 5o3 von 
Neuem auf Beweis erkannt werden muss. (Am. 
S. 52.) 

5) Der einem Wahnsinnigen wissentlich zu- 
geschobene Eid ist wirkungslos. (Ann. S. 279.) 

6) Die Frage, ob, wenn auf Leistung eines 
zurückgeschobenen Eides erkannt ist. der vom 
Relaten noch nicht angenommen woraen ist, d6r 
Referent sich noch zur Leistung desselben er-* 
Ueten könne, ist bejahend entsdiieden worden. 
(Ann. S. 108 u. 144.) — 

7) Der von dnem flüchtigen Inländer za 
leistende Ekl kann nicht im Ausland ausge« 
schworen werden, sondern er muss ihn bete 
ea^lasaueaim Richter leisteii, ohne einen Ver« 
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gthwm dar Hüte- umL AofenlhailBlBOileB ver- 
lamiM ni dttrtai (ijrn. S. 249.). 

8) Ein Notiieid über fremde Thalndieii iat 
nacli der MfaioriläftBaMichl dei höchsten Gerichte- 
hoft MS den Gnuui munUlssig, weil er im 
Stame der P. 0« NT ein Wahrheits- oder 
Wisaenseidseinkönne (Au. 8.119. ef. diese 
Jahrb« II. S. 68.X 

9) Die fiemeiiikunAgiwit gewisser Prival- 
racblaverhillnisse, wie das Beslehea gewisser 
Finnen, lumn als Geriehtsnotorielili angenoaMnen 
werden 9 wenn mik denselben ein öBentliches 
fett, ein Inleresse des Publikums vertNuiden ist 
(cC Gönnar U. S. 269. Ann. S. 383.). — 

10) Zor Begründong, dass eine Urkunde im 
Sinne den S.390. P. 0. und L. R. S. 1348 ver- 
kNnen sei, genttgt es nichl nachauweisen, dass 
dtoielbe an dem Orte fehle, we sie sein soUe. 
sondern es HBÜssen Thalsachen angeltthrt una 
bewiesen werden ^ welche einen unvorherge* 
aehenen tob dem BeweisOUirer untersckuldäen 
md den Verlust bedingenden Zufall darthun 
(Ann. 6. 342.). 

Affellatiaasiaaune. 

1) Bei der Anfechtung eines Distributivbe^ 
acheides berechnet sich die Appellationssumme 
Hiebt nach der ursprünffüchen Forderung des 
Klägers, sondern nach dem Betrage, welcher 
ihm bei der Distribution zugeschi^en werden 
soll. (Annalen , S. 152.) 

2) Wenn ursprünglich die Klage einm Streit^ 
gegenständ, dessen Werth die Appellationssumme 
erreichte, hatte, und wenn es zweifellos ist, 
dass, wäre dem Kläffer dieser Streitgegenstand 
in einem Urtheil aberkannt worden, die Ap- 
pellation bezOglich jedes einzelnen Theiles dem- 
selben zulässig gewesen wäre (Processordnung, 
f. 1127, Z.4) so kann der Umstand, dass der 
Unterrichler nach $.331 Processordnung diesen 
Streiiffegenstand in zwd Endurtheilen abmannte, 
und doMhalb die Appellation successive gegen 
beide Erkenntnisse einffeltihrt wurde. Im Grund 
nicht abffeben, dem iüäfer das ihm sonst zu- 
konmiende Recht der wrufung zu entziehen, 
wenn auch der Theil des Streitgegenstandes, 
welchen das letzte Urtheil aberkannte, die Ap- 
peUaüonssumme nicht errdcht (Ann., S.280.) 



3) IMt AppeUatkNMuayae berechne! irfch 
ffleich ob fan u. oder III. Rechtszuge die Bern- 
mng an den höchsten Gerichtshof ergriffen wird; 
hat das Hofgericht in I. Instanz erkannt, so musi 
der Streitgegenstand zur Ergreifung der Appel- 
lation eben soviel betragen, wie wenn es in 
IL Instanz erkannt hätte, nnd die Oberbenifung 
dagegen ergriffen werden wollte. (Ann., S.294.) 

4) Bei der Appellation gegen einen (kd- 
nungsbeacheid berechnet sich die Beschwerde- 
sumine nicht nach der Grösse der Forderungen 
derjenigen denen man vorffesetzt setn will, son- 
dern nach der des Appelumten selbst (Anna- 
len, S.41Ö.) 

AppeUaüaaiaaBMUaBg aad AaBelfaagsMit 

1) Die Yor EröStang des Urtheils (f&rsorff- 
Uch) angezeiffte Appellation kann nicht berüd- 
sichtigt werden, sondern nur diejenige Ap- 
pellation, weldie erfolgt, nachdem das Unheil 
der Partei selbst, oder ihrem Vertreter vor- 
schriAsmässig eriMRiet ist (Annalen, S.8.) 

2) Eine nach Abtauf der Nothfrist angezeigte 
mid nicU rechtzeiüg ausgelBhrte Api^latlon, 

Sit nir gar nicht eiiq^ekommen, sie Mndert den 
ntriU der ReehskratI nicht, und bedarf tu 
ihrer BeadUgung keiner besonderen Verfallen- 
erklärang. (Verfahren hiebd Ann., S. 184.) 

ifielUUaa wcfaa rerlegt« Tamirifiea im TeN 
faareas. 

1) Woffen verlegter Vorschriften des Ver- 
fahrens ffibt es nach badischem Prozessrecht 
keine Nmlitätsbeschwerde mehr, sondern nur 
eine Appellation; es wird desshalb das von Je- 
mand auffezeigte Rechtsmittel der Nullität stets 
als Appellation zu behandebi sein. (Annalen, 
S.247.) 

2) Diese Appellation findet aber dann nicht 
Statt , wenn eine prozessualische Handlung von 
dem Richter aus dem Grunde onterlassen wurde, 
weil sie von dem Standpunkte desselben, wie er die 
materielle Rechtsfrage beurtheilt hat, unerheb- 
lich Ist. — Auf diesen Standpunkt hat es da- 
her stets bd der Frage über die Zulässigkeit 
dieses Rechtsmittels aitfukommen. (Maanttin II. 
S. 149.) — 60. 



Au ier Praxis ies laiiebgeriditi ii BreMi« 



Vor etwa 10 Jahren wurde dem Bedürfnisse, 
das sich auch in Bremen ffezeigt hatte, ein ei- 
flenes Gericht ittr fiandcSssacheu zu besitzen, 
Ed welchem zugleich die unmittelbare kaufmän- 
nische Auflhssung handelsrechtlicher Differenzen 
zur grossen Geltung konunen müsse, als dies 
bei den bestehenden Gerichten der Fall sein 
konnte, durch Einführung eines Handelsgerichts 
abgeholfen, das aus einem rechtsgeiehrteB Rich- 
hkik. t Bsshtswiii, m5. 



ter als ständigen Vorsitzer und zweien Kaufleu- 
ten als Beisitzern, die monatlich aus dem gros- 
sem Kreise erwiUilter Handelsriditer wechseln, 
gebildet wird. Mit der Errichtung desselben 
wurde dne Umgestaltung des bisherigen pro- 
cessualischen Verfahrens fiir die beim Handels- 
gerichte zu verhandehiden Sachen verbunden, 
indem an Stelle des schriftlicha das mündliche 
VerfiBdiren und zwar in der Art eingeführt wurde, 

34 
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dM8 AeTorMge 4er Partslan iriokt mProtocoU 
dlcllrt, sondern das ProtocoU regohnissig erst 
nach Beendigung der Sliznng ye« Seerelfir re- 
dlglrt wurde, so dass der mtodUcbe Vortrag 
nicht durch die genaoe ProtoooU-An&iafanM «i* 
terbrochen und gelähmt m werden braocble. 
Zugiefch wurde die Intention des GesetseSy das 
ffanze erste Verfahren, sowie später das ganse 
Beweisverrahren, sofeni der Beweis nicht schon 
antfdpfrt worden war , mögtfchst in Bne Sitzong 
xnsammen zu drängen, in den misten FäUen 
dadurch erreicht, dass die beiderseiliffen An- 
walt« sich vor der gerichUiehen Verhandimg 
bereits kurze Skizzen der Einreden und der Re- 
plik, sowie der Beweis- und Gegenbeweismiltel 
mitffetheiit hatten , und dadurch zur vollständigen 
Verhandlung der Sache in derselben Gerichts- 
sitsong hl den Stand geseiat waren. 

Aosserdem aber sind auch manche Föradich- 
keiten und Vorschriften des gemeinen Processes 
beim handelsgericbtiichen Verfahren beseitigt and 
durch zweckmässigere BestinnMttgen eraetat^ so 
z. B. sind Ae Zeugen unter AasaehHessung der 
hartgeglfederten Beweisartikel in Gaffenwm-t dar 
Parteien au vernehmen, an die Stelle der Fri- 
sten sind meistens Termine ffetreün und durch«- 
ffilngig ein rascheres VerUren erreicht, wie 
aenn ttbertfaupt der Geist der Handelsgmicbta^ 
Ordnung wesentlich dahin zielt, das Yerl'ahren 
und die Entscheidungen, soweit dies mit einer 
gründlichen Behandlung der Sachen irgend ver- 
träglich ist^ Bögbclttt zu beschleunigen. 

Diese neoere Pracesstheorie hat sich ki der 



^Vaods deraüg bewährt, dasa äk« dia jabal ta 
Bremen beabsichtigte ümgntfaltang des aeBaaMn«- 
ten Giviiprooesses die wmdzige desbaadels- 
gerichUicbea Verfahrens ber^ta adoptirt aind. 

Was sodann das Handelagerichl im Hinblick 
auf die materielle FortUtdang das Racfats, 
freilich zunächst mit des Ar Bremn goUenden 
Handelsrechts wirkt, ist ebenfalis ebi beda»^ 
tMder Gewina, indem eiaeraeits die Exi- 
stenz oder Nicht- Bxisteaz behrapteter Uaaaeea 
durch de ^gne Kunde der Miti^edar des Han- 
delsgeridits unter Beäeüiguag smisl ^Corder- 
Ucher aarfünglieher Beweise leiohter and Uarer 
hergestellt werden kann, andererseits die stete, 
lebmidige Fortetitwicketung des flandelsredits, 
auch ohne dass dieses gerade den spaeifiacbea 
Charakter ^nes Gewohnheitsrechts angenoaunea 
hat, eine gewissere Berücksichiignng und An- 
erkennung in Folge der Zasrnnm^nsetzang des 
Geriohlspersonals finden kann, ab beides bei aa- 
dem Gerichten möglich ist Ke Bam»tlieh ia 
dieser letstem Hkisicht nicht urteteressamen Eal* 
schddungen des Handeisg^chts von Zeit ta 
Zeit in gedrängter Kürze zu erwähnen, ist der 
Zweck der bezüglichen Bfittheilungen fttr die 
Jabrbi, bei denen, wenn schon dieses Mal einige 
trübere Aassprttche beräcksichtifi^ sind, UMUg 
nicht über die neueste Zeit zurücfcgegriffm wer«- 
den ¥rlrd. Dr. K 

(Die vorgedaohten Ansauge sind obenS.320C 
und 329 ff. unter den Kubriken: ikndelsrecki 
md Wachselrecht eingereiht. D. Bed.) 
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B. Gesetzgebung» 

VebenicU ier iutizge%etigelng ies lerzoftihn» Susai in Jalr 1854. 

Vom Slaatsprocarator Reichmann in Wiesbaden. 



Im Jahre 1854 wurdet 9Str das HeilM)g^t«m 
beadftg^cti der Rechtspflege nur allein hinsieht- 
leb der Oi^anlsation der oberen und unteren 
Verwtlinngsbehdnien neue Geselse von eifdgem 
Umfeng« erlassen, während der übrige Theil 
der die Reehtspflege betreffenden Gesetee und 
Verordnungen hauptsächlich sich nur auf die 
VolMehung der in den vorhergehenden Jahren 
erte^mm Gesetze bezog. 

In nachfolgender Darsteliong soll der Inhalt 
dtoser Gesetise hn Allgemdnen angegeben 
wefVieii. 

1. We G^tralTerwattiug betr. 

Im JeUre t849 hat^ man die bis dahin be- 
standen!^ Organisation der Centrttlverwaltungs- 
behOrden aafoehoben und ^ne ganz neue ge- 
SdMiflbny wmehe Ton dem Grundprindp ans- 
ang, dass flk die obere Landesverwaltung 
nur ein Siaatsministerium zu beeilen sei, wel- 
ches in vier Abiheilungen (är die Justiz, das 
Innere^ die Pina'Azeit^ und das Kriegs- 
wesen z^eL Die Vorstlhide dieser 4 Ab- 
teilungen bildeten unter dem Vorsitze eines 
derselben das Gesammtministerium, wel- 
kes als CoUegiuiid dfe Geschifte zu besorgen 
IsMby welche den einieehien Abtheiinngen ent- 
zogen Wären: tmd an welches gegen Beschlüsse 
etaer Abtheilnng der Riecnrs ergriffen wurde. 

Die Organls^Uthi bevfährte sich nicht als 
ehe denVtmSltnlsJsen des Landes entsprechende^ 
äHrth dh G^etz vürti 24. JuU 1^ wurde 
0dIchJe ^td^ehobe^; tmd dagegen fMgende g^e- 

' 0te aü^k^ ^rmtOinngßaim^ bfidel das 
'BlfiiitSttHll^tleriii'in. 

Diesem st^lüt ein Staatsministor vor^ weleken 
Hfi0i |Bhl)stenMiBMeto^ und mehreife 
liRkH vHef gcflMNI AM* 



Der Staatsmiuister erstattet dem Herzog Vor- 
trag über alle Gegenstände, welche der landes- 
horlichen Entscheidung unterliegen, und con- 
trasignirt die Ausfertigungen, welche von dem 
Herzog eigenhändig vollzogen werden. 

Zu dem Wirkungskreise des Slaatsmini^ste- 
riums ffeh(ken die ^gelegenheiten des Herzog- 
lichen Hauses, ffie auswärtigen Angeleffenheit^ 
die Wahrung dtr Hoheitsrechte, die Bezlehua- 
gen zu den Standes- und Grundherrn, die Ein- 
berufung, Vertagung und Auflösunff der Stän- 
deversammhuig, aHe Vorlagen an meselbe, die 
obere Aufsicht und Leitung aller Zweige der 
Staatsverwaltung, dfe Festsetzung aller Etats 
des Staathaushattes , die Credileröllhungen iOr 
unvorhergesehene Ausgaben, die Vorschltoe zur 
Ernennung und Pensionirung der hohem otaats- 
diener, me Voriaffen zur RewilUgung von Be- 
soldungen hinsichtlich aller Diener. 

Die Aufsicht über alle Ober-«. Mittel- und 
Untergerichte, Begnadigungen in Straisadien. 

Dem Staatsminister ist sodann beigegeben: 

1) ein Staatsrath, zur Prttfong und Begut- 
achtung des Landesexigenzetats, zur Begut- 
achtung von Gesetzesvorschlägen; 

2) eine Recursinstanz zur coUegialischen 
Entscheidung von Competenzconfficten der dem 
Staatsministerium unmittelbar untergeordneten 
Verwaltungsbehörden und Gerichten ^ soweit 
hierzu nicht neue gesetzliche Bestimmungen 
oder authentische Interpretationen erfordernch 
sind; femer zur Entscheidung der Recurse ge- 
gen die Beschlüsse der dem Staatsministerium 
unmittelbar untergeordneten Verwaltungsbe- 
hörden. 

Diese RecunrfttStanz wird gebildet aus dem 
Bniäterialdirector als Vorsitzenden, wenn nicht 
der Staatsminister sdbst den Vorsitz ftbernimmt, 
'MS deu VörstMiicfen der Landesregierung, des 

24* 
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FinanzcoUegiums, des Kriegsdepartements und 
einem Minislerialrathe als- Referenten. 

Der Vorstand der Abtheilung, gegen deren 
Beschluss recurrirt wird, darf l^i der Entschei- 
dung nicht mitstimmen. 

Für die Militärangelegenheiten ist als ober- 
ste Verwaltungsbehörde das Kriegsdeparte- 
ment, für die inneren Angelegenheiten die 
Landesregierung, i&r die gesammte Fi- 
nanzverwallung das Finanzcollegium be- 
stellt. 

Für die Verwaltung der Rechtspflege bleiben 
bestehen : 

1) in oberster Instanz das Oberappella- 
tionsgel*1cht, von dessen RälheB einer iUr 
Strafsachen als Gencralstaatsanwalt bestellt wird, 

2) in mittlerer Instanz die beiden Hof- und 
Appellalionsgerichte zu Wiesbaden und 
Dilienburg. 

Jedem ist ein Staatsanwalt mit einem Sub- 
stituten desselben beigeordnet, 

3) in der unteren Instanz 28 Aemter, 

4) für die Untersuchung in peinlichen Sachen 
sind zw«! Griminalgerichte in Wiesbaden 
uod Üillenburg besteUt« 

6) Unter den Aemteni sieben die Land- 

i-ob&rschujtheisen als fieamte der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit 

Als ein besonderer Gerichtshof ist noch, die 
schon. im Jahre 18iö bei der damaligen Ver- 

. waltuugsorganisation constituirte R ee h n u n g s- 
4iammer anzulübren, weltii«^ nach xlem neuen 

. Gesetz in ihrem bisherigen Wirjnmgskreise be- 
9t^n Meibt. 

Die Rechnungskammer hat nielit allein die 
Aufsicht 1ib#r che' riehtfge Verwendung alkr 
Staatsein&ahmen^ .und der Einnahmen mr. Ge- 
meinden, Kirchen 9 Schulen^ neiden Sün^ngeo, 
Gewerbscbaitenzu.fiihren, sondern von, ihr er- 
folgt die Prüfupg und der Ahschluss aller über 
diese Einnahmen, und ihre Verwendui^ zu stel- 
lenden Rechnungen; die Rechnungsahschlüsse 
sind rechtskräftige Urtheile, wenn beide 
Theile sich dabei beruhigen; findet sich ein 
Theil beschwert, so karni dagegen an das Ober- 
appdiaüoijsgericlit appelUre werden^ falb» die 

.festgesetzte Appellationssuiame vorhanden Ist. 
(V.' Blatt v. 1854, S. 17). 

IL Bte.AjdsferwaUiBg ketr. 

Bis zum 4 April 1849 war die Rechtspflege 
und Verwfaltung in der unteren Instanz verei- 
nigt, durch Gesetz vom 4. April 1849 wurde 
diese Vereinigung au%^hoben; fiir die Rechts- 
pflege blieben 28 Justi^ämter bestehen, für die 
„Verwaltung wurden 11 Kreisämter bestellt^ wel- 
chen §in 9JUS ^eigjßwählten Jtitgliederii bekleben- 
der Bezirksrath zur Seite stand. 

Die sQ gebildeten V^rwaltiingsbehiMeB lei- 
steten das nicht, was man von der Trennung 
(der Verwal^u^g von der Rechtspflege erwartete, 
i)esonders w^rde« lÜBgm darüber laut, dnv 



die grossen Bezirke die Verwaltmff erschwer- 
ten und den Unterthanen viele Belüstigvnfei 
zuzögen, und endlich waren durch diese &- 
richtung die Kosten der StaatsverwaHaAg sehr 
vermehrt worden. Durch Gesetz vom *Ii. Joli 
1854 wurde daher diese Trennung wieder auf- 

Sehoben, und die Besorgung der Geschäfte der 
ustiz in der unteren Instanz und der Verwal- 
tung in jedem JusUzamtsbezhrk einem Ant 
übertragen, mit Ausnahme des Bezirks Wies- 
baden, in welchem man die Trennung bestehen 
lässt. 

Bei jedem Amt sind angestellt: ein Amt- 
mann, einer oder mehrere Secretäre and die 
erforderlinhe Anzahl Accessisten. 

Als Verwaltungsbehörde stehen die 
Aemter unter der Landesregierung, als Justiz- 
behörden unt^ den Hof- und Appellatioiis- 
.gerichten. 

Bezüglich der Verwaltung hat jiedes Amt 
einen aus 6 gewählten Hitgliedem bestehendea 
Bezirksrath tur Seite, dessen Functionen sick 
hauptsächlich auf die Gemeindeverwaltung und 
Armenpflege bezieheik 

Was die RecMspflege aigel^y w bilden die 
AiBmter die erste Instanz in allen streitigen Q- 
vilreebtssachen, iaUntersuchiMigwacheiiliabeiisie 
bezüglich der peinlichen Unlersuchmifan äe 
Inlormativverhandlungen zur Feststeliwig des 
Tiuitbeslandes des zur Anzeige ,gfkojme«en 
Verlirecbens aufziuiehmen., die ErgreUfiQg dm* 
des Verbrechens verdäcHMgen Pcr^enei^ «vx^- 
lügen, und die Fortsetzung der Unt^rst^un; 
d^ Crittinalgericbte wa übierlass^, an uMdches 
durch den Staatsanwalt die von den Awl^ni 
an diesen zu übermachenden Informatlvacten 
abgegeben werden* .... 

E^ügBch der correctionellen Vergehen 
und der Uebertretung dar Foii^, JN[4ri Fi- 
scherei- und PoUz^gesets^ haben, ,die AenH^ 
die Untersuchungen, mß zum Schfiiss fji|.,iJiMN^ 
und wenn die zu cirlfieuftenden SjtnMen 3(|^ in 
Geld und 4 Woehei^ AmtsgeTängnis^ ^nlcot ,ty^- 
sieigen^ die Sirafea selbst nuszuspred^,' |A- 
dernfallf die ynteusi^nng aip. das Hof-, dnd 
Appellaltonsfericbt zur Al^rthf^lvnf abzugebep. 

Gegen die Strafe^ke^ntnisse der, A$in||Br .kann 
der Verurtheilte die .AH^Uatiopa an. 4«« Hot* 
und Appellationsgerkil^ti ergr,eifeiL WfUi die 
,freiwmi«»^erjqhtj:))i^rkeit betrifft, .po 
Jhaben. die Aecpter. di^ Vcxwaltufg ^^rsiitm 
durch den, Landesober^h^lthi^n za ,,|ii>erwii^ 
eben, und die Confirpiatipi^ ^eig^fügW A^^^ 
freiwilligen GerichMbarkeit.wnimehmtn, iW^Idie 
der8el()m luuph besteheiMleA^Q^taM^ 4i^Aiiii0^ 
Bei den Aefotem weroion die, jm d^ l4Mr 
oberücbultbeis^^ protocfnUirl^ .(gi^rid^^i^M) 
Testamente verschlossen, deponiirt, sowie* updf^ 
j^er. Testator sdn Teirttiiwpl. «lelb«! «M^- 
schreiben und verscUoss^ bef j Aii|^i ilfWFSVl^ 
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■ngeii JerMbeii li tvvldiMi'vid äMfcHiei^ 

Yer. BK Nr. 17 r. 1854 in Y«rgtoiehiiiisr »H 

. dar Antöv«rlr«Hiing«iordmBg Yem ö. Juni 

1816, wd dorn Gesetz vom 14. April 1849 

• Ob^ die Con^ieteni der Geriohle in Siraf-- 



Hl. Me VelieMmnbitfaaii; helr. 

Durch Gesetz vom 18. Decbr. 1848 war die 
Ms diMn.bestebehde GeeieindiBvetwaitmi^ von 
Grund aus neu regulirt worden, indem man den 
Gemeinden eine ttelbststündige Verwaitimg ihr^ 
GemeilideangelegeiiheHen, jedoch Überwacht von 
dem KreJsamt- und KreisbieciriBsraifhe und der 
Staelsfegieruni, die fi^le Wahl ihrer Beamten 
und die Uammabung der Ortspoiixei (Ib^Hess. 
Dieee neue Ordnung der Dinge führte jedoch^ 
namentlich bezüglich der Handhab«^ ^r Po* 
Hiel, der DIenstflIhrung der ohne MfUHrlKung 
der Staatsretfierang gewählten Beamten und der 
Benützung des Gemeindevermögens sra Klagen. 
IMeridem 26. Juli 1854 wurde daher ein neues 
Gemerlndeverwaltungsgesetz erlassen^ 
welches zwar Im Ganzen den Gemeinden die 
s^bstftltedige Verwaltang fhrer Gemeindeange^ 
legehheNen, wie seither belfisst, jedoch die 
Aufsicht und Einwirkung der Staatsregierung 
erweitert, die ifondhabunff der OrtspoUsei wie- 
der als einen Ausfluss der Reohte des Staats 
den Gemeinden übertrifft, insofern die Staats-^ 
regienmg nicht besondere Behörden Ar die 
Loealpollzei bestelll, und endlich Ae BeetMtt- 
gnnff der auf Lebenszeit zu wählenden Bürger- 
meiner der Regierung vindidrt, wflhrend die 

fewähllen Gemeindevorsteher, welche mit dem 
ttrgermelster den Gemeinderath bilden, iieiner 
Bestätigung bedürfen. 

Die Verwaltung ist in jeder Gemeinde dem 
Geandnderath übertragen, soweit idoht die Ge- 
meindeversammlung, oder der von derselben 
erwflilte Bürgerausschuss müwiricen muss. 

Für die Rechtspflege ist aus di^em Ge- 
setz inabesondere hervorzuheben, dass der Bür- 
germdster auch Hülfsbeamter bei der frei- 
wlllif^en Gerichtsbarkeit ist 

Er hat in NothiJillen unter Zuziehung von 
4 Zeugen Testamente aufzunehmen, er über- 
wacht das Vermögen , welches verstorbene Per- 
sonen hinterlassen, nimmt die Versiegelung 
d ense lb en vor, sowie die Entsiegelung, wo sol* 
ehB8 von dem JusUzbeamten nicht selbst ge- 
schieht; bei Uventlk*en und Brbtheilnngen wird 
der Büi^ermeister zugezogen: er zeigt an, wenn 
eine Vormundschaft nöthig wird, und schlug 
mto dem Feldgericht den Vormund vor, er 
muss ndt seinem Gutachten bei Veräusserungi^- 
gesuchen^ bezüglich der Immobilten Mindeiiih- 
riger gehört werden. Der Bürgermeister kann 
Namensunterschriften von Angehörigen seiner 
Geanelnde gültig begbiubtgen; er kann auf An^ 
stehen der BetkiMi^n die EröArang von 



aeNfgen Wfltenseiilä^gen an Änffehör%e 'der 
Gemeinde vernehmen. Er hfik die Versteige-' 
rungen ab, welche die LandoberschuHh^sen- 
nicht vornehmen^ er protooollirt die VertHige' 
über ViehhMndel eto. . 

Es besteht sodann noch in jeder Gemehide- 
znr Sicherung der Rechte am Gmndeigenihum 
eine besondere Behörde unter dem Namen deisr- 
Feldgerichts. 

Es Ist; dieses aus dem Bürgermeister und« 
3 — 9 Pieldgerichtschöffen zusammengesetzt. Die 
Letzteren wM*den auf den Vorsehlag der Ge^-' 
mefnde und des Feldgerichts vor dem Amt auf 
Lebenszeit ernannt 

Dem Feldgeriehl ist die Ansteht über Ae 
Gemarkungsgrenzen und die Grenzen der Fri- 
vatgüterstücke anvertl-aut; es führt die zur Si- 
cherung des Grundeigenthums dienenden Bücher, 
es nimmt die Vermessungen und Aussteinnngen 
vor; es ftihrt das Bypotnekenbuch und fertigt' 
die zur Errichtung ' der Hypotheken, sowie bei 
dem Debergang von Grundeiffenthum durch Kauf. 
Tausch u. s. w. vorgeschriebenen Auszüge und 
Altestate aus; es hat den Werth der Ghmdstücke 
nnd andere ztnr LandwArthschaft gehöiigen 6e-- 
genstände abzuschätzen. Für alle diese Ver- 
richtungen bezieht das Feldgericht Gebühren. 
Einen Gehalt beziehen die Feldgerichtschöffen 
nicht 

Aus den Bestimmungen des Gesetzes über 
Ae Vermögensverwaltung der Gemeinde ist so- 
dann noch hervorzuheben, dass im Wege der 
Hflifsvollstreckung in das Gemeindevermö- 
nicht eingegriffen wercten kann. 

Der uläubfger hat zur Vollziehung einc^s, die 
Gemeinde zu einer Leistung verurtheilenden ge-^^ 
richtUchen Erkenntnisses sich an das Amt za 
wenden , welches zu seiner BefHedigung im 
Verwaltungswege zu sorgen hat 

Kann i^ine Gemeinde durch die Zur Schuld 
dentilgung bestimmten annahmen ihre Gläubig ■ 
nicht befriedigen , so wird die Gemeinde von ^ 
der Landesre^erang unter die curatorische ' 
Verwaltung des Amts auf so lange, als 
jenes Verhältniss dauert, gestellt 

Die Schuldentilgung in solchen Gemeinde 
ist der Art zu ordnen, dass derjenige Gläubiger, 
welcher am meisten nachlässt, zuerst befriedig!^ 
wird, ausserdem aber die Schulden der Zeit 
ihrer Entstehung nach zur Tilgung konmnen. 
Verord. BL v. 1864, Nr. 17. 

IT. Bat rriratreckt hetr. 

Unter dem 16. Mal 1861 waren uhifhsseiide ' 
Gesetze über die Behufs des Eintrags ' 
dinglicher Rechte an Immobilien zu 
führenden öffentliche Bücher, über das' 
Pfandrecht und cDe Rangordnung der 
Gläubiger Im Conc^urse erlassen worden. ; 

Die Vollziehung dieser Gesetze machte meh- 
rere nachträgliche Gesetze und Verordnungen 
nothwendig. ' 
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l)J>aroh Gesetz Tom aVa». 1014 wm4^ 
der Terala des Efaitritts d^r WiriuMMikeft jener 
Geselze auf den 5. Jnli 1854 hinuMgenicIiL 
(Verord Bl. v. 1854, Nr. 4. 

Am Ö.JuU traten denn aueh diese Geselle 
is Wirksunkdl. 

2) Durch ^06 VenMrdnung vom 31. Mai 1864 
wurde vorgesiAriebea , wie die ausser den neu 
dngerührten Steckbüchern bestehenden Lager'- 
budier und Charten fortffefiihrt werden sollen. 

Die Fortführurg der Mgerbttcher und Char- 
ten soll sich auf alle Verändernugen erstrecken, 
welche in Bezug auf den Uebergang des Eigen- 
Ihums , oder in Bezug auf die darauf haftenden 
Eigentbumsbeschfflinkimgen md Lasten entste- 
hen, insoweit solche auf Gestaltung und Be- 
orenzung der Chrundstücke Einfluss haben. Die 
Berichtigung der Lafferbüoher besorgt das Feld- 
gericht unter Anleitung des Landoberschultheis« 
sen , die der Charten ein geprtifter Geometer. 

Jährlich muss das Fel(%ericht mit dem Geo- 
meter eine gemeinsame Begehung der Gemarkung 
vornehmen, wobei die Uebereinstimmnng des. 
laotischen Zustandes mit den Einträgen in La- 
g^buch und Charte controlirt wer&n muss. 

Verord. BL Nr. 11. 

3) Unter dem 31. Mai 1854 wurde von dem 
Slaatsminist^um, Abtheiluog der Justiz, eine 
sdir ausgiebige Instruction für die Landober- 
schnltheiiMen und Feldgerichte ttber die Voll- 
ziehung des Gesetzes vom 15. Mäi 1851 , die 
Behufs des Eintrags dinglicher Rechte an Immo- 
bilien zu flihrenden öffenUidien Bttcber betr., 
und des Gesetzes ttber das Pfandrecht erlassen. 

Der allgemdne Theil der Vorschriften be- 
ziebt sich a) auf den Umfang des zuerst ge- 
nwnten Gesetzes, in Beziehung auf den Ge^n- 
stand desselben, wonach jenes fSesetz auf das 
Zecheneigenthum nur insoweit Anwendung 
findet, als es sich um die Erwerbung von Grundf 
eigenthum zu Tagbauen handelt; 

b) auf den Geschäflskreis der Landoberschull- 
heissen, wonach diese die Ongkiale der Stock- 
bttcher zu führen, und da &$e zugleich die 
Steuercataster über Liegenschaflen bilden, gleich- 
zeitig das Ab- und Zuschreiben der Steuerver^ 
linder nngen und dieFerligung der Steuerabschlüsse 
zu besorffen haben; 

c) auf die Mitwirkung der Feldgerichte, wo- 
imch diese nicht allein bei der Beurkundung der 
das Gmndeigenlhum , be.rjiihrenden ftechtsgeschäfke 
thätig sind, sondern auch das Duplicat des Stock- 
buchs und das Hypothe](;ei|buch zu (Uhren haben. 

Es wird sodann die Aufsiclit über die Füh- 
mpg dieser Bücher, die Verwabrui^ derselbfn, 
di|S Verfahren bei der Offenlegung der Bücher 
an die Personen, welche na^k iiem Gesetze eio 
Recht der Einsicht derselben haben., geregelt. 

Weiter wird verHlgl^ dafs künftig eine Cour- 
firmation der RecbsgescRäüe bezügMch von Kau^, 
Tausch etc., bei Gruodeigenthum , und der Hy- 
potheken durch die Gerichtf nicht njiehr statt 
zu finden habe, und dass die unter dem JUmwk 



der QtnatifcaHmMitMM bMtehtnde Aiigube 

dem Landoberschnltheissen an die FinanzbAdni» 

m üitenliiigen ML 

Ausser der dwidi das Q esa ii im Laateber- 
sckuithetastti. und Fetdcaiichten htageufiotfenen 
Vamolwortlichkelt betfighoh des ahslclitllcb 
oder durch grobes Verschulden vennwdi- 
ten Schadens, worden für Fälle ehier blossen 
Nachläseigkeit iA6ebaiM)h|ig>fi|pr itmen Un- 
gewiesen^ Geschäfte, Disciplinarstrafen ange- 
drohfc. 

Die Vorsebriiten im beseiMlereii TbdU der 
InstrucHnn bezieben sich 

«) auf die Beurkundung von ReehlsfONdiätf 
tun über lawnobiUen, wek£e der otnrigkeitttelMi 
Mitwirkung bedürfen; 

b) auf die Form der Einträge in die Stocks 
bttcher^ welche durch die BesteU«u( oder Br- 
lüschtmg dinglicher Rechfe an Lftegettsehaftan 
nüthig werden; 

c) auf das Ab- und Zuschreiben ki den 
Steckbüehem wegen Steuerveränderungen uad 
über die AbscbUtose der Stoekbttcker ; 

d) auf <8e Pestsatzung derGebflhreii fiirdas 
Ab- und Zuschreiben in den Stockbüchera 

Die unter a oben erwähnten RechlsgesehäAe. 
sind Kauf- und Tauschcontraete ms freier HaoA 
Verkauf durch Ventdgeiwg , Expro|n1ilieii^ 
Schenkittng unter Lebenden, tebensiängifcker 
Verpflegungivertrag , Vcraüfenaübsigabe voa 
Eltern an ihre Deicendenten, Erbscbäl, Ftnil- 
lienfideicommisfle , Beslellung von Senrünteo, 
von FAlndern, Cassion von Pfandrechten, B*- 
gentbumsvoii^ehalte bei Veräuasaruig von Uer 
genschaften« 

Die mnze lostruetton umfaset nicM weniger 
wie 74 Fart^iraphen. 

Veitord« H. v. ISM Nr. 12. 

4) Durch das Gesetz vom 16« Mai 1851, 
das Pfandrecht und die Rnagordnung 
der Gläubiger im Conourse betreffend, 
war das gesetzUohe PIndrecht der Kinder an 
dem Vermägea ihres Vaiers oder ihrer Mutter, 
wegen des von diesen bcdeilizflchti^n Vermö- 
gens der Kinder, welches denselben ven ver* 
storbeaen Eltern anerfallen war, aufffebnben, 
und war dagegen bestlsunt worden, dass dar 
zur zweiten Ehe schreitende Wittwer oder die 
Wiitwe zu Gunsten d^ rainder|ähi1ffen oder 
sonst dUpositioasunfäUgen Kinder aus der früher 
rea Ehe vor Eingehuw der zweiten Ehe ein» 
HypotheW oder andere Sieherh^ bestellen «Hssft^ 

Zur lAehrerea Sicherheit der VoUziefamtf 
des Gesetzes wurde unter dem 81. Mai 1854 
verordnet^ dass der Proclamations- und 
Copulationsschein künftig nicht vor der 
wirklichen BeencUgung der Inventariaation und 
der erforderlichen Hyeihekbestelhmg oder an- 
derweüer Sicherheitsl^tfung erlheiit werde. 
(V. B. Nr. 11.) 

Nach dem Gesetz vom 15. Mai 1861 soIlM 
sodann auch den mindeijalulgen oder sonsi dia* 
posjttiQnmnfahifen Kindem, deren Vater odtfv 
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Mimer in 2. Ehe leH oder m derselben schrei- 
ten will, oder wenn eine ledige Frauensperson, 
welche solche Kinder hat, sich verheirathet^ auf- 
sehende Vonnttnder bestellt werden. 

Unter dem 31. Mai 1854 erschien nun eine 
Verordnung zur näheren Bestimmung über die 
Pflichten des aufsehenden Vormunds, 

Der Vormund soll darauf sehen, dass keine 
Vernachlässigung der Kinder in Besiehung auf 
Verpflegung. Erziehung und Ausbildung statt- 
finde; bei oer Inventarisation und bei der für 
die Uflder zu bestellenden Sicherheit hat er die- 
selben zu vertreten; die zur Sicherheitsleistung 
errichteten Urkunde hat der Vormund zu ver- 
wahren und die zur Sicherheit bestelltes Ver- 
möffensstüclie zu beaufsichtigen. 

Wenn die bestellte Sicherheit ihren Zweclc 
In geringerem Maass zu erfüllen droht, od^r 
wdimiD Folge späteren Term^nserwerbs efae 
genOgendere Sicherheitsleistung als die beatellte 
möglich wird, so hat der Vormund Anträge bei 
der Vormnndschaftsbehörde zu stellen. 

Dar Voramd soll daraof sehen, dass die an 
im Vermögen der Curanden bestehemlea Nuto^ 
«ags-* und Verwaltungsrechte innerhalb der 
g^zHoben Grenzen ausgeübt werden. 

Findet der aufsehende Vonnnnd, dass dan 
Eltmi dio Vetmögensverwaltung zu en^eben, 
oddf Klage auf V^ust der tdbzucht zu erbe- 
ben sei, so aoU er die Vormundschaltsbehörde 
aavon in Kenntniss setzen, damit nöthlgenfalls 
da verwaltender Vormund bestellt werd% 

Der aufsehende Vormund hat die Cfranden 

nötbtgenfalls vor Gerloht den filtern gegenüber 

zu verlreten; Processe gegen die Eltern darf 

er jedoch nur mit Ermächtigung der Vormund- 

-schaßsbebörde l^nnen. ; 

Wenn die Eltern Immobilien der Kinder ver- 
äossern wollen, so muss der aufsehende Vor- 
mvnd ¥or &iheilung der Erlanbniss Uenu ge- 
bort werden. Jedes Jahr soll der Vormund tHier 
seine Dienstfbhrung, bei der Vormundschaftsba- 
hörde sich ausweisen. Irgend eine Belohnung 
erhält er Biekt, nur Vergütung gehabter noth- 
weodUrer Auggaben. 
(V7k N. 11.) 

T. Den Girilproeess betreffend» 

Abweichend von der durch die Amtsverwal- 
tungsprdnung vom 5. Juni 1816 gegebenen Vor- 
schrift, dass ^ne Vertretung der Partheien in 
Civilprocessen vor den Jostizämtern durch Be- 
vollmehtigte nur den nicht im Amtsbezirke 



wohnenden Pariheien, und ausnahmsweise in 
wichtigeren Fällen, nach einzuholender Erlanb- 
niss von dem Obergericht, einem Im Amtsbezirk 
Wohnenden gestaltet war, vrurde unter dem 
21. Januar 1854 verordnet: dass ein jeder strei- 
tende Theii befugt sei, sich durch einen Bevoll- 
mächtigten in den bei den JustizämteYn proto- 
coUarisch geführten Civilprocessen vertreten zu 
lassen. 

J)ie Parthei aber, welche sich in einem Falle 
vertreten lässt, in welchem sie seither zur An- 
nahme eines Vertreters nicht befugt war, soll 
die durch die Vertretung entstehendei^ Kosten 
tragen. 
<V. B. N, 2^ 

T. 9u Strafreeht ketrefead. 

Der Beschluss der Bundesversammlung vom 
& JaU 1854 über die Besttmmnngen zur Ver- 
hinderung de&mssbranahs der Presse etc. wurde 
unter dem 23. August 1854 publlcirt. 
(V. B. N. 18.J 

Nähere VollaiakBQgavofookrlften sind noch 
nicht erlasse wordea 

H »ea Strafpraten ketreffeii 

1) Der Bes^'hhiss der Bundesversammlung 
vom 26. Januar 1854 wegen gegenseitiger Aus-^ 
lieferuQg der Verbrecher auf dem deutschen 
Bundesgebiete wurde am 1* März 1854 publictft 

(V R. N. 4.) 

2) Durch einen Vertrag mit der K^erlioh 
Oesterrelchiscben Regierung ist der oben er- 
wähnte Beschluss aut die nicht zum deutschen 
Bund gehörenden Kronländer, des Oesteroelcihi- 
schen Kaiserstaats ausgedehnt worden. 

Bekanntmachung des Slaatsninisteriums vom 
7. November 1854 (V, B. N- 22.). 

3) Durch Verordnung vom 23« Januar 1864 
wurde bestimmt, dass die diensteidlich be- 
kräftigten Anzeigen und Aussagen der 
GerichtsvolUieher und Finanzexecu- 
tanten über im Dienst oder in Beziehung raf 
denselben erlittene wörtliche oder thätliche Be- 
leidigungen, sowie über einen ihnen M Aus-. 
Übung ihres Dienstes entgegengesetzten gewalt- 
samen Widerstand, oder auf ihre Person ge- 
machten tbatUchen Angriff oder Bedrohung mit 
einem solchen, soweit sie nicht durch Gegen- 
beweis geschwächt werden, vollkommenen (äau* 
ben haben sollen; 

(V. B. N. 2.) 
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Vefcenielit ier leehtopflese Im fingtherst |^w leMei wikreil 4es deseliiftojalri 
1853/54 beiiehuf^weise in Jahn 18U ^. 



1. Vie Prtfiuei SUAeifcvf ud Merhemn. 

A. Die SUdt- nnd Landgerichte. 
(1. JaU 18Ö3 ~ !• JuU 1854) 

a) In der Provinz Slarkenbnrg. 

1) Criminahintersiichangen 6715 

2)PoUzeigerichtUcbe Unterraohongen 9907 
8) Forstgerichtl.Unlersachongen^^) 997 

b) in der Provinz Oberhessen: 

1) Criminaluntersachangen 6553 

2) PoUzeiger. Unters. 11442 f) 
8) Forsiger. Unters. 2102 

B. Die Hofgerlchle. 

An StraÜNichen, welche diese in ihren ver- 
schiedenen Eigenschafleo als Anklagekammem 



^ Ans der in Dannttadt 1855 unter gleichem Titel 
ertebienenen (nicht in den Enchhandel gekommenen) 
Sebrift 

**) Die besondere, ins Einzelne sieb vertie- 
fende Ueberticht der an den sämmtliclien Strafgericb- 
len mit Ausnahme der MÜit&rstrafgerichte in den Jah- 
ren 1854 nnd 1855 abgeurtbeilten Verbrechen nnd 
Yergeben ist noch nicht erscliienen. 

Vergl, den 35. Band von Scbletter's Annalen der 
Criminabechtspaege S. 204— 213: Uebersicht der 
▼on sämmtlichen Civil-Strafgericbten des 
6rossherz.Hessen im Jabrl851 abgenrtbeil- 
ten Verbrechen nnd Vergehen, mit RAck- 
blicken anf die Jahre 1847—1850, sowie den 
30.Band, S. 183— 191; Znr Criminalstatistik 
desGrossb. Hessen in den Jahren 1847 — 
1851. 

^) Durch Gesetz vom 24. Angnst 1848 (s. Archiv 
des Criminairecbts, Jahrg. 1850, S. 44—49) wurde die 
Polizeigerichtsbarkeit, mit Einsciüuss der Forstgericbts- 
barkeit, dis bisher provisorisch von den Gerich- 
ten verwaltet wnrde, denselben definitiv zuge- 
wiesen. 

t) In dem Jahr 18>9/|( betrag die Zahl 8117, im 
Jahr 18SVit 10408, im Jahr 18»/« 10941. 



(CriflUlnalseDate), sowie als Stra%eridile erster 
und zweiler Instanz abzwirlheiten haben, www 
während des Jahres 1864 im Ganzen 2024 (im 



Jahr 1863: 2263) vorhanden, von 
durch Abartheilung erledig! wurden* 



1863 



1) EriKenntnisse als Ankiaffekanmer 

2) y, in erster Inslani 


998 


3) ,, in der Reoursinstai^ 




und £war: 




a) In CrindnalsM^hen 


m 


b) in PoUzeistrafsachen 


m 


c) in Forststrafsacben 


77 


« 


"l^SS" 



C. Die Schwur- und Provincial- 
strafgerfchle. 

Von diesen wurden im Jahr 1864 abgeur* 
theitt: 112 Assisensacheii, 63 ProvineWstraf- 



D. Der oberste Gerichtshot 

Bei diesen waren in Bezug auf die Provin- 
zen Starkenburg und Oberhessen während des 
Jahrs 1864 

Ober- 



1) in seiner Eigenschaft als 

appellationsg erlebt 
geschlossene Sachen vorhanden 
von denen durch Ürtbeil erledigt 

wurden 
und unerledigt blieben 
Von Jenen 120 Ürtheiiea betreffen : 
uiminalsachen 
Polizeistrafsachen 
Forststrafsachen 



126 

120 

6») 



22 

9 



^ Im Jahr 1853 betragen die geseblostenen Sa- 
eben 143 , Ton denen dnreb UrtheÜ erledigt wnrde« 
128. 



Digitized by 



Google 



c 



877 



2) in seiner BtffenMhaftab Ctm^Mm^ 

iiof zu erledgen 23 

Strafisachen von demn erledigt wurden 21*) 

S^ Vi« PrtTiii BhMilmiei. 

A« Die Friedensg^erichte. 
(1. Sept. 1853 — 1. Sept* 1854) 

1) Untmnichnngen von Amtswegen 1046 

» im Auftrag dea 

Parquets oder auf Requisition aus- 
wärtiger Behörden 394 

2) UrtlieiTe als PoUzeigerichte: 

in PollzeicontraventioBssachen 3146 
in Zoll- und indirecten Steuer- 
sachen 46 
in Forststrafsachen 4797 
in Feldstrafsachen 5077 

B. Die Bezirltsgerichte (in Mainz 
und Alzey). 

Bd dem Staatsprocurator an dem Bezirks- 
gericht in Mainz Hefen im Geschnnsjabr 18^/54 
1166 Anzeigen ein, welche zu einer geiichtu- 
chen Verfolgung Anlass gaben, und von welchen 
214 zur directen Vorladung bestimmt und 952 
zur Instruction an das Untersuchungsamt ge- 
wiesen wurden. Von Letztm*en gehörten nach 
der Natur und Grösse der angedrohten Strafen 
zur Competenz der Assisen 108, zu der des 
Bezirksgerichts 844 **). Von der Gesammthelt 
der der Zuständigkeit desselben angehörenden 
StraÜMichen — iw8 — waren am Schlüsse des 
JusUzjahrs erledigt durch Urtheil 566, durch 
Versieht des Verletzten 17, durch Niederschla- 
ffunr 3, vorläufig aus dem Grund erledigt, weil 
derfbäter unbekannt blieb und die Untersuchung 
bis zum Auffinden weiterer Indicien beruhen 
musste, 220, zurückgewiesen durch Rathskam- 
merbeschluss 114, verwiesen an andere Behör- 
den oder Gerichte 6, unerledigt 132. 

Von den der Zuständigkeit der Assisen 
angehörenden Sachen waren am Schlüsse des 
G^chtsiahrs erledigt durch Verweisung an die 
Anklaffekammer des Obergerichts 30, durch den 
Tod oes Beschuldigten 1, aus gleichem Grund 
vorläufig erledigt 53, abgewiesen durch Raths- 
lutmmeileschluss 15, unerledigt bei dem Unter- 
suchungsamt und dort in der Instruction be- 
griffen 9. 

Gegen Urtheile der Polizeigerichte wurden 
sieben Bemftingen an das Bezirksgericht ergrif- 
fen, worauf 5 reformatorische, 2 confirmatori- 
icbe ErJienntnisse erfolgten. 



*) Im Jahr 1853 waren 27 Strafsachen zu erledigen, 
die sämmtlich erledigt wurden, s. Emmerling, 
Sammlang der Entscheidungen des Gr. Hess. Cassa- 
tionshofs in Civil- und Strafsachen. Jahrg. 1853. 
Darmst. 1854. Jahrg. 1854. Darmst. 1855. 

**> Im Gesehiftsjahr iSß^/i^ geborten vn Competenz 
der Assisen 95, fu dar des BezblugerichU a92FAlle. 



Bei dem StaatsanwaR am Beziricsgeriohte iä 
Alzey liefen während des Gescfaifi^ahrs 18^/54 
464 Anzeigen ein, welche eine Verfolgung ver* 
anlassten. Von ihnen gebftrten nach mtur und 
Grösse der angedrohten Strafe zur Competenz 
der Assisen 49 Fälle; zu der des Bezirks- 
gerichts 41ö*). Von den letztem waren am 
Schlüsse des 6erl<:htqahrs erledigt durch Ur- 
theil des Gerichts 268, durch Verzicht des Be- 
schädiflrten 81 , aus oben angegebenem Grunde 
vorläufig erledigt 40, abgewiesen durch Raths- 
kammerbeschluss 46, unerledigt 30. 

Von den zur Competenz der Assisen gehö- 
renden Straffallen waren am Schlüsse des Ge- 
richtsjahrs erletl^ durch Verweisung an die 
Anklagekammer 8, durch Verweimmg an dir 
anderes Gericht 1, abgewiesen durch Mthskam- 
merbeschluss 9, aus obigem Grund vorläufig er- 
ledigt, unerledigt bei dem Untersuchungsamt 3. 

Gegen Urtheile der Polizeigerichte wurden 8 
Berufungen an das Bezirksgericht ergriffen, wor- 
auf vier bestätigende, vier abändernde Urlheile 
erfolgten. 

C. Das Obergericht. 

Dieses hatte als Appellationsgericht 
über 170 Berufungen zu entscheiden, worunter 
15 aus der Zeit vor dem Gerichtsjahr 18^/54. 
Hiervon wurden in demselben erledigt 151, 107 
bestätigend, 43 abändernd, 1 durch Verzicht ^). 

Als Anklagekammer eriiess dusselbe 61 
Urtheile y von denen 11 durch Opposition gegm 
Beschlüsse der Rathskammer veranlasst wiunten« 
Sie lauteten auf Verweisung vor die Assisen in 
der Zahl von 42, auf Verweisung vor ein Be- 
zirksgericht in der von 11, auf Freisprechimg 
in der von 6, auf Anordnung weiterer Unter- 
suchung hfl der von 2 *^). 

D. Die Assisen. 

Diese aburtheilten im ersten Quartal 1854: 
12 Anklagen f 16. Jan. bis 8. Febr.), im zweiten 

10 Anklagen (18. April bis 2. Mai), im drilten 
14 Anklagen (17. Juli bis 5. August), im vierten 

11 Anklagen (16.— 28. Oktober). 

E. Der Cassationsfaof. 

Dieser erkannte im Jahr 1854 über 20 Cas- 
sationsrecurse gegen Erkenntnisse rheinhessischer 



*) In dem Geschäftnjahr 18"/^ gehörten zar Com- 
petenz der Assisen 61 , zn der des Bezirksgerichts 
467 F&Ue. 

**) Im Geschäftsjahre 18^/53 erkannte das Oberge-* 
rieht in 172 FäUen der Bemfting, von denen 17 a«». 
vorderer Zeit. 

***) Im Geschäftsjahre 18^/53 eriiess das Obcrge« 
rieht als Anklagekammer 68 Urtheile, von denen 20 
durch Oppositionen gegen Beschlüsse der Rathskammer 
veranlasta wurden. Von ihnen lauteten 36 auf Yerw^ 
sung vor die Assisen , 12 Aof Verweisung vor die Be- 
zirksgerichte , 6 auf Freisprechung, 14 auf weitere Un- 
tersuchung. 
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flericUe, ¥Ota ikiian Ift ivrworfeB, 2 Ar 1>e- 
grttndei erkMH w«rdai *) 

XX» Oiffli'6Clili|iiiogOw 

i. Me frtffixeA Starkenkus «nl OkeriiweA. 

A. Dio Sttdt- luid LundgerichU^)« 

(l.Jrfl 1863 — l.JiiÜ 1854.) 

a) In der Provinz Starkenburg. 

CUilprosease. 
im schriftliche Yerfahren 1885 ♦^) 

im mflndlichea oder gemiacbien Ver-* 

fehren 8215 

msanineii: 1050 
TOB denen ans ftühem Miren ttber*< 

gegangen waren 2698 

00 daas Unzukamen 7852 

Erledigt wurden 5394 

onerlcäigt bUeben 4656. 

Mahnverfahrent). 

Zahl der Mahnzettel 77,907 

Einwand wurde angezeigt 10,151 

Zahlberehle wurden erlassen 41/250 

Bairag der Mibnzettei, die bis zum 

Schlüsse des Jahrs, nicht bis zum 
weiteren AnniEen fUhrten 26,506. 

Concurse. 

Ans vorderen Jahren ist das Geschäftsjahr 

18(^/54 übergegangen 358 

darin neu hinzugekommen 153 

zusammen: 511 
Davon wurden erledigt 165 

nd blieben so inerledigt 346. 

b) in der Provinz Oberhet sen. 

Civilprozesse 

im schriftlichen Verfahren 1,991 

im mündlichen oder gemischten Verfahren 11,436 

zusammen: 13,427 
von denen aus früheren Jahren über- 
gingen 3,057 
so dass hinzukamen 10,370 
Erfedifft wurden 8470 
unerledigt bUeben 5,257. 

*) Im Jahr 1853 erkannte der Cassationshof über 
28 Cassationsrecurse , von denen 23 verworfen, 4 fttr 
beendet erklärt, einer theil weise verworfen, theii- 
weise ffir begründet erkl&rt wurde, s. Emmeriing 
a. a. 0. 

**) Die Competenz derselben ist nnbeschrinkt und 
durch Anfbebung der privilesirten Genchtsstinde im 
Jalir 1848 vermehrten sieh ilire Geschflfte. 

^ Dieses ist Regel , wenn Anw&lte handln, da 
die Anwälte ihren Wohnsitz am Sitze des Mittelge- 
lichts nehmen müssen. 

t) Eine Art von bedingtem Mandatsproeess , ge^ 
bildet durch ein Gesetz vom 31. December 1829, das 
Yerfahren in unbestrittenen Schuldsachen betreffend. 
t. Nachträge zur Hessen-Darmst. Civil-Prozess-Ordnung 
vom Jahr 1724 etc. Darmst. 1839, 8.514— 926. 



Mabttvdrfal'rtiir 

Zahl der Mahnzettel 90,500 

Einwand wmie aageiaigt 1^074 

2ahlbefehle wurden erlassen 44,072 

Betrag der MriiiidKil ^ dte Mi zAn 
Schlussß des Jahrs, nicht. Jl)is ^Ufi wei- 
teren Anrafen nihrten 33,554. 

GoBcnraa 

Ans den vorderen Miren auf das €le- 
schäflsjah^ iS^/u übergegangen 



scnniisjanr 10*754 uu«?r^c 
Darin neu hinzugekonunen 

DaTon wurden erledig 
und bUeben so unerledigt 



266 
123 

zusammen: 389 
119 
270 



B. Die Horgerfchte. 

Zahl der im Jahr 18£^ abauurtlieilenden 
Rechtsachen: 

1) bei dem Hofgericht der Provinz Star- 
kenburg 661 

2) bei dem Holgericht der Provinz Ob«-- 

. hessen 696 

von denen erledigt wurden bei ^^to^m 495 
bei Letzlerem 644 

Von den Erkenntnissen, welche diese Ge- 
richtshöre in zweiter Instanz erliessen, waren 
bestätigend: 

1) bei dem Hofgericht der ProvtniB St^r- 
kenburg 221 

2) bei dem Ho%ertcht der Provinz Ober- 
hessen 3W 

Dagegen abändernd: 

1) bei dem ersteren (iierichtohof 260 

2) bei dem letzteren 396 

C. Das Oberappellationsg^rlclit 

Bei diesem waren an abzunrtheltenden ge- 
schlossenen Rechtssachen im Jahr 1854 vor- 
banden : 
aus den vorderen Jahren 48 

als im Jahr 1854 hinzugekomme n 196 

zusammen: 244. 
Hiervon wurden erledigt 187*). 

t. We Prtfiu IMihami. 

A. Die Friedansgarickte« 

In Ihrer Eigenschaft als Yermilteler wa« 
rcn diese während des Geschäilsjahrs 18^/51 1» 
349 an sie gebrachten Saehepi tbMg. Vm die- 



•) Jahr 1853 : äos vorderer Zeil. 79» hinnigekom- 
men 80. Von dieser Gesammtxahl von 159 worden 
erledigt 112, und bUeben so am Schlüsse des Jahres 
unerledigt 47 , 32 weniger als am Schlüsse des Jahres 
1852, indem die Zahl der damals unerledig^ten geschlos- 
senen CivUprozesssachen 70 betrog. In neoester Zelt 
ist, was s^ anerkannt wird-, die Reehtspfle^ des 
obersten Gerithts eine sehr iörderlidie» 
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tmi in 258 kein VergleicS enM% ward, und ]m 
60 Fällen eine der Partbeidn nSeU «ricMen« 

In ihrw Bganidiaft al» Gerichte erlies- 
^en die Frtodeti^^ferichte in dtaem lahr ia»dUr- 
ilidle, unter denen 2939 Vorteadielde. Von 
den 3300 Bndnrtheilen waren: 
canliadictorisclie 1319 

OonlwMoiEiliirlteae 880 

Pvorogi^oaaanlieite IM. 

^. Die Bezirksgerichte 



Bö} diesen waren in dem Ge- 
sch^jahr 18^/» auf dieRoUe 
getragene Civilsaiiien 

Hiervon wi^en aus frf)heren Jah* 
ren 



Anhängig wura^ 
Erledigt wurden 
Zahl der Urtbeile: 
i) Definitiv« 

2) interlocutorische 

3) ConlfamacialurtbeUe 

4) PeUUonsurtheile 



Mainz. 


Aim 


1003 


741 


94 
909 
907 


14 
727 
732 


182 
354 
178 
430 


144 

327 
145 
218 


1144 


732. 


67 
46 


20 
24 


: «3. 
60 


44. 

28. 


60 
47 


28 
25. 



Rangordnungtfvarfahren 

m» den vonferen Jahren »- 

»ängig 
Anhängig wurden 

zusammen 
Hiervon wurden erledigt 
ntus wurden gefertigt: 

1) Definitive 

2) präparalorisch^ 

C. Die Handelsgerichte. 

Biai demHaniilelsg^cbt in Hains standen 

währaid, des Gescbäfmahrs 18^54 auf 

der Bulle .P/ozesse 850 

up4 swar ans vord«rer Zeil 51 

hinzofetuHnmen 80& 

d%voQ wmdM erle4gt 8*^ 

Urlh^lfi wurden erlassen 7M 



und «war: 

1) deihritiw 188 

2) interlocutorische 240 

3) Ckmtttnaoialurtheito 354 

4) Pelttionsurthäle 6 
Fallimente waren anhängig 15 
von denen 13 ans (k>(lhet(ef Zeit. 

Bei dem Bezirksgericht in Alzey als Ban«- 
delsgericht stmen in dem Gesdäfti^hr 
18^/51 auf der Rolle Prozesse 870 

und zwar aus vorderer Zeit kainOk 

BrMifli wurden 868 

Urlheiie wurden erlassen^^ md zwar: 

1) definitive 53 

2) interloentorfsehe löft 

3) Contumacialurtheile , 112 
Fallimente waren anhängig und zwar aus 

vorderer Zeit 9. 

D. Das Obergericht. 

Bei diesem waren in dem Gesebäftsjahre 
ld^/54 an Clvii*« und Handelsacben Be- 
rufungen anhängig 208 

von denen aus vorderer Zeit 23 

Erledifft wurden 172 

Urtheile wurden erlassen; 

1) De&iiUve 88 

2) interlocutorische 17 

3) Contumacial- und Terbindüngs- 
urtheile 34 

4) PetiUonsurtheile 27 

Ist 



zusammen : 



E. Der Cass^tionshot 

Am Schlüsse des Jahrs 1853 waren bereits 
fixirt zwei Sachen. Urtheile wurden erlösen, 
im Jahre 1854: 23*) 

Am Schlüsse des Jahrs waren bereits fixirt 
4 Sachen. 
Darmstadt. Bopp« 



*) Im Jahr 1853 wurden 20 Urtheile eriassen. s. 
Emnierlin^ a. a. 0. 



We CiTil« iil Strafreektopflega im Ienog:thw Aikalt-BessM-Ktthei 

im Jaltf 18U % 



Ana d«i' veriMTentUchten UebersicMen der Ci- 
vilprocaaa-^ und PrivatanlilagesacheB, wekhe bei 

■ ' ■ * ■ * I U I» ■ 1 < 1 ■ 

a> Vgl. S«165f. diarn Baades, die gleiche üeber- 
•ichl für das Jahr Id^/sa, wo ^ Jedoch &.166 In der 
Anm. statt Gesetz vom 4. Jannar 1849 „vom 30. Sept. 
1849** heissen, and ebendaselbst Sp. 1. Z. 23 n. 24 v. 
ob. so lauten mnss: „Unter den Bagatellsachen waren 
124 Alimenten- und 8ehwAngemngssachen , welche seit 
18Sa In dem Yerikhreii fir geringftgige Reclitssachen 
verhanddt werden.** 



den Gerichten dieses Herzogtbums im Jähre 1864 
verhandelt worden sind^ sowie der dmrcb Ap- 
pellation «1 das Herzog!. Anhalt. Oberlandesge- 
richt gelaoften Untersuchtingssachen^ ferner der 
bei den Gerichten em^r Instanz im Jabr^ 1854 
stattgehabten Verhandlungen der fi*eiwilligen Ge- 
richtsbarkeit und der bei denselben anhängig 
fewordenenUntersncImngssechen entnehmen wir 
«Igendes. 
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L HinsIchtUdi der CiTÜrechlspflege.: 
A. Bei den HensogUchen Kreifi^chtlMi sind 
Torgekommen: 

476 Ordinarstchen« worunter 
143 aus frttheren Jahren, und 
279 Extraordinarsachen , worunter 
27 aus tflerer Zeil ttbenregangette. 
DaTon kamen --w-8-»8 

1) auf 4» Kreisgeriehl Dessau 
a> Ordinarsaoben 181 
b) Extraordinarsaoheii 108 , 

woTon erledigt wurden durch Vergleich od«r 
Zurücknahme oder aanst 

lu a) 125, EU b) 101, 
diA'ch Abweisung ohne fiknlidies Erkenntniss 

st a) 3, zu b) — , 
durch Sistirnng 

zu a) 6, zu b) -, 
durch Erkenntnisse und Bescheide 

zu a) 80, zu b) 33 
und noch unerledigt geblieben sind 

zu a) 66, zu b) 2. 
Ein schriülicbes Verfahren fand in 31 Ordlnar- 
sachen Statt. , 

2) auf das Kreisgerioht Köthen 

a) Ordinarsachen 226 

b) Extraordinarsachen 83« 

Davon wurden erledigt durch Vergleich oder 
^ Zurücknahme 

zu a) 120, zu b) 49, 
durch Abweisung ohne förmliches Erkenntniss 

zu a) 16, zu b) 7, 
durch Sistirnng 

zu a) 8, zu b) 6, 
durch Erkenntnisse und Bescheide 

zu a) 110, zu b) 16, 
schwebend geblieben sind 

zu a) 83, zu *b) 27, 
Si^hriftlich wurde in 93 Ordinarsachen und in 
3 Extraordinarsachen verfi^ren. 

3) auf das Kreisgericht Zerbst 

a) Ordinarsachen 69 

b) Extraordinarsachen 93, 

wovon erledigt wurden durch Vergleich oder 
Zurücknahme 

zu a) 19, zu b) 12, 
durch Abweisung ohne förmliches Erkenntniss 

zu a) 1, zu b) — , 
durch Sistirnng 

zu a) — , zu b) — , 
durch Erkenntnisse und Bescheide 

zu a) 50, zu b) 83, 
und unbeendigt geblieben sind 

zu a) 25, zu« b) 14. 
In 24 Ordinarsachen wurde schriftlich verfahren. 

Bei den Kreisgerichten und Kreisgerickts^ 
eommlssionen waren anhängig zusammen 
2709 Bagatellsachen, worunt^ 
108 aus früherer Zeit in das Jidur 1864 

übergegangene und 
114 Alimenten- und Schwingerunffssacfaen. 

Die grösste Anzahl der Bagatellsachen kam 
vor bd dem Kreisgericht Käthen mit 1044, die 



Uehifle AmnUbMideri 
Gross Alsleben m\ 37. 
Davon wurdts eHedigt 

itarch Verg^eicb oder ZMIcksihme 2297 
durdi AbilretoiBg ohne Erkeontofa» 30 
durcK SiMruig 96 

durch Erkenntniase und Bescheide 306 . 
achwebend blieben 1C6 

In Sachen der freiwillig jsa 6«rickts- 
bark^t betraf die Geschäftsfittrang der KreüH 
gerichte und deren Commissionen im J. 1864: 
1627 Kauf- Tausch- und , andere Conik^Kte mit 
einem^ Ges^muitwerth ier Vertragssumme von 
1,966064 Thim., 1181 ^huld* und Hypothek- 
verschreibungen mit eliier Vertragssumme von 
689067 Thlm., 269 Cessionen mit 228158 TUni^ 
1672 Quittungen mit einem Objecto von 801876 
Thlm. , 240 Ehestfftungen mit einem Olgect von 
261096 Thlm, 197 Testamente, 1362 Yormund- 
schaiissachen und Erbregulirungen, '310 Lehns^ 
und Erbenzinssachen und lOlO sonstige Acte 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

B. Bei dem Herzogin Oberlandesgeridit ka- 
men 260 Civilsachen vor, nefamlich 

a) Ordinär -Processsachen 63 

b) Separalionssachen 7 

c) ExlraorAnaraneben 34 

d) Justizbeschwerden i^ 

Die durchschnittliehe Daudr der hnkms kefror: 
SU a) 140 Tage, zu b) 83 Tage, zb c) Z3 
und zu d) 16 Tage. 

Confirmatoriscoe, req». abweismde Erkenntr 
nisse waren: 

zu a) in 26, zu b) in 6, zu c) in 23 md 
zu d) in 94 FäUen. 

Reformatorisch , resp. ^Hisstatorisch und ab- 
helfend waren die Erkenntnisse: 

zu a) in 16, zu b) In 1^ flu c) In 6 mid zu 
d) in 42 Fällen. 

Von den Ordinär-Prozesssachen bMk' 1 noch 
schwebend, und in 84 derselben wurde v()ftai 
Herzogl. Oberlandesgericht, In 1 vbm Herzori. 
und Gesammt-OberappellatüNisgc^ehl tnd in 
12, worunter 2 Läuterungen, void auswfirti|jM 
Spradibehörden auf Antrag der Partbelen erkannt 
In Separationssachen istln^A vom OberlMtes^' 
gericht und in 1 auf Antrag der Partheien voa 
einer auswärtigen Sprachbehörde erkannt worden. 
. n. Binsicbtllchder Strafrecbtspflege. 
1) Bei den Heirzöglid^ Kriägeri^MBn und 
Kr^sgerichtscommiSsionen waren zusammen 873 
Privataiiklägesachen anhängig, wovon 146 
auf das Kreisgericht Dessau, 296 auf das Kreis- 
gericht KdOieR und 80 aut das' Krelsgeiicbt 
Zerbst, die übrigen auf die 9 KreisgerlohtocoHh 
missionen kamen. Davon wurden erledigt: 
durch Vergleich oder Z«rtt<tknahme 666 
durch Abweisung ohne Erkenhtnissr 6 

durch Sisthung 16 

durch Erkenntnisse und Bescheide 164 

unerledigt blieben 3. 

Von den Erkenntnissen wiffen 16 freispre- 
diend. ^ 
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woltschaft hüben im Juhff) iBöi l>6i ^Krekh- 

gerichten und deren Commissioneii 718 neue 
ntenmchungen wegen Verbrechen, Vergehen 
imd UeberirMBigeay nehnUph:. ; 

28 vfegen Ungehorsams gerai öffentliche Be- 
' bürden und Ffie^nsstdi'iingen/ 
6 » Verbrechen wider das Leben. 
25 v>' Verbredien 'wider die Gt^sdn^dh^t, 
' 6 ' ^> Ycri^oÄg der persöifflchen Frelhfeft, 
13' 1^ gemein^eRhrllcher Handlangen , 
11 V TerieUufig des Eides und der Ehr- 
erbietung gegen die Religion ^ 
48 yy Verletzung der Ehre ÖffbnlUcher Be- 
amte, 
469 y, Diebstahls md Veruntreuung, 
41 n beirflgerlscher Handhmgen und Fäl- 



28 ^ BeeintrSchMgttng fremden Eigen- 

thufflS^ 
3 y, weg^ir nieihtverletsungen Ih be- 
sonderen Verhfiltnissen, 
^20 y, Hotedfebstabls nach f. 1 des Gesetees 

Ilr.-28S, 
10 ^ Verletzung der Sittfichkelt , 
27 yy Vagabondfr^s uhd Bettebis im Rück- 
' falle 



718 In Summa 

beantragt y von welchen 618 erledigt und 100 

schwebend geblieben sind. 

Diese Untersuchungen richteten sich gegen 
1061 Personen, nehmllch: 

aj wegen Uebertretungen geg^ 645 Per- 
sonen, yon denen 388 männlichen und 257 weib- 
lichen Geschlechts, und 25 unter 14, 49 zwi- 
schen 14 und 18 und 571 über 18 Jahre alt 
waren , und nach den letzten Straferkenntnissen 
536 Personen, einschliesslich 102 rückfälllffer, 
vemrthdlt, 76 freigesprochen und 33 der An- 
klage durch den Tod oder Einstellung der Un- 
tersuchung enthoben worden sind. 

b) wegen Vergehen geffen 345 Personen, 
264 männlichen und 81 weiblichen Geschlechts, 
von welchen 4 Personen unter 14, 16 zwischen 
14 und 18 und 325 über 18 Jahr, und nach den 
letzten Straferkenntnissen 274, einschliesslich 
32 rückfälliger, verurtheilt, 38 freigesprochen 
und 33 durch Tod oder Einstellung der Unter- 
rachung der Anklage enthoben worden sind 

c) weffen Verbrechen gegen 71 Personen, 
50 mänmichra und 21 weiblichen Geschlechts. 
?on denen 1 Person unter 14, 1 zwischen 14 
und 18 und 69 Ober 18 Jahre waren und nach 



4m MMem StmCerkeinUsaeQ 44, iaoUia cOck- 
lalUgefv, verurtbeilt, 21 freigecfproehßni |in4 |B 
4mch Tod oder EiosteUung der Unt#rsu(4mg 
der Anklage enthoben worcfen sind. 

Vfm iNiigen 718 StraffäUen sind bei dem 
Kreisgericht DesBau und dessen Comniissionen 
300 ÜntersuchHng^ gegen 529 Personen, bei 
dem Jfrrisgericht Köthen nebst Commlssi^en 
2.97. Untersuchungen geffon. 339 Personen und 
bei dem KjreisgerichtZerbst und Commission 181 
Untersuchimgen gegen 193 Personen anhängig 
geworden, 

3) Ausserdem wurden bei den Kreisgerichten 
und deren Commissionen 1200 Untersuchunffepi 
weg^ Farst- und JagdTrevel gegen 1280 
Personen, 763 männlichen und 517 weiblichen 
Geschlechts, 61 unter 14, 99 über 14 und 1120 
über 18 Jahre eingeleitet, von welchen 1126 
erledigt worden und 74 schwebf^nd geblieben 
sind« 1190 Personen wurden verurtheilt, 37 
freigesprochen und gegen 53 wurde die Unter- 
suchung eingestellt. 

B. Das Im J. 1854 dreimal zusammengetre^ 
tene Geschwomengericht urtheilte 33 Falle gegen 
fö Personen al ^ mannlichen uud 
21 welblidien n und 44 vei"- 
urtheilt, 21 i n wurden« In 
2 Fällen wur vor geQUItem 
Urtheile, begna ^ , i Militairgerich- 
(en überwiesen und 1 entzog sich der Untersu- 
chung durch die Flucht Gegen 1 Person wurde 
auf lebenslängliches Zuchtbaus, Im Uebrigen auf 
88 Jahr 8 Monate Zuchthaus, auf 12 Jahre 4 Mo- 
nat Arbeitshaus und 2 Jahr 4 Tage Gefängniss 
erkannt 

C. An das Herzogl. Oberlandesgericht ge- 
langten durch Appellation, In erster Instanz durch 
Eiiizelrichter- entschiedene Untersuchungs - und 
Privatanklagesachen 96 und in wichtigem Un- 
tersuchungssachen 52. — 

Vergleicht man nun die Crlmlnalstatistik des 
Jahres 1854 mit der des Jahres 1853, so hat 
sich die Zahl der Untersuchungsfälle um 131 
vermehrt, zu welchen 124 gegen das Elgenthum 
ffehören, und von denen 58 auf den C^richts- 
bezlrk des Kreisgerichts Dessau, 45 auf den des 
Kreisgerichts KöUien und 28 auf den des Kreis- 
gerichts Zerbst kommen. Auch der untersuch- 
ten Forst- und Jagdfrevel sind 352 mehr ak 
im Jahr 1853, wovon auf den Bezirk des Kreis- 

Serichts Dessau 280, auf den des Kreisgerichts 
öthen 44 und auf den des Kreisgerichts Zerbst 
29 fallen. — e. 
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frfmüw. hk dm JL Prettss. 8tat«Jb«iBhafte HlftHIMr ist <lto JttafifaMMMMlIett^WHIiren- 

lür 1855 Ist unter den Einnahmen das Ju- casse mit ^205 Ibtr. fl%6fllhrt 20. 

«Iftministeriura mit folgenden Poi^n ad^ 
geführt: ' 

1) Gerichtflkosten 8168885 Thlr. Baien. Beim OfMsh. Bad. Iia%erfelite des 

2) GebMren, welche d^ 6e^ Htttelrhein Kreises (in BrochsaL Präsident der 
amtenaisEmoluttentezusM^m 251596 „ gewesene SUatsrath Bekk) worden Im J. 1854 

3) Strafen 264258 >> erledigt: 

4) Verschiedne annahme n 1649*26 „ A. Civilsachen, voa 1045 im Gänsen 934^ 

Summa 8849675 Thb. davon 835 dorch Urtheil, in den Vonahren sind 

Hierüber Ist die Justlz-Ollcianten-Wlttwen- erledigt worden, und «war im J. 1851 1136, 

casse mit 4295 Thlr. aufgeführl. i« J- 1852 — 1297, Jm J. 1853 r- 1133. 

Ausgaben desselben Departements sind B. Strafsachen, an soliqhen sind in I. In- 
angegeben: ^^ns abgeurlheilt worden von 1047, 1007; in 
IjMinisterimn, persönliche Ausgaben 92900Th!r. II. Instanz von 133, 132. Von derAnklagekam- 
2) „ sächliche ^, 6170 „ mer wurden von 96 AoArägen de^ Staatsanwalts 
' 3) Oberlribunal, persönliche ,, 181536 „ 40 durch Verwelswig lan das Hofgericht, 23 
'4) ,, sächliche „ 5200 ,, durch Verweisung an das Schwurgericht und 28 
6)ImmedlatJustlz-Exarti.Commlsslon 6824 „ durch EinsteUong des Verfiihrens erledigt 

6) Obergerichle,persönl. Ausgaben 1110515 „ Die 23 Schwurgerichtsfälle betrafen 32 Perso- 

7) „ sächliche „ 82504 „ "«i, von denen 28 verurtheilt und 4 fireigespro- 
^8) üntergerichle, persönl. „ 6171846 „ chen wurden. In den Vorjahren sind von der 

9) cünM 772524 ^y AnUagekammer erledigt wordei^, und zw«* jm 

10) C f 66 1425 5, Jahr 1851, 58 Untersuchungen, von denen 18, 

11) E im Jahr 1852, 148 davon 4$, und im Jahr 1653 
j 622934 ,, — 100 davon 32 dem Schwurgarfehte fiberwfe- 

12) S 15000 „ sen wurdai. — 60. 

13) l 
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Summa 10768878ThU-. 
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1. ligKnie RtehtsgeseUdae. 

Unter dieiem Titel refbfirt der Geh. J. R. 
D. Bieoer so Dresden in der Zeitschrift f. d. R. W. 
d. Ans!. Bd. XXVIII. S. 19 f. Aber ein in England 
enelrieDenes, jedoch ron einem Deotsehen verfassted 
Werk über die Markgerichte der Angebachsen (von 
William Maurer, — London, Manchester 1855). 
Die Gegenstinde, welche vomigswefse in •dieser 
Schrift erörtert und auch yon Biener mit Bexiehung 
Mf die einschlagende Literatur besprochen werden, 
sind das frane-pledge und dfe Jory. Die Grund- 
hge der letzteren findet M. darin, dasi bereits bei 
den Angebaehsen kleinere wie grössere Gemeinden 
in den geineinsehafifichett «ad gerichtlichen Ange* 
legenheiten deroh eine gewisse Zahl angesehener 
Gememdeglieder vertreten wurden, welche demnach 
als Midppen antnaehen sind. Jene Reprfisentanten 
oder Schoppen sind nach und nach bei grösserer 
Centrahsation der Gerichtsbarkeit in die Hände kö-^ 
BigUcher Bidhörden ebenfalls afs Stellvertreter der 
fremeioden so den Gerichtstagen in Anwenduttg 
gekommen und haben, seit sie dvrch einen Eid 
besonders verpflichtet wurden, den Namen ab Ge^ 
schworhe, sowie ihr Verein den Namen Jury er- 
halten« 32. 

t. BigUsdiei Strafirecht. Die Bntwtlrfe $o Cri- 
miaalgeselKb. and die Gutachten der lUnfiehB Bichter 
tber du» Codücationafrage. 

Bereits Bd. I. 8. 94 f« dieser Jahrbflcher nt Ober 
die leibhaften Discussionen referirt worden, welche 
in der englbchen Fresse für und wider dit neuen 
Entwürfe und die ihnen ungünstigen Gutachten der 
fünfzehn Richter stattfinden. Mittermaier Iheilt nun 
in einem Atritsatie (krit. Zeitschr. d. KW. d. Ausl 
ftd. XXVIL 8. 209 f.) noch Mehrere» über diese 
Discussionen mid insbesondere die gedachten Gut- 
achten mit. Der Hauptpunkt' bei dem Streite bt, 
ob es rSthlich sei, das sog. common tew td codi- 
Iclren, d« h. das bestehende ungeschrieben^ Recht 
aof feste gesetzliche Regehi lurttckxuftthren. Die 
Richter ffOrchten, dass mit der Codification ein 
ichliBmer Zustand der Rechtsunsicherheit eintreten 
werde, indem es unausführbar sei, durch Definitionen 
Jeden möglichen Fall su umfassen; die Richter wttr- 
deo, statt wie seither alte Grnndsitie auf neue 
FiUe anxuwenden, kttnftig nach den Worten der 
Definitionen sich richten. Mittennaier referirt nun 
Kinielheiten der Bntwfirfe und der Einwendungen, 



besonders betreffs der Definitionen (hier torrttglicli 
nber Mord und Todtschlag). Die Wirkung der Ver- 
handlungen über die Bills war, dass am 11. August 
1854 die Parbmentscommission daranf antrug, nicht 
in die Berathung der Bills einiugehen, jedoch du 
in den Statuten enthaltene Criminalrecht rorent sn 
sammehi, systematfsch su ordnen und die nothwen- 
&ig scheinenden Verbesserungen und Zusätze tti 
machen. tZ. 

i. Die StuneieiiMligkeit ier CeohwiieMi 
ii Biglinl 

Die verschiedenen Versuche, in dem angege- 
Irenen Funkte die englische Gesetzgebung zu finden!, 
sind gescheitert, obwohl in Schottland nur Stim- 
meumehrtteit ausreicht. Selbst Lord Broughatti 
hat sich dahhi ausgesprochen, wie er grossen An- 
stand nehmen wfirde, zuzustimmen, dass auch in 
Strafsachen das Erfordemiss der Stimmeueinhel- 
llgkeit, aufgegeben Werden solle. Neuerding;8 
ist die Frage in einem Journale, welches die 
neugebildete juristische Gesellschaft Englands heraus- 
gibt, von dem durch seine Schrift Über den Beweb 
bekannten Herrn Best zum ersten Male in England 
einer wissenschaftlichen Prüfung unterworfen wor- 
den. Herr B. spricht sich, unter Abwfigung der 
Gründe für und wider und mit Rücksicht auf die 
gemachten Erfahrungen, welche eine Abfinderuhg 
nicht verlangten, gegen die Aufhebung der Stim- 
meneinheit aus. lieber die Abhandhing referirt Mit- 
termaier in der krit. Zeitschr. d. RW. u. Gesetzg. 
des Ausl. Bd. XXViÜ. S. 1 f. Herr B. findet es 
auch nicht gerechtfertigt, dass (wie in Schottland) 
die Mehrheit entscheide, wenn die Jury binnen 
12 Stunden sich nicht einige. Mittermaier fügt 
selbst Ergebnisse eigner Beobachtung an. Die Be- 
rathung der Jury in England dauere meistens nur 
kurze Zeit, ohne dass sie sich zurückziehe, da ihr 
Geschäft mit Rücksicht auf die Verhandlimf; , die 
Richtung der AnkJageacU und die her|imm)ichen 
Beweisregeln viel einfacher ind leichter »ei, ida 
£• B. bei der französischen Jury mit ihrer intime 
conviction, auf welche durch eine Masse entfernter 
Verdachtsgrtlnde, durch Sthhbse aus dem Character 
des Angeklagten, durch Hereinziehen der Zeugnbsa 
vom Hörensagen etc. eingewirkt werde. Das Zo- 
rückziehen der Jury erfolge in England meistena 
nur, wenn von einem oder einigen Geschwomen 
Zweifel gegen die Sctiuld erhoben würden und da« 
her eine Berathnng zur Besprechung der Zweifel 
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wttnschenswerth sei. In Nordamerika halte man 
iwar an dem Erfordernisse der Stimmeneinheit fest, 
allein es werde hier immer mehr der in England 
bisweilen beobachtete und von Livingston empfohlene 
Ausweg betreten, dass die Jury von dem Richter 
entlassen werden könne, wenn nach einer gewissen 
Zeit keine Wahrscheinlichkeit sich ergebe, dass^nie 
übereinstimmen werde. In Nordamerika kommt der 
Fall öfters als in England vor, dass die Jury sich 
nicht vereinigen kann; insbesondere bei Capital- 
sachen, hier vorzüglich wegen des immer mehr sich 
ausdehnenden Widerwillens gegen die Todesstrafen. 
In Deutschland hat nur die Braunschweig. Gesetz- 
gebung das Princip der Einhelligkeit adoptirt und 
es hat sich daselbst bewährt. Seit 1852 ist daselbst 
nur ein Fall vorgekommen, wo die Jury sich nicht 
vereinigen konnte. 32. 

4« Ueber das englische Gesetz „für fernere 
Verbesserung des Verfahrens und fUr Erweiterung 
,der Befugnisse der höheren Rechtshöfe in West- 
minster und in den Pfalzgrafschaften Lancaster und 
Durham (17. 18. Yict. cap. 125. — 12. Aug. 1854) 
TefertrI Reg. RaCh RUttimaim in Zflrich in der krit. 
Zeitochr. der RW. des Auslands Bd. XXVII. S. 323 t 
Hervorzuheben ist, dass in Zukunft bei Benrtheilung 
von Thattragen die Mitwirkung einer Jury entbehr- 
in die Parteien durch eine schriftlich 
d von dem Gerichte genehmigte Ue- 
iesem den Entscheid des Streitpunkts 
iben. Auf die Form des mündlichen 
Ds und auf die Beweisregeln übt der 
Jury keinen Einfluss aus. Gegen den 
Richters findet übrigens ein Rechts- 
egen das Yerdict der Jury nicht statt, 
Antrag der Parteien beseitigt werden 
es mit dem Ergebnisse der Beweis- 
ellem Widerspruche steht. Die Uebßr- 
Sache an das Schiedsgericht ist ^enau 
seine hierauf gerichtete Vereinigung 
besonders geschützt worden. Das 
1 selbst ist begünstigt und das Recht 
zur Vertagung ausgedehnt worden. 
Auch sonst enthält das Gesetz vielfache Verbesr 
seningen des zeitherigen Verfahrens und insbeson- 
dere sind mehrere Befugnisse den Rechtshöfen ein- 
geräumt worden, welche früher ausschliesslich den 
BilUgkeitshöfen zukamen. Ebenso sind Bestimmungen 
erlassen, welche dem Gläubiger die MögUchkeit 
.verschaffen, Forderungen des rechtskräftig verur- 
theilten Schuldners zu seiner Befriedigung zu ver- 
wenden. 32. 

t. Me leiealen LeiftangM aif den Miete der 
te<4tiris8eisehaft ii Ht rdamerika. 

Ueber dieselben referin Mittermaier in der krit 
26it8chr. für die GeseUgeb. und RW. des Auslands 



Bd. XXVin. 8. 108 f. Er bemerkt, dass in Ame- 
rika auch eine bessere wissenschaftliche Riehtmg 
in den dasigen juristischen Werken sich Bahn breche. 
Es enthalten die meisten zeitherigen Werke und 
zwar selbst diejenigen, welche Ober einzelne Lehren 
sich verbreiten, keine geschichtliche und philoso- 
phische Entwickelung , sondern eme mit Beziehung 
auf die Werke,' welche das common law erörtern, 
und vorzüglich mit Anftthmng aller ergangenen 
PräJudicien practische Erörterung der Lehre. Ei 
zeige sich ein mangelhafles Studium des römischea 
und des germanischen Rechts und der Mangel rechts- 
philosophischer Untersuchungen, dem man auch aof 
den amerikanischen Universitäten begegne. Zu des 
wissenschaftlichen Werken gehören die Werke von 
Kent (von dessen Commentar jetzt die siebeate 
Ausgabe erschienen ist), Story, Greenleaf, Walkar 
und Wharton. Mittermaier referirC Ober sechs aeoe, 
zum Theil umfangreiche Werke. 32. 



C. Nf Himerikaiiachea SUatareeht. 

Von dem Referate über zwei Schriften Betreffs 
nordamerikanischen Staatsrechts nimmt R. Mohi ia 
der krit. Zeitschr. der RW. des AusL Bd. XXVIL 
S. 283 f. Veranlassung, über die Literatar des 
Staatsrechts von Nordamerika «nd dessen Entwicke- 
lung, sowie über die Bedeutuiig desselben bei deai 
immer mächtiger sich entfaltenden poUäukea Ein- 
flüsse Amerikas über seine Grenzen hiaans sidi za 
verbreiten. Er findet einen Schwerpnnkt, der ins- 
besondere die Aufmerksamkeit Europas verdieae, 
in der stetigen, ab^r unwiderstehlichen und noch 
keineswegs bei ihren letzten Ergebnissen aagelaagtea 
Weiterentwickelung des democratischea Principes ia 
den Vereinigten Staaten. Es habe ditnelbt eine 
immer entschiedenere, <Ue Auffassnng zur Zeit der 
Lostrennung von England weit Qberfiiegende Ent- 
wickelung erlangt, zu Folge welcher auch die Wahl 
aller Beamten ftir das Volk selbst gef(MPdert, eine 
möglkbst kurze Amtszeit bei allen Stetten als IS»* 
bot des Rechts und der ZweckmissigkeH darge^B 
und die Beseitigung aller Schranken, welche deai 
Willen der jeweiligen Mehrheit gesetzt werden 
könnten, als nothwendige Folge der Volkshetrschaft 
angestrebt wird. Die Folgen dieser Verinderungaa 
fangen in einer, nicht gerade erfreulichen Art be- 
reits sichtbar zu werden an. Der Verf. weist dies hi 
mehreren wich%en Punkten nach. Sehr interessant 
ist die Mittheilung über die Entstehung der Ver- 
fassung in Califomien und über die Verbessenaf 
der Verfassung in Massachusetts. Der Verf. pro- 
phezeit eine trObe Zukunft in den Vereinigten 
Staaten« 32. 
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tt. AiiflhflidMr CMimitaf n Peterimcli's 
LebfiMKk 4et fmeinen ii BonbcUaiiil giltigea teitt- 
fiiton ftechb von Prof. Dn Karl Eduard H or- 
gladt. Nach dem Tode Morstadts voUendet von 
Dr. EdiL O^eDbrüggen, Prof. d. Rechte an 
der UniT. Zttrtclu Schailhaasen, Hinter 1855. 
XVI. S.tt.S.561— 816. 8. 

Hr* Prof. 0. bat auf den Wunsch der Ver- 
bgsluHMUuiig die Vollendung (tes tforstadt'soben 
Cmmteatara überBominen uim bennerkt ausdrück- 
lich in dw Vorrede, dass er dless nicht im Mor- 
atadt'schen Sinne , sMdem mter dem Gesichts- 

SiHlkie ^nachxuweiflen, bis zu welchem Punkte 
ie Yoo Fenerbacb neubegründete Wissenschaft 
des gemeinen deutschen Sirafrechts durch seine 
Zeitgenossea uttd Nadifolger geliifart worden sel/^ 
unteraommea habe. So erwünscht es nun auch 

Sewesea wäre, die Mühe und den Fielss einer 
erartigen Fortf&brung Seiten des jetzigen Her- 
ausgebers lieber einor selbstständigen und das 
ganze Gebiet des Strafrechts umfassenden Arbeit 
aesselben zugewendet zu sehen, so ist doch je- 
denfalls auch die vorliegende Arbeit als eine werth- 
volle Bereicherung der criminalistischen Litera.ur 
um so mehr anzuerkennen, als sie mit grosser Be- 
lesenheit und zugleich mit scharfer eigner Kritik 
die Ergebnisse der neueren criminalistischen 
Forschung im Bereiche der, den grössten Theil 
des speciellen Strafrechts umfassenden zweiten 
Hälfte des Feuerbachschen Lehrbuchs darstellt. 
Das Buch kann daher als ein sehr guter Führer 
auf diesem Gebiete des Strafrechts empfohlen 
werden. Auf Specielles ist hier einzugehen nicht 
der Ort; der Unterzeichnete erlaubt sich daher nur 
Einen Punkt nachtragsweise hervorzuheben , der 
wegen der geringeren Verbreitung des gleich zu 
erwähnenden Scbrfftchens weniger bekannt sein 
dtefte* Auf S. 630 ist von Feuerbadi und Osen- 
tettggen der Int^relaUon des bduHAten Art 142 
lähib. L Reebltwifs. 1855. 



der P. G. 0. besondere Beachtung gewidmet und 
verschiedene Deutung desselben yersucht wor- 
den. Die Schwierigkeit derselben, die insbe- 
sondere in dem Ausdruck „tödliche Handlung^^ 
liegt, wird indess dadurch wenigstens zum gröss- 
ten Theile gehoben, dass, wie der Unterzeich- 
nete in einer akademischen Gelegenheitschrift 
„zur Textkritik der CaroUna, C. 1854" S. 27 ff. nadi- 
ge wiesen zu haben glaubt, in dem (überhaupt 
der kritischen Feststellung sehr bedürftigen) Texte 
der P. G. 0. an jener Stelle statt „tödUche" etc. 
„thätliche Handlung" gelesen werden muss. 

Schletter. 

91. Das Straf^eckt in Kurkessen. In einzelnen 
Abhandlungen von Herm. Ker stin g, Geh. J.Rath 
und L.G. Dir. in Fulda. II. Buch 6. und 7. Heft 
Rinteln, Bösendahl, 1855. 

Wir btsiben das Verdienstliche dieser Schrift 
schon bei der Anzeige der ersten Hefte (Bd. I. 
S. 335 d. Jahrb.) rühmend anerkannt und be- 

Snügen uns daher, hier mit der Bemericung, 
ass dieselbe nunmehr mit dem 7. Hefte geschlos- 
sen sei. Ein besonderer Abdruck daraus ist 
unter d. Tit. „die Vergehen gegen die Finanz- 
hoheitsrechte insbesondere gegen die Zoll- und 
Steuergesetze nach dem Rechte des Kurf. Hes- 
sen, bezüglich des Zollvereins^^ (Rinteln 1855) 
^schienen. 2. 

92. Lehrbndi des Schweizerischen Strafrechts 
nach den Strafgesetzbüchern der Schweiz. Von 
J. D. H. Temme, Dr. und ord. Prof. d. R. in 
Zürich. Aarau, Sauerländer, 1855. XV. u. 684 S.S. 

Der fidssige Hr. Verf. hat hier eine Zusam- 
menstellung der Grundsätze der neueren Schwei- 
zerischen Strafgesetzbücher unternommen, wel- 
che zwischen den J. 1805 und 1851 in Aargau, 
Tessin, St Gallen, Basel, Schaffhausen, Zürich, 
Lnzem^ Thurgao, Waadt, Freiburg und Graubünden 
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emanirt sind. Diese Schrift erstrecki sich daher 
nicht auf die übrigen Kantone, in denen mit 
Ausnahme von Genf, Bern una Solothum, die 
im Wesentlichen französisches Strafrecht haben, 
kein besonderes geschriebenes Recht, sondern 
vorzugsweise Rechtsübong der Gerichte gilt Die 
Grundsätze der ersterwähnten Kantonafstrarge- 
setzjzebungen, sowie des Bundesstrafrechts von 
1853 sind von dem Verf. in Form eines Lehr- 
buchs zusammengestellt, wobei derselbe in der 
Hauptsache die^ordnung seines Lehrbuchs des 
preussischen Strafrechts (Berlin 1853) beibehal- 
ten hat. Dabei ist der Verf. ebensowohl auf 
weitere Entwickelung und kritische Betrachtung 
einzelner Sätze jener Gesetxbücher, als auf Ver- 
gleichung deutscher Gesetzgebungen einffoffan- 
gen, und hat insbesondere den einzelnen Lehren 
Auslährungen auf Grund der gemeinrechtlichen 
Doctrin vorangeschickt. Ueber die Bedeutung 
der Schrift fiir die Schweizer Juristen vermö- 
gen wir von unserm Standpunkte aus kein be^ 
stimmteres Urtheil zu geben; iiir die deutschen 
Criminalisten aber ist sie jedenfalls eine höchst 
schätzbare Darstellung von Recbtsgestaltungen, 
die wlssenschafllich und national oer unsrigen 
eben so nahe verwandt als fast gänzlich unbe- 
kannt sind. In diesem Sinne verdient Hrn. T.'s 
Schrift die volle Beachtung unserer Crimjnal- 
rechtswissenschaft. 8. 

13. GescUcUe des braadenhvgiseh-Breiigsi- 
scken Strafrechts. Ein Beitrag zur Geschichte des 
deutschen Slrafrechts. Von Hugo Hälschner, 
Dr. und Prof. d. Rechte an d. Univ. zu Bonn. 
Bonn, Markus 1855. [Auch unt d. Tit.: das 
preussische Strafrecht L Th.] VI. u. 283 S. 8. 

Wenn wir die vorliegende Schrift nicht un- 
ter dem Gesichtspunkte des Territorialrechts, dem 
sie zunächst angehört, sondern unter dem der 
Strafrechtswissenschaft überhaupt hier zur An- 
zeige bringen, so geschieht dies wegen der un- 
vereennbaren Bedeutung, die sie itlr letztere 
bat. Der Hr. Verf. bemerkt selbst in der Ein- 
leitung, dass die Geschichte des brandenburgisch- 
preussischen Strafrechts nicht blos innig und 
unauflösslich mit der des deutsohen Strafrechts 
verflochten, sondern selbst nur ein wesentlicher 
Bestandtheil des letzteren sei. Und er hat in 
der That einen höchst werthvollen Belb^g zu 
den letzteren geliefert. Er entwickelt in dem 
ersten Kap. „das Strafrecht des Mittelalters^ 
nach einem Ueberblick des ältesten Rechts- und 
Verfassungszustandes der Mark Brandenburg die 
strafrechtlichen Zustände des Mittelalters, die 
Elemente der Fortbildung des Strafrechts, und 
das Strafrecht des Sachsenspiegels, woran sich 
dne Darstellung des Strafrechts der Mark Bran- 
denburg auf der Grundlage des Saclisenspiegels 
schliesst. Das 2. Cap. ist der Umbildung des 
Strafrechts am Ende des 15. und Anfang d^ 
16. Jahrh. gewidmet; der Einfluss des Wormser 
Landfriedens, die Umbildung des Straff erfiahrens 
und dessen Einfluss auf das Stnfreckt, die tf* 



roler Mallfiiordnnng, die radolphseller Halsge- 
richtsordnung und die wormser nefonnaUon, (Ua 
Bambergensis und die Carolina, sowie die Um- 
bildung des brandenburgischeo Strafrechts unter 
dem Zuflüsse der beiden letzteren kommen hier 
nach und nach in Betrachtung. Im 3. Cap. ist 
die Entwickelung des deutschen und des braa- 
denburgisch -preussischen Strafrechts Im 16. 17. 
und Anfange des 18. Jahrh. erörtert; auch hier 
sind Einzelabschnitte ((. 11 und 12) der straf- 
rechtlichen Doctrin des 16. Jahrh. In Ihrem Ver- 
hältnisse zur Gesetzgebung und Praxis, sowie 
den sächsischen Criminalisten des 16. Jahrh. ge- 
widmet. Im 4. Cap. ist s»dann das deots^ 
und preussische Strafrecht im Zeltalter Friedricii 
des Gr., Im 5. Cap. die Strafgesetzsebung des 
Allg. Preuss. Landrechts und im 6. Cap. du 

Ereussische Strafrecht sei der Zeit des AllgeiQ. 
. R. bis herab zum Sirafgesetzbucbe von 1851 
behandelt Selbstverständlich tritt das specffisch- 
prens^isobe Element in den letzter^i Capiteh 
mehr als In den früheren hervor, und es ge- 
nüge daher hier in dieser Hinsicht die allffeneine 
Inbdlsaagahe, mwit auch rieren «pedelto Wür- 
digung unter dem Eingangs merst erwühaten 
Gesichtsptukte zu erfolgen hat. Desto mtk 
gilt es hier die Hervoi^ong der Bedeutong 
der ersteren, grösseren Hälfte dieses Bncls, ii 
welcher mit genaaer Sachk^uitnlss md t'etei 
Studium , das sich weniger in Citatea und De- 
tailuntersuchungen als in einer umsichttgen und 
richtig würdigenden Dariegunff der nanakUal- 
tigeu Gliederung des dentscbea RecMitahns 
kund glebt, eiM dien womM CormeU sehr ab- 
sprechende, als materiell befriedigende, bdehr 
rende und aaregesde Darsiellui^ des Eiilwicka^ 
lungsgaoges des deutschen Strafrecbts in sefnen 
verschiecfenen Stadien gegeben ist, te sich 
dann jedesmal die speciale Betrchtmig des gl^ 
chen Ganges in Brandenburg anreiht Wer de 
grossen Lücken keimt, die auf diesem GdMe 
der Rechtsgeschichte noch vorhanden slad, irird 
ein Werk dieser Art, das ftbrigeM aoeh vlel^ 
bfih eigne Forschungwesaltate imd Winke ttr 
weitere Erörterungen enthält, mit Freuden be* 
grüssen. tO. 

H. Ziff CescUckte des detlacken StfalncUi. 
Von Hm. v. G. in G. (Scbktter Aul d. Ct. 
R. Bd.XIJL, S.93). 

Auszüge aus einer handschriftlichen Chrooft' 
von Konstanz über Judenveriolgungeii in der 
Schweiz im 14. und 15. Jahrh. HTergL über die 
criminalistische Bedeutung der JudenverMj^ 
gen: Genglers Vergiftung L S. 1771- 10. 

%y Stadt St. Calligehe lexen-Acten seB MN. 

Aus den Archiven mitgetheilt von Hm. Verhör- 
richter von Gonzen b ach in St. Gallen. (ScUet- 
ter Ann. d. Cr. R. Bd. XLIIL, S. 1 f.). 

Wie vide Bexenpreoesst turih ieboii I»* 
kannt geMeht w^rdea mip m M m um 
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i fiMidlHish ifocft Imm^r lücbt gemig. tm jene 

l: rt)en so räthselbftfte als enlsetzenvolfe Episode 

ii&r Crftninafa-echlspflege yoltständig zu betrach- 

I teir. Einen sehr werthvollen urkundlichen Bei- 

II trag hierzu Ifeferl Hr. v. G. in den hier mitee- 
[ teilten Aussagen, in welchen unter maticnen 
I: andern eigentfa^lichen Zügen auch die bekannt- 

tch seltene Erscheinung zweimal vorkommt, dass 
! der böse Feind in Weibsgestalt auftritt. Es 
c wfire sehr zu wünschen, dass zur Fortsetzung 

der Veröffentlichung derartigen zeitenrtiässiger 
^ Beiirftge ztnr Geschichte dieser und anderer Par- 
i tieen des deutschen Criniinalrechts mehr Gele- 
l genbeit geboten werde. 10. 

91. Veker Bigtalhiiiaferletiaiigfi aai dereA 

lai^tsfelgeM ladi leia altMkuBehea HecUe. Ein 

Beitrag zur Geschichte des Rechtes in Oester* 

I reich von Hermenegild Jirecek. Wien, in 

I Comm. bei Gerold u. Sohn 1856. VII. u. 37. S. 8. 

Diese kleine akademische Schrift geht viel 
weiter als Ihr Titel besagt, ist durchweg aus 
im Qu^Aen geschöpft fand enthalt vielfache Be- 
siehungen auf verwandte Rechte; daher sie je- 
denfalls der Beachtung in der deutschen Rechts- 
wissenschaft sehr würdig ist. Sie giebt in den 
ersten 6 t| einen üeberblick der gesellschaft- 
liehen \ikd öffentlichen Zustände, Insbesondre 
der Zupenverfas5ung, sowie des Gerichtswesens 
bei den alten Böhmen und geht in S* 7 ~ 22^ 
äatm apeciell i^uf die Eigenthumsverlet2ungen 
tmd deren Rechtslolgen ein. Hier werden nnlef- 
schieden: A) Verbrechen, bei denen das Judicium 
ferri In Anwendung kam (Diebstahl, schwere 
Yerletzunff fremder Sachen, Heimsuchung [eine 
Art von Landfiiedensbnich] und Brandsuftung), 
und B) solche, bei denen das Judicium aquae 
stau haue, (Raub, Verwüstung) endlich C) Ver- 
gehen, b&' denen das jus orphanile [die Rechts* 
wohlthat des einlachen, persönlichen Eides, 
Reinigungseides] Geltung hatte, (zumeist Be- 
schätfigungen, welche aus Vertrags^'erletzungen 
entsprangen), woran sich dann weiteres über 
ßesitzstreitiffkeiten und Eigenthumsprocesse an- 
schliesst. ini Anhange Ist das jus Conradi, aus 
dem Ende des 12. Jahrb., die wichtigste Quelle 
der Kenntniss des Rechts in Böhmen und Mähren 
zur Zelt der Zupen Verfassung, in 38 SS abgo- 
Aiicki. ' 10. 



n. 



9k horfeskefrlleke BestlUlriiHr erkanntet 



MMtrafei Im K^ Sachsen. Von ^. J. Rath Dr. 
GrdSi m Dresden. (ScMetter'a Ann. d. Cr. R. 
3tU^ 8. 206). 

^fi gescUchtlleher Rückblick auf die Ausbil- 
dung dieses Bestätigungsrechts im K. Sachsen. Es 
wurde dasselbe durch einen Befehl von 1681 
de)r damals unter dem Namen der „Landesre- 
gierung^^ bestehenden höchsten Justia^ehörde 
überwiesen, und erst im J. 1814 die Einholung 
deAr Oenehffiignng des Landesherm angeordnet 
jty a^ mio/n ISIS wieder auf die frühere 
BUWMAubj^ mttdcgdHhrt iiktd endlich im Jidire 



1822 die noch jetzt bestehende Vorschrift des 
Erfordernisses landesherrlicher Bestätigung er- 
lassen. 10. 

98. Die Sfarafinaas -Praxis des Grininal- nnl 
des Schwurgerichts zu Gassei, insbes. In Diebstahls- 
lallen. Dargastellt von Wilh. Koch, 0. G. Ret 
Cassel, Th. Fischer, 1856. VI, u. 103 S. 8. 

Eine sehr verdienstliche Monographie, welche 
zwar eine' praktische Bedeutung nur fiir das hes- 
sische Partikularrecht hat, aber ein gutes Vorbild 
nir ähnliche Untersuchungen auf andern Partikular- 
rechtsgebieten ist. Mit ausnehmender Sorgfalt 
hat der Vert die Strafmaaspraxis der erwähn- 
ten Gerichte in DiebstahlsRlllen nach den ver- 
schiedenen dahin einschlagenden Pactoren durch 
Vergleichung einer sehr bedeutenden Zahl von 
Fällen ermittelt; da es in Kurhessen in dieser 
Hinsicht beinahe ganz an partikularrechtlichen 
Gesetzen fehlt, so liefert diese Schrift zugleich 
einen interessanten Beitrag zu der Auffassung 
des gemeinen Stralrechts durch die Praxis der 
kurhessischen Gerichte. 8. 

99. lieber die Bestnannuiff der Strafdaier im 
Falle der Aawendiuig ven ScUrfongsmittelii. Ein 
Beilrag zum Art. 30 des bayerischen Strafge- 
setzbuchs von C. Jos. Gerstner. Erlangen« 

Deichert, 1855. 8. 

Das bayerische Strafgesetzbuch Art. 80 lässt 
unter gewissen Bedingungen eine nicht mehr 
als ein Jahr betragende Geßingnissstrafe mittelst 
Anwendung von Schärftmgen in der Dauer vct- 
kürzen und verfUgt, dass Geßingniss mit dop- 
pelter Schärfung einer noch einmal so langen 
einfachen Gerangnissstrafe gleich zu achten sei. 
Hiernach ist es unstreitig, dass 12 Monate Ge- 
filngnissstrafe bei Anwendung doppelter Schär- 
fung auf 6 Monate herabzusetzen sind. Streitig 
ist es aber, ob bei Anwendung einfacher Schär- 
fun^ die Herabsetzung von 12 auf 8 oder auf 
9 Monate zu geschehen habe. 

In der Zeitschrift Itir Gesetzgebung und 
Rechtspflege des Königreichs Bayern, Band L 
S. 562 wird ausgeführt, dass die Herabsetzung 
auf 9 Monate geschehen müsse, weil so wie 
hei doppelter Schärfung die Hälfte der 
Strafzelt, eben so bei nur einfacher Scbär- 
funff nur ein Viertel, nämlich die Hälfte der 
Hälfte abzuziehen sei. Es wird dies In der For- 
mel ausgedrückt: 
12 Monat Strafzeit =12—6 Monat doppelt 
geschärften Geräncnisses = 6 Monat dop- 

£elt geschärften Gefängnisses, 
fonal Strafzelt = 12 — 6/2 Monat einfach 
Seschärften Gefängnisses r= 12 — 8 = 9 
fonat einfach geschärften Gerängnisses. 
Dieser Ansicht steht schon die einfache Be- 
trachtung entgegen, dass zwar, nachdem der 
Gesetzgeber doppelte Schärfung der Hälfte der 
Strafzeit gleichstellt, es auch in seinem Wil- 
len liegt, dass einfache Schärfung dem Viertel 
der Strafzeit gleich zu achten ist; dasa aber^ 
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da doch offenbar ^4 Ton 12 Monaten nngeschärf- 
tem Gefängniss =: 9 Monat ungeschärftem 
Gefängniss ist, es nicht angeht, 9 Monate 
einfach geschärftes Gefängniss eben- 
falls ßir ^/^ von 12 Monat imgeschärflem Ge- 
fängniss, also 9 Monat einfach geschärftes Ge- 
fängniss = 8 Monat nn^eschärlleni Gefängniss 
zu halten ; dass sonach bei einfacher Schärfung 
von den 9 Monaten, welche ungeschärll ^/^ von 
12 Monaten bilden, soviel abgezogen werden 
muss, als das Yerhältniss der einfachen Schär- 
fung erfordert. 

Herr Gerstner führt nun in seiner Schrift 
aus, dass 12 Monate ungeschärftes Gefängniss 
im Falle einfacher Schärfung auf 8 Mo- 
nate herabzusetzen sind. Er sagt im Wesent- 
lichen: Wenn derjenige, welcher 1 Monat dop- 
pelt geschärft erduldet, dem Gesetze gemäss 
soviel erduldet, als wenn er 2 Monate unge- 
schärft büssen muss: 

1 Monat doppeltgeschärft = 2 Monat ungesch. 
also bei 2 Monat ungeschärft, iede einfache 
Schärfung = Y2 Monat ungeschärft ist, so 
müsse nothwendig dieselbe Strafzeit von 1 Mo- 
nat bei nur. einfacher Schärfung = sein IV3 
Monat ungeschäftem Geßingnisse, d. i: 

1 Monat einfach geschärft =: IV2 Monat un- 
geschärft. Hieraus folge nun in Beziehung auf 
die Herabsetzung einer Gefängnissstrafe von 12 
Monaten : 

6 Monat doppeltgeschärft = 12 Monat unge- 
schärft. 8 Monat einfach geschärft = C8+72) 
12 Monat ungeschäi'ft. Der Herr Verf. bemerkt 
dabei, dass auch das Hannoverische Strafgesetz- 
buch Art. 22 in dieser Art bestimmt hat, und 
wenn man seine Ansicht mit jener in der er- 
wähnton Zeitschrift vergleicht, so findet man, 
dass letztere nur arithmetisch ohne ßerUcIcsich- 
tigung der Intensität einer einfach geschärften 
Strafe^ der Hr. Verf. aber mit Berücksichtigung 
dieser Intensität zu Werke gegangen ist. Arnold. 

IM. Ueber die StrafansseUiessaags- and Straf- 
ttildenugs^nde des preassischen Strafgesetzbacbs. 
Von einem preussiscben Praktiker (Schletter 
Ann. d. Cr. R. XLII., S.201 ff.). 

Eine auch flir das gemeine deutsche Crimi- 
nalrecht und die vergleichende Jurisprudenz be- 
achtenswerthe Ausführung über: Unzurechnungs- 
nungsfähigkeit, wesentlichen Irrthum . Nottiwefar, 
Jugendalter, Verjährung und Versänmniss des 
Straiantrags. 10. 

101. Praktisclie BeitrSge zur gerichttinrtlichei 
Psycliflogie, von Dr. H. Spitta, Obermedidnal- 
rath und Professor. Rostock 1855. 

Diese Schrift enthält drei interessante Gut- 
achten der Mecklenburg - Schwerinischen Medi- 
cinalcommission. I. Hysterismus und Epilepsie; 
Brandstiftung. Ein an diesen Krankheiten lei- 
dendes Dienstmädchen zündet das Haus seines 
Dienstherm an, aus Missmuth und Unzofrieden- 



heil Ober ihre Dienalerrarhiiliiiwe. S«kr Mi- 
gezeichnet spricht sich das Gutachten über dea 
Einfluss der Epilepsie auf das psyckiscfhe Ld)aa 
und die Zurechnunffsfähigkeit aus. U. Heimwek 
und Melancholie; Tödtung. Eia Dienstinllddbei 
tödtet das seiner Wart anvertraute KIjm^ 
um, nach dessen Tod, nach Hause zurückkeh- 
ren zu dürfen. Es wird Unzurechnunggfibigkett 
ausgesprochen. . IIL Hexenwahn; Tödtung. Ete 
Mann schlägt auf seine Frau los, in der Absicht 
die in ihr hausende Hexe zu erschlaffen, wobei 
die Frau erschlagen wu*d. Ausspruch über Uo* 
zurechnungsfähigkeit. — Als Anhang sind <8e- 
ser Schrift beigegeben: Drei Responsa wegei 
dämonischer msessenheit auf Befehl Guäir 
Adolphs von Meddanburg- Güstrow von der 
medicinischen Fakultät lu Rostock erstattet ifli 
Jahre 1681. 4. 

1*1 Terjihnif. 

Die Verjährung wird durch jede Handlmg 
eines mit der Strafgewalt beauftragten Beamtea 
oder Gerichts unterbrochen, sollte der Be«nte 
oder das Gericht auch für die durch die endliche 
Entscheidung festgesetzte Natur und Beschaifea- 
heit der vorliegenden strafbaren Thal nicht com- 
petent gewesen sein. (Erk. d. 0. Trib. za Ber- 
lin. — JusUzmin. Blatt 1855. S. 348 ff.). 22. 

ItS. Die Straftarkeit des latelleeliellei Tfia- 
hen Im TerUIlaiss zi der des uniUeikirei 
Thiten. Vom Hofrathe Dr. Kitka zu >lf iea. 
(Haimerrs Mag. Bd. XI. S. 100 ff.). 

A hatte drei verschiedne Personen zu drei 
verschiednen Diebstählen (ohne allen inneren 
Zusammenhang und ohne, dass die efnzelnmi 
Diebe die andern gekannt oder sonst etwas von 
ihnen ffewusst haben) angestiftet und jeder Dieb 
ungefähr 20 fl. entwendet. Jeder der Diebe hatte 
dadurch sich nur eines Vergehens schul<fig 
gemacht. War aber A eines Verbrechens 
schuldig? Wenn A den B dreimal nach einan- 
der zum Stehlen auffordert und dieser jedesmal 
soviel Sachen stiehlt, dass sie wenigstens za- 
sammengenommen als Verbrechen sich du^tel- 
len, so wird nicht zu bezweifeln sein, dass A 
wegen Verbrechens zu bestrafen sei. Das- 
selbe müsse auch in dem obigen Falle geltea. 
Man müsse im Allgemeinen den Grundsatz auf- 
stellen: So oft es sich um die Besibrafung d- 
nes solchen Urhebers handelt, welcher Andere 
zu strafbaren Handlungen wiederfaoll angestiftet 
hat, ist der Urheber, wenn die strafbaren Han^ 
lungen in Folge der Anstiftung unternommen 
wurden, im Allgemeinen so zu bestrafen, ab 
wenn er diese strafbaren Handlungen unmittel- 
bar (selbst) unternommen hätte« 19. 

IM. BidesHMd. 

Vergleichunff des Art. 233 des Hanaor. Cr. 
Ges. mit den Bestimmungen der übrigen Deul- 
sehen Crim. Ges. über dm Begriff, dba Ycrti»* 
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diens des Dodesmords Tom Auditor Grolefendt, 
Uns. y p. 66 ; eine sehr fnteressante Zusaminen- 
stelliing der Verschiedenheiten der einzelnen 
Strafgesetzgebnigen Deutschlands tiber das viel- 
fach controverirte V^brechen, mit besonderer 
Berttcksiohtigung d^ Regierungs- und ständi- 
scfaen Motive zu den betreffenden Bestimmungen. 

IfS. KirperrerletziBg, 

Das Auswerfen eines Zahns ist vom Appel- 
Mionsgericht zu Wonach nicht als ein ,>b|ei- 
besder liörperlicber Nachtheil^^ im Sinne des 
Art. 131. <tes Thüring. StGB, betrachtet, viel- 
mehr angenommen worden, dass unter solchen 
bleibenden Nachtheilen nur bleibende Störungen 
te dem freien natürlichen Gebrauche der Glieder 
und Organe angesehen werden könne (Vergl. 
Jahrb. h S. 127.) — (SchleUer's Ann. d. Or. 
RchtspiL LXXI, 2. S. 166.). 10. 

IN. Beleidig««. 

Ein Erkemitniss des 0A6. zu Rostock spricht 
sich flir die gemeinrechtliche StatlhafUgkeit der 
tonidation des Antrags auf Widerruf, Abbitte 
und Ehrenerklärung mit d^m auf öffentliche Be- 
strafung des Beleidigers aus und erkennt die 
desiaUsige Praxis der Mecklenburg. Gerichte an 
(SammL d. Entsch. d. OAG. zu Rostock von 
Bwhka und Budde I, S. 56.). 8. 

117. Die Minderjähriffen sind berechtigt die 
auf Elurenerklarung und rlennung des Gewährs- 
mannes gerichteten Injurienklagen ohneZuziehunff 
eines Vormundes aufzunehmen (Entsch. d. OAG. 
in Rostock in Budde's und Buchka's Samm- 
hing I, 1.). 8. 

118. FIbekiig. 

Als der Anferüger einer Urkunde ist derje- 
nige anzusehen, welcher der Sduift die Unter- 
schrift zuTügt, ohne Rücksicht darauf, wer den 
CoQtext derselben geschrieben. — Fälschliche 
AnCartlgung einer l^kunde liegt auch dann vor, 
wenn Jemand unter Annahme eines falschen Na- 
mens mit einem Anderen kontrahirt und die ganz 
den Vereinbarungen ffemäss abgefasste Scnriit 
mit jenem falschen Namen unterzeichnet (Erk. 
des 0. Trib. zu Berlin. — JusUz-Min.-Blatt 1855. 
S. 377). 22. 

M. ,J«a WakreM m HeiieM^ 

Unter dieser Ueberschriil, liefert in den N. 
Jahrb. f. Sachs. Strafrecht (Bd. IX. S. 148 f.) 
Dr. Schletter zu Leipzig eine Uebersicht der 
verschiednen Uebergänge vom Wahreide ^um 
Falscheide und der verschiednen Combinationen 
und Abstufungen des letzteren, sowohl des fahr- 
Ussigen Eides («nter näherer Betrachlung der 
Grade der hiebei verhangenen culpa) als des 
wirklichen Meineides, wobei mehrere der be- 
kannten Goniroversen insbes. Ober den sog. pu- 
tativen Meineid mit erörtert werden. 19. 



llf« Vcier die aiidleBde Vemehmg der 
Heineidsuiitersiekugen und deren Ursachen. Von 
Prof. Dr. Schletter (Ann. d. Cr. R. Bd. LXXI, 
2. S. 189 ff.). 

Gegenüber dem durch statistische Nachweise 
aus mclireren deutschen Staaten festgestellten 
Wachsen der Zahl sowohl der Meineidsunter- 
suchungen als auch der wirklich geleisteten 
Meineide bespricht der Vf. zuerst die Erschei- 
nung, dass die im Civilprocesse unterlegen ha- 
benden Personen gegen den Gegner immer öfter 
dio Anklage wegen Meineids erheben. Insoweit 
solchenfalls die Untersuchung mit Freisprechung 
endet, kann einem Missbrauche des Denunciations- 
rechts nun durch Auferlegung der Kosten un- 
begründeter Anklagen auf den Denuncianten ei- 
nigermassen gesteuert werden, nächstdem em- 
pfiehlt sich in solchen Fällen möglichst genau» 
polizeiUche Vorerörterung, um wenigstens die 
mannlchfacHen Nachtheile von mit Freisprechungen 
endenden Untersuchungen möglichst zu vermei-» 
den. Endlich macht der Verf. noch darauf auf- 
merksam, dass in vielen Meineidsuntersuchunffai 
die Ursache auch in der unffcelgneten , aem 
Schwörenden nicht hinlänglich fassllchen Formu- 
lirung des Eides liege. 10. 

111. Deker den Zinswicher nach dem in der 
bayr. Pfalz geltenden franz. Gesetz v. 3. Septbr. 
1807 in Vergleichung mit andern Gesetzgebungen, 
von Job. Frledr. Merkel, k. bayr. Appellations- 
rath in Zweibrücken. Heidelbg., Mohr 124 S. 8. 

Von den bekannten umfangreichen Wucher- 
untersuchungen , welche seit einigen Jahren bei 
den Bezirksgerichten der bayr. Pfalz stattfanden, 
hat der Vf. zu der gegenwärtigen Schrift Ver- 
anlassung genommen. Sie enthält unter A. eine 
Uebersicht der Art und Welse, wie der Zins^ 
Wucher in der bayr. Pfalz ausweislich der statt- 
gehabten Untersuchungen und ergangenen rechts- 
kräftigen Urtheile getrieben wurde (S. 1 — 19), 
sodann B. Darlegung der rechtlichen Gesichts- 
punkte bezüglich des Vergehens des Gewohn- 
heilswuchers (S. 20—94), woran sich — ohne 
besondere Ueberschrift — eine Betrachtung der 
parallelen Bestimmungen a. des bayr. StGB, von 
1813, b. des Sachs. Entw., c. des bayr. Entw. 
anschliesst (S. 94—124). Den Haupttheil der 
Schrift bildet hiernach die rechtliche Erörterung 
vom Standpunkt des in der bayr. Pfalz geltenden 
Rechts, nämlich das franz. Ges. von 18u7. Die- 
ses Gesetz hat vielfacher Ergänzungen in der 
Praxis durch die jurisprudence bedurft; sowohl 
diese als die Erörterungen des Präsidenten Petit 
in seinem trait^ de Tusure (Donai 1840) sind 
vom Vf. sorgfältig unter einer Reihe von ein- 
zelnen Punkten zusammengestellt, gewürdigt und 
die von dem k. bayr. Appellhofe zu Zweibrücken 
befolgten Rechtsansichten motivirt. Die Schrift 
hat sonach, abgesehen von ihrer nächsten prak- 
tischen Bedeutung, allgemeineres Interesse vom 
legislativ-politischen Standpunkte aus betrachtet; 
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die Dogmatfk des Rechts ivird oäohstdeti im 
Bereiche der sog. vergleichenden Jurisprudem 
Gewinn aus derselben ziehen können, nicht min- 
der aber auch insofern , als die nnter A. gege- 
bene Uebersicht ein sehr werthvoller Beilrag zur 
eigentlichen Physiologie des Wuchers ist Auf 
80 breiter und tiefer Grundlage sind die in dem 
Schlussabschnitt gegebenen kritischen Bemerkun- 
gen des Verf.'s Ton unstreitigem Gewicht. Be- 
siglicb dessen, was der Verf. über den Sachs. 
Entwurf sagt, sei nur bemerkt, dass der von 
flmi S. 106 ffemissbilliffte Passus, womach auf 
Antrag des Verletzten der Wuchers zur Heraus- 
gfd>e des wirklich gezogenen unerlaubten Ge- 
winnes verurtheilt werden soll (eine Vorschrift, 
dter jedoch nicht die vom Vf. bemerkte Folge zu 

Sben wäre), im Gesetz aosgeiSEdlen ist; sowie, 
SS es ein Irrthum ist, wenn der Vf. S. 107 
ans der Bemerkung der Motive zu Art 350 
des Entw. ableiten will, es gebe noch mehr 
Ausnahmen, als die im Entw. das. bemerkten, 
vielmehr besagt jene Stelle nur so viel, dass 
man in dem vorliegenden Entwürfe den Art. 301 
d^ älteren CGBuchs durch Erwähnung weitere 
Ausnahmen vervollständigt habe. 10. 

111 Wicier. 

Wucher nicht mehr strafbar! vom 
Rath. Stttrenburg in Aurich, Magaz. V S. 64. 
Nach hannov. Slrf.-Ges. Ist der Wucher, wenn 
er in ein andres Delict z. B. Betrug nicht iU)er- 

ght, nicht criminell strafbar; und auch die po- 
eiliche Bestrafung soll nur dann eintreten, 
wenn es äch um Darlehen an nicht wechsel- 
f&hige Personen iiandelt, wohin nach damaligem 
Stande der Gesetze alle Personen mit Ausnahme 
von Kaufleuten und dcrgl. gehörten. In diesem 
kuraen Aufsatze macht nun der Verf. überzeu* 
send darauf aufmerksam, dass nachdem mit Ein- 
führung des allg. deutsch. Wechseb-echls iede 
dIsposiUonsfahige Person für wechselTähiff erklärt 
worden, implicite für das Hannoversche jede 
BestrafiUig oes Wuchers als eines selbstständigen 
Verbrechens ausgeschlossen sei. 40. 

113. Premtrafiackea. 

Entscheidung des 0. Trib. zu Berlin, i) 
Die Druckschrift, in welchem gegen den an- 
ffddagten Verfosser der Tbatbestand einer durch 
me Presse begangenen öffentlichen Beleidigung 
gefunden wird, ist in der Druckerei in 40 Exe^n- 
plaren einem Druckerburschen übertragen, um 
sie in die W.'sche Buchhandlung, welche die 
Vertheilung und Versendung übernommen hatte, 
zu tragen. In dieser Buchhandlung ist sie, noch 
bevor sie in die Hände jenes Buchhändlers ge- 
kommen war, von einem dort harrenden Polizei- 
Beamten dem Druckerburschen abgenommen und 
in Beschlag genommen« Der Appellationsrichler 



sieht U«rln den Thatbestind der V«r«ffMt- 
lichung. In dem Urtel des Oberlribvnals iit 
derselbe jedoch verneint^ 

Entscheidungen des 0« A* 6. zu MüiidieQ. ^ 
Durch die Yersendang efaier Dr«tkscUi 
von Seite der Verlagsbuchhuidlung an ander- 
wellige Öuchhandlunffen wird an skm noch kataa 
Complizität, keine Mitwirkung zum Zwecke der 
Veröffentlichung zwischen dem Ven^nder 
und dem Empfänger der Druckschrift begrund^ 
wenn nicht der Letztere gieichfalls eine Hand- 
lung zur Verbreitung begangen bat, in weiches 
Falle der Verleger und Drucker im Geffensalie 
zu jedem anderen Verbreiter ati Haupturhe- 
ber erscheint. — 

^ Nach dem Sinne und Geiste des zum Schutze 

Segen Verunglimpfmigen dorch den Mssbraacb 
er. Presse erlassenen Gesetzes kann es nkht 
darauf ankommen, ob der Zweck bei Verbreitung 
einer Schrift unmittelbar darauf gerichtet war, 
religiöse Gebräuche herabzuwürdigen und lä- 
cherlich zu machen. Es muss vielmehr genügen, 
wenn mit der VeröfientUchung, glelcbviel zu 
welchem Zwecke, Verachtung uniT Verspottung 
als unzertrennliche Folgen verbunden sind. Es 
kann auch nicht erforderHch sein, dass sich ge- 
rade solcher Worte bedient werde, weldie A- 
rekte Beschimpfungen enthalten. Die Fassung . 
des Gesetzes zieht vJebnehr Alles in seinen Be- 
reich, wodurch dem Publikam Verachtong tmi 
Spott erkennbar wird, und begreift somit, indem 
von „Ausdrücken^ gesprocnen wird, Aeos- 
serungen in jeder Form öffentlicher Darstelhmgs- 
weise in sieb. — 

Das Ueberlassen eines einzelnen Exemplares 
eines Druckwerkes an einen Bekannten, wenn 
auch gegen Bezahlung, kann als uimeAigtes 
Handeltreiben mit Schriften im gesetzlichen SUine 
nicht gefunden werden. Dagegen ist jedes An- 
bieten von Schriften an mmete Personen in 
Häusern als Hansiren zu betrachten. — 

Wenn bestimmt ist, dass anziehe oder amt- 
lich beglaubigte Berichtigungen stets unverändert 
und ohne beigefügte Bemerkungen auP 
zunehmen seien, so kann diese Gesetcesvor- 
schrift doch nicht so aufgefasst werden, dass 
jede beigefiigte Bemerkung an sich verboten 
sei. — 
K. Bayer. Justiz-lUnist. Bntschliessung. ') 
Wenn von einem Gerichte die Unterdrückung 
eines Presserzeugnisses verftifit, zugleich, aber 
in den Entscheioungs^nden ^es firktenntnisses 
diejenige Stelle, .durcli welche das Pressstraf- 
gesetz übertreten wurde, wörtlich aufgenommen 
wird, so wird in dieser Weise die allgemeine 
Verbreitung der gesetzwidrigen Stelle mfttdst 
der im Erkenntnisse angeordneten öffentUcben 
Bekanntmachung durch das Gericht selbst ver- 
anlasst. Es ist daher uigemessen, dass in der- 



1) Goltdammers Archiv f. preutf » Strafrecbt Bd. n. 
8. 108. 



2) FflrU^, Samrohinir ▼• Miniit Ento^. erfT HftS. 

3) EbendMi. 
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gltiihan PMtett tu deftEiiliGlieiddiigsgrliiABii be« 
zQglich der Thatfrage nur auf einea beatimmten 
ArUkel, AbschniU, Seite u. s« w. des in Frage 
be^dlichen Presserzeugnisaes hingewiesen , <ue 
Stelle selbst aber niefat wörtlich aurgeführt 
wird. — 

Es ist die Frage angeregt worden ^ ob die 
Presspolizeibehörden beflißt suid, die Geschäfts- 
bicber und die Gorrespondenz der Buchhand- 
loiigen anzusehen, und diese, wenn es für noth- 
wendig erachtet wfrd, zu Amtshanden zu nehmen. 

iHese Frage kann nur bejahend gelöst werden. 

114. Pasblnbadiea. 

a) Terbotne Zusätze bei Kreuzban«! - Sen- 
dungen. EJn Handlungsgehilfe hatte gedruckte 
Formulare zu Ladeschehten , die in englischer 
Sprache abgefasst waren, unter Kreuzband zur 
Verseilung mit der Post eingeliefert. Es fan- 
däi sich (uuin die Worte .^to^^ und „oP^ durch- 
strioh^i und an die Stelle des letzteren das 
Wort ^lh)m^ geschrieben. Das betr. App.-Ge- 
rieU tend in der blosen Berichtigung eines, In 
B^iehunff auf den Inhalt ,der Ladescheine völlig 
Unwesentuchen Druck- oder Spjachfehlers kei- 
nen verbotenen Zusatz. Der entgegengesetzten 
Absicht war das 0. Trib. zu B., da es auf Natur 
und! Inhalt solcher Zusätze nicht ankomme und 
eine' solche Unterscheidung dem Zwecke der 
Vorschrift, welche auf Sicherung der PostgefäUe 
gehe, z uw idor i ai fe » dli nach eivem vorgängfgen 



KttversUtodnisse swladiea dem Absender und 
dem Itopfanger jedes verabredite Zeichen eine 
sckriiUiche Hittheilung für den letzteren enthal- 
ten könne (Goltdammers Archiv Bd. ü* S. 543. 
682).— 

b) Verpackung von Briefen unter anderen 
Sachen, welche nach einer geringeren Taxe be- 
fi^rdert werden. Ein Kaufinann natte W^aarra- 
pakete, worin zugleich kurze Uebersendungs- 
schreiben denWaaren beigeschlossen waren, mit 
einer blossen Begleitadresse der ^ost zur Be*- 
förderung übergeben. Der Postcontravention 
angeklagt, machte er geltend, dass jedem Pakete 
ein keinem besonderen Porto unterueffender Be« 
gleilbrief bis zum Gewichte eines Lothes beige- 
geben werden .dürfe, und die leere Adresse 
nebst dem Briefe noch nicht das Gewicht eines 
halben Lolhs überstiegen habe, mithin eine Ver- 
kürzung der Postgefmle weder vorhanden noch 
auch beabsichtigt sei. Das 0. Tribunal zu B. 
war jedoch d^ Meinung, dass das Beipacken 
von Briefen bei Paketen unbedingt verboten sei 
und daher auf das Gewicht der Briefe etc. nichts 
ankomme. 

c) Gebrauch einer portofreien Rubrik Seiten 
eines Beamten bei einer Privatcorrespondenz 
wurde von demselben Gerichtshofe auch dann 
für strafbar angesehen, als der Beamte sich ei- 
nes Privatsiegera und nicht des Amtssiegels be- 
dient hatte (Golldammer, Archiv Bd. II. S. 542. 
682.). 22. 



n. 



Strafprozessrecht 



131. GmMtse der DafonidtaagsfUroag in 
CffaiaiAacbefr. Vom App. B. Richter. Dres- 
den, 1855. S. »I. 124. 8. 

Der* Verf. bemerkt in der Einleitung zu dem 
Buche', dass bei der Untersuchung von Verbre- 
chen oer Richter theils ,>Gesetzen der Form^', 
theils soidien Gesetzen folge, „welche ihm von 
dem iDhalte seiner Aufgabe^^ vorgeschrieben 
werde. Unter* jenen Gesetzen versteht der Verf. 
die positiven Gesetze des Staats über Strafredit 
und Strafprocess, — unter diesen die inneren 
Gesetze der Untersuchungsfllhrung, welche aus 
dem Wesen der Sache selbst abgeleitet werden. 
Die Vernachlässigung der inneren Gesetze führe 
auch bei den genauesten Gesetzen der Form zu 
einer Gefährdtuiff des Zwecks der Untersuchung. 
Der altgemeine Unterricht in dem positiven Rechte 
refeho.niühi aua und seibat der Weg der blosen 
Pnüüs gebe nicht die voUe Gewissheit, diese 
inneren Ge^tza zu begreifen. Der sicherste 
Weg sei ohne Zweifel me Entwickelung dieser 



Gesetze „aus den bestimmten Verhält- 
nissen, welche in jeder Griminalunter- 
suchung mit Naturnotfawendigkeit zu 
einander in Wechselwirkung treten**. 
So ermögUche man die wissenschaftliche 
Vorbildung für den spedellen Zweck derUn- 
tersuchungsiunrung und in dieser selbst jene 
Einheit imBeschliessen undAusführen, 
welche in keiner andern Weise erzielt werden 
kann, als wenn alle Personen eines Untersu- 
chungsgericbts der Grundsätze, auf deren Be- 
achtung es in jedem Falle ankommt, sich klar 
bewusst sind. „Die vorliegende Schrift soll nun 
den Versuch enthalten, in der zuletzt angegeb- 
nen Weise die hauptsächlichsten inneren Gesetze 
der UntcrsnchungsfÜhrung^* aufzufinden. Dieselbe 
zerfiillt in folgende Hauptabschnitte: Vom Wesen 
der ^ ünlersuchungslührung im Allgemeinen, — 
insbesondre von der Anzeige, deren Prüfung 
und Bewahrheitunff, — und vom Verfahren ge- 
gen den Angeschiudigten auf Grund derbewahr- 
heitoten Aazeige. Der Verf. entwickelt vom all- 
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gemein rechUfebra Staiu^iuikie Zweck und Omh 
racler der Untersuchung überhaupt und der ein- 
zelnen Abschnitte derselben^ so wie der einzel- 
nen Untersuchunffshandlungen insbesondere. In 
dem ersten Abschnitte gibt der Verf. die Grund- 
sätze über die richterliche Thätigkeit im Allge- 
meinen, während er in dem zweiten Theile 
hauptsächlich die Beweisaufnahme (unabhängig 
Yon den Vernehmungen des Angeklagten) bringt 
und im dritten Abschnitte über die Gestellung, 
Untersuchungshaft und Vernehmung des Ange- 
klagten sich verbreitet. 20. 

1S7. Eritiseke BeMerimgea tber las 4fentliche 
ni laliAicbe Anklagererfakrei unter besonderer 
Berttcksichtiguiig der preussischen Gesetzgebung 
mit der Rebtion eines praktischen Rechtsfalles 
verbunden von Adv. Gustav Simon in Leipzig 
(Schletter, Ann. d. Cr. R. Bd. XLHI, S. 105 ff.). 

Von der ausliihrlichen Relation eines interes- 
santen, in Merseburg verhandelten Rechtsfalles, 
in welchem gegen einen Sächsischen Staatsan- 
gehörigen wegen Wuchers eine Strafe erkannt 
ward, nimmt der Verf. — abgesehen von einer 
Reihe auf specielle Widerleffunff der von dem 
Gerichte und der Staatsanwiutscnaft ergangenen 
Aufstellungen gerichteter Ausfiihrungen — Ver- 
anlassung zur Hotivirung legislativer Vorschläge, 
welche in der Hauptsache auf gründlichere Vor- 
untersuchung^ einen mündlichen Schluss- und 
Haupttermin und Appellation gerichtet sind. 

US. 9er Preiisiiche 8tralpr«€«88. 

Eine interessante und lehrreiche Skizze des- 
selben hat der Staatsanwalt v. Stemann zu 
Pr. Stargardt im Gerichtssaale 1855. Bd. H. 
S. 382 f., 430 f. geUefert. 20. 

131. Pflizd-Strafprtcessfnhiiiig (Preussen). 
Zusammenstellung der, das Unters.- Verfahren 
wegen Ueb er tretungen betr. Gesetze und 
Verordnungen zürn Gebrauche für Polizefbe- 
hörden etc. Vom Secretär Hos eher. Merse- 
burg, 1855. 

Die gegenwärtige Zusammenstellung der ge- 
dachten Gesetze und Verordnungen in Preus- 
sen über das Verfahren in Ansehung der den 
Einzehrichtem und in den Rheinlanden den Po- 
lizeigerichten zugewiesnen Uebertretungen, 
einschliesslich der eigentlichen Polizeivergehen, 
ist übersichtlich und Mar. Sie erstreckt sich, 
wie bemerkt, auch auf das Verfahren in den 
Administrativ -Strafsachen, wie z. B. Sleuer- 
und Zoll- Contra ventionssachen, Stempel-, Post- 
strafsachen, Chausseepolizei -Uebertretungen etc. 
und enthält u. A. auch die Instructionen für die 
Polizei -Anwalte. 20. 

14f . ThUriBgiiehe Straffr^cesstrAiiig. 

Das Gesetz, die Abänderung der Thüringi- 
schen Skrafprocessordnung betreffend, beleuchtei 



VM Dr. C. F. Müller in Jen. (ScUetlers 
Ann. d. Cr. R. 1855. Febr. S. Iö7 ff.). 

Kritische Bemeritungen zu dem Gesetze, die 
Abänderung der St. P. 0. für Thüringen betr., 
von Dr. A. Vollert, Geh. d. St. Anw. beim 
Kreisgericht zu Weimar, (in Schletters Ann. 4 
Cr. R. 1855. August S.lOl ff.). 

Der Verf. des ersten Aufsatzes, wdcker 
schon den Entwurf des vorgedachten Gesetzes 
(verd. den 1. Bd. d. Jahrb. S. 58 Nr. 39j in ei- 
ner besondem Schrift begutachtet hatte, unter- 
stellt hier zugleich die Abänderungen, welche 
dieser Entwurf in den darüber gepflogenen Be- 
rathungen erfahren hat, «fner Betrachtung und 
hebt im Uebrigen die Hauptverschiedenheiten des 
in Weimar und den beiden Schwarzhurgiscben 
Fürstenthümem seit 1. Januar 1855, in Anhalt- 
Dessau -Köthen aber, obwohl nicht ganz über- 
einstimmend, seit 1. Januar 1854 in Ca^liung ge- 
trelenen Gesetzes von der früheren St. P. 0. 
hervor. — E<ne gleiche, umfassendere Beleuch- 
tung dieses Gesetzes giebt der Verf. des zwei- 
ten Aufsatzes. Die Abänderungen des neieo 
Gesetzes beziehen sich insbesondere auf sechs 
Punkte: Competenz des Geschworncngerichte, 
Wahlniodus der Geschwornen, Stellung d^ 
Slaatsanwaltschaft, Voruntersuchung, Verfahren 
vom Schlüsse der Voruntersuchung bis zurflaopl- 
verhandlung, Verfahren vor dem Einzelriciiter. 

7. 

141. AttealrargiMhe StndjprteMMrdM^. 

Einige Worte zur Entgegnung auf die An- 
griffe des Staatanwalts Dr. Gross zu Eisenach 
gegen die St. P. 0. für das Herzogtbum S. Al- 
tenburg V. 27. Febr. 1854, von D. F. Zerbst 
in Bürgel, (in Schletters Annalen der Cr. R. 
1855. Mal. S. 106 ff.). 

Zur Wideriegnng der im 1. Bd. d. Jahrb. 
S. 58 gedachten Schrift des Dr. v. Gross. Ins- 
besondere nimmt Verf. die Besünmumgen der 
St. P. 0. in Schutz, welche den verweisenden 
Richter für die Hauptverhandlung ausschliessen, 
der Staatsanwaltschaft nicht aucn die Stellung 
eines Organs der Justizverwallun^ und Justiz- 
hoheit zutheilen , durch dnen für jede Sitzungs- 
periode besonders zusammengesetzten Gerichts- 
hof die Verbrechen schwerster Klasse aburthei- 
len lassen u. s. w. 7. 

142. Gerithtetaiid bei PressTergthea. (Golt- 
dammer, Archiv Bd. lü. S. 827). 

Für Pressvergehen oder Verbrechen, welche 
durch die Herausgabe einer Zeitung an einem 
Orte innerhalb Landes begangen worden sind, 
begründet die an einem anderen Orte bewiriUe 
Beschlagnahme der Zeitung keinen Gerichtsstand. 

14S. Deher dei Btweb «et ThatbatUids ia 
StaüiM 4es AiklagepracMses. Von Herrn AI. 
Mag es in Triest. (AUg. Oeet. 6. Z. v. 1866. 
Nr. 33. 34). 
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EiM zHriKdi0t Mf die dstor. St P. 0. bezüg- 
liche Erörterimg, deren Ergebnis» dahin geht: 
d^ Anklagebeschluss ist nur die Bestäligung, 
dass derjenige^ gegen welchen die Uniersuäung 
geffihrt ward, nocL immer reehtlich beschuidigi 
erscheint Die rechtliche Beschuldigung setzt 
dea Beweis des lliatbestandes nicht als unbe- 
dingt nothwendig voraus, sondern dieser ersetzt 
bei den subjecUven Verdachtsgründen den Schluss 
von der Person auf die That; dagegen ist er 
bei den objectiven Verdachtsgründen nothwen- 
dig, bei den als Verdachtsgrttnde geltenden 
unYollständigen Beweisarten aber wird er durch 
dieselben hinreichend hergestellt 2. 

144. Terweisaigsarlkel, Nichtigkeitsbeschwerde 
des Staatsanwalts gegen dasselbe. Sie kann so- 
bald derselbe vor dessen Erlassung mit seinen 
Antrügen gehört worden ist, darauf nicht ge- 
gründet werden, dass dasselbe auf einen un- 
vollständigen Antrag der Staatsanwaltschaft, 
z. B. auf einen Antrag ohne Erklärung über die 
eventuell vorzuladenden Zeugen, erlassen und 
hindurch deren rechtliches Geehör beeinträch- 
tigt worden ist (Entsch. des Cass. Hofs in 
Damstadt v, J. 1850 in Emmerling Samml. Ja{irg. 
1856.8.77). 11. 

145. Geriektssehreiber. 

Die Theilung der Functionen des Gerichts- 
schreibers unter zwei Personen bei einer münd- 
lidien V^handung, in der die successiven Vor- 
gänge vor Gericht durch zwei Gerichtsschreiber 
zu Frotocoll verzeichnet werden, ist vom 0. 
Trib. zu Berlin für zulässig angesehen worden. 
(Goltdammers Archiv Bd. in. S. 810 ff.). 25. 

14«. BeweisMtttel. 

In Strafsachen ist jedes Beweismittel, wel- 
ches zur Entdeckung der Wahrheit führen kann, 
insolange zulässig, als dasselbe nicht gesetzlich 
ausdrücklich ausgeschlossen ist oder gegen Sitte 
und öiTentliche Ordnung anstösst, oder das Ge- 
richt, nach den ihm allein zur Würdigung über- 
lassenen Verhältnissen des concreten Falles, 
nicht findet, dass dessen Gebrauch für die Ent- 
scheidung der Sache unerheblich sei. — Wenn 
ein Gericht auf gewisse angebotene Beweismittel 
nicht eingehen zu können erklärt, weil ihm 
letztere nicht von der Art erscheinen, dass sie 
ihm glaubwürdige Anzeigen für die Wahrheit 
der angeführten Thatsache liefern würden, so 
ist eine Anfechtung dieser, lediglich in der aus- 
schUessenden Zuständiffkdt der ordentlichen Ge- 
richte liegenden Würdigung Im CassaUonswege 
nicht stattbafl. (Entsch. d. Cass. Hofs zu Darm-* 
Stadt V. J. 1855 in Emmerling's Samml. ders. 
Jahrg. 1855. S. 121). U. 

147. Beweisaufiiakme. 

Die Vorschrifl wegen Wiederholung der Ver- 
handlung nach Zurttdcfthrung des aus der Sitzung 
auf AMrdnung des Präsidenten entfernt gewesnen 



Angeidiigtan ist für einewesentiiche, fiow^laos 
dem Gesicblspunkte der Vertheidigung, als der 
vollständigen mündlichen Verhandlung zu acblen. 
(0. Tribunal zu Berlin. Goltdammer Archiv 
Bd. ni. S. 819). 25. 

148. Zengenbenenniing in 4er Sfeatl. Sitznng. 
Dem von dem Angeklagten erst in öffentlicher 
Sitzung gestellten Antrage, weitere Zeugen auf 
die Zeugenliste zu setzen und dieselben. sofort 
eidlich zu vernehmen, kann, auch wenn die Zeu- 
gen anwesend sind und auf Zeugengebühren ver- 
zichten, gegen den Einspruch des Staatsanwalts 
nicht staltgegeben weroen. Erkl. des 0. Trib. 
zu Berlin. (Goltdammer's Archiv Bd. III. S. 332), 

25. 

141. Beweiskraft 4es Cleitiadaisses« 

Das O.Trib. zu Berlin hat nach der Mitthei- 
lung im JusUz-Mln. BI. v. 1855 S. 113 folgen- 
dermassen sich ausgesprochen: Der Richter ver- 
letzt eine wesentliche Vorschrill des Verfahrens 
in Untersuchungssachen nicht, wenn er die Ue- 
berzeugung von der Schuld des Angeklagten le- 
diglich aus dem Bekenntnisse desselben schöpll, 
und es, nicht iür erforderlich erachtet, neben 
dem Bekenntnisse den objektiven Thatbestand 
noch besonders durch Beweisaufnahme feststellen 
zu lassen. 25. 



ist. Sckwirgericht. 

Im Rechtslexikon Bd. X. S. 1 ff. giebt 0. St. 
Anwalt Dr. Schwarze eine ausfilhrliche Dar- 
stellung der Lehre von den Schwurgerichten. 
Nach einer Einleitung, welche namentlich die 
Literargeschichte und den Wechsel der verschie- 
denen Ansichten über dieses Institut behandelt, 
wendet sich der Verf. zu einer tiefer eingehen- 
den Entwicklung der Geschichte und des jetzigen 
Standes der Schwurgerichte in England und 
Frankreich, wobei er in ersterer Beziehung vor- 
zugsweise die Forschungen Biener's zu Grunde 
legt. Hierauf folgt eine sehr sorgfältige und 
mit kritischen Reflexionen verbundene Zusam- 
menstellung dessen, was über die einzelnen bei 
den Schwurgerichten vorkommenden Fragen der 
Doctrin und Praxis — insbesondere Bildung der 
Jury, Recusatlon, Befugnisse der Geschwomen, 
Fragestellung, That- und Rechtsfrage, mildernde 
Umstände, Beschaffenheit des Ausspruchs der 
Geschwornen und m. A. — bisher in der Wis- 
senschaft erörtert worden ist: ein sehr reiches 
Detail der belehrendsten Notizen aus der Litera- 
tur, sowie eigner Bemerkungen des Verfs. 11. 

ISl. Bas engUseke Gesehwomengerickt von Dr. 
Fr. Aug. Biener, 3. Bd. Leipzig, B. Tauch- 
nitz, im. XXIV. und 229 S. 8. 

Dieser 3. Band enthält Supplemente zu den 
beiden ersten, welche enthalten: 1) dieUd>er- 
setzung zweier Kapitel aus Forsytb's HIstory of 
trial by jury, Lond. 1852 „vom eigentlichen 
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Bmml der Jury^ und ^^BelraohtMg d«r Juty ab 
einer socialen , poUHscken und geriditiJchen h- 
slltiillon/' Dag wicbligste Ergebniss derselben 
iai, dass die Auffaaaung, als ob man In Frank* 
reich, nicht aber in England , bei dem Verfahren 
mit Jury dieThat- und Rechtsrrage unterscheide, 
falsch sei und vielmehr in England in dem, was 
die Jory durch ihr Verdict entscheidet, zwar 
eine Verbindung von Thatsachcn mit Rechtsfraffen 
erkannt, aber in Bezug auf die letzteren dem 
Richter ein entsciüedner Einfluss verliehen wer- 
de. — 2) Bericht über die neuern Leistungen 
der Engländer für die Geschichte des Geschwor- 
neng«richts» Es werden hier kritische Auszüge 
aus den Schriften von Palgrave, Starkie. Hallam 
und Forsyth gegeben. — 3) Den Schluss bil- 
den eine KeUi» von Exciesen und SuppIemanU- 
noten zu dem Hauptwerke, welche sich in der 
Hauptsache verbreiten, über: 1) die maffna as- 
sisa und das gerichtliche Duell, 2) die Entste- 
hung der RecogniUonen und der jurala in Civil- 
sachen, 3) das Criminalverrahren vor Entstehung 
der Urttielsjury, 4) das murdrum In der frühem 
normannischen Zeit. 8. 

i&2. QnflUgkelt to CetdiwaMBeB toch Aeii- 
Mnif lackvenliadigtr Urtheik In 4er Sibiig« 

Der Angeklagte greift das Verfahren deshalb 
an, well in der Audienz unter anderen lieber- 
fUhrungsstücken ein Knäuel Bindfaden den Ge- 
schworenen vorffelegt worden, Insbesondere ein 
unt^ d^ Ge«f^(H-enen befindlidier Sachver- 
ständiger von dem Vorsitzenden zu einer Ver- 
ffleichung dieses Bindfadens mit dem am Orte 
der That vorgefundenen aufgefordert sei, und 
darauf das entsprechende Grachten abgegebeo 
habe. Hierdurch soll der betreffende Gescnwo- 
rene, da er damit in der Sai^e als Sachver- 
ständiger tbäUg gewesen, zur Theilnahme als 
G^chworener unfähig geworden sein« Die Be- 
schwerde Ist indes^ durch Urtel des Obertribu- 
nals zn Berlin (Goltdammer's Archiv Bd. III. 
&815) zurückgewiesen, weil in dem fferügten 
AkXe eine Vernehmung des hefreffenden Ge- 
schworenen ats Sachverstän4igen nicht gefunden 
werden könpne. 25. 

IM. That- aad Reehtifrage. 

Das Ob. Tribunal zu Berlin hat auffenommen, 
d^a die Beantwortung der Frage, od der Be- 
schädigte durch die zuffeRigjl^ Verletzunsen 
„verstümmelt ,'^ „verunstaltet^^ ^des Gebrauches 
einer seiner Glieder unheilbar beraubt'^ worden 
sei, nicht cuimittelbar zur Feststellung der That- 
sachen gehöre, sondern Gegenstana der Sub- 
suo^ion der festgestellten Thatsachen- unter das 
Gesetz sei. (GolMammers Archiv Bd. 111. S. 356). 

25. 

154. Frag9tellaag ai 6aidiw«rae« 

Abweichungen in der Wortfassung der Fra- 
gansteUung an die Geschworaen von derjenigen 
des Anklageurtheils begründen., insofern sie (Ue 



üe b e re tosU mmung mil dem ai la y rm h Mid a M we- 
sentlichen Thelle des^Anklageuribelfai niolit auf- 
heben, keine NlchUgkeHsbesehw^rde. (Eirtsch. 
d. Cass. Hofi} zu Darmstadt ▼. J. 1860 in Em- 
merUngs Samml Mirg. 1855w S. 74). Die Ihh- 
Vollständigkeit des Auasprudis der Geschvpomeit 
bihiet, wenn sie ohne allen naohthelUgeii Ei»- 
Aiss a«f die Bevtheiking des Reats dM Ange- 
klagten erscheint, f&r Diesen, wegen Mangeb 
rechtUchen Interesses, k^ne verietoeode Nlch^ 
tigk^ Sobald dne Fra^e an die Geaohwernea 
der Sache nach dem VerwdsQngaurthett ganz 
entsmicht, erscheint eine formelle AMbdhNig 
der Frage in verscWedene Sitae zun ZniedE der 
Beantwortung durch die Geschwomen als etwas 
völlig Indiflferentes. (Entsch. d<M9. Cass. Bofs 
V. 1850 in ders. Samml. S. 128). - ÜMgeln in 
der Anklageformel des Verweisimgsnrtbeils ge- 
wisse zum Tbatbestand des betreffimden Ver- 
brechens wesentlich erforderte Umstünde, erge- 
ben sich aber diese aus dem sonstigen bdialle 
des Verweisungsuliheils, so toi es Sache des 
Asstoenpräflidenten, dieseH>en In die Frage an 
die Geschwomen mitanfkunehmen, und derge- 
stalt die Anklage vollständig zu erschöpfen) resp. 
zu ergänzen. (Entsch. dess. Cass. Hofs v. Jilir 
1856 in ders. Samml. S. 155).— Durchstrei- 
chungen in den Fragen- an dl» Geschworaen 
erfordern zu Ihrer genügenden Beglaubigung^ äe 
Angabe der Zahl der durohsiricnenen Worte, 
sowie die Attestirung durch den TtäsIdealeR 
und den Gerlobts - Sekretär. (Bbendas.). ^ 
Die Thatsaehe, ob der W^th des Entwendeten 
diese oder jene Höhe erreicht habe, bildet aach 
beim ausgezeichneten Diebstahl nicht dnen bk>- 
sen Stratzumessuwsgrund — mnss daher den 
Geschwomen zur Beantwortung voi;geiegt: wier- 
den. Der Assisenhof ist nicht befugt, in dieser 
Beziehung demjenigen, was die Geschwomen 
erklärt haben, etwas Anderes z» untersleHen 
und seiner Strafzumessung zu Grande zu legen. 
(Entsch. dess* Cass. Hofs ebendas. S. 127). — 
Üeber solche Straferschwerungsgründe, besüg- 
Uch deren dem Richter weder gebeten noch ge- 
stattet ist, über den regelmässigen höchsten 
Strafgrad hinauszugehen — wie z. B. über de 
Fraget ob eine Verwundung dvch den Gebrauch 
einer Waffe zngefligt worden sei? — isl eine 
Frage an die C^schwomen i^ht zu richten. 
(Entsch. d. Cass. Hofs in Darmstadt v. J. 1851 
in Emmerling Samml. Ji^. 1866; S. 186 ff.). 

155. Beradaag to* Oeschwaiven; — Ueber- 
gabe von UeberfUhrungsstücken; 

Den Geschworenen waren auMhren- Wunsch 
die bei der That angeblich gebrauchlen W^k^ 
zeuge mit in ihr Berathungszimmer verabfolgt 
worden. Das Ob. Tribunal zu Berlin fdnd htom 
keine Unznlässiffkeit. da. die Mitgabe der Ueber- 
ftthrungsstücke in das BeraÜHMSziOMner weder 
durch ein Oenelz veiiioleii, noM av. allgwari«* 
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MD procesmalen Chrttnden fltr mmdllMlg bo ach- 
ten sei. (Goltdammer, Archiv Bd. ID. 8. 815). 

26. 

IM. Amprieh ht Htmkmn^ Jkdktif^lum- 
beschwerde gegen denselben. Bne Antwort der 
Geschwomen, welche in der Hauptsache ver- 
neinend lautet, in Bezug auf dnen Zusati? ahm*, 
wM dem die Gescbwomen die Gründe ihrer Vtr^ 
UBinung anffeben y unförmlich oder unvoUstXndig 
sein soll 9 kann vom Angeklagten nicht als un- 
deutlich angegriffen werden, sobald die Yemein- 
mg bestehen bleibt. Dem Angeklagten fehlt für 
eine Nlehtigkeitsbeschwerde der Art das recht- 
liche Interesse. (Entsch. d. Cass. Hofs zu Darm- 
stadt V. J. 1850 in Emmerling Samml. Jahrg. 
1855. S. 58). — Ebenso ist eine Nichtigkdts- 
beschwerde des Angeklagten gegen einen Aus- 
spruch der Geschwornen wegen Mangels jeden 
rechtlichen Interesses unstatthaft, sobald gegen 
den Angeklagten schon in Folge eines erfolg, 
ten andern Ausspruchs der (^chwornen «ne 
scfaw^ste gesetzliche Strafe zu verhkngen war. 
(Bbend. S. 57). — Enthält eine Frage an die 
Geschwornen zwei Alternativen, und Usst die 
hierauf gegebene Antwort zweifelhaft, welcher 
der heilen Alternativen (z. B. der physischen 
oder der inteUectuellen Urheberschaft) der An- 
geklagte schuldig sei , — so ist Mos darum eine 
solche Antwort nicht flir dunkel oder in sich 
widersprechend zu erachten, vielmehr verhängt 
der AssiseiAof dennoch mit Recht über den An- 
geklf^ftan die gesetzliobe Strafe, sobald jede 
Alternative fin mid dasselbe Vertrechen betrifft 
und die eine, wie die andere die gleiche Strafe 
nach rieh zieliL (Ebend. S. 114). — Wenn 
auch die allgemeine Bejahung einer auf 
mehrere Alteraativen gesichtelen Frage an Ge- 
schwome allerdings alMann genügend erscheint, 
und keiner Donkelheit Raum ffiebt, sobald jede 
der Allernativen den gesetzUchen Thatbentaod 
des ZOT Anklage verstellten Verbrechens zu- 
reichend bildet. •— so lässt doch eine solche 
aUgeoseine Bejanung dimn die Frage der Schuld 
in wesentlicher Ungewissbeit, wenn jede der^ 
AUernatlvea ^n anderes Verbrechen, oder wenn 
etae derselben gar eine vor dem Gesetze nicht 
strafbare Handlung umfasst. Unter Voraussetaiin- 
gen der letzteren Art muss die allgemeine Be- 
jahung der Geschwornen flir dunkel erachtet 
und den Geschwornen eine bestimmtere Erklä- 
rung angesonnen werden. (Ebend. S. 155). — 
Geschwome dürfen sich nicht darauf beschrän- 
ken, in ihrem Verdict nur ein „Schuldig^^ aus- 
zusprechen., ohne zugleich auch die Thathand- 
langen zu bezeichnen, deren der Angeklagte 
sich ihrer Ueberzeugung nach schuldig gemacht 
habe. So hinge diese Bezeichnung fehtt, er- 
scheint die Antwort der Geschwornen unvoll- 
ständig. (Ebend. S. 21 v. J. 1855). — Eine 
Nichtiffkidtsbeachwerde ist gegen das Zwischen- 
urth^f ^aes Assisenhofes, wodurch d^n Ge- 
schwornen eine Verbesserung ihres Ausspruchs 



aufgegeben wurde, Mkit bepiründel, wenn tar 
Assisenhof genügende Voran wssong hatte, eine 
Vervollständigunff dieses Ausspruch au verord- 
nen. Die von dem Assisenbofe durch ^n sol- 
ches Zwisi^nerfcenntniss den Geschwornen an- 
gesonnene Erläuterung ihres Ausspruchs übev 
einen betreffenden Umstand kann nicht als, dem 
Art. 164 ies Assisengeselzes zuwider, die An- 
klage überschreitend angesehen werden, wem 
dieser Umstand schon als ein minus in der An- 
klage selbst enthalten war. Eine vom Assisen- 
hof angeordnete derartige Erläuterung des erstpn 
Ausspruchs der Geschwornen kann daher auch 
nicht als eine in der ersten Frage nicht begrif- 
fene neue Frage angesehen una als darum un- 
zulässig angefochten werden. (Q>endas. S. 12d 
V. J. 18ö0). — Haben die Geschwornen auf 
mehrere Fragen wegen desselben Angeklagten 
in der einen Antwort einen Versuch, in der 
andern die Voltendunff des nämlichen Verbre- 
chens für erwiesen erklärt, so kann d^ Ange- 
klagte nur verlangen'^ dass bloss der Auss]Mmb 
wegen des Versuchs beachtet werde, zumal 
wenn die Anklage selbst nur einen unternom- 
menen Versuch behauptet hatte. (Entsch. d^ 
Cass. Hofs zu Darmstadt v. J. 1850 in Emmer- 
ling Samml. Jahrg. 1855 S.9). 11. 

1S7. HkUigkaiUiMchiNrde wegen Vwlelzunf 
wesentUcber FörmlichkeHen. — ist durch eiod 
Frage an die Geschwornen und durch denMi' 
.^i^nich die Anklage nicht erschöpft» so kann, 
eine desfallsige Nichtigkeitsbeschwerde des Aar 
geklagten dennoch in dem Falle itkr gerechtfer- 
tigt nicht eraditet werden, wenn die Auslassung 
dnn Angeklagten keinem Nachtheil gerächt hak 
(Entsch. d. Ciss. Hofes in Darmstabt v. J. 1850 
in Emmerling Samml. v. J. 1855 S.9). — Eine 
IficbtigkeUsbeschwerde kann dadurch nichl ftlr 
gerechtfertigt erachtet werden, dam bei irgend^ 
einem Assisenhofebeschlusse ebie bei Vermeidung 
der Nichtigkeit angedroüe Förmlichkeü ver- 
säumt worden ist, wenn ein solcher Beschtaisa 
gesetzlich nicht nothwendiff oder ihm irj^nd 
eine rechtliche Bedeutung lucht beizulegen war. 
(Eboidas. S. 57). — Das Haterial für das 
sdwurgerichtliche Verfahren und filr den Aus- 
spruch der Geschwornen hat ffesetzlich der 
äanze Inhalt de« Verweisungsurtlels und resp. 
er demselben confbrm einzurichtende Anklage- 
act {dazugeben. Sind daher einzelne facUscha 
Momente nur in den Motiven des Verwei3ungs- 
urtheils ausgeftihrt und in dem dispositiven 
Theile desselben nicht wiederholt, so kann es nicht 
als Nichtigkeit qualificirt werden, wenn, die Fra- 

Sen an die Geschwornen auch auf jene nur in 
en Motiven enthaltenen ihatsächlichen Umstän- 
den gerichtet werden. (Ebend. S. 153). 11. 

1(8. Gaisatiai»eflH8« 

Der Caas. Hof zu Darmsladt hat eine Reihe 
auf den Cassaiionsrccurs bezüglicher Fragen ii^. 
folgender Maasse entschieden: Cregen . faßUd^e 



Digitized by 



Google 



996 



IL 



BatscbcidwigMi ist CasMtkwfireciirs iiii8tatlba&; 
die Entscheidung aber, dass eine Unterschlagung 
durch gdnxliche Znfri^nsteUung des BerecUig* 
ten straflos geworden sei, ist nicht als thatsäch- 
liche zu be&achten (Emmerling SanunL Jahrg. 
1865 S. 79). — So oft der Richter von einer 
ihn vom Geselze unbeschräniit eingeräumten Be- 
fu^ss Gebrauch macht (wie namentlich bei der 
Entscheidung über die Existenz und Grösse ei- 
nes durch ein Verbrechen gestifteten Schadens 
nach Art. 51 des C. p.), ist eine contravention 
expresse ä la loi durch ein desiallsiffes Erkennt* 
näs nicht denkbar und daher ein Cassationsre- 
curs dagegen nicht zulässig. (Ebend. S. 96). — 
Obschon thatsächliche Auslegungen der Gerichte 
d^ Kritik des CassaMonshofs in der R^el nicht 
unterliegen, so leidet doch dieser Grundsatz 
dann keine Anwendung, wenn der Sinn der 
dea angegriffenen Urtheilen zu Grunde liegen* 
den Schrift einen Gegenstand der Interpreta- 
tion gar nicht darbieten konnte, deren Worte 
Tiebttfw völlig klar sind, und es sich daher 
lediglich von der Subsumtion feststehender 
Thai&achen unter das Gesetz handehi konnte* 
Konnte jedoch eine Schrift in dem Sinne des 
vorderen Gerichts aufge&sst werden, dann er- 
scheint ein Cassationsrecurs dagegen unstatthaft. 
(Ebend. S. 180). — In Betreff der Wahl und 
Würdigung der Beweise für dte Bösartiffkelt und 
SlJärke das auf die Verttbung eines Vergehens 
gerichteten Willens sind die Gerichte nirgends 
beschränkt. Sie könnmi daher auch behn Wu- 
dier, um (den Vorschriftmi des Gr. Hess. St. 
6. B. Art. 119 gemäss) <Ue Strafe zuzumessen, 
sdbst solche Fälle der Bewucherung in Betracht 
liehen, wegen deren von dem Verletzten Klage 
nicht erhoben ist. (Ebend. S. 13 ff.). — Ent- 
sebeidungsgründe, welche den Richter zur Her- 
absetzung der Strafe bewogen haben, können 
von dem, zu dessen Gunsten reformirt worden 
ist, nicht als in sich widersprechend mit Cas- 
sationsrecurs angegriffen werden. (Ebend. S. 
18 ff.). 11. 

159. Cassatif ashi fs - EntscIieUui^B. 

- Der präjudidelle Charakter der (Tassationsbof- 
entscheidungen bezüfflich der an Stelle der von 
ihm cassirten zu erlassenden Verweisungsurthel 
ist auch vom Cass. Hof zu Darmstadt anerkannt. 
CEntsch. dess. v. J. 1851 in Emmerling's Samml. 
Jahrg. 1855 S. 156). 11. 

IM. Zweite Instaaz. Im Einklänge mit dem, 
durch das Prinzip der Mündlichkeit begründeten 
Charakter des dermaligen Strafverfahrens ist 
nach S- 45 des (kurhess.) provis. G. v. 2i. Juli 



1) Dieser Art. lautet: „Bei dieser Bestimmung: (der 
Strafe) bat den Richter theils auf die Scbädlichkeit und 
Gefährlichkeit der zu bestrafenden Handlung , theils auf 
die Bösartigkeit und Stärke des auf die Hervorbrin- 
gung des Verbrechens gerichteten Willens Rücksicht 
zn nehmen/* 



1861 das Gericht zweiter iatltma an die Iha^ 
sächlichen Feststellungen des Geridits erster 
Instanz gd>nnden und kann daher dessen Benr- 
theilung der Beweisirage nur insoweit einer 
Prilfong unterziehen, als ihm die Rieitfgkeil ei- 
ner etwaigen Schlussfolgerung ans üastge- 
stellten tatsächlichen Verhältnissen aof die 
Sdmld oder Nichtsehuld des Angeklagten ai 
ermessen obliegt Es inuss daher das Urthdl 
erster Instanz, im Falle der Schuldigq[>recbung, 
sowohl (he als festgestellt betrachteten thatsäcln 
Uchen Momente ti^eichnen, als die etwaige 
Schlussfolgerung aus solchen auf die Schuld <tes 
Angeklagten aimUhren; im Falle ein^ Annahme 
nicht erorachten Schuldbeweises aber darlegen, 
welche Thatsachen für nicht festgestellt betrach- 
tet werden, beziehungsweise des anffenommenen 
Beweises, welcher Uiatsächlicher Momeoto «- 
geachtet auf die Schuld des Angeklagten nicht 
zu schliessen gewesen ist Bei dem Mangel 
dies^ Anflihrungen in dem Urtheile wird die 
den Parteien zustehende Rechtsverfolgong in 
zwdter Instanz beeinträchtiffet und es fehlt sol- 
chem an der wesoitlichen tnatsächlichen Grund- 
lage iiir die Beurtheilung der Beweisfirage, so- 
weit sie eintretenden Falls von dem Am». Rich- 
te begehrt werden kann. (Aus der Korhess. 
Spruchpraxis. Heusm^s Annalen Bd. IIL Offic. 
The«. S. 3 f.). 24. 

IN. Deher die eMuüssarisckei BeweiiafiukMi. 

Das Verhältnfss derselben zur mOndUchen 
Verhandlung ist in Preussen Gegenstand yiel- 
facher Erörterung geworden. Es kpmmt insbe- 
sondere vor, dass der Appell. Richter eine nach- 
trägliche Beweisauinahme anordnet und äe ei- 
nem Gerichte erster Instanz ttbolrfigt, weidies 
die Zeugen abhört ete. Die aufgenommenen 
Protocolle werden an das App. G^cht einge- 
sendet und in der Audienz dessdben verlesen. 
Das Obertribunal zu Berlin hat entschieden, dass 
der Angekläffte ein Recht habe, dieser commis- 
sarischen Anhörung beizuwohnen, und daher 
von Zeit und Ort derselben zu benachrichtigen 
sei, die Verletzung dieser Vorschrift auch eine 
^chtigkeit begründe, welche jedoch In der Au- 
dienz zu rOgen sei. (Goltdammers Archiv Bd. IH. 
S. 740 ff.). 23. 

162. Slelloag des AjppeUaUtagridkten dem er- 
sten Erkeaataisse gegeilher. 

Der Angeschuldiffte war in erster Instant 
einer versuchten Widersetzung fttr schuhlig an- 
gesehen worden und halte appellirt, weil das 
Gesetz einen Versuch des Verbrechens der Wi- 
dersetzung nicht kenne. Das App. Gericht trat 
dieser Ansicht bei und sprach den Angeschul- 
digten los. Das Obertribunal zu Berlin cassirte, 
weil das App. Gericht durch die unbeschränkte 
Berufung mit der ganzen Sache befasst gewesen 
und daher auch hätte prüCm sollen, ob nicht, wenn 
etwa der erste Richter der Handlung des Ange- 
schuldigten eine unrichtige Bezeichnung gegeben 
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hatte, der letxtore für seine That dieselbe oder 
eine geringere Strafe verwirkt haben möchte. 
Indem die Handlung und deren gesetzliche Strafe 
an und für sich das Ziel des Strafverfahrens, 
die Bezeichnung der ersteren hinffeffen, wie 
überhaupt im ganzen Rechte, nur Nd)ensache 
sei und nur die Strafe gerechtfertigt gewesen, 
da, wenn es auch keine versuchte Widersetuing 
gebe, doch die festgestellten Thatsachen eine 
vollendete Widersetzung enthalten und der 
App« lUohter prOfen sollen, ob überhaupt eine 
strafbare Handlung in den festgestellten That- 
sachen enthalten gewesen. (Goltdanmer, Ar- 
chiv Bd. UL S. 821). 2ö. 

liS. Das Appellationsgericht hat auch dann 
über die Schuldi'rage zu erkennen, wenn der 
Verurtheilte blos über die zuerkannte Strafe Be- 
schwerde geführt hat. 0. A. G. zu München. 
Bayer. Zeitschr. f. Gesetzg. Bd. II. S. 223. 25. 

IM. Prlftag der BrheUiehkeit der leien Be- 
weise ia AppeUatfrif . 

Der erste Richter gründet seine thatsächliche 
Feststellung über eine Thatsache auf das Zeug- 
niss von 4 Zeugen. Der Angeklagte bringt in 
zweiter Instanz neue- Beweismittel über die völ- 
lige Unglaubwürdigkeit des einen dieser 4 Zeu- 
8en bei. Der Appellationsrichter verwirft diesen 
eweis als unerheblich, weil schon durch die 
Aussage der anderen Zeugen die gedachte That- 
sache erwiesen sei, und es deshalb auf Fest- 
stellung derselben durch das Zeugniss dieses 
angefochtenen Zeugen nicht ankomme. 

Das Appellatlonsurtel ist von dem Obertri- 
bunal zu Berlin (Goltdammers Archiv Bd. III. S. 
118) vernichtet worden, weil der gedachte Zu- 
rückweisungsffrund des Appellationsrichters mit 
dem in den Vorschriften der Verordnung vom 
SL Januar 1849 und des Gesetzes vom o. Mai 
1852 beruhenden Untersuchungsverfahren nicht 
vereinigt werden könne, insofern darnach der 
erste Richter die Schuldirage nach seiner freien, 
aus dem Inbegriffe der vor ihm erfolgten Ver- 
handlungen geschöpften Ueberzeugung zu beant- 
worten habe, und der zweile Richter — wenn 
er nicht zugleich Richter über die Thalfrage 
sei — sich nicht in der Lage befinde, darüber 
eia begründetes Urthell zu fäuen, ob die in dem 
ersten &kenntnisse angegebenen, mehreren Be- 
weise nur in ihrer Verbindung und in dem da- 
durch hervorgebrachten Totaleindrucke, oder ob 
eüizelne derselben, und welche, zur Gewinnung 



der firelen Ud>eneBgimg des enten Richters 
geführt haben. 26. 

IIS. Kfitei ii zweiter Intau. 

Wenn auf Berufunfir des Anffeschuldigten das 
Urtheil des Kreisgericntes von dem Appellations- 

J erlebte auch nur theilweise zu Gunsten des 
ippellanten abgeändert wird, kann (wie das 0. 
Trib. zu Berlin nach Goltdammer Archiv Bd. ID. 
S. 369 entschieden) dieser nicht in die Kosten 
der Berufungs-Instanz venuiheilt werden. 25. 

IM. Ueher die Bedeataig der re^Atskrlfligea 
Eatseheidug. (He kis ii idem) ^). 

Das Ob. Tribunal zu Berlin hat nach der Mit^ 
thdlung in Goltdammers Archive Bd. Hl. S. 822 
folgeB& Sätze angenommen: 

1) dass eine erhobene Anklage durch die 
auf dieselbe ergehende richterliche Entscheidung 
nicht bloss von don Gesichtspunkte aus erledUfft 
wird, unter welchen dieselbe die ihr zum Grumto 
liegenden Thalsachen als strafbar gebracht hat, 
sondern auch von allen übrigen Gesichtspunkten 
aus, unter welchen sie selbige als strafbar hätte 
brinyfen können; 

2) dass daher der Angeklagte im Falle einer 
Freisprechung nach allen Richtungen hin freige- 

S rochen zu erachten ist, also auch von eiiMm 
^ichtspunkte aus, unter welchen die Anklage 
die ihr zum Grunde liegenden Thatsachen hätte 
bringen können, nicht wdter verfolgt werden darf; 

3) dass von dieser Regel nur dann eine Aus- 
nahme stattfindet, wenn der Gerichtshof bei der 
Verhandlung der Sache eine anderweite Vc»fol«- 
gung wegen bestimmter Thatsachen vorbehal* 
ten hat. 25. 

1«7. EetHtitien. 

Wenn der Angeklagte durch den Beschluss 
des kompetenten Gerichts gegen sdne frühere 
Verurtheilung restituirt ist, und auf Grund die- 
ses Beschlusses demnächst die Erneuerung der 
Hauptsache stattgefunden hat, so kann das in 
der letzteren ergangene Urtel aus dem Grunde, 
weil die Restitution aus den dafür angeftthrtea 
Gründen überhaupt nicht hätte zugelassen wer- 
den sollen , von der Staatsanwaltschaft nicht fer- 
ner angefochten werden. Erk. des 0. Trib. n 
Berlin (Goltdammers Archiv Bd. HI. S. 119). 25. 



1) Vergl. oben Nr. 94. 95. S. 231 ff. 
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Kirchenrecht 



1. Nie. Joan. Cherrier, Enehlridio'n 
juris ecctesiastic! etc. etc. Pestini 1855. 
2 Vol. 8. 

Das HandbucB des Kirchenreehts von Cher* 
rler von dem 1836 die erste, 1838 die zweite, 
1847 die dritte und jetzl 186Ö die vierte Auf- 
lage erschienen, ist in Deutschland bisher unbe- 
rücksichtigt geblieben. Referent fknd es nur in 
der ForteetoHig von Ensllns Bibliotheca juri- 
diea aufgeUhrt. Es ist freilich unffeachtel seines 
«Hgemeinen Titels fast nur filr Ungarn wichtig, 
Idldn doeh immer eine nicht zu übergebende 
HissenschaftUche L^slung eines sehr gelehrten 
und wofaldenkenden Mannes. Derselbe hat die 
Fortschritte dieses juristischen Lehrzweigs auf-^ 
merksam verfolgt und auch in der neuesten Auf- 
lage sein Werk den vorgerückteren Zustlbiden 
der Wissenschaft und Gesetzgebung gemüss sorg- 
fUtig verbessert Zur Beurtheilung des Buches 
htl man aber einen doppelten Haasstab anzule- 
iten, den der Form und des Styls Und den des 
Inhaltes. In erster Beziehung kann man dasselbe 
irieht hoch stellen. Die Lalinität ist nichts we- 
niger als klassisch und sticht gegen die eines 
Bmrdi oder DevoU bedauerKch ab, doch ist die 
brache deshalb verständlich, weil sie voll Ger- 
manismen von einem Deutschen wie ein deut- 
sches Buch gelesen werden kann. In letaterer 
Beziehunff ist die Richtung des Verfassers lo- 
benswerth. Er ist streng kirchlich, aber doch 
stets bestrebt dem Staate sein Recht zuzuge- 
rtehen und steht ha dieser Hinsicht im Ganzen 
auf dem Standpunkt der Canonisten, Schenk!, 
Frey, Schill und anderer Ihrer Gesinnungsge- 
nossen. Wenn er zuweilen eine weltgreifende 
Macht für die IQrche vindicirt, so vertheidl&rt er 
sie prindpfell, wenn auch nicht immer mit &folg 
und giebt auch de ri)weichenden Ansichten 
Andere an. 

Das Werk zerßlllt nach dem Huster anderer 
namentUch österreichischer Lehrbücher des ffir- 
chenrechts in zwei Haupttheile; nfimlich F. I. 
jus publicum und P. II. Jus privatum. Dem ersten 

Shen neunCapitel Prolegomena in 100 U voran; 
p. I. ratio et divisio juris ecclesiastici, Cap. II. 
— IV. historia fontium juris ecclesiastici in 2. 
Ferioden bis und seit dem ConcTrid. in 67 §S. 
Gap. V. de auctoritate Corporis juris canonici et 



1) Der Verfasser schrieb 1B43 auch eine kurze 
Kirchengeschichte in lateinischer Sprache , die er 61ter 
anfttlirt. 



juris ecclesiastici novi, Cap. VI. historia jMs- 
prudenttae ecclesiasticae SS* 62 — 72, Cap. VH. 
de ecclecrta, Cap. VIII. de prindpits juris eccle- 
siastici et adminiculis, SS- 78— 89 und Cap. IX. 
de legibus ecclesiasUcis SS- 90—100. 

Der Verfasser beginnt mit einer Feststellung 
des Rechtsbegrifis. Er huldigt der kantiscben 
Auffassung der Beschränkung der Freiheit des 
Einen damit neben ihr die Aller nach einem all- 
gemeinen Princip bestehe. Seine Gewährsmäii- 
nar sind Bechberger, Geishüttner^ Stapf > drei 
katholische Verfasser von Mcu^lsystenien und 
der bekannte österreichische Natur- und Staats- 
rechtslehrer von Martini (S. 1). Aus dem kan- 
Uschen Princip deducirt der Verfasser die Noth- 
wendigkeit des Elgenthums und Rechtsschutzes 
durch eine höchste Gewalt, geht über zur Con- 
structfon des Gesellschaftsrechts (jus sodale), ge- 
langt zu dem der Kirche als reiiglösa* Gesell- 
schaft (S. 2—4) und stellt sich -sogleich In f. 5 
auf den geschichtlichen Boden. Die Scheiifamg 
der Geschichte des Kirchenreehts in ztrelBaupl- 
perioden beruht auf dem Gegensatze von altem 
und neuem Recht, welches letzte er mit dem 
Tridentinum beginnen lässt. Im Verlauf des gan- 
zen Werkes wird dieser Gegensatz bei te 
Darstellung der einzelnen Lehren berttcksichtigk. 
lieber die pseudoisfdorischen Decretalen huldigt 
er der 'Ansicht, sie hätten keine Neuerungeti im 
Kirchenrechte erzeugt, sondern seien nur eiihb 
Codification des damals schon geltenden Rechts 
gewesen (S. 11 —18 und S* 35. 38). Manche 
neue Untersuchtmgen auf dem Gebiete der Ge- 
schichte des Kirchenrechts shid vom Verfasser 
unberücksichtifft geblieben, z. B. die neuestell 
von Drey und Bunsen ifter die constitutlones 
apostolicae (S. 26) femer <Ue Madriter Ausgaben 
der flehten Isidorischen Sammlung (S. 31). Scmst 
folgt er vorzugsweise Walter. • 

Was die C^ncilien- Beschlüsse von Constank 
und Basel betrifft, so erkennt der Verfasser ihre 
Gesetzeskraft an, nur nicht hinsichtlich der Be- 
schränkung der päbstllchen Machtvollkonnnenhelt 
(S. 48). Vom Verhältniss des Corp. Jur. Cano- 
nici zu den neueren Staatsgesetzgebungen ist fai 
S. 69 nicht die Rede, doch fiihrt er an: durch 
die neuesten Verordnungen des Kaisers von 
Oesterreich (v. J. 1850) sei im Reiche die Frd- 
heit det Kirchengewalt neu befestigt worden. 
Die Literärgeschichte des Kirdienrechts bat der 
Verfasser Nettelblatt, Glück, CorUnian, Gärtner 
nachgebildet und die bewährtesten Canonisten 
jedes Jahrhunderts seit dem 16., auch die prote- 
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glaBÜschet angiftbrt UuarUirlkh iil et dam, 
6$$$ er & 70^71 nnter ieü Canoidsten des 19. 
iArhiBiitorte SiehhorD nd Rickter nieht 
BeMt. 

Sete cap. Vn. de ecdeghi, begiiml der Ver- 
fittser i^fl ekier Art metaphysisoMr DemoMlra- 
4loD der obUffalio hemiftiiiti se iti eccle- 
aiam uniendi ($. 78), die iha znent sEor 
Reohtferligiiiig der Mee der unsichtbaren IBrche 
flihrt, welohe durch die christlich», d. b. die 
kalhoUache Kirdie repräseuyn werde, ihrDogna 
Ihre Litargie und ihre Verfassung habe, — ao «de 
auf veradiedeneErklXruQcen des Wortes Eedoaia, 
unter wekbeii unter Nr. 7 auch die ttotheihuig 
in eockeifa uaturatts und pasitira yr&i^^^em als 
deald)ve aufgeführt wird. Als Wahrseichen 
der ächten Kirche werden in $.77 angegeben 
unilBs, aanctitas, cathoMdlas, aposleMcitas. Ui»- 
ler dm pri^efepiis jur. ecdes. verstell der Ver- 
faaser in e. VUI. die unmittelbaren QueUen des 
Kirchtnrochte. Er nennt deren sieben: S. 
Saiptara, traditio, opera S. 8« Patmm, canones 
eeclesiae, jus naturae, legltftnae censuetodines 
el observBtttlae, deereta Ronanorum pontificum, 
und principum circa aacra constitutiones. 

Das Naturreokt fasst der Verfasse In f. 65 
in Staue des achtsehnten Jakrhunderts auf und 
sttikEt darauf die Beurtheilung des Verhältnisses 
¥an Staat und Sirehe. Seine Autoritäten sind 
Toiuagaa, Endres, Stallter, Muratori n. a. un- 
bekannte. Das jus circa saora besteht in f. 88 
ihm blas ein jus advocatlae, das auch aufpäbst- 
Ikhen Cenceasiotten beruhe. Das Cap. Dl von 
den £irGhengeset£en enthält nur hergebrachte 
DefiiriÜos^, Eintkeilunffen md Lehraätse, wie 
IMB sie inii vorigen Jmrkundert au&teflte. In 
•» 99 von den Privilegien trägt der Vertuser 
kein Bedenken, auch den verhassten Bybal als 
Gewährsnann aubufiihren. 

Das S. 99 beuinnende jus ecelesiastieum 
publicum theUt der Verfasser inj. n. internum, 
abgehandelt in Pars I. 9«. 101—254, imd j. p. 
extemm (P. D. %. 255. SOI), die Unterabtbel- 
hngen jeder Pars irind Sectiones, Capita und 
Mrelmal ArticuU. — Die Sectiones der Pars I. 
siiid 1) de potestate ecclesiastica ge- 
neratim, 2) de pot. eccl. relate ad Uni- 
versum ecciesiam, 3) de pot. eceL re- 
late ad ecelesias particulares. Die 
CapiteMJ^rsckriften der ersten Sectio sind 1) de 
origine potestatis eccleslasticae ejus- 
que proprietatibus M. 101 — 108, 2) de 
subiecio potestatis eccL ,||. 109 ~ 119, 
3) de diversis kierarchiae gradibus 
M. 120—126. 

Der Verfasser beginnt alt der Lebre: der 

ettlicke Sttfter des Ckristentkums habe die 
M)ht, aeine Kirobe unter der Bkiffebunff des 
beiligeu Geistes su regieren, zuglekterZeit dem 
heiligett Petrus (als mapi) und den übrigen 
Apeirt^ erlheilt und zwi«)hen ihnen beziehviga^ 
weise ein Verhällntas der Subordfawtioh mid der 
Goordlnaiett tetgesMit ($. 101 ^ 103> Der 



fatkoUsche Christ «cbatdet diesen G0#ähen «e- 
horsmn, sie serMien to die pot. ordinis und 
jorisActionis, die ietato ist Mema wd externa 
und diese leffistatoria, judiciaria, executiva; die 
ooactio beeMt in der poena Mctesiastica (%. 101. 
108) 0. 108 wfrd Boehmer des Irrthums be- 
sdraldigt, daSB er lehre: das Recht der Ebc^ 
eemuntoatio sei niobt göttBober Anerdnung. Den 
Hauptinhalt des zweiten Kapitels macht die Lehre 
vom Primal aus. Unter den vom Verihsser 
befolgten Autoritäten benkerfcen wir ausser Bai- 
Terini, Katerkamp (in Muster) St<^erg, Ros- 
kovany (S. 110). Wenn nun gleich S. 113 m 
der Note gesagt wird, die Pabs^rewaU sei keine 
unbeechränkte und wlllkfibriiche und später die 
Unfekibarkdt derfsnzen Kirche, d. h. des Epls- 
oerats in UebereinsUamung mfl dem Pabste an- 
erkannt wird, so erklärt ddr Veif. dnch den 
Pidist allein für ia&Uibet — dum ex cathedra 
toqütar und sucht es ausführlich, sowohl ra- 
tkmell als geschicht&ch n begründen (%%. 11&^ 
119). Was die Hierarchie belrift, se untere 
sdMidet er %. 120 u. fo^. sw^ Arten, eine 
Göttlichen Binsetsmig: nämlich die Hier, 
rentißcatus, Episcopalus, Presbyteretm, Diaoo^ 
natus , und dne menschlichen Ursprungs — die 
Stelking der Cardinäle, Patriarebei, Exarchen, 
Primaten, MetropoUten, die Aemter der Ge- 
nendvicare der BischlMfe und die ordines tftfnimi 
(t. 124). In I. 1*26 wird ausgeitttart: leokBüB 
potestas munus regium aut Imperium diei potitot 
(mit Besw auf Philipps |. 66 u. f<rig.), m f. 126 
von der Regierungsfonn der KircM (fohna ra^ 
giminis in ecclesia) wird mit B«Eieknng auf äl^ 
tere Naturreohtslehrer und legcA gehandelt und 
ausnuiühren gesucht, sie sei weder demecraMnah 
noch aristooralisch, noch monarchisch, nodi gü«- 
nüscht, auch nicht foederativ, sondern pontiMo^ 
epIsconaUtf oder Christocratisdi. (! I) Welchen 
RechlAenlff der Verfasser mtt dieser Bene»- 
nung ven^det, ist schwer einzusehen. 

In der Sect. IL von der Kircbengewalt in 
Beziehung auf die Kirche im Ganzen handelt dar 
Veriaaser suerst in Cap.L de condUis et con- 
sensu eeclesiae dispersae |. 127—134 und in 
Cap. IL vom Primat, den Rechten des Pabstes und 
dem päbstliohen Kirchenregiment ($.137—191). 
Von der Autorität der Bischdffe kn öcumenl- 
seken CondUum wird (S. 136) Belfaradns Satz 
ausgesprochen: sie seira nicht päbstUche oM«- 
sUkrii, sondern judices, doch In %. 123 (S.146) 
gelehrt: quod absque Pontifieis romani 
cenfirmatione nullu« coneilinm ge^ 
nerale, nuUum decretum dogmaticuih 
dici, immo nee leges discipllnares vlm 
obligandi habere pessunt'^ Das2.Capl- 
tel begfant mit einer B€toq)fDng des Febro- 
nianismw $.135-^187, oitbilt dann eine sehr 
im Einzelne gehencte Belencktung der verschie- 
denen Rechte desPabetes, welche in jura primt^ 
tos essentialia %. 140—171 — gew^ikiAeh 
jura jurlnHctionis genannt, — und jum ko- 
norifiou (den prinulns koneils) neriktten« Die 
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Zoständiffk^lt dieser Rechte wird theib «u der 
heiligen Schrift, theils aus CondUen-Beschlttgsen, 
theils aus anderen Entstriinngsgründen nachge- 
wiesen. Unier den Gewährsmftonern ist sehr oll 
Frey, einmal auch Herr Prälat UUmann (S. 162 
Nr. 1) aoTgeführt. Zu den Ehrenrechten des 
Pabstes zählt der Verfasser in §. 176 (Pontifex 
Romanus qua imperans civilis) seine Souveräni- 
tät im Kirchenstaat; 

Die im Art U. folgende Darstellung des Or- 
ganismus des päbstUdien Kirchenregiments 
V. S. 177 bis 190 ist zwecitmässig, entUUt die 
BÖthigen geschichtlichen Aufklärungen, desglei- 
cben die der Slelkmg der Patriarchen, Exarchen 
and Metropoliten, im I. Cap. der Sectio IH. 
(11^ 191 — 201). Das II. Cap. derselben handelt 
von den Bischöfen und zwar im Art. I. de ju- 
ribus und im Art. n. de adjutoribus et vicariis 
episcoporum (SS. 202— 213 und 214 — 223). 
Auch hier ist die Darstellung gut. Das Recht 
der Ueberwachung der bischöflichen Kirchea- 
ffutsverwaltung durch den Landesh^m wird als 
Folge seines Schutzrechtes der Kirche gutgehei- 
len in $. 210. Im dritten Capitel werden die 
Domkapitel abgehandelt (SS- 224—232) im vier- 
ten ist von den Praelatis non episcopis — d. h. 
von den Achten und Pröbsten — die Rede (%%. 282 
— 235), im fünften von der Ouratffeistlichkeit 
(If* 236— 247), im sechsten vom (Herus regu- 
liuis (SS. 254), in allen werden mich die beson- 
deren Verhältnisse dieser Klassen von Personen 
in Qeslerrei^ namentlich in Ungarn angegeben. 
Zu kritischen Bemerkungen gaben diese Capitel 
keine Veranlassung. 

Der Stoff der Pars D. (jus publicum ext^«- 
nnm) ist so gegliedert, dass zuerst in lU Ca*- 
pitebi vom Verhältaiss der Kirche zum Staat und 
zwar 1) de nexu ecclesiae cum civitate 2) de 
jure ecclesiae relate ad civitatem 3) de jure 
civitatis respectu ecclesiae, dann in Pars II. vom 
Verhältniss der Kirche zu anderen ReUgionsge- 
nossenscbaften (gleichfalls in 3 Capiteln^ gehan- 
Mi wird. 

Das Verhältniss von Kirche imd Staat ist nach 
dem Verfasser in SS- 255 und 258 nicht das 
einer Coordination, sondern das einer Subordi- 
nation des letzten unter die erste, weil die 
gdstlichen Interessen des Seelenheils die höhe- 
ren, die des zeitlichen Wohls die niederen sind. 
Dass diese Iftiterordnung nur eine moralisch re*- 
ligiöse, nicht aber eine juristische sei, wird 
nicht hervorgehoben, sondern sofort gesagt 
(S. 256), beide seien mutuo sibi adjumento; 
Collisstonen seien aber unvermekUich, weil es 
gemischte Angelegenheiten gebe (S. 257). Bei 
diesen sei maassgebend: ob das Urchllche oder 
das staatlidie Interesse vorwalte. Gewiflirsmän'^ 
aer des Verfassers sind Frey und von Haller 
(S. 258). Den Schluss des Capitels bildet ein 
Paragraph mit der Aufscfarift: alii utriusque po- 
testaüs limües aliter definiunt, in welchem der 
Verfasser aber nur die Ansichten Sc^eiBs und 
des Franzosen Pey wiedergiebt, welche der 



UrdiUchen Gewtit ^was ginsUger sind, ab die 
seinigen. Seiner Lehre fehlt offenbar die ju- 
ristische Schärfe, iricht einmal ifie maassgebett- 
den Momente sind genau angegeben, vBid so 
begreift es sieh leldit, warum auch des Ver- 
fiuäers Darstellung der Rechte der ffirche ge- 
genüber dem Staate und die des letzten gegen-' 
Aber der Kirche nicht befiriedigi Doch rahrt er 
in SS. 261— 263 aus: die Brehe habe Jt^ne di- 
recte materielle Gewalt ttber den Staat und die 
Landesherren, sondern dte Rechte eines Epbo- 
rates, also dne indirecte Zwangsgewalt, was 
auch S. Hdligkdt Pius IX. in dem YerAumnuDgs- 
breve der LehiMcher des Pieraontesischen Pro- 
fessor Nuytz sage: welcher den Satz des letzten 
Ecciesia non habet ullam potestaten 
temporalem directam vel indirectan 
auf das ^tscheidendste verworfen htbe; hier- 
auf spricht der Verfasser in S- 264—266 vom 
f»rivileffium fori des derus uiid der ioinmnitas, 
eitet &LS erste aus dem jus naturae ab, welches 
divinum sei (S. 270), fiihrt dann an, dass es tu 
allen römischen Kirchen durch den Kaiser und 
in Ungarn durch dessen König dem Cterus ei^ 
theilt worden sei, glaubt aber dennoch seine 
Behauptung dadurch vertheidigen zu können, 
dass er sagt: juri naturae conforme et 
certe conveniens est, ut quaevis homi- 
num species per homogeneam sIbi ju- 
ris dictionem citetur, audiatur et judi- 
cetur. Naturae profecto maxine cei- 
forme est, si persona militaris per 
jurisdictionem miiitarem, persona ci^ 
vilis per civilem et persona ecclesf- 
astica per jurisdictionem ecclesiasti*- 
cum judiceturi Das Conc. Trid. habe aueh 
allen katholischen Pursten befohlen, die der pe^- 
sönlichea Immunität der GeistUdien gtastigen 
Canones zu achten; der Verfasse bedauert, dass 
durch die kaiseriiche Verordnung vom Jahre 1850 
diess Privilegium dem Clerus entzogen sei. Er 
muss also auch bedauern, dass der Pabst hn 
Art. 13 des Ooncordates v. 16. Aug. 1866 die« 
zugiebt. Ein Besteuerungsrecht des Kirchenguts 
lässt der VOTCosser in $.265 zu, jedoch mit der 
merkwürdigen EinschrädkiAig: quod civitas 
egestate pressa cleri tributa non au« 
toritate propria sed cum consensu ca^- 
pitis ecclesiae, velut supremi bonorum 
ecclesiasticorum custodis tantum im'- 
ponere possit! Schliesslich vertbefdigt der^ 
selbe das Asyfa^cht der Kirchen in %. 2ß&. Als 
w^tere Rechte der Kirche ffegen- den ^at 
werden aufgeftthrt und gerechtfertigt: jus pe- 
tendi defensionem civilem (diess be* 
gründe dann die Ubertas consdentiae), jus exi- 

?endi sustentationem (%. 267—268), das freie 
ermögensrecht, was er audi aui Stellen des 
dten Testamentes stittzt (%. 269), endHch das 
Recht, die Lmidesherren mit Kirchenslrafen za 
belegen, auch dieselben anzuhalten kircUidie 
Angelegehheiteii geistlidien Radien zu iftertragoB 
u. s. w. Dem Staate gesteht der Verfhaser ta 
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t* 2T2 ein jus circa sacra zu, und zwar sowohl 
ein jus advocatiae als einer Jnspectio saecularfs, 
welches ietzle Recht er jedoch (wie im vorigen 
Jahrhundert die ultramontanen Canonislen Deutsch- 
lands schon aus dem ersten ableitet, doch auch 
auf die Pflicht Tür das zeitliche Wühl der Un- 
lerthanen zu sorgen stützt { J. 273—274). Aus- 
führlich sucht der Verfasser hierauf in $. 275 
den Satz zu vertheidigen : jus piaceti civilis 
non existit und zwar zu zeigen: ut ex cor- 
relatione ecclesiam Inter et civilalem jure divino 
fondata piaceti jus nullatenus erui valeat! (p.293). 
Dagegen lässt er jii $. 277 ein Recursrecht das 
in seinen Rechten durch seine kirchlichen Obern 
verietzien Geistlichen an die Staatsbehörden zu 
— das jedoch kein Recht der Appellation 
(tanquam ab abusu) sei: sondern nur die Wir- 
kung habe: ut judex civilis in negolio ecclesi- 
astico recurrenlem ad superiorem suum eccle- 
siastlcum reinviare obliget! Eine eigenthüm- 
üche Ansicht! — 

lieber das Verhältniss der kalholischen Kirche 
zu andern Conressionsverwandten in SecL II. 
spricht sich der Verfasser in einem wahrhaft 
humanen Geiste aus. In Cap. I. zeigt er wie 
zwar die Kirche in theologischer Beziehung nicht 
tolerant sein könne, ja verpflichtet sei, ihre 
Lehren bei änderst Gläubigen, also nach der 
kalholischen Ansicht im Irrthum befindlichen zu 
verbreiten; sie dürfe sich aber keiner anderen 
Mittel hiezu bedienen als der des Lehrens 
nicht des Zwangs oder des Betrugs (%, 281, 2S3) ; 
dagegen sei sie verpflichtet die Gesetze der 
bürgerlichen Toleranz zu beobachten und alle 
änderst Gläubigen gerecht und mit Liebe zu be- 
handeln ($. 284). Hierauf handelt er von der 
religiös staatlichen Stellung der Juden in Oester- 
reich (S.28Ö) von den Bestimmungen des west- 
phälischen Friedens (%. 286) der Lage der Pro- 
testanten in Oesterreich und den kaiserlichen 
Toleranzedicten (S.287). 

Im zweiten Capitel de juribus et ofliciis ec- 
clesiae. ubi sui ad Proteslantes deficere inten- 
dunt, handelt er (S. 289) vom Benehmen der 
Seelsorger, wenn Uebertritte von Katholiken 
zum Protestantismus zu fürchten sind oder statt- 
haben. Es sind die Civilgesetze von 1791, 1814^ 
1844 einzuhalten, in 8.290—294 von der re- 
ligösen jßrziehung der Kinder gleichfalls nach 
den österreichischen Gesetzen. Im dritten Ca- 
pitel endlich (jura et ofiicia ecclesia relate ad 
ipsos Protestantes) setzt er auseinander, wie der 
katholische Geistliche sich zu benehmen hat. 
Er darf die evangelische Confession nicht lä- 
stern, die catholische Schule frequentirenden 
Kindern zu dem katholischen Religionsunterricht 
nicht zulassen, aber nicht dulden, dass katholi- 
sche Kinder protestantische Schulen besuchen 
(S. 295) keine Pfarrfunctionen bei Protestanten 
vornehmen, doch gerufen den eines eigenen 
Geistlichen entbehrenden Kranken geistliche Hülfe 
leisten auch in Nuthfallen sie begraben mit Beob- 
achtung der bei solchen Beerdigungen eiuem 
Jahrb. i; RMhtfwitf« 1855. 



katholischen Priester möglichen FeierUchkeitem 
($. 296). Wie bei gemischten Ehen zu verfah- 
ren deutet der Verlasser in %. 298 an führt es 
aber weiter aus in $. 755 des zweiten Theils. 
Schliesslich zeigt er, welches Bei.ehmen der 
katholische Geisiliche einzuhalten liabe bei ge- 
wünschtem Uebertritte eines Protestanten zur 
katholischen Kirche (S.30i). 

J)er zweite das kirchliche Privatrecht enthal« 
tende Theil des Eiicliyridion zerrällt in drei See« 
tionen de personis ecciesiasticis , de rebus, und 
de furo. Der erste in zwei Capitel 1) de per- 
sonis ecolesiasticis in sensu latiori sen de cleri- 
eis, 2) d. pers. ecci. in sensu stritiori seu de 
iis, quae ofliciis beneficiisque ecciesiasticis gatt- 
denL Das erste Capitel handelt im Art. I. vom 
Erwerb des geistlichen Standes ($$.3 — 17) im 
Art. II. de viia et honestate clericorum (S$. 18 — 
28), und im Art. 111. de clero regulari (%%. 20— 
47). Die Lehre von der Ordination ist klar und 
mit geeigneter Auslührlichkeit vorgetragen, im 
%. 5 die Einrichtung der Seminarien In Oester- 
reich und Ungarn seit der Publication des Tri- 
dentinums geschichtlich beschrieben und in S. 11 
das in Ungarn geltende Recht über den Ordi- 
nationstitel angegeben; es heisst: apud nos in 
Hungaria omnes clerici saeculares ad titulum 
diocoseos ordinantur, vi cujus omnis ordinatns 
decentem sustentationem ao illo, qui jpraeest 
diocoesi jure suo praetendit, während in Oester- 
reich ein landesherrlicher Tischtilel statt hat. 
Die Verpflichtung zum Coelibat wird in $$. 20— 
23 gerechtfertigt unter Berulung auf bewährte 
Canonisten, wie Frey, Schenkt, . Fess- 
le r und mehrere andere. Der Art. de clero 
regulari enthalt die Darstellung des Mönchswo- 
sens in den Klöstern mit besonderer Rücksicht 
auf Oesterreich und Ungarn. Alle dort vorkom- 
menden Orden werden angegeben und charak- 
terisirt. 

Sehr ausiuhrlich ist die Lehre von den Kir- 
chenämtern und den Pfründen in $$.49 — 63 
abgehandelt, das Parochialrecht Ungarns aber be- 
sonders in $.04 — 70. Als Erforderniss einer 
Pfründe werden angegeben in $. öl , a) jus per- 
petuum trahendi proventus , b) autoritas legilimae 
potestatis ecclesiaslicae , c) ofTicium spirituale. 
Was die Incorporation betrifft, so unterscheidet 
der Verfasser nicht zwei sondern drei Haupt- 
arten derselben a) blose Ueberlassung des 
Patronatrechts an eine geistliche Corpora- 
tion , b) incorppratio quoad temporalia, 
c) incorporatio plena i. e. quoad temporalia et 
spirilualia. In Ungarn fand 1783 eine neue Cir- 
cumscription der Pfarreien und bei dieser Ge-, 
legenbeit die Errichtung vieler neuen Pfarreien 
statt, welche unter die Aufsicht gleichfalls neu 
errichteter Vicearchidiaconate gestellt sind. ($. 66. 
67). Die Lehre von der Collation der Pfründen 
ist in S$.71 — 94 mit besonderer Rücksicht auf 
das in Oesterreich und Ungarn namentlich seit 
Kaiser Joseph II. geltende Recht dargestellt. 
Nach $. 78 findet bei allen königlichen Patro- 
26 
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nalspfründen auch rine landesherrliche In- cum omnibus effeejtibu^ td vaiijipiii 

stallation statt. Die Ungarischen Reicbsstände matrimonium requisitls^ gaudet. 
hatten 1780 diess vorgeschrieben und 1802 Pabst Benedicl XIV. hat diese Ehe fiir zu- 

Kaiser Franz diese Anordnung bestätigt. Das lässig erklärt, aber In einer Verordnung begia- 

Mandat lautet: ne Titulares Episcopi^ Abbates nend mit den Worten: Satis vobis, verlligt 

et Praepositi ante sui Installationem benedican- a) der Abschluss derselben sei sogleich d^ 

tur aul praerogativis diffnitatis suo Uli praesu- Ordinarius anzuzeigen^ b) in ein geheimes Re- 

mant In $. 80 Beschreibung der Prälatenwablen gister einzutragen , c) von der Geburt 4ßr |Kin- 

In Unprn und Oesterreich mit Berufung auf der binnen 30 Tagen dem Biscboff Anzeige zu 

Recbberger. machen. In der Note $.168 benferkt der Ver- 

Die Sectio II. de rebus ecciesiasticis zerfällt fasser die s. g. Civilehe könne in deu Augen 

In drei Capitel, 1) de rebus spiritualibus sacris der Kirche gar nickt als Ehe gellen. In f. 139 

et religiosiS; im Art.I., worin von den Sakra- wird die Theorie matrimonium qua con- 

menten mit Ausnahme der Ehe^ vom Cultus^ tractus a sacramento separari nequit 

vom Fasten, den Gelübden und dem Eide ge- gegen entgesrengesetzte Ansichten vertheid^^) 

handelt wird ($.95—113) im ArLlI. de rebus und in $.140—142 die: Ecclesia sola impedi- 

sacris et religiosis von den Kirchengebäuden, menta (wohl dirimenlia) statuit Gewährsmänner 

Kirchhöfen, dem Begräbniss, den Schulen, Uni- des Verfassers sind in beiden Beziehungen Frey 

versilälen u. s. w. ($$. 114—126). ^ und Klee (die Ehe Mainz 1833). In $. 144 die 

Das ganze Capitel gehört fast nur der Pas- Unauflöslichkeit der Ehe. Die drei folffendeo 
toral an, die hier mit dem Kirchenrecht ver- Art. $$. 145 — 168 handeln von der Eingehmigs- 
schmolzen wird, wie ia bisher in allen Lehr- form der Ehe und den Ehehindernissen. Ffir 
büchern des Kirchenrechts selbst bei Walter und wesentlich in erster Beziehung erklärt der Ver- 
Richter geschieht. In $. 113 ist die in Ungarn fasser (in $. 148) blos a) die Gegenwart des 
übliche Katholische Eidesformel aufgeführt, sie Pfarrers und 2 — 3 Zeugen, b) die Censenser- 
lautet : sie me Dens adjuvet, B. V. Maria et om- klärung der Nuplurienten vor denselben. Das 
nes äancti. Nach $. 12 ist das kirchliche 3e- Aufgebot und die priesterlichen Gebete werden 

Sräbniss zu versagen, 1) den Ungetauften und in §. 146 als Solennitates accidentates matriino- 
en hartnäckigen Ketzern, 2) den in einem nli ineundi aufgePührt. Der berühaoteD Streih 
Duell oder Turnier Getödteten, auch wenn sie frage wer minister sacramenti sei, geschieh in 
reuig sterben, 3) den öffentlichen Zinswucherem diesen $$. keine Erwähnung. Doch wird ange« 
und Räubern, die das geraubte nicht zurücker- geben: in Oesterreich bewirke die Uoterlassnag 
statten, 4) den absichtlichen Versäumern der des Aufgebots Nichtigkeit der Ehe. 
österlichen Beicht und Communion, 5) den Selbst- Die dirimirenden Ehehindernisse werden so 
mördern, 6) allen ohne Busse sterbenden oflen- gruppirt, dass im Art. IV, die denConsens ver- 
kundigen Sündern. Der $. 121 enthält eine nichtenden zusammengestellt werden und zwar 
kurze Geschichte der Universitäten in Ungarn in folgende: Mangel an YerAMnftgebruMch^ liTthu^i, 
$. 122 die des Verhältnisses der Universitäten Clandestinität, Impotentia, Vis et metu3, rapl^ 
zum Pabst. ($.149 — 154). Im Art. V. werdfen die 
Das zweite Capitel . dieser Sectio mit der Ehehindernisse aufgeführt, welche die UnGäüg- 
Ueberschrift de statu conjugali behandelt in V. Art. keit eine katholische Ehe einzugehen bewirkoi. 
$. 127 bis $. 168 das katholische Eherecht Artl. Hier spricht der Verfasser $. lo5 von den ma- 
de sponsalibus ($. 127 — 131) Seite 1791 ist das trimonia mixta und der cultus ^sparitas ($. 156. 
1786 aufgehobene canoniscbe Recht über die 156) v. Impedimg[itum ligaminis (157—158) qr- 
Verlöbm'ss wieder hergestellt. (S. 161) der Art. II. dinis sacri, voti solennis ($.159. 160) «ogna- 
de matrimonio generatim ($$. 132 folg.) beginnt lionis spirituaUs, legatis nee non carualis (i$. 161 
mit einer Begriffsbestimmung der Ehe und Fest- — 164) afTinilatis ($. 165) publicae honestalis 
Stellung ihres Zweckes Der Verfasser sagt : ($. 166) criminis ($. 167 und zuletzt wird von der 
Finis societatis conjugalis et genera- Dispensation gehandelt. S. 210 findet sich ein 
tio et educatio prolium aut adjutorium arbor consanguinitatis und 215 einArb. aflloita- 
aut ordinata carnalium desideriorum tis. Das Einzelne in jedem Paragraphen ist mit 
exstinctio. In der Note S. 163 hiezu giebt Genauigkeit ausgePührL In der Darstelhmg der 
der Verfasser die verschiedenen Arten der Ehe Lehre vom Kirchenvermögen Gap. HL befolgt der 
(nämlich 8) an und darunter des matrimonium Verfasser eine eigenthümliche (irdnuDg. AriL 
conscientiäe quod gravissimis ex cau- de bonis ecciessiasticis in genere ($. 169-^176) 
sis de ordinarii eccentia admissumabs- und handelt 1) vom Erwerb des Kirehenguts, 
que aliis denunciationibus coram Pa- wo bemerkt wird die Amorlisationsgesesetze 
rocho tamen propria et duobus testibus seien seit 1854 in Ungarn weggefallen, 2) Kon 
famillaribus extra aut intra ecctesiam, den vermögensrechtlichen Privilegiea derKirdie, 
clausis januis aut eo tempore, quo ne- 3) von den Stiftungen (fnndalionea). DieReoi^ 

mo in Ecclesia esse consuevit, con- - . 

trahitur. Est hoc matrimonium- qui- ' ' 

dem occttltum sed non clandestinum, l) Freilich sehr weni^.genügeiid. 
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Q;«g6 Tom Subiect des Kircbenvermögens wird Apiil 1860, des auf das Concordat vom 18. 

mri !m S. 170 dadurch erledigt, dass gesagt November 1855 bezü^Ucben kaiserlichen Pa- 

wird, die zu frommen Zwecken hingegebenen tent vom 5. Novbr. 1805, den ialeinlschen und 

Sachen, werden an Gott gegeben, da aber Gott deutschen Text des Concordats, die Texte der 

derselben nicht bedörfe und Christus lehre , was neuesten vom apostolischen Stuhle der BischOflb 

dem Aermsten gegeben werde, sei als ihm selbst Oesterrelchs verliehenen Ouinquenal- undTrien- 

gegeben anzusehen, so könnten die bona ecclesiae nairacultäten , die Verordnungen Gregors XYI« 

Patrimonium pauperum genannt werden. (S.221). über die gemischten Ehen In Ungarn, das Schrei* 
im Art. n. werden die Einkünfte der Kirchen-' ben des ErzbischolTs v. Rauscher an den pSbst- 

beamten vom Pabst bis zum simplen Priester auf- liehen Nuntius Cardinal Vlale Prela als Anhang 

geführt und beschrieben ($.177 — 187). Denn zum Concordat und ein pifbstlichen Breve Über 

Sesagt, die Geistlichen seien wirkliche Eigene das von den Bischöffen Oesterrelchs In Folge 

lümer Ihres Erwerbes und könnten darüber te- des Concordates einzuhaltenden Verfahren. Der 

stjren, was den Verfasser veranlasst v. J. 188 — Abdruck dieser wichtigen Actenstücke Ist dank- 

194 nicht blos von den Testamenten der Cleri- enswerth und war unentbehrlich fUr das Studium 

ker, sondern auch von den Testamenten über- des neuesten österreichischen Kirchenrechts; 

haupt zu bandeln. Im Art. III. ist von den Ein- Der vom Herrn Verfasser herrührende Text 

tttnUen der Kirche selbst, Ihrer Verwaltung und des Handbuches besteht aus 37 %%. Proleffomena 

Verwendung die Rede (%. 195 — ^202). Im gan- und dem Anfange des ersten Theils enthaltend 

zen Capitel wird überall das In Oesterrelch und das Verfassungsrecht der Kirche (S.38 — 55), 

Ungarn geltende Recht hervorgehoben. Die Prologomena zerfallen In drei Haupistücke 

Im (^p. I. der Sectio HI. de foro eccleslas- (vom Begriffe, von den Quellen, von den Hülfs- 

tico wird de causis ad forum eccleslasticum Wissenschaften des Kirchenrechts. Der Verfas- 

pertmentibus gehandelt nämlich de causis fidel, ser beginnt im Art. I. vom Rechte mit einer 

jsponsalitils, matrimonii mit Rücksicht auf das Aufstellung des Rechtsbegriffes, welcher der 

ungarische Pärllcularrecht (%, 203 •— 212) im Stahlischen Rechtsphilosophie entnommen Ist aber 

Cap. II. de delictis ad Eccleslam pertinentibus nach Krausischer Ansicht das Recht auf dem 

Art. 1 erga Deum, Art. 2 erga proximum (hier Bau der von Gott dem Menschen erthellten Per- 

von Todtschlag und Mord, der Kinderaussetzung sönlichkeit wurzelt und in der Lebensgemeln- 

dem Turiiier, dem Duell, der turbatio sacro- schalt das Recht erzeugt, d. h. die sittliche 

rum, furtum, crimen falsi etc., im Art. IH. von und gesellige Ordnung, an welche die 

den delictis camis ($.213—241) im Cap. II. de gesammte Menschheit durch Gott also 

judiciis ecciesiastico - ci villbus in ecclesia. Art. 1 gebunden Ist, dass die gesammte 

v. d. Forum Art.ll den Personen bei Rechts- Menschheit, sowohl als jedes einzelne 

streiten Art. HI. — V. vom Gerichtsverfahren be- Glied derselben nur In Kraft der Ge- 

gnnend mit der Ladung und endigend mit dem melnschaft und Gegenseitigkeit ihre 

idurtheil der Appeliationslnstanz ($. 258 — 286) Bestimmung erreichen kann. Der vom 

Im Cap. IV. 1) Criminalprozess und den kirch- Verfasser angelührte Gewührsmann dieser Deft- 

Uchen Strafen, 1) de poenis medicinalibus, 2) de nilion ist der Salzburger Kirchenrechtslehrer 

poenis vindicativis ($$. 287 — 310). In diesem Schoepf dessen allgemeine Rechtsanschauungen 

rzen letzten Theile befolgt der Verfasser die kürzlich im literarischen Centralblatt mit Recht 

den älteren Lehrbüchern des Kirchenrechts als eine sehr wenig juristische bezeichnet wor- 

herrschende Methode, die HaupUehren des Civil- den sind. Nach dem Verfasser glebt es zwei 

und des Strafprocesses vorzutragen. solcher Ordnungen die des Staats und die der 

Das G||psammturthell des Referenten über Kirche u. s. w. theilt In S. 4 das ganze Recht 

Herrn Cherriers Enchyridion juris ecclesiastlci In Staats- und Kirchenrecht (die alte lex mun- 

geht dahin, dass derselbe zur Klasse der von dana und die lex ecclesiastica). 

Walter, Eichhorn, Richter u. a. üblichen gehört. In %. 3 beschränkt er Indessen den Rechts- 

keine Förderung der Wissenschail, dagegen eine begrilT auf die Sphäre der äusseren Handlungen 

im ganzen zweckmässige Darstellung des in Un- der Menschen, während die Normirung der In- 

gam bis 1856 geltenden Kirchenrechts enthält, neren der Moral allein anheimfallt und von ei- 

und vor allen In letzter Beziehung und fUr das nem äusseren Zwange nur bei jenen die Rede 

vergleichende Studium dieses Zweiges der Rechts- sein kann. 

Wissenschaft empfohlen werden kann. Im II. Art. $. 4—6 wird das Wesen und der 

Wamkönig. Begriff der Kirche (der nur ein historischer sei) 

2) J. A.Gintzel,Handbnch des neuesten bestimmt und zwar so, dass blos die kalholi- 

In Oesterrelch geltenden Kirchenrechts, sehe Kirche darunter fällt (S. 8) deren Attribute 

yfien 1855. Lief. 1 und 2. nach §. 5 sind, Sichtbarkeit, Einheit, Allge- 

Dlc zwei Lieferungen des Handbuchs von meinheit, Apostollcität, Heiligkeit und welche 

Heitn Gintzel bestehen aus 112 Seiten Text durch die vom Erlöser eingesetzte drei Aemter: 

desselben und Seile Anhang eines Codex des das Lehr- das Priester- und das Königs- 

Österreichischen Kirchenrechts der letzte begreift amt verwaltet wird. Hiebel wird Philipps dem 

die kaiserlichen Verosdnungen vom 18. und 23. der Verlasser folgt noch nicht angeführt^ jedoch 

^ - 26* 
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neben Schoepf nnd Beydtel im m. Artikel vom 
Recht und Gesetze der Kirche (|. 7—11). Der 
Begriff desselben wird so gefasst, dass die Be- 
seichnongen jus sacrum, pontificinm, canonicum 
ecciesiasticum S. 18 BeiL 1) für synonym zu 
nehmen seien. Indessen unterscheidet er doch 
S. 19 göttliches und menschliches Kirchenrecht, 
welches erste aber nicht blos in dem von Golt 
im Beginne der Kirche angeordneten, sondern 
auch in dem in dieser später nach dem Gesetze 
des Wachsthums der Entwicklung und Stätigkeit 
entstandenen absoluten und unabänderlichen be- 
steht, während das letzte nur jus accidentale, 
mutabile, abdicabile isL (S. 20). Das Kir- 
chengesetz besieht (§. 8) in den von Gott 
oder von den durch ihn gesetzten kirchlichen 
Gewaltlrägern gegebenen Vorschriften, durch 
welche die Rechtsordnung der Kirche und die 
Rechtspflichten ihrer Glieder also bestimmt wor- 
den, wie es der Zweck der Kirche erheischt. 
Diese Rechtspflichten sind immer zugleich 
Gewissenspflicbten, deren Uebertrefung eine 
schwere Sünde ist. (S. 21). Die verbind- 
liche Kraft der Kirchengesetze beginnt mit de- 
ren hinreichender Verkündigung, also der vom 
Pabste ausgehenden mit ckren Publication am 
Ende des Campo di Flora in Rom (S. 2b), ver- 
pflichtet die Mitglieder der Kirche jedoch so, dass 
die nicht Zurecnnungsiahigen wie Kinder, VVahn- 
sinnige u. s. w. keine Verantwortlichkeit trifft. 

Vom Gesetzgeber sagt S. 25 der Verfasser 
nach Liguori: er sei zwar in seinem Gewissen 
an sein Gesetz gebunden, aber weil es Nie- 
manden gebe, der über ihm stünde, könne er 
nicht mit Zwang dazu angehalten werden. Die 
Wirkung des Kirchengesetzes ist entweder die, 
dass es ungesetzliche Handlungen ftir ungültig 
erklärt , oder dass es sie als unerlaubte bestraft. 
Unter den in %. 10 aurgefilhrten Erlöschungs- 
gründen der Kirchengesetze führt der Verf. un- 
begreiflicher Weise den längst als falsch ver- 
worfenen Satz an: Cessante ratione legis ces- 
sat lex ipsa (S. 26). Der III. Art. schliesst in 
$.11 mit kirchenrechtlichen Auslegungsre^eln. 
In Art. IV. handelt er von Kirchenrecht als Wis- 
senschaft (8.12 — 14). Ein Systems -Aufriss 
wird erst später $. 37 ffegeben. Im zweiten 
Hauptslück von den QueTlen des Kirchenrechts 
wird in $. 15 — 26 zuerst von den Quellen selbst, 
dann von den kirchenrechtlichen Sammlungen 
gehandelt; als geschriebenes Recht werden auf- 
geführt die heilige Schrift des neuen Testaments, 
die Beschlüsse der allgemeinen Kirchenversamm« 
lungen, die pabsllichen Verordnungen, als Quellen 
des ungeschriebenen die Tradition und das Ge- 
wohnheitsrecht, das letzte wird ausführlich darge- 
stellt nnd die Gewohnheit contra legem nur für 
wirksam erklärt, wenn sie vernünftig und ge- 
setzlich verjährt sei (S. 41). Vernünftig ist sie 
nach dem Verfasser, wenn sie dem natürlichen und 
dem geheiligten göttlichen Recht nicht zuwider, 
durch ein Kircbengesetz nicht ausdrücklich ver- 
worfen dem allgemeinen Wohl und der Rechts- 



ordnung der Kirche nicht entgegenläuft aad dfe 
ausdrückliche oder stillschweigende Genehmi- 
gnng des Gesetzgebers hat Stillschweiffen^ 
Zustimmung des Pabstes ist nur anzun^meo, 
wenn er die Gewohnheit kannte und es ihm 
leicht war sTch dagegen zu erklären, deshalb 
verwOTfe Pabst Gregor XVI. Cnach Note 5 S. 43) 
als abusus mit Recht die in Deutschland in un- 
serem Jahrhundert entstandene Gewohnheit, jede 
gemischte Ehe einzusegnen. Die Veijäbrongs- 
zeit einer consetudo praeter legem ist 10 <fie 
contra legem 40 Jahre. Ob eine dem CondL 
Trident. zuwiderlaufende Gewohnheit derogirende 
Kraft habe, hat nach dem sich hier auf deo 
Franzosen Bulx sich berufenden Verfasser der 
Pabst auszusprechen. Als dritte Quelle des 
Kirchenrechts fuhrt der Verfasser S. 4d das na- 
türliche Recht, als wahrhaft göttliches Recht 
auf. Woran es zu erkennen, oder wer befogt 
sei, sein Dogma aufzustellen, bemerkt der Ver- 
fasser nicht. Die von den kirchenrechtlicfaen 
Sammlungen bandebiden SS. 28— 31 enlbalten 
nur kurze Angaben mit Verweisungen auf Wal- 
ter, Richter V Permaneder u. a. In Art. 2 S. 66 
bemerkt der Verfasser die revolutionären und 
schismatischen Versammlungen zu Pisa, Con- 
stanz undBasel sind vom apostolischen 
Stuhle niemals anerkannt wordenl! 
Wären aber die Concordate von Constanx 1447 
und 1448 für die Päbste unverbindliche Acte? 
Die §1. 32— 35 geben eine Ueberslcht der be- 
sonderen Quellen des österreichischen Kiräien- 
rechts. Die früheren Staalsgesetze über kirch- 
liche Verhältnisse werden unter denselben nicht 
aufgeführt. Nachdem nun der Verfasser in $.37 
seine Systematisirung des Kirchenrechts in Ver- 
fassungs- Personen und Sachenrecht angegeben, 
beginnt er im ersten Theil die Darstellung des 
ersten. 

Die Behandlungsmethode des Verfassers ist 
historisch construirend , d. h. der Aufbau der 
Kirchenverfassung nach der streng ultramonta- 
nen Ansicht, wie sie von Philipps vollstäncfig 
durchgeftihrt ist, so da;s zugleicn dieNotbwen- 
digkeit derselben zu deduc&en versudit wird. 
Daher der Ausgangspunkt seiner Doctrin in S«40 
der Satz: Christus baut seine Kirche 
über den Petrus und die Schlusstheorie in 
50: die Verfassung der Kirche ist mo- 
narchisch. Die Apostel erhalten von Christus 
selbst nicht nur die potestas magisterii, sondern 
auch die potestas sacerdotU de oidinis undjuris- 
dictionis, weiche letzte die gesetzgebende, rich- 
terliche und vollziehende Gewalt begreift (S. 80 
— 81). Dass die Bischöfle durch die Apostel 
selbst zu ihren Nachfolgern in der Hirarchie. ein- 
gesetzt seien, will der Verfasser durch ein Ci- 
tat aus dem Briefe vom Clermens romanus c. 44 
bewiesen haben (S. 82 u. &3 %. 8). In f. 47 
wird das Verhältniss der apostolisch bischöf- 
lichen Regierungsgewalt zum Primate dahin be- 
stimmt, 1) die Gewalt des letzten sei die or- 
dentliche (ordinaria) die*" der Träger des Apo- 
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slolaUi dne ausserordentliche (extraordi- 
naria), 2) sie sei eine singulere, die nur der 
Bischoff von Rom und kein anderer haben könne. 
3) die anderen Bischöffe sind deroselt)en so nn* 
lergeordnet^ das3 sie nur In Verbindung mit Ihm 
ihre Reglenmgsffewalt In der Kirche gültig aus- 
üben können, dass Niemand anders als durch 
Ihn In die Reihe der Bischöffe rechtmässig ein- 
treten könne (S. 90—92). Der Satz vom Pri- 
maty der Im römischen Pabst fortlebende Petrus, 
iai Glaubenssatz (S. 92—95). Seiner Theorie 
gemftss sagt S.99 wieder der Verfasser : ist es 
auch dogmatisch unentschieden, ob 
die bischöffllche Gewalt unmittelbar 
von Christus oder vom Träger der mo- 
narchischen Gewalt in der Kirche her- 
stamme: so scheint es denn doch dem 
Wesen der reinen Monarchie entspre- 
chender^ dieselbe vom sichtbaren Haupt 
der Kirche herzuleiten. 

Doch sind sie nicht, fügt er gleich bei, Stell- 
vertreter und Organe des PabstesI 

Vom dritten Hauptstück: Die Hierarchie in 
ihrer Entwicklung und ihren Gliedern ist bis 
jetzt (S. 100 — 112) nur der Anfang der Lehre 
von der Weihe erschienen. 

Warnkönig. 

S. QjwBei in kaMafsdeft ul nrdkearechts ii 
Veabdibuii. Eine Uebersicht derselben mit 
Beachtung der Unterschiede der katholischen 
und der evangelischen Kirche, zugleich mit Er- 
wähnung der neuen und neuesten Literatur, hat 
H. F. Jacobson zu Königsberg in Welske's 
Rechtslex. Bd. VIR. S. 734—778 geliefert. 30. 

4. Piaeet. Eine Zusammenstellung der Grund- 
sätze über diesen Ausfluss des landesherrlichen 
jus circa sacra mit Berücksichtigung der neueren 
und neuesten Gesetzgebung In Deutschland, 
Frankreich etc. hat H. F. Jacobson in Welske's 
Rechtslexicon Bd. VHL S. 171 f. geliefert. 30. 

5. Ke ka&che Klrcheafrage eise ieitsehe. 
Ein Wort über die Behandlung der katholischen 
Kirchenfrage. Von einem Katholiken. (Mag. f. 
bad. RechtspO. u. Verw. Bd. L S. 324 f.). 

Der Verf. stellt zuvörderst folgende Sätze 
auf: Staat und Kirche sind zwei verschledne, 
selbstständige Gewalten. In der Staatsordnung 
muss Einheit herrschen und der Staat kann da- 
her keine Gewalt über sich dulden. Jede Ge- 
walt, die Im Staate ihre Wirksamkeit äussern 
yrill, muss diese mit der Staatsordnung In Har- 
monie setzen. Die deutschen Staaten sind christ- 
liche Staaten und die katholische Kirche ist da- 
her mit der Staatsordnung verträglich. Die 
Kirche ist Im Staate, nicht der Staat in der 
Kirche. Daraus folgt iedoch nicht, dass die ka- 
tholische Kirche von dfer Staatsgewalt nach ihren 



1) Vg). oben fid. L S. 238 ff. 



vorübergehenden Zwecken gemassregelt werden 
kann. Sie kann vielmehr In Folge ihrer Aner- 
kennung fordern, dass ihr, jedoch vorbehaltlich 
des Oberaufsicfatsrechts des Staats, von diesem 
diejenige Wirksamkeit und Geltung eingeräumt 
bleibe, welche ihre unabänderliche Lelire und 
die Grundnormen Ihrer Verfassung nothwendig 
machen. Die Dogmen sowohl als die Disciplin 
und die Verwaltung der katholischen Kirche seien 
von der Art, das^ sie an sich nicht zu einem 
Conflicte mit der Regierung eines christlichen 
Staats Veranlassung geben können. Im deutschen 
Bunde sei an die Stelle des deutschen Reichs 
kein Mittelpunkt für Regelung der Interessen der 
Kirche In ihren Beziehungen zum Staate geboten. 
Jeder Staat stehe isolirt da. Hierin Hege &n 
Hauptgrund der Wirren. Insbesondere würden 
die kleineren Staaten davon berührt, die In flirer 
IsoHrten schwachen Stellung der grossen katho- 
lischen einheitlichen Kirchengewalt gegenüber- 
stehen. Als zweite Ursache des Uebels sei die 
Unterlassung der vorgeschrlebnen Kirchen-Con- 
clllen und Synoden zu betrachten. Sie falle 
dem katholischen KIrchenregImente zur Last. 
Hiermit sei das wichtigste Organ zur Erhaltung 
der KIrchendlsciplin und der einheitlichen Ver- 
mittetung der Interessen des Staats und der 
Kirche Verschwunden. Die erwirkte Selbststän- 
digkeit der Kirche In der projectirten deutschen 
Reichsverfassung sei mit dieser selbst zerfallen. 
Allein die wirkenden Ursachen und Kräfte seien 
geblieben und würden von Rom aus mit Energie 
unterstützt. Bei aller Berechtigung der Kirche 
müsse doch In diesem Conflicte das Interesse 
der Staatsgewalt eine kräftige Vertretung erhal- 
ten. Dies sei zu bewirken nicht von der Wie- 
derbelebung veralteter Formen der Reichseinheit 
und der Concllien, wohl aber von Surrogaten, 
welche den jetzigen Verhältnissen entsprechen. 
Durch Abgesandte In Rom werde kein dauernder 
Frieden vermittelt werden, da die einzelnen 
Staaten vereinzelt handelten. Vielmehr sei das 

Sanze katholische Deutschland die Macht, welche 
er Unterhandlung Nachdruck gebe. Die Frage 
werde, was sie sei, eine deutsch -nationale. 
Dann werde Rom sdnen Gesandten nach Deutsch- 
land senden, nicht dieses nach Rom, wie jetzt 
die einzelnen Staaten es thun mussten. Die Ge- 
walt der Einheit der katholischen Kirche finde 
Ihre Begrenzung in der Gewalt der Nationalität. 
Die wohlberecntigte nationale Geistesrichtung 
solle nicht In der Assimilation der katholischen 
Kirche untergehen. Ein Schisma folge hieraus 
noch nicht. Ein gemeinsames Organ für die 
katholische Kirche Deutschlands sei nöthig. Der 
Bundestag solle, gestützt auf Art. II. der Bun- 
desverfassung, die Sache In die Hand nehmen 
und ein von sämmtlichen deutschen Staaten be- 
schickter, in einer deutschen Stadt zusammen- 
tretender Congress verhandle mit einem päbst- 
lichen Legaten über ein Concordat für das ge- 
sammte katholische Deutschland. Der Verf. führt 
diesen Plan weiter aus, dem gewiss auch der 
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Pabst sieb nicht entziehen werde. Das Miss- 
Ungen der zeitherigen Vereinigungen liege darin, 
dass nicht alle Staaten, insbesondere nictil die 
drei bedeutendsten sich bei ihnen betheiligt 
dätten. ' 27. 

f. (feber die recbtliclie Stelhiir der katliolisclif n 
Kircbe im Crossh. Hedüenburg-ScCwerin 

verbreiten sich die Entscheidungsgründe eines 
Erliennlnisses des OAG. zu BostocK (in Buchlca^s 
und Budde's Sammlung L S. 214 fiOf durch 
welches die gegen einen katholischen Prarrer 
wegen der Taufe eines unehelichen Kindes eines 
lulaerischen Mädchens auf Grund älterer Con- 
sistorial - und anderer Verordnungen in unterer 
Instanz erkannte Geldstrafe bestätigt ward. Ins- 
beeondere wird hier (S. 223 IT) gegen Kinder 
ausgeiührt und aus der Geschichte der desfall- 
sigen Berathungen nachgewiesen, dass der 
Art. 16 der deutschen Bundesacte gar nicht auf 
die Religionsübung zu beziehen ist. 2. 

7« Priester 9 Pfarrer. Eine Darstellung der 
allgemeinen Rechtsverhältnisse des Pfarrers, des 
jus parochlale (insbesondre auch von den Pfarr- 
gehiH'en) hat H. F. Jacobson in Königsberg in 
Weiske's Rechlslex. Bd. VUI. S. 482 f. geliefert. 

30. 

8. Pfamrittwentkam. 

Aus der einem Pfarrer ertheilten Zusicherung 
tines Pfarrwittwenthums für seine Wittwe kann 
äe Ehefrau des Pfarrers, welche sich mit die- 
sem erst nach Niederlegung seines Amts ver- 
heirathet hat, keine Rechte herleiten (OG. zu 
Wolfenb. — Braunschw. Zeitschr. S. 162 f.) 20. 

%. Ufber die Befagaiss des Patrens zur Tertre- 
toag der Kircke in Preceseen. 

Das dem Patrone nicht abzusprechende Recht, 
als defensor ecclesiae vor Gericht aufzutreten, 
ist seiner Natur nach nur ein subsidiäres und 
bei dem heutigen Gange unserer geordneten 
Rechtspflege nur dann anzunehmen, wenn die 
zunächst berufenen Vertreter der Kirche aus- 
nahmsweise behindert sind, ihres Amtes zu 
warten. (Entsch. des OAG. zu Rostock in Buch- 
ka's und Budde's Samml. I. S. 213). 2. 

10. Zar Aoslegiag «les §. M des Reiehsiepot. 
laq^scklas«» tsm 2S. Febr. 1893 , vom Minist. 
Ret Hoffmann in Hannover. (Magaz. V. S. 123). 
Ue Frage: ob diejenigen Vermögenstheile, welche 
einem Kloster unter der Auflage Seelenmessen 
sa halten und iEu ähnlichen Zwecken zugewendet 
waren, bei der Säcolarisation mit hätten einge- 
zogen werden dürfen, oder hätten als selbst^ 
ftändige fromme Stiilungen nach dem alleg. 
f. 6& conservirt werden müssen-, war vom OA. 
Gerichte zu Celle, gegen die Ansicht des Hit- 
telgericbts b^ht. Der Verf. itlhrt zu Gunsten 
dler entgegengesetzten Ansicht verschiedene En^ 
Scheidungen oeziehungsweise der Juristenlacultät 



zu Kiel und des Geh. Ober. Tribunals zu Berlin 
an. Die Entscheidung der Frage ist in ihren 
Polgen höchst einflussreich, sie selbst gehört 
aber zu den zweüelhaflesien und in einem spä- 
teren Heile des Magazins finden wir wiederqm 
eine Abhandlung des 0. G^ Raihs Busch zu Hil- 
desheim, in welcher in vollem Masse zu Gunsten 
der Entscheidung des Ciellischen 0. A. Gerichts 
der Handschuh aufgenonvnen wird. 40. 

11. Sini praadherriiche Reehl« ansRn^her 
Kirclien, Pfarreien ani Sckobtetlea im firtssb. Wrf« 
mar ablisbar? (Blatt, f. Rechtspfl. in ThOringen, 
J. 1855 Nr. 3 S. 73 fl^). 

Wird in einem hier mitgetheilten Erkenntniss 
des Grossh. Staatsministeriums, Depart. des Innern, 
auf Grund des dasigen Gesetzes vom 22. Oklbr. 
1853 verneint, welche^ das Provokalioasrecbt 
der Verpflichteten auf Ablösung solcher grand- 
herrlichen Rechte, die Kirchen etc. zustehen — 
ohne Unierscheidunff zwischen elnheim^ch^ imd 
ausländischen dergleichen — bis auf ^i^Xem 
aufhebt. a 

12. Die kirehliche Ballast ia BeiielnuiK mf Jie 
Cmadbeiitxer iü^rkalb einer Parachie, welche da- 
selbst alsForenser, Bekenner einer andern Con- 
fession, oder als juristische Persopea^i picbl za 
den Eingepfarrten gehören, mit besonderer Rock«* 
sieht auf die älteren Provinzen d^ Königr^cbs 
Hannover, vom OA. Rath Dr. Vt^achsmuth ia 
Celle, Magazin (l|r Hannov. Recht 5. Bd. S.3 1 
Die Frage, ob die kirchliche Baulast im ZwdM 
eine rein persönliche sei oder auf den Grimd- 
stUcken ruhe, also auch von Forensem, Bekennmi 
einer nicht der betrefienden Kirche angehörigen 
Confession und von juristischen Personen zu 
fördern stehe ^ ist nach gemeinem Rechte sehr 
bestriUen, sie wird, w^end df^ Canonische 
Recht sie unentschieden lässt, von den meisten 
Rechtslehrern verneint. Das preussische Land«- 
recht Tb. II %. 721 bejaht sie dagegen parttell 
und der Verf. schliesst sich dieser Antwort sRicb, 
flir die älteren Provinzen des Königreichs, theib 
unter Zugrundelegung einzelner particulärer ge- 
setzlicher Bestimmungen theils nach der NaUv 
der Last an. (Wir bemerkjen übrigens, dass 
diese Auflassung bereits einen Angriff zu erdul- 
den gehabt hat, in einer ganz kürzlich erschie- 
nenen Flugschrift des Reg. R. Brüel, Referent 
im geistlichen Ministerio zu Hannover). 40. 

13. Tan der Terpflichtang des Zehatkmi tv 
baalichen Erbaitaag und lerstdloag des KireUbani 
Von 0. J. R. Dr. Kübel (Sarweys Monatschr. f. 
Würt. Just. Bd. 20 S. 107 fll). 

Von den verschiedenen Meinung«! der Redits- 
lehrer über diese Frage, — der unbedinfft be- 
jahenden« der unbedingt veme^enden und der- 
jenigen Meinung, wonach der Zehntherr nur dann 
iUr baupflichtig erkannt wird, wenn der Thurm 
auf demselben Fundami^t ^it der j%phß /i^-^ 
hat das Würt. Tribunal in einem iErkennt- 
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nisse v. J. 1849, dessen Entscheidimgsg^nde dass den widersprechenden Thell die Schuld der 

hier im Auszuge mitgetheilt werden , die erste Uneinigkeit allein tnflfl oder derselbe sich we- 

gebilllgt 8. nigstens in bei weitem überwiegender Schuld 

jj „ - j »IL -.-* ^ ^ k-i i^*-.ku.E..« befindet. (Entsch. d. OAG. zu Lübeck in Frankf. 

luü rSÄ^ÄSTTto «^TSS» «-""■ '» »»"•'•' ä— • ü * s. 1.9). & 

S. 117 ff.). 18. lekcr KircheafaUa. Von G. J. R. Dr. 

In einem hier mitgetheilten Erkennlnisse des ^f.^^ 5?P'A'''^'' (Sachs. Zeilschr. f. Rechtspfl. 

Würt. Ob. Tribnnals v. 17. Decbr. 1851 wird -^**' ^- ^^^ '•^• 

ein in dem Bistfaum^sprengel von Constanz be- Die ältere sächsische Gesetzgebung bezeich- 

stebendes allgemeines Herkommen anerkannt, net mit dem Worte ^^Kirchenfalsa^ das Vergehen 

wonach die Pfarrgenossen zur unenlgeldlichen derjenigen Personen, welche sich als Jungge- 

LiBistung der bei tdrchlicben Bauten nothwendigen seifen oder Jungfrauen aufbieten lassen, auch 

Hand- und Fuhrfrohnen yerpflichtet sind. 8. bei der Trauung Kränze tragen, in der Folge 

aber eines vor der Ehe gepflogenen Beischlafs 

IS. lehent. Ob nach gemeinem katholischen überfahrt werden. Die Strafe besteht in einer 

Ktrchenrechle für den kirchlichen Ursprung Geldbusse von Einem Thaler wegen der falschen 

eines Zehenies eine Rechtsvermuthung streite, Angabe und der Erschleichung der Vorrechte 

und ob wegen dieser Rechtsvermuthung diePar- unbescholtner Personen. Diese Bestimmung, 

tdy welche die EigenschaR eines Zenentes als welche neuerdings eingeschärft worden, gibt 

Laienzehentes für sich behauptet, die Beweislast dem Verf. Stoff zu erläuternden Bemerkungen, 

treffe? Wird vom OAG. zu Hünchen bejaht namentlich zum Behufe angemessner und tact- 

(Zeitschr.f . Gesetzg. Bayerns Bd. I. S. 568). 20. voller Ausführung derselben. 26. 

IC. Vas Ekscheiiiugsrecht nach geaeiaeM lai 19. lieber die religiSse Erziebang der Kiideri 

faidmuHkffe lach betsisehea Kechte. Vom Ob. derea Aeltera Tersebiedenea Geafessieaen angebdrea. 

Gar. R. Strippelmann. (Cassel^ Fische) Vom Regier. Assessor Turban in Mannheim 

CHT. 482 S.). (Mag. f. Bad. Rechtspfl. u. V. Bd. I. S. 53 f.). 

In dem ersten (allgemeinen) Thelle entwickelt Der Verf. erklärt sich zunächst dahin, dass 

der Verf. die Geschichte des Ehescheidungsrechts den Aeltern die Bestimmung über die religiöse 

im alten israelitischen, mosaischen, römischen, Erziehung der Kinder zu überlassen sei. beim 

altgermanischen und chrtsllichen Staate. Er fin- Mangel einer Uebereinkunit aber die Kinder der 

det, dass die Unauflöslichkeit der Ehe der ur- Conlession des Vaters folffen. So unangenehm 

sprünglichen reinsiltlichen Lebensanschauung am auch für die Braut eine Be^rechung über die 

meisten entspreche und nur mit dem Verfall der Erziehung der künftigen Kinder sein möge, 

letzleren auch die Ehescheidung mehr in Auf- sprächen doch sehr erhebliche Gründe für den 

nähme gekommen sei. Das Christenthum sei der Abschluss des Vertrags vor der Vollziehung der 

Vollendete und reinste Ausdruck so wie die Ehe. Nach derselben könnten hierüber leicht 

höchste Weihe jener Lebensanschauung, und Differenzen entstehen, die auf den Frieden der 

hiermit auch die Unanflöslichkeit deisselben dem Ehe störend einwirkten, wenn nunmehr diese 

christlichen Principe entsprechend. Nur wo die selbst schon geschlossen. Der Verf. bespricht 

Grundidee des ehelichen Bündnisses verletzt hiernächst das ältere und das neuere Bad. Recht, 

werde, nämlich bei dem Ehebruche und der Das letztre gestattet Verträge der Verlobten 

bösUchen Verlassung, erscheine die Ehescheidung und bestimmt bei dem Hangel eines Vertrags, 

iretechtfertigt. Es sei die Aufgabe jeder guten dass die Kinder der Confession des Vaters fol- 

Legislation, die Ehescheidung zu beschränken, gen, — die durch Vertrag oder Gesetz be- 

Der Verf. stellt sich hierbei fast ausschUesslich stimmte Erziehung kann nur bei einem Confes- 

auf das religiöse und kirchliche Gebiet. In dem sionswechsel der Aeltern und bei einwandernden 

zweiten (besonderen) Tbeile wird das in Hessen Aeltern geändert werden. Die Verlobten können 

giltige Ehescheidungsrecht nach streng systema- jedoch nur bestimmen, dass alle Kinder der 

fischer Ordnung vorgetragen. Bei den einzelnen (Konfession des Vaters oder der der Mutter fol- 

Abschnitten wird mit einer kurzen historischen gen, oder dass die Knaben in der des Vaters 

Bntwickelung und Darstellung des gemeinen und die Mädchen in der der Mutter erzogen 

Rechts begonnen. Der Verf. ^t überall neben werden. Andere Bestimmungen sind nicht ge- 

den Quellen des gemeinen Rechts eine reiche stattet und Abweichungen aus Connivenz etc. 

Zahl von Präjudizien. 22. unzulässig. Uneheliche Kinder werden in der 

17 KbAMbftidnff Confession der Mutter erzogen, es wäre denn, 

Atif (zeitweise) Separation darf nach richter- lem Schulalter, zur Ernährung und Erziehung 

liebem Ermessen nur dann erkannt werden, wenn zu sich genommen. Bemerkungen über die Er* 

neben bereits vorgekommenen erheblichen Ziehung legilimirter etc. Kinder und über die 

JEwistfgkeiten entweder beide Theile die Tren- Competenz der Behörden schUessen den Aufsatz. 
tning tertangen, oder Üoch bereits klar vorliegt 27. 
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IV. Deoticlitt Prifilroclit 



IT. 

Deutsches Privatrecht 



tS. Fdier aigekichsisclie ReeklsrerkäHiiisse. 
Von Prof.Dr. Fr. Maurer in München. (Münch- 
ner Kritische Ueberschau Bd. U, 3. S. 388 ff. u. 
Bd. HI, 1. S. 2j ff.). 

Die unter dieser Ueberschrift schon in den 
vorhergehenden, dem Jahr 1854 angehörigeh 
Heften der genannten Zeitsdirift begonnene Zu- 
sammenstellung einer Reihe einzelner Artikel 
über die beregten Rechte behandelt hier folgende 
Punkte: Das Dienstgefolge (wo sich der Vf. ins- 
besondere geffen die Zurücklührung des deut- 
schen Königthums oder der Süitung ganzer 
Reiche auf die Gefolgschaft erklart), den Ge- 
burtsadel (wobei sich der Vf., gegen Kemble, 
für einen festen Begriff eines erblichen König- 
thums« das nicht auf prieslerliche und richter- 
Uche Functionen beschränkt war, ausspricht), 
das Fehde- und Wergeidswesen ( — das angel- 
sächsische Strafrecht kennt überwiegend das 
Compositionensystem, in Folge der grossen Be- 
deutung des Königthums bei den Angelsachsen 
stellt sich aber der Volksfriede als ein Königs- 
friede dar, daneben besteht ein System von 
wahren Strafen). 2. 

2f . Die TerfassiBg 1er Genteiei uid it% frln- 
kbchea KSnigtkiuis. Studien zur deutschen Rechts- 
geschichte von Dr. A. Gmeiner, Privatd. d. R. 
a. d. Hochschule München. München, Chr. Kai- 
ser, 1855. 239 S. 8. 

Der Vf. geht von der Betrachtung aus, dass 
in dem deutschen Rechtsleben vier Entviick- 
lungsstufen zu unterscheiden seien. In der ersten 
ist alle Ordnung auf persönliche Zustände ge- 
gründet, Geschfechterstaat; in der zweiten ist 
das freie Grundeigenthum , in der dritten, dem 
Lehnstaate, der abgeleitete Grundbesitz der Trä- 
ger; in der vierten endlich, w^elcher die Gegen- 
wart noch angehört, organisirt sich auch der 
bewegliche Vermögensbesitz, theilt mit dem 
Grundvermögen die politische Bedeutung und be- 
freit die Persönlichkeit wieder von der Grund- 
herrschaft. Die vorliegende Schrift beschäftigt 
sich mit den beiden ersten dieser Entwicklungs- 
stufen; nach der Auffassung des Verfs. beginnt 
in der Centenenverfassung, dem Geschlechter- 
staat, die Entwicklung, welche in ununterbro- 
chenem Fortgange im fränkische^ Königthum 
zum Abschluss gelangt. Ausgang und Grund- 
lage derselben ist una bleibt clie Heerverfassung, 
die sich schon im Nomadenleben des Volks ge- 
staltete; auf ihr ruht die Centenenverfassung, 
das aus dieser herauswachsende Herzogthum, 
nicht weniger das mit diesem innigst verbundene 
frankische Königsthum. „In der ältesten Ord- 



nung — sagt der Verf., — vor der Ansiedlang 
des Volkes bestimmen sich alle Verhältnisse rein 
und ausschliesslich nach der Persönlichkeit und 
ihrer Befähigung zum Waffendienste. Die Hee- 
resordnung setzt sich an die VerwandtsduaHen 
an, welche, als Streitgenossenschaflen, die un- 
terste Abtheilung des Heeres bilden. Die Stel- 
lung des Einzelnen aber bestimmt sich na(^ 
seiner Tüchtigkeit im Gebrauche der Waffen; 
darnach theilt sich das Volk in drei Hassen, 
aus denen sich mit der Zeit die Stände bilden: 
solche, denen das Waffenrecht nicht zu Tfadl 
geworden; solche, die es erhielten, und über 
diesen nochmals die ausgewählte Schaar der Ge- 
folgsleute, welche durch einen besondem Eid 
der Treue an ihren Führer gefesselt sind, der 
an der Spitze einer grossem Anzahl von Slrdt- 
genossenschaften steht als ihr Führer Im Kriege, 
als ihr Richter im Frieden, in welcher leCzleni 
Eigenschaft ihm seine Gefolgsleute das Urthefl 
finden und vollziehen helfen. Wenn das Voflt 
zum Gerichte versammelt ist, zeigen sieb aocli 
die Streitgenossenschaften, die VerwaodischaAen 
als Rechtsinstitut, indem sie in der Fehde und 
Eideshülfe an der Seite der Parteien handelnd 
im gerichtlichen Verfahren mit auftreten, (Qr 
diesen Beistand dann aber auch das Wehrgeld 
mittheilen und die Partei mitbeerben. — Durch 
die Ansiedelung bekommen diese rein persön- 
lichen Zustände eine sachliche, vermögensrecht- 
liche Grundlage; mit Ausbildung des Erbrechts 
werden sie zugleich dauernd, bleibend. Die 
Streitgenossenschaft wird zur Ottsgemeinde; das 
Land wird nach der Stellung des Einzelnen im 
Heere getheilt, und es spaltet sich das Volk in 
drei im Heerwesen, im Gerichtswesen und nun 
auch im Grundbesitze scharf geschiedene Stände: 
die liti, ingenui und nobiles, die sich bis zur 
Vollendung des staatlichen Baues zu behauplea 
und Anerkennung zu verschaffen vrissen. — Mit 
dem in der Centenenverfassung gebotenen Ma- 
terial gestaltet sich über den Centenen der hö- 
here Verfassungsorganismus des Herzogthums, 
und durch dessen Erweiterung, von den Fran- 
kend ausgehend, das Königthum, welches somit 
das Herzogthum und durch dieses die einzeb^ 
Centenen zum Vorbilde hat; denn es tritt ein 
Centenat mit seinem Gefolge und seiner ganzen 
Centene an die Spitze und erweitert deren Ver- 
fassung. Inneriich nimmt die Bildung dieses 
höheren VerfassungforganIsmus ihren Ausgang 
vom Banne, der dem Herzoge für die Dauer 
eines Feldzugs eingeräumten unumschränkten 
Gewalt über grössere, unter ihm vereinte Has- 
sen; äusserllch, formell von der in s(dchem 
Feldzuge nach grösserem Hassstabe angelegten 
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Heeresordnimff, Dem Gefolgseide naobgcbildel 
kommt der allgemeine Treueneid auf, den jeder 
Freie dem Könige leisten muss, und durch wel- 
ciien jeder Freie, also auch der Lite, dem Auf- 
gebote des Königs zum Heerdienste unbedingt 
unterworfen ist. — In Folge dieses , die Stände 
und Gefolgscbanen zersetzenden Treueneides ist 
der Konig als Kriegsherr zugleich Schutzherr 
aller Freien, welche ihm Treue geschworen ha- 
ben. Es übernimmt aber der König bald auch 
über die andere Masse des Volkes, welche die 
Waffen nicht trägt, den Schutz; er wird Schutz- 
berr des Ganzen. Damit tritt er an die Stelle 
der Sireiteenossenschailen , welche bisher den 
oSthlgen Schutz dem EInzebien geleistet hatten; 
diese selbst werden aufgelöst und der König er- 
wirbt entsprechend den eventuellen Anspruch 
auf das Wenrgeld und die Erbschaft des Einzel- 
nen, wie ihn bis dahin die Gemeinde besessen 
hatte. Unter Karl d. Gr. eignet sich das König- 
thum endUch auch die Handhabung des Rechtes, 
die Gerichtsbarkeit an, indem es alle bedeuten- 
den Sachen der Zuständigkeit der Centenare ent- 
zieht. Die Banngewalt schliesst nunmehr nicht 
blos die Herrgewalt in sich ein, sondern auch 
die Schutzgewalt und die Gerichtsbarkeit; der 
Königsbann spaltet sich in Heerbann und Ge- 
richtsbann, welcher letztere die Schutzffewalt 
mitumfasst. — Für diese Gewalt des König- 
tbums musste ein bestimmter Organismus gebil- 
det werden. Wie sich die Gewalt selbst aus 
der Herrgewalt entwickelt, so auch ihr Orga- 
nismus aus der Heeresordnung, und zwar zu- 
nächst unter Benützung des Gefolges, das mit 
dem Könige an die Spitze getreten ist, daselbst 
zur Trustis umgebildet und erweitert wird. Aus 
diesem nimmt der König die Anführer, die un- 
ter dem Namen der comites, Grafen, iür ihn 
den Heerbann über grössere, in demselben Lan- 
destheile zusammen wohnende Massen handhaben. 
Damit kommt die Grafschaft zugleich als terri- 
toriale Abtheilung des Königthums, des Reiches 
zum Vorscheine. Für die Grafen entwickelt sich 
schon rein aus dem Heerbanne auch im Frieden 
ein Wirkungskreis; sie bleiben bei Erweiterung 
der Baimgewalt deren Organe auch für die 
Schutzgewalt und zuletzt auch für die Gerichts- 
barkeit. Mit Uebemahme der letzteren wird aber 
noch die Bildung eines eigenen Gerichts noth- 
wendig; es müssen Beisitzer, welche nach alt- 
germanischer Weise unter Leitung des Grafen 
das Urtheil finden, erst ffeschaflen werden. 
Diese treten in den von Karld. Gr. geschaffenen 
Scabini, den Schöffen, hervor. — Unter den 
Grafen, als den Hauptorganen des fränkischen 
Königsthums, der Banngewalt in ihrer Ausdeh- 
nung nach den verschiedenen Richtungen, finden 
vrir nur noch die Schultbeissen als ihre Stell- 
vertreter und dem entsprechend theilt sich die 
Grafschaft dann ab in Schultheissenthümer. Die 
Centenare aber bleiben ganz ausserhalb des Or- 
ganismus der Banngewalt liegen; im Heerwesen 
baben sie als solcte so gut wie alle Bedeutung 



verloren, denn das Seniorat steht ausser allem 
Zusammenhange mit dem Amte des Cenlenars; 
nur im Gerichtswesen bleiben sie noch wie 
früher Richter unter dem Volksfrieden, aber blos 
für die geringeren Sachen. Thatsächlich be- 
stehen sie also zwar allerdinffs noch, aber ganz 
ausserhalb der Grenzen der Banngewalt. — In 
den Grafschaften und Schultheisscnthümem stelU 
sich der ganze Orffanismus der Banngewalt dar^ 
dessen Haupt der König ist, und in mesem Or- 
ganismus ist die Masse der Freien, das ganze 
Volk lange Zeit ohne alle weitere Abstufung 
vertiieilL Erst als das Königthum unter Karl d. 
6r. anfangen musste, den Grafen die nöthlgen 
Schranken zu setzen, kehrte es selbst wicäer 
zur Anerkennung der alten Stände, die es durch 
den allgemeinen Treueneid auf Ösen wollte, zu-» 
rück; es nimmt dieselben in seinen Organismus 
auf und wir sehen sie an die Organe der Bann- 
gewalt sich in fesler Unterordnung ansetzen, 
womit dieser Organismus selbst im engsten An- 
schluss an die frühsten Zustände seine Vollen- 
dung, seinen Abschluss erhält. Zuerst treten die 
alten Stände wieder hervor, da Karl d. Gr. die 
Dienstpflicht, welche bis dahin für jeden eine 
unbedingte war, zu regeln beginnt, und zwar 
nach dem Vermögen, Insbesondre aem Grund- 
vermögen. Denn die, welche keinen Grund und 
Boden zu eigen besassen, die alten Liten, nun 
Landsassen, sollten nur im höchsten Nothfalle 
unter die Waffen fferuRm werden; sie erschie- 
nen also in der Keffel nicht im Heere. Die 
kleineren Grundeigenthümer bis zu einem Be- 
sitzthume von drei Mansi sollten blos einen TheÜ 
aus ihrer Mitte stellen, und als der Dienst zu 
Pferd vorherrschend wurde, verschwanden auch 
sie in der Regel aus dem Heere, dafür wurde 
ihr Grundeigenthum mit einer öffentlichen Ab- 
gabe belastet, der alte Stand der ingenui ver- 
wandelt sich in die Pfleghaflen. Nur von den 
grössern Grundeigenthümern diente jeder per- 
sönlich für sich und ihr Grundbesitz bleibt lasten- 
frei; sie setzen die nobiles der Volksrechte 
fort. — Mit Ausbildung der Gerichtsverfassung 
— des Königthums scheiden sich diese Stände 
noch schärfer: die Land^assen nehmen in der 
Regel vor dem Centenengerichte, also ausser 
Königsbann, Recht, die Pfleghaflen vor dem 
SchuTtheissen, und nur die grösseren Grundei- 
genthümer vor dem Grafen, vor dessen Gericht 
jeder Freie nur in den ausdrücklich dahin ge- 
wiesenen Sachen Recht nimmt. Die Beisitzer 
im Grafengerichte, die Schöffen, werden bald 
nur aus diesem höchsten Stande genommen, wie 
einst auch die Urtheilfinder im Centenengerichte, 
und davon erhalten die diesem Stande Ange- 
hörigen selbst den Namen: Schöffenbarfreie« — 
Im enffsten Anschlüsse also an< die alle Cente-* 
nenverfassung und ganz nach ihrem Vorbilde 

gestaltet sich das Königthum der Franken. Die 
[eerverfassung füllt sich mit rechtlichem In- 
halte; der Zustand im Kriege dauert fort im 
Frieden; die KriegsverfSassung wird zugleich 
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Rechtsordiiunff. Der König ist ihr Schlussstein. 
Er ist der Inhaber der Banngewalt, die in zwei 
HanptrichtiiQgen, als Heerbann nnd als Gerichts- 
batin, welcher fetztere nun auch die Scbutzge- 
walt etnschliesst, den ganzen Organismus durcH- 
^römt/^ -^ Wir haben hier die UauptgrundzUge 
aer Auflassung des Tf/s ndt dessen eignen 
Worten wiedergefföben. Sie enthält, wie man 
d^ht, manches Neue; eine Prürung derselben 
mttssen wir andern Blättern überlassen. 2. 

17. Bdida regia Lafegahari»mi quae cmnes 
Band! a Vesme in ffenuinam formam restitoit 
secondum editionem Augustae Taurioomm repe-- 
tende curarit J. G. Neisebaur. Cum append. 
regum Langd[>ardorum leges de stractoribus, 
Monachii, Franz, 18ö5. LH. 129 u. 47 S. 8. 

Ein zum Handgebrauch sehr geeigneter Wie- 
derabdruck der von C. Baudi a Yesme in Turin 
1855 faerausgeffebenen Langobardischen Gesetze: 
eines der wichtigsten Denkmäler des altgerma- 
iiischen Rechtslebens. Dieser Abdruck tritt an 
Äe Stelle des nunmehr nicht mehr brauchbaren 
Druckes des früheren Textes bei Walter. 2. 

28. Dekr laf- ud lauMarkei i» kat Prafiai 
Preisiea. 

verbreitet sich eine Beilage zu der ton Th. 
Hirsch und F. A. Vossberg herausgegebenfen 
Danziger Chronik Casn. Weinrichs (Berlin^ Star- 

Sirdt 1855, 132 S. 4.) — im Auszuge mitge- 
eilt in Dr. Goldschmidt's Anzeige dieser Schrift 
in den Heidelb. Krit. Bi. Bd. III, S. 199 ft. Hier- 
nach findet sich die Hormarke nur auf freien 
Bauernhöfen, die Hausmarke vom IB. — 16.Jahrh. 
bei sömmtlichen angesehenen Bürgern Danzigs, 
auch den regierenden Geschlechtem, bei letzteren 
statt ihres Wappens und zugleich mit diesem 
selbst äusserham des kaufmännischen Verkehrs. 
Während die Hofmarke unverändert bei dem 
Stammhause und dem zu diesem gehörigen In- 
ventar verbleibt, wandert die Hausmarke mit der 
iFamilie, welche das Stammhaus verlässt, weiter 
und Verbleibt, ähnlich dem Wappen, als blosses 
Zeichen der Familie unverändert; bei Abzweigung 
einzelner Mitglieder aber, bei Niederlassung in 
änderet* Stadt u. s. w. wird mit der Fainillen- 
bausmarke durch BeiiUgung oder Abnahme eines 
oder mehrerer Striche eine kleine Veränderung 
vorgenommen. Seit der Mitte des 16. Jahrhdts. 
tritt die Marke bei den Geschlechtern geffen das 
Wappen, bei den Bürgern gegen den Namens- 
zug zurück. 2. 

n. Oafreie. 

Uober (Be UebergAbe von Unfreien an die 
Kirche und die Stellung, In welche dieselbe 
hiernach treten. Verbreitet sich auf Grund der 
neuen amtlichen Sammlung der „Quellen zur 
bayerischen und deutschen Geschichtet^ (Mün- 
chen, 1856) eine Reihe von Bemerkungen Z ö p f 1 s 
in d^ Heidelberg. Jahk'b. d. Ut. iB&ß Nr. 38 ff. 



Es ergiebt sich hieraus insbesondere, dtss die 
Debergabe eines Unfreien an die Kirche Als cen- 
sualfs an Sidi betrachtet eine FreUassong war, 
dagegen die bleibende PfBdit zu einer jäbriicfaen 
Zanlung immerhin als eine Besefaränlning der 
Freiheit erschien, woraus sich eine rook den 
vollkommen IVeien Leuten unterschiedene KI«is(b 
der homines ecclesfasdci bildete. — Auch über 
die Uebergabe von Gütern an die Kirche ist 
ebendaselbst aus Urkunden mannlch&ich NeiM 
dargelegt. 2. 

tf . Ue »Mretpfmlegmi der iUinm. £ii 

Beitrag zur DogmengeacUekte des feineHkto Gi- 
vilrechts. Von Dr. Friedr. Sc bloss. Giessei^ 
Ferber 1856. XII u. 96 S. a (15 Sgr.). 

Der Verf. spricht sich für die Ansicht ans, 
dass die Jüdinnen rüc^isichdich ihres Elilffebradi- 
ten dieselben Privilegien, wie christliche Ehe- 
frauen, geniessen; in Nov. 109 seien uriter den 
Ketzern nur von der katholischen Kirche abge- 
fallene Christen, nicht auch Juden zu verstehen. 

2. 

II. AUao VM SteiikaUd aif frMdMfina«. 
•ticke — 8chUe|i. 

Die Regalität, des Bergbaues in ihrer An- 
wendung auf den Grundbesitz der Privaten be- 
gründet für den Staat nicht em Eigentbnm oddr 
dem ähnliches Privatrecht an dem unter der 
Erdoberfläche befindlichen Bodenraum, sondern 
nur eine Beschränkung des an sich nnd seiner 
räumUchen Ausdehnung nach ungeschmälerten 
Privateigenthums , kraß deren dem Staate die 
Befhgniss zusteht; die dem Regale unterworrenen 
Fossilien auch innerhalb solchen Privateigenthums 
bergmännisch zu gewinnen, und zwar derge- 
stalt, dass der Staat, beziehungsweise der von 
diesem Beliehene zu allen in dem ebenerwähnten 
Interesse unternommenen Anlagen und deren 
weiterem Betriebe,* soweit solche zu dem er- 
wähnten Zwecke erforderlich, selbst wenn da- 
durch eine Beschädigung des darfd)m* belegenen 
Grunddgenthums erfolgt, belbgt, dagegen hber 
auch verpflichtet ist, för jede derartige V^hnÖ- 

gensbeeinträchtigunff^ dem dadurch oetroffenen 
rundbesitzer vollecntschädigung zu gewtfliren, 
und zwar ohne Unterschied, ob die Benachthd- 
Ugung des Gnindeisenthums durch unmittelbare 
Verwendung der Bodenoberfläche oder durch 
deren mittelbare Zerstörung In Folgb des Berg- 
baues im Innern des Grundstücks herbeigefüturt 
wird. (OAG. zu Cassel. Heuser^ Annalen Bd. OL 
8. 101 fg.). 24. 

n. leaUastei. 

Ein Votum über die Natur der Reaflasten ete. 
Vom AGPräsid. Dr. S c h e n k zu Altenburg (Sädts. 
Zeitschrift f. Rechtspflege etc. Bd. XIV. der Ä. P. 
S. 389 f.). 

Die vorliegende Abhandlung erörtert die 
Frage : ob der Singularsuccessor inä Besitze des 
mit einer privatrechtlichen ReäDast b^haftetän 
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Grundstücks schon als Besitzer des letztern, 
ohne dass ein ihn speclell noch verpflichtender 
Grund hinzugetreten ist^ auch (Ür die^ während 

J er ^ZeiC, seines Besitzvorgängers fällig gewor- 
^enen, aber unberichüfft gebtiebnen Realleistun- 
gi^n zu hauten verpflichtet sei? Der Verf. ver- 
neint .die Frage. ^ unterwhrft die von den 
Rechtslebrem für die bejahende und iilr die ver- 
neinende Aqtwort vorgebrachten Gründe einer 
Kritik. Er ist nicht der Meinung, dass das Rö- 
mische Recht als Analogie dienen könne, oder 
das deutsche Rechtsinstitut der Reatlasten auf 
gleicher Rechtsanschauung beruhe, wie die hler- 
Qiit verglichnen römischen Bestimmungen, oder 
dass die Reception des Römischen Rechts das 
deutsche Institut umgebildet habe., Ebenso be- 
känopft er die Ansicht, dass das Grundstück, 
womit die Reallast In Beziehung stehe, immer 
als der eigentliche Schuldner Tür die Lelstungs- 

f flicht Im Ganzen wie Im Einzelnen, und der 
esitzer desselben nur als der Repräsentant die- 
ses Schuldners betrachtet werden müsse. Man 
habe Seiten der Gegner römischreclitliche un'd 
deutschrechtliche Dinglichkeit vermengt, resp. 
IdenUGcIrt Ebensowenig lasse sich behaupten, 
dass die Grundsätze bei dem Rentenkaure Itlr 
alle Reallasten massgebend seien und für sie die 
^kaufte Rente den Normaltypus bilde. Ebenso 
gewähre die Reallast der Deich- und Siellast, 
pei welcher der Nachbesitzer ebenfalls die rück- 
ständigen Leistungen seines Vorbesitzers mit zu 
{tbemehmen habe, keine ftir die übrigen Real- 
lasten anwendbare Analogie, wenn man die Na- 
tur und Tendenz der Deich- und Sidlast'in 
Rücksicht nehme. Auch einige andre Gründe, 
welche gegen die vom Verf. vertretne Ansicht 

Seltend gemacht zu werden pflegen, werden von 
em Verf. wIderlegL 26. 

SS. lanAoki. Reallasten werden in 30, 
resp. 40 Jahren ersessen, wenn sie In jährlichen 
oder doch wenigstens In bestimmten regelmäs- 
sigen Zeitabschnitten glelchmässig wiederkehren- 
den Leistungen bestehen. Dies sei bei dem 
Randlohne (Lehngelde) ra'cht der Fall, welches 
nur bei vorkommenden Besitzveränderungen aus- 
geübt werden könne. Hier sei die unvordenkl. 
Verj. nöthig. (Entsch. d. 0. A. G. zu M. Bl. 
f. R. A. In B. 1855. S. 10 ff.). Werden bei dem 
Abschlüsse eines üandlohnfixirungsvertrags auch 
solche Objekte mit in Anschlag gebracht, welche 
die Besitzer irrthttmlich filr Pertinenzien eines 
handlohnspflichtigen Hauptgutes hielten, so kann 
aus der Eingehung des Vertrags keine Anerken- 
nung der Handlohnbarkeit jener Objecto gefolgert 
werden, well hier ein wesentlicher Irrthum 
obgewaltet hat. (Ebendas. S. 11). 81. 

34. Veker die MlMirisehe Terkiilliekkeit ier 
laiieltgeaoMeB nach sächsischem Gerichlsbrauche. 
Vom App. Rath Siegroann in Dresden. (Sachs. 
Zeitschr. f. Rechtspfl. Bd.XIV. der N. F. S. 386 ff.). 



Die Verstellung, welche sich nocfi bei CariH 
zov findet, dass die Societät als eine lurlstische 
Persönlichkeit zu betrachten sei, Ist dem römi- 
schen Rechte fremd und bat auch bisher in 
Sachsen keinen Eingang gefunden, so dass da- 
sblbst namentlich auch In Hinsicht auf die Auf-; 
lösung der Societät durch Veränderungen In den 
Personen der Socil das röm. Recht noch voll- 
ständig gilt. Die solidarische Haftung setzt e\nä 
fortdauernde generelle GesellschaH voraus. 6e^ 
sellschaflllche Verbindungen zum Zwecke eines 
einzelnen gewinnbringenden Geschäftes, selbst 
unter Kauileuten, begründen nach der sächs. 
Praxis die solidarische Haftung ebensowenig als 
die Verbindung mehrerer zum ffemeinschaftlicheii 
Betriebe einer gewerblichen Thätigkeit andrer 
Gattung, wie z. B. des Gewerbes gewöhnliche^ 
Handwerker, Professionisten. Dagegen sei es 
unbedenklich die solidarische Haltung auf Fabrfk- 
gcsellschaften, bei welchen mit den erzeug- 
ten Fabrikaten Handel getrieben wird, aus- 
zudehnen. Bedürfe es nun noch eines beson- 
dern äussern Merkmals für die Gemeinschaft- 
hchkelt des erwerblichen Unternehmens? Schon 
früher nahm die sächsische Praxis an , dass we- 
nigstens an den Orten, wo wie in Leipzig be- 
stimmte Votschriflen über die Anzeige von Eta- 
blissements durch Grcuiäre, Annahme von Fir- 
men etc. bestanden, die solidarische Haftung nm^ 
In Ansehung solcher Handelssocietäten zu sta- 
tuiren sei, welche unter Beobachtung dieser Be- 
stimmungen errichtet und veröffenilicht wordfeii 
seien. In Sachsen ist unter dem 28. Juli 1846 
eine Firmen- und Procuraordnung erlassen wor- 
den und daher als Regel der Satz aufzustellen, 
dass die solid. Verbindlichkeit nur rttcksichtllch 
solcher Handels- oder Fabrikgesellschallen an- 
zuerkennen sei , dorenGeschäfte unter ei- 
ner gemeinschaftlichen Firma betrie- 
ben werden, gleichviel Indessen, ob bei dem 
Abschlüsse des einzelnen Vertrags, um dessen 
Erflillung es sich handelt, einer, mehrere oder 
alle Genossen persönlich concurrirt haben, wenn 
nur dieser Vertrag im Namen und itlr Rechnung 
der Societät eingegangen wurde. Für den Ein- 
tritt der solidarischen Haft genügt es , wenn die 
Annahme einer gemeinschanllchen Firma verein- 
bart und erfolgt, und demjenigen, welcher mit 
dem einen oder mehreren 1%ellnahern dieser 
Firma contfahirt hat, bekannt gewesen ist. Nach 
diesen Grundsätzen hat auch das 0. A. G. zu 
Dresden erkannt Hierüber stellt der Verf. noch 
die Behauptung auf, dass die solidarische Haf- 
tung bei Erwerbsgesellschaften, welche keine 
Firma angenommen haben und deren gesell- 
schaftliches Verhältnlss mithin den olFhen Han- 
delscompagnlen insoweit nicht beigezählt wer- 
den kann, dann eintrete, wenn die Gesellschaf- 
ter sich, auch ohne Annahme einer Firma, da- 
hin geeinigt haben, dass jeder einzelne von 
ihnen berechtigt sein solle, Namens der Gesell- 
schaft zu conlrahiren. 26. 
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IV. IkßMkm rrinrtredit. 



SS. Ver kaibdiiiscle GMltciireit, to €re- 
fitrertng u4 iu kaifMuBche 4ep«situi irttfg^ 
Ure. Vom Adv.-Anwalt Dr. Creizenach in Mainx 
(JSIwers Archiv etc. Bd. IV. S. 31 ff.). 

Das Contocurrent biete, soweit es im ge- 
wölmlichen 6eschällsverl(ebr vorkomme, keine 

e istischen Schwierigkeiten. Es sei blos eine 
ufmännische Form ohne materielle juristische 
Bedeutung. Besondere Verhültnisse treten in- 
dess bei demjenigen Conto -Current ein, der 
zwischen dem Banquier und seinen Geschäfts- 
freunden (Correspondenten) bestehl und ein Ver- 
hältniss begründet, bedeutungsvoll für die Rechts- 
theorie Überhaupt, wie rar das Verständnis s 
commercieller Trasactionen insbesondere. Das 
Contocurrent ist hier nicht blosse Form eines 
Rechnungsabschlusses, sondern ein reines Ver- 
tragsverbältnissy dem jener Name beigelegt wor- 
den ist, weil seine Resultate der Hauptsache 
nach in derjenigen Form dargestellt zu werden 
pflegen, die man im gewöhnlichen Leben Con- 
tocurrent nennt. Der Verfasser giebt zur Fest- 
stellung dieses Satzes zunächst eine Uebersicht 
von der Geschaftsthätigkeit des Banquiers. Je- 
der Kaufmann wird ffern mit einem oder meh- 
reren Banquiers in Verbindung stehen, um mit 
denselben die in ihr Fach gehörigen Geschäfte 
machen zu können und zwar muss diese Ver- 
bindung eine bleibende sein. Er will ständiger 
Correspondent des Banquiers sein und zwar kraft 
einer, mindestens ftir eine gewisse Zeit fest- 
stehenden Uebereinkunft, welcher gemäss ihm 
alle in das Fach des Banquiers einschlagenden 
Geschäfte besorgt und Credite bewillifft werden, 
um nach bestimmten Perioden abzurechnen, der- 
ffestalt, dass die sämmtlichen Leistungen und 
ueffenleistungen in ihrem Complex als das eine 
una einzige Object des Vertrags gelten. Die 
Grundsätze dieses Vertrags machen sich da gel- 
tend, wo die specielle Geschaftsthätigkeit des 
Banquiers beginnt, oder wo das Geschäft unter 
dem Gesichtspunkte des Geldumsatzge- 
schäftes aufzufassen ist Jeder Artikel des 
C. Ct. drückt eine Geldverbindlichkeit aus, ohne 
dass man jedoch sagen kann , dass das Darlehn 
zum Wesen des C.Ct. gehöre. Die Geldschuld, 
die zu Lasten des Banquiers in den C. Ct. ein- 
tritt, ist niemals als ein Dar lehn aufzufassen, 
sondern immer als Anschaffung, entweder 
fiir bereits eingeffanffne oder fiir noch zu er- 
wartende Geldverbindlichkeiten des Correspon- 
denten. Die Gelder, welche letzterer dem Ban- 
quier zahlt, sind niemals ein eigentliches Dar- 
lehn, sondern stets ein irreguläres Depo- 
situm und selbst die Zinsen, welche der Ban- 
quier dem Correspondenten vergütet, sind nie- 
mals als Darlehnszinsen aufzufassen. Der Ge- 



sichtsponkt, der dabei obwaltei, ist vieUndir der, 
dass in d^ Cassa des Kaufmanns und nament- 
lich des Banquiers kein Geld jemals müssig liege, 
dass esviebnehr beständig arbeite und ako 
auch von Tag zu Tag Nutzen bringen, also 
Zinsen trage. Durch die Bniragung der einzel- 
nen Geschäfte in den C. Ct. wird keine NovaUoii 
begründet, sie behalten ihre ursprüngliche Na- 
tur und der C. Ct. begründet ledifflich dn nnter 
besondem rechtlichen Gesichtspuimten aufzuias- 
sendes Verhältniss der einzelnen Ge- 
schäfte zu einander. Eben weil nicht ein- 
fache Darlehne in Frage sind, können auch die 
gesetzlichen Zinsbeschränkungen auf die Geld- 
operationen durch C. Ct. nicht angewendet wer- 
den. Ebenso unanwendbar ist das Verbot, Zinsen 
von Zinsen zu nehmen. Dagegen sind ipso jure 
von allen Geldeinnahmen Zinsen zu berechnen und 
es kann von einer Verpflichtung zur Rückzah- 
lung des Saldo während der ganzen Dauer des 
Contocurrent-Verhältnlsses keine Rede sein. Un- 
gleiche Zinsbedinffungen für die Contrahentm 
sind zulässig. Iiervorzuheb^ ist femer, dass 
keine einzelne Entlastung eines Contrahenten als 
Bezahlung einer einzelnen von ihm eingegangen 
und im Contocurrentnexus stehenden Verbind- 
lichkeit betrachtet werden kann, sondern blos 
als eine Bezahlung auf die Gesammtheit al- 
ler in Gemässheit des C. C. Vertrags 
abgeschlossenen Verbindlichkeiteii,inÜ 
a. W. das gaaze Haben gilt als Zahloog fiir den 
ganzen Soll und die gemeinrechtlichen 
Bestimmungen über Anrechnung von 
Zahlungen und Compensationen finden 
keine Anwendung. Der Verfasser erledigt auf 
Grund dieses Satzes noch mehrere, insbesondre 
den* Fall des Concurses betreffende Fragen. 28. 

3f. PraMetteaschefaie-Lfttefie. 

Der Absatz von s. g. Promessenscheinea zu 
einer Staats -Lotterie -Anleihe ist nicht alsCol- 
ligiren zu einer verbotenen Lotterie anzusehen. 
Denn es fehlt das zu einem Lotteriespiele we- 
sentliche Merkmal, dass durch das Loos nur 
über die Vertheilung der Gewinne unter den 
Spielenden (deren Anzahl daher inuner be- 
stimmt sein müsse) entschieden werde, derge- 
stalt, dass der Verkäufer derLoose (der Unter- 
nehmer der Lotterie) als solcher durch die 
Verloosunff weder Gewinn noch Verlust jcu er- 
warten habe, während bei den Promessenschei- 
nen durch das Loos zwischen dem Verkäuf(a* 
der Loose und Jedem einzebien Käufer darüber 
entschieden werde, ob der eine oder der andre 
gewinne oder verliere. (Hessen-CasseL Spruch- 
praxis. — Heusers Annalen d. Jttstiq>flege. 
1856. S. 1 ff.). 22, 
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TSBh0t literarisohef und industrielles Sigenthum (Nadhdruok und Patentwesen). 



S7a. iai Utemiiek-irtistiscke EireiUiui ■» 
ftlekuckt aif ik GeteUsebitgfi von Dr. Ch. Fr. 
IL Eisen lohn Schwerin 1855. S. 1—117. 

in. icrSchiti der Älteres gegei Dekenetissg 

(In der CoUasches deutschen Vierteljahrschrlft v. 
Jdir 1854 y auch besonders abgedruckt) v. 0. 
Wächter. 

Bekanntlich gehörte Trüher die Frage über das 
Recht der Schriflstelier und Künstler an ihren 
Geislesproduklen zum Kreise derjenigen^ die nicht 
blos von den Rechtsgelehrten, sonoern auch von 
den Philosophen, z. S. von Kant, behandelt wur- 
den, und war von der Art, dass auch die ersten 
nicht ohne philosophische Begründung ihrer An- 
sichten zum Ergebniss der Lösung derselben ge- 
langen konnten. Seil zwanzig Jahren ist jenes 
Recht fast überall gesetzlich , seit kurzem selbst 
TölkerreditUch normirt, und wird vorzugsweise 
in den Lehrbüchern des deutschen Frivatrechts, 
z. B. bei Bluntschli Bd. l. bei Waller |. 123, 
V. Gerber 5. Aufl. v. 1855 S. 527—531 bdeuch- 
tet und juristisch - technisch bestimmt. Das 
rechtsphilosophische Moment der Frage besteht 
aber dennoch, wie sich aus der kritischen Be- 
leuchtung der bisherigen Theorieen in Jollys 
höchst verdienstlicher Abhandlung (die Lehre v. 
Nachdruck. Heidelb. 1852) und Blunlschlis Re- 
cension dieser und drei anderer Schriften in Bd. L 
der bitischen Ueberschau der deutschen Gesetz- 
geb. und Rechtsw. S. 1— 26 ergiebt. 

Hit Recht wurde von Bluntschli bemerkt, 
dass die deutsche juristische Literatur keine so 
befriedigenden Schrinen über diese Lehre auFzu- 
weisen habe, wie die flranzösiche; die Fran- 
zosen besitzen, nicht blos in den von ihm re- 
censirten Werken von A. Ch. Renouard Traitä 
des droits d'auteurs II. Troi. 1838/3, u. A. Ville- 
fords Buch de la propri^t^ ärtlstique de vue 
international v. 1^1 treflTIiche Arbeilen über 
diese Lehre, sondern ausser dem noch 
Renouards kürzere Bearbeitung derselben in 
Wolowski's Revue de Legislation v. 1837 Bd. l. 
S.241, in Larerrieres Artikel Über denselben Ge- 
genstand in demselben Bande S. 81 in Laboulayes 
französischem Auszug yon Tailfords au poit Spee- 
ches of the law of Copyright, in dessen Essays, 
Philadelphia 1848 p. 1d9 (in derselben Revue, v. 
J. 1852 t.L p. 134 folg. t.II. p.289, femer in 
Foucbers Bearbeitung dieser Lehre in Foelix 
Revue fran^aise et ätrang^re de legislation v. 
1837 S. 321. 361. 506. 573. Die Engländer ha- 
ben nicht blos die ebengenannte Darstellung 
Tailfords aufzuweisen, sondern noch ein auslühr- 
lieberes Werk über diese Lehre in Lowndes, 
historical sketsch of the law of Copyright. Lon- 
don 1840; zu denselben kommen neustens a) Tie- 
lemans überaus scharfsinnige Abhandlung de la 
propriitä industrielle in der auch flir die deut- 
sche Rechtswissenschaft wichtigen bis jetzt mit 



Unrecht nicht beachteten Revue Trim^strielle, 
die Hr. van Bemmel in Brüssel herausgiebt, 
Jahrff. 1854 t.111. p. 1—66. b) Die eigne Schrift 
von y. Capp^llmans: de la propri^t^ lit^rglre et 
artistique en Belgique et en France. Paris et 
Bruxelles 1854 1 V. 8. 

Eine neue freilich nicht erschöpfende aber 
gut geschriebene Abhandlung über den Gegen« 
stand ist nun die zuerst von uns aufgeluhrte 
Doctordisserlation von Eisenlohr. auf welche 
Rel'er. hier die Leser unserer Zeitschrift auf- 
merksam machen zu sollen glaubt 

Der Verf. setzt sich zur Aufgabe speculativ 
nachzuweisen, dass die Autoren von Werken 
der Kunst und Wissenschaft ihr Recht auf Schö- 
pfungen des Geistes richtig Eigenthum nannten, 
aass die dasselbe sichernden Gesetze gleich- 
falls dasselbe richtig als Eigenthumsrecht aufge- 
fasst haben und, nachdem er diesen Nachweis 
versucht, die Natui: und die practische Gestal- 
lung dieses Rechts im Einzelnen zu beleuchte. 
Aus seiner in vier Bücher getheillen Abhandlung 
kann nur das zweite den Gegenstand unserer 
krilischen Erörterung bilden. Das erste enthält 
eine kurze, meistens aus Renouard, Lowndes und 
Jelly geschöpfte Geschichte 'des literarisch arti- 
stischen Eigenthums (S. 3—36) das zweite unter 
der Aufschn'A: das literarisch - artistische Eigen- 
thum. die Theorie des Verfassers (S. 37 — 78); 
das aritte die Lehre vom Verlagsrecht (S. 79 — 
91) und das vierte hat zum Gegenstande die 
Verletzung und den Schutz des literarisch-artisti- 
schen Eigenthums und Verlagsrechts (S. 93 — 
119). Die Cardinalfrage der ganzen Lehre ist 
noch immer die: ob aas Autorrecht nach tech- 
nischen Rechtsbegriffen als ein wahres Eigen- 
thum aufgefasst werden könne? Bekanntlich 
laugnen dies noch die neusten Schriftsteller über 
daselbe, namentlich Jelly, Gerber und Blunt- 
schli und so war es die erste Aufgabe des diese 
Frage bejahenden Verfassers , dies auf das Ue- 
berzeugendsle darzuthun. Er bekämpft zuerst 
den s. g. Standpunkt des Delicts ^) (S. 39—40), 
wonach der Schutz des Autorrechts lediglich auf 
dem Verbot des Nachdrucks nicht aber auf ei- 
ner diesem vorhergehenden ratio juris beruht. 
Ja sie setzt die Existenz eines sich von selbst 
verstehenden Rechts der Autoren auf ihre Er- 
zeugnisse schon voraus, indem ja die Verbote 
des Nachdrucks und der der Nachahmung dieses 
Recht nur zu schützen bestimmt sind, und den 
Schutz auf eine concreto Weise normiren; auch 
haben diese Verbote eigentlich nur das Interesse 
der Buchhändler im Auge und nicht die der Au- 
toren etc. Dann bekämpft Eisenlohr S. 40 den 
Standpunkt des Privilegs, nach welchem 



i) Derselbe wird nenestent vertbeidigt von Gerber 
in detten deutichem Privatrecht S. 530. 
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der Schutz nur eine Belohnang des der Gesell- 
schaft durch die Autoren geleisielen Dieasies 
ist; hierauf den von Biuntschli (auch in des- 
sen Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für 
Zürich) eingehaltenen Standpunkt des persön- 
lichen Rechts, wornach die Autoren in Folge 
dieser ihrer Eigenschaft zu einer eignen Klasse 
von Personen ffestempfell werden, was auch 
Waller S. 123 bestreitet, indem, wie der Verf. 
bemerkt, nach dieser Ansicht alle Rechte der 
Kaufleule, Gewerblreibenden etc: zum Personen- 
rechte gerechnet werden müssten, und das 
ganze deutsche Privatrecht darin unterzubringen 
wäre. (S. 4t— 42). Endlich geht der Verf. zur 
Vertheldigung der eignen Ansicht des Stand- 
punktes des literarisch -artistischen Eigenthums 
über (S. 42 — 44). Die Begründung derselben 
ist aber bei weitem nicht so ausgeruhrt, wie 
nölhig und zu erwarten war; zumal die von 
Jolly, die von Kramer schon (1827) so lobens- 
werthe DurchlUhrung der deichen Ansicht, mit 
sehr weitgreifenden Gründen bekämpft worden 
war (S. die Lehre v. Nachdruck S. 21 ff.). 

Der Verf. musste nach einer dialcctischen 
Aufstellung aller Momente des Eigenthumsbe- 
grilTes auf das schärfste darlegen^), dass die- 
selben in dem Autorrecht vorhanden seien, und 
dass, wetm auch dasselbe sich immer noch vom 
gewöhnlichen Eigenthum an körperlichen Sachen 
unterscheide, ihm dennoch der technische Name 
Eigenthum beigelegt werden müsse. Diese De- 
monstration ist nun freilich eine höchst schwie- 
rige, und vielleicht auch am vollständigsten aus- 
Sefübrt, eine doch nicht befriedigende. Was 
er Verf. unterliess, will Refer. hier versuchen. 
I. Das vollständige unbeschränkte Eigenthum 
besteht in dem rechtlichen Unterworfensein ei- 
nes (materiellen) Gegenstandes von Vermö- 
genswerlh unter den Willen einer Person, und ist 
so lang Eigenthum als nicht das Verhältniss zu 
derselben aufhört, in Folge welches er die Sa- 
che die s einige (ihm wenigsten als nuda 
«roprietas angehörende) nennen kann. Dieses 
echt der absoluten Herrschaft über eine Sache 
ist 1) durch Rechtsmittel, sowo^il dingliche als 
persönliche Klagen und 2) in dem Interesse der 
allgemeinen Rechtsordnung durch die Strafge- 
setzgebung geschützt. Entbehrt sie dieses 
Schutzes, so ist sie nur noch factische Herr- 
schaft, die jedoch auch als Besitz noch geschützt 
zu werden pflegt. Die an der eignen Sache dem 
Eigenthümer zustehenden Rechte beruhen entwe- 
der auf seinem Verhältniss zur Sache, 
oder auf seinem Verhältniss zu Andern, 
rücksichtlich derselben. 



2) Der Verf. fülurt zwar diese Momente, d. h. die 
im Eigentham eotbaltenen Berechtig:aDgen in §§. 46 — 
52 aof, aber nicht zur Begründung seiner Ansicht, 
dasf das Autorrecht literarisch -artisüscbes Eigenthum 
sei , sondern nur als Wiikungen dieses von ihm schon 
für Eigenüiom erldärten Rechtes. 



Die Rechte der ersten Art sind, 1) das jus 
re^i possidendi, 2) de e^ dii^Mupen^, 3) ea 
utendi et fruendi; die der zweiten Art bestehen 
1) im jus prohibendi, 2) vindicandi, 3) imfiechte 
die BeSchädiger der Sache oder SiÖrer seiner 
Nutzungsrechte auf Entschädigung zu belaUffeil. 
Das Vindicationsrecht gegen den bonae fidei 
possessor uosrer Saclie lann (wie x. 1^ nach 
germanischen und iranzösischea Becble) be- 
schränkt sein, doch wird der EigentiMtnisbe- 
griflr durch eine solche Beschränkiuig nicht airf- 
gehoben. Die Eigenschaft des Eigenthums, dn 
Vermögensrecht zu sein, ist keine specifische, 
indem sie nicht nur allen andern dergleichen, 
sondern auch den Forderungsrechten zukömmt 

Wird daher, was keines Beweises bedarf, zu* 
gegeben, dass das Autorrecht ein Vermögens- 
recht sei, so ist damit noch nicht bewiesen, 
dass es Eigenthum sei; dagegen könnte es die- 
sen Charakter dennoch haben, sollte aach <hs 
Vindicationsrecht desselben nur ein sehr be- 
schränktes sein. 

Suchen wir die angegebenen Momente des 
Eigenthumsbegriffes im Autorrecht auf, so fin- 
den wir, dass die meisten derselben sich in ihm 
finden. 

Man hat zwar vor allem in Abrede gestellt, 
dass dies Recht eine des Eigenthums fähige Sadbe 
zum Gegenstande liabe, indem blose, auch re- 
digirte Gedanken nichts Materielles, sondern nur 
etwas Ideelles seien. Allein dies wird kein Un- 
befangner richtig finden; denn schon der ge- 
sundere Menschenverstand fasst z. B. ein ver- 
fertigtes Gedicht als etwas objectiv und änss^- 
lich Vorhandenes, sieht- oder hörbares auf, und 
dass es (bei den gebildeten Völkern Europas, 
Amerikas u. s. w.) einen vermögensrecbthchen 
Werth haben kann und sehr oft hat, ist doch 
eine immöglich in Abrede zu stellende Thatsache; 
es ist jedenfalls mehr als die vermögena^ht- 
liehe res incorporalis, des Niessbrauchs, der 
Servituten, der Forderungsrechte, AcUonen und 
dergl. mehr. Denn hier ist das Recht die Sach& 
dort die Sache Gegenstand des Rechts. Es wird, 
femer niemand läugncn, dass diese vermögens- 
rechtliche Sache, (z. B. das Gedicht) nach seiner 
Erzeugung der absoluten rechlUch Willensherr- 
schaft, der de<Tnot€$a, seines Erzeugers un* 
terworfen ist; er kann darüber nach Wiilkttr 
verfügen, er besitzt es sogar, und gewiss iso 
lange als er an andere davon keine Hittheilung 
gemacht hat. Dass ferner dem Autor jedes Be- 
nutzungsrecht seines Geistesorodukles zusteht^ 
namentUch auch das, pecuniäre Vortheile aus dem- 
selben zu ziehen, bedarf gleichfalls keines Be- 
weises. Der Autor hat gewiss an seiner Schö- 
pfung alle Rechte des Eigenthümers, die in sei- 
nem unmittelbaren Verhältniss ziu* Sache ihren 
Grund haben. In dieser Beziehung ist das Au- 
torrecht entschieden Eigenthum. Diese Wahr- 
heit lag und liegt noch dem allgenäeinen Rechts- 
bewusstsein des Volkes zu Grunde, welches im 
Nachdruck eine WiderrechtUchkeit erblicLL 
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Schwieriger ist «bar die jurlgtifl^ Festetel- 
lunff des Verhältnisses des Autors zu Dritten 
rücksichtlich seines Geistesprodruktes. Doch ist 
so viel richtig: dass jede gewaltsame oder be- 
trügerische ^eignung und jede solche Benütz- 
ung desselben durch andere, weil sie eine unmit- 
telbare Verletzung der aus dem ersten Ver- 
hältnisse fliesenden &chte des Autors ist. sich 
als Delikt^ es sei gegen seine Person oaer als 
Vennögungsverminderung, also entweder als in- 
juria oder als damnum injuria dalum gestaltet, 
so dass man schon die durch das nömi^che 
Reqht gesen solche Beeinträchtigungen ge- 
statteten Klagen direct oder u tili t er lür be- 
gründet halten könnte. Dass dem Autor auch ein jus 
prohibendi gegen jeden, der es versuchen möchte, 
über das Geistasproduct zu disponiren, zukom- 
me, versteht sich gleichfalls von selbst. Ein 
Vindication^echt ist in doppeltem Sinne denk- 
bar: a) als das der das Geistesproduct enthal- 
tenden) Schrift sie sei Manuscript oder .(nicht 
veröffentlichter) Druck und b) als das der Autor- 
schaft, gegen einen Andern, der dieselbe sichao- 
masst; indessen bemerkt Walter richtig, diess 
sei keine Reivindication, sondern nur due Be- 
schuldigung der Unehrlichkeit (des Plagiats). 

II. Dwch den Druck und die auch zum 
Zwecke der pecuniären Benützung buchhändle- 
rische Verbreitung des Geistesproductes entsteht 
ein neues Verhältniss seines Autors gegenüber 
von Dritten, welches die Rechtsfrage über die 
rechtliche Möglichkeit des Nachdruckes erzeugt. 
Vom Standpunkte des positiven Rechtes aus 
wurde dieselbe in der Regel verneint, inwiefern 
nicht ein Privilegium oder ein Gesetz den Ver- 
leger ffegen den Nachdruck schützt Diess ist 
Doch me neueste Ansicht von Jelly und von 
Gerbftr (deutsch. Privalr. 8/219). Die Philoso- 
phen, wie Kant, und eine Anzahl Rechtsgelehr- 
ler, zu denen nun auch Herr Dr. Eisenbhr ge- 
hört, suchten die sich von selbst verstehende 
WiderreclUUchkeit des Nachdrucks aus allge- 
meinen Rechtsgründen darzuUiun. Es gelang, 
diess nicht, d. h. die streng an das positive 
Recht sich haltenden Rechtsgelehrten licssen sich 
nicht überzeugen. Untersuchen wir die Sache 
näher. 

Die Befugniss der industriellen Benützung 
das Geistesproductes durch den Verlag dessel- 
ben ist ein im Rechte des Autors auf dasselbe 
(wenn es auch nicht ein Eigenthumsrecht im 
technischen Sinne genannt werden könnte) ent- 
haltenes Nutzungsrecht, welches andere eben 
so wenig zu verletzen befugt sind, wie das 
Recht selbst. Der Autor muss denmach ein jus 
prohibendi gegen den Nachdruck und daher, 
wenn dieser doch statt hat , einen Anspruch auf 
Entschädigunff gegen den Nachdrucker und den 
Nachdruck wissentlich Verbreitenden haben; und 
diess um so mehr, als durch den Druck ein 
Vermögensaufwand gemacht wurde, dessen Früchte 
der Verleger durch den Nachdruck wenigstens 
theUweise verliert Sein Ent^chädigungj^- 



s|»*n€h beruht daher mf etilem doppelten ^echls- 
griind'^ dem ursprünglichen Aulorredit und st^i- 
ner Vermögensvef kürzung durch den die Früclite 
seiner Druckkosten ihm entziehenden Nachdruck. 
Aber welche Entschädigungslilage kann ihm zur 
Verfolgung seiner Ansprüci^e nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen zustehen und hat das Rö- 
ndsche Recht keine, die hieliir geeignet wäre? 
Man kann an die actio utilis oder in factum 
legis Aquiliae denken^ an die actio doli, und 
die condictio furtiva. Die römischen Rechtsge- 
lehrten würden aber gewiss eine so weft" grei- 
fende analoge Ausdehnung der Aquilischen Elage 
nicht zugelassen haben, da der Nachdruck nur 
die Emöleinente des Verlags verkürzt /diesen 
selbst aber nicht verletzt Einen Betrug im ei- 
gentlichen Sinne des Wortes anzunehmen, geht 
auch nicht Ein furtum könnte im Nacndruck 
erblickt werden (etwa das sog. furtum usus), 
denn der Nachdruck ist ffcwlss eine cönürectaUo 
rei älienae lucri faciendi animo. Da aber ein 
furtum nach den römischrechtUchem Begriff nur 
an einer körperlichen Sache begangen wer- 
den kann, das Geistesproduct an und für sich 
aber keine solche ist^ so scheint auch diese 
Klage nicht begründet Da indessen der Nach- 
druck (nebst Verkauf der nachgedruckten Exem- 
plare) in einer gegen den VVillen des Autors 
gemachten Benützung der durch den Verlag zu 
einer materiellen Existenz gekommenen' (ge- 
wisser Maassen durch Speclucation zu einer 
körperlichen gewordenen) dem Verleger gehö- 
renden Sache ist, so scheinen denn doch die 
Erfordernisse der condictio furtiva vorhanden zu 
sein. Dieselbe wird um so unbedenklicher als 
begründet angesehen werden Icann, als wie 
nach Savigny's Ausführung System Bd. V, S.551 
anerkannt ist, dieselbe weniger eine Delictsklage 
als wie eine qualificlrte condictio sine causa 
anzusehen ist, und diese nach den Quellen nicht 
blos in Fällen eines dare sine causa, sondern 
auch sonst statt hat und der Nachdruck gewiss 
eine unbilhge Bereicherung auf Kosten eines 
andern ist. Es ist zwar richtig, dass das Exem- 
plar des W^erkeS; welches nachgedruckt wird, 
ein ßigenthum des Verlegers sein wird; aber 
nicht das W^erk selbst, welches offenbar nur zu 
dem Gebrauche des Lesens und Studiums, nicht 
aber zu dem des Nachdrucks veröffentlicht wurde. 
In so weit veräusserte der Verleger dasselbe ja 
nicht Die gedruckten Exemplare sind die das 
Werk selbst repräsentirende Yerkörperungs- 
und Erscheinungsform desselben ^ der Nach- 
drucker bedient sich ebies derselben, um seine 
Rechtsverletzung zu bewerkstelligen; diese wird 
aber am Werke selbst begangen. Damit stimmt 
auch das allgemeine freilich zunächst nur mo- ' 
ralische Rechtsgefuhl überein, welches die Nach- 
drucker lür näuber fremden Gewinns ansieht 
und den Freibeutern vergleicht Diese Ausfiih- 
ruug wird daher zu dem von Walter |. 123. 
S. 124 ausgesprochenen Satze führen: wird 
das zu Papier gebrachte Werk (diess Ist 
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anchdas gedruckte) von dem Andern, ffleich 
viel ob unter seinem eignen Namen 
oder dem des Urhebers Yeröffentiicht, 
so kann letzterer unstreitig den dar- 
aus gemachten Gewinn als eine aus 
seinem angemassten Eigenthum ge- 
wonnene Frucht in Anspruch nehmen. 
Walter lässt dieses nun freilich rücksichtlich 
des Nachdrucks schon verlegier Werke (S. 1*25) 
nicht gelt^, indem er bezweifelt: ob der Pro- 
ducent eines Geisteswerkes, nachdem er das- 
selbe der OefTcntlichkelt durch den Druck tiber- 
5 eben, doch ein so ausschliessjiches Recht auf 
essen Verviellältiffung durch den Druck erwor- 
ben oder liekaltei habe, dass er Andern in die- 
ser gewerblichen Thätigkeit mit ihm zu con- 
curriren, untersagen könne. Diese Frage, sagt 
Walter, ist augenscheinlich keine Frage der 
Respectirung des Eigenthums u. s. w. 

Wir fragen aber: warum sollte er seinEigen- 
thugnamWerk und dessen Benützungsrecht durch 
den Verlag desselben nicht behalten? Ist der 
Druck des Werks eine das Eigenthum aufhebende 
oder ist sie nicht vielmehr eine dasselbe noch 
mehr befestigende juristische Thatsache? War 
der Autor vor dem Druck Eigenthümer, so ist 
er es auch nachher und zwar um so mehr, als 
in den gedruckten, ihm gehörenden Exemplaren 
auch noch die von ihm aufgewandton Druckko- 
sten stecken, um deren Gewinn er durch den 
Nachdruck gebracht wird. Allerdings ist er auch 
Eigenthümer der Exemplare, aber jedenfalls auch 
des Werkes selbst. Man müsste, um das Ge- 
gentheil zu behaupten (was freilich fast alle 
annehmen), sagen: durch die Veröffentlichung 
sei das Geistesproduct eine res communis ge- 
-worden, cujus usus penes omnes est, etwa 
wie die früher von Jemanden eingesperrte und 
wieder frei gelassene Luft Allein eine Gleich- 
artigkeit beider Fälle ist denn doch wohl nicht 
vorhanden: denn hier hat der frühere Herr der 
Luft gar nichts mehr, während das verlegte 
Werk doch immer als Eigenthum des Verlegers 
anzusehen Ist. 

So viel lässt sich nach des Refer. Ausfüh- 
rung für die Verneinung der Erlaubtheit des 
Nachdrucks nach allgemeinen positiven Rechts- 
prlncipien jedenfalls sagen, und er stellt es dem 
Ermessen der Leser anlieim, ob diess ausreicht, 
die von Herrn Eisenlohr angenommene Ansicht 
fest zu begründen, dass die Gesetze Regen den 
Nachdruck die Entschädigungsansprüche gegen 
die Nachdrucker nicht erst schaffen, sondern 
schon begründete Ansprüche und die Schutz- 
mittel derselben nur genauer bestimmen. 

Eine Folge dieser Theorie ist freilich die, 
dass das Autorrecht auch, wie jedes andere 
Vermögensrecht , auf dessen Erben und Erbes- 
erben übergehen muss, so dass die In Gesetzen 
sanctionirte Beschränkung dieses Rechts und <fie 
Versagunff einer Klage nach dem Ablauf einer 
lungeren Zeit von dem Tode des Autors an, nur 
iingulärer Natur sind. Diess ist auch (he 



Ansicht verschiedener französischer Rechtsge- 
lehrter (welche anzuführen Refer. In diesem 
Augenblicke nicht im Stande Ist, die er gelesen 
zu Haben, sich ganz gut erinnert). Es Ist daher 
auch ^anz consequent. wenn Herr Eisenlohr 
%. 54. Ö5 die Beschränkung der Dauer des li- 
terarisch-artistischen Eigenthums für eine fai 
sich nicht rechtlich begründete und sich gegen 
die solche Beschränkungen festsetzenden Ge- 
setzgebungen erklärt. In der Note 1, S. 65 
flihrt er auch an: als Tailfourd seine Bill er- 
brachte, worin er auf sechzfgjihrfgen Scholz 
der Schriitsteller dranff, habe die englische Re- 
gierung erklart: der Schutz dürfe nie aufhören, 
wenn es sich um ein Recht handle. Das Recht 
wurde verkannt, aber die ewige Dauer nicht. 

Zum Schlüsse erlaubt sich Ref^r. noch eine 
allgemeine Bemerkung: sollte das Autorrecht 
nach den technischen Begriffi'n des römischen 
Rechts sich auch nicht vollständig als Eigen- 
thumsrecht construiren lassen, so kann diese 
Begriffsbestimmung auf andere Welse gerecht- 
fertigt werden. Die Rechtsanschauungen der 
modernen Völker sind gewiss nicht mehr die den 
früheren Verkehrs und l^rmögensyerhältnissen an- 
gemessenen beschränkten der Römer. Wie der 
Begriff des Besitzes (und zwar schon im Mittel- 
alter) erweitert wurde, konnte eine Erwelterong 
des Elgentifumsbegriffes, so dass er das Aulor- 
reirht unter sich begreift, gewiss stattfinden and 
trat als Ansicht der Gesetzgeber in den Nach- 
drucksverboten wirklich hervor (was nül Recht 
doch nicht zu läugnen ist). Diess scheint auch da- 
durch gerechtfertigt, dass diess Recht unbestritten 
ein Vermögensrecht Ist, dem man nicht nöthig 
hat, eine blos privilegiarische Natur, z. B. die 
eines Monopols, beizulegen und das deml^gen- 
thum in dem althergebrachten Begriffe näher 
kommt, als jedem anderen Vermögensrecht, so 
dass die Rechtsanalogie uns gestattet, es lite- 
rarisch - artistisches Eigenthum zu nennen. 

B. Das Schriftchen von Herr Dr. 0. Wächter 
behandelt eine legislative Frage: nämlich die, 
ob das Verbot des Nachdrucks nicht auf die 
eigenmächtige Uebersetzung eines Werkes In 
eine andere Sprache durch die Gesetzgebung 
und durch Nalionalverträge ausgedehnt werden 
solle? Dieselbe war der Gegenstand einer Ab- 
handlung in dem Buchhändler -Börsenblatt, hier 
aber nur vom Standpunkte des Interesses ans 
untersucht und bejaht wurde. Hr. W. fasst (Be- 
selbe aber vom Standpunkte der Gerechtigkeit 
aus und zwar als ein eben so gründlich histo- 
risch gebildeter, wie als scharfsinniger Jurist und 
kommt zu dem Resultate, dass er folgende Nor- 
men als rechtlich geboten verlangt: 

„Der Verfasser literarischer ^Zeugnisse und 
deren Rechtsnadifolger werden gegen die von 
Ihnen nicht genehmigten Uebersetzungen ihrer 
Werke in gleicher Weise, wie gegen deren 
unbefugte mechanische Vervielfältigung ge- 
schützt.** — „Dieser Schutz währt vom Er- 
scheinen des Originalerzeugnisses anzefanJdire; 
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iftdess erlischt derselbe sohon nach Verlauf von 
drei Jahren^ von dem Erscheinen des Originals 
an gerechnet, wenn alsdann eine von dessen 
Veriasser oder seinen Rechtsnachfolffer geneh- 
migte Uebersetzung in der beireffenden Sprache 
nJcnt erschienen ist/* — Für Werke, welche 
in Abtheilungen oder Lieferungen erscheinen, 
werden jeder Lieferung diese Fristen besonders 
berechnet Die RüciSbersetzunff eines litera- 
rischen Erzeugnisses in die Sprache^ worin 
dieselbe urspri&glich verfasst war, ist in dem 
Umfang und so lange ausffcschlossen , wie der 
nnmiltelbar mechanische Abdruck der Ursprung- 
lieben Ausgabe.^^ W. 

38. Heber iDlemalionale Verlagsrerträge, mit 
besonderer Beziehung auf Deutschland. Von 
Adolf Enslin. BerUn, Enslln 18ö5. 41 S. 8. 

Die mit Grossbritannien und Frankreich Seiten 
mehrerer deutschen Staaten neuerlich abgeschlos- 
senen Verträge über internationales Verbgsrecht, 
welche der Verf. einer näheren Beleuchtung un- 
tergeht, nächstdem noch insbesondere die des- 
fallsigen Stipulationen wegen des Rechts auf 
Uebersetzungen ffeben demselben Veranlassung, 
Ansichten und Wünsche über die dergleichen 
Verträgen ins künftige zu unterlegenden Grund- 
sätze aufzustellen , welche er in folgende Sätze 
zusammenfasst: „1) Zur Herbeiführung eines ge- 
ordneten literarischen Rechtszustandes ist es 
nöthig, mit allen Staaten, welche literarischen 
Verkehr haben, Verträge zum gegeliseitigen 
Schulze des literarischen Eigenlhums abzuschlies- 
sen. 2) Diese Verträge müssten (mit Aufhe- 
bung der jetzt bestehenden, resp. nach Ablauf 
derselben) Seiten des deutschen Bundes nach 
den Grundsätzen abgeschlossen werden, welche 
die Bundesgesetze der J. 1832, 1837 u. 1845 
enthalten. 3) Der Schutz der Autorrechte er- 
streckt sich nur auf diejenigen Werke, welche 
nach Abschluss des Vertrags erscheinen. Der 
Verkauf und die fernere Vervielfältigung der vor 
diesem Zeitpunkte erschienenen Nachdrucke bleibt 
auch ferner gestattet. 4) Die Herausgabe von 
Uebersetzungen bereits gedruckter Werke ist 
nicht als Nachdruck anzusehen. 5) Es ist be- 
sonders darauf zu achten, dass deutsche Bücher 
beim Eingang in einen fremden Staat keine 
höhere Steuer entrichten als der Zollverein er- 
hebt.« 2. 

39. Bas Reckt des Aviors an seilen Werken, 
nach den Grundsätzen des preussischen Land- 
rechts in einer kritischen Beleuchtung eines Er- 
kenntnisses des K. App. Gerichts zu Köln, den 
Beckerschen Nachdruck von Th. Körner's sümmt- 
lichen Werken betr. Dargestellt von Dr. Hart- 
mann Schell Witz, Rechtsanwalt zu Leipzig. 
Berlin, Nikolaische Buchh. 1855. IV. u. 41 S. 8. 

In dem auf dem Titel dieses Schriftchens 

genannten Rechtsstrdte hatte das Appellations- 

ffericht zu Köhi die Frage, ob die Nikolaische 

Bachbandhing zu Berlin auf den Grund eines 

Jahrb. f. Rechtswitt. 1855. 



mit der ErUn des im J. 1813 verstorbenen Dieb- 
tors Körner im J. 1833 zu Berlin abgeschlos- 
sene Verlagscontracts ein im J. 1837 noch be- 
stehendes ausschliessliches Verlagsrecht erwor- 
ben, beziehungsweise ob jener Buchhaijjdl^Nm^ 
nach Maassgabe der rheinischen Specialgesetz- 
gebung innerhalb der Rheinprovinz ein Schutz 
gegen Nachdruck wegen der von ihr veranstal- 
teten Ausgabe derKörnerschen Werke im J. 1837 
zu Seite gestanden habe? — vem^nend ent- 
schieden. Der Verf. giebt in Vorstehendem in 
einer speciellen Kritik der Entscheidungsgründe 
jenes Erkenntnisses eine Ausführung des bhalts, 
dass das fragliche Recht der Nikolaischen Buch- 
handlung (welches übrigens bezüglich der Frage 
über den Uebergang des Autorrechts auf die 
Erben der Ansicht des Vf.'s zufolge nach säch- 
sischen Gesetzen zu beurtheilen gewesen wäre) 
nach preussischem Rechte hätte aufrecht erhal- 
ten werden sollen. „Befugter Abdruck — sagt 
er S. 36 am Schlüsse der desfallsigm Ausfüh- 
rung, — ohne Erwerb des Verlagsrechtes, konnte 
in Preussen unter der Herrschaft des A. L. R. 
nur nach dem Erlöschen der Verlagshandlung, 
welche bei dem Tode des Autors in Besitz ge- 
wesen, und immer nur einmal vorkommen, weil 
hinsichtlich der unveränderten Auflagen das 
Recht der Erben auf ihre Zustimmung keine 
Beschränkung hinsichtlich ihrer Dauer unterwor- 
fen war, und hinsichtlich neuer Ausgaben 
der neue Verleger und der neue Herausgeber 
eines herrenlos gewordenen Buches in Kraft des 
Gesetzes durch die blosseThat der neuen Heraus- 
gabe selbst für sich und ihre Rechtsnachfolger ein 
neues, vom Gesetz anerkanntes und geschütztes 
Verlagsrecht erwarben. Diese Eigenthümlichkeit 
des altem preussichen Rechts ist lioch niemals 
gebührend hervorgehoben worden, weil sämmt- 
liche Bearbeiter die Vorschrift $.998 des A.L.R. 
Th. L lit. 11 auf das Verlagsrecht anstatt au( 
den schriftlichen Verlagsvertrag bezogen und 
der ausschliesslich flir „Ausgaben^^ giltigen 
Vorschrift des %. 1120 eine allgemeine Bedeu- 
tung beilegten.^ — Nächstdem bestreitet auch 
der Vf. die Ansicht des Appelhofs (die neuer- 
lich auch von Jelly vertheidigt worden ist), dass 
die in dem Bundesbeschluss v. 19. Juni 184d 
getroffenen Bestimmungen über den Schutz post- 
humer W^erke nur auf das erste Erscheinen 
des Originals zu beziehen seien. 2. 

49. Die einheimische and aiislindlsdie Patea'- 
fesetzrebunf zun Schntzc gewerblicher Erfindnigen. 
Des Dr. Eduard Stolle nachgelassenes Manu- 
script. Geordnet, ergänzt und zum besten der 
Familie des VPs. herausgegeben von 0. Hüb- 
ner. Leipzig, H. Hübner, 1855. 240 S. 8. 

Dr. Stolle schrieb bekanntlich schon im J. 
1854 eine Schrift über die ausländische und ein- 
heimische Patenigesetzgebung zum Schutze ge- 
werblicher ErfincHingen. Das vorliegende Werk 
hat 9ich zum grössten Theil fertig in seinem 
Nachlasse vorgefunden und ist von seinem 
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Freunde RrnlBQbner yervollständigl heransgege- 
ben worden. Das Hauptverdienst dieser Arbeit 
besteht in einem mit ausnehmendem Fleisse und 
Belesenheit zusammengestellten Material, legis- 
lativen, sowohl als doctrinellen und statistischen 
über die auf dem Titel beregte Lehre. Das- 
selbe ist in folgende Abschnitte geordnet: III. 
Vergleichende Uebersicht der Fatentgesetzgebung 
verschiedener Länder (nämlich der fQnf deut- 
schen Königreiche^ Oesterreichs^ Grossbritaniens^ 
der Niederlande, Frankreichs, Belgiens, Russ- 
lands, Schwedens, Dänemarks, Spaniens, Por- 
tugals, Sardiniens, des Kirchenstaats, des Kö- 
nigreichs beider Sicilien, der V. S. von Nord- 
amerika, und Paraguays, S. 16 — 118), in Form 
kurzer Sätze als /Gitworten auf 53 verschiedene 
Fragen (z. B. „Welche Verbindlichkeiten über- 
nimmt der Patentirte gegen Staat? Ist die Be- 
vdlligung eines Patents die Folge eines Rechts- 
anspruchs des Erfinders?" u.s.w.) gefasst, der- 
gestalt, dass jede dieser Fragen der Reihe nach 
aus dem Rechte aller vorgenannten Staaten be- 
antwortet wird; Abschn. IV. „Ansichten hervor- 
ragender National - Oekonomen über das Patent- 
wesen" in gleichem Maasse unter 20 Fragen 
geordnet (S. 119— 172); Abschn. V. „Ansichten 
englicher Gewerbtreibender und Sachverständi- 
ger, vor der Commission des britischen Ober- 
hauses ausgesprochen" (S. 173 — 186), welchen 
sich in Abschn. VI. die „Aussagen des k. pr. 
Geh. Raths Wedding über die pteussische Pa- 
tentgeselzgebüng vor derselben am 27. Mai 1851 
erstattet" (S.187— 198)anschliessen. Es folgen 
noch VII. „MateriaUen zu einem Patent- und 
Muster -Schutz -Gesetz entworfen und am 15. 
Aug. 1850 festgestellt von der polytechnischen 
Gesellschaft zu Berlin" (S. 199—202); VHL 
Gutachten einiger preussischen Gewerberüthe 
über denselben Gegenstand (S. 203 — 210); IX. 
ein Circular des k. pr. Handelsministeriums v. 
15. Juli 1853 (S. 211—219). Endlich sind X. 
S. 220—230 statisösche das Patentwesen betref- 
fende Notizen aus den V. S. von Nordamerika, 
den Niederlanden und Frankreich, und XI. S.232 
— ^236 ein „Vergleich zwischen den preussischen 
Gesetzen zum Schutze gewerblicher Erfindungen, 
literarischen,!' cTramatiscnen (?) und artistischen 
Eiffenthums ind bergmännischer Funde (!)" ge- 
geoen. Den Schluss macht XII. eine „Biblio- 
graphie über Fatentgesetzgebung"; vorausgeht 
eine, ziemlich generell gehaltene, historische 
Einleitung (S. 9— 16); in dem Vorworte des 
Herausgebers gibt dieser aus Stolles hinterlas- 
senen Notizen einige Ansichten des letzteren 
über das Princip eines Entwurfes eines Patent- 
jresetzes für den Zollverein. An Materialien 
tehlt es mithin in dieser, 15 noch dazu sehr eng 
gedruckte Bogen umfassenden Schrift nicht; beim 
Gebrauche derselben wird freilich theils die ori- 
ginelle Anordnung, welche den Text der Ge- 
setze ganz auseinanderreisst, oft gar nicht mit 
den directen Worten wiederffiebt, senden die 
Interpretation des Vf.'s aufstellt, theils der Man- 



gel aller Nachweise Iber die Ooellen, aos Ala- 
nen der Vf. diese Gesetze schöpfte, MandMo 
störend sein. Den eignen, hier und da efaige- 
streuten Ansichten des Vf.'s mangelt wenigst^ks 
juristische Klarheit vfelfaefa. 2. 

41. IHe htenutiaaale Pateatgetetifekiag nach 
ihren Prindpien, nebst Vorschlägt fUr ein 
künftiges gemeines deutsches Privatrecbt. Von 
C. Th» von Kleinschrod« Erlangen, Ferd. 
Enke, l8o5. VI. u. 198 S. gr.a 

Die vorliegende Schrift zerßHt In zwei Ab- 
thellungen. In der ersten (S. 1—76) afitwfekeit 
der Verf. eine Theorie der Erfindungspatenle. 
Er handelt zunächst vom Staatsschutxe für Er- 
findungen und Entdeckungen im Gebiete der 
Industrie (S. 1 — 4), dann vom Gegenstande der 
Ertheilung von Erfindungspatenten (|. 5), be- 
spricht dann die verschiedenen Arten der Pa- 
tente: — Erfindungs-, Verbesserungs-. Eia- 
fiihrungspatente — (|. 6—8), erörtert Meraaf 
die Verleihung der Patente vonS^ten derStaals- 
regierunff — an welche Personen? unter iWl- 
chen Bedingungen? — (|. 9), woran sich die 
Fragen über üebergabe einer technischen Be- 
schreibung (Specification) der zu pateatfa-endeo 
Erfindung Qi. 12), über vorgönfirfge matiMrieHe 
Prüfung der eingereichten Patentbeschrefboagen 
(«.27^) und über VeröfrerttUöhung 4er B&- 
schrdbungen {%. 15), endUch Ober die Air Br- 
flndongspatente bestehenden Taxen d. 16) aa- 
schliessen, und geht sodann ($. 17. 18) nr 
Darstellung der mit der Verleihung der Patedte 
verbundenen Rechte und Pflichten find {i. 19) 
der Erlöschung der Patente tB)er. Der Vf^, wd- 
cher zweifelsohne identisch mit dc^ Vf. der ta 
Jahr 1840 zu Augsburg erscUeneaon, Beitri^ 
tu einer deutschen G^efbeordmmg mit Rüoe- 
sicht auf die bayerische Gös^dauiff^ ist, tat 
sich sehr genau mit der einsohmgiendm OesM- 
gebung nicht blos der deutschen, sondern aooh 
der bedeutendsten ausserdewtschen SteaKm be- 
kannt gemacht, und verfährt bei seiner Dirstiil- 
lung dergestalt, dass er, zum Theil an dierHaad 
der Geschichte, die HauptsUze der b^effmdoi 
Gesetzgebungen entwickelt, und hieran wellore 
doctrlnelle Ausführungen ankntlpfl. Diese >>Tb60- 
rie** gewährt daher eine sehr klare und zweck- 
mässige, zugleich gründliche Uebersicht der 
mannichfachen Rechtsverhältnisse des Patentwe- 
sens. In der 2. Ablh. (S. 77 — 80) gieM der 
Vf. die Patentgesetzgebungen Englands, iPVank- 
reichs, Oesterreichs undPreussens mit ffeschicht- 
lichen Erläuterungen und der Patentstaostik die- 
ser Staaten; dieG^etze der beiden fremden Staa- 
ten sind in Uebersetzungen gegeben, allenthal- 
ben nur die neuesten, in prätischer Anwen- 
dung befindlichen. Endlich ist auch die be- 
kannte Uebereinkunft der Zollvereinsstaaten vom 
21. Sept. 1842 in Beilage S. 196 ff. abgedruckt 
Diesen letzteren sehidrt der Vf. S. 181 ff. »Ä- 
deutungen über die Patentgdsdlagebittig fti ^ 
Staate des ZoUveraina^ ir^aMi, midü «dtfr'fl 
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ks /HMUck aur jene Uelieretebnift folgende 
finuHisätee anempfiehlt: 1) Beseitigung aller 
materiellen Vofj^rüfiingen iles zu patentiren- 
den Gegenstandes von Seiten iler Regierung; 
2) die Palentverieiliungen Seilen der Zoilver- 
einsstaaien seien nicht an Hoimathsverhällnisse 
Uttd Matlonaiitttt gebunden, vielmehr unter den 
gMchen gesetzlichen BedinguBgen und Voraua* 
seUungen sowohl an In- als an Auslände zu 

fewMbrea; 3) Einfilhrung^tonie für neue Er- 
ndungen und Verbesserungen, welche ImAus- 
imde ausgeübt w«rden^ seien a) nur an dieBr- 
i«4er selbst oder ihre Rechtsnachfolger, b) und 



nur insorem zu verleihen, als <Be Ausübung 
derselben au<(h im Auslande durch Privilegien 
geschütat ist und nicht über die Dauer eines 
ausländischen Patentes hinaus; 4) Vereinbarung 
über (eine irleiche gesetzliche Dauer verliehener 
Patente; ö) Gleichheit der Patenttaxen, insofern 
überhaupt von der Erhebung besonderer Taxen 
auf Pateiitverleihungen nicht aligemein , abge- 
sehen werden wollte; 6) alsbaldige Veröffent- 
lichung der verliehenen Patente unter Angabe 
ies (^gonstandes und der Dauer eines jeden 
verliehenen Pataites in sämmtlichen Vereins- 
staaten. 2. 
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Staats- oiid Völkerrecht 



I. Dfkr ita Daterschieil ihr BittflaUtrtidiea 
«rf ier aoltmea Staatsider. Ein wissenschaft- 
Bcher Vortrag gehalten zu Manchen am 5. Febr. 
1805 von Dr. J. C. Bluntschli. München. 
Lit.-art. Anslall, 1855. 35 S. 8. 

Dem Mittelalter war der Staat das gcHtliche 
Aeich, dem modernen Bewusslsein ist erderhu- 
-mane , mensdilicbe Staat. Das Mittelalter wollte 
Im Slaate die ganze Menschheit begreifen, der 
Keuzeit Ist der Staat der Körper der Mensch- 
heit. Das Mittelalter eonfundirte vielfach Politik 
•mid Religion, Staat und Kirche, der Charakter 
'der neuen Zelt ist Sonderung von Staat und 
Kirche. Pas christliche Mittelalter hatte noch die 
ilensdbh«tft wie Ehi Wesen aufgefasst, ausge- 
atattel mit Einem Geiste und Einem Körper, und 
'die zwei Bestandtheile dieses Einen Wesens als 
Kirche und Staat betrachtet. Die neue Zeit 
weiss, dass beides getrennte Organismen sind, 
Ihr ist der Staat die Menschheit als Mann, die 
Kirche die Menschheit als Frau. Das Mittelalter 
vermengte, die Neuzeit unlerscheldet öffentliches 
und Privatrecht. Der mittelalterliche Slaal war 
ein Rechtsslaal im specifischen Sinne des Wor- 
tes, <ler moderne Slaat ist ein politischer SlajU. 
Jener war die Zersplitterung und Zerbröckelung 
des Ganzen In kleine und kleinste Sonderwe- 
aen , dieser ist die Verbindung aller Thelle zum 
^naen und die Einheit des Ganzen. Jener 
war die Selbstständigkeit der Glieder, dieser Ist 
die Herrschaft des ganzen Köipers und seines 
'Hauptes. Der politische Charakter des Miltelal- 
fers war arislokralisch; unsere Welt beweffeii 
<He demokratischen und die monarchischen Ge- 
danken. Der mittelalterliche Slaat war nalur- 
wüehslg, die moderne Zeit sucht die prinelplelle 
Begrtindtfng mid die prinelplelle Brmllung. — 
9iesa die Grundgedanken dieses geistreichen 
•^rtMgs, an deasen Schlosse der Verf. einen 



Blick aur die Zukunft der vier grössten Nalionen 
Europas — Russland, England, Frankreich, 
Deutschland — wirft: von keiner der drei er- 
sten verspricht er sich Erfüllung des modernen 
Staatsproblems, für Deutschland hegt er die 
Hoffnung dazu, voraus an der Hand der Wis- 
-senscban. 8. 

2. Zar Theorie der Gesellschaft. Von Dr. 
Rimpel zu Kralup. (Haimerl's Mag. d. Oest. 
R. u. SlW. Bd. IX. S. 181 f.). 

Der Verf. halte in früheren Aufsätzen aus- 
geführt, dass der Staat als das ordnende, die 
Geseilschaft hingegen als das bildende und 
schaflbndc Element im Leben der Menschheit 
aufzufassen sei. Im gegenwärtigen Aufsatze 
versucht der Verf. das rrincip der Gesellschaft 
im Verhaltnisse zum Slaatsprincipe aufzufassen 
und festzustellen. Der Slaat sei die einzige 
Rechtsanslalt (von welcher es Abzw^'gungen 
ebenso wie Ausflösse der Rechtsgewalt des 
Staats gebe) und nur Rechtsanslalt. Was die 
Staaten über diesen Zweck hinaus ausrichten 
zu müssen geglaubt haben, gehört nicht in den 
WirkunffskreJs des Staats, sondern in den der 
Gcsellscliaft. Durch diese Auffassung werde 
keineswegs der Würde und Macht des Staats 
etwas versagt. — Die Aufgabe der Gesellschaft 
sei sehr mannichfach, so wie die Zwecke und 
Bestrebungen der Menschen. Collislonen kämen 
daher zur Genüge vor; doch müsse, trotz der 
vielen theoretischen Irrwege und praktischen 
Fehlgriffe, es ein Medium der Vereinigung 
geben. Dieses wahre gesellschaftliche Princlp, 
welches die Vermittelun^ herzustellen und die 
Ck>nflicle des socialen Lebens zu beseitigen, die 
Gefahren des Proletariats bezwingen eld. könne, 
sei das Princlp des Christenthums, die 
Liebe. Man werde einwenden, dass dieses 
Princlp eine pletislisehe Schwärmerd ohne reellen 

27 ♦ 



Digitized by 



Google 



420 



V. Statt! - wmi V(Hk«melit. 



Werth und in dem grossarttgen Getriebe des 
Weltiebens ohnmächtig sei. Es würden nament- 
lich die Männer des materiellen Interesses es 
zurückweisen. Die Nothwendigkeit werde 
von den Gegnern als die Mutter der mensch- 
lichen Gesellschaft bezeichnet und das Inte- 
resse halte den Staat und jeden Verein zu- 
sammen. Allein ; meint der Verf., die Ver- 
mittelung und Ausgleichung der Interessen sei 
nur durch die Liebe möglich und deshalb, weil 
sie noch nicht Alles geleistet habe, ihre Kraft 
nicht zu bezweifehi. Berufe man sich auf die 
gegenwärtigen staatlichen und politischen Ver- 
hältnisse, so sei zwar Macht im Dienste des 
Rechts aas eine, aber nicht das Einzige, was 
Noth thue. Macht, zu einseitig geübt und nicht 
von der Liebe getragen, führe vom Ziele ab 
und zum Verderben. Man denke nur an die 
Verhältnisse der Industrie in der Gegenwart. 
Ferner sei das Princip der Liebe durchaus kein 
leeres, zumal es sich allen Verhältnissen und 
Zeiten anschmiege. Wolle man das Princip da- 
mit anfechten, dass man es als in das Gebiet 
der Religion gehörig nicht als Princip der Ge- 
sellschaft aufstellen könne, so sei zu erinnern, 
dass diese Trennung der Religion von der Ge- 
sellschaft nur der indifferenten Richtung 
unsrer Zeit angehöre. 23. 

3. Mer i\e neuen BegriMliuijrei iler GeieU- 
sdiaft und des fieselbcliaftsrechtg. St. Simon, Gä- 
bet, Hegel, Ahrens, R. v. Mohl. Von Dr. J. 
C. B 1 u n t s c h 1 1. (Krit. Ueberschau III. S. 229 ff.) 

Der Verf. fasst die Resultate seiner Prüfung 
dieser Theorleen selbst In folgende Sätze zu- 
sammen: 1) Der Gegensatz des öffentlichen 
und des Privatrechts ist nothwendig und er- 
schöpfend. Es gibt keine dritte Ordnung, welche 
diesen beiden gleich stände, kein für sich be- 
stehendes Geselischaftsrecht. — 2) Innerhalb 
des öiTentlichen Rechtes, welches die Gesammt- 
existenz ist, sind die beiden Gesammtorganisa- 
tionen, Staat und Kirche, zu unterscheiden, in 
der vollkommenen Gestaltung des Wellstaats 
und der Weltkirche, In der real -historischen 
und relativen der Einzelstaaten und der Einzel- 
kirchen. — 3) Alle übrigen Institutionen des 
gemeinsamen und öffentlichen Lebens, wie die 
Gemeinden, oder fragmentarische, politische und 
kirchliche Verbindungen haben nur eine relative 
Selbständigkeit, sind aber Immer dem Staat, die 
letztern überdem der Kirche, rechtlich unterge- 
ordnet. — 4) Innerhalb des Privatrechts, als 
der individuellen Existenz, erheben sich über 
die Einseiligkeit des Einzellebens für sich, welche 
im Vermögensrecht vorzüglich und zuweilen — 
wie voraus in dem Individualeigenthum — in 
schroffer und egoistischer Ausschliesslichkeit 
sichtbar wird, und nähern sich Insofern dem 
öffentlichen Rechte: 
a) die Familie, In welcher das Indlviduiun 
seine individuelle Ergänzung findet, 



b) die mannichfaltigsten gesellschaftUdmi Ver- 
bindungen, in denen die Individuen sich zu 
Semeinsamen Zwecken verbinden und auch 
en Geist der Gemeinschaft unter sich 
wirken lassen. 
5) Oeffentliches und Privatrecht sind idcht 
absolut getrennt, sondern stehen In B^lehungen 
zu einander, und es gibt UebergangsinstItute, 
welche beide verbinden. Die dnen wie die Ge- 
meinden nehmen ihren Ursprung im öffentlichen 
Rechte, dem rie yomehmlich angdtören, aber 
reichen hinüber in's Privatrecht und nehnen 
auch In diesem eine Stellung ein. Andere um- 
gekehrt, wie die einflussreichsten und umfas- 
sendsten Gesellschafken, steigen aus privatrecht- 
lichem Boden In die Höhe und ragen hinauf In 
den Bereich des öffentlichen Redits. 2. 

4. Ile devtschea Terikssvamesetie der Ce- 

5 ei wart, einschliesslich der Grundgesetze des 
eutschen Bundes und der das Verfassungsrecht 
der Einzelstaaten direkt betreffenden Bandesbe- 
schlüsse, gesammelt und mit Erläuterungen und 
Anmerkungen herausgegeben von Dr. fi. Alb. 
Zachariä, Prof. der Rechte in Göttlngeo. 
Göttlng^. DIeterIch'sche Buchhandlung. 1855. 
XX. u. 1242. S. 8. 

Eine in hohem Grade verdienstlicbe Zusam- 
menstellung, welche planmässig md gründflcfa 
angelegt, mit historischen und sonst erläuto'n- 
den Einleitungen bei den einzelnen Staaten- 
Rechten versehen und endlich von einem s^ 
auslührlichen Sachregister begl^tet^ die Einsicht 
in die verschiedenen Normen fiir das Verfas- 
sungsrecfat der einzelnen deutschen Staaten eben 
so zuverlässig als zugänglich bietet. Insoweit 
in den Aufstellungen bezüglich der dnzelnen 
Staaten sich Lücken oder Mängel zdgen soll- 
ten, werden diese natürlich nicht sowohl dem 
Herrn Verfasser als viehnd^ den, jenem Staat 
angehörigen Juristen zur Last zu legen sein, 
durch deren Vermittelung dem Herrn Verf. das 
Gesetzmaterial jenes Staates zuging, wie diess 
bei dergleichen Arbeiten nicht i%lich andos 

Seschehen kann. In dieser Beziehung und mit 
ücksicht auf die von dem Herrn Verf. In der 
Vorrede in Aussicht gestellte Fortsetzung dieser 
Sammlung erlauben wir uns, soviel Sachen an- 
langt, hier' darauf aufmerksam zu machen, dass 
das Gesetz die Wahlen der Vertreter des Han- 
dels- und Fabrikwesens betr. v. 7. März 1839, 
welches auch S. 173 in d. Anm. citfrt ist, allein 
dings wohl neben dem von ihm S. 189 ff. abge- 
druckten Wahlgesetz v. 24. Sept. 1841 ein« 
Platz verdient hätte, da letzteres niur von der 
Wahl der Abgeordneten der Rittergutsbesitzer, 
der Städte und des Bauernstandes handelt: aus- 
serdem würde das, was der Herr Verf. selbst 
S. IV. übet* die Bedeutung der Wahlgesetze 
sagt, in Bezug auf Sachsen nicht vollständig 
erreicht sein. — Wir sehen den vorheissenan 
Fortsetzungen, d^ren erste auch die 1855 i» 
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KMgrelclie Haanover etegetretenen Yerfasrangs- 
Veründeningen enthalten soll, mit um so grös- 
seren VerlMffen entgegen, als nur durch diese 
das ganse Werk sich auf dem Niveau seiner 
jetzigen grossen Bedeutung erhalten kann. 8. 

S. VA» die Berattvaf tm GesetieatwIrfeB fi 
illidiicbi Kauen. Vom OAR. Dr. Schwarze. 
(Geriehtssaal 1855. Bd. I. S. 161 f.). 

Der Verf. schildert die Geiahren, denen die 
Elnbeii und das System von Entwürren bei stän- 
dischen Berathungen insbesondere durch die im 
Schoosse der Kammer bei der Berathung selbst 
auftauchenden Amendements (vorzüglich durch 
die, welche eine Vermitteiung bezwecken) und 
durch die am Schlüsse des Landtags eintretende 
Hast der Berathung, welche um jeden Preib eine 
Ausgleichung der verschiednen Beschlüsse der 
Kammern anstrebe, ausgesetzt sei. Er referirt 
hierbei das Verfahren, welches die im Herbste 
1854 versaihmelt gewesenen Stände des König- 
reichs Sachsen betreffs der Berathung mehrerer 
sehor umfassender und unter sich zusammenhän- 
gender , bedeutender Entwürfe eingeschlagen 
haben, durch welches das stöndische Befuffniss 
(wdches durch eine Annahme en bloc gefährdet 
sei) gewahrt, die Einheit und Harmonie der Ent- 
würfe gesichert und die Berathung selbst we- 
sentlich abgekürzt worden. Der Verf., welcher 
als königl. Commissar bei dem Landtage fungirt 
habe, lobt dieses Verfahren, das sich vollstän- 
dig bewährt habe. 23. 

I. Zir Geidiidite des haülTenckea Terbsiugs- 
gesetzei r. S. Sept. 1848, namentlich in Beziehung 
auf die Anträge des Reclamationsausschusses v. 
15. März betr. §. 33 und 86 des Ges. Von Dr. 
Heinr. Alb. Oppermann, O.Ger. Anwalt in 
Nienburg. Leipzig, 0. Wigand, 1855, IV, und 
94S.8. 



Ein mit einigen Zusätzen vermehrter VtTieder- 
abdruck einer neihe von Aufsätzen , welche der 
Verf. in der „Zeitschrift Tür Norddeutschland"' 
1852 veröffentlicht hat Den Hauptbestandthefl 
bilden Referale über die ständischen Berathun- 

Sen des auf dem Titel gedachten Gesetzes, wozu 
em Verf., einem bekannten Oppositionsmitgliede 
der Allgemeinen Ständeversammlung des Ifönig- 
reichs Hannover, audi. ungedruckte Quellen zu 
Gebote standen. 2. 



7. TetiM ikerdei Grit. Oldeibvg-Beatiack'iekei 
SieMsieBsttreit, aus privatrechtlichem Standpunkte^ 
von Dr. C. F. Gerber, Vicekanzler u. o. Prof. 
der Rechte an der Universität in Tübingen. Mit 
einigen Zusätzen herausgegeben. Berlin in 
Comm. bei Schneider u. Co. (1855). 24 S. 8. 

Eine der letzten, wo nicht die überhaupt 
letzte, der in der bekannten Bentinck'schen, nun 
durch Vergleich beendigten Streitsache erschie-' 



neuen Schriften: sie spricht sich entschieden zu 
Gunsten des Klägers aus. Für dieselbe, die schon 
wegen des Namens ihres VerPs. von hohem In- 
teresse ist, ist es charakteristisch, dass sieden 
privatrechtlichen Standpunkt in der Beur- 
theilung vorwalten lässt. Als neu und besonders 
beachtenswerth heben wir die Interpretation des 
Ausdruciis „eheliche Leibeserben^^ in der Fi- 
deicommis-Stiftungs- Urkunde vom Jahre 1663 
heraus. Der Herr Verf. deducirt, dass diess 
Wort in einer Frivatdisposition (anders in Ge- 
setzen) nur im natürlichen VtTortverstande von 
„in der Ehe erzeugten Kindern" gewonnen wer- 
den könne, und bezieht sich zum Beweis auf 
die analogen Bestimmungen des Römischen Rechts 
1.4. C. de his qui ven. ael. (11, 45), 1.76. D. 
de cond. et dem. (55, 1) und 1.5l. %. 1. D. de 
leg. II. (31), wo die Begriffe der Volljährigkeit 
und der Kinder auf die Verhältnisse der venia 
aetatis und der Adoption dann nicht angewendet 
werden, wenn es sich um die Auslegung von 
Testamenten etc. handelt. 2. 

7. (LehisherrKehkeit deitsdker Baadesstaatea 
Iker andere.) Summum principum Germanicorum 
Imperium num possit et quatenus possit nexui 
feudali subjectum esse? Commentatio, quam — 
— summ, in utr. jure honor. rite Impelrandor. 
causa — — defendit auctor Herb. Vict. Ant. 
Pernices, Phil. D.Hai. 1855. VIIL et 55. pag. 
8. maj. 

Der Verf. beantwortet die bekannte staats- 
rechtliche Streitfrage über die Fortdauer einer 
LehnsherrHchkeit eines deutschen Bundesstaate; 
über den andern bejahend. Er tritt damit aller- 
dings der dem Bundesbeschluss in der Kurhes- 
sen - Waldeckischen Angelegenheit vom 20. Jan. 
1848 zu Grunde liegenden Aufassung der Bun- 
desversammlung entgegen und es könnte sich 
fragen, ob nicht sonach bei diesem Widerspruche 
dieselben Argumente, mit denen er p. 50 gegen 
Wippermanns Bemerkung („Was kann es aus- 
machen , dass Oesterreich und Preussen vor 
Jahren der Ansicht waren, die Lausitzen seien 
bis 1815 böhmische Lehen geblieben, wenn diese 
Ansicht eine evident falsche sein sollte?") an- 
kämpn, auch gegen ihn anwendbar seien. We- 
nigstens können wir in der Verzichtleislung 
Oesterreichs auf die Lehnsherrlichkeit über die 
nachmals preussischen Lausitzen und dem indi- 
recten Vorbehalt derselben über die sächsische 
Oberlausitz, welche in dem vom Verf. p. 49 re- 
ferirten Art. 18 der Wiener Congressacte ent- 
halten ist , keinen Beweis dafür , dass diese 
Lehnsherrlichkeit wirklich noch damals bestan- 
den habe, sondern nur dafiir finden, dass Oes- 
terreich der Ansicht, sie habe bestanden , da- 
mals gewesen sei, und am wenigsten dürfte dar- 
auf ein Gewicht zu legen sein, dass Sachsen 
und die übrigen deutschen Staaten dem nicht 
widersprochen haben. In seiner entgegengesetz- 
ten Auffassung gelangt der Verf. dazu, jenen 
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Bund^bescblnss als aus der „indegans senlen«* 
tia^^ des aus dem K. Säch^chen, Grossh. BtM^ 
sdien und dem Gesandten der 12. Stimme be- 
stehenden Aussehusses henrorgeffangen zu be* 
zeichnen (p. 52) und sogar sich dahin zu äussern^ 
es könne den Bundestagsgesandten vorgeworfen 
werden, sie hätten den vagen Meinungen der 
Jetztzeit allzusehr huldigend über die höchste 
Gewalt der deutschen Fürsten abgeurtlieilt („no- 
Starae eos aetatis vagis opinionibus nimium faven- 
t^ de summae principum Germanicorum pole- 
stitfe judicasse^^ p. 50). — Die Ausfährung des 
Verfs. ist, unter steter Bezugnahme auf seine 
Vorgänger in dieser Materie und die einschlä- 
gigen Schriftsteller, quellenmässig und klar 
gehalten; eine schärfere doctriaelle Entwickelung, 
insbesonders unter genauerer Berücksichtigung 
der Unlerschiede zwischen Lehnsherrlichkeit 
und Lehnshoheit, die der (unsres Wissens von< 
ihm nicht berücksichUgte) Aufsatz B. W. Pfeiff- 
fer's in Weiske's Rechtslexikon VL 472 AT. sehr 
scharf dargelegt hat, würde an manchen Stellen 
von Nutzen gewesen sein, vielleicht aber auch 
dazu beigetragen haben, den Vf. Zweifel gegen die 
Haltbarkeit seiner Auflassung finden zu lassear. 
Dem Referenten ist wenigstens das^ was er zur 
Beseitigung der praktischen Spitze der ganzen 
Frage, vgl. Zöpfl Staatsr. 4. Aufl. Tb. IL S.158. 
not 4, iäer die Anwendbarkeit der Grundsätze 
von der Felonie p. 45 sagt , durchaus nicht 
geeifi^net erschienen, diesen Funkt in dem Sinne 
desVerPs. zu erledigen: denn, wenn man selbst 
d^ nach dem Obigen sehr zweifelhaften An- 
sicht, dass die Entscheidung über die behaue 
tete Felonie vor ein Austrägal- Gericht gehöre, 
beitreten wollte, so würde doch schon in den 
vom Verfasser selbst p. 46 cit^ten Worten des 
11. Art der D. B. A. („Alle Mitglieder des 
Bundes -— — garantiren sich gegenseitig ihre 
sämmtlichen unter dem Bunde Begriflenen Be- 
sttzongen^O nicht blos die factische, sondern 
auch die reohtliche Möglichkeit jeder Revoca- 
tionsklago dieser Art ausgeschlossen sein. S— r. 

SUalsdieisl. 

9. ÜAzalässigkeit der Klaj|e aaf Wieilerein- 
setioag ia ein Staatsamt. Die Entscheidung über 
die Fortdauer der DienstfShigkeit ist Administra- 
tivsache. 

Die obigen Grundsätze wurden von dem Ober- 
appellationsgericht zu Rostock in zwei Erkennt- 
nissen aufrecht erhallen, welche in einer Streit- 
sache eines in Ruhestand versetzten Schulmei^ 
sters gegen die Gr. Mecklenburgische Regierung 
ergingen. Zum Theil abweichend hieven hatte 
in cUeser Sache die Juristenfacultät in Leipzig 
erkannt, indem sie die Frage über die Fort- 
dauer d^ Dienstfähigkeit zur gerichtlichen Con» 
petenz wies, weil der Verwaltungsbehörde sonst 
ein Mittel geboten sein würde, einem missFäl- 
ligen Staatsdiener unter dem Vorwande der Un- 
fimigkelt und unter der Form der Peniäonirung 



einen TMl seities reofctmiss^im Bhikrauimii 
VBt entziehaL Von den OACaieht zu Rostock 
wird dem entgegensesetzi, dass sich hlepaw 
höcbstens die Borecbligunflf zu einer repticaUo 
dolf ableiten hsse. Dassme Gcridrt &nd awh 
nicht rechtsbegründet, was in einem Gutachten 
der Juristenfacultät zu Berlia verlangt wiffde: 
den Nachweis einer vetrberiffea sacngpemiiaai 
Untersuchung, bei der dem Lehrer (ms GtkQt 
nicht zu versagen sei.; da die competente Be- 
hörde ihr UrtheS und wie sie dazu gelangt vor 
d^ Gerichten an recfatierfeen nicht verpikMet 
sei. (Budika und Badde, Entscii. des OACL m 
Rostock, L S.261 S.) S. 

19. la wie weit slad GesaaAe uil auiltte dnl»- 
laatiscIieTertreter den eigeatlichea Staatsiüeaen gleich 
zu achten I Ein Fall aus der Praxis. Von S(.An- 
walt Keys er in Sondershausen. (Zeitschr. l 
d« ges. Staatswiss. XI. Jahrg. S. 320 fi".) 

D^ Ftb*stl. S.'sche Ministerresident vonR. in 
Berlin Uagte nach seiner im J. 1848 erfolgtea 
Enthebung von diesem Posten gegen die S.'sche 
Staaatsre^erung auf Portzahlung seines 6ehrft& 
Die Klage wurde von den JuristenfiKultäten zu 
Berlin und Halle abgewiesen, und in des (hier 
KHtgeth^ten) Entscheidwigsgründen haoptsieb- 
lieh ausgeRthrt, dass' besondere dipiematfscfae 
Missionea, wie die vorliegende, keineswegs als 
ständige Aemter angesehen werden kÖmitMi, 
deren Inhaber nach anerkannten slaatsreditllcheii 
Grundsätzen aus blos politischen Gründen fties 
Amtseinkommens ni^ht beraubt werden hömitea. 

8. 

11. 0er Begrif der Jastiz- aod VenraltiB|^- 
sacken. Von Prof. Dr. Pözl In München. (Kril 
Üeherschau, Bd. IL S.441.). 

Der Veri bestimmt in haupIsächUclier Ue^ 
bereinstimmung mit Pöhhnann („ib^ da»Wewn 
der sog. administrativ - contentiösea Sachen^'* 
Würzb. 1853), das Princip, nach welchem die 
Gränze zwischen Justiz und Verwattnng za zie- 
hen, dahin, dass die Verhältnisse der EinzehMi 
als solcher zu einand^ (die Privatrechte) den 
Gegenstand der Justiz, die aus dem Staatsvw- 
bande fliessenden Rechte (der Unterthmen als 
solcher, sowie d^ Staatsregierung als sokher) 
den der Verwaltuna; bilden ; bleibe hierbei auch das 
Gebiet der Crimlnuinstlz mibestinunt, so Heffedooh 
darin kein Mangel, sondern eher ein Vorzug: 
denn die beiden Gebiete der Justiz — Civil- 
und Criminaljustiz — lassen sich nur dann auf 
das nändidie Princip zinrttcktäkren , wwn man 
dieses so unbestimmt und allgemein fasse, dass 
es ohne wissenschaftlichen und praktischen Werth 
ist; die Gründe, aus welchen die Staatsgewalt 
ihr Strafrecht den Gerichten zur unabhät^gen 
Ausübung überträgt, seien andrer Ari, ab oei 
der Civiljustiz, und die Gränze zwischen Sachen 
der StraQustiz und der Poliz^ seien zudem in 
der Regel bestimmt durdi das positive ReoU 
festgesetaal. Auf die Quelle der Privatrechte (ob 
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Q¥iI^odM*V6rfiu»iDf8ge9eU?> kpn^nm natifarlicli 
eben so wenig etwas an, als auf das Subject 
derselben (Fiscus, Corporation oder Einzelner). 
Nur insofern weicht Vi. von Pöblmann ab, als 
er auch die Verhältnisse zwischen d^a öffent- 
lichen Corporationen und den Einzelnen als 
Gliedern dieses Ganzen zu den ölTentlichcn und 
alsQ zu dem Verwallungsrecht rechnet. Im 
Uebrigeu beschäfUgt sich Vr. hauptsächlich mit 
Widei^gUAff der von Zachariä (iq s. deutschen 
Stai9t3- u. Buudesrecht Nr. 86 ff.) aurgestellten 
Untersi^ieidung von Justiz- una Verwaltungs- 
sacben, 2. 

12. Eine Frage des Verwaltungsrechts wird 
w;ird dadurch, da^s sie nach dem Herkompien 
zo entscheiden ist, nicht zur Civilprocess^ache. 
(Blätter f. RA. 1855. Erg. Nr. 1. S.i.) 31. 

IS. Die Gerichte erkennen darüber, ob durch 
eine Verwaltungsmassregel, welche Privatrechte 
verletzt, die für die Competenz der Verwaltungs- 
behörde restffestellten Schranken überschritten 
^ind, und baoen, wenn dies der FalL ist^ das 
verletzte Privatrecht zu schützen. (OG^ zuWol- 
fenbütteL — Braunschw. Zeitschr. t Rechtspfl. 
Bd. n. Nr. 7.) 24. 

M. Pailzeiredit u^d PtUzeirergekeii. Eine um- 
fassjßOjde Darstellung des Polizeirechts in, seinen 
oberste!^ Grundsätzen, insbesondere gegenüber 
4em Strarrechte, hat der Geh. R. R. D. funke 
m Dresden,, mit Berücksichtigung seiner ScKrift 
y,W Wesen der Polizei etc.'^ (Leipzig 1844^ iu 
Weiske's Rechtslexicen Bd. VUI. S. 180 ff. ge- 
leert. 30. 

GeMetBderecht. 

fS. Bie fiesetzf Iber üieieriassimi vii Ter- 
eheliching in den verschiedenen deutschen Staa- 
ten, nebst Kritik und Vorschlägen. Für Rechts- 
anwälte, Staatsbeamte,^ Geschäftomiinner, und ge- 
setzgebende Behörden zusammengestellt von F. 
Schub 1er, Rechtscons. in Stuttgart. Stuttgart, 
J. B. Müllers Verlagsh. 1Ö55. vfll. 200 S. 8. 

Diese sehr verdienstliche Schrift zerrallt in 
zwei Theile. De? ersle, welcher die einsÄhla- 

ä enden Gesetze von Bayern, Würltembei:» , Ba- 
en, Gr. Hessen, Nassau, Frankfurt a.lit, rreus- 
sen, S.- Weimar, Sachsen, Hapnover, Kurhessen, 
Braunschweig und Oesterreich in grösstentheils 
wörlUchem fextabdruck enthält (S. 1 — 147), 
schliesst sich ini^rern an die bekannten Schriften 
von Reichard und Weiske an. Seit 4om Er- 
scheinen der letzteren sind nicht u^^nige neu^ 
hi^er gehörige Gese^ (in WürtHlViberff, Ba- 
den, Nassau, Preussen, Hannover, Kurnessen, 
Braunschweig und Oesterreich) publicirt, welche 
wesentliche Aenderungen der in jenen Schriften 
di^-ge^tellten VerhsjUnisse herbeiführen. Hiemit 
erglufl die vQriiejfen4e Saipnüung lyeyentlicH 
jem iWih^en. Im 2. Theile dieser Schrift (S; i^jBl 



— 198) entwickelt der Vf. eine Reihe kritischer 
Betrachtungen und Vorschläge, wie er dieselben 
t^erelts früher in der deutschen Vierteljahrschrift 
von 1854 ausführlicher gegeben hat. Als Tacti- 
sche Basis dafür dienen ihm, naheliegend, vor- 
zugswcis(^ die württembergischen Zustände, über 
welche er übrigens sehr bemerkenswerthe sta- 
tistische Nachricnten gibt (z. B. in Betreff der 
mit singulären aulonomischen Rechten ausgestat- 
teten Gem. Kornthal S. 158 ff.), ohne jedoch die 
Vergleichung anderstaatiger Zustände zu vernach- 
lässigen. Auf dieser Grundlage, in deren Be- 
handlung er sich sehr als Herr semes Stoffs und 
als praktischer Denker zeigt, entwirft er nun 
die Grundzüge zu einer, im Wesentlichen dem 
aulonomischen Princip huldigenden, besonders auf 
die ^i^hrungen in Bayern und in Sachsen fussen- 
den Gestaltung der hier in Rede stehenden Rechts- 
verhältnisse. Er fasst dieselben in folgender Ge- 
setz^sform zusammen: 

„§. 1. In jeder Gemeinde, in welcher die 
Hehrzahl der selbstständigen Bürger nicht von 
der Landwirthschaft lebt, vereinigen sich die 
Gewerbtreibenden und Landwirthe zu Innungen, 
welche zusammen den Gewerberath des Orts 
bilden. Die Innungen werden in der Welse 
ffebildet , dass in jede gleichviele selbstständige 
Bürger kommen. Nur Fabrikanten, Gelehrte, 
welche von ihrer Wissenschaft leben, und 
Künstler bilden je eine abgesonderte Innung, 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Mitglieder. — 
g. 2. Diese Innungen zusammen bilden den Ge- 
werberath des Orts, ohne dessen Zustimmung 
keine Entscheidung und kein Statut in Nieder- 
lassungs- und Vereheh'chungs- Angelegenheiten 
erlassen werden kann. — $. 3. Es steht einer 
jeden Gemeinde frei, diesen Gewerberath an die 
Stelle cier bisherigen Gemeindebevollmächtigten 
treten zu lassen, oder denselben neben diesen 
zu errichten. — §. 4. Dem Magistrat in Ue- 
bereinstimmung mit dem Bürgerausschuss und 
Gewi^rberath ist überlassen, durch ein Statut zu 
bestimmen, die Grösse des Vermögens und die 

Sersön^chen Eigenschaften, welche bei einer 
[iederlassung erfordert werden, auch ob mit 
Rücksicht auf Uebersetzung , auf das örtliche 
Bedürfniss ein bestimmter Geschäftszweig ge- 
schlossen werden soll oder nicht. Es dai'f je- 
doch die Grösse des geforderten Vermögens 
nicht den zehnjährigen Ertrag der Gemeinde- 
nutzungen, oder, wo diese nicht bestehen, nicht 
1000 T^^^ler in den grössten Gemeinden über- 
steigen. Bei der Prüfung der moralischen Ei- 
genschaflen hat die betreffende kirchliche Orts- 
behi>rde mitzustimmen, und kann eine Prüfungs- 
zeit von zwei Jahren verlangt werden. Es kann 
aber aych die Gemeinde eine andere Prüfunffs- 
ar^ b^^chtiessen. Der Schluss eines Gewerbes 
wegen Uebersetzung darf niemals kürzer als 
auf ein Jahr, und länger als auf zehn Jahr aus- 
gesprochen werden. Auch darf die Aufnahme 
demjenigen nicht wegen Hangels an Vermögen 
verwQlg^rt werden, welcher fllnf Jahre im Orte 
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wohnt, in dieser Zeil bei einer 'Spar- oder 
Versicherungsansialt so viel sich belheiligle, 
welche ihm das erforderliche Vermöffen für 
Nolhrälle zusichert. — %. 5. Theilnahme an 
den Gemeindewahlen und Gemeindenulzungen, 
Recht der Terehelichung, des Besilzes eines 
Grundstücks ; des selbslsländigen Betriebs eines 
Gewerbes und Anspruch aurArmenunlerslülzung 
ist bedingl durch das Bürgerrecht Vor dem 
Antritt eines Bürgerrechts hat der Bedürftige 
Anspruch auf Unterslülzung in dem Ort, wo die 
Ellern Bürgerrecht haben. Das blosse Wohn- 
recht kann keinem Fremden verweigert werden, 
dem nicht polizeiliche Gründe im Wege sieben. — 
%. 6. Die Gemeindebehörden sind bei ihren 
Entscheidungen an ihr eignes Statut gebunden 
und dürfen bei der Anwendung über dasselbe 
zwischen Einheimischen und Fremden, die Mit- 
glieder eines deutschen Bundesstaats sind, keinen 
Unterschied machen. — S- 7. Die Receptions- 
gebühren bleiben in ihrem bisherigen Betrag, 
sie können Jedoch bei Einheimischen bis auf 
den zehnten Theil vermindert, und dürfen bei Aus- 
ländem anderer Staaten, welche zum deutschen 
Bundesstaate gehören, nicht höher berechnet 
werden, als gegen Inländer. — 8. 8. Gemein- 
den, in welchen die Mehrzahl der Mitglieder 
Landwirlhschall treibt, sind bei der Aufnahme 
von Gewerbtreibenden an das Statut der be- 
nachbarten Stadt gebunden, in welcher das be- 
treffende Gewerbe durch eine Innung vertreten 
ist; sie können aber die Zahl der kleinen Be- 
sitzer, die ohne Taglohn - Arbeiten sich nicht 
zu erhalten im Stande sind, und die Zahl der 
blossen Taglöhner gleichfalls durch ein Statut 
bestimmen, dass wem'gstens auf ein Jahr und 
längstens auf zehn Jahre bindet. — S. 9. Der 
Rekurs von den Entscheidungen der Orlsma- 
gistrate geht an den Beamten des Bezirkes, dem 
ein Ausschuss zur Seite steht, der aus Vertre- 
tern sämmtlicher Gemeinden des Bezirks zu- 
sammengesetzt wird, und von dessen Ausspruch 
der Beamte ohne erheblichen Grund nicht ab- 
weichen kann. — %. 10. Die Gemeinden eines 
Bezirks können sich zu einem gemeinschaftlichen 
Niederlassungsstatul vereinigen. — 8. 11. Der 
Rekurs in dritter Instanz geht an die Aufsichts- 
stellen des Staats, welche jedoch bei ihren 
Entscheidungen an die Statuten der .Orts- und 
Gesammtmaff istrate gebunden sind.^' — 

— Da die Vorschläge des Verfassers eine 
so wichtige und doch noch so wenig umfassend 
behandelte Materie betreffen, so glaubten wir 
denselben hier eine grössere Verbreitung geben 
zu müssen. 8. 

II. DienstrerUIbiisse der von Corporationen 
und Gemeinden angestellten Aerzte, insbesondere 
Widerruflichkeil der mit ihnen abgeschlossenen 
Dienstverträge. Das Dienslverhältniss eines von 
einer Gemeinde für die Behandlung der Armen 
mit einem Warlgeld angestellten Arztes ist nicht 
durch das öffentliche Recht normirl. (Entsch. 



d. wttrt. Obertribunals bei Tafel GfvikecAtMpr. 

n. 1. S. 8 ff.) 8. 

17. (leMeiiidelvrei. 

Das 0. A. G. zu Cassel hat (vgl. Heuser, 
Annalen 1854. I. S. 727 f.) enlsdiieden, dass 
Eisenbahnen in Folge Ihrer Bestimmung (ebenso 
wie andere Staatsstrassen und Flüsse) Gegen- 
stände des öffentlichen Rechts und nicht als 
Bestandtheile der Gemeindefluren, dorch wekdie 
sie ziehen, zu betrachten, daher audi nicht den 
auf den ^meinheillichen Flurverhältnissen be- 
ruhenden Belastungen für Zwecke der betr. Ge- 
meinde zu unterwerfen seien. 24. 

18. QaaestiaaiH ail jvs |eitivM pertineitiui 
Spec. I. (Programm des d. Z. Dekans der phil. 
Fakultät der Univ. Leipzig, Prof. D. Fr. Bülau). 
Lips. 1854. 15 pag. 4. 

Wir tragen aus früher Zeit hier die An- 
zeige einer akademischen Schrift nach, die als 
solche nur wenige Verbreitung hat. Der Verf. 
entwickelt in derselben hauptsächlich den Grand 
des „practischen europäischen Völkerrechts" und 
dessen Unterschied von dem auf Verträgen u. s. w. 
beruhenden „positiven Staatenrecht.^^ Er sagt: 
„Jus gentium non pactis nilitur, sed usu et 
consuetudine. — E pactis inter civilates coih- 
dilis non jus gentium commune, sed jus publi- 
cum exlernum singularum civitatum oritnr. — 
Distinguendum est igitur inter jus gentium com- 
mune, usu et consuetudine nitens, eljusgenüum 
proprium, e pactis et aliis titnlls sp^aUbus 
exortum. Pacta ausam quidem dare possunt, ut 
aliquid juris gentium fia^ quod vero leges etiam 
singularum civitatum, quod et doclorum argu- 
menta valenl. At nihil juris gentium est, nisi 
*quod in usum et consuetudinem populorum ita 
transiil, ut pro arbilrio revocari nequeat." — 
Als Beleg dieses Unlerschiedes giebt er eine, 
auch in anderer Hinsicht sehr instruktive Ueber- 
sicht der in Bezug auf Unterdrückung des Ne- 
gerhandels zwischen den verschiedenen Staa- 
ten abgeschlossenen Verträge und ergangenen 
Bestimmungen. 8. 

It. Das Eartplisehe Tilkerreeht itt ««sei- 
wart. Von Dr. Aug. Wilh. Heffter, Ober- 
Tribunalrath, ord. Professor etc. Dritte Ausg. 
Berlin, bei E. H. Schröder. 1855 <). 

Während alle anderen Theile der positiven 
Rechtswissenschaft an ein bestimmtes Volk, ein 
bestimmtes Land- gebunden sind, ist die Wis- 
senschaft des Völkerrechts ein Gemeingut aller 
gebildeten Nationen. Nicht nur Deutsche, Fran- 



1) Wir lassen von diesem wichtigen Werke nocli 
eine zweite, uns fast gleichzeitig mit der ersten, 
S. 242 d. Bds. abgedruckten , zugegangene Anzeige 
folgen. D. Red. 
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zosen, Engllnder^ Itriieiier nnd Spanler arbeiten 
hier gemeinsam an einer grossen kosmopoliti- 
schen Aofgabo, auch die auf europäischer Grund- 
lage erwachsenen Völker der neuen Welt, Nord- 
rnid Sftdamerikaner liefern bereits werthvolle 
Beiträge. Durch uiisere grossen Völkerrechts- 
lehrer Jm vorigeu Jahrhundert haben wir Deiftsche 
auf die Entwickelung auch dieses Thells der 
Rechlswissenschaft bestimmend eingewirkt, be- 
sonders durch zwei hervorragende schriflstelie- 
rische Persönlichkeiten, J. J. Moser und 6. F. 
Härtens; jener stoffsammelnd und zusammentra- 
gend mit bienenartigem Flelsse, dieser ordnend 
and systematlsirend mit lichtvoller Klarheit. Die 
tiefe Erschütterung des Europäischen Staaten- 
systems durch die firanzösische RevoluUon und 
die Napoleonische Willkürherrschart untergruben 
für eine Zeltlang den Glauben an die Bedeutung 
des Völkerrechts. Erst mit der Wiederherstel- 
tamg des Europäischen Staatensyslems durch den 
Wiener Congress gewann das Bewusstsein von 
einer rechtlichen Gemeinschaft unter den Staaten 
neue Stärke. Wie Im Staatsrecht, so Im Völ- 
kerrecht war es die Aufgabe J. L. Klüber's, die 
dtirch den Umsturz des Kelchs und aller öffent- 
Ucben Verhältnisse in Europa völlig zerrissenen 
Fäden wieder anzuknüpfen, die Continultät der 
publicistlschen Rechtswissenschan zu erhalten. 
Sein „droit des gens moderne de l'Europe^^ er- 
schien Im Jahre 1819, gewissermassen als er- 
stes Zeugniss für den wiedereroberten Rechts- 
boden des Europäischen Staatensystems. Seit 
dem Erscheinen des Klüber'schen Lehrbuchs trat 
abermals ein Stillstand in der systematischen Be- 
arbeitung des Völkerrechts ein. Es gehörte 
Zeit dazu, die tiefere Auffassung des positiven 
Rechts, wie sie durch die historische Schule 
begründet wurde, auch auf das Gebiet des Völ- 
kerrechts zu übertragen. Der Glaube an das 
alte Naturrecht war gefallen und doch das un- 
abweisbare Bedürfniss einer philosophischen Be- 
irrttndung geblieben. Man iühlte das Veraltete, 
Unhaltbare des früheren Standpunktes und hatte 
doch nicht den Muth zur consequenten Durch- 
führung eines neuen. Die erste bedeutende 
Leistung systematischer Art seit dem Erscheinen 
von Klüber's Lehrbuch war das Werk von Heff- 
ter, welches zum ersten Mal 1844 erschien; 
jetzt liegt uns die dritte Auflage zur Besprechung 
vor. Können wir diesem Buche auch nicht den 
Rohm vindiciren, dass es alle principlellen Schwie- 
rigkeiten gelöst, dass es besonders die Stellung 
des positiven und philosophischen Völkerrechts 
, völUg in's Reine gebracht habe , so müssen wir 
doch in demselben einen bedeutenden Fortschritt, 
im Vergleich mit allen früheren Leistungen er- 
kennen. 

Die EIntheilung des Stoffs Ist klar und über- 
^htlich, das Werk zerlttUt in drei Bücher: 
Erstes Buch. • Völkerrecht Im Zustande des 
Friedens. Zweites Buch. Völkerrecht Im 
Zustande des Unfriedens (völkerrechtliches Ac- 
tionenrecbl). Drittes Buch. Die Formen des 



völkerrechtlichen Verkehrs oder Staatspraxis In 
auswärtigen Angelegenheiten. 

Die Einleitung spricht (S. 1 — 28): L Von 
dem Völkerrecht überhaupt. IL Von dem Euro- 
päischen Völkerrecht. 111. Von den Specialrech- 
ten der Nationen unter einander. In dieser 
Einleitung vermissen wir allerdings eine tiefer 
eingehende Darlegung des Standpunktes, von 
welchem der Verf. bei seiner Behandlung des 
Völkerrechts ausgeht. Wir hatten vor Allem 
gewünscht, dass er sich unumwunden über die 
Stellung des positiven Völkerrechs zu dem sog. 
natürlichen ausgesprochen hätte. Man \iird nicht 
klar darüber, ob der Verf. überhaupt diese Un- 
terscheidung noch beibehält oder dem sog. na- 
türlichen Völkerrecht seine Existenz ganz ab- 
spricht, und doch Ist diess die wichtigste Prin- 
clpienfrage, von deren Beantwortung unendlich 
viel abhängt. 

Das erste Buch schllesst sich in seiner Elnthei- 
lung dem gewöhnlichen privatrechtlichen System 
an: 1) Personen oder Rechtssubjecte, 2) Sachen 
oder Rechtsobjecte, 3) Verbindlichkeiten. Mag 
man gegen diese Einthellung, vom Standpunkte 
einer höheren organischen Systematlsirung der 
Völkerrechtswissenschaft, manches einzuwenden 
haben (wie dies besonders von Kaltenbom In 
seiner Kiltik des Völkerrechts geschieht), jeden- 
falls ist die Einthellung hier vom .Verf. in klarer 
und verständiger Weise ffehandhabt worden. 
Unter den Subjecten des Völkerrechts werden 
natürlich vor allem die Staaten in ihrer ver- 
schiedenen Gestaltung näher betrachtet. Nicht 
passend unterscheidet der Verf. die Staaten nach 
Ihrer Verfassungsform in Monarchien und ,)Ge- 
melnwesen^^ (S. 34), indem der Begriff „Ge- 
meinwesen^ keineswegs den Geffensatz zur Mo- 
narchie bildet, sondern vielmehr als höheren 
Arlbegriff dieselbe mit umfasst — Bei der 
Besprechung der Staatenverbindungen zählt der 
Verf. auch das Verhältnlss der Incorporatlon 
mit auf (S. 38). Wo aber ein Staat in den an- 
dern wirklich incorporirt Ist, kann gar nicht 
mehr von einer Staaten Verbindung, sondern nur 
von einem einfachen Staate (civitas simplex) 
die Rede sein. Die Vereinigung der drei Kö- 
nigreiche England, Schottland und Irland be- 
trachtet der Verf. als eine Realunion ; sie ist 
aber weit mehr, sie Ist eine Incorporatlon. 
Grossbritannien und Irland ist jetzt ein Einheits- 
staat, wenn die einzelnen Theile auch ihre ver- 
schiedenen Gesetze haben, wie dies auch z. B. 
in Preussen und Bayern mit den verschiedenen 
Landestheilen der Fall Ist. — Bei der Bestim- 
mung der Begriffe „Bundesstaat^^ und >>Staaten- 
bund^ hätte der Verf. den trelflichen Aufsatz 
von G. Waltz in der Kieler Monatsschrift nicht 
unberücksichtigt lassen sollen, welcher mit gros- 
ser Schärfe nachweist, dass auch Im Bundes- 
staat , wie z. B. in den Vereinigten Staaten «von 
Nordamerika, die Einzelstaaten keineswegs nur 
halbsouverän sind, sondern dass der Central- 
staat und der Einzelstaat nur ihre verschiede- 
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■en, beslfanial abgegrenaleii St)bireii haben, in*^ 
nerbalb deren jeder unabbäiiii^ ond selbsts^tei- 
dig bleibt Die Ionischen Inseln dOrfien 
dc^jegen richtiger nur zu den halhsouverönen 
Stuten gepechnet werdo») da die britische Krone- 
liel umhsseadene Rechte hat, als ein blosaes 
SchutzverhäUniss gewährt. (,,Scbulz unxLSchina 
gd)en Iceine Obrigkeit^) Nicht bloss die fao- 
tische Gewalt, sondern auch die verfieissungsiiiäs- 
sigen Reohte des britiechen Lord-Obercoinnaifi-' 
sürs gehen weit iil>er ein blosses Schutzver- 
hittniss hinaus. Unter ihm steht (be Militärroachfc 
der Insel, er ruft da& Perlament zusammen und 
vertagt es it s. w. In Uebereinstlmmung hier- 
mit Imben die engUschen Kronjuristen bei Ver- 
anlassung des gegenwärtigen Kriegs ausdrücklich 
erklärt, dass die Schiffe von jonischen Bürgern, 
als von Unterthanen Ihrer britischen Majestät, 
keineswegs als neutrale betrachtet werden kön- 
nen. Als ein reiner Schutestaat^ wo dies Schulz- 
leckt die Souveränetiät nicht aufliebl, hätte dar- 
gegen die Republik San Mar i no erwähnt werden 
müssen; dieser kleine völlig souveräne- Staat 
steht seil alten Zeiten unter dem Schutze des. 
römischen Siufais. Dieses Verhällniss wurde 
dorch ein Breve des Papstes Plus VIL von 18t7 
von neuem ausdrücklich anerkannt. — Interes- 
sent ist die Mittheihing eines Urtheils des Re« 
lisiens-" und CassationshoGs zu Berlin, worin 
die sog. contrebande ä l'^tranger als eine Rechts- 
vevletoung anerkannt wird, während dar Pariser 
Appelhof sie 183Ö ftir eine erlaubte Sache er- 
klärl hatte. Bietelerhaft ist die Darstellung des 
so schwierigen internationalen Privatrechls , so- 
weit dasselbe in das Völkerrecht gehört , % B4 
—40. — In Bezug auf die den Souveränen 
beigelegten Ehrenpriäkate erwähnen wir einen 
neuem, dem Verl unbekannten Gebraneh, näm- 
Uch dass Frankreich und England den souverä- 
nen dentsohen Herzögen, besofiders den drei 
regierenden Herzögen zn Sachsen -Heiningen, 
Attenbnrg und Coburg -GoMia regelmässig da& 
Frädicat „Altesse Royale^ und „Royal Hlghnex^^ 
beilegen. 

E^ zweite Abschnitt des ersten Buchs h&^ 
handelt das völkerrechtliche Sachenrecht, ins- 
besondere das Staatsgebiet, die Grenzen des 
Staatsgebiets, die Staatspertinenzien, das Staats- 
eigenthum, die Erwerbsarten des Eiffenthuras, 
die elgenthumsunrüUgen Sachen, z. B. das offene 
Meer, die sog. Eigenthumsmeere , die nationa- 
len Flussgebiete, die Schiflie. Der dritte Ab- 
schnitt enthält das Recht der Verbindlich- 
keiten. Hier bewährt der Verf. seinen Scharf- 
sinn und s^ juristisches Urtheil in glänzender 
Weise; man sidit hier den geübten Juristen, 
den gediegenen Praktiker in seiner ganzen Grösse. 
So kann uur ein ächter Jurist, der in allen 
Theilen der Rechtswissenschaft zu Hause ist, 
mit dem so schwer zu behandelnden und elasti- 
sdien völkerrechtlichen Stoffe umgdten! 

Das zweite Buch bt;l»indell das Völker- 
recht im Zustande des Unfriedons. 



Diese Bezeichnung ist ge na ae r ab die gewMvH 
liebe: „Völkerrecht in Kriegszeiien^^ 
da hier auch solche vötterrechUiche Streitigkei- 
ten behandelt werden, welche zu keinem Krieg« 
führen , sondern nur zn Retorsion oder Sepres- 
sidien, oder welobe duooh Schiedsilchterqmdh 
und gütlichen Vergleich, beigelegt werdcik 0er 
erste Abschnitt handeil von <m yölkerrechtUn 
eben Streitigkeiten und deren ErleiSguag ttbesr 
haupt; der zwelAe Abschnitt mm Kri^s wA 
seinem Rechte; dec dritte von den Neutmkn 
und ihren Rechten. Letzlere fiic äiß Gegenr 
wart so wichtige Lehre i^ ebeniaUs mib grosser' 
Klarheit und Schärfe vorgelraffen; bosonden 
nimmt sich der Herr VerC mit Wärme des guteft 
Rechts der neutralen Staaten im Seekriege an 
und bekämpft die alte bdtljsche Praxis, welche 
in dem gegenwärtigen Kriege zwnr nicht ang^ 
wendet wira, keineswegs aber principidl mA^ 
gegeben ist. Wir stimmen hieito dem Hem 
Verfasser aus voller Seele bei, halten aber keir 
neswegs „eine aachdriJbcUiche Continenial^^errt, 
diesen Gedanken eines grossen Mannas^, St 
ein geeignetes Mittel zur Durchsetmng (k'eser 
Grundsätee (S.311). — Der viecte Abschnitt 
bespricht die Beendigung des Kraegs, die Usur- 
pation und das Postlimi^Aon. 

Das dritte Bück hat die Formmi dos völr 
kerrechUichen Verkehrs oder die Staalopraxia 
in auswärtigen Angelegenheiten zu seinem Ge-r 
genstande. Zuerst werden die aUgemdnan Cere- 
monialrechte der Staaten besfirocittn , alsdaan 
der diplomatische Verkehr der Staaten. Ber 
Abschnitt über die diplomatische Kunst, obglaich 
ihre Besprechung streng genommen nicht in das 
Völkerrecht gehört, Ist als ^ne sehr dankensr 
werthe Zugabe anzusehen. Besondere Anerken- 
nung vercBent, dass der Herr Verf. in Aes^ 
Auflage „den besoadern Anstalten iitr den so?? 
cialen Verkehr der VöUier^ einen eignen Ab- 
schnitt widmet und die Post-, läsenbahn- und 
Telegraphenverbindungen zum erstenmal ein« 
völkerrechtlichen Betrachtung unterwirft Ueber- 
haupt hat d^ Ifor Verf. diese neue Authffe 
seines Werks durch zahh*eiche und werthveue 
Nachträge wesentUch vervolIstänAgt. Hit Uan 
sieht hat er alle neuen bedeutsamen Eraahei- 
nmigai auf dem Gebiete der velkffl'reditücban 
Wissensfdiaft und Praxis beachtet und in sda- 
System eingetragen; er hat somit nicht bloss 
ein Völkerrecht der Gegenwart auf dem Tilei 
seines Buchs versproohen, sondern a^ in der, 
Wirklichkeit gegeben. 

Legen wir schliesslich an das vorliegende 
Werk den Massstä^ ehMS Lehrbuchs, so 
müssen wir dasselbe, auch in dieser formalen 
Beziehung , (tir musterhaft erklärai. Die gresso 
UebersichtUchkeit der AnorduüB^, daa rk^htige 
Gleichmass in der Behandhmg der einiehien 
Lehren, der Relchtbum von Thatsai^en ohne 
allen unnützen Prunk mit blosser GelehrsaaskeH 
sind Eigenschaften, welche diesem Werke, ge- 
rade als Lehrbuch, seinen hohen Wertli dctan« 
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Wiff köBnen cUier mifc ToUep Ueberzettgtmg 
auflsprechen, dass ia Heflier's Lebrbucke nioht 
nur das neueste, sondern auch das beste sy- 
stomallsche Werk Über Völkerrecht vorliegt, 
wddws bis jetet existirt. Herrn. Schatze. 

H. HeuiiBii, Leofw Recueil des traites et 
coavenlions conchis par rAutriche avec les puls- 
sances etrang^res depuisl760. jusqu'ä nosjours. 
T.L Leipzig, Brockhaus, 1856. XIX. u. 640S. 
gr. 8. (äRUilr.) 

Der bis z«n LünevHter Frieden 1811 reichende 



Anfang einer auf yier Bände l)eredineten sehr 
vollständigen und authentischen Sammlung sämmt- 
Hoher Oeslerreichischer Staatsverträge, für welche 
der Vf. namentlich auch die Acten des k. k Haus- 
und Staatsarchiv» au Wien benutzen Ifionnte^). 2. 



1) Bereits im Jahre 1854 erschien eine Uebersiehi 
der Verträge Oesterreichs mit den auswärtigen Staaten, 
von dem Regierungsantritt Maria Theresiens angefan« 
gen bis auf die neueste Zeit. Von Johann Vesque 
vonPüttlingen. Wien, Gerold u. Sohn. (XVI.untf 
292 S. 8.) 
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Preisseas^ JasthTenrriting. Ein Handbuch 
Rh" Prenssische Justizfoeamte und Gerichtsbehör- 
den. Herausgegeben von O. Anton, Königl, 
Kreisgerichts-Rathe und Abtheihings- Dirigenten. 
Berlin, 1855. Verlag der Decker'schen Gehei- 
men OI)er-Hofbuchdnickerei. 

. Seitdem das Preussische Civih*echt nament- 
Heh hl den systematischen Bearbeitungen von 
Koch md Bornemann eine ebenso gründliche als 
erschöpfende Darstellung geAmden hat, wfird 
auch die rermelle Pw^e, in specie die Justiz- 
▼enrattimg Preussens nach Gebtthr gewürdigt 
Den Weff dazu bahnten einzelne Monographien; 
dahin gehören die praktischen Arbeiten des Ju- 
sttzrath Schering, welche überdies den bedeu- 
tende Vorzug besitzen, dass sfe unter Benutzung 
der amtlichen Quellen reeüglrt wurden. Dureh 
sfe femlen indess immer nur einzehie Branchen 
Ihre Vertretung; eine systematische Darstellung 
der Gesammtverwaltung von Preussens ^tis 
fehlte bisher. In richtiger Würdigung dieser 
Verhältnisse hat nun der Verfasser das vor- 
liegende Handbuch über die Preussische Justiz- 
verwaltung bearbeitet und diese Aufgabe in an- 
gemessener Weise gelöst. Der ziemlich umfang- 
reiche Stoff ist systematisch in einem allffemeinen 
und besondern Theile abgehandelt, und obwohl 
jsich der. Verfasser einer prägnanten Kürze be- 
fleissi^t hat, so liess sich doch die Masse des 
Materials niu* auf 492 Selten und 105 Seilen 
Anhang bewältigen. Sämmtliche Institute der 
Preussischen Gerichtsverfassung, wie sie gegen- 
wärtig in praktischer Uebung sind, werden in 
diesem Handbuche würdig vertreten. UeberaH, 
wo ein specielles Eingehen auf die Quellen nolh- 
wendlg erscheint, sind die einschlagenden Ge- 
setze th^ls in extenso, theils in treuen Excerp- 
lem milgetheilt. In dieser Anlage hat dies Hanfl- 
boch sowehl flir das StuAum als auch (ür die 



Praxis wesentliche Bedeutung ertmiten. Vor- 
zugsweise ist aber darin dem praktischen Be- 
dürfnisse Rechnung geU'agen. Aus diesem Grunde 
wird es Allen , welche die Justizverwaltung im 
engem Shine handhaben, die Generalien, so wie 
die von dem eigentlichen Reehtssprechen ver- 
schiedenen Branchen der Justizverwaltung zu 
bearbeiien haben, nützlich werden. Für diese 
Annahme spricht entschieden cHe Rücksicht, dass 
der Verf. das überall zerstreut liegende Material 
concenlrirt, systematisch zusammengestellt und 
stets die praktische Anwendung vermittelt hat. 
Wie reiohhaMg diese Schrill Ist, daRir giebt 
das Inhalliveraeichntss einen wichüffen Bete^. 
Der allgemeine Theil handelt in Tit. 1. von den 
Beamten, ihren Rechten und Pflichten im Allge- 
meinen; Tit.ii. eröriert die Cautlonspflichtigkdt 
der Beamten um! die daraus relevirenden Ver^ 
hfiltnisse ; Tit. III. behandelt die Rangverhältnisse 
und Tit. IV. die Umrormirung der Beamten; Tit.V. 
die Etatsangelegenheiten und Competenzen ; Tit. VI. 
die Nebenämter; Tit. VH. Verhetrathung und Witt- 
wenkassenangeiegenheit ; Tit. VIII. Steuerverbält- 
nissc; Tit. IX. Dienstentlassung; Tit. X. Pensio- 
nlrung dienstunfähiger Beamten; Tit. XI. Tod des 
Beamten ; Tit. XII. Vertretung der im Dienst be- 
hinderten Beamten; Tit. Xln. Execution gegen 
Beamte. 

Der besondere Theil eröriert in Tif. I. das 
Verhältnlss der Appellationsgerichle und deren 
Functionen; Tit. II. die Rechte und Pflichten der 
Präsidenten und Directoren; Tit. HI. bis Tit. VI. 
einschliesslich die Rechtsverhäl'.nisse der Räthe, 
Assessoren, Referendarien, Auskultatoren, Rechts- 
anwälle und Notarien; Tit. VII. behandelt das 
Ressort der Staats - und Polizeianwaltschaft ; 
Tit. VIII. und IX. das Institut der Schiedsmänner 
und Dopfererichte; Tit. X. erörtert das Ressort 
der Gerichle erster Instanz ; Tit. XI. das Rechts- 
verhällniss der Subalternbeamten ; Tit. XII. be- 
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VI. T«ifitorMilr«chl. 



handell das Geichäftsreglomenl flir die rerschie- 
denen Sabaltem-Bareaas; TiLXIII. das Geßing* 
nisswesen. 

Im dritten Theile wird das Rechtsverhältnisse 
welches durch die Besitznahme der Hohenzol- 
lernschen Lande eingetreten ist, sowohl in ad- 
ministrativer als in specie der Justizverwallung 
abgehandelt 

Im Anhange werden endlich die Gesetze be- 
treffend die Dienstvergehen der Richter vom 
T.Mai 1851 und vom 21. JuU 1852 betreffend 
die Dienstvergehen der nicht richterlichen Be- 
amten, die Notariatsordnung vom 11. Juli 1845, 
das Geschäitsregulativ für die Gerichte erster 
Instanz vom 18. Juli 1850, die Instruction itir 
die Polizeianwälte vom 24. November 1852 und 
die Dienstinstructlon für die Unterbeamten vom 
2. August 1850 vollständig mitgetheilt. Durch 
Beiiti^ng eines sorgrälligen Sachregisters wird 
die Benutzung des Handbuchs wesentlich erleich- 
tert und dadurch sein Werth erhöht. So hat 
denn der Verf. auf einem bisher nur wenig be- 
baueten Gebiete Bahn gebrochen und über die 
Preussische Justizverwaltung ein Handbuch ge- 
liefert, dessen praktische Brauchbarkeit sich ge- 
wiss bewähren wird. Unter allen Umständen 
hat der Verf. die Genugthuung, dass die zeit- 
raubenden compilatorischen Vorarbeiten, welche 
sein Werk bedingte , nicht vergeblich gewesen, 
vielmehr von Resultaten begleitet sind, welche 
seiner Schrift einen bleibenden Werth sichern, 
zumal es der Verf. verstanden, eine erschöpfende 
und klare Darstellung mit der nöthigen Kürze 
zu verbinden. H. 

(rescUcUlidiei tter tie Kiiiglick Preitritehe 
iMMtiat-Jutts-ExiBiiitim-CMuuiiiM. ZurSä- 
cular -Feier derselben am 12. November 1855 
von Dr. August Heinrich Simon, Präsi- 
denten der Immediat- Justiz -fixanünations- Kom- 
mission und Wirklichem Geheimen Ober-Justiz- 
Rath. Berlin, Verlag der Nicolaischen Buch- 
handlung 1855. VI. und 122. 180 S. 8. 

Das Werk, welches der hochverdiente Ver- 
fasser, — seit dem 29. November 1825 Mitglied, 
seit dem 7. April 1846 Vorsitzender und seit 
dem 8. November 1848 Präsident der Prüfungs- 
Commission, — bei der in der Ueberschrift 
angegebenen Veranlassung dem grossem Publi- 
cum vorlegt, bedarf keiner besondem Empfehlung, 
um das Interesse, auch ausserhalb Preussens, zu 
erwecken. Die hohe Bedeutung zweckmässiger 
und gerechter Prüfung der Bewerber um Stellen 
Im Justizdienste ist überall anerkannt; und wie 
verschieden auch die Ansichten sein mögen, 
nicht nur über die Einrichtung solcher Prüfungen 
und über das Maass des zu Fordernden und zu 
Leistenden, sondern auch über den Werth, die 
Sicherheit und Zuverlässigkeit der Prüfungen, 
als Grundlage des Urtheils über die Würdigkeit 
zum Amte — darüber herrscht wohl in allen 
Staaten eine UebereinsUmmung, dass solche nicht 



entbehrt werden körnien. Allerdings, wenn maa 
annimmt, dass sie, und nur sie eine Gewähr- 
l(9istung bieten, dass dem Candidaten eine SteUe 
in dem Fache der Rechtspflege anvertraul wer- 
den könne, so muss man zugeben, dass rie nv 
eine der beiden hier in Betracht kommenden 
leiten betreffen, dass mit einem gewissen Grade 
von Sicherheit das Können und Wissen sich 
ermitteln lasse: ein unerlässliches Erfordemiss 
auf dem jetzigen Standpunkte der Rechtsbildong, 
und seitdem an die Stelle der Volks- oder 
Schöppengerichte, des Umstandes etc. die rechts- 
verständigen Richter, Fürsprecher etc. getreten 
sind; was aber iiir die andere, nicht minder 
wichtige Seite, das Wollen, flir die dem Rechte 
und dem objektiven Interesse zugewendete Ge- 
sinnung, ilUr den sittlichen Muth dieselbe nötbi- 
genfalls mit Selbstverläugnung und Oprerbereit- 
wilttekeit z« bethätigen, so wenig, eine Bürg- 
schaft giebt, als man — was ein trauriger und 
jedenfalls der letzte Nothbehelf wäre, — auf die 
etwaige abschreckende Wirkung der Stmigesetse 
wider Verbrechen und Vergehen der Justizbeam- 
ten rechnen darf. Zwar ist auch In dieser 
Hinsicht eine Prüfung, eine Bekundung der 
Würdigkeit nicht ganz unmöglich und auch nach den 
bestehenden Verordnungen nicht ausgeschlossen, 
aber sie ist nothwendig anderer Art als ein sog. 
Examen. Es versteht sich, dass, wo äta Ge- 
gentheil jener Eigenschaft offenkundig, od&r 
auch ein gegründeter Zweifel an deren Dasein 
vorhanden ist, die Bewerbung zurückgewiesen 
werden müsse: auch wird, namentlich bei dea 
späteren Prüfungen, wo der Candidat schon eine 
längere Zeit unter Aufsicht sich praktisch be- 
schäftigt hat, sich ein Urtheil über seine p^- 
sönliche Würdigkeit nach dieser Seite hin nicht 
minder, als über seine Geschicklichkeit, Fleiss, 
Eifer und über solche Eigenschaften sich täUen 
lassen, die, ohne unbedingt für die Betrauung 
mit dem Amte gefordert zu werden, immerhin 
wünschenswerth sind und den ausgezetchneten 
Geschäftsmann erkennen lassen. Aber im All- 
gemeinen muss die Rechtlichkeit vermuthet, und 
es darf — des Amtseides nicht zu gedenken — 
erwartet werden, dass die freie Wanl des wich- 
tigen Berufes, die frühzeitige Richtung auf das 
Rechte, die Schule der Selbsterziehung, in welche 
der Bewerber sich mit dem Beginn der ernsten 
Studien, sodann der Praxis nimmt, die stete 
Beschäftigung in dem Gebiete, dessen Wesen 
die Gerechtigkeit ist, die tägliche Wahr- 
nehmung, dass Wohl und Weh der Mitbürger 
und des Staates von gründlicher Rechtspfl^ 
abhängt — dass Alles dieses nicht den Einfluss 
aut die Gesinnung verfehle, die zur Sitte und 
Gewöhnung wird. Der religiösen zu erwähnen, 
welche ältere Gesetze besonders hervorheben, 
ist kaum nöthiff : sie ist eben so unentbehrlich, 
und hat sich eoen so zu bethätigen, als sie zun 
Gegenstand einer Prüfung aus nahe liegenden 
Gründen nicht wohl gemacht werden kann und 
soll. Bleiben also im* eine s. g. formelle Pro- 
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fing mittelst des eigenIHchen Examens mir eben 
das theoretische Wissen, und die prak- 
tische Bildung und Fertigkeit, so ist es 
wohl der Mühe werth, neben den verschiedenen 
Vorschläffea, welche je nach den besonderen 
Standpumctent Forderungen und Bedürfnissen 
gemacht worden sind, auch die in einem Staate, 
dessen Gesetzgebung und Rechtspflege nicht 
minder, wie die* wissenschaftlichen Anstalten 
eine verdiente und weit verbreitete Anerken- 
nuBff geniessen, gemachten Erfahrungen auf- 
merksam zu verfolgen. Dazu setzt uns nun das 
vorliegende Werk in den Stand, welches von 
den Schicksalen, der Thätigkeit und den' Grund- 

Stzen einer nun gerade ein Jahrhundert hin- 
ETch bestehenden höchsten Prüfungsbehörde 
Rechenschaft giebt. Man kann sagen, sie selbst, 
die seit hundert Jahren unter den verschie- 
densten politischen Verhältnissen, und während 
überall, auch im Gebiete der Rechtsgesetzge- 
bung, der Gerichtseinrichtungen, des Verfahrens, 
so grosse Veränderungen, so viele Neugestal- 
tungen eingetreten sind, bei manchen durch 
solche gebotenen neuen Bestimmungen, doch 
im Grossen und Ganzen ihren ursprünglichen 
Charakter beibehalten, sie selbst hat eine Prü- 
fung bestanden und sich in dieser bewährt. 
Unerschütterlich und fremdem Einflüsse unzu- 
fffinglich, wie es die Gerecbtigkeitspflege und 
das Richteramt sein soll, hat sie niur die noth- 
wendigen Modificatlonen in ihrer Einrichtung und 
in der ihr gestellten Aufgabe erfahren, welche 
der von ihr stets anerkannte Zusammenbang mit 
der Wissenschaft und der durch diese mit be- 
stimmten Gesetzgebung und Anwendung unab- 
wdssUch fordert, wenn man das als Verän- 
derung bezeichnen darf, was vielmehr nur die 
Geltendmachung eines feststehenden und unwan- 
delbaren Gruncbatzes auf einigermassen verän- 
derte Voraussetzungen ist. Wer ein Herz f^ 
die Sache hat, wird mit Befriedigung den ge- 
schiditUchen Bmicht über eine Einrichtung le- 
sen, in Betreff deren der Rückblick auf die Be- 
strebungen und Leistungen eben so genugthuend 
ist, als der Blick in die Zukunft mit Öffnung 
erflillt Und wie viel ist daraus nicht zu lernen 
sowohl flir die, weldie in irgend einem Gebiet 
berufen sind, Prüfungen vorzunehmen, und für 
die, welche solchen sich zu imterziehen haben, 
als auch iUr Andere, die an dem Gedeihen des 
Rechten und Guten Antheil nehmen! Ja, wenn 
wir oben mit Anerkennung bemerkten, dass die 
Einrichtung, mit den Fortschritten der Zeit und 
der Wissenschaft selbst fortschrdtend, sich nach 
dem jedesmaligen Bedürfniss neu gestaltet habe, 
so dürfen wir ohne Widerspruch hinzusetzen, 
dass sie, in der langen Dauer ihres Bestehens, 
die kaum ^ne andere in irgend einem Lande 
mit ihr theilt, unverändert geblieben sei, und 
neben der Frische der Gegenwart, den Vorzug 
des Al\&rs und der bewährten Erfahrung ge- 
niesse, der ihr eine reiche Zukunft verheisst. 
lue Prttfnngs-Commission wurde von dem 



König Friedrich IL, auf den Antrag des 
Grosskanzlers von Jariges durch das Regle- 
ment vom 12. Nov. 1755 errichtet. Indessen 
bestand auch schon früher ein Prüfungsverlahren, 
vornehmlich in Betreff der Erfordernisse zu den 
höheren Richterstellen, wobei man vornehmUch 
die bei dem Reichsbimmergerichte geltenden 
Grundsätze befolgle. Der Verf. bringt hierüber 
interessante Notizen in dem „Ersten Ab- 
schnitt: Geschichtliches über dieju- 
rististischen Prüfungen, insbesondere 
über die im Preussischen Staate vor 
dem Reglement von 1755" (S. 1 — 10), 
woraus wir hervorbeben, dass ein allgemeines 
Prüfungsreglement flir die JusUzposien aller 
Arten im ganzen Königreich, am 9. Dec. 1737 
ergangen, und dass „das letzte, dem Reglement 
vom 12. Nov. 1755 vorhergehende erhebliche 
Gesetz, in welchem von Prüfungen gehandelt 
wirdy das Projekt des Codex Fri derlei a- 
nus ist^% welches „Interim und bis zur Ein- 
laufung der monitorum^^ durch Rescript vom 
4. April 1748, für alle churmärkische JusUt- 
collegia etc. sodann definitiv allgemein einge- 
führt wurde. Schon damals war, wie es bis 
auf die neueste Zeit beibehalten wurde, „eine 
dreifache Prüfung angeordnet, deren erste 
die Berähigung des Rechtscandidaten zur Aus- 
cultatur, die zweite zum Referendariat, tmd 
nach ^ner mehrjährigen Uebung zu demenigen 
Stellen, für welche die Referendariats- Prüfung 
genügte, die dritte flir die Raths- und Advo- 
katen-Stellen bei den Landes- Justiz -Ck)llegien^ 
nachweisen sollte. 

Es ist nun die Rede in dem Zweiten 
Abschnitte »von dem Reglement vom 
12. Nov. 1755^ (S. 11 etc.), dem Dritten 
„von den Probeleistungen und den 
Veränderungen, welche hiebei einge- 
treten sind<% und zwar von der mündliäen 
theoretischen Prüfung, den mündlichen Vorträ- 
gen, den Instruktionen, den Relationen, den 
wissoischaftlichen Arbeiten, der Klausur- Arbelt, 
woran sich die Modificatlonen anschliessen, welche 
fUr die Landestheile des rheinischen Rechts ein- 
traten, und endlich die Zusammenstellimg der 
Bestimmungen, welche sich auf alle oder mehrere 
Probel^stungen beziehen (S. 17 — 65). Eine 
auszugsweise Mittheilung der höchst beachtens« 
werthen Vorschriften und der an dieselben von 
dem Verfasser angeknüpften, aus dem Reichthum 
seiner Erfahrungen geschöpften Bemerkungen 
würde die Grenze dieser Anzeige überschreiten. 

Sieht man ab von den speciellen Vorschriften 
übe^ das Prüfungsverfahren, welche, z. B. was 
die ProbeinstrulSionen und Relationen betrifft, 
sich genau an die damalige Procedur anschlies- 
sen, so wird man Vieles finden, was jetzt noch 
eine allgemeine, keineswegs auf Preussen be- 
schränkte Anwendung leidet, da hier der Natur 
der Sache nach nur die wichtigsten Grundsätze 
angegeben werden, deren nähere Ausführung 
einsichtsvollen und gewissenhaften 
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Ermessen 4er Prfifenden überlassen bletbon biims. 
Hervorzuheben ist die AusRihrung der Gründe 
der Errichtung einer ständigen höchsten Prü* 
fungsbehörde flir das dritte E3Ciiiien, im gansen 
Lande, dem sich nach der gemachten Erfahrung 
noch einige hinzuHlgen Hessen (S. 13). Und 
was hier näher ttber die Anforderungen bemerkt 
wird, erscheint durchaus sacbgemäss und ge- 
recht, wenn man einmal darttber einverstanden 
ist, dass für die sog. höhere Laufbahn eine 
besondere, eben in der dritten Prüfung oder 
dem sog. grossen Examen nachzuweisende 
Befähigung verlangt werden müsse, welche man 
itir die Stellen bei Unlergeriohten , eu denen 
schon das Bestehen der zweiten Prütang (vor 
dem Landesjustizcollefflum , den ehemaligen Re- 
gierungen, später Oberlandesgerichten, jeizt 
Appellationsgerichten) genügte, nicht fiir erfor- 
derlich erklärt hatte. Jene Unterscheidung mag 
In der früheren Justizorganisation und in der 
durch diese bedingten Verfahrenswelse nach der 
Aligemeinen Gerlditsordnung, so wie in dem 
Bestehen einer grossen Anzahl von Patrimonial- 

Serichten einerseits und der grossen Aasdehnung 
es dinglich und persönlich privilegfrten Ge- 
richtsstandes anderseits, In ¥o\se dessen die 
wichtigeren und sdiwierigeren Fälle meist ver 
die Ohergerlch*e schon in erster Instanz oder 
doch vor die diesen gleich organisirten grös- 
seren Dntergeriohte erster Kkrsse kamen, eine 
iheilweise Rechtfertigung gehabt haben! Allein 
sie hatte doefa auch Manches gegen sich und 
musste vielfecbe Bedenken erregen. Was die 
Rechtssachen anlangt, so lässt sick nicht be- 
baapten, dass sie Oberatl darum letzter, einfacher 
'Und ehien geringeren Aufwand von Reehtskennt- 
nlsB undprtKtischem Blick erfordernd wären, well 
der Wertih des Streitobjects geringer, oder* der 
Verkkigte #ine nicht eximh'te Person ist. In 
Beireff der Richter aber musste es häufig als 
0in Nachtkeir erkannt werden , wenn schon bei 
der Vorbereitung znm Amte an die Stelle des 
eriaubten und clirenwerthen Strebens nach dem 
kddislen Ziele jene bescheidene Selbstb^chrän- 
kung trat, die sich begnügt, die Anforderungen 
des zweiten Examens zu erfüllen, während so 
Mandiem, der sich in der Praxis auf einer un- 
tergeordneten Stelle vertheilhaft auszeichnet, der 
Weg der Beförderung abgeschnitten war, da 
nur Wenige geneigt waren im fortgeschrittenen 
Alter, auch wohl nachdem sie eine Familie ge- 

S ludet, sich dem ungewissen Ergebnisse der 
ttenPtflfung zu unterziehen. Und gewiss hat 
diess den Eifer Mancher gelähmt, und eine 
nachtheiHge Rückwirkung gehabt, während mm 
in der äussern Erscheinung des Unterschiedes, 
eine Bestätigung der Nothwendigkeit desselfam 
flu finden glaiwen mochte. Und doeh musste 
schon 1783 der Grosskanzler von G a r m e r darüber 
klagen: „dass im letzten Deoenniom verschie- 
dene Sntijekte von äusserst mitleknässigen Kennt- 
nissen «nd PltMgkeiten hie 'und da hi die Kol- 
legien ^^ch dDgesohliehen bd»en^ (S. 06). Wen 



in Folge dessen die „grteste'Rigueuf^* 
wird , und die Prüfung nicht blos ^auf den Ubh 
fang und die ClrüadHchkett der theoretisekeB 
Kenntnisse des Cancttdaten^, sondern wmch auf 
„die Beschaffenheit seiner natItarHchen FiAigtMi- 
len, besonders des IhA^ beiwohnenden Grades 
von Penetration undBeurtheihmgskraft mit fröester 
Sorgfalt^^ gericblet werden imle, so eraeheiat 
dkss durchaus zu billigen, und wir wollen, ohne 
von den sich darbietenden Erinnerungen (Se* 
brauch zu machen, nach den daaMUgen Voravi- 
eetzungen die Bestknmung geben lassen, dass 
„Keinem das Zeugniss der TaugUddieii au einer 
Rathsstelle in einem LandesfnstizcoUeglum er- 
tbeilt werden solle, welcher lach nicht dnrdi 
4en Besit2 obiger Erfordernisse ganz vo^r- 
xüglich auszeichnet.^^ Aehnliches reseri- 
biren die Grossitanzier and lusUzminlster 1791, 
1800, und selbst 1839, was die BxaminittoiB- 
cenunlssion 1840 veranlasst, sich gegen den 
Vorwurf einer m grossen MMe und liichsicht 
KU rechtfertigen (S. 56. 57). Aber man kan 
sich doch eines Bedenkens nicht ermhren, bei 
der Anordnung: „Mos mittelmdssige Sub- 
jekte dfirfken künfUg durchaus nfchl mehr aa- 
geiassen, sondern zu Untergerichts-Bedie* 
nuogen verwiesen werden^ (S.Ö5) undassoUte 
in <ten Prttiungsberichten noch b&OkxuAier ab 
bisher anipezeigt werden, eh der Examiaat einen 
vorzüglichen Grad von Tüchtigkeit, um als Ralh 

— gebraucht zu werden, oder ^b bei ihm aar 
eine ordinäre Qualiflcation wdipgenmninan 
worden, um etwa mli mehrem Sulzen bei eiaom 
Unter gerichte angestellt zu werdan^(6.60) 

— was jedoch, da überfaanpt die Ovallfiea- 
tlon angenommen wird, einen bessern Sinn 
hat, da allerdings, auch wenn kein lolober 
Unterschied der Prüfungen gemwAl wird, Inmier 
nur die Bewührtesten In jeder flhniebl >tu den 
hfiheren Stellen befördert werden kramen. Daas 
hl der neuern Zeit die Zahl derer, welohe sldi 
der dritten Prüfung unterzogmi, ungemein und 
weit ausser dorn Verhältnisse zu den zu be- 
setzenden Raths- und höheren RiditeMtetlen 
zugenommen hat, dürfte, zumal bei den unleug- 
baren Fortschritten der Wissensehaft, der t&- 

^richtang der academischen Vortrüge, und bei 
dem, was mit nicht genug anzuericennendem Ver- 
dienste die Regierung für die Hebung der Rechts- 
facultüten und des juristischen Studiums, namentUrt 
seit dem hergestellten Frieden, und seUfft 
während der drückendsten poMschen Verhttfr- 
nisse durch die Gründung der UnfversfUl m 
Berlin und durch die theilweise Reorganisatien 
der übrigen Landes -Universitäten gethan bat 
doch einen tieferen und lobenswerlheren Gruno 
haben als das Kusserliche Streben übet gezie- 
mende Grenzen hinaus, welches S. 77. M ^* 
nrtssbllHgend In einem Commisslensbericht «n 
den damaligen JusUzminlster angeftthrt wM. 
Bd ielehem Ueberfluss an Bewerbern, weloke 
die dritte PMIung bestanden hatten (sog. A^ 
«essoren) »war es nüSrllch^ dass dSese in 
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Concmteni mfl andMi auch bei BescAsvng dnr 
Unterrichterposten dm^VorzvgerhJelten. So 
ist denn In dek* nettem Zeit schon thatsächlich 
jener UntersdiieNi geschwunden, und die meisten 
Stellen wurden mit höher qualücirten Asses- 
soren besetzt. 

Man itann sich nur einverstanden damit er- 
idären, dass dieser in ein^ lieferen Nothwen- 
diglieit gegritadete factische Zustand, nunmehr 
,,Moh reohtiiche Anerlcennmg erhielt/^ ,Jn Er- 
wigüng, dass durch die V. v. 2. Jm. 1849 über 
die Amhebong der Privatgerichtsbarkeit und des 
eocimlrten GerichtBSlandes, sowie über die ander- 
wt^le Orgianisatioh der Geriehte, iceine grösseren 
Uatergerichte In bisheriger For« mehr vorhan- 
den seien, sendet« nur die Gerichte der ersten 
fnstanr ndt voller Competen, und Appellations- 

Serichte/^ vereinigte sich die Commission durch 
Iren Beschluss v. 10. April dahin, dass küitfilg 
von demPridicate „„MUreichend tür grosse Un- 
lergerichte^^ liein 6e4>rauch mehr gemacht wer- 
den solle (S. 62. 63. vgl. aidt S.TO). Bs wird 
jetzt niehi mehr zwischen der BeßtUgung filr 
die Land^justfzcollegien und denjenigen für 
:|rössepe Uhtergerichte unterschieden imd ^lieser 
Beschloss erhielt durch den Art. XV. des Ge- 
setzes vom 26. April 1851, betreffend die Zn- 
sätze zu der V. V. 2. Jan. 1849 in sofern eine 
Eüelzliehe Bestätigung, als hiernach zur Be- 
eidung jeder lUcSter- und Staatsanwalt-Stelle 
die befriedigende AUegUng der dritten Prttfung 
erferderikh ist. (S. 63.) 

Der„VierteAbschnitt. Von der Koa»- 

rete^nz und dem Geschäftskrelse der 
mmediat-Justiz - Examina tions- Com- 
mission'' (S. 76.) und der Fünfte Abschnitt 
Von den Personen, welche die Imme- 
^iat'^Jvsttz-Examinations-Commission 
gebildet haben und noch bilden'' (S.86) 
fliAen zu weiteren Bemerkungen nicht Anlass. 
Dass üan In dem fttnilen Abschnitt den Namen 
vonMäimeri begmiet, welche in der Geschichte 
der Preussischen Gesetzgebung und Rechtspflege 
stets arit Ehren genannt wercten und i^ich auf 
ein dauerndes Andenken gegründete Ansprüeke 
erworben haben , bedarf keiner Ausfiihrung. 

Wir vefwdlen aber bei dem „Sechsten 
Abschnitt, lieber den Nutzen der drit- 
ten Prüfung.'' (S. 91 etc.) indem wir damit die 
Betraebtung des ,,Siebenten Abschnittes. 
Veber die Erfordernisse eines Exami- 
natar^ für die dritte juristische Prü- 
fung, die Fehler, welche derselbe zu 
melden hat^ und die Methode bei die- 
ser Prüfung** (S.97 etc.) vwbinden. 

Bei der Angabe des Nutzens der dritten Prtt- 
fang wird allerdings noch von dem früheren 
Ifetcnchiede ausgegangen , demzufolge diese« nieht 
für aUe-SteHen, sondern nur flir den höheren 
JMikdiettöt M^Msskdi sei. So ist denn zu- 
nMchst vtn dem Nutzen für die Caodidaten die 
^lede^ denen das Bestehen der drillen Prtftmg 
«■en Vorzug vor Andermi sichert. J0M wfrd 



man aber mehr d^ objectiven Nutzen liet^or- 
hebt^n müssen — da, welches auch die äus- 
seren Veranlasstngen der Aufhebung jener frü- 
heren Unterachel^nti^en gewesen sein ntögen, 
es unbestritten ist, oass die gegenwärtige h^in- 
richtung, verniüge weldier diese Prülnng die 
Bedingung für jedcf Anstellung ist, sidi als die 
vorzl^lichf^re bewährt »hat. Wir wollen den Vf. 
selbst hören, welcher (S. 95) sich so ausspriehl : 
^Me grössere Allgemeinheit der dritten Prüfung 
und die BerücksicUUrang der , dadurch erlang- 
ten Qualificatioa bei Besetzung der Unternchter- 
Stellen von Seiten der Jusüzminister haben un- 
zweifelbaH einen vollicommneren Zustand der 
Untergericbte begründet. Nicht minder haben 
£äe selbst auf die Landes- Justiz -Collegien und 
die hohen Gerichtsbehörden einen heilsamen Bin- 
fluss geübt. Seit die Untergerichte bst durch- 

Jängig mit Mitgliedern besetzt wurden, welche 
le drttte Prüfung bestanden hatten, ward eine 
Beförderung der UnterriGhter in die Landes- 
lustiz-Coll^en nicht bles mögHch, sondern die- 
selbe auch für zwedimttssig erachtet, während 
sonst den Assessoren der Obergerichte auf die 
Rathsstetlen bei denselben der Anspruch aus- 
schüessend zustand und nur höchst selten Aus- 
nahmen hievon gemacht wurden. Die zweck- 
mässigste Vorbereitung ftlr den Rath eines Lan- 
des-nJustiz-GollegiuBAs ist tker unzweifelhaft <tte 
Hiehrjtthrige selbstitändige Verwaltung einer Un* 
lerrichterstelle. Diejenigen Beamten sind am 
meisten geeignet amdere Behörde zu beau&ioh- 
tigen, welche den Dienst bei den letzteren aus 
eigener Erfahrnoff Itennen. Der Unterrichter 
steht fiberdiess den Gerichlseingesessenen viel 
Blüher als der Oberrichter und hat mehr Gele- 
genheit die Justizverwaltung in den Theilen, 
-welche auf die Wohlfahrt der Gerichtseingeses- 
senen den wirksamsten und lebendigsten änfluss 
Men, durch unaMtettMire Anschauung kennen lu 
terni^n." 

Was alslntmlt des siebenten Abscbnlt- 
tes angegeben ist, verdient allen Examinatoren 
zur Beherzigung empfohlen zu werden. Der Vf. 
beschrftnkt seine lehrreichen Bemerkungen nicht 
auf Ae iuris^schen E^eanlnatoren rnid nidit auf 
die, weHdie die dritte Prüfung vornehmen: er 
spricht auch (S.98) von dem was „für Examina- 
toren jeder Art" gilt, und seine ganze Darstel- 
lung gibt Zeugniss von der grossen praktischen 
Erfahrung, von dem Geiste der Gerediügkeit 
und der HumanHüt, imd was w gleichÜBlls als 
wesentüeh fordert, „der Liebe, welche jeden 
Ghrisdichen Beruf durchdrkigen soll" (S. 99). 
In dem ganzen Abschnitt ist nichts, was zu ei- 
ner Gegenbemerkung, oder einem Bedenken Stoff 
gilbe: die Bnschftriung der gebührenden Strenge, 
wo es sich nicM um GewMlvtmgen bandelt, me 
ein Wohlwollender dem Kttencten nach seinem 
OelMile gern zu Theil werden llesse, sondern 
um ErMki^ einer ktohen Micht und objektiver 
Mld^ssen, — - itte mit der hier geforderten Cba- 
raktenflirke «zu tuy ul a il gende kmnane Weise de9 
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Verfahrens, damil y,der CaittUdat nicht zu d^ 
Meinung bestimmt werde, dass der 6 e g e n ü b e r- 
sitzende sein Gegner sei^ (S. 101), diehie- 
nach mit Rücksicht auf die Individualität einzu- 
richtende Form und Methode der mündlichen Prü- 
fung, die Yerzichtleistung auf das Geltendmachen 
eigner Ansichten, in Gebieten, wo eine Ver- 
scniedenheit der Ansichten möglich ist und statt 
findet, so fern nur der Antwortende die seinige 
zu begründen weiss und die gehörige Bekannt- 
schaft mit dem Gegenstande bekundet, - Alles 
diess, was hier mit treffenden aus reicher Er- 
fahrung geschöpften Bemerkungen mitgetheilt 
wird, und insbesondere was über die Vorberei- 
tung des Examinators, und dessen nach den Um- 
ständen einzuhaltendes, oder abzuänderndes Ver- 
fahren gesagt wird, verdient Beifall und wird 
dem Leser die Ueberzeugung gewähren, dass der 
Verfasser vorzugsweise das Recht hat so zu 
sprechen, wie er gethan. Wüssten mr es nicht 
schon, so würden wir aus dieser offenen Dar- 
legung, wie aus der ganzen Schrill, den W^th 
der Einrichtung und die Würdigkeit des Bericht- 
erstatters erkennen. Allerdings ist das Meiste, 
was er anftihrt, und wonach ein so, wie er es 
meldet, eingerichtetes Examen einen günstigeren 
Eindruck auf Alle, die Prüfenden und die Ge- 
prüften und etwaige Zeugen macht, nur dann 
erst begründet, wenn überall eintritt, was S. 111 
erinnert « wird : „Diese Art der Prüfung setzt 
tüchtige, wenigstens einige tüchtige Candidaten 
voraus. Es kommen leider Früfungstermine vor, 
in welcher diese Methode nicht anwendbar ist, 
und die Prüfung, wenn sie nicht sofort abge- 
brochen werden soll, ganz den Charakter der 
Referendanats - ja selbst der Auscultatorenprü- 
fung annehmen muss.^^ Ich gedachte der Zeu- 
gen. Die beiden so eben erwähnten ersten 
Prüfungen sind bei uns öffentlich. Ob es die 
dritte sein solle, war im Jahr 1842 vom Ju- 
stizminister zum Gutachten der Commission ge- 
stellt worden. Von sieben Mitgliedern, aus wel- 
cher dieselbe damals bestand, erklärten sich 
vier gegen, drei für die Einführung derOef- 
fentlichkeit. Die Gründe der Mehrheit und die 
der Blinderheit sind S. 112 angegeben; im Sinn 
der ersten wurde entschieden und es ist jetzt 
noch die Oeffentlichkeit ausgeschlossen. Stets 
Ist aber für nöthi^ gehalten worden, dass eine 
Mehrheit von Prülenden, und auch von zu Prü- 
fenden sei. Darin soll wenigstens „ein Analo- 
gen der Oeffentlichkeit** gegeben sein (S, 117), — 
Auch was über die schriftliche Prüfung, und 
Censur der praktischen und wissenschaftUchen 
Arbeiten bemerkt ist, verdient Anerkennung. 

Sowohl hier, als in den in der zweiten 
Abtheilung(S. letc), welche die „An lagen^^ 
enthält, zur Kenntniss gebrachten Verordnungen, 
wird überall auf ^ne Vertrauüieit mit dem ge- 
meinen Recht, dem römischen, canonischen und 
deutschen ^— als unerlassUche Forderung hinge- 
v^esen. Dies ist, als ein Zeugniss der gründ- 
lichen Auffassung der Aufjgabe, wie dieselbe ja 



auch stols bd dem ftcad6nl8Gh6& RechlMnlar- 
ricbt behandelt worden ist, um so mehr zu be- 
achten, als sich eine Zeitlang, begünstigt durch 
die bekannten Bestimmungen in der ElnielUmg 
des A. L. R. die Meinung geltend gemacht halte, 
es sei mit der AusschUessung der ehemaligen 
subsidiären Anwendbarkeit des gemeinen Rechts, 
auch dessen Stuc^um mindestens entbehrHcb. 
Wie nachtheilig diess, — wenn auch nieht un- 
mittelbar fiir die Rechtspfleffe — vdrken mnaste, 
bedarf einer weitern Ausführung an dieser SteUe 
nicht. Aber das muss pflictomässig erwähnt 
werden, dass in Uebereinstimmung mit unseren 
Universitätseinrichtungen, auch die ReglemeBls 
der Staatsprürungen und das Verfahren der Exa- 
roinationscommission zu jeder Zeit jenem bedauer- 
lichen Vorurtheile entgegengetreten sind. 

Unter den Anlagen befinden sich zwd, d^eii 
schon in der ersten Abtheilung S. 119 gedacht 
wird, beide schon 1807, 18(% gedruckt, jetzt 
wieder aufgenommen. Die erste ^ne Abhand- 
lung von (fem geldirtenPaelzow, dar als Geb. 
Obertribünalrath seine erfolgreiche Wirksamkeit 
geschlossen: „Wie weit ist die Jurispru- 
denz Memöriensache? oder Ideen zur 
Bestimmung einer zweckmässigenPrS- 
fungsmethode — besonders mit Hin- 
sicht auf die Prüfung zum Referenda- 
riat in den Preussischen Gerichtshö- 
fen — als ^Ines Regulativs f0r den 
Examinator.'' (Zweite Abth. S. 6 etc.). Die an- 
dere vondemKammergerichts-PräsidenteD, mehr 
maligem Justizminister von Kirch eisen „He- 
ber dieP-rüf ungsm et hode(S.13etc.),weldie, 
wie der Herausgeber (Erste Abtfi. S. 120) be- 
merkt, „Zeugniss giebt von Kircheisens Heben- 
würdigem ecuen Ciuu^kter, der Milde and Nach- 
sicht, die er mit dem Ernste, ja mit der eft 
nothwendigen Slreuffe des Präsidenten zu ver- 
einigen wusste.'^ Mehr als blos geschichffiches 
Interesse bietet die erste Anlage Regle- 
ment, wie es mit den Examlne derjeni- 
gen gehalten werden solle, welche in 
ein Justiz- Collegium aufgenommen 
sein wollen, de dato BerUn d. 12. Nor. 1766^ 
(S. 3etc). Hieran schliesstsich, nach den so eben 
erwähnten Abhandlungen, welche Anlage 2 und 
3 bilden, unter Nr. 4 das Regulativ über die 

fraktischen Vorbereitungen und die 
rüfungen zum* Justizdienst in den 
Rheinprovinzen v. 16. Febr. 1832« und Nr. 6. 
„Instruktion für die Immediat-Justif- 
Examinations-Commission zu Berlin 
V. 8. Febr. 1834'* (S. 19, 36 etc..). Höchst beach- 
tenswerth ist Nr. 6. „Aufsatz der Imme- 
diatcommission vom 12. Mai 1836, über 
die beidenCivilrelationen fürdiedritte 
juristische PrUfunff häufig wahrgenom- 
menen Mängel, ndl^st dem Res<»1pt des Ja- 
stjzministers Mfihler t. 2. Juni 1836'' (S.43etc.), 
auf welchen näher einzugehen wir uns hier nn- 
ffem versagen. Das jetzt Geltende in BetrrfT 
des Prüfungsverfabrras enthalten die Nr. 7 jdR- 
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getbefK. »,Ä1JhBremeifte Verfügung v.6.Mai 
fWOan dIePrÄsidlen sämmtllcfierOber- 

Korfchte mtt Ausnahme derer in dt^r 
heinproT!nz<< (S.82). Nr. 8. Prüfüngs- 
Rftgulativ V. !4. Juni 1847 unter der üeber- 
schrffl: Zusammenstellung der die be- 
«tehenden Vorschriften über die Vor- 
bereitjing und Prüfung der Just!«-Re- 
ferendarien ikbkndernden Grundsätze 
nobst der genehmigenden Königlichen 
Ordre v. 14. Juni 1847 und der Verfügung 
des Justizministers v. 22. d.M. (S. 91 etc.) 
und Nr. 9: ..Regulativ v. 10.:Diee. 1849 
über die Prüfung und Vorbereitung 
der Auscultatoren und Referendarien 
in der Justiz- Verwal tun g/ nebst der 
enehmigenden Königlichen Ordre v. 



s 



[0. und der Verfügung des Justiz-Mi- 
nUiew9 T. lÄ. Dec?. 1849*^ (S.98 etc.). 

Da9 unter Nr. 10 folgende ..Verzeichniss 
d«r Aufgaben zu wissenschaftlichen 
Arbeiten, welche von der Immedfat- 
JttstliKExamtnatlons-Commission vom 
i.iuli t847 ab zugelheilt worden sind^< 
wid zwar für «ItKlndische Candidaten 219, für 
die rheiniftndf sehen Candidaten 27 an der Zahl 
(S. 109—157) dient nicht minder zur BestHtl- 
ffong deMtn. was über dfe Forderung und Be- 
orderung Heferer'wfssensehaftlichfer. audi dem 
gem^nen Reckte gewidmeter Studien bemerkt 
werkten let. Dass dfe einzelnen Aufgaben, von 
dem Staml^unkte der PrüRmg ans, und nicht 
etwa als fir^ewtfhlte lliemata wissenschtfklfoher 
BrOrtemng aus befrachtet, auf verschiedenen 
Stufen der Schwierigkeit stehen, fet in der Na- 
tnr der Sache gegründet und bei der Relativität 
4e9 Begriffs des Schweren und Lefehten um so 
weniger su vermeiden, a!» der Zweck der Prti- 
tmg doch noch die Berü<^ksichtignng anderer 
Momente gebietet. tHe Aufnahme solcher Ar^ 
beften überhaofi in den Examinationsplan ist ein 
ffortdcbrllt, der auch lür die Benützung der in 
fiüberai Bildnng8)yerioden dargebotene Uelegen- 
belt nidii ohne gute Frucht sein kann. 

SchUeflsHdi möge noch der weitere Inhalt 
4er zweiten Abiheilung angegeben werden. 
Ilr;ll. ^,Uebersicht der seil Errichtung 
d^ Immediat-Gommission von dersel- 
be^ In jedem Jahr geprüften Candida- 
ten.^ WB grössere oder geringere Zahl ist 
erklärlicherweise vornehmlich durch die (Grösse 
wid die Kevölkernng des Staates in den ver- 
tfcHedenen Zeiten bedingt. In dem ersten Jabr- 
zehente seit dem Bestellen der Commlssion ist 
das Mnimum 8, das Maximum 24 Candidaten; 
in dem ersMi Jahrzehenle dieses Jahrhunderts 
aMgt leteleres auf 56; im Jahr tSlO fand gar 
kdne PWlfimg statt; 1613 sind 9, 1814 5 und 
iStb schon l2ö, 1816 mir 17 geprüft: dann 
findet ein allmähliges Steigen statt; zwischen 
50—98: letztere Zahl im J. 1829; sodann aber 
10SO idnd 148 «nd von ttttft ateti über 100, 
im Jahr 1835 schM 206^ und so Immer mehrere 

Jabfb. f. ReebtfwiM. 1855. 



geprüft, die grösste Zahl, nSmlich 323 im Jahr 

1853, während es im Jahr 1854 nur 309 wa- 
ren. Die Gründe sind bereits angegeben. 

Eine „Uebersfcht des Verhältnisses der Zahl 
der geprüften zu der Zahl der nicht voll- 
ständig bestandenen Candidaten seit dem Jahre 
1833* folgt unter Nr. 12. (S. 164). Wenn un- 
ter 100 Geprüften, im Jahr 1833 zwischen 8 
und- 9, sodann mit Ausnahme der Jahre 1643, 
1844, 1845, wo es zwischen 12 und 13 wa- 
ren, eine fast immer wachsende Zahl, im Jahre 

1854, wo unter 309 Geprüften 129, also zwi- 
sdicm 41 und 42pCt., den Anforderungen nicht 
vollständig genügten, so darf daraus nicht un- 
bedingt ein ungünstiger Schluss gezogen wer- 
den. Nicht nur* ist es unmöglich bei der Ver- 
schiedenheit der beiderseits BetheiUgten, und 
den nicht ganz abzuweisenden individuellen 
Verhältniissen eine völlig gleichmassige Norm 
{fk die Würdigung der Ergebnisse der einzel- 
nen Prüfungen untereinander aufzustellen, Sen- 
dern es sind auch in der neuern Zeit die For- 
derungen gesteigert worden, und bei dem Ue- 
berfluss an Bewerbungen war kein Bedürfuis^^ 
sich mit massigem Leistungen befriedigt zu er- 
klären. Die nicht völlig Bestandenen sind nicht 
sämmtlich ganz untüchtig; siemussten jedenfalls 
in den beiden vorhergegangenen Prüfungen ge- 
nügt haben. Mancher mochte seine Kräfte 
überschätzt und sich zu irüh zur Ablegung der 
Probe reif erachtet haben , die er bei v»ieder- 
holten Versuchen bestand. Ich kann mir nicht 
versagen, dfe Aeusserung des würdigen Ver- 
fassers, jetzigen Präsidenten der Commlssion 
(S. 121 der ersten Abtheilung) hier aufzuneh- 
men: „Sind — edlere Kräfte vorhanden, gehört 
der Candidat nu den tüchtigem Naturen und 
steht ihm ein erfahrner älterer Mann zur Seite, 
so wird das traurig verschuldete Begegniss meist 
ein Wendepunkt zum Bessern. Und wer hätte 
mehr die Pflicht einen solchen Wendepunkt her- 
beiznftlhren, als der Examinator selbst, der 
dm*ch die hiliung in ein so nahes Verhältnlss 
mit dem Candidaten getreten ist. — Wir kön- 
nen es nicht leugnen, dass wir eben die Stun- 
den, in welchen uott uns vergönnt, das gebeugte 
Rohr aufzurichten, den zurückgewiesenen, oft 
der Verzweiftmg nahen Candidaten zu beruhi- 
gen, ihm Selbstvertrauen und Muth einzuflössen, 
seine guten Vorsätze her^brzumfen , und ihm 
mit Rath an die Hand zu gehen, zu den Licht- 
momenten unseres Amtslebens zählen.^ 

Unter Nr. 13 die „Uebersicht der zur* 
Commlssion jährlich zugegangenen 
neuen Aufträge seit dem Jahr 18^. <* Nr. 14. 
„Uebersicht der Prädikate, welche in 
dem dritten juristischen Examen den 
Candidaten über ihre Leistungen in 
den mündlichen Prüfungen seit dem 
October 1805 ertheill worden (S. 166V* 
Es sind, mit Rücksicht auf die in dieser Hin- 
sicht befolgten Grundsätze drei Perioden unter- 
schieden, deren erste nrit dem Jahr 1833, die 
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«weite 1835, die dritte IS&i scidlesst D«^ 
Ergebniss bestätigt daa^ was so eben bfnslcht- 
lich der nicht vollständig Bestandenen, aber 
deshalb doch nicht ßlr {[anz untüchtig Befunde- 
denen, bemerkt wurde. Endlich Nr. ß. >>Ver- 
xeichniss derMitglieder der Immediai- 
Justiz -oExaminations - Commission seit 
der Errichtung derselben'' (ß. 168 etc.> Es 
sind' im Qanzen 48^ mit Einacfalusi der unt^ 



u^on, welche sei diONelbea te 



Nt..t$ (8.190) 
der AßT CommlsirioQy 

V r si t £ geführt haben. UebertU sind Geburts- 
jahr wA wt, firttbere amtliche St^Uimg, sow# 
sie zp ennltteln gewesen, uimI der Eintritt mpfl 
Austritt in die Commission angeudien, enrtenr 
natttriicb allein bdl deoeii, webiie.g^v^iwärtig 
die Coauniffion bilden. 

J. Fr. H, A|ii«i. 



iayeriiekti ieeltt 

Vom Stastsrath i a. D. and App. Ger. Prisidaat Dr. Toa Arnold la BichitStt. 



Betrachtungen über die Gerichts* 
Verfassungen in Deutschland und ins- 
l>esondere in Bayern. Stuttgart. Scheu- 
Jin. 18ÖÖ. & 

Der ungenannte Herr Yerbsser hat diese 
TorzügBcb auf die Gerichlsverfasiungsfrage in 
jBayem berechnete Schrift mit blonderer Ba- 
rödksichiigung der Denkschrift des Freiherrn von 
VöldemdorffO bearbeitet. Er gebt von de« 
Grundsalze aas^ dass die Uaberigen Zustttnde 
succassive zu verbessern , nicht aber auf einmal 
in Neues umzugestalten seien. Nachdem er die 
Organisation in Frankreich und England, das 
ehemalige Aemterwesen in Deutschlomiy dieOr* 
ganisation in Bayern. Wilrttemberg, Kurhessto, 
urosshorzoglhum Hessen^ Baden, Braunschweig, 
Oldenburg, Hannover, Preussen und Oesterreich, 
dann die verschiedenen Organisationsversiieh«' 
in Bayern kurz dargestellt hat. schlägt &r unter 
Darstelluoff der Gründe ftlr una wi(ter die Tren- 
nung der Justiz von der YerwaltiNig auch in den 
untern Behörden eiqe Trennung t)el diesen nv 
in der Art vor,^ dass zwar dte Functionen dar 
JusUzverwaltuflg von eineaa Beamten sellkstsUin- 
dig zu verricbtw^ dieser Beamte aber dem Amts- 
Yorstanda, unter dessen Lotung und mit wa- 
chem andere Beamte die Acbninislrativgeschafta 
besorgen , soweit es der Geschäftsnechanismus 
und die Repräsenlation des Amtes als gem^^ 
samer Ausdruck aller im Wirkmgskreisa des 
Amtes liegenden Functionan und die in dem. 
Amtsvorsiande concentrirte DienstesauGsicht er- 
heischt, untergeordnet sei. Ganz richtig wird 
%. 10 bemerkt, dass, bevor man vollkommen ei-* 
inig und gewiss ist, auf weiche Principlea das 
Verfahren gebaut und wie dasselbe durdige^ 
fWirt werden soll, man nnmögUch definitiv und 
durchgreifend organisiren könne. Indessen will 
die Schrift aus Gründen der Zweckmässigkeit 
der Justiz verschiedene Gegenstände ei^ebeo 
imd der Polizei überweisen, namentüob UurieQ^ 
muthwilUge Verletzungen an Persen oderEigeiH 
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thian, Streftlgk^ten zwisck» Dlei^tberni^tiaflip 
u. s. w. oder auf Messet unct lflM*k(en^ Oütr 
abs^wepdenfeo. StreWgkeftea^ bei weidraa 
das üffeiUi^he bterease sidt optartti^ Hir 
Streltigkeitep über geringe Qegenstindß^ diP 
ftlr soWbe Gegenstände, wo GeTabr mf de« 



Verzuge MM^ werdao fiinz^cntns nvit^ 
schlagm, denen auch ein Veiyiätttnngs- md 
Schiedsricbteremt in Mßu tthrbeen S^mm Ur 
konunen s^ll und von den CcritmialgarldiMi 
Aofträgc m einzelnen Bandtungen g e g ebe a wv-* 
den keinen. seUwt zur ProMssinslni^ioe, we^ 
bei sebriftllohes Vorverfahren veiivi^ 
gesetzt wird. Die Headinngen 4er segenwUsi 
freiwilligen Gericbt^biyrlieit soUen ve» Keb«^ 
beamten bei den Steiebweciohlen gef&brt wn^ 
den, welche dafüber, wenn Stfeitigkellen mh 
stehen, als Richlef nicht enlaebeideii UinMt 
Den Elnielngerlchten sollen feraec di# E^t^ 
Strafsachen und die Untersncbung in Stuafticksn 
zustehnn, wobei jedod^ Ittr mebieye EiaMngfr^ 
richtsbezirke ein gemtfnsobaftUeber üntecürr 
cbnngsrichter bestellt wenlen könnte* 

Für Schied^erichte wird dei Wevi «embi 
und Handel^«- und Weobselgeriobte^ wd« sie 1| 
Nürnberg besteben ^ werden vecgeeoUitSfin« 

Mündlichea Verfidven mit Verben dfayua 
Kirne und schriftlichem Vorver6diiw^ aait. jrt'Ch- 
terlicher Prozessdirection wird eaipfohiM^ 
Die Gründe Air und ffegeo die Oechlskrefti der 
ßeweisinterloeute weraen aniigeftlbrty eine Be* 
rufungssmnme und Verbesiier«n|[ (tos Ceicwpr 
Verfahrens, dann kürzere Veijähniiigißfilst ftr 
persönliche Degen vorges^lagen. 

HinskhtUch der StraffechtwO«^ spricht Iteb 
am Schrift nic^ günstig ftlr di^lebcv^wfiriqb^ 
aber günstig flb* die Emenoung der Cea^bwiB " 
neu durch die Staatsgeeralt» für Beaeba riHkfü 
der Verdicte auf die Thalfrag^l) mi filir «bW 
Staatagericbtsbof zur AburlMeiV . »iehtiMrer 
politischer Veibreobeii w$. Sine la^^ 
die Thnl6i«e wird nur vter fmemiinliWH 
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B Werk, wowB «I&0 erale AbUieikii^ 
8«lB oi> dl«6r JUriHiAber 



4mi «iin4liohai Vechbcen weni^ dttTge^t. 

iehönlQV tds WäcfaCer wid Vorlratac «las CtesolM» 

Am S<iilwMe irird die obeoorwttbQto Deak'«' 
ad»i& Abs FreUierfii von V(Mtt«d#rff boirÜieilA 
mA: ite £iiliinirf «hier Gtdcfataoiymiaiiia M 
Btytni «K KiMlaiuuii0blfif Jfct^g aWgt . 

R#nNi»nn, fkiMitl, HaiKttmcli den VeiiMi^ 
MM H den Mrgerttolierv itocbts j üi l l ^ l w i te ii', 
«UseUttMl» des. Wecheel* and MerlMPMm^ 
SMiee^ in de» kMgl. btfsr. Laedeellieileii mef$^ 
Mite^ d^ Hbefne. Ifech den 9ii»Man feett^JM. 
Rigeiieklirgi, Mem. «856. 8. 

Die« 

BMdl. 

vorde^ Megt luui te den etsloa vier AhAeilteih* 
gen «er ad fadttiidell d^ bmfeidBskem Ci^ri^ 
pruMsa «dl HtonUtiit dat CeinoHrsproceeefi» ia 
der ia der frÜtrQn Anzetoe aageflMktnai Art, 
Eia Saekrefisler wni eine Uebersiebi der alle- 
gtote» fie^^aiMieiiy dean der Anmerkanf en im 
ueciehteardeiiiag, der Verordoaaffeo, EotsobUesr- 
■u a gea aarf Beegfi|ite» daiai der Pteaarlaichlüsee 
aad Erkeaa&adasir deä OberappeUelieBigeriübls 
lud heigegebett. Die auf dem Tüettdüt ver- 
ifBaotaeM wsheUoBg dee Wechee)^ lai Mer- 
knWpieseesae eett ia einer fänftea idühtttaag 
aadifblgait 

Ak>aold^ Dr. F. C. ▼., dieElnUagung der Hy- 
pe lfce Mu ipttolrtiseH fn ieyen» and der Bwfg- 
fel dg e atca ia MaacAefi. Nrtel daer Erdrtemng 
•Nr Ai» Au^dehmag des BwIgt^-tastHols 
auf (tae Kdaigreiell nSjwn aad über Wiederbe- 
teMuig des' dealeeheft Reatehkaitfo. Briaitge». 
Pilm aari Ehul Eohe. (SOS. 8. 

(AeUwIttiaelge). Das boyeriecbe Mypeäie*' 
liiagwB>e WD lehre 188i, deeeen TreSicfakeit 
tt gflto Bayern anerkanne ist, bat iia §*ö3 aoch 
eiae BesUmnaing über schleanige exeouUve Bei*^ 
lreth«iig der Hvpotbekziasea iien den h^Mea 
«rei Jahren, he iei sebr begreffliob , dese In 
eiaero Hypolhekengeielsfl euspibrticbe frozes^ 
ioallaeba Jfcaliaunaqfai iber diese Zbieeabei* 
traftiag aloht Ptetz findea boBBtan, Tielmefar 
dar Gesalageber aar Graadallga andealete oad 
dl^Aasfilbnmg den Biobtmi überiiess, welebe 
dabei dkl allganaiaea gaseUlleben Proaessregetai 
ala eolaldfiüe Nonnen bendlzea mttesea. Es 
lil'aber taeh abea la begreiflicb^ dess aaf sol*- 
ei» Weise veaschledeae An^lcbteK and Zweifel 
and der Zveek des Geselagebers, 
Jasiia in^BeüreaHuig der Hywthelzlneen 
dadardi Brbdbaag des Hy^oäielsmcredlis 
^teadfken. alebi glekUdnalg! erraicht wind. 
rlHsaetsiid tt heseMgen and daaVer»* 
bal Bnhbvmg. ' - 



vetfetüadig dbsaaeMtai, twtoiMt oWtß Mifft 
die Nitar und d^n (üegaasleod der B yf o KMmi 
kapUallenxinAlage, GecMteMand^ nu-lataay Ver^ 
fufairen, Execattea, Hecbtaaditel und areUaraVer- 
Colguog der SU« beioadem Verfsbrea verbe« 
kailenen AaspvUcbe and Gegemaiarilohe. 

Neben dteaa hMm, der Hsfotyma bislehl 
in der Stadt München noch das sogenannte Bwlg«* 
geld, eine Art des alkietttaebea MaliMdcaafii mit 
lOterthilmllcber EaecuUon zat Beitrettmog dar 
Beaten. Es ist nan in der vorerwihnlea SeMft 
die Natur de» EwiggeUb and der EviggeU*- 
klage y Gerftehtastand, Parteien^ YerCabren and 
Bechtsaimel erörtert 

Im Jabr 1864 wurde nii eiidgen PrMtegian 
und GdMrehaMlsrechiisätoen dbr Stadt Mttaäen 
nach das Ewiggelifinainut dieser Stadt aaf der« 
Vorstädte geselzUeb ausgedehnt Ea Bess sieb 
voraus sagen, dass es den Bewehnam der Vor- 
slädto nicht so leicht werden w<irde, dn ange- 
wöhntes Gewobnheitsrectd za gewöhnea^ alMa 
der Wunsch solcher gesetaUeben Bhwibnnff 
war an die Staatsreglerung gebracht, diese gab 
nach, die Kananem des Laadtags stinunlenDei 
und das Gesetz warde gegeben. Wäirend sieh 
nun jetzt zeigt , dasa in den VorsHdten heitt 
Ewiggeid angei^ wird und man sich weil ben- 
ser and siclerer bei dem HypothekeniBSittal 
fndet« war damals das Lol^ des Ewigi^lda sa 
stark, dass Lsndtagiabgeordnete sieb verpiMH 
(et fübtten, die Ausdehnang dessabea auf das 
ganze Königr^k au beaatragen and mnn as 
sogar rur nützlich hielt, den alten Bentenkauf 
wieder einzuführen. Ob^ ScMit snehl nan zn 
zeigen, wte unzweckaiä^ and Überflüssig bat . 
dem jeMgen Hynetbeheninstital l^meld and 
Bentenkaui^ Ar die Grundbesitzer im ttf die 
Kapüalislen sind imdwie sehr dairon ab|erathen 
werden muss, veraltete und wegen Ibarer IBbH 
gel in Verfall geratene Institute wieder beleben 
zu wollen. 

Behm, K., der Geschworne^ In Bauern. 
Handbüchlein zum dienstUchen Gebraudi. Bam- 
berg, BuGkner« 18^. 12. 

Handbnch für Geschworne. Mit Za^ 
grundleffung des ba¥erls6faei& Strafreehts, her- 
ausgegeben von einem Bechtskundigett. Nord- 
lingen. Beck. 1855. 12. 

Fast sjleiebseitig mrsebienen obige sw^ Schri^ 
ten^ be^S^ als Anerkeantnlss eines Bedürfidssea 

Die erste, deren Verbsser königL baynr. 
AnielkliensgariGhtsrath ist and theib ab Ober- 
staatsanwalt, theils als Sobwarjpferiehls-Prisi^ 
den! nul dem Schwvrgerichlsveruihren gribMHich 
aertrant warde and sehr wohl kennen ler^ 
waa din GescfavrrHnen Ton dem Verfahren 
vor den Schwargtrickten wissen aiüssen, stellt 
dii^es VerfablwD zn dtesess Zweche sehr Idar 
und raasUeh dar, indem er im ersten Abschnitt 
din sllgaaMinea Bestiannungen über das Schnrat « 
gorisbi (ZastäwHi^it, BiMang, Vsrfahnai), im 
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2W6tt6in die Rechte mi ONiegefibeiten der 6e^ 
schwornen, im driUmi den Wahrspruch der Ge« 
schwomen, dessen Bedeutung und Umfange Vor- 
bereitung We2u, Schöpfung^ Verktindung Wid 
Fröfting entwickelt. Als Anhang sind zwei An- 
sprachen an Geschworne und das Formular 'einer 
Fragenstellnng und eines Wahrspruchs beige- 
gewn. 

Die zweite Schrift, deren Verfasser nfehl 
benannt ist, liefert nur in der Einleitung eine 
kurze DarsteHun? des Verfahrens vor Schwur- 
gerichten: ihr Hai^tinbalt ist, aus dem Straf- 
reeht geschöpft und besteht' in einer kurzen 
Darstellung des Begriffs , der Abstufungen und 
der Strafe der einzelnen, zur Erleichterung des 
Nachschlagens alphabetisch geordneten Verbre- 
chen und Vergehen. Da die Schwurgerichte 
wegen Zusammenflnss auch über Verbrechen und 
Vergehen zu urtheilen haben, welche ausser- 
dem nicht zu ihrer Zuständigkeit gehören wür- 
den, so hat der Verf. alle Verbredien und Ver- 
gehen aufgenommen. 

Wegweiser zum bayerisdien Hypothe* 
kenrecht, ein Auszug der Tür Bürger und 
Baitör, Gläubiger und Schuldner wichtigsten Be- 
stimmungen «aus dem bayerischen Hypotheken- 
gesetze vom 1« Juni 1822 ^ bearbeitet in allge- 
■lein üasslieher volksthüinlicher Sprache, mH 
Beispielen versehen, in Fragen und Antworten, 
von einem königl. bayer. Beamten. Schroben-^ 
liausea (München. Finsterlin) 1844. gr. 12. 

Diese Schrift, deren Inhalt der Titel schon 
iogibt, hat nicht den Zweck, dem Juristen 
Dienste zu leisten, sondern soll dem Nichtjuri- 
sten Aufklärung über Hypothekenwesen in Bayern 
und Anleitung zu den treffenden Geschluleu 
verschaffen. 

Beck, A. L. Chr., über die Location der 
Hypothekenforiilerungen im Sinne des S. 19 der 
bayerischen Priorität^ordoung vom 1. Juni 1822. 
Erlangen, 1855. 8. 

Dürrschmidt, Heinr., zur Lehre von den 
Verbandhypotheken der deutschen Rechte. Mit 
besonderer Berücksichtigung der bayerischen 
Gesetzgebung. Augsburg. 1856. 8. 

Die schwierige Frage, wie die Collision der 
Hypothetoläubiger zu U^n, wenn eine und 
dieselbe Forderung auf mehrere Objecto im Hy- 
pothekenbuch gemeinschaftlich eingetragen 
ist, dieselben Objecte aber früher oder auph 
später andern Gläubigem einzeln verpfändet 
wurden, war in der bayerischen Priorilätsord- 
nung vom Jahr 1822 auf eine so unglflckUcba 
Weise gelöst, dass das zu gleieber Zeit ver- 
kftndete treffliche Hypothekengesetz In seinen 
Grundprincipien: Publidtät, Spedalität und Prio- 
rität erschüttert und der Credit gelähmt war, 
sobald man den Absatz 2 des $. 19 seinem Wort- 
laute mach anwendete, ja ^Icha Anwendanf 



stand sogar in grellen WMenmiich nii t- 17 
der Prioritätsordrang selbst, welcher die Grand- 
princMen: Pubiicitit, SpedaBtil und Piiorttil 
in UeWeinstimmunf mft den HypoUiekenge- 
setze als Norm aisiqiricbt. Sehen der Absatz t 
jenes S. 19 enthält ein Durchgreifen des G^ 
setzgebers, denn er liass Mr den FaU^ dass 
nach dem Verkaufepreis der verbypodieelrtan 
ImmoMUen eine oder mehrere der daranf eto* 
getragenen HypolhekeB durch eine fSmem wi^ 
gehende, jedoch mit ungetheilter Summe auf 
mehrere fanmobiUen eingetoagene ForderuBg in 
Verfaiil|ieffthr gesetzt würde, diese voraeheode 
Fordenngy jnsoweit es okae alle« Nachttu^l Tilr 
sie geschebim kann, aas dem JErlöse eiaes oder 
des andern der zugleich bypothecirien und kk 
der Hasse vorhandenen. Güter betrfedigea^ ve^ 
ausgesetzt (Absatz 2 des S. 19j, dass auf diese 
Weise alle auf den verschiedene» Gütarn hy- 
pothekarisch einffotrageneii Fordemagen befrie^ 
digt werdea fis war zwar auf lUeae Welse 
dem auf nebrere Objecte eiagetitigenen GiäoU- 
ger das ihn aa sich zustehende Recht der Wahi| 
welches dieser Objecto er angratfen wolle, ge- 
nommen, allein er bekam seine ToUe Bebim^ 
Sg, war also aicht dadurch verletzl^ 4aas das 
etz den CoUisionsfaU auf eine Weise löste, 
durch welche den einzelnen HypothekgliuUfeni 
die Befiieitouig aus den ihnen später verpfihH 
deten einzelnen Objecten gesichert blieb: die 
nicht mit Hypcrtheken gesicberlen GläiUMr aber 
waren insofern nicht beeintifiditigt, äs dach 
jed^ Hypothekgläubiger nur aus Objaekm be* 
friedigt wurde, die ihm verpfändet waren. 

Konnten aber auf diese Weise nicht aUe auf 
den verschiedeflken Gutem hypothekarisch eiafe- 
tragenen Forderungen befriedigit werdep, sa 
entstand die Frage, welche dieser For' 
den Ausfall zu dulden habe^ also aus- den 
lös nicht befriedigt wenden soU. Hier verord* 
nete Absatz 2 dieis erwähnten $. 19 > dass die 
Kaufscbillihge aller dieser hypothecirten Güter 
zusammen geworten uad aus den Erlöse die 
auf alle verhypothecirtea Gütet- eingetnamnea 
Forderungen nach der Priorität der Zeily 
ohne Unterchied, auf welche Gräadr 
stücke sie ursprünglich eiagetragea 
waren, locirt werden sollen. Diese gesetz- 
liche Bestimnutng verietzte das Priadp der 
Specialität, weil diejenigen Gttubiger, deitta 
nicht alle, sondern nur ein Theil dmr Oi^eete^ 
deren Erlöse zusammengeworfen wurden^ Tap- 
pfibidet sind; auf die znsanm^eworfene Ifassc^ 
also auch auf Erlöse aus Olyecten angewleasa 
werden, welche ihnen nioht verpfiladet sind: 
sie verletzte das Priadp der Publlcitäi. weil 
derjeatoe Gläubiger, welche »if 4em JPeUan 
eines Olgects eii^tragen ist, sich hiernndi ga- 
fallen lassen muss, dass der Erlöa mai diesen 
Object in die gemeinschaftliche; Masse gmroite 
und dass aus dieser Masse Olttubigw beMadigt 
werden^ die er gar nickt als ihn vorgiiiena 
sidi dttuhea komtei weil Jfaua 
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m der Zeit, wo seine Hypothek errichtet wurde, 
gar nicht rerprändet war; sie verletzte das Prin- 
cip der Priorität, weil solche Gläubiffej* ihm 
vorgezogen wurden, obgleich er auf dat Ifam 
verpfanaete Object früher eingetragen war, le- 
digUch weii sie auf andern Objecten frü- 
her, mK dB9 ihm verpftndete Objeel aber qiä- 
Uk eingetn^[9R Mroib. 

Es war sehr natttrUdi, dass dieses Gesetz 
In 'der Anwendung Coirtroversen erzeogie und 
zu der in diesen Jahrbüchern 3) bereits ange- 
Migten Lüeratar iber diese ControvferseB sind 
um Mcfa die eben angegebenen beiden Schriften 
gekomnen. Soweit solche nur failerpretations- 
versuche Unrichflich jenes Abs. 2 des %. 19 
enthalten, sind sitf von keinen Intorel»e mehr, 
weil der S. 19 der ErknUüsordnung jetzt abge- 
ändert ist; es wird daher von der Schrift des 
^rrn Beck nur bemerkt, dass sie den Ge- 

Eostand mit videm Fleiss und grossem Scharf- 
n behandelt hat IMe Schrift des Herrn 
Dürr Schmidt enthält ausser Interpretation des 
jetzt aufgehobenen Art. 19 auch Uinweismu^ auf 
die Ansichten der Rechtsldirer über die Frage 
im Allgemeinen, Hinweisung auf die desfeUsi- 
gen mstimmungen einzelner Gesetzgebungen, 
vorzügUeh theorelisdie Entwicklungen über die 
BecUsverhältnikse bei gemeinschafUiehen Hvpo- 
Huä^m fiir dfeseibe Forderung und anletzt Vor- 
schläge für die Gesetzgebung. Den näheren 
Inhalt dieser von vieler Belesenheit zeugenden 
Schrift hier anzugeben, gestattet der vergönnte 
Raum m'cht. Dagegen wird bemerkt, dass das 
oben erwähnte bayerische Gesetz,, nämlich der 
|. 19 der Prioritätsordnung durch ein neueres 
Gesetz vom 1. Juli 1856 gänzlich abgeändert 
ist. Es geht nun, wenn man das neue Gesetz 
mit dem Hypothekengesetz vergleicht, nicht mehr 
an, dass eine auf mehrere Objecto nüt unge- 
theilter Summe eingetragene Forderung einer auf 
das eine oder andere dieser Objecto früher 
eingetragenen Forderung nachtbellig sein könne, 
sondern die auf die mehreren OI)iecte eingelra- 

Jene Forderung kann auf jedem Object erst zur 
efriedigung kommen, wenn die früher einge- 
tragenen. Gläubiger befriedigt sind. Unter die- 
ser Voraussetzung aber soll eine auf mehrere 
Objecto, welche sich im Vermögen des Gemcin- 
schuldners befinden, mit ungetheilter Summe 
eingetragene Forderung aus dem Verkaulpreis 
für diese Objecto befriedigt werden. Die be- 
kannte Frage, ob di^se Obiecte nach der 
Stückzahl oder nach Verhältniss desVer- 
kaufpreises zu concurriren haben, ist in der 
ersten dieser Arten entschieden. Damit war 
man in die Nothwendigkeit versetzt, für den 
Fall, dass der Verkaufpreis des einen oder an- 
dern Objects zur Bezahlung der auf dasselbe 



treffenden Quote nicht hinreicht, die Bestimmung 
zu treffen, dass diese Quote, soweit sie unbe- 
friedigt geblieben, auf die übrigen fiir die näm- 
liche Tonlerung verhypothedrten und zur Masse 
gehörigen Immobilien abermals nach der Stück- 
zahl weiter zu vertheilen und den auf diese 
Objeote bereits repartirten Quoten beieusd&gen 
ist. Ob diese Rqiariitlon und SubrepartitiOB^ 
die in mandien Fällen zu ehier roehrmaligeii 
Subrepartttion führen knnn, der in- der pret»*- 
sischen Geriditsordnung angewendeten Sode^ 
tätstheorie, nach weld^r die dnzefaien Objecte 
nach Verhältniss des Kaufpreises beizutragen 
haben und das ganze Geschäft mit einer ein- 
zigen Repartition abgethan ist, vorzuEfehen, 
ob also der In den bayeris<^en Kammem im 
Jahr 1856 wie hn Jahr 1822 an iten Ta^ ge- 
legte, aber nicht motivirte Horror ffegea dte 
Societätstheorie gegründet sei, wird die Erfhh- 
rang lehren. Der Fall, wenn eines der ver- 

tfändeten Objecte nicht oder nicht sofort ver- 
auft werden kann, ist im Gesetze ni<^ beriUirt 
und überhaupt wmrde bei d^ B^trthung in den 
Kammern nicht Mos zugestanden, sondern auch 
bewiesen , dass diese Materie äusserst schwierig 
ist, so dass es wohl gerathener gewesen 'sein 
möchte, das Gesetz einem künftigen * Landtage 
vorzubehalten, um es mft mehr Müsse vorscUa- 
gen und veraMassen zu können. 

Kreutzer, J. M., die in Bayern geltenden 
Gesetze, Statutar- und Gewohnheitsrechte be- 
züglich der Viehgewährschaft, mit Ein- 
schluss der einschlägigen Bestimmungen der 
Nachbarstaaten. Erlangen^ 1854. 8. 

Der Herr Verfasser hat in diesem Werke 
nebst den einscblägijgen Grundsätzen des römi- 
schen Rechts nicht weniger als zwei und 
sieben zig verschiedene in Bayern geltende 
gesetzliche Bestimmungen , Viehmarktsordnungen 
und Gewohnheitsrechte im Betreff der Gewähr 
der Viehmänffel gelieferi. 

In der Vorrede sagt derselbe*), dass die 
meisten dieser Bestimmungen zu eyier Zeit er- 
lassen wurden, in der eine wissenschaftliche 
Veterinärmedicin gar nicht existirte und dass 
sie keineswegs auf eine richtige Einsicht in die 
Ursachen und Natur der betreffenden Thierkrank- 
heiten basirt sind, vielmehr ihnen zumeist nur 
die gemeinste und roheste empirische Anschauung 
zur Grundlage und das beschränkteste Urthefl 
zum Stützpunkte diene. 

Er hofft auf Abänderung dieses Uebelstandes 
für Bayern durch ein . allgemeines bürgerliches 
Gesetzhuch. ^ 



3) Bd. I. S. 171. 



4) Als Professor der Thierarzneikmide steht dem 
Herrn Verfasser ein UrtbeU dieser Art zu. 
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BU Vu]illtfliisi# Atr direh Ab^U*- 
•«ftgf froi g^worddM« BasMnh^fe in 
lihiilrht «f dflnaZiiMmMtttiftllntt nad mf die 



firirfUgo vom Staalsnthe i^n Bothmer fü 
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den and seine AndcA üImt 

«1 bdhenig«, M jedenfattn daqialgey 

das AiMvhearecbl MMrt lit 



Gdt.^(IiMMT«r M mmfkar. 6. 1855). Bei 
iriui te AUönnfSordanAf für uifri3Ae BaiiBrn- 
htfe ftn ftmaoTeraclmi yom Jaiir 11^3 traf die 
Begienuff einoebie proviioriacbe Vorscbriften 
in des toEelctu»l6B Bioklongon, stellte aber 
«fne «mMpfettde Qea^imAwtf te Avssiobt. 
BvnH M äk ladess Us 1«% iriclil herv«rgeire- 
ta, «d ated selb^edmuT dadvch die frag- 

YerhUliiisse der in grosser Zshl frei ge- 
rdMen BaMrnbdfe höcbii msicher geworm. 
Der Verf. flieUt dies niobt nm klar, sondaii 
hdM aoidi einadne Biohtiwgen kervor, in wel- 
eken dti EiMcftreilen der Gesttagebuog uiier- 
ÜHMdioh ad, und daM wiedorum entwickelt er 

Amriehtea iAer «iiuMtoe nt erlassende 
Als einigennassen disputabel 

Ohlar feiae Asisfeht über die Uaheschrtokt- 
dar Befi^mifS, mek'e Baaamhitfe au rer- 
binden 9 so wie über das Radtl das letzten Se- 
ritzers^ unter sdnen Erben testamentarisch seine 
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bei 1 



»er 
4. 



Zar Lehre Toa daai Kiroken«- «sd 
Schnllaalan im Kdni^relolie flakiBMvair 
von Baa^BsHiw Brtl«! *a laniiafer (MF 
(er 1855). Eine umfasaenda VUkMäsmfj 
Laalao iparsMiober Hatv sdon , laad wm 

Vanhfila^r dersaUm te GrandbasMi im 
perstaiioli Vetpliahteleii arit toBelrachl kanae; 
es beaweckt diase Schrift evideat aine WMar* 
legMMT aiaar vpr Knmem im liagaain fitar Haa- 
iiov. Hackt ersdrieneae Abbaodliaif to« 0. Jl 
Bathe Wafhiüatb, welcher die Lastea, na« 
den^eaigea Stande des Rechts , wie es sich ka 
Hanaoversckea hcraasgekildtt bat, als dkigiiehe 
danoBlaUen beuiöht M« and welaher daher aaoh 
die Foraaiar« Mifgilieder anderer GattGsisioaea 
und jariBtisobe Pereonea Ai Jenen Laattn ksr- 
anyiebeD arill, wefera si^ In der ~ 
Fiarochie ak^. wnr aiii flr ua d i i fttl 
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Iter llen pittelbur gewordwen Dent^ben 
JMchsAbrstoi und' ßrareo, dorpo Be^Uzmg^ in 
^ Jabre9 törl5 und 1850 der Preu^siscben 
Vonar^rie einverleibt oderwied^ainveriBibtwor« 
dan sind, nnd den MitgUedero Ibrar Familien 
darcbi im M^ XIV. der de« Ischeo Bmdeeakle 
vom & Juni 1815 z^ge$icherte^ durcb die GeseU- 
g^MKifl. se^ Mn 7. Januar 1848 au^ehobeoe 
pxivnM[irte<jer4c1il88iand Ast durcb ßller- 
Mcbste Vanord^fw v. 12. Nov. 185d «nf Grund 
des Gesetzes vom 10. Juni 1854 (die DocbiraUou 
d«r VeriisaiiQgsttrkuade 1« Bemg auf 4ie6oclite 
di^ mttteltMir ^wordepeu deutacbon ReichsiUr^ 
slM und GraieA betr.) «vviederbergesielU wordea 
Ebenso sind di£jieQigen, durch die Geselzr- 
gebang seit dem 1.4aQ. 1848 verletiEten Rechte 
und Vorzüge, welche den miMelbiu: gewordenen 
JDttitsicben ReichsfUrsten un4 Grafen, deren Be- 
i^itzungen der Pxeu9Si sehen tton^rdiie in dea 
.hbron 1815 und 1850 einverleibt oder wieder 
einverleibt worden, auf Grund ihrer Tr^tieren 
steeUr^chtlicben Stellung im Beiche und in der 
fim ihoep beeessenen Landeshoheit wateben, 
mi nanumtlioh dureh den Art)ilV der deutschen 
Bundesakte vom 8. Juni 1815 und durch die Ar* 
tffcel 23 und 43 der Wiener Congressakte vom 
9. Juni 1615^ ;5owie dun^ die spätere Bundes^ 
msetzgebunff zugesichert, und von den Bethei- 
ugten nicht durek rechtsbeständige Vertrltoe ans-- 
drttcklioh asb|egeben worden süid, vi^erher- 
gesteUt worden. 24. 

ftiügrdck layani *% 

llebfreiakunft zwischen Bamrn und Qester- 
reich, die Ausdehnung des Bundesbeschlusses 
▼. 18. Aug. 1846 wegen gegenseitiger Auslie- 
ferung politieeher Verhreciber «och auf 
«l; «k£l Bum ideulsdiea Bunde gehörigen Krön- 



•) 8^. yp^ i. ^d. Bandes. 
"^ Jofflfetzuuf von 6, 81. 



lünder des Österr. Kaiserreiches betr^ 21* Mai 
1855. (Reg. BL Nr, 27). 

Die Familienverträge dea Fürstl. 
Hauses Thurn u. Taxis v. 17. Sept 1776 
(mit Ausnahme der auf die Verhältnisse der er^ 
iosdienen Verfassung des deutschen Reichs be«- 
zügUcben Stellen unter 2ö.Dcbr. 1807 bestätigt) 
und v. 21. Febr. 1831 sind unt. 15. Juni iM 
publicirt (R^. BL 28). 

Das QA^. hat einen Plenarbesehluss 
dabin gerasst : dass die civilrechtlichenAn- 
sprücbe eines ausserehelich gebornen 
Kindes gegen den Beihälter der Mutter nach den 
Gesetzen des Orts, wo der betreffende Beischlaf 
verüM worden ist^ zu beurtheilen tind. (Reg. 

Bi. 3a). 

Hausgesetz im Gescbledite der Grafen 
von Gieck> n)m 5u März 1855, bekannt ge*- 
macht UQtenn 18. Juni 1855. (Reg. BL 32.) 

Nachtrag zum Jurisdictions-Vertrag 
zwischen Bayern und Württemberg v. J. 1821, 
abgesclilossen dea 22. Dec. 1845 , ratificirt den 
24. Juli 1855; bek. geia* den 27. Juli dess. J. 
(Reg. BL Nr. 37). Hiemach soll 1) von dem 
Requisite der Bescheinigung der veriibtea That 
bei Rechunatlon geflüchteter Unterthanen Umgang 
genommen wtt^ea, und die namentliche Be- 
zeichnung desdiellequisition begrüBdenden V«* 
brechens geniigen; 2) werden 8» 23 — 27 des 
altera Ver&affs nicht blos auf die von den Ge- 
ritzten , soMarn auch auf die von den Polizei- 
behördea zu untersuchenden Handlungen ausge- 
dehnt, 3) uBvennöglioheUBt^tbanen werden Im 
beiden Staaten auf Be«scheioifttng zum Armen- 
wesen zugelassen, 4) diese besUmmungen, so- 
wie der äüefe Vertrag gelten nicht für die Rhein- 
piabL 

Die Ud^ereinkunfl mit Oesterreich wegea 
gegenseitiger Gestattung der Nacheile 
vom 21. Auff. 1852 Ist laut BdL vom la Okt. 
1855 (Reg. BL 48) in einigen Nebeopurnkten w- 
weitert 

Verbot der Zahlung mit fremdem Papier- 
gelde in Stücken unter 10 Thaler, bei poUzei- 
Qcher Geldbusse v« 50 fl. — V. v* 21.Nov 
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1855 (Reg.BI.54) — von welchem V^bote die 
k. preussischen und k. sächsischen Cassenan- 
weisuoffen ausgenommen sind, V. v. 24. Nov. 
dess. J. (Reg.Bl. 56.) 

Durch Vereinbarung der R hei nufcr Staa- 
ten Ist Art XIV der polizeilichen Verordnung 
über das Befahren des Rheines von Basel bis in 
die See v. J. 1850 (bezüglich des Verhaltens 
bei hohem Wasserstand) abgeändert. — V. v. 
24. Nov. (Reff.Bl. 57). 

Das 0A6. hat einen Plenarbeschluss 
dahin gefasst: „nach gemeinem deutschen Reciile 
sinddieMitglieder derKirchengemeinde 
nicht schulmg, bei Bauten von Pfarrr odec 
diesen gleich geachteten Kirchen .und den dazu 
gehörigen Gebäuden auf dem Lande die nöthigen 
Hand- und Spanndienste unentgeltlich zu 
leisten, vrenn die Baukosten aus dem Kirchen- 
vermögen selbst oder von dritten Personen zu 
bestreiten sind/' (Reg.Bl. 58.) 

Dasselbe Gericht hat folgenden Plenarbe- 
schluss gefasst : ,,die Bestimmung der Nürnber- 
ger Appellationsgerichtsordnung v. 19. Juli 1802 
S. 17 1itt.f, wonach Wechselsachen, inso- 
fern der Wechsel seine Kraft noch nicht verloren 
hat, nicht appellabel sind, bestehet fiir Streit- 
sachen aus nicht -kaufmännischen Wechseln 
nicht mehr in gesetzlicher Kraft.^^ (Regbl. 58.) 

6« 

Kialgrdeh Sadueii *). 

Gesetzüber die Berichtigung vonWas- 
serlättfen und die Ausführung von Ent^ 
und Bewässerungsanlagen, vom 15.Aug. 
1855 (6. u.Vbl. St. 16). Die Grundztige dieses 
Gesetzes sind: In Ausliihrang und Unterhaltung 
der Berichtigung eines (nattlriSchen) Wasser- 
laufes, welche von einem Bethdligten beantragt 
und vom Ministerium des Innern wegen eines 
an der Ausführung obwaltenden erh^lichen Lan- 
descultorinteresses genehmigt wird, sind dieEi- 

Senthümer derjenigen Grundstücke, deren Werth 
orch die Berichtigung erhöht wird, nach Ver- 
hältniss der eintretenden Werthserhöhung ver- 
plichtet. Dieselben bilden eine Genossenschaft, 
deren Rechte und Pflichten durch eine Genossen- 
schaftsordnung geregelt werden. Die Berichii- 
O erfolgt nach vorgängigem Gehör der Be- 
gten in Gemässheit eines festzustellenden 
Planes. — Das Gesetz bestimmt noch Näheres 
über Ent- und Bewässerungsanlagen, Entschä- 
Agungen, Verfahren und Aufsicht dabei. 

Gesetz, die Anlegung imd Benutzung elektro- 
magnetischer Telegraphen betr. v. 21. SepU 
1855 (G. u. Vbl. St. 18). — Die Genehmigung 
sur Anlegung solcher ist, bei 100 Thlr. Geld^ 
oder Gefängnisstrafe, vorher von der Staatsre- 
gierwng dnzuholen. 

Die K. S. Regierung ist unterm 13. August 



*) Fortfetzuig von S. 85 d. Bdt. 



1855 dem zwischen Preossen und Grossbritan- 
nien unterm 24. Juni d. J. vereinbarten Zusatz- 
vertrag V. 13. Mai 1846 über den gegensei- 
tigen Schutz der Autorrechte beigelre- 
ten. V. V. 5.Decbr. 1855. (G. u. VbL St.22.) 
Gesetz, die Aufbringung des Bedarfs für 
Kirchen und Schulen mr., zur Abänderong 
des Ges. v. 8. März 1838, v. 12. Decbr. 1855. 
(Ebendas.) 5. 

Kiiigrcjch laaatTw *). 

Durch K. Verordnung, betr. die AusfÜhmog 
des^Bundesiieschilusses v. 12. April 1855 
iiber <fie Beschwerden der Land- und Ritter- 
schaOen, v. 16. Mai 1855 (G. S. l.Ablh. Nr. 13) 
wurden §. 33 des Verfassungsgesetzes v. 5. Sept 
1848 und des Ges. v.l. Aug. 1851 über die 
Reorganisation der Provln^iallafids(diaflen, als auf 
verfassungsmässigem Wege nicht entstanden, 
aufgehoben, und hiemit zusammenhängend 

durch K. Verordnung, betr. PubÜcation des 
Bundesbeschlusscs vom 19. April 1856, 
wegen Abändernnff des Verfassungsgesetzes r. 
i8A8j sowie Auslunrung desselben etc. t. 1. Aug. 
tai5. (G. S. !. i^bth. Nro. 24) eine Reihe Be- 
stimmungen des vorgedacMen V^fassuM[Sffe- 
setzes, theils abgeändert, thefls ganz aiilgeoO' 
ben und an deren Stelle M. des Lmöesrerftis^ 
sungsgesetzes v. 6. Aug. 1840 wieder in Kntü 
gesetzt ♦♦). 

Gesetz, die Feststellung und Wiedereinäe- 
hung der Kosten des Unterhalts der Ge- 
fangenen betr. V. 23: Jul. 1855 (G.S. I.Abth. 
Nr. 19.). Der Kostenbetrag soll, soweit diese 
Kosten gesetzlich vom Verurtheillen oder aus- 
nahmsweise von Dritten zu tragen oder zu er- 
statten sind, im Verwaltungswege festgestellt 
werden, und auf gleiche Weise die Beit^bung 
der Unterhaltskosten aus dem V^möffen der 
beirrenden vorgenannten Personen eHtHgen. 

Uebereinkunft mit Frankreich wegen 
Auslieferung von Verbrechern« bekannt 
gemacht durch Patent vom 28. Joli 1855. (6.9. 
2. Abth. Nr. 20.) 

Uebereinkunft mit den V. St. von -Nord- 
amerika weffen Auslieferung von Verbre- 
chern, bekannt gemacht durch Patent v. 29k 
Jul. 1866. (G.S. I. Abth. Nr. 21.) 

Gesetz, die unmangelhafle Befolgung der 
Gesetze und Verordnungen, sowie die^rlditung 
eines Staatsgerichtshofes betr. v. 7. Okt. 
1855. (Ebend. Nr. 31). — W<r als Mitglied 
eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde, 
oder als Kirchendiener bei amtlioben Handlun- 



*) FortsettVDg von 8. 86 d. Bdt. 

*T) Da eine blosse AnfzAhlmig der beIceflEbiden ||> 
beider Gesetze nutzlos, eine specielle Angabe des In- 
halts an dieser Stelle zu weitläufig w£re, so müssen 
wir uns hier init vorstehender Angrabe begnögen, vor- 
behftltlich eines sp&llBren andev^eilen Eingeh^s auf 
diesen Ponkt. - ' ^IKie' »M. 
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gen «e VerftwmgrtHiaiighBll oder AacMi««^ 
tH^f/U der vom König verkündigten Geselse oder 
Verordnungen seiner Beurtheilrag uateraielit umI 
jHMtreHet, soH rr^en der darin befindlichen, 
Mit der Amtapffiolit oaiwreinboren Attflehnmig 
«•geR die KönigUohe PrArogattve und wider die 
Atefassimg i« Dteciptioarwege mit Dienstenttas- 
Jawwg be traft werden. lUe desfalsige Discf-*- 
(ffitaarilrafgeieaU steht efn^n Staatsgerlchtsfaele 
Wäf der Mm einem Prösidenten und dreien den 
Mhen IiondesgeriotateD ang^börendeft vom Kö-* 
nige ernannten Mitgliedern und einem Staalr* 
iWwaU hesteM. Das Erkenatnisa des Staatsge- 
liditflhofea , liegen walohes k6lm Beruiiittg oder 
Nichiis^tst»esdiwerde atläasig ist, bedarf der 
könteliohen Sanction^ 

^BtfelBy die Baachränkung der Zuständi^r- 
keit der Schwurgeri eh tshöfe betr. vom 
32. Dee. 18Ö5 (6. S. LAbth. Nr. 45). Die Be- 
aUmmunffen dea $. 9 unter 6. der St.P.Ordninig v. 
8. Nov. 1850, wonach 1) alle sog. politischen 
«id 2) alle sonstigen durch die Presse began- 
genen, von amtswegea zu strafenden Vergehen 
aa (He Scbwurgerichtshöre gehört, ist aufgeho- 
ben, und die Aburtb^tung der letzleren (2) 
den sonst dafür nach allgemeinen Grundsatsen 
4&t St.PO. oompetenlan Gerichten, die der er^ 
atem (1) ,aber einem besondem Urtheilssenal 
des Oberappellationsgeridits überwiesen. 6. 

Kittgreiek WtMtemlierg *). 

Revidiftes Gesetz betr. den Schutz des 
Waldeigenihums v. 4. Sept. 1855 (Regbl. 
Sb*. 19); es kann hiemach, wenn in einem Be-* 
zirke Eingriffe in das WaUeigenthum in grös-> 
aarm Umfange vorkommen, das Feilbieten von 
Walderaeagtiissen in diesem Bezirke von der 
Beibringung amtUdier, auf 8 Tage ffttftiger, 
Zeugnisse über die Rechtmässigkeit des Erwerbs 
derselben abhängig gemacht werden. Zuwider- 
handlungen bei Strafe von 3 — 15 fl. 

Geseti betr. die Regelung der Jagd, v. 27. 
Okt. d. J. (Regbl. M-.22.) ^ Im Grnndeigen- 
Awun Hegt die Berechtigung zur Jagd auf eig- 
nem Grund und Boden; das Jagdrecht auf frem- 
dem Grund und Boden bleibt aufgehoben und 
darf als Jagdgerechtigkeit in Zukunft nicht mehr 
beeilt werden. Abgesehen von Enclaven, darf 
e die Jagd durch den Grundeigenthümer selbst nur 
auf einem zusammenhängenden Grundbesitz von 
mehr als 50 Morgen Land ausgeübt werden, 
in allen andern Fällen übt die politische Ge- 
meinde Namens der Grundeigenthümer sie 
durch Verpachtung aus und zwar in Complexen 
von aniodestens je 500 Morgen; dergleichen 
Comptexe können nur in einzelne Jagddlstricte 
von mindestens 2000 Morgen zerschlagen wer- 
den. Die Ausübung der Jagd durch den Ein- 
zebien ist durch den Besitz einer Jagdkarle be- 



•) FofiU, vcA S. 86. 



dtogt/ waicIiB agf IM Jahr gegeir floMoMn^ 
von 4 fi* ausgesteiil wird. — Es folgen ver- 
schiedene jagdpolizeiliche Vorschriften. 

Gfesatt Iwtr. einige Abitodenuigfln and Er- 
giMungen des Executions- unsl Pfa^d* 
gesetzes, v. 13. Nov. 1855. (RegW. »r.270 

Gesetz, betr. die Rechtsmittel in Ver- 
waltuQgsJBstizsachen vom 26. Nov. 1868 
(RegbL Nr. 28). Es findai statt: das ordeM^ 
Ücbe Rechtsmittel des Reeurses, mit Saspetehr«» 
kraft, 10 Tage Anmeklnngtfrist, SO Tagis Be^ 
gründungsMst , welche Frislen unerstreckttoh 
sind, bei Streitwerth bis 100 fl. ist jeder Part« 
nur Einmal zu recurriren gestaltet; itte ausser^ 
ordentlichen Rechtsmittel sind die Nichligkeita-* 
bescbwerde, welche Ein Jahr lang wegen we- 
sentlicher fomieller Mängel angebracht werded 
kann, und die Wiedereiiuwteniig in den vorigeil 
Stand, wekhe binnen sechs Mom^en vor dar 
Enldeokung neuer Beweimittel oder Thalsaobmi 
einzubringen ist. 6. 

Halsteia aad Laaeabarg. 

A. Holstein. 

1^ Ministerialschreiben voih ll.Oelo- 
ber 1854 betr. das Verfahren gegen Individuen, 
welche wegen ausserehelicher Schwän- 
fferunff in Unzuchtsstrafe glommen wei^ 
den sollen, das angeschuldigte Vergehen aber 
leugnen. Es war in einem Gerichtsbezirk F^- 
xis ff0W(nrden, dem angeblichen Schw)ingerer, 
welcaer die Unzuchtsbrüche zu erlegen sick 
weigert, weil er die Schwfingerupg leugnet, sab 
poena confessi aufzugeben, dass er die Ge- 
schwächte innerhalb QrdmmgsfHst zur Klaffe 
provocire, und dann die Bntsch^dung über me 
Unsuchlsstrafe von dem Ausfall der Schwänge*- 
rungaklage abhängig zu machen. Das Ministe- 
rium erklärt ein solches Verfahren für unzu- 
lässig, weil durch dasselbe: a) Denuntiat an- 
S ehalten werde seine Unschuld zu beweisen, 
) die Erkennung einer Strafe von dem Ausfall 
eines Givil-Prozesses abhängig gemacht werde. 
2) Rescript des Holstein. ^Oberge- 
richts vom 21. Dezember 1854, bezüglich eines 
ähnlichen Rescriptes vom Jahre 1852: Wenn 
ein überlebender Ehegatte, der mit seinen Kin- 
demin fortgesetzter Gütergemeinschaft 
lebt, sich wieder verhelrathet , so soll in der 
Regel sofort zur Aullheilung geschritten werden, 
und eine etwa erridilete Interims wirthschaft hier- 
von k^ne Ausnahme begründen. In soldien 
Distrieten, wo bei errichteten b^erimswirthsehar- 
ten die Kinder hinsichtlich des Grundbesitzes 
herkömmlich in Communion bleiben bis zum 
Ablauf der Satzjahre, kann dies Verhältniss blei- 
ben, wenn der die Stelle in Satzwirthschirfi 
übernehmende Ehegatte (bei seiner Wiederver- 
heirathung) auf seine statutarische Portion aus 
dem Grundbesitz völlig Verzicht leistet. Dej 
ganze Gafi4al- und Mobiliar -Nai^ass.dc^ 
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lOBf der bttrloMwirOjchaft teell aitfgellnfk 
werden. 

3) Köalf i B«f dlatiM imm iL Juraar 
18S6:Wetti9l6i€]ida(i6eri6lit8li«lt»rjiaM^ 

uad »lulerer oril Jurisdtotioii venebe&er 
cii JkMtpwmdk aif Pension ans der SliaU- 
iiSdit matehl» (~ ideinoU jeder wm 
QüAerr iiesteU» Joelifllar tom Kbii% hmmiA 
w m i m mm -* Aml d. lef.>, ee soll deä 
kl Zdouft Ift die BeeüttguiiBtortande die eas^ 
drikkUehe Claueet anfgenoomen userde«, daei 
fkmti bd Aiiflietaii|r der PartrimoidalgerichtB«- 
beikeii kcbi Amiradi auf EntBßhäAffmg mO^ 
hm «ille. 

4) KönigL Regolulion tod denieelbea 
SMo: b die AdTOcelenbeeteUanf ea aoU 
ferlan die Basti ■wieeg anfkenenmen werden, 
dws der BetrcOmde UnsioMich aeineB Wohn^ 
eela akh den Beatianninfe« dee Hinialerif m-* 
lerwerfe, and dass eine ohne GMeinnlgiBif des 
lUniateril vorgenommene Wobnortsvcranderung 
als Verzicht auf die Advocator gellen solle. 

5) Minisierlelle Beclaratlon einiger 
H. des Gesetzes über Aufhebung des Hühlen- 
iwangs Tom 20. Januar 1855 (über d. Gesetz 
selhil er. Mn^. J. S. 183 n. 78 dieser lährb.). 

•) Patent vom 17. Februar igbb efethiU 
die Ptthlieakhni des BundeabeschlMses voai 7/L 
Januar 1854 betr. die «genaalüge Ausliefe* 
fmmg geoieiner Verbrecher auf duutaishe« 
Bnfesieliiet. 

7)Mittisterial-Sohr«iben vom 1. März 
1856 betr. die Ungiiiltigkeit zeiieon*- 
tractlicher Verpflltb'tangen zum B«^ 
such einer bestimmlen Mübta 

nachdem der Mihleaewaf gasetziloh mige^ 
beben and fesigesetzl wierden Ist, dass dersme 
In Zukunft wieder durch Vertrag noeb dnob 
Veijttrang recMsgÜtlg soll begNhidet wierden 
köomn, so darf nunmehr «nch kein Gntsherr 
nrii seinen Outsunteroefaörigen stlpuliren, dass 
IflMere ihr iCom auf einer bestlmoiten HttUe 
mablffl käsen soilai. ^ Sotebe contmetHcke 
SU^ationen , -* durofa deren fahalt , der Wir-^ 
knng nacb, ein Mfthleaewnng censtituirt wird, — 
alnd m^Wg, und in Zukunft nnouilllasig. 

8) Ministerial-Circnlair vom 2L 
tun 1865 : Mehrere In der land eines fiigen-^ 
Ihimers vereinigte tfeschlessene Landstel« 
len sollen, — auoli wenn sie von einer Stelle 
ans gemeUiBchaftlich bewirihschafket werden — 
doob In ihrem ursprüngUcben Bestände als selbsi* 
slimBge Landslellen erfaaltoi, Wobnungs- und 
Wfcrthsdiafbgebende ohne hdfacvo Oendmidgung 
nicht abgeiM-ociien , die Grinzen ntchl verändert 
menieH. 

9) Verordnung vom 11. April 1656 
bolr. die Repertition der Kosten der zu erbauen^ 
den neuen BimfiMstalten (ef. Jahrg. I. der lahrk 
8. 183 n. TT.). 

10) Minlsterlal^-Cjroular vom 13. April 
I86& He CivHbenmten, flir welche «eine Onifaan 



ist, 



MiOta 
wie 



tvagin. 

11) ]>ie Trennung der E«ebtn|illofn 
v<in der Verwaltmig in der BhtagJnitian 
wnrde mIMst nllerlil&bnier Vevffttvwf 
vom i^ Mal 1055 moiolMt Or «e JhtmM 
FtairiMK angeordnet ~ Der Lin4dywMtf 
vmddeibl die fffiammtw /UmfnlttrrWim med ei* 
gerlttfe poUietUdib fiünhfiwalt ^ «an ßtrd^ 
maisi wn lOtigigem äeOngnins bei WMew 
und Brod). **- 

Din Becblsptign In OM^ und StralmelM 
geht Bof den neu KU besleUendeit Lindvieih- 
ter <dem ein Seerotnlr beigeordnet wtrd) wt 
auf die bisherigen Kirchgpielfvö|^e über. 

Letztere eriniten die Citri IpeehSfiego bi 
denjenigen Sachen, die mehr oder weniger suu^ 
marlseher Nnlur sied. Me VerlUning foHt 
die Soeben In 10 nauihaft gemachIeD Vaineortia 



Ausserdem sollen die KlrobspliAovigfte ia 
allen Rechtaetraitlglgatten den Versnob derCMte 
ansldlen , und der Landrichter darf irelne fiaobe 
annehmen, bevor dieaar Versndh vor dem Kireb- 
spielsvogt stntiffeiuttden. ^ Von 4eü ErkemH- 
niBsen des Lanmcbterg aowoU , tue ten den« 
der KirchspfeIfvÖgte gebt der Retnirs an dm 
holsteinische Obcrgerlcbtl). 

12) Circulair des holst. 0. Crim. 6er 
an sämmtHohe Vatergiiri>ekte vom 29. 
Juni 1855. a) Die Untergerichte sollen, wena 
ein schweres Verhreeben f &iidlnngen, wnlcbe 
mit eiier Simfe von Inehr als 1 Jdw ZndkthUft 
bedroht eind) den Genenatand der UnlersndimBg 
biWet, die Aeteo amä abdinn an d» a Crim. 
Gericht einaenden, jvenn sie des Bafirimllmn 
sind, dass ein völlig oder uen der Initann M*- 
spredmodes Etlenmniss abangeben ist b) Bl 
plinktUches bMehaiien der den Voriheidigfli 
gesteltea Frietai wenle w ied erb o tt eingoachirfL 

13) MinJ5leriaIsohreiben vom 25.MI 
1S65 betr. die provieorlsche Wanaorld- 
sungsordaung vom §. Joni 185t Ocf. B&i 
der Jahrb. a. a. O. n. 79«). ~ Die dnrcb dÜ 



1) Vorstehende Vetfß^n^ ist ofan« SetSebmis dtt 
LaedesfeitvetaBf efksaeUh Oas JÜnitttwiam b usii si an 
die NMunmgp mir als ene« dnrob das lotAle BAdSi^ 
akf des iaBeftracbt kMnaicndenBeiMs b(Brbaicfi6Ml» 
Verftodenme der GesehlftsvertJteilmas miter dm 
yerschiedenen Beamten; weitergehende Eeformea seies 
von der Znsümnmng der Stände ebhängif^. — Ünver- 
kennber hat das Mlnisteilnm mit dieser, znn&dift f^ 
eisen besümmten Df^riet fetreffeaen, liatlebmn^ tw- 
tnobe» woUen , in wiefem 4ie Ik-enmniif »der necMh 
pJeg» von d^r Verwahunf in der jQaJerimtaaa sisl 
praktiscb bewöbre^ nm d^miftoblt bM Reorgaatf^iflS 
der Rechtspflege und Verwaltong 4es gansaa Landes» 
die gewonnenen Erfahrungen zn benutzen; es ist da- 
her za bedanem, dass die Stindever^ammlunlTf ia ^ 
znstarrer partamentariscber Conseqnenz, solches dmi 
Ministerium zum Vorwurf gemacht liat. — 

4.M 
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j^ovtoor. WMserWsmgsordinngr dein Qra&dbe- 
sitzer aurerlegte Verpfliditang, Ton seinem NaclK 
bam das Wasser nach Maassgabe des natfirlicben 
Geralles aufzanebmen, und weiter abzuleiten, ist 
durch die Voraussetzung bedingt, dass eine ge- 
nQffende Entwässermig auf dem eignen Grund 
und Boden des Letzteren nicht bewerkstelligt 
werden kann, und es kann mithin ein Grundbe- 
sitzer nicht Terpfflchtet sein, einen Grdnzgraben 
einseitig auf seinem Gebiel, behufs besserer Ent- 
wässerung des MachbargrundstUckä, anzulegen 
oder zu vertiefen. 

13) Verfügung betr. das Visiren der 
Wanderbüchcr derjenigen HandwerksgeseU 



len, welche n ihrer BeHMtorung die Bienbahii- 
zttge benulsen wollen. Ve» 25. A^f»i 1859. 

B. Lauenburg. 

1) Patent vom 17. Februar 1855 beb*, «e 
Publication des Beschlusses der Bundesversamm- 
lung beztIgL Auslieferung gemeiner Verforedber. 

2) Regierungsausschreiben vom 1. 
August 1855. Es wird eingeschärft, dass Bauern 
(Meier) ihre Holzungen nur zur forstwirtk- 
schaftlichen Holzkultur benutzen, nicht aber 
abroden oder im Bestand verringern dürfen. 

3) Wehrpflichtsgesetz vom 27. Octo- 
ber 1855. 39. 



Cebersieht der gegenwärtlgei ReehtezMUide in des Aiihalttocheii lenogthiMen '^). 



I. Das lentgtkiiBi Anhalt- Dessai-Kltkea. 

Dieses Herzogthum mit einem Flächenraume 
von 32 Ouadralmeilen hat über 116,000 Einwoh- 
ner. Nach dem am 23 November 1847 ohne 
Nachkommen erfolgten Ableben des Herzogs 
Heinrich von Anhalt -Köthen wurde Letzteres 
laut getroffener Uebereinkunfl mit dem Herzoge 
von Anhalt- Bernburg als Lehnsveller, mit Anh. 
Dessau zunächst poUtisch, und nach beendigter 
von Dessau geführter Administration und aufge- 
hobener zwischen beiden Herzögen bestandenen 
Gemeinschaft der Landeshoheits- und Regierungs- 
rechte durch Herzogl. Patent vom 22. Mai 1853 
auch faktisch vereinigt, wogegen dem Herzoge 
von Bernburg eine Entschädigung zugesichert 
wurde. Seit der politischen Vereinigung der 
beiden Herzogthümer wurden Gesetze theils für 
beide gemeinschaftlich, theils für Anhalt-Dessau 
allein erlassen, seit der Vereinigung zu einem 
Herzoglhume aber werden die Gesetze für dieses 

S gegeben, jedoch gelten in Köthen noch dessen 
rubere, soweit sie nicht ausdrücklich aufgeho- 
ben sind. In neuerer Zeit hat man es sich an- 
gelegen sein lassen, die mit vieler Sorgfalt ge- 
hobene Rechtspflege und Gesetzgebung in dem 
vereinigten Herzogthume in Gleicnförmiffkeit ui>d 
üebereinstimmung zu bringen, und sind die Ge- 
richte neu organisirt, auch ist die Verwaltung 
von der Justiz durchgängig getrennt worden. 

Es bilden drei colTegialisch eingerichtete 
Kreisgerichte in Verbindung mit neun Ein- 
zelrichtern als Kreisgerichtscommissio- 
nen, welchen in dem Sprengel der Kreisgo- 
richte besondere Bezirke angewiesen sind, die 
erste Instanz für die gesammte Justizverwal- 
tung des vereinigten Herzogthums. Jedes Kreis- 
frericht besteht aus einem Director und der er- 
orderlichen Anzahl von Räthen und Assessoren, 
auch werden demselben AuscuUatoren oder Re- 
ferendare beigeordnet. Die Kreisgerichtscommis- 
sionen bestehen aus den Einzelrichtem und dem 
nach der Grösse der Bezhrke nöthigen Personal 

*) Dieser Aufsatz schÜesst sich «tn S. 438 an. 



an Actuarien oder Gerichtsschreibern , die Ein- 
zelrichter sind Mitglieder der Kreisgerichte mid 
stehen unter Aufsicht der Kreisgerichtsdirectoren. 
Bei jedem Kreisgericht und dem in ctessen Spren- 
gel angestellten Einzelrichter ist ein Staatsan- 
walt bestellt . welcher ausser seinen Obliegen- 
heiten noch solche civilrichterlicKe Geschäfte 
führt, die sich mit seiner Stellung vertragen. 
Er ist das Organ der Staatsregierung für die 
Wahrnehmung des öffentlichen Interesses sowohl 
in Civil- als Criminalsachen, doch vertreten bei 
Untersuchungen der fönzelrichter wegen Forste 
und Jagdfrevel die Forstanwälte dessen Stelle. 
Die Beamten der Staatsanwaltschaft sind der 
Aufsicht des Stadtministeriums untergeben. In 
allen streitigen und nichtstreittgen bürg er 11-* 
eben Rechtssachen steht den Kreisgerich- 
ten die unbeschränkte Ausübung der Gerichts- 
barkeit zu, welche auch die freiwillige Gerichts- 
barkeit, das Deposital- und Hypoüiekenwesen 
und alle Vormundschafts - und Nachlasssachen 
zu besorgen haben, während zur Zuständigheit 
der Kreisgerichtscommissionen in den ihnen iäer- 
wiesenen Bezirken nur streitige Rechtssachen 
und Gesindestreitigkeiten , deren Gegenstand 
nicht über öOThlr. beträgt, so wie auch Hand- 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Vormund^ 
schafis-, Deposital- und Hypothekensachen und 
die Aufnahme zu Protokoll von Gesuchen der 
Bezirkseingesessenen in Rechtsangelegenheiten, 
gehören. Dieselben Functionen , welche die 
Kreisgerichtscommissloiien , haben auch die üb- 
rigen, nicht als Einzelrichter delegirten Mitglie- 
der der Kreisgerichte bei dem Collegio als 
Einzelrirhler. In Strafsachen fiihren die 
Kreisgerichte in ihrem ganzen Sprengel bei Ver- 
gehen und bei Verbrechen im engern Sinne i\ie 
Voruntersuchung, nehmen bei Vergehen die 
Hauptverhandlung selbst vor und entscheiden 
über diese in erster Instanz bis zu zwei Jaliren 
Zuchthaus, wogegen die Hauplverhandlung bei 
Verbrechen im engem Sinne vor Geschwor- 
nengerichten, welche seit 1850 eingeführt 
sind und sich als sehr zweckmässig bewährt 
haben, erfolgt. Die Kreisgerichte haben asch 
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die ForatitrafgerichlslMariieii ia arster Instam, 
uad untersuchen und erkennen über Steuerde- 
fraudationen in den Fällen, wenn der Herzoglich 
Anhaltiscbe Zolldirektor die Sache zum gericht- 
lichen Verfahren verwiesen, oder der Ange- 
schuldigte auf rechtliches Genör angetragen hat. 
UeberU^tungen werden von einzebien Mitgliedern 
derselben untersucht und das Straferkenntniss 
ffefallt, wobei GefÜngnissstrafe bis zu sechs 
Wochen oder Geldslrafe bis zu öOThlm. aus- 
gesprochen werden kann« Die Kreisgerichts- 
commissionen haben bloss die Uebertretungen 
in ihren Bezirken zu untersuchen und zu bestra- 
Ten, jedoch wird ihnen gewöhnlich auch die 
Voruntersuchunff der daselbst vorfallenden Ver- 
gehen und Verbrechen von den Kreisgerichten 
Obertraffen. SIreiUgkeiten über die Zuständig- 
keit in Strafsachen zwischen Einzehichtem unter 
demselben Kreisgericht entscheidet das Letztere, 
und gilt dabei nur einmalige Entscheidung. 

Die Patrimonialgerichtsbarkeit jeder Art, so- 
wie auch die geistliche Gerichisbarkdt in allen 
weltlichen Angelegenheiten ist aufgehoben, und 
wird die Gerichtsbarkeit überall nur durch vom 
Staate bestellte Gerichtsbehörden ausgeübt. Eben 
so ist der eximirte und privilegirte Gerichts- 
stand iUr Personen, Grundstücke und Gerechtig- 
keiten und der privilegirte Gerichtsstand des 
Fiskus aufgehoben, jedoch mit der Ausnahme, 
dass iUr alle über privatrechtliche Verhältnisse 
gegen den Herzog und die Herzogliche Familie 
entstehenden Rechtsstreitigkeiten mit dritten Per- 
sonen, und hinsichtlich' der Rechtsstreitiffkeiten 
unter Mitgliedern der Herzoglichen Familie ein 
eximirter Gerichtsstand Statt findet; in nicht 
streitigen Rechtsangelegenheiten der zur Her- 
zoglichen Familie gehörigen Personen bleibt es 
bei der bisherigen Hausverfassung. Ferner hat 
auch das Militäir in Criminalsachen einen be- 
sondern Gerichtsstand. 

Was die Verwaltung betriiR, so besorgt 
solche in den Städten der Stadtrath und die Po- 
lizeigerichtsbarkeit übt daselbst der Bürgermei- 
ster als Herzogl. Polizeiamt aus, die Verwaltung 
und Polizei auf dem Lande aber haben drei Her- 
zogl. Kreisdirektionen, unter dereii Aufsicht die 
Bürgermeister stehen. Obere Verwaltungsbe- 
hörde hinsichtlich der Innern Angelegenheiten 
und in Polizei- und Finanzsachen ist die Her- 
zogl. Regierung, oberste Landesbehörde iiir alle 
Zweige der Staatsverwaltung das Staatsministe- 
rium. 

Die zweite Instanz ist das Oberlandes- 
gericht in Dessau, welches früher aus zwei 
Senaten, einem Criminal- und einem Civilseuat, 
unter je einem Präsidenten bestand, seit 1854 
aber nur einCollegium bildet, das einen Präsi- 
denten und mindestens vier Richter (Räthe und 
Assessoren) enthalten muss. Dasselbe ist die 
Appellations - und Beschwerdeinstanz In allen 
Sachen, welche zur streitigen bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit gehören, und gegen Er- 
kenntnisse und Bescheidungen der Kreisgerichte 



und Einiehricbter an solches geümgen, sowie in 
allen Rechtssachen, in welchen das Verfahren in 
zweiter oder dritter Instanz über das eingewen- 
dete Rechtsmittel bei demselben zu verhandebi 
ist, und die alleinige Instanz, bei welcher es 
bewendet, für Beschwerden über Verfügungen 
der Einzelrichter und Kreisgerichte in nicht pro- 
cessualischen Angelegenheiten. In Separaüons- 
Zehnt- und Dienstablösungssachen entscheidet 
es in zweiter Instanz auf eingewandte Appella- 
tion gegen die Erkenntnisse &r Generalcommis- 
sion, und hat dabei ein weiteres Rechtsmittel 
nicht Statt, sobald die Entscheidungen erster 
und zweiter Instanz völlig übereinstimmen; eben 
so schlichtet es auch Competenzconflicte zwischen 
den Auseinandersetzungsbehörden und den iU)ri- 
gen Justizbehörden. In streitigen Rechtsange- 
legenheiten des Herzogs und der Herzoglicnen 
Familie ist es jedoch die erste Instanz. Femer 
bearbeitet es die Lohns- und Erbenzinssachen 
iiir das gesammte Herzogthum, so wie es auch 
die Disciplinargewalt über die Unterg^chte aus- 
übt, und die Aufsicht über die Justiz-, Deposi- 
tal- und Sportelverwahui^ derselben und über 
die Rechtsanwälte und Notare (Uhrt. Demselben 
steht die Befugniss zu, die Führung des Hypo- 
thekenbuchs (,über einen zusammengehörigen 
Complex von Gütern, welche in den Bezirken 
verschiedener Gerichte gelegen sind, und der 
Leitung von Sequestrationen und Subfaastationen 
derselben einem dieser Gerichte zu übertragen. 
In Strafsachen bildet das Oberlandesgericht 
die Appellationsinstanz für alle durch Rechts- 
mittel gegen Bescheide und Erkenntnisse der 
Einzelrichter und Kreisgerichte an dasselbe ge- 
langenden Untersuchungssachen, und die 6e- 
schwerdeinslanz für alle Einzelrichter und Kreis- 
gerichte In Untersuchungsachen. Es entscheidet 
auch Streitigkeiten über die Zuständigkeit in 
Strafsachen zwischen Einzelrichtem unter ver- 
schiedenen Kreisgerichten, sowie zwischen ver- 
schiedenen Kreisgerichten, wobei Recurse unzu- 
lässig sind. 

ne\ dem Oberlandesgericht fungirt ein b er- 
Staatsanwalt, welchem die Staatsanwälte 
untergeben sind und der dieselben substituiren 
kann, auch provisorisch die General -Staatsan- 
waltschaft bei dem Oberappellationsgencht ver- 
tritt. — Die Autsicht über das Oberlandesgericht, 
so wie die Oberaufsicht über die Untergericbte, 
Rechtsanwälte und Notare führt das Justizmi- 
nisterium, und erledigt schliesslich solche 
Beschwerden, welche den Geschäftsbetrieb oder 
die Verzögerung der Justizverwallung betreffen, 
hinsichtlich aller Rechtsangelegenheiten. 

Der Präsident des Oberlandesgerichls bildet 
alljährlich aus drei Mitgliedern desselben und 
aushülfsweise aus Mitgliedern der Kreisgerlchte 
die Anklagekammer, welche über die An- 
träge der Staatsanwaltschaft auf Verweisung einer 
Untersuchungssache zur Hauptverhandlung vor 
das Schwurgericht durch den Verweisungsbe- 
schluss entscheidet. Das Geschwornenge- 
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rieht beiliAt aus elnettt Garichtsbor und 96 
Hanptgeschwernen nebst 12 oder mehr Ergän-* 
anfigeschworven und es werden ftir jeden 
etasrtieB StrtflhU zwölf aosgeloost Der Ge- 
richtshof Ist aus dnem von dem Staatsmlnisterium 
aas der Zahl der angestellten Richter erwählten 
ftäsidcrten und dessen StelUertreter, sowie aus 
vier belsit«enden von dem Prfisidenten des Ober- 
hMdesgericUs aus dessen Mitgliedem und des- 
jenigen Kmlsgaichts, an dessen Sitze das Ge- 
scimoftteBfericht gdialten wird, ernannten Rich- 
tern und Ergänzungsrichtern zusammengesetzl. 
Vor dasselbe gdangen zur Hauptverhandhmg und 
UrÄeilsfidlung nur Verbrechen im engern »nne, 
worunter ane V^brechen zu verstehen sind, 
w^che einem Strafsatze von Zuchthaus unter- 
liegen, gleichviel ob Zuchthaus allein oder In 
Verbindung mit andern Freiheitsstrafen angedro- 
het ist, diejenigen Verbrechen jedoch ansffenom- 
men , welche neben andern Freiheitsstrafen w» 
mit eitter, zwei Jahre nicht übersteigenden Zucht-^ 
hanostrafe bedrohet sind; ferner das Verbrechen 
de» ZweikampCs, wenn vorher die Fortsetzung 
des Kampfes bis zu einer Tödtung verabredet 
worden war und solche erfolgt Ist, wohin auch 

S'iärt, wemi ein Secundant oder Zeuge von 
Verabredung Kenntniss gehabt hat Ebenso 
haben die Schwurgerichte iäer Pressverbrechen 
und ttber in Versammlungen begangene politische 
Verffdrao zu entscheiden. 

Ufe dritte und höchste Instanz ist nach 
Anfhebng des Gesammt^Oberappellatlonsgerichts 
In Zerbst iu Endd des Jahres 1849 das vM den 
¥ereinteken Thttrinffisohen Staaten gemeinschafl- 
Ucbe OberappelUtlonsgerlcht In Jena, 
aus einen Pnteidenten, 7 nicntacademischen und 
5 academfochen Räthen bestehend, welches in 
Civllrechtsstreitigkelten im Wege der 
AppeUatioii nur über solche Sachen entscheidet, 
doren Gegenstand mindestens lOOThhr/ Haupt- 
w«nfa oder 4 Thir« jährUche Nutzung beträgt, 
w(d>ei Processkosten . Zinsen und Schäden, so 
1mm sie an sich oie berufungstehige Summe 
nicnt. erreichen, oder unbesthmnt sind, nicht 
aiilBeredmet werden, und eben so ttber solche 
Saohen, deren Gegenstand rein persönliche und 
solche Rechte betrifft , die sich nicht zu Gelde 
abiehätzen lassen. Jedoch kann die Extrajudi- 
cMsession des 0. A. Gerichts auch Civilsachen 
dvoh reformatorische Entscheidungen erledigen, 
Im Fall der Gegenstand der Entscheidung nicht 
iber 100 Thbr. beträgt, oder nur Verzuffszinsen, 
ascessorische Schädensansprüche und me Pro- 
cesskosten In Betracht kommen. Dasselbe Ist 
auch Ae drllte Instanz flir Separations-, Zehnt- 
u»d Dienstablösungssachen, wenn das zweite 
Erkemitniss von den früheren in der Hauptsache 
oder dvch Zusatz neuer Bestimmungen abweicht 
vmk der streitige Gegenstand einen Werth von 
200 nUrn* Kapital oder 10 Thim. iährlldier Rente 
hat, oder In einer nicht zu Gelde schätzbaren 
Gerechigkett besteht Wird behai^tet, dass 
d^rrti ein vem 0. A. Gerkdit in eiaer »vllsache 



ertiMiltes BrkeMiinIss entweder weseiiMche Be-^ 
standthelle des Processes verletzt, oder gegen 
den Inhalt der Oberappellationsgerichtsordnunf 
oder der spedetlen Landesgesetze gesprochen 
worden sei, so s(ril binnen doppelter sächsischer 
Frist bei demjenigen Hofe, welcher gerade (Me 
Aufsicht über das 0. A. Gericht und den NaaMi 
Inspectlonshof führt, das Rechtsmittel der Nfd^ 
tigkeitsbeschwerde einzulegen gestattet sein; M 
jedoch diese unffeffründet, so wird sowohl die 
Parthel als der Sacnwalter in 20 Conventionsgu)*- 
den Strafe genommen. Ueberhaupt soll jeder 
Missbrauch &r Rechsmittel durch Geldstrafe von 
5 bis 50 TMm. oder nach Befinden mit Getäng- 
ttlsBstrafe geahndet werden. Handhmgen der 
ireiwilliffen Gerichisbark^t sind von der Coin- 

renz des 0. A. Gerichts ffanz ausgeschlossen« 
Strafsachen entschel&t dasselbe in hoch-* 
ster Instanz , besonders über Nichtigkeltsbe« 
schwerden. Gegen Entscheidungen der Anklage- 
kammer des Oberiandesfferickts kann die Pßcb- 
tigkeitsbeschwerde b^ dem 0. Appell. GerloM 
eingewandt und Endurtheile der äeschwornen 
können bk)ss wegen Nichtigkeiten durch eine 
solche Beschwerde angefochten werden , gegen 
von dem Oberlandesffericht in der Appellations- 
Instanz gesprochene TJrtheHe aber flndet nur In 
drei Falten diese Beschwerde an das 0. Appel. 
Gericht Statt Die ExtrajwUcialsesslon dieses 
Gerichtshofes Ist auch ermächtigt, bestätigende 
Erkenntnisse zu ertheilen, wenn die im vorlgenr 
Erkenntnisse ausgesprochene Strafe eine Pr6l-i 
heitsstrafe von se(»smenatllcher Dauer nicht 
überstdfft — Die Aufisiekt über diesen Ge^ 
richlshof wechselt zwar jährlich zwisdien den 
bethdllgtenDurchlanchtlgsten Höfen, doch nimmt 
der Herzogt. Anhalt -Dessauische Hof, weldier 
den zwischen den bethelHgten Regierungen we- 
gea dieses Gerichtshofs bestehenden l^rlräffen 
nur provisorisch' beigetreten Ist, diese Geregt- 
sarae während des Provisoriums nicht fti An- 
spruch. 

Das Clvllrecht des Herzogthums an- 
langend, so gilt hier in Rücksicht Sqs redpirten 
dasrümteche, canoniscbe, gemeine deutsche und 
gemeine Sachaenrecet subsidiarisch, und sind 
auch , wie dte Verordnung vom 30. September 
1815 besagt, die chursächsischen Constitutlonert 
von 1572 als Httlfsrecht angenommen. Das eln- 
hdmiscbe Recht bildet sow<riil die für ganz Aih^ 
halt gemeinschaftliche Landes- und Processord- 
nung von 1666, wozu iür Anhalt -Dessau Im 
J. lo22 Erläuterungen, Veränderungen und Zu- 
sätze erschienen, welche Im J. 1860 für beide 
Herzogthümer Dessau und Köthen revidirt be- 
kannt gemacht wurden, als auch die TerrKorlal- 
gesetzffebung, welche in einzehim Gesetzen und 
Yeroranungen erscheint, und namentlid seit 1848 
sehr thätig gewesen Ist Jedoch haben IIb* Kä- 
then aUehi auch mehrere Gesetze, welche da- 
selbst früher publlcin worden sind, noch Gel- 
tmg. In der Anhaltischen Landes- und Pro-^ 
cessordnung finden sich Entsdiddungen bestritt 
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Rechte, gmeitiigicb lak Rücküclil att£ Mba^ 
tmdBüd VerMÜtiiiMe «ikI hi VerUndonff nüEiil- 
teheidttüffendes deitficbea tiedäsL Im späto« 
SMetsgebuflg bat tbetts aii dea Beslinaniiifeii 
dieser Ordnung, Ibeils m denen der Meiiieii 
düdaebea und silefaeieokeA Bscble Meaehes ver«^ 
itodert und moäMkkij und xu den erwihton 
leiridirten Erlätttemi^^^ Vefänderunfai ete« 
Äd auiob wieder veraohiedeiie Oeoisionen er« 
tbelU worden. Bemerkenawerlk ane der neuern 
fitteizgahung ie4, dass seü 1822 die Geneblechte^ 
«ecroundscbift binsiehUtob all« unverbeuralhelen 
Ftafl^uEimnier^ und sdt 1852 aucb rttclbricbtUclt 
der EbefTMiMi eofgebeken ist; BürgsohaAen, la* 
tefceisionen aber können Frauenspersonen nur 

ßblUcb eingeben y und gellen datier «udi dto 
mmungen des VelkjMisch^ KatbscMnssee 
und der Attthentica sl qua mulier ad S.C.VeUij« 
nicbt mehr; Tarner die Verordnung vom 8. Sept» 
1831, betraVend die FömOiehkeiten der Test»* 
Menlsarricbtungen der Personen, weiche sich in 
den wegen ansteckmider KraiddieHen gesperrten 
Hiusem, Strassen oder Gegenden beinden, imn 

esidiea die Verscbonung derselben mit Unge** 
rsamsstra&n des bürgerMieA Bechls und 
ReeUsauflSohliessunffen ; Verordnung ^knu UOkL 
1821 1 dte Ansprüäe unebelcher, ton einem 
verbeinyUieten llaane während besiebender Ehe 
eneugten Kinder an die Erben des ehebrechcri*- 
edien Vaters betr.; das naohtriglich au dem 
BAele wegen der Mäkler vom 19. April 1803 
«Abcdlte Geset« vom 24 VÜn 1^2, wegen der 
aUsn Verwaltern von ^ffanUichen oder PriraU 
SdftungMy Fideioemmisaea^ allen Vermttndern, 
Cutteren^ Kirohenvorrtrimni elo. vmimlaam 
Anneheie von Procuralurgebühren, Honorar, G^ 
aeiienlKen oder Bedingung anderer Vortheile, bei 
Auefcaibuug und Unterbringung von Gelden, so 
wi0 M eUen andern Verftrigen und Gesohifton^ 
welche jene im Interesse der Ihnen anvertraor- 
ten Verwaltung mit dritten Personen unterba»* 
dein und abwmliessen^ welches den entaegen 
Bandrinden als piumedcator betrachtet md be*- 
elrefl; iwier Vererdnui« ^^ i^ Juni 1840, 



da» Verfidiren bei 4tm Veräuseerungen der Grand- 
etauke betr., welches nementiich bei Veräussn- 
rangen von Lehn-, Erbadns- und Laassgrun^ 
stttekea die vorherige Genehmigung des Hm^^ 
t/^ erfordert; Gea^te vom 15. Fefemar 1842, 
din SinsatMutg von Waisenimtarn betr., unter 
diren Obbut alle arme unmündige Waisen und 
unebeltebe Kinder geelelU wceden. Durch Pa«** 
leni vom 14. Februar 1848 wurde die aligemeina 
deutsche Weohsehurdnung^ n^ Aufhebung dev 
firttbera WeoheelordnuiB« von 1822, am 4. Mära 
1848 aki Gesela bekannt gemadH, und miltelat 
Verordnung vom lO.AprU 1848 wurden die h^ 
rankten mit den Christen in allen büraerliclKn 
Biacblra und Pttehten v«Uig i^iehgesleUt. Eäm 
Vecordnung vom 17. AprH 1846 hob die der 
LandeebnrrsobiA nn le ü ta n d e n Jagdkiienste un^ 
eüfoidüeli anH Am a November 1848 ersehen 



die Vm-fiiaümgenrhmde vom 29. OM. deea JL, 
weeu unter Anderm daa Gesell veni 24 9ept 
1849 cur AnafÜhrang der ia f. 29 ilwiidtm 
ttber die Führung der Standasbiekar unA die Ci- 
vilis eolknkenen BesUm unm g en gegeben wnr- 
de. Die Verfassung wurde jedoch nach Aufi** 
hebung der aogenannten deuteehen Ginndsniililiiy 
durch BersogL Patent vom 4. November 1861 
ausser Krafk gesetsi) und es tnd nun an l.Bn«* 
cember c^ a. eine von dem Herioge eomtfaiii 
Commiaalon aur legnlung der Verfimannfsner- 
bftKnisse zneammeu, welchn am 4. MMm ISia 
gencbkiasen wurde, wotanf etwue Wefterns nhshi 
erfolgt Ist. Eben so wunden nndi mdmmpe auf 
Grund der Verfassung erlaasenen Geselne^ na«» 
mentUch durch Verordnung vom l&Movmuhm 
1851 das Gesetz über dieauilehn und die Bih- 
Funn der Standesbacber^ wieder att%^koben, die 
Schliessung der Ehe darob einen bttrf ealicbsa 
Act jedoch fttr besondere Fälle vot behniteo. ^ 
Zu erwähnen sind noch das avilstaatadfenerga^ 
sele vom 10. April 1850 nebst dim nnchtrtg« 
liehen Gesetae vom 30. IM 1853| einige Ab^ 
ändarnngen desselben betr.; Schnlgeeetu vom 28. 
AprU 18Ö0; Verordnung vom i. August 1800, 
den Beweis der Acquisitiv-Venährung von Beel* 
rechten, Insbesondere der Holiiheieiiltliaiaigan 
(Eichenholft *- N^tan^^ ^ und PJannungiTrecht etc.; 
betr., woau nicht erfordert wird^ da« Uusich*** 
lieh ganzer Feldmarken die Auattbuagaade des 
Rechts auf indem der einzebien QnmdsMcke 
während reobtsvenähiter Zeit geaehehen selonv 
mid die Verocdmmg vom »(kimmr 1865^ wek^ 
ehe ilber die Amortisation dar Inimdhrhfn 
Staats- und Werlbp^dere VorsqlqrMte anfslallL 
Zurfieftrdmrung der Landeekutar durehEub- 
fessehmg oder weidgstens Brleiddefung den 
Omni UM Bodens von belastenden DteustMir^ 
ketten, Zehnten und Abgaben wer In ftEthmer 
Zeit wenig geschehen; nur daa fleaeti vom 2ä 
November 1&9, die Bestimmung der unbajiliuni 
ten Tiiflgerechtigkeiten (senrüutee nctar) bebr«^ 
iat anaultthren^ wonach auch ohne Besimaupg 
ttber ganne Gmndslttche sich erstreckieodn Fuan** 
und FabrwegsgerechügkeltcB näher 
werden aattea Erst fan J. 1S40 
Schritte daau, indem eine Terordnung vom l(k 
Okleh. mm Schulae der Futterkräufter^ mum- 
Saaten etc. gegen fremde Anfliuling 
wurde^ und die Zwangahraefan idmeH 
nmss. Durch Verordnung vom 19. 
eL a. wurde eine Landrentenbmik ecrichCnt. im 
Jlafar 1848 war aueh die Jagd^eehügiaBii auf 
fremdem Grund und Beden auigehoben worden, 
wurde jedoch durch Gesetz vom 24. Aunm IfifiB 
nieder hergeateUt^ zugleich aber dnrin den Jagd- 
bereahUgten der Ersatz des Wüdachadenn mnr 
Ffficht gemncht Die AUüshaiheil der attf asi- 
vub'echi&ehem Titel beruhenden Grnudehinban^ 
mif en sie in GeMe oder Mainralien tu mSkid^ 
ten mimy ist dofch das fleneln vom & Jamsar 
18B0 gersfait woideu, und nenehmbl 
himmg gegen Zsbbmg des 20 f neben 
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m. 4MB 8«|Nifiim«eMii: vm 96. Mim UUD 
m$€iiim im Ge^m ttber das V«rMam ü 80^ 
lurttiM«*, ZMuil-^ «»4 Dimt -^ AbldsMfmt- 
iA0iiy dl« GcMU ttkar dta AM^sm« d«r NM^ 
1^^, FnuAt- and Fktoduehaleii und das G^ 
Mü» üb«r die AUtmiif dm* NttaraMeMto. Um 
dteCMUir ateiiwaMl^, wetciM^ dor eigmitkttA*- 
IMtea 8<;h<Mi^ dM Lawlea ans der tarohflkhr 
ilif d«i S^MintfoiiivwMaM «mwhs^ wurde 
ito fiovfaorMie Vm^ordnung ^nw 4« Arar l&5t, 
aWf« ModtfkMiOiN« dat Separationmaaalaea im 
JnlaraMiet der BrlMdumg der MalaracMnbrti da 
taodea betr., erlaaieii. Waa daa varaUetß Uh 
mm dvü. LdbnsvartMiMlei beMR, ao iai ille 
A«lbalHiqg deaaeUw» im J. 1848 min ia Am- 
fM)l fflilaltt, aber nian aoag^Ohri w^Hiden. 

Wtcbtig ial( no«k daa p^riaoriff^lie Geaete 
aoaa i6. Mai 1660, de« BflUiab de» BavgbiMa 
betreffende da ata aolcbea flUr Anball'-fieaaaiir 
mbm bia dahi» gtaaUek MUa 

Obwohl «ine CodtfeaUoii des CivikedkU iUr 
dieaes UenwfUunn nichi gavade als drlugendea 
BaMrWsa eracbeiat, gaoz abgeaahen vw 4aa 
«aiars bavrocheMR MachtbeUen ebwr goldw» 
flberhaopl (vergL Sinlenia mar Friga yw im 
Civttff€»etab<|ekani, Leipslg 185»), se hai doch 
4(e AnbaU-Deaaeokche Begleruag, gielchwia 
di^ ttbrigea «w OAG^ in ic«a va««Miiglan Re^ 
«Imnf en« auf Baladimg daa KöaigL SUchaiaobeii 
x« dev in Oreaito iiir Anaarbeiuuig des BtOr 
wwrfa eioea CMIgaaetabuchea wd apMerbin el^ 
mr QvUinKM9esa«rdnQ0g zotammeigetoetoiiaa 
Gommlailw ebMa Ceouniaaar gesandt, nai alab 
dabai f&rOeiB«i-Wttiea zu belbeOigoi «ad die 
JBiaitihniaig 4ieser G^MtobUcher daite von»- 
bareii#n» 

I>u^CiYUiHr«c^ss grüddal sich, auf die arii 
4tar oben erwihiileft AoMUschen LaodeaordDiMg 
ya rbm da no Proeeasordnung von 1666, die naob^ 
bar necb eiiriga Male ^i^^Mer aofgelagk wordaii 
Ml md die aKe Qbiirsii<Mscbe Prooes8or<hMing 
feaa Jabre 16Q2 aw Gnm^Bage bai, ivogegan 
dier die erlttuterte sächsische vom J. 1724 Keine 
GtOtfgkeit in Anhalt besilzt. Fttr das Oberappel- 
if^inaagaricbt bestebt eine besondere GericWa* 
affdnmf ?eoi 16. Saptamber 1817, woven je* 
daab Ml AaMmt^ daa OAG. au Zerbat Meh»* 
fire Beaümmmgen weggeMlen sind. Zur Ver-* 
bMioi'Ung der geselxlicnen Fdmen bei RethlS' 
ata-etttg^eiten und zur Abkürzung des processua* 
Uf^sbea Ver&hrena erschienan im J. 1822 : Er- 
Dtotorongen und Yerbaaserangen dor Anhalt 
ftnneaaerdnwig nabü eiMaaAnbaBfa, die aom** 
■ariaehaft Praeeasarta» betrefibnd, nd im Jdnr 
ittO wmrden dieaelbed reviArt beranagegeben, 
dibat aber zuj^ich die bisherigen Erllnferun- 
ifHaf so wie dasAnbalt-KSth^n'sche JtMstizregle- 
mi^t vom 18. December 1793 und alle 9on«i%Qn 
te tb ^w c hen Cifilproceasf eaetoe an^ebaben. tte 
Hlag» ist fODt oidaiiUiehen Pracesaft achdfUiab 

an iahe», dach branaht dar WA alcbt melr 

nr owvvVvn wujpungvB zv w ot ueu , püiiijL^ni 
«MN fat auch iidai Mli corBeweiaaOtrettlQg g|9* 



alattM. OiaUdm^g an dten 
daa oidantlMhan Proeaasea dwf kaiiie Uuigera 
lUa eine ^daazabnUigige FHal anthaUnn, nnd aHa 
Frialen and Tennine ataid peramtMaob. Unge«* 
horaam and Verainmniss oder nicht gebürifa 
Verriiditnng der HawHangen bn Temrina haben 

S' lehan Hecbtanaokihfdl; doch tritt die Straft 
Ungaborsama ausser bn Fall einer itarafiani^ 
tan MotbMal ww aanb vorgintiger (fngeboi^ 
aamaboacbatdlgung ein; Gagen Yarattttmnng ip«n 
Temfaien, Fristen und Nnthfriatan (mit Ansnabnm 
dea decendü) saMena der AnwiftUe werden die 
Piwrleien in inlegmm reatMnbt Daa mttadUebn, 
von Mand aus in die Fbdaa genannte, Veriahran 
iat Regel in den Temdnen und Udbt auf swtd 
S«tae fiir jedan Tbeil heschrinbi; doob kann 
antohea entweder dmreb Anordnung daa Geriotat| 
Wß b^M^ndem Qrtinden, oder durob Compronrias 
4«r Parlelnn in ebi schrHUiches vorwandett wer« 
den, iür weU^n letztem FaU dte Anwike 9^ 
ner beaoadern VeMmacht von ihren Mandanlan 
bedttrfeai. Die Parteien künnen bn ordentltoban 
Pfoeeas nur im Beiatandn ebwa Anwalls varfiihH- 
ren. In wichtigen und verwickeüan Sachen aoH 
dar Richter naeb Befinden anaser dam arataa^ 
wdl dem eraCen Termine lu Terbindenden flttle^ 
versuche, aoeh vor ErlbeHung des Erkennlnln- 
aea einen zweiten Termin zum Gllbiaersucb a»* 
setzen. Die Einlassung auf die Klage mnaa 
Punkt flta- Punkt gescbdian und skid damit 
sUmmtttcbe Toaznhringende Einreden zn rarbb^ 
den. Der demGegentbaabeieltahiatamtaieln«* 
weis kann in der Regal aacb AManf dar Ba»- 
waiaiklst nicht wieder veribidert werden, 
finden dabei einige Ananahmen Sti^ Dar 
darf mit andean BeweiamMahi über 
Artihel nicht gebüuft werden; goachlAl ^, 
wird er flir nkbt gebraocbl gehatten. Alle f 
abid in i^enUfcber Qerichtssitsnng zn laMaw. 
Die Vemebnmng der Zangen und SaobaerallbH- 
dfgen gesehiebt tai Oagenwart der Rirtnien nnd 
^Uese Uiunen demaelbcm durch den Richter Fr»>> 
gen verl^ea lasaen. BaaMbiinlich iai dlnBi^- 
stiaimwg, dasa eine öflfonliabe und mü n d b ci m 
Verhandlung der Sache Statt findet, 1) naehlw.* 
s«hlusa des eralen Verffykrena, 2) dea Rewniih- 
und Gegeobeweiai^erGdbrena und ä) bi der Ajh- 
pellaUonataistana. Der Zweck bei 1) iai diefli^ 
irterung der ftaj^, ab und wnrtber anC Be** 
weis au erkennen, wekhor Partei er anbneftaK 
gen, oder ob ein SnderlMnntntaa zn 
aei; bei 2> daas dndaveh daa Uaberige 
Uche HaNVtveriabran , und bei 3) ' 
achrUWehn Verfobran eraatzt wtoi AUe B^ 
Itenntnissp werden im ümnen des 
fiUUt was sn Bb^iang deomlban 
iak Das Bnwaisinterh)€nl wbrd 
Frage, wer zn bewelMB habe (BewdabaQ, 
re^tskriiaig, and «tat ao ababedtagt deintUana 
Eriienntniss, in welchem erst noch ebi Beweis 
auferlegt wird. Die Rechtsrntttel itfnd verelii'- 
facbt und deren Zahl iat veaidngeti wordaiv bi- 
depi wtMm 4u:<di gwei 
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ReeKlaMClbe «ntsdiiedmi wird^ und Ae 
Oberiflutemog, so wie (He Läotemng von Selten 
lies LiHiteraten wider ein ilim ungttnstiges Län- 
lenmgserkemitnlss wegfiUIt and OberappeHfltkHi 
•0 ieren Sielle tritt. AppeHaUon^ Läuterung 
«Mi Obertppellatfon finden nur geaen Bnder- 
lunntnisse, -gegen Bescheide über das Beweis- 
wd Gegenbeweiaverfiihren , gegen Beweisinter- 
tocttle, jedocii nur in zwei Fätlen, gegen andere 
Zwischmibeachefde aber und processleltende De- 
crete bloss Justizbeschwcnde Statt. Im summ»- 
riachen Precesse, woza der Mandats-, Execu- 
tiv-y Wechsel-, Concurs- etc. Process gerecht 
■et werden, sind die Ladungen und Termine 
eben so peremtorisch und die StraFen des Unge- 
iMTsams anwendbar, wie im ordentlichen Pro- 
oesse, soweit die Beatimmungen darüber nicht 
anders geregelt sind, nur die FVisten sind, mit 
eiBiffer Ausnahme^ kürcer, md Oeffenttfchk^ 
der Verhandlungen findet nicht Statt, ausgenom- 
■len bei Eidesleistungen. Der processus sum- 
flMTius indetenninatus fälH weg. Der Mandats- 
process und der Arrestprocess sind der gemein^ 
rechtliche, und in geringftigigen RecMssachen 
ist ein abgekfirztes durchaus mflndtiches Verfah- 
ren angeordnet, wobei jedocfi die Zulassanr von 
Sacbwaitom nicht verwehrt werden kann. Ueber 
des HüUsver&diren sind umTassende Vorschriften 
gegeben« 

Was das Sir a frech t betrlflFI, so galt frfiher 
das gemeine devische, namentlich die COC., 
nebsi verschiedenen einielnen Strai^eseftsen ; «eH 
16S0 aber sind das ThfMngiscbe ^ral);esetzbuch 
ind die Strafprooessordnung nebst der GebOfa- 
raitaxe unter AuiMnang aller bisherigen Be- 
■Maimwngen über Bestrarung und Strafverfahren 
ds Geselse bekannt gemacht worden, doch ha- 
bea dabei noch mehrere frühere Gesetze ihre 
etUUfkeil behahen, z. B. das Gesetz über die 
Baitrtiung der Holzdietatahle und Frevel, sowie 
über die Raff- und Leseholznutzung vom 30. 
September 1849, die Strafgesetze gegen den 
Naehdruek, die BestimnNingen Vber Besirafting 
wegem Steuer- und ZoHooniravöntlonen und Be- 
etatrMohtigmig der Regalien , ferner die in meh- 
rem Anhalt- Dessauiscben und Köthenschen Ge- 
setken zum Schutze der Elsenbahnen enthaltenen 
Strafbesümmungen ^ das Gesetz zum Schutz der 
Tefegraphenanstalten vom 27. September i849 
uad einige andere. Mit dem Patent vom 10. 
Septanber 1868 wurde das Gesetz über die Ab- 
indenmg einiger Bestinummjren hn ersten Theile 
des zweiten Kapitels des Strafeesetzbocks pu- 
blieirt, wonach fiir die Artiicel 7 bis 10 und 14 
daselbst andere snbstitnirt sind^ die Festungs- 
strafe an%8hoben ist, an deren Stelle G^fang- 
■issstrafe UHU, und über den Yerlust der bür- 
gerliahea Ehre in StraffiMlen Vorschrtllen erlheilt 
werden 1). Ete taderetf Patent von demselben 



U Öle Motive dafür sind: „weil die Feslung^slrafe 
Hir die meMen SindllUle, in welchen dieselbe allein 



Dato anaeht d^s €kseto,- dto AMmfcMngen ehtf- 
ger Besthnmungen der Straljpreeessordnang b^ 
treffmd ^) bekannt, naebdem dieselbe n^bst dar 
Gebührentaze von der Anhalt-Dessau-Kdthen^ 
sehen Staatsregienuiff im Verein mit mehreren 
Regierungen dinr Thttringfscben Staaten einer 
Revision unterzogen worden wnr. Eine Feld- 
poifzeiordnung war iw Jahr 1849 eingeffthrt 
worden. BrwMnenswerth ist 4e YerordMng 
vom 29; April 1851 wegen der Vemehmtn^ nd 
Yereidiffong der Prinzen und PHnzessinnen des 
Herzoguchen Hauses als Zeugen in Stratadien. 
Am 27. Januar 1856 erschi^ das MfHtatrstra^ 
gesetsbooh; die Verordnung, betreffshd de 
Mrieffsartikel ttr die UnterofMere nnd ScrtdaMki 
der Anhatttschen Tn^pen, desgl. die VerordMaig 
ttber die DiscipHnarbestrafung bei dem MlÜtidr, 
und am 20. deas. M. das Gesetz. Ae Bt ilWh^ 
mng eines Bhrengeridtts und das Verfi^en des- 
selben bei Unterrachung der zwischen OflIziereR 
vorkommenden Sireitigkeilen und Beleidigungen, 
so wie die BeetraAnig des ZweMmmpfe mter 
Ofizleren betr. ttn Polizeistralig^esetz , welebes 
274 Artikel begreia, ist vom 29. Mirz 1866 
und am 1. Juni In Kraft getreten. 

Das Strafverfahren richtet ^ch nach 
der Strafprocessordnung. Dasselbe zerMit In 
die YoruntersudMNig und Havptv^handlung, 
weldie letztere nur auf fiirmllche Ankk^ 
durch den Staatsamrelt oder einen MvMnkllk 

Er eingeleüet wird. Es ist mflndlldi imd die 
uptverhandlung, welche bei Verbrechen Im 
engem Sinne vor Geschwornen geschieht, in 
der Regel ÖffentHeh; Der Angeschuldigte kann 
sieh durch einen Anwalt oder dnc jMmsl von 
Staatswegen dazu berdhigte Person mftndM 
vertheidigen lassen; hat er nr HauptVerhand- 
hmg vor dem Geschwcnmengericht keinen Vcf^ 
theidiger gewählt, so muss ihm eh solcher et 
officio bestellt werden. Die Krelsgerldite mk 
woM als die Geschwornen haben über die Schill 
oder Nichtschuld des Angeklagten nicht fladi 



oder wahlweise mh andern Strafen angeordnet id, ah 
ein gant onangemeesenea Straübel erscheine aad «adi 
im HerMgthnm Anhalt- Deasaa - KMbsn niahl ^roUsi^aA 
werden könne, so wie, daaa ea bisher an yo aata- 
liehen VorschriAea über den Yerkist oder die aeitwaya 
Entziehung der bürgerlichen Ehre in SlraflaHen gei^Ut 
habe " 

2) Als allgemeines Motiv desselben wird aneefülirt, 
dasa die SfPO. sieb bei ihrer Anwendung niebt aber- 
all als «weckmftaaigbewilart, daaa vielmehr di< Abia^ 
dertine danalbea in meiirfftifaen BeatiomimigeB» be- 
sonders zur jodgiftcbaiea Abkünasf daa SMveKteli- 
rcns and zur HerbeiTüliiuQg einer grdsaern Kosleaer- 
sparniss sich als nolhwendig herausgestellt habe. IHe 
speciellen Motive sind bekannt gemacht in der Sclirifl: 
Anhalt- Dessan-Köthensche Straf^roeeasördnung vom 
128. Mai 1S50 n^bst Abändenitigen einigenr Be al to im atf> 
$en dar 8tP0. vom 10. September ISid, ao wie dk 
Motive 2« dem Gaaett Aber did ^ändaronlpen eMb^ 

fer Beali mm aogen der Ska^roe^wnerdnuif . ..DaaaiNa 
853. (Druck und Vei^ der Heybnu4'M^, jtfjj^ 
buehdruckerei). 
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SeseUUchen Bewaitfregeln, sondern nach ihrer 
'eien, aus gewlssenhafler Prüfung der vorge- 
brachten Beweise gewonnenen Uebarzeugung zu 
oriheilen. Wenn ein Angeklagter durch ein 
EodurtheJl wegen mangelnden Beweises freige- 
sprochen ist, so kahn die Untersuchung nur in 
drei bestimmten Fällen wieder aufgenommen 
werden. Das Geschwornengericht tritt so oft 
zusammen 9 -als diess das Oberlandesgericht auf 
Antrag des Oberstaatsanwalts oder nach Anhö- 
rung desselben iiir nöthig erachtet. 

Hinsichtlich der Staatsdiener, so ist de- 
ren Anstellung im Allgemeinen lebenslänglich 
und unwiderruflich. Das Diensleinkommen wird 
durch baares Geld, Naturalien und Wohnung 
gebildet, welche beide Letztere in Geldrente 
verwandelt werden können. Die Staatsdiener, 
sowohl richterliche als Verwallungs-Beamte, kön- 
nen ohne Beeinträchtigung ihres Ranges und 
ihrer Besoldung auf andere Stellen und an ei- 
nen andern Ort versetzt werden. Dienstuntaug- 
lich gewordenen Slaatsdiener steht es frei, ihre 
Entlassung zu nehmen, und haben sie Ansprüche 
auf Pension; auch können Staatsdiener auf Warte- 
ffeld gesetzt und vom Dienste entbunden (zur 
Disposition gestellt) werden, welches bei ei- 
ner Besoldunff über 500 Thlr. drei Viertel, bei 
einer von 500 Thlrn. und weniger sechs Sieben- 
tel beträgt. Die Pension dagegen besteht bei 
Gehalten über 300 Thlr., bei fünf und weniger 
Dienstjahren in ^/le^ und bei weitern fünf Dienst- 
jahren Jedesmal Vi6 ^^^^ ^^^ Gehalts, also bia 
zum 50. Dienstjahre in ^Y^e, bei Gehalten von 
SOOTblm. und darunter, in demselben Verhält- 
nisse, in 1V23 ^^ ferner jedesmal V22 mehr, 
nach öOjähriser Dienstzeit aber in dem vollen 
Gehalt ; jedoch darf keine Pension die Höhe von 
1000 Thlrn. übersteigen. Wesen Dienstvergehen, 
unordentlichen Lebenswandels etc. kann der 
Beamte ohne Pension entlassen oder auf eine im 
Range und Gehalt geringere Stelle versetzt wer- 
den, wobei das früher vorgeschriebene Besse- 
rungsverfahren aufgehoben ist. Beim Verfahren 
wegen Entlassung oder Versetzung tritt sofortige 
Suspension vom Amte ein, und ist die Unter- 
suchung und Entscheidnng einem besondern 
Disciplinarhofe übertragen , welcher aus den Mi- 
nistern, den Ministerialräthen , den Vorsitzenden 
des Oberlandesgerichts, der Regierung und der 
Generalcommission, so wie dem Oberstaatsan- 
walt besteht, gegen dessen Entscheidungen we- 
der die Berufung auf gerichtliches Verfahren, 
noch ein weiteres Rechtsmittel Statt ündet. Nur 
wegen eines concurrirenden gemeinen Verbre- 
chens wird gerichtliche Untersuchung eingeleitet, 
doch kann das Disciplinarverfahren selbst dann 
eintreten, wenn in jener der Angeschuldigte 
völlig freigesprochen ist. Dienstentsetzurig tritt 
ein, wenn Staatsdiener durch richterliches Ur- 
theil unter Anderm vorsätzlicher Verbrechen und 
Vergehen für schuldig erachtet, und überhaupt 
zu Zucht- und Arbeitshausstrafe verurtheilt wor- 
den sind, doch ist über die Dienstentsetzung 
Jahrb. t Rchtswif 1. 1855. 



mit zu erkennen. Wer sich dem Richteramta 
widmen will, muss drei Jahr die Reditswissen- 
schall auf einer Universität studirt, die erste 
Prüfung bestanden, sodann wenigstens zwei Jahre 
bei ein Kreissericht, oder nach einem Jahre 
noch einem Jahr lang bei dem Oberlandesgericht 
als Auscutätor sich praktisch ausgebildet und 
hierauf die zweite theils mündliche, tneils schrifl- 
liche Prüfung bestanden haben, wonach er bis 
zur definitiven Anstellung als Referendar be- 
schäftigt oder als unbesoldetes Mitglied einer 
Behörde überwiesen wird. Die Prüfungscommis- 
sion besteht aus drei Mitgliedern des Oberlan- 
desgerichts. 

Die Advokaten und Notare, welche jedodi 
nicht Staatsdiener sind, haben sich denselben 
Prüfungen, wie die richterlichen Beamten zu 
unterziehen und denselben Bildungsgang zu ver- 
folgen. Ihre Anstellung und die Anweisung 
ihres Wohnorts hängt von dem Ermessen des 
Staatsministeriums ab, und ihre Zahl soll die 
Normalzahl nicht überschreiten. Sie führen den 
Amtscharakter ,«RechtsanwaU^% und können bei 
allen Anhaltischen Gerichten prakliciren. Die 
erlangte Erlaubniss zur advocatorischen Praxis 
soll durch künftige Anstellung in öffentlichen 
Aemtern für erloschen angesehen werden, wenn 
nicht eine Erneuerung nachgesucht wird. Im 
Jahre 1844 hatte sich ein Anhaltischer Advoka- 
tenverein zur Hebung des Advokatenstandes durch 
Bewahrung der Standesehre, durch Wissenschaft- 
lichkeit etc. gebildet, welcher jedoch die Höchste 
Genehmigung nicht erhielt, und deshalb nicht 
lange bestanden hat. 

von einer neuern AnhalUschea Rechts Ute» 
ratur lässt sich nicht viel sagen, da ein klei- 
nes Land, wie Anhalt, welches grösstentheils 
fremde Rechte adoptirt hat, wenig Gelegenheit 
zu Schriften über vaterländlisches Recht darbie- 
tet. Es ist daher etwas früher zurückzugehen, 
und sind von altem Schriften über Anhaltisches 
Recht im Allgemeinen zu erwähnen: Lobe- 
than, Anhalts Gerichtssaal oder kleine Abhand- 
lungen und Bemerkungen über verschiedene in 
Anhalt vorgekommene Rechtsfragen und Rechts- 
entscbeidungen, hauptsächlich solche, die auf 
Anhaltischen Gesetze beruhen. 1. Stück. 
Zerbst 1795. 2. Stück. Köthen 1796. was 
zwar manches jetzt Veraltete, aber docli noch 
einiges Praktische und Interessante rathält 
Derselbe, die Fürstl. Anhaltische erneuerte und 
verbesserte Landes- und Processordnung etc. 
mit eriäuternden Anmerkungen versehen etc. 
Köthen 1804. Früher haben schon Zepper, Hed- 
ler u. A. Commentare zur L. und P. Ordnung 
geliefert« — Von neuem Schriften sind anzu- 
führen: Glossen zu den gesetzlichen Vor- 
schriften für das.Oberappellationsgcricht in Zerbst, 
von D. A. R. (ohne Druckort) 1818. — Ha- 
bicht, Oberappellatlonsrath zu Zerbst, Recht- 
liche Erörterungen und Entscheidungen gemein- 
rechtlicher Contraversen entnommen aus den 
richterlichen Arbeiten. Erster Band. Zerbst 1843, 
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welcher mehr crimhial- als dvffarechtliche Er- 
örterungen enthält, doch sollten in die folgen- 
den Bände vorzugsweise civilrechtUche Contro- 
Tersenentscheidungen aufgenommen werden, da- 
her zu bedauern, dass diess vortreffliche Werk 
nicht fortgesetzt worden ist — Lattorff, die 
Fürsten und die Yerfassungsfrage von Anhalt 
Ein Wort zur rechten Zeit 2. Aufl. Berlin 1848.— 
Anhalt -Dessauisches Recht spedell betrifft nur 
die Schrift von Döring, Sammlunff Herzogt 
Anhalt -Dessauischer Gesetze nach der Anhalt 
Landes- und Processordnung, den landesherr- 
lichen und andern Verordnungen und der Ge- 
aelzsammlung. Zerbst 1839, welche ein alpha- 
betisches Repertorium ist 

IL Das Herzogthum Anhalt-Bernburg. 

In diesem Herzogthume (16 Quadratmeilen 
■ nrit ungefähr 54600 Einwohnern) ist die Gesetz- 
gebung sehr reichhaltig, welche von dem ge- 
meinen und Anhaltischen Rechte vielfach abge- 
wichen ist, und sich besonders auf die Verbes- 
serung des Justizwesens bezieht Die Gerichte 
sind seit den Jahren 1849 und resp. 1850 neu 
organisirt 

Die Rechtspflege in erster Instanz wird von 
zwei Kreisgerichten mit collegiallscher Ver- 
fassung und durch zwei demselben angehörlge 
Einzelrichter (Kreisgerichtscommissionen) 
ausgeübt Erstere bestehen aus einem DIrector, 
zwei Rälhen, einem Assessor, zwei Actuarien 
etc., die Commissionen aber aus einem Einzel- 
richter und einem Actuar. Die Kreisgerichte 
sind in allen Civilsachen competent und ha- 
J)en die freiwillige Gerichtsbarkelt, alle Nachlass- 
Vormundschafts - , Handels- und Hypothekensa- 
chen. Zur richterlichen Entscheidung^ in gering- 
Agigen Civilrechtsstreillgkeiten im Betrage bis 
zu m)Thlrn. werden Hitglieder der Gerlcbtscol- 
leffien als Einzelrichter bestellt, von deren Ent- 
scheidung zunächst an das betreffende Unterge- 
richt Berufung Statt findet, welches mit Aus- 
schluss des Einzelrichters in zweiter Instanz in 
erkennen hat Auch Hiethsstreitigkeiten gehö- 
ren zur Competenz dieser Einzelrichler, welche 
ausser Besorgung der Handlungen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, gleichfalls das Erbenzinswesen 
zu bearbeiten haben. Den Einzehichtem als 
Kreisgerichtscommissionen sind dieselben Func- 
tionen übertragen , wie jenon Einzelrichtem, und 
ausserdem haben sie noch Klagen in grossem 
Civilrechtsstreitigkeiten und Anmeldung von 
Rechtsmitteln protokollarisch aufzunehmen. In 
Strafsachen steht die Untersuchung und Ent- 
scheidung in erster Instanz bei Uebertretungen, 
worunter Handlungen verstanden werden, wel- 
che mit Gerangnissslrafe bis zu sechs Wochen 
oder mit Geldbusse bis zu fünfzig Thalem be- 
drohet sind, den Einzelrichtern, bei Vergehen, 
' welche mit Einschliessung bis zu ftinf ^bren, 
mit Gefllngnissstrafe von mehr als sechs Wo- 
chen oder mit Geldbusse über fünfzig Thalem 



bestraft werden, den Kreisgertchten zu, welAe 
durch Gerichtsabtheilungen, die aus drei Mit» 
fftiedero gebildet sind, untersuchen und entscheid 
den. G^en die Enscheidungen der Einzelrich- 
ter erfolgt die Verhandlung «id Entschddmg 
zweiter Instanz vor dem betreffenden beisge- 
richt mit Ausschluss des Einzehichter^ Die 
Kreisgerichtscommissionen sind auch bei alle» 
in ' ihrem Gerichtsbezirk vorfallenden Va^Hi 
und Verbrechen die Untersuchungsbehörden. Dib 
Kreisgerichte erkennen noch in Zoll- und Steuer- 
defraudationssachen und üben die Forst- und 
Polizeigerichtsbarkeit in erster Instanz und zwar 
letztere durch commlssarisch dazu ernannte Rich- 
ter aus, gegen deren Urtheile das Rechtsmittel 
der Berafung an das Kreisgericht* zusteht Bd 
dem Polizeirichter findet auch ein Mandatsver- 
fahren Statt Laut Verordnung vom 22. AugHsl 
1852 ist das &erichtsscböppen-Institnt 
beibehalten und geregelt worden. — Die Unter- 
suchung und l^tscheidung über Verbrechen, 
worunter mit der Todesstrafe, mit ZuchÄaus- 
strafe oder nrit Einschliessung von mehr als fitnf 
Jahren bedrohete Handlungen zu verstehen sind, 
so wie über Pressvergehen, welche eine härtere 
als dreijährige Freiheitsstrafe erleiden, gehört 
zur Competenz des Schwurgerichts. Das 
Richtercollegium zur Abhaltung von Schwurge- 
richten besteht aus vier Richtern der beiden 
Kreisgerichte, deren Directoren aus jedem zwde 
abordnen, von welchen der älteste Vorsitzender 
ist Der Geschworaen sind 30 Haupt- und 9 
Ergänzungsgeschwome; zu jedem einzelnen PaU 
gehören zwölf durchs Loos bestimmte 6e- 
schworae. 

Die Staatsanwaltschaft wird bei allen 
Gerichten durch den Staatsanwalt vertreten, wel- 
chem auf seinen Antrag Gehttlfen zugeordnet 
werden. An dessen Stelle sollen auch Polizei-, 
Steuer-, Forst-, Gemeinde- und Verwaltungs- 
beamte iu ihrem Wirkungskreise die Rechtsver- 
folgung der zur Competenz des Einzebichters 
gehörenden Uebertretungen fibemehmen. 

Die Patrimonialgerichtsbarkeit ist aufgehoben 
und die Rechtspflege wird dalilr von den Unter- 
gerichten des Staates verwaltet Auch der be- 
treiete Gerichtsstand hat aufgehört, jedoch mit 
einigen Ausnahmen , so z. B. hat das Militär bei 
militärischen Verbrechen seinen eigenen Ge- 
richtsstand. Die Verwaltung ist von der Justiz 
Getrennt und Kreisämtern, deren Organe bei der 
olizeiverwaltung die Ortsbehörden sind, ftber- 
tragen worden, welche unter der Herzoglicben 
Regierung als der obera Verwaltungsbehörde 
stehen. Bei Polizeivergehen, welche nur mit 
einer Geldstrafe bis zu 10 Thbii. zu ahnden sind, 
haben die Kreisämter die Befugniss, <fie ver- 
wirkte Strafe auszusprechen, doch kann Sir 
Angeschuldigte binnen 10 Tagen von Eröffhutt^r 
des Decrets an auf rechtliches Gehör anbrageii. 
Oberste Landesbehörde, welche allen BdiMeii 
vorgesetzt ist und die oberste Ldtuikg j^Ur 
Zweige der gesammten Staatsverwaltung In sMk 
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yki^iik^, i^Has StHatsthihlst^rititiü, Ivel- 
cbds an d\^ Stella des aüfgelösteh Geheimen 
Cbnfereh^räth^^ ä^^tr^tcn Jst. 

Dte 2^ ei t^ Instant iti das App'eltatföns* 
gerlfcht tn Berriburg, wetchbs aus vier Ra- 
inen befeteht, vdh d^nen einer Dirigent ist, in 
a!tfen Civiltechlsslreltigkeiien, Welche 
bü den ICrefSgerichlen verhandelt werden , und 
(fs Wiltl !n 2W&itdr öd^ dritter Instanz über ein- 
gewendete Rechtsmittel bei demselben verfahren. 
Es entscheidet aucb tiber Polizeisachen in dritter 
Ihstanz und schlichtet Cdmpete!nzstrelt1gkeiten 
Zwischen KrelsgeMchten und Efnzelrfchtern. In 
Recbtsangelegenhelten der Regentenlhmilie ist 
dafsselbä dfe erste Instanz. Eä hat ferner das 
LehhsWesen zu besorgen, ist das Dtsciplinar- 
gerfcht tiber die Hitglieder dek* Kreisgerichte 
toid die Dirigenten der Kreisgorichtscommisslonen, 
und beaufsichtigt diese Untergerichte so wie die 
Rechtsanwälte. In Strafsachen ist das Ap- 
pdtatiönsgericht die zweite und letzte Instanz 
CAppellatfionsinstan^) gegen Erkenntnisse der 
Krelsfferichte^ und Endet die Verhandlung und 
Entsch^idurfg zweiter Instanz vor demselben Statt, 
so wie dfe Beschwerdeinstanz über das Verfah- 
ren der Kreisgerichte. Urtheile der Schwurge- 
ri(*.hte können nur durch eine Nichtigkeitsbe- 
schwerde angegriffen werden. Merkwürdig ist 
die Bestimmung^ dass dieses Rechtsmittel von 
Eltern^ Kindern., Eheffatten, Geschwistern voller 
und halber Geburt, Vormündern und Vertheidl- 
gem Namens des Angeklagten selbst dann eln- 
ge>vcndet werden kann, wenn dieser darauf ver- 
zichtet. 

Die dritte Instanz in Givllrechtsstrei- 
tigkeiten ist seit Auflösung des Gesammt- 
Obemppellationsgerichts zu Zerbst die Läuterung, 
wobei die Läuterungsumme wenigstens 8 Thlr. 
jährliche Nutzung oder 200 Thlr. Hauptwerlh er- 
reichen muss, jedoch Zinsen, Schäden undPro- 
c'esskosten nicht in Betracht kommen, wenn sie 
sich nicht eben so hoch belaufen. Reinpersön- 
Uche und nicht zu Gelde abschätzbare Rechte 
aber sind dieser Beslimmung nicht unterworfen. 
In Strafsachen dagegen und in Disciplinar- 
sachen der Richter ist das Königlich Preusslschc 
Oberlribunal zu Berlin der oberste Gerichtshof 
für das Herzogthum Anhalt - Bemburg , und ent- 
scheidet auch Beschwerden über das Verfaliren 
des Appellationsgerichts. Gegfen Erkenntnisse 
dieses letztern Gerichts findet, jedoch nur in 
Appellatlonssachen , Nichtigkeitsbeschwerde an 
das Obertribunal in Strafsachen Statt. Die Ver- 
handlang und Entscheidung erfolgt in dem ftir 
das Königl. Preuss. Obertribunal bestehenden 
Frocessverfifthren. Die Functionen der Staatsan- 
waltschaft bei demselben vertritt auch In den 
aus Anhalt -Bernburg an dasselbe gelangenden 
Sachen die Königl. Preuss. Staatsanwaltschaft. 
Was die Beschwerden über verweigerte oder 
vtt^ögerte Rechtshülfe durch das Appellatlons- 
gericht betrifft, so Ist dai^ die Juristenfacultät 
ift dar UiiiT^rimät Halle-Wittenberg die Recurs- 



instanz, welche Ih letzter Instanz ehtscheTdSt. 
Beschwerden Über bloss verzögerte Rechtsjrtlege 
durch dieses Obergericht können jedoch auch - 
bei dem Heräsogl. Staalsministerium, als Justiz- 
ministerium, angebracht werden, und werden 
dann von demselben entschieden. 

DasCivilrecht des Landes bildet zuhMchst 
die bei Anhalt -Dessau -Köthen bereits erwähnte 
Anhaltlsche Landes- und Processordnung von 
1660 und die ausserordentlich Ihätige Particu- 
largesetzgebung, welche vieles verändert bat, 
so wie auch das Gewohnheitsrecht und der 6e- 
rlchtsbraach. Sübsidiarlisch gilt das römische, 
cänonische, gemeine sächsische und gemeine 
deutsche Recht; ^da^ chursachsische Recht aber 
hat im Bernburgischen seine Gültigkeit verloren. 
Aus neuerer Zeit sind besonders folgende Ge- 
setze hervorzuheben: Rescript vom 12. Juli 
1834, das Einschreiten der Untergerichte \n Ehe- 
streitigkeiten betr., wonach Streitigkeiten zwi- 
schen Eheleuten geschlicktet und deren Be- 
schwerden selbst durch Strafbefehle abgestellt 
werden sollen , ohne jedoch Klage auf Trennung 
der Ehe einzuleiten; BergknappenschaRordnung 
filr den Herzogl. Anhaltischen Bergbau vom 5. 
November 183ö; Verordnung vom 23. Februar 

1839, das Aufgebot und die Trauung der Israe- 
liten betr. , hiernach ist zur Verheurathung eines 
Inländischen Israeliten der Trauschein des Un- 
tergerichts, zu welchem sein Wohnort ffehört, 
nothwendig, und muss der Trauung das Aufee- * 
bot vorangehen; ferner Verordnung vom 16. Juli 

1840, die Zwangsabtretung von Grundeigenthum 
für öffentliche Zwecke betr., gegen Enlschädi- 
ffunff des Grundeigenthümers ; Verordnung vom 
§9. Juli 1847 wegen der Pertinenzqualität der- 
jenigen Landen tschädiguugen, welche den Haus- 
besitzern für Aufhebung ihrer Hulungsrechte bei 
Separationen ausgewiesen sind; Gesetz vom 26. 
November 1848, betr. die Einführung einer all- 
gemeinen Wechselordnung für Deutschland, nebst 
Gesetz vom 30. Januar 1851, Zusätze zu der 
allgemeinen deutschen W. 0. betr.; Gesetz vom 
21. Febr. 1850, welches das Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht regelt; Landesverfas^ungsgesetz 
und Wahlgesetz vom 28. Febr. 1850 und Ge- 
setz vom 30. November 1851 , die Abänderung 
der SS. 13 und 36 des Landesverfassungsge- 
selzes hinsichtlich der Todesstrafe und der Tjom- 
petenz der Schwurgerichte betreffend, nebst Zu- 
satzgesesetz vom 5. Februar 1852. — Nach 
Anschluss des Anh. Bernburgischen Militärs an 
die Königl. Preusslschen Truppen sind durch 
das Gesetz vom 1. December 1850 die Königl. 
Prenss. Landescesetze, welche die Rechtsver- 
hältnisse der Militärpersonen und Militärbehör- 
den In Angelegenheiten der bürgerlichen Ge- 
richtsbarkeit betreffend, mit einigen Abänderun- 

fen und Zusätzen eingefiihrt worden. Bemer- 
enswerth sind ferner: das Gesetz vom 13. Febr. 
1851, die Staatsaufsicht über neue Religionsge- 
nossenschaften . deren Versammlungen, das Aus- 
scbelden der Mitglieder aus ihrer frühern und 
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Ihre Aufiialime in die neue Religionsffesellschaft 
betr., Gesetz von dems. Dato in Rücksiciit der- 
jenigen Geburts-, Hciraths- und SterberäUe, io 
welchen die Beglaubigung durch die Civilbehör- 
den erfolgen muss; Civilstaatsdienergesetz von 
dems. Dato. Nach dem Gesetz vom ^. Novem- 
ber 1851 9 die Erläuterung und Erweiterung des 
Edicts vom 13. Mai 1782^ wegen gerichtlicher 
Aufnahme der Testamente auf dem Lande, betr.^ 
sind die Gerichtsschöppen in allen den Ortschaf- 
ten, in welchen nicht ein Gericht seinen Sitz 
hat, in Fällen plötzlicher Todesgefahr letzt wil- 
lige Verfügungen aufzunehmen l>efugL Durch 
ein Gesetz von dems. Dato sind die deutschen 
Grundrechte aufgehoben worden. Zur Feststel- 
lung und Ordnung der Verhältnisse bei Annahme 
und Entlassung der Arbeiter in Landwirthschaf- 
ten, Privatbergwerken und Fabriken ist das Ge- 
setz vom 5. Februar 1852 wegen Abschliessung 
von Dienst- und Dingecontracten mit solchen 
Arbeitern gegeben worden. 

Die der freien Benutzung der ländlichen 
Grundstücke entgegenstehenden Hindemisse und 
Beschränkungen ftü* die Landescultur in Anhalt 
zuerst aufgehoben und modificirt zu haben, ge- 
bührt Benäurg der Ruhm, indem es bereits am 
11. Oktober 1837 eine Instruction für die Sepa- 
rationsvermittelungs-Commissionen erliess, wel- 
che der schon ernannten Separationsgesetz-Ent- 
wurfs-Commission zur Beihülfe zu dem Entwürfe 
eine^ solchen Gesetzes, als Behörden für die 
einzehien Theile des Landes, beigegeben und 
untergeordnet wurden, deren Mitwirliung die 
Aufgabe war, die freie Benutzung der Brache 
und die Separation und Ablösung der Hutungen 
herbeizuführen. So erschienen denn am 23. Dc- 
cember 1839 das Hütungs-, Ablösungs- und 
Separationsgesetz, die Verordnung über das Ver- 
fahren in Hütungs-, Separations- und Ablö- 
sungssachen, und das Gesetz über die Ablösung 
der Natural-, Frucht- und Fleischzehnten. Zur 
Vervollständigung dieser Gesetze wurde das Ge- 
setz vom 5. November 1840 über die Ablösung 
der Naturaldienste, und im Interesse der Lan- 
descultur das Gesetz vom 24. Juni 1841 über 
den erleichterten Austausch einzehier Parcellen 
von Grundstücken, erlassen. Die Aufhebung 
der Zwangs- und Bannrechte und die Ablösung 
der auf Grund und Boden haftenden Abgaben 
und Leistungen aber wurde erst durch uesetz 
vom 23. September 1849, sowie die Aufhebung 
und Ablösung des Brachzwangs und der Früh- 
jahrshülung auf den Wiesen durch Gesetz vom 
6. December ej. a. festgestellt. Auch der Cavil- 
lereizwang ist nach dem Gesetze vom 17. März 
1850 gegen Entschädigung der Berechtigten für 
ablösbar erklärt worden. Die Leitung aller Se- 
paralions- und Ablösungssachen ist jedoch laut 
Gesetz vom 6. Oktober 1850 der Königl. Preus- 
sischen Auseinandersetzungsbehörde für ^ die Pro- 
vinz Sachsen übertragen worden, so dass die 
Königl. Generalcommission zu Stendal an die 
Stelle der frühem Anh. Bemburgischen General- 



coDuniision als erste Instans, und das Revt- 

slonscollegium für Landescultursachen in Berlin 
an die Steile des Appellationsfferichts als Spruch- 
behörde zweiter Instanz, auch bei den in Sepa- 
rations- und Ablösungssachen vorkommenden 
Rechtsstreitigkeiten, getreten ist. Es muss hier 
noch bemerkt werden, dass auch das Jagdrecht 
auf fremdem Grund und Boden aufgehobmi ist, 
und dass nach dem Landesverfassunffsgeselze 
der Lelmsverband aufgelöst werden soU. 

Hinsichtlich des Civilprocesses ffilt hier 
das Nämliche, was bei Anh. Dessau- Köthen von 
der Anhaltischen Processordnunff gesagt ist; in 
Betreff der Oberappellationsgerichtsordnunff aber 
haben deren Bestimmungen und die der iwrig« 
darauf bezüglichen Gesetze nur noch in so weit 
verbüidliche Kraft, als sie nicht durch die Auf- 
lösung dieses Gerichts von selbst weggefoUen 
oder sonst abgeändert süid. Frühere Uesetze 
haben schon Manches an der Processordnung 

äeändert und modificirt, und haben besonders 
le Verbesserung des JusUzwesens und die A]>- 
kürzung der Propesse zum Gegenstande, so das 
Edict vom 30. Januar 1751, Rescript vom 31. 
July 1770 und namentlich das anderweite EdIct 
vom 15. Mai 1776, die noch nähere Abkürzung 
derProcesse betreffend; ferner das Arrest- una 
Concursedict vom 13. Mai 1782; die Verordnung 
vom 6. Januar 1801 wegen Unterlassung aller 
schriftlichen Ausfertigungen bei geringu^^ 
Rechtssachen; Circular vom 23. Juny 18^, we- 
gen der Instructionsmethode bei processuaUschen 
Verhandlungen; Verfügung vom 28. April 1842, 
die Form der von Juden zu leistenden gericht- 
lichen Eide betreffend, wonach unter Anderm 
sowohl in Civil- als Cdminalsachen statt der 
bisherigen zehn Schwurzeugen nur zwei jüdi- 
sche Zeugen zugezogen werden sollen etc. Bei 
den Untergerichten soll die Instructionsmethode 
die Regel bilden, und hiernach ohne Advokaten 
protokollarisch verfahren werden, und falls sol- 
che dabei zugelassen werden können, sollen 
dieselben als blosse Mandatarien erscheinen. 
Nur bei wichtigen und verwickelten Fällen fin- 
det ein schriftliches Verfahren unter Zulassung 
von Advokaten Statt, doch sollen alle Sachen 
ohne Weitläufigkeit abgemacht werden. Auf 
eine Klage oder Exceptionsschrirt darf nicht de- 
cretirt werden, wenn derselben nicht die Voll- 
macht und Substitution beigelegt ist. Alle Fri- 
sten und Termine sind präclusivisch ipso jure, 
ohne dass es einer Ungehorsamsbeschuldigung 
bedarf. Die Einlassung auf die Klage muss 
punktweise geschehen, und wird dasjenige, was 
mit Stillschweigen übergangen ist, iur zugestan- 
den erachtet; die Einreden sind mit der Einlas- 
sung zu verbinden. Der Beweis ist binnen 
sächsischer Frist von der Rechtskrall des Inter- 
locuts anzutreten; die Zeugen werden nicht in 
Gegenwart der Parteien vernommen; bei Eides- 
leistungen soll, wenn der geringste Verdacht 
wegen eines Meineides entsteht, ein GeistUcher 
mit hinzugezogen^ oder der Schwörende vorher 
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durch denselben verwarnt werden. Allen Er- 
kenntnissen, überhaupt allen Verfügungen, wel- 
che einen provisoriscnen oder definitiven Rechts- 
nistand unter den streitenden Theilen Teststel- 
km 9 sind die Entscbeidungsgründe beizuftigen. 
Drei conforme Erkenntnisse entscheiden einen 
Rechtsstreit. Als Rechtsmittel sind die Appel- 
lation und Läuterung resc. Oberläutenuig, letz- 
tere beide nur gegen Erlegung von 3 bis 20 
Thhr. Succumbenzgeldem, gestattet. Die bei 
Hülfsvollstreckungen sonst zu erlegenden Hüirs- 
ffelder sind aufgehoben. Geringiilgige unler 
20 Thhr. sich belaufende Rechtssachen sollen wo 
möglich im ersten Termine durch ein einziges 
Protokoll abgethan und beendigt, und kein Ad- 
vokat, ausser auf Kosten der sirli seiner be- 
dienenden Partei, zugelassen werden. Ueber- 
haupt sollen ^n geringfügigen Sachen alle 
schriMIche Ausfertigungen unterbleiben. In Be- 
treff der summarischen Processarien ist der so- 
genannte sächsische Arrestprocess abgeschain 
und an dessen Stelle, wenn der Gläubiger seine 
Forderung oder einen Theil derselben zu ver- 
Heren befürchten muss, der Arrestschlag an- 
g^rdnet, worüber das erwähnte Arrest- und 
Uoncursedict genaue Bestimmungen enthält, wel- 
diea sich aucn über das Concursverfahren des 
Weitem verbreitet. Einhelmische und auswär- 
tige Gläubiger sind bei entstehenden Special- 
concursen über das im Lande befindliche Ver- 
mögen auswärtiger Gemeinschuldner gleichge- 
ftellt 

Ein Strafgesetzbuch ist am 11. Februar 
1862 erschienen, wodurch zugleich alle frühem 
Strafbestimmungen, die Materien betreflen, auf 
welche dasselbe sich bezieht, namentlich die 

Jemelnen deutschen Criminalgesetze, so wie alle 
leselben ergänzenden, abändemden und erläu- 
ternden Bestimmungen ausser Wirksamkeit ge- 
gesetzt worden sind, wogegen die bereits be- 
standenen Gesetze über die Bestrafung der Post-, 
Steuer- und ZoUcontravenienten, über den Miss- 
brauch des Vereins- und Versammlungsrechts, 
so wie der Presse, und über die Widersetzlich- 
keit gegen Zollbeamte ihre fernere Gültigkeit 
behalten haben. Ein Jagdpolizeigesetz und eine 
Feldpolizeiordnung, welche letztere sowohl 
auf städtische als auf ländliche Orte und Feld- 
marken Anwendung findet, wurden im Jahre 
1849 erlassen. Nach Anschluss des Anhalt- 
Bemburglschen Militärs an die Königl. Preussi- 
schen Truppen sind im J. 1850 die Preussischen 
Verordnungen über die Ehrengerichte und über 
die Disciplinarbestrafnng bei dem Militär mit ei- 
nigen Abänderangen und nähern Bestimmungen, 
so wie das Preussische Militärstrafffesetzbuch 
nebst den Kriegsartikebi für die Bemburglschen 
Truppen eingeführt worden. 

Im Strafverfahren gilt nach dem Gesetze 
vom 28. März 1850 die Einitihrang des münd- 
lichen und öffentlichen Verfahrens mit Geschwor- 
nen In Untersuchungssachen betreffend, wozu 
späterhin noch viele Zusätze gegeben worden 



sind, der Anklageprocess und findet eine Vor- 
untersuchung und ein mündliches öffentliches Ver- 
fahren vorder Fällung des Urtheils Statt. Der An- 
geklagte hat das Recht, sich nach Abschluss der 
Voruntersuchung eines Rechtsanwalts als Verthel- 
digers mündlich zu bedienen, und es wird ihm bei 
schweren Verbrechen, falls er solchen nicht er- 
wählt hat, einer von Amtswegen bestellt; In 
den aus Anhalt -Bemburg vor das Oberlribunal 
zu Berlin gelangenden Criminalsachen können 
aber nur die bei diesem angestellten Rechtsan- 
wälte den Angeschuldigten vertheidlgen. Der 
erkennende Richter, so wie die Geschwomen 
haben unter Prüfung aller Beweise für Anklage 
und Vertheidigung nur nach ihrer freien Ueber- 
zeugung, welche sie aus dem vor ihnen Ver* 
handelten gewonnen haben, zu entscheiden, ob 
der Angekuigte schuldig oder nicht schuldig sei, 
der Richter ist aber verpflichtet, die Entscbei- 
dungsgründe in seinem l^helle anzuführen. Auf 
Freisprechung von der Instanz wird nicht mehr 
erkannt. Wer für nicht schuldig erklärt ist, 
darf wegen derselben Handlung nicht wieder In 
Anklagestand versetzt werden, ausser bei Auf- 
findung neuer Thatsachen oder Beweismittel. 
Criminalurtheile werden durch den Regenten nicht 
mehr bestätigt, kriegsrechtliche Erkenntnisse 
ausgenommen. Der Zusammentritt der Ge- 
schwornengerlchte findet nach dem Bedürfniss, 
jedoch nicht öfter als vierteljahrlich Statt. Die 
Entscheidungen des Obertribunals zu Berlin In 
den aus Anhalt -Bernburg an dasselbe gelangen- 
den Strafsachen und Disciplinarsachen der luch- 
ter ergehen unter der Formel: ,,In Gemässheit 
des zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preus- 
sen und Sr. Hoheit dem Herzoge von Anhalt- 
Bemburg geschlossenen Staatsvertrags vom 22. 
Febmar IKl etc.« 

Die Anstellung der Staasdiener gilt fUr 
lebenslänglich und unwiderruflich und deren Ein- 
kommen besteht ausser dem haaren Gehalt auch 
in Dienstwohnung, Dienstgmndstücken , Natura- 
lien etc., an deren Stelle jederzeit Geldrente 
treten kann. Jeder Staatsdiener ist itir seine 
amtlichen Handlungen verantwortlich und darf 
keine Ncbengeschäfte betreiben. Er kann auch 
mit Beibehaltung seiner bisherigen Besoldung 
und seines Dienstranges in eine andere Stelle 
versetzt werden. Der Staatsdiener ist 1) nach 
zurückgelegtem 50. Dienstjahre, 2) nach zurück- 
gelegtem 70. Lebensjahre, 3) wegen körper- 
ucher oder geistiger Dlenstuntähigkeit berechtigt, 
zu verlangen, mit Pension in den Ruhestana 
versetzt zu werden, die Amtsentsetzung und 
Entlassung aus dem Dienste aber kann nur durch 
rechtskräÜiges Erkenntniss geschehen. Bei tem- 
porärer oder relativer Dienstunfahigkeit ist der 
Beamte verbindlich, ein anderes angemessenes 
Amt zu übernehmen. Der jährliche Ruhegehalt 
beträgt bis zum vollendeten fiinilen Dienstjahre 
ein Dritttheil des Dienstgehalts; von dem fUnflen 
Dienstjahre an soll der Ruhegehalt mit jedem 
Dienstjahre um ein und ein halbes Procent des 
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ffesammten Diensteinkommens stelffen , so dass 
niit dem vollendeten 50. Dienstjabre der volle 
Gebalt als Ruhegehalt bezogen wird^ welcher 
letztere nur bis zum vierten Thelle seines Be- 
trags mit Arrest belegt werden kann. Dero 
Staatsdiener steht frei, sein Amt nach vorgän- 
ftigex dreimonatlicher Kündigung aurzugoben. 
Wegen Pflicht - oder wiedenioller Ordnungs- 
widrigkeiten tritt gegen dieselben das Besse- 
rungsverfahren in bestimmten Fällen ein; haben 
die Besserungsstrafen nichts gefruchtet, so kann 
Dienstentlassung oder Versetzung auf eine ge- 
ringere Stelle Statt finden. Suspension vom 
Amte Qrtokt in drei in dem Gesetze vom 13. 
Febniaf 1851. betrefiend die Dienstvergehen der 
Richter und die unfreiwillige Versetzung dersel- 
ben auf eine andere Stelle oder in den Ruhe- 
stand, genannten Fallen. Die Verurtheilung zu 
Z^chthausstrafe oder Festungsarbeit etc. zieht 
den Verlust des Amtes nach sich. Das Discip- 
ünarverfahren besteht in der Voruntersuchung, 
welche von einem commitUrtcn Richter geführt 
wird, und in der mündUchen Verhandlung vor 
dem Disciplinargericht, welches hinsichllicn der 
Mitglieder des Appellationsgenchts nebst dem 
Dirigenten das Obertribunal zu Berlin, hinsicht- 
lich der Mitglieder der Kreisgerichte aber, sowie 
der Dirigenten der Kreisgerichtscommissionen 
das Appeilationsgericht ist. Dai; Obertribunal 



eDischeidel In RttpHsicbt der M\tffiioi\pt des 4p- 
pellationsgerichts in erster und letzter Instant. 
Wer Richter zu werden beabsichtigt, bat sich 
denselben Prüfungen zu unterziehen, welche die 
Advokaten zu bestehen haben. 

Die Advokaten müssen sich, nachdem si^ 
drei Jahre die Rechte sludirt, zwei von Seiten 
des Staatsministeriums aqzuordnendep Priifungefi 
unterwerfen. Die erste geschieht mündlich ypfl 
schriftlich, und hat der Candidat alsdann bei et^ 
nem Untergericht ohne Unterbrechung drei Jahr# 
lang zu auscultiren, woi^auf er zur zweiten ju- 
ristischen Prüfling zugelassen wird. Nach die- 
ser zweiten gleichralls sowohl mündlichen ^ 
schriniichen Prüfung ist er für qualificirl zur 
Anstellung im Staatsdienste anzusehen und ihm 
die Erlaubm'ss zur advokatorischen Praxis zu 
ertheilen. Die Advokaten erhdten den Amts- 
character: Rechtsanwalt, und es vvird ihnen 
ihr Wohnsitz angewiesen, indem ihnen frei siebt, 
bei allen Gerichten der Herzogthümer Anhalt 
zu advociren. Ihre Zahl ist unbestimoit. Das; 
im J. 1844 ein AnhaUischer Advokatenvereiq 
bestanden hat, ist bereits bei Anb^ Dessau-Kötben 
erwähnt worden 0- 

1) Ein NaobU'fif ^u Vorstehendem, da« Strafrer- 
fahren beUeßend, wird in ein^ (Ur b^)^60 
Hefte fol|reQ. 
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üeber tie yeraekrug ier HelBeMe. 

Von dem Geheimen Justizrathe Tri est in Berlin. 



Zu den VeArecben, welche wegen ihrer au* 

JenscheinUchen Vermehrung in der neueren Zelt 
ie Aufmerksamkeit besonders auf sich gelenkt 
haben, i^ Torzugsweise der Meineid zu rech- 
nen. 

Wir finden diese Vermehrung in Betreff 
Bayerns von v. Arnold, im diesjährigen Ge- 
richtssaale S. 7$ folg. und S. 121 folg., in An- 
sehung des Gfossherzogthums Hessen von 
Bopj^V in derselben Zeitschrift S. UOtols. a. a. 0. 
unter Andern weiter ausgeitthrt, undlta)ten es 
flir eine zeitgemässe Ergänzung dieser Ausfäh- 
rungen, wenn wir daran eine Schilderung der 
preussischen Zustande knüpfen, und damit 
statistische Noüzen über das Verbrechen des 
Meineides in Prankreich verbinden. 

Für Preussen legen wir hierbei die , in> K. 
Justiz-Minislerio angefertigte, Statistik der 
Schwurgerichte fiir das Jahr 1^ und das Jahr- 
buch der preussischen Gerichtsverfassung für 
1864, und für Frankreich den compte gen^ral 
de l'administration de la justice en France zum 
Grunde 9 dessen, den Zeitraum von 1832 bis 
1853 umfassende Jahrgänge, uns vorgelegen 
haben. 
^' Man ersieht aus den preussischen Quellen, 
dass im Jahre 1840 wegen Meineides, Zeugen- 
bestechung und Eidbruchs 468 neue Untersu- 
chungen eingeleitet wurdmi, und dass, nritAus- 
ndune der Kheinprovinz , wegen dieser Ver- 
brechen. 1851 455, 1852 408 und 1853 540; 
In der Kheinprovinz abor 1851 28, 1852 41 u. 
1853 43, zusammen also, resp. 483, 449 und 
583 neue Untersuchungen ihre Einleitung fanden. 
Die StatisUk des Jahres 1854 ergi|)t nicht 
die Zahl der gedachten Untersuchungen, son- 
dern die der verübten Verbrechen des Meineides 
und der Verleitung zu demselben, welche in den 
«g. 125. 126. 127. 123 und 130 des Strafge- 
setzbuchs vorgesehen sind, und berechnet diese 
auf 7«. 



Da nun manche der in den vorerwähnten 
filiheren Jahren geschwebt habenden Untersu- 
chungen die Ableistung mehrerer falscher 
Eide zum Gegenstande hatten, so ist eine ge- 
naue Vergleicnung des Jahres 1854 mit den vor- 
hergegangenen leider nicht anzustellen. 

. Es wurden diese 717 Verbrechen jedoch 'nur 
von 549 Angeklagten verübt, und es lässt sich 
daher, da, in jeder der 583 Untersuchungen des 
Jahres 1853, doch wenigstens ein Angeschul- 
digter vorhanden gewesen sein muss, in Betreff 
dieses Jahres, eine Vermehrung des Verbrechens 
nicht ohne Weiteres annehmen, wogegen sie, 
im Verhältniss zu den Jahren 1840, 1^1 und 
1852, wohl als vorhanden anzusehen sein dürfte. 

Von den 549 Angeklagten wurden 216 oder 
30 Proc. freigesprochen und 333 oder 70 Proc. 
verurtheilt, und zwar 3 zu 15 und mehrjähri- 
gem, 8 zu 10 bis 15jährigem, 41 zu 5 bis 10 
t 'ährigem, 254 zu weniger als 5jährlgem Zucht* 
lause, und 27 nur zu Gefängnisse. 

Nach der damals maassgebenden, amtlichen 
Zählung des Jahres 1852 betrug die Einwohner- 
zahl in Preussen 16,923,721, so dass auf 23,603 
Einwohner ein Verbrechen und auf 30,826 des- 
selben ein Angeklagter zu rechnen ist. 

DieVerbrecnen und die Angeklagten verthei- 
len sich auf die acht Provinzen des Staats so, 
dass auf Schlesien, mit 3,143,119 Einwohnern, 
107 Verbrechen und 98 Angeklagte, auf Preus- 
sen, mit 2,604,795 Einwohnern, 154 Verbrechen 
und 120 Angeklagte, auf die Rheinprovinz, mit 
2,572,036 Einwohner, 33 Verbrechen mit 31 
Angeklagten, auf Brandenbürg; mit 2,245,886 
Einwohnern, 207 Verbrechen und 128 Ange- 
klagte , auf Westphalen und Ostrhein , mit 
1,904,345 Einwohnern, 96 Verbrechen mit 71 An- 

feklagten, auf Sachsen, mit 1,81 7,085 Einwohnern, 
3 Verbrechen mit 36 Angeklagten , auf Posen, 
mit 1,381,745 Einwohnern, 36 Verbrechen mit 
32 Angeklagten und auf Pornmon, mit 1,254,710 
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Einwohnern, 41 Veii>rechen mit 33 Angeklagten 
fallen. 

Es kam mithin in Schlesien auf 29,374 Ein- 
wohner ein Verbrechen und auf 32,072 ein An- 
tr, in Preussen auf 16,914 Einwohner 



geklafi[te] 
ein Verb 



ein Verbrechen und auf 21,706 ein Angeklagfer, 
in der Rheinprovinz auf 77,940 Einwohner ein 
Verbrechen und auf 82,968 ein Angekla^ler, in 
Brandenburg auf 10,849 Einwohner ein Verbre- 
chen und auf 17,545 ein Angeklagter, in Wesl- 
phalen und Ostrhein auf 19,836 Einwohner ein 
Verbrechen und auf 26,821 ein Angeklagter, in 
Sachsen auf 42,257 Einwohner ein Verbrechen 
und auf 50,474 ein Angeklagter, in Posen auf 
38,381 Einwohner ein Verbrechen und auf 43,179 
ein Angeklagter, und endlich in Pommern auf 
30,602 Einwohner ein Verbrechen und auf 38,021 
ein Angeklagter. 

Man sieht hieraus, wie gross die Verschie- 
denheit ist, welche sich herausstellt, wenn man 
das in Rede stehende Verbrechen im Ganzen 
oder nur in Beireff der einzelnen Provinzen des- 
felben Beates in das Auge fasst. und wie leicht 
man zu Fehlschlüssen gelangen kann , wenn man 
auf das Ganze bezieht, was nur im Einzelnen 
seine Richtigkeit hat. 

Während in d^ Rheinprovinz erst auf 77,940 
Einwohner ein Verbrechen und auf 82,968 ein 
Angeklagter fällt, geschieht dies in Brandenburg 
schon resp. auf 10,849 und 17,545 Einwohner. 

Schliesst man bei der Provinz Brandenburff 
das Stadtschwurgericht von Berlin mit 438.958 
Gerichtseingesessenen, 89 Verbrechen undf 30 
Angeklagten von der Berechnung aus, so treffen 
auf die übrigen 1,806,928 Einwohner der Pro- 
vinz noch immer 118 Verbrechen und 98 An- 
geklagte, und somit auf 15^12 Einwohner ein 
Verbrechen, und auf 18,438 ein Angeklagter, 
und es stellt sich auch dann das Verhältniss für 
diese Provinz als das ungünstigste heraus. Nicht 
erheblich besser gestaltet sich die Sache Hlr 
dÄe Provinz Preussen, wo auf 16,914 Einwoh- 
ner ein Verbrechen und auf 21,706 ein Ange- 
klagter kommt, und wo, in den beiden grossen 
Städten Königsberg und Danzig eine so grosse 
Verschiedenheit wahrnehmbar ist, dass an erste- 
rem Orte über 18 Verbrechen mit 16 Angeklag- 
ten, an dem letzteren aber nur mit 1 Angeklag- 
ten wegen zweier Verbrechen verhandelt wurde. 

Da im Ganzen 1854 über 8500 Verbrechen 
vor den preussischen Schwurgerichten verhan- 
delt wurden, so bilden die Meineide ungefähr 
BProc. aller dieser Verbrechen. 

Im Allgemeinen kommen auf Schlesien 2072, 
auf Preussen 1956, auf die Rheinprovinz 646, 
auf Brandenburg 1022^ auf Westphalen und Ost- 
rhein 621, auf Sachsen 733, auf Posen 816 und 
auf Pommern 479 Angeklagte, so dass ihre 
Gesammtzahl 8345 beträgt, und es kam deshalb 
1 Angeklagter vor den Schwurgerichten der 
Provinz Preussen auf 1332, in Schlesien auf 
1517, in Posen auf 1693, in Brandenburg auf 
2198, in Sachsen auf 2479, in Pommern auf 



2619, in Westphalen auf 3067 und in derRbein- 

Provinz auf 39»1 Einwohner, so dass, wenn man. 
ommem nicht beachtet, die Zahl der Verbre- 
chen immer grösser wird , je mehr man sich von 
Westen nach Osten wendet. 

Vergleicht man hiermit, nach den Bopp'schen 
Mittheilungen, die bei den Provinzen Oberhessen 
und Starkenburg des Grossherzogthums 
Hessen, zusammen mit 627,000 Einwohnern, 
so wurden daselbst, wegen des vorliegenden 
Verbrechens, 1851 16 Anklagen gegen 16 An- 
geklagte, 1852 23 Anklagen gegen 47 Angeklagte 
und 1853 29 Anklagen gegen 23 Angeklagte ^- 
hoben; es kam mithin 1851 auf 39,187 Einwoh- 
ner eine Anklage und ein Angeklagter, 1852 
auf 27,260 eine Anklage und auf 13^40 ein 
Angeklagter, und endlich 1853 auf 21,620 eine 
Anklage uno auf 27,260 ein Angeklagter. 

Hiemach gestaltet sich 1851 das Verhältniss 
instiger itir Hessen als für Preussen, da dort 
lie Durchschnittszahl 39,187, hier aber resp. 
23,603 und 30,826 betnur; 1852 war dagegen 
nur die Anzahl der Ankläger in Hessen eine 
geringere, die der Angekla^en aber eine griis- 
sere, und auch 1853 fielen die Durchschnitts- 
zahlen ungünstiger für Hessen als (br Preus- 
sen aus. 

Das Verhältniss d^ Freisprechungen zu den 
Verurtheilungen war in beiden Ländern zi^nilch 

fleich. In Hessen wurden 18^/53 ^^^ ^ ange-* 
lagten Personen, 25 mithin über 29Proc., in 
Preussen, wie wir oben bemerkt haben, SOProc. 

Was Bayern betrifft, so sind, in den 4 Jah- 
ren 18^/51, von den Schwurfferichten 193 Fälle 
des Meindds, und 54 Fälle der diesen gleich- 

Sestellten Verleumdung verhandelt worden, so 
ass jährlich durchschnittlich resp. 48V4 nad 
13^4 9 zusammen 6P/4, zur Verhandlung ge- 
bmgten. 

rlimmt man die Einwohnerzahl Bayerns auf 
4,580,000 an , so kommt erst auf 73,870 Bio- 
wohner ein Anklagefall, ein Verhältniss, welches 
sich nur in der preussischen Bheinprovinz etwas 
besser, sonst aber überall in Preussen ungtasti- 
ger gestaltet. 

Wenn auf Nassau, wie von Arnold a. a. 
0. erwähnt, 18^/^48 durchschni(tlich jährlich 20, 
18^/59 aber 26 Meineidsfälle treffen , dann kam, 
die Seelenzahl Nassau's auf 480,000 angenom- 
men, dort resp. auf 24,000 und 18,461 Einwoh- 
ner ein solcher, welche Durchschnittszalden mit 
denen der benachbarten preussischen Provinz 
Westphalen ziemlich gleich stehen, und auch 
von aen allgemeinen preussischen nicht erbeblidi 
abweichen. 

Die preussische Statistik stellt es überhaupt 
als sehr fraglich dar, ob sich die Meineide in 
Preussen vermehrt haben, indem sie das Jahr 
1840 mit dem Jahr 1854 vergleicht, sie wiU die 
etwaige Vermehrung der StraSäUe nicht in einer 
Vermehrung der Verbredier, sondern darin fin- 
den, dass seit der Einführung des Instituts der 
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Stafllflanwilltchaft diese eine entschiedenere 
und kräftigere Einwirkung auf die Versetzung 
derselben geäussert habe, als dies iiacli der 
früheren Justizorganisatiön der Fall gewesen sei. 

Wir müssen, nach der von uns in unseren 
früheren amtlichen Stellungen gewonnenen Er- 
fahrung, diese Behauptung zwar als eine rich- 
tige anerkennen, glauben jedoch, dass man fUr 
die Sache dadurch nicht viel gewinnt , und dass 
die Annahme, dass sich die Meineide nicht noch 
vermehren, da keine besondere Beruhigung ge- 
währen kann, wo im Verhältnisse zu andern 
Ländern ein Verbrechen, wie der Meineid, be- 
r^ts eine so bedeutende Ausdehnung erlangt 
hat, dass es, demselben nach alten Kratten ent- 
gegen zu arbeiten, schon zu einer dringenden 
Nothwendi^keit geworden ist. 

Man erlangt $ehr bald die Ueberzeugung von 
der Richtigkeit dieser Behauptung, wenn man 
den Meineid in Preussen, mit der faux t^moig- 
nage et subornation in Frankreich vergleicht. 

Die preussische Strafgesetzgebung ist ihrem 
Vorbilde, der iranzösischen, in BetrefT der oben- 
gedachten Verbrechen ziemlich treu geblieben, 
wie dies eine Vergleichung der $$. 125. 126. 
127 und 130 des St.CB. mit den ArUkeln 360. 
861, 362, 363, 364 und 365 des code p6nal 
bald ergibt, und es ist nur der $. 128 des 
6t.G.B., welcher bestimmte eidesstattliche Ver- 
sicherungen den geleisteten Eiden gleichstellt, 
welcher etwas weiter greift, als dieses im code 
p^nal geschehen ist. 

Die Differenzen, welche sich bei der vor- 
zunehmenden Vergleichung herausstellen werden, 
aind übrigens so bedeutend, dass sie durch ei- 
nige Verschiedenheiten des französischen Civil- 
rechts von dem preussischen, welche die Zeu- 
feneide (Artikel 134^ sqq. und 1357 sqq. des 
code civil), und den serment judiciaire be- 
schränken, nicht ausgeglichen werden, wenn 
man ihnen auch in weitester Ausdehnung Rech- 
nung zu tragen gemeint sein sollte. 

Vergleichen wir das Jahr 1840 in beiden 
Lindem miteinander, so war damals die Ein- 
wohnerzahl Preussens 14,701,830, die Frank- 
reichs aber 33,540,910. 

Es waren in Frankreich 78 Anklagen gegen 
168 Angeklagte^ wegen faux t^moignage et sub- 
ornation erhoben, wovon 95 freigesprochen 
und 73 vemrtheilt wurden, 1 zu travaux for- 
c^ k temps, 13 zur reclusion, 2 zur d^grada- 
tion civique und 57 zum emprisonnement. 

Es kamen mithin auf 430,01t Einwohner eine 
Anklage, und auf 199,648 ein Angeklagter. 
Stellen wh* die Zahl der Anklagen der Zahl der 
in Preussen geschwebt habenden üntersuchun- 

gen gleich, welche 1840 468 betrug, so kam 
ier auf 31,414 Einwohner bereits eine Unter- 
suchung, und somit wenigstens eine Anklage 
und ein Angeklagter, und das Verbrechen war, 
wenn man auch nur bei den letzten stehen bleibt, 
6 — 7mal so oft in Preussen als in Frankreich 
vorgekommen. 



Vergleicht man die Jahre 18^753 ^^ beiden 
Ländern mit einander, und legt man für Frank- 
reich dabei, nach dem compte gön^ral, die See- 
lenzahl von 35,783,144, für Preussen aber die 
von 16,923,721 zum Grunde, als die des in der 
Mille Hegenden Jahres 1852, so waren 1851 
wegen faux lemoignagc et subornation, 82 An- 
klagen, gegen 170 Angeklagte erhoben, wovon 
106 freigesprochen und 64 verurtheilt wurden, 
2 zu travaux forc6s k temps, 7 zur reclusion 
und 55 zur emprisonnement. 

Hiernach kamen auf 436,387 Einwohner eine 
Anklage und auf 210,482 ein Angeklagter, und 
in Preussen, da 483 Unlersuchungeii wegen 
Meineides anhängig waren, schon auf 35,038 
Einwohner eint» solche Untersuchung. 

1852 waren in Frankreich 72 Anklagen ge- 
gen 140 Angeklagte erhoben, wovon 91 freige- 
sprochen und 49 verurtheilt wurden, 1 zu 
Iravaux forcis k temps, 7 zur reclusion, 1 zur 
d^gradation civique und 40 zum emprisonne- 
ment; hier trafen 496,988 Einwohner auf eine 
Anklage und 255,593 auf einen Angeklagten; 
in Preussen aber, bei 449 Untersuchungen, be- 
reits auf 37,692 Einwohner eine Untersuchung. 

Was das Jahr 1853 betrifft, so waren 69 
Anklagen gegen 152 Personen eingestellt wer-- 
den, wovon 81 freigesprochen und 71 verur- 
theilt wurden, 6 zu Iravaux forcös k temps, 10 
zur reclusion, 1 zur d^gradation civique und 54 
zum emprisonnement, so dass hier 518,596 Ein- 
wohner auf eine Anklage, und 235,415 auf 
einen An|[eklagten fielen. 

Da 18o3 in Preussen 583 Untersuchungen 
wegen Meineides anhängig wurden, so traf 
schon auf 29,714 eine Untersuchung, und wenn 
man auf jede derselben auch nur einen Ange* 
klagten rechnet, ein Angeklagter in Frankreich 
auf 7 — 8 derselben in Preussen. 

Bringt man, in Ermangelung der nicht vor- 
liegenden Resultate des Jahres 1854, das Jahr 
1853 rur Frankreich mit dem Jahre 1854, für 
Preussen in Vergleichung, so hat man in Frank- 
reich, wie bemerkt, 518,596 Einwohner für eine 
Anklage und 235,415 für einen Angeklagten, in 
Preussen aber schon 23,603 Einwohner flir ein 
Verbrechen und 30,826 derselben für eine An- 
klage, so dass 21— 22 Verbrechen in Preussen 
auf eine Anklage in Frankreich, und ebenfalls 
wieder 7 — 8 Angeklagte in Preussen, auf ei- 
nen Angeklagten in Frankreich treffen. 

Beachtungswerth ist es, dass 1851 üb^ 
62, 1652 gerade 65 und 1853 über 53pCt. der 
Angeklagten in Frankreich, in Preussen aber 
nur 30 pCt. derselben freigesprochen wurden. 

Geht man in Betreff der faux törooignage auf 
die Jahre 1822/34 zurück, so findet man rtBSp. 
46, 55 und 42 Anklagen, und resp. 103, 133 
und 87 Angeklagte, zusammen also 143Ankla- 

fen und 323 Angeklagte, wogegen die Jalure 
8^V53 '^3 Anklagen und 462 Angeklagte lie- 
ferten. 

Da die Einwohn^zahl von Frankreich IS^^/h 
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32^1,463 beimg, mifj dnrcliSGhnHffich jthiiich 
47^3 Anklagen gegen 107^3 Angeklagte er- 
hpben wurden, so ^men, diese beinahe fiir voll 

Jerechnety damals auf 678^363 Knwohner eine 
anklage und auf 301^95 ein Angekläffter, so 
dass seil 20 Jahren das Verbrechen, jedoch nur 
unerheblich y sich ffesteigert hfit. 

Unter den 1854 in Preussen Angeklagten 
Haaren 414 Männer und 135 Frauen, und uater 
den 1853 in Frankreich Angeklagten 121 Män- 
ner und 31 Frauen, mithin resp. 24 — 25 und 
20— 21pCt., so dass sich itir die Frauen in 
. Freussen das Yerhältniss ungünstiger heraus- 
stellt als in Frankreich. 

Die preussi^che Statistik ergibt, dass sich 
unter den 549 Angeklagten ii'6 Arbeitsleute, 
Taglöbner, Häusler und dergleichen, 62Dienst- 
bo^ und ähnUcben Personen mit b^stlQimtem 
Erwerbe, 104 Handlungsdiener, Gesellen und 
Ch^bülfen, 49 Handwerksmeister, 11 Lehrlinge 
und Personen unter 16 Juhren, 34 Handelsleute 
und Knaben, 15 Kaufleute und Fabrikanten, 27 
Gutsbesitzer, Rentiers und dergleichen, 16 Be- 
amte, Aerzte, Geistliche und sonstige Gebildete 
beGnqen, und dass von 58 Stand nnd Gewerbe 
unbekannt gewesen sind. 

Mach dem compte gto^r^I waren, von den 
152 Angeklagten, 69 attacbes ä l'^xploUation du 
#d| und zwar 65 laboureurs und joumaliers 
mid 4 domestiques de ferme, 46 waren ouvreus 
cbang^ de mettre en oeuvre les produits du 
§Q\y de fer, de bois etc., 9 wQren boulangers. 
boucbers oder meuniers, ö commer<^t$, 4 ma- 
ifni^r«^ voituriers, commissionnaires, 1 auber- 
giste; loffuer oder cat^tier, 3 domqsüques at- 
^chis j( m personne, 3 gdiörten zu den pro- 
Cä$9Jkis liberales und 7 waren gens si|ns aveu. 
Vm die Clasaem der tailleurs peruquieu und 
chap^liers hatleA keine Anffeklagien geliefert. 
Es tebten hiervon 132 auf dem l<ande und nur 
.20 In Städten. 

Dem Alter nach befanden sich 10 dieser 
Angeklagten in dem von 16—21, 9 von 21—26, 
16 von 25—30, 21 von 30—35, 28 von 35— 40, 
19 von 40—45, 15 von 45—50, 8 von 50—56, 
15 von 55—60, 4 von 66—70, 1 von 70—80 
Jahren, und einer sogar in dem Alter von mehr 
ida 80 Jahren. 

Wir sehen, dass in Frankrdch das Verbre- 
chen von Landleuten Viel häufiger als von Stadt-' 
bewohnern verübt wird, und dass es dagegen 
in Freussen viel tiefer in die gebildeten Stände 
hineingriff als dies in Frankreich der Fall war. 

Man kann. nicht annehmen, dass alle die 173 
in Preussen angek}agten Arbeitsleute u. s. w. 
dem Landbau angehörten, und daher wohl höch- 
stens 26 pGt. der Angeklagten als dahin gehörig 
zu rechnen, wogegen in Frankreich über 75pCt. 
auf die Landbewohner fallen; ipithin auf solche 
Individuen, welche von ihrem täglichen V^- 
dienste und von grober schwerer 4r!^^ 
lebten. 

Während in Frankreich aur 3 Angeklagte den 
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ifeasions Ub^les aogebörten, ÜodM wir ia 
^reussen mindestens 58 dieser angehörte An- 
geklagte. 

Man dürfte nicht fehl scbliesseii, wenn mm 
im Allgemeinen annimmt, dass die UnwIssenMl 
und Armuth, insbesondere der ländlichen Ve- 
völkerung, in Frankreich mehr das Verbrechen 
hervorriefen, als eine Missachtung der WichUff-- 
keit und Heiligkeit des Eidschwures, welcbQ 
einer falschen Aufklärung ihren Ursprong ver- 
dankt. 

Wir finden, dass in 43 französischen Depar- 
tements, insbesondere in den ganzen Bezirken 
der cours imperiales zu MonH)eUier, Nismes und 
Orleans, ffar kdne Anklagen wegen Meineides, 
und in iz ausserdem keine ^^smrthellungen 
stattfanden , und dass die grösste Zahl der An- 
klagen nicht 5 überstieg, welche im Dordogne- 
Departement gegen 15 Angeklagte erhoben war^. 

Bei den 71 Verurtbeilungen wurdai &8aial 
circonstances alt^nuantes von den Geschwomen 
angenommen , und zwar in 6 Fällen der faux 
tömoignagc et subomation en mati^re cäminelle, 
in 35 Fällen der ünx tömoignage en matii«*e 
ctvile, in 14 Fällen der faux tSnoignage provo- 

2 vi par dons ou promesses, und in 3 Fällig d^r 
ux t^moignage en mattere de simple police. 

Da die d^^dation civique nur einmal er- 
kannt, und nur eüimal dieselbe wegmi mildern- 
der Umstände in emprisonnement verwandett 
wurde, so kann man annehmen, dass wegen dea 
faux serment (nach Artikel 366) niiir zwei Ver- 
urtbeilungen überhaupt erfolgt sind. 

Ausser dem Dordogne-I^partement lieferten 
die Departements Charente Interieure und Po; 
de Dome, die meisten, resp. 4 und 3 Anklagen, 
und es war das Departement der S^e idcht 
einmal in diesem Maasse bei dem Verbrechen 
vertreten. 

Wenn man dagegen sieht, dass o. A. in 
B^lin 89 Verbrechen gegen 30 AngeUagte, 
und ausserdem bei dem dortigen Kreissdiwur- 
fferichte noch 13 Verbrechen . gegen 11 Ange- 
klagte, beim Schwurgerichte zn Perleberg 48 
Verbrechen gegen W Angeklagte, in Cottbus 
22 Verbrechen gegen 22 Angeklagte, in Anger- 
burg und Lyk 29 Verbrechen gegen 16 Aqge- 
klagte, in Graudenz 11 Verbrechen gegen 8 An- 
gelüagte, in Breslau 19 Verbrechen gegen 18 
Angeklagte, in Brieg 22 Verbrechen gegeln 19 
Angeklagte, in Glatt 12 Verbrechen gegen 11 
Angeklagte, in Magdeburg 16 V'erbreden gegen 
13 Angeklagte, in Münster 32 Verbrechen gegen 

16 Ausgeklagte, in Hagen und Hamm je^sibal 

17 Verorechen gegen 14 Angeklagte v^rhanddt 
wurd^, und dass es von den 88 Schwurge- 
richten Preussens allein die zu Gnesen und 
Cleve waren, bd welchen Meiii^d^fillle nidt 
vorkamen, dann wird man den Beweis als ge- 
führt ansehen können, dass das Verbrechen des 
Meineides in Preussen in einem Umfange auf- 
tritt, welcher mit dem der fiinx t^moignagb fn 
dem grössten Missverhältnisse steht. 
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^s febleo um dazu (De Unterlagen^ die sog. 
causes apmreates der in Preussen geleistelen 
falschen Eide näher zu beleuchten ^ wir glauben 
{(ber annehmen zu roü3sen^ dass sie zum gröss- 
ten Theile einer Classe von Individuen zur Last 
fallen 9 ivelch'e sich am Besten als Winkelcoo- 
sulenten bezeichnen lassen, und welchen keine 
Mittel zu schlecht sind, sich einen Erwerb zu 
verschaffen. Sie sind theils selbst ohne Schwie- 
rigkeit bereit^ ihre Clienten durch falsche Eide 
zu unterstützen, theils dazu Andere zu werben^ 
und es kommt oß zwischen mehreren dieser 
Rathgeber eine Verbindung zu Stande, die als 
eine gewerbsmässige betrachtet werden 
kann. 

Dem mündlichen öffentlichen Verfahren ver- 
mögen wir einen besondern Einfluss auf die 
Meineide nicht zuzuschreiben, dasselbe fuhrt 
zuweilen, wie uns dies aus der Praxis bekannt 
Ist, zur Entdeclning geleisteter falscher Eide, 
aber es vermehrt die Meineide nicht, wirkt im 
Gegentheil repressiv auf dieselben; wegen der 
grösseren Geföhrlichkeit für den Verbrecner, an 
öffentlichen Stellen einen felschen Eid zu leisten, 
als dies dem einzelnen Richter gegenüber zu 
thun. 

Auch glauben wir nicht, dass die Eidesfor- 
mel auf den Meineid in irgend einer Weise ein- 
wirkt, und dass eine grössere Feierlichkeit und 
Förmbchkeit der Eidesleistung dem Uebel be- 
sonders entgegentreten würde. 

Wo der verbrecherische Wille die Stärke 



erlangt hat, dass ihn weder die Verschriften der 
Religion noch die der Gesetze zurückhaben^ we 
die Aussicht auf einen mit der Leistung des 
falschen Eides verbundenen Vortheil, oder das 
Verlangen, durch einen falschen Eid einen, viel- 
leicht eropfindUcben, Schaden von sich abzi^ 
wenden, bereits den Sieg über das Gewissen 
davongetragen hat, da wird weder eine grte* 
sere Feierlichkeit noch Förmlichkeit das Ver- 
brechen verhindern. 

Wenn in Schottland, mit m^erälu* 2^$ Mil- 
lionen Einwohnern, 1850 nur 2i und lool nur 
14 Anklagen wegen Meineides erhoben wurden, 
(Mittermaier in der kritischen Zeitschrift Jahr- 
gang 1853 Seite 481), und wenn in Belgien in 
den J. 18*0/4^ nur 253 Meineidsfölle verhandelt 
wurden, bei einer Bevölkerung von 4V3 Milion 
Einwohnerin, dann sind es nicht die Franzosen 
allein, bei welchen sich günstigere Resultate ki 
Ansehung des in Rede stehenden Verbrechens 
ergaben, als die in Preussen gewonnenen es 
sind, und es ist Zeit, dass hier die Gesetzge- 
bung aHes Ernstes aarauf Bedacht nimmt, die 
Quellen des üebels zu erforschen und sodana 
möglichst zu verstopfen. Ein namhafter Thefl 
der falschen Eide steht übrigens mit dem Wu- 
cher in naher Verbindung, und mit den 
Schwindeleien in Geldgeschäften, welche in 
der bürgerlichen Gesellschaft bereits einen Krank- 
heitszustand hervorgerufen haben, zu dessen 
Erscheinungen auch die des Meineides gehört. 



Reehtsstatistik des Schweizer GaiitoBS SchaffhanseB. 



Der 4. Jahrg. der Zeitschrift fiir Schweiz. 
Recht enthält eine Uebersicht der Rechtsstatistik 
des Cantons Schaffhausen, tabellarisch aus mehr- 
jährigen Aufstellungen (1843— 1853) geordnet 
Wir entnehmen derselben folgende hauptsächliche 
Notizen : 

1. Cantonsgericht (competent für Gri- 
mlnal- und Zuch^olizeisachen, sowie iiir Ma- 
trimonialstreitigkeiten, bestehend aus 7 Mitglie- 
dern). Es verhandelte im Jahre 1853 in 88 
Sitzungen 199 Frocesse, und zwar befanden sich 
darunter: 

a) Sittlichkeitsgebiet: 

71 Unzuchtsßille 

2 eingeleitete 

2 anerkannte 
27 IBhescheidungsklagen 
10 Ehescheidungsurtheile. 

b) Correctionelles Gebiet: 



12 Diebstahls- 
6 Belrugs- 
6 UnterschlagungS' 



j 



Fälle 



4 Fälschungs- 

1 Eigenlhumsbeschädigungs- 

7 Elirenverletzungs- ? Fälle 

8 Körperverletzungs- 

6 Sonstige Vergehens- 
zus. 49 Falle, in welchen 

61 Angeklagte bestraft 

2 „ entlassen 

7 „ freigesprochen wurden. 

c. Criminalgebiet. 

1 Falschmünzerei- 
1 Falsches Zengniss- 

1 Fleischesverbrechen- 

2 Gewalt- 

3 Brandstiftung- 
3 Eigenthumsverletzung- 

12 Diebstahls- 

2 Betrugs- 
zus. 25 CriminallMlle, in welchen 

24 Angeklagte bestraft 

3 „ entlassen 

3 n freigesprochen ^Mu*den 

Zwischenurtneile ergingen . 64 , A ppellatio-* 
nen 27. 



Fälle 
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2. Beslrksgerlckte (sechs, miljaöRlcb- 
lern oompetent in CiTil- und Admlnistrativsachen). 
Sie iiielten im Jahr 1833 250 Sitzungen, in 
welchen 513 Sachen (412 aoT friedensrichter- 
Hche Weisungen, 62 nConcars- and Inddenz/ 
89 Marchenstrelt) verhandelt and davon 446 er- 
ledigl warden, 77 hängend bleiben. Der Ge- 
genstand betraf bei 
45 Sachenrecht 
202 ObUgationen 

25 Familienrecht (Vomrandschaft) 
19 Erbrecht 

26 Concarsrecht 
131 Strafortheile 1) 

99 Injorien and Pressvergehen 
10 Revision and NulUtatbegehren. 
Rechnet man hierza 16 appeUable Zwischen- 
artheile, so ergibt sich ein Total der behandel- 
ten Geschäfte von 640. 



h der Administration lagen in deaMelbea 
Zdtramn 2389 ^Treibzedel^ >) nnd 62 Concorse 
vor. 

An zweite Instanz (Obergeridit) ergingen 
80 Appellationen, 35 Recnrse im Rechts^treitei 
im VerbMltniss znr Prozesszahl 7^/4. (Das Ober- 
gericht wies 5 znrttclc, änderte in 26 FiUen ab, 
bestätigte in 35, von den^ 14 dardi Rücktritt 
oder Vergleich beseitigt warden). 

3. Friedensgerichte. Vor diesen war- 
den in gleichem Zeitranme 1259 Processe an- 
hingig, davon 866 verglichen, 311 an das Be- 
zirbgericht, 65 an die Marchengerichte verwie- 
sen. (Marchengerichte sind AnsscbOsse der Ge- 
meindebehörden zur Erledigung von Grenz-, Ser- 
vitut- und Baustreitigkdten. Sie ertheillen im 
Jahre 1853 66 Weisungen, Recnrse wurden nur 
28 dagegen eingewendet). 2. 



1) Meitt oder «utcbliettlich aus Anlast von Con- 2) D. b. AofsaJbe dner SchuldbelreibaBf aa dt» 

eure bervor§^egaDsen , in welcher Beziehans mehrti- betreffenden Gemeindebeamtea. 
fif e bis acbtwöcbentliebe Eintperranf verMfl wird. 
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Ceber frautsisekes wU eiglUches teckt. 



1. rniiMieket (ÜTilreell. 

Dr. Frey m Neustadt a. d. H. liefert in dem 
Geriehtstaale 1856. Bd. I. aoffobrliche Darstellungen 
einzelner Lehren des französischen Civilrechts und 
zwar S. 19 f. über das Dotalrecht und S. 401 f. 
fiber das Erbrecht. Ebenso derselbe in Bd. IL S. 
374 f. über das Verftt^ngsrecht, d. i. die Lehre 
von den freigebigen Verfügungen (wozu nach dem 
Code civil die Schenkungen unter den Lebendigen 
und die Testamente gehören). — Ebenso liefert 
der Adv. Anwalt Eduard Levita zu Mainz* im Ge- 
richtssaale 1856. Bd.l. 8.276 f. IL 8.193 f. einen 
interessanten Excurs ttber den Zeugenbeweis im Ci- 
vilprecesse nach französischem Rechte, insbesondre 
ttber die Fllle, in denen Zeugenbeweis nicht zulis- 
sig, einzelne Personen zum Zeugnisse nicht aufge- 
rufen werden dürfen oder es ablehnen können. 

24. 



2. 
reiek. 



lie WitseBschaft des KirckeareekU in Frank- 



Wamkönig referirt fernerweit in der Krit. Zeit- 
schrift der Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des 
Auslands Bd. XXYIIL S. 76 f. über die neuere kir- 
chenrechtliche Literatur Frankreichs. Er bemerkt 
dabei, dass man bei den französischen Kirchenrechts- 
Gdehrten die Kenntniss der kirchenrechtlichea Literatur 
nie ToOstftndig finde und ihnen namentlich nicht der Höhe- 
punkt der kirchenrechtlichen Studien in Deutschland, 
trotz der Üebersetzung von Walters und Philipps 
LehrbOchem, bekannt sei. Auch haben die einen 
meistens nur das jetzt geltende französische Staats- 
kirchenrecht, andere das mittelalterliche Jus cano- 
nicum im Auge. 24. 

t. 1er finmzisische birgerllche Prece^s. 

Mittermaier referirt in der Zeitschrift für die 
Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslands 
Bd. XXVIil. S. 312 f Ober die Schriften französi- 
scher Juristen, welche mit Verbessemngsvorschli- 
gen nir den bOrgerlichen Process sich beschftftigen. 



Niemand kann verkennen, dass der französische 
code de proc^dure, der sich vorzugsweise an die in 
Paris üblichen Processformen hielt, bei den Land- 
leuten und Bürgern in kleinen Städten vielfach Kla- 
gen hervorruft, während er von den Bewohnern 
grösserer Städte gerühmt wird. Das Referat Mit- 
termaiers gibt eine gute Uebersicht der practischen 
Anschauungen in Frankreich ttber die wichtigeren 
Partien des dasigen Civilprocesses. 32. 

4. Vie StrafrechiswisseBsekafI ii Frankreich. 

Mittermaier referirt in Bd. XXVIU. 8.423 f. 
über die neuesten wissenschaftlichen Arbeiten in 
Frankreich auf dem Gebiete der Strafrechtswissen- 
schaft und zwar sowohl ttber einzelne Bücher ab 
über juristische Zeitschriften. Hervorzuheben ist 
eine Schrift von Bertauld, Questions et ezceptions 
pr^judicielles en mallere criminelle etc. (Paris 1856), 
welcher den Satz durchführt, dass der Slrafrichter 
befugt ist, das Dasein aller Merkmale, welche we- 
sentlich zu der strafbaren, dem Strafrichter über- 
wiesnen Handlungen gehören (^löments constitutifs), 
selbst zu entscheiden, weil der Strafrichter inner- 
halb der gesetzlichen Schranken seiner Competens 
volle Gerichtsbarkeit hat. Auch stellt er den Sati 
auf, dass wenn die bürgerliche Gesellschaft vom 
Strafrichter einen Punkt aburtheilen lasse , dieser 
Punkt durch das Urtheil als entschieden allen Mit- 
gliedern des Staats gegenttber gelte; allein er will 
das Ansehen des Strafürtheils nur beschränken auf 
die Grenzen der durch das Urtheil hergestellten 
Verification, also die Bedingungen der Anwendung 
der Strafe. Interessante und practisch wichtige Aus- 
führungen über die Principien des Strafrechts ent- 
halten zwei neue Schriften von 0. Barrot und Fau- 
stin Hölie, so wie über die Strafen in Bezug auf 
ihre moralische Wirkung und den Einfluss socialer 
Verhältnisse auf die Verbrechen eine neue Schrift 
von Berenger, welcher an den Ansichten auch hier 
festhält, die er in früherer Zeit (im Jahre 1818 in 
seinem Werke : de 1a justice crimin. en France) rer- 
theidigl hat. 22. 
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t. rrieleisrichteriieiie Gtmpeteii ia FnuikreleL 

Durch das Gesetz vom 25. Mai 1838 ist die 
Competens der Friedeosgerichte so wesentlich er- 
weitert worden, dass der Justizmioister in seinem 
Berichte über die Civilrechtspflege in Frankreich 
wfihrend des Jahres 1851 sie mit vollem Grunde 
als die Basis der gesammten französischen Gerichts- 
organisation bezeichnen konnte. Auch das Jahr 
1854 hat neuerdings zwei Erweitenmgen der Com- 
petenz der Friedensgerichte zur Folge gehabt, welche 
Beachtung verdienen und über welche Dr. Eschen 
in Zürich in der kritischen Zeitschrift der Rechts- 
wissenschaft und Gesetzgebung des Auslands Bd. 
XXVIII. S.119 f. referirt. Dus Gesetz von 1838 
überwies Streitigkeiten über Bezahlung von Mieth- 
and Pachtzins etc. bis 400 Fr. in Paris, ausser Paris 
bis 200 Fr. den Friedensgerichten. Das Gesetz vom 
20. Mai 1854 dehnt die Competenz bis 400 Fr. auch 
auf Lyon, Marseille und andere Fabrik- lind Han- 
delsstädte aus. Das Gesetz vom 10. Juni 1854, 
den un]gehiiiderten Abfluss des durch Drainirung ge- 
lammellen Wassers betr. übenfveist die hierauf bezüg- 
lichen Streitigkeiten den Friedensgerichteu. Bei der 
Berathung beider Gesetze wurde den Friedensgerichten 
tolles Lob gespendet. 32. 

t. Beitrige iir franilsiseken Ijpatkektrrebni. 
Neues Gesetz vom 26. März 1855 über die Tran- 
scription. Vom Advocat Dr. Levita zu Paris. 

- Der V^rf. — welcher auch in Gerichtüaale und 
in einer besonderen Abhandlung ^) interessante Notizen 
über die, der Reform sehr bedürftige französische 
Cfesetzgebnng über das Hypothekenwesen geliefert 
hat — bespricht in der Zeitschrift für die Rechts- 
Wissenschaft und Gesetzgebung des Auslands Bd. 
XXVIIL S. 235 f. das obengedachte neue Gesetz. 
Auch mit diesem Gesetze ist jedoch, wenn gleich 
aeü 1830 die Reform des Hypotheken wesens ein 
beinahe stfindiger Artikel auf dem Programme der 
parlamentarischen Berathungen geworden , die Re- 
form nicht vollständig erzielt worden. Der Verf. 
gibt einen interessanten Ueberblick über die frühe- 
reh Versuche und die mit ihnen in Verbindung 
stehende Bodencreditbatik^). Nach dem französi- 
sehtn Rechte ist der über ein Object abgeschlossne 



1) De Ia Reforme hjpoth^aire et du credit foneier* 
Pari«, 4852. 

2) Vergl. diese Jahrb. Bd. 1. S. 193 f. 



Verkauf selbst Dritten gegenüber wirksam und per- 
fect durch den blossen Consens, ohne dass es einer 
Eintragung bedarf. Ebenso gibt es ausser den Hy- 
potheken andre dingliche Rechte , deren Existenx 
von der Eintragung nicht abhängig bt. Ist die 
Eintragung; (transscription) nicht nCthig, so ist et 
unmöglich , dass das Grundeigenthum auf einer fe- 
sten und sicheren Basis beruht. Die Eintragong 
wurde als ein Widerspruch mit den Grundprincipien 
des Code bezeichnet und fand daher Widerspruch im 
gesetzgebenden Körper, obgleich sie z. B. für Schen- 
kungen gilt. Das Gesetz hat sie nun auch Behufs 
der Wirksamkeit von Uebertragen von Grundstücken 
und von Errichtung von dinglichen oder anderen 
Rechten, wodurch die Rechte des Eigenthttmers be- 
schrankt werden , gegen Dritte ab Bedingung aef- 
gestellt. 32. 

7. EngUsckes RechU 

Herr Torrent in London hat in der Krit. Zeit- 
schrift d. RW. u. Gesetzg. d. Auslandes Bd. XXVU. 
Nr. XXL Bd. XXVHI. Nr. IX. einen sehr interessan- 
ten Ueberi)lick über das englische Strafverfahren 
auf Grund mehrjähriger Beobachtungen geliefert. 
Demselben verdaukt auch das jnrislbdie Publicum 
eine klare und übersichtliche Darstellung des bür- 
gerlichen Prozesses in England, welche in dem 
Gerichtssaal Jahrgang 1855 aufgenommen bt und 
durch mehrere Hefte dieser Zeitschrift dorcbgeht. 

32. 

8. Me leneste Bearifefbuig des eugffsdbi Iteekts. 

Unter diesem Titel referirt Dr. Biirkbardt zu 
Basel in der Krit. Zeitschr. f. RW. u. Gesetzg. d. 
Ausl. Bd. XXVIIL S. 116 f. über ein von Warren 
(dem bekannten Romanschriftsteller) im Jsbre 1855 
herausgegebenes Werk. Dasselbe soll zonichst als 
Ergänzung von Blackstones berühmten Commentarea 
durch Anfuhrung der neueren vielfachen Verän- 
derungen in der Gesetzgebung bis zum Jahre 1855 
dienen. Zweitens soll es dem Laien die Möglich- 
keit bieten, die Hauptgrundsätze des jetzt in Eng- 
land geltenden Rechts kennen zu lernen* Das Werk 
von Warren habe das Verdienst» dass es Mit eSner 
wissenschaftlichen Auffassung eine populäre Dar- 
stellung verbindet und so die technischen jarisü-» 
sehen Ausdrücke möglichst vermeidet, welche sonst 
die englischen Werke für einen Aaiilnder oft ite- 
geniessbar machen. Den Grund des Werks Uhlett 
Auszüge aus Blackstone, denen Warrens Zositze in 
Parenthesen beigefügt sind. 32. 
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Strafgesetibnch f. d. R. Sachsen (G.) 86. 

Strafmaass 387. 

Strafprocess, übcrb. 53 ff., 391 ff. — in Nassau 

375 — ciTilrechÜiehe Vorfragen im St. 162. 
Strafprocess Ordnung f. d« K. Saebsen (6.) 86. 
Strafrecht, überhaupt 207 ff. 385 ff. die neuesten 

Codiflcationen dess. 107 — in Massau 375 — in 

Franlu^eich 96. 
Subrogation (badisehes Recht) 61. 
Snbstitutio iacita 319. 
Suggestivfragen 222. 



Telegraphen (6.) 86. 440. 

Testament 13. 

Testirffthigkeit (Zürcher Recht) 76. 

That, die fiiscbe, im Strafrechte 160. 

That- und Rechtsfrage 225 ff. 394. 

Theilungsklage 6. 

Thiere, Misshandlung ders. (6.) 80. 

Thurgau, Canton 78. 

Thüringische St. P.O. 392. 

T h u r n und Taxis, fürstl. Haus , FamiÜenverträge 

dess. (6.) 439. 
Todesstrafe 207. 387. 
Todtschlag 210. 
T ö d t u n g auf Verlangen 210. 
Traditio 125. 
Tnrreeremata, Joa. a, 287. 



Veber fahrt. Recht der, über ein Grundstück 6. 

Ulpianus 193. 

Unechte Rinder 324. 

Unfreie 410. 

Universal -Fideicommiss 14. 

Unterschlagung,216 ff 

Untersuchung, Beschwerde wegen deren Nicht-^ 

einleitung 159. 
Untersuchungshaft 164 — Anrechnung ders. 

als Strafe 208. 
Untersuchungskunde 392. 
Untersuchungsrichter 165. 
Unvordenkliche Zeit 126. 
Unzuc bis strafen (Holstein) (G.) 441. 
Urheber, inlallectueller 388. 
Urkundenbeweis 342. 
Urkundenfälschung 219. 



Väterliche Gewalt 318. 

Verdict 229 ff. 

Vereine, kirchliche 94. 

Vereinswesen (G.) 85. 87. 

Vergleich 313. 

Verjährung im Civikechte 4 — im Strafrechte 209. 

388. 
Verlagsrecht 413. 
Vermächtnis s 14. 
Versuch eines Verbrechens 208. 
Vertheidigung 171 — in zweiter Instanz 239. 
Verträge, deren Formlosigkeit 127 — ScbriAlich- 

keit 7. 129 — zu Gunsten Dritter 7. 365 — über 

die künftige Verlassenschaft Dritter 143. 
Verwaltungsjustizsa c h e n (Württembcrg)(G.) 

441. 
Verwältungis ach en 422 ff. s. Justiz- und Verwal- 

tungssacben. 
Verwandtendiebstahl 214. 



Verweisungserkenntniss 165. 
Verzugszinsen 130. 
Viehgewährschaft 437. 
Völkerrecht 241 ff 288. 424 ff 
Vorladungsfrist, im Strafproeess, Verzicht dir- 
auf 165. 



liV aldeigenthum, Schutz dess. (Württemberg) 

(G.) 441. 
Wallis, Canton, Civilgesetzbuch dess. 183. 
Wasserlösung, (Holstein) (G.) 442. 
Wasserrecht« (G.) 440 s. Gewässer. 
Wechsel überb. 144 ff 329 ff. — insbes. trassirt 

eigne 146 — eigne 155 (s. Domicilwecbsel). 
Wechselordnung allg. deutsche, über dieselbe 
überh. 144. 
Zu Art. 1. 329. 330. 

n » 4. 145. 330. 

„ „ 6. 145. 146. 

« M 7. 146. 

„ „ 9—17. 1471:, 150. 

t, M 12. 150. 

., •. 14. 146. 

M „ 16. 150.330. 

„ „ 18. 150. 

„ M 23. 151. 

H M 24. 151. 331. 

„ „ 33. 152. 

„ „ 35. 152. 

„ „ 36. 150. 152. 

n „ 37. 332. 

,» „ 43. 151. 331. 

„ „ 44. 151. 332. 

„ „ 50. 51. 332. 

.. „ 73. 153. 

„ „ 74. 333. 

„ „ 76. 150. 

„ „ 77. 152. 153. 

„ „ 80. 154. 333. 

„ ,. 81. 155. 333. 

„ „ 82. 155. 

„ „ 83. ^ 155. 

„ „ 86. 155. 

., „ 87 f. 155. 

„ rt ™' 333. 

„ „^ 91. 155. 

M „ 96. 145 f., 155. 333 f. 

M „ 98. 156. 332. 

„ „ 99. 151. 

Wechselordnung, Schweizerische 145. 
Wechselprocess 158. 
Wechselprotest 157. 
Wechselrecht 144 ff. 329 ff. — in Oesterreich 157 ff. 

329 — in Rurhessen 329 — in der Schweiz 145 

— in Schleswig 357 — Nürnberger (G.) 440. 
Widerklage 343. 
Widerruf 346. 
Widersetzung gegen die öffentliche Autorität 

210. 208. 
Wiedereinsetzung, s. Restitution. 
Wirkung früherer Processe 342. 
Wucher 220. 389. 
Württemberg, R., Recht das. überhaupt (G.) 86. 

441. 



Zahlen, des Rom. Rechts 307. 
Zehnt (kirchlicher) 406 ff. 
Zeugen, im (}ivilprocesse 341. 
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ZeQgenbeweis (Im SinfproetU) 220. Zvreehn ongsf Ahigkeit 222. 

Zevgenliste im Slrafproeett 165. Zfirieb, Canion, privatrechü. Gesetzbach deet. 72 ff. 
Zengnist, Versehweigeii von Tbattachen bei sol- iT7 IT. 

chem 218. Zusammenrotten 210. 

Ziosversprechen beim Wechsel 146. 333. Z wancrsliegenschaftsversteigerong 365. 

Zubehör 311. Zwangsvollstreckung 06. 



B e r i c b.M g u n g. 

In dem Anfsalze des Hm. Dr. Friedlieb Aber Schleswigsches Recht Heft 4 Seite 346 ff. d. Bandes 
bitten wir folgende Drockfehler tu berichtigen ; 

Seite 346 Spalte 1 Zeile 3 steht Braderterritorium statt Bundesterritorinm. 

^ 1 V. n. steht Landschaft Schwansee statt Landschaft Schwan sen. 
•• 16 V. 0. steht Nageiholm statt Stapelholm. 
„ 14 V. n. steht £. v. Stemner statt E. v. Stemann. 
„ 24 V. o. Sgadelandrecht statt Spadelandrecht (hochdeutsch Spaten). 
Note 17 Zeile 2 steht Bauhöfe statt Bauerhöfe. 
„ „ „ 3 steht : wenn sie vorher von Einem Eigenthdmer kommea, 
statt: wenn mehre an Einen Eigenthfimer kommen. 
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